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Vorwort. 


Bald nach meinem im Herbſte 1847 erfolgten Eintritte in die 
juriſtiſche Praxis wurde in den ſieben dießrheiniſchen Provinzen des 
Königreichs Bayern durch das Geſetz vom 10. November 1848, die Ab— 
änderungen des zweiten Theiles des Strafgeſetzbuchs vom Jahre 1813 
betreffend, die längft erftrebte Umgeftaltung des Strafprocejfes zur 
Thatfache, indem durch das bejagte Gejeß an die Stelle des bis dahin 
bejtandenen geheimen jchriftlichen Ingquifitionsproceffes ein auf Deffent- 
lichfeit, Mitnplichkeit und das Inftitut der Staatsanwaltfchaft fowie auf 
bie Zuziehung von Gefchtwornen bei der Aburtheilung gebautes Verfah— 
ven getreten iſt. Ich Hatte damals hinreichende Gelegenheit, aus eige- 
ner Erfahrung fennen zu lernen, wie fchwer in der erjten Zeit ber 
praftifchen Anwendung eines neuen auf völlig andern Principien wie 
das bisherige beruhenden Gefetses das richtige Verſtändniß dieſes Ge- 
jetes überhaupt und eine dem wahren Sinne entiprechende Auffaffung 
und Auslegung feiner einzelnen, überall unter fich in einem innern Zu- 
jammenbange ftehenden Beitimmungen für Denjenigen tft, welcher nicht 
die Grundlage des Gejetes und die ganze Entjtehungsgefchichte deſſel— 
ben zum Gegenftande eines gründlichen und umfafjenden Studiums ge- 
macht hat. 

In Folge ver nunmehr erfolgten Publikation des neuen Straf- 
gefeßbuches für das Königreich Bayern vom Jahre LS6L it auch die - 
ſchon ſeit Decennien beabfichtigte Reform des materiellen Straf- 
rechts zur Wahrheit geworden, Durch dieſes neue Strafgeſetzbuch 
erleidet vom 1. Juli 1862 an, an welchem Tage die gefetliche Wirk— 
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ſamkeit deſſelben nach Artikel 1 des Einführungsgeſetzes zum Straf— 
und Polizeiſtrafgeſetzbuche in's Leben tritt, die materielle Rechtſprechung 
in Strafſachen im ganzen Umfange des Königreichs Bayern gleichfalls 
eine burchgreifende Umgeftaltung, da das erwähnte Gefegbuch nach Prin- 
cipien ausgearbeitet ift, welche nicht blos von dem dem bayerifchen Straf- 
gefeßbuche vom Fahre 1813 zu Grunde liegenden Syiteme völlig verichte: 
den find, fondern auch von den Anſchauungen des. bisher in der Pfalz 
in Geltung gewejenen Code pénal in ven erheblichiten Punkten ab- 
weichen. Unter dieſen Umjtanden wird das Verſtändniß des neuen 
Strafgeſetzbuchs namentlich fir diejenigen zu deſſen fofortiger Anwend- 
ung berufenen Richter und Staatsanwälte mit jehr großen Schwierig: 
feiten verknüpft fein, welche durch ven Drang ihrer Berufsgefchäfte an 
einem eingehenden Studium der in den beiden Kammern des Yandtags 
in verſchiedenen Perioden gepflogenen Verhandlungen über viefes Gefeß- 
buch gehindert find. Diefen Schwierigkeiten wenigftens einigermaßen 
abzuhelfen, zum richtigen Verſtändniſſe des Geſetzes und zu einer dem 
gefeßgeberifchen Willen entjprechenden Auslegung vefjelben bei feiner 
praftifchen Anwendung nad) Möglichkeit beizutragen, und auf dieſe Weife 
den höheren Intereſſen ver Gerechtigkeit zu dienen, iſt der Zwed des 
vorliegenden Werkes. 

Den Entjchluß zur Bearbeitung dieſes Werfes habe ich bereits bei 
der zuerit im Jahre 1853 und dann wiederholt im Jahre 1855 von 
Seiten ver fgl. Staatsregierung erfolgten Vorlage des erjten Strafgejet- 
Entwurfs an die Kammern des Yandtags gefaßt und fehon damals mit 
ben Borarbeiten hiezu begonnen, Diefe Vorarbeiten habe ich, auch nad)» 
dem die Verhandlungen mit dem Yandtage über ven erjten Gefegentwurf 
zu feinem enblichen Reſultate geführt hatten, in meinen Mufejtunden 
fortgefett, in der Vorausficht, daß bei Wiederaufnahme des Gefeßgebungs- 
werfes die über den erjten Geſetzentwurf gepflogenen Verhandlungen 
jedenfalls zur Grundlage dienen würden, wie dieß auch in ber That 
der Fall gewejen ijt. Auf dieſe Weife ift es mir möglich geworben, 
das vom Anfange an angeftrebte Ziel, die verfuchte Erläuterung des 
allgemeinen Theiles des Strafgefetbuchs jo rechtzeitig zu vollenden, 
daß viefelbe bis zum Eintritte des Zeitpunfts, in welchem das neue 
Geſetzbuch in gefetliche Wirkfamfeit tritt, bereits vollftändig der Deffent- 
lichfeit übergeben fein wird, wirklich zu erreichen, indem ber Druck ver 
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einzelnen Lieferungen nunmehr in unmittelbarer Aufeinanderfolge fort— 
ſchreiten wird. Ich habe nämlich aus dem Grunde, weil gerade der 
allgemeine Theil die am weiteſten gehenden principiellen Abweichungen 
der neuen Strafgeſetzgebung von der bisherigen enthält und deßhalb am 
leichteſten zu irrigen Auffaſſungen Veranlaſſung geben könnte, ein beſon— 
deres Gewicht auf das gleichzeitige Erſcheinen des allgemeinen Theiles 
meines Werkes mit dem Einführungstermine des neuen Geſetzbuchs ge— 
legt, und ſuche überhaupt den Werth dieſes Verſuches einer größeren 
literariſchen Arbeit vorzugsweiſe darin, daß hiedurch die Einführung die— 
ſes Geſetzbuchs in die Praxis vermittelt und erleichtert wird. 

Was die Anlage des Werkes anlangt, ſo wurde dieſelbe durch den 
bereits dargelegten vorherrſchenden Zweck dieſes Werkes, dem prafti- 
ſchen Bedürfniſſe der zur Handhabung und Anwendung des neuen 
Geſetzbuchs berufenen Organe (Richter, Staatsanwälte und Vertheidiger) 
zu dienen, von ſelbſt beſtimmt. Zur Erreichung dieſes Zweckes wird 
das vorſtehende Werk vor Allem den wörtlichen Abdruck des Geſetzes— 
textes ſelbſt, und zwar in der geſetzlichen Reihenfolge der einzelnen Ar— 
tikel enthalten. 

Unmittelbar nach jedem einzelnen Artikel wird ſogleich auf die hie— 
her Bezug habenden Artikel in den beiden dem jetzigen Strafgeſetzbuche 
zu Grunde liegenden Geſetzentwürfen, ſowie auf die hierüber gepfloge— 
nen Verhandlungen in den Geſetzgebungsausſchüſſen der beiden Kammern 
des Yandtags hingewiejen. Diejes geſchieht nämlich aus einem doppel— 
ten Grunde; einmal um bei der wirklichen Erläuterung des Gefetes- 
textes der Nothwenpdigfeit überhoben zu fein, zum Nachweife der Richtig- 
feit der gegebenen Auslegung des Gejeßes und der daraus entwidelten 
Schlußfolgerungen in öfters fich wiederholender Weife auf die einfchlä= 
gigen Gefegesquellen verweifen zu müſſen; ſodann aber auch, um dadurch 
bet dem Gebrauche des Werkes die Möglichkeit an die Hand zu geben, 
fich durch Nachichlagen der in erfchöpfenver Weile angegebenen einfchlä- 
gigen Gejetesquellen fchnell und ohne vieles Nachjuchen eine volljtändige 
Kenntniß über die ganze Entjtehungsgefchichte des in Frage ftehenden 
Artikels verfchaffen und dann die hieraus fich ergebenden Gonfequenzen 
für die Entjcheidung des im Frage ſtehenden „alles ſelbſt ziehen zu 
fönnen. | 

Sodann werden zunächjt die Motive, welche ven Geſetzgeber ver: 
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anlaft haben, die voranſtehende Beltimmung zu treffen, im Allgemeinen 
angeführt und alfo auf dieſe Weife ter innere Grund tes Gejetes dar- 
gelegt werden. 5 

Hierauf wird zu der eigentlichen Auslegung des Gejetes über- 
gegangen, indem ver wahre Sinn deſſelben, wie er fi) aus der Wort- 
faffung im Zufammenhalte mit der gejetgeberifchen Abficht ergibt, dar— 
zuthun verjucht, und wird hiebei, um auch hier wieder ver oben bezeich— 
neten Richtung des Werkes Rechnung zu tragen, das Bejtreben nament- 
lich auch darauf gerichtet fein, die wichtigften praftifchen Schluffolge- 
rungen vor Augen zu führen, welche ſich aus ver in Frage ſtehenden 
gefeglichen Beſtimmung ableiten lafjen. 

Nebſtdem wird aber auch bei der Erläuterung der einzelnen Gejetes- 
artifel vielfach Veranlaffung gegeben fein, auf die allgemeinen Grundſätze 
des Strafrechts, wie folche gegenwärtig in der Wifjenfchaft feitgeftellt 
find, näher einzugehen und viefelben in Kürze vorzutragen. Das vor- 
wiürfige Strafgefetbuch fett nämlich bei denjenigen Perfonen, welche zur 
Anwendung der Strafgefete berufen find, die allgemeinen Grundſätze 
des Strafrechts als bereits befannt voraus; und es kann dieß gewiß 
auch mit Recht thun, da nad ven bejtehenven jtaatlichen Einrichtungen 
nur folche Perſonen zur Ausübung der Strafrechtspflege zugelaffen wer: 
ven, welche das Stubiun des Rechts nach feinen verjchiedenen Theilen 
zu ihrer Yebensaufgabe gemacht und vemjelben bereits längere Jahre hindurch 
obgelegen haben, Mit Rückſicht hierauf hat das Geſetzbuch von der Auf- 
nahme allgemeiner Grundſätze des Strafrechts in das Gefet felbjt häufig 
Umgang genommen, und überläßt auf diefe Weife der Wilfenfchaft und 
dem teten zFortjchreiten derjelben ein weites Gebiet, was gewiß nur als 
ein großer Borzug des nenen Gejetbuchs bezeichnet werden fann. Zu 
der Aufgabe eines Commentars gehört e8 aber zweifellos, auch jene allge= 
meinen wiſſenſchaftlichen Grundſätze zu berücdjichtigen und darzulegen, 
auf welche das Geſetz jtillfchweigend verweist, und wurde eine Rückſicht— 
nahme hierauf bei der Bearbeitung des vorjtehenden Werfes um jo 
mehr für nothwendig erachtet, da nur auf dieſem Wege der Zwed des 
Werkes, ein ausreichendes Handbuch für die Praris zu bilden, erreicht 
werden fan. 

Indem ich im DVorjtehenden die Gründe auseinandergejegt Habe, 
welche mich zur Herausgabe dieſes Werkes überhaupt und zu der ge- 
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troffenen Einrichtung deſſelben beftimmt haben, muß ich jedoch ausdrück— 
lich darauf aufmerffam machen, daß ich mein Werk nur als einen un— 
vollfommenen Verſuch einer Erläuterung des neuen Strafgeſetzbuchs 
betrachte und betrachtet wiffen will. Ich habe nämlich bei der bis jet 
erfolgten Ausarbeitung des allgemeinen Theiles im volliten Maaße ge- 
fühlt, wie außerordentlich jehwierig und gewagt das Unternehmen ift, 
ein Gefetbuch fofort bei feinem Erjcheinen oder unmittelbar nach dem— 
ſelben in umfaffender Weife erläutern zu wollen; und ich bin mir wohl 
bewußt, daß die Löſung der Aufgabe, einen allen begründeten Anforder- 
ungen entjprechenden Commentar über das neue Strafgefeßbuch zu fchrei- 
ben, überhaupt erft dann möglich ift, wenn das Geſetzbuch längere Jahre 
hindurch in Geltung gewejen iſt. Denn noch jteht der Buchitabe des 
Geſetzes dem Leben todt gegenüber; noch ift die Praxis nicht an daſſelbe 
berangetreten, und hat gezeigt, was fie darin gefunden und vermißt hat; 
noch fehlt jene wohl berechtigte hohe Autorität der Entjcheidungen des 
oberjten Gerichtshofs, welche allein im Stande ift, die vielen bei jedem 
Geſetzbuche entjtehenden Streitfragen nach und nach feitzujtellen und zum 
Abſchluſſe zu bringen. Mit Nücficht Hierauf kann im jetigen Zeitpunfte 
ein Commentar über das neue Strafgefetsbuch, infoferne er fich zugleich 
die Beleuchtung der fich ergebenden Zweifelsfragen zur Aufgabe macht, 
nichts weiter als die fubjective Anfchauung eines Einzelnen bar- 
bieten, welche in feiner Weife einen Anfpruch darauf machen darf, als 
die allein richtige erkannt zu werben. 

Denn ich demungenchtet das vorſtehende Werf der Deffentlichkeit 
übergebe und mich hiebei ver Gefahr ausfege, mein Unternehmen viel 
leicht von manchen Stimmen als ein vworzeitiges getavelt zu ſehen, fo 
wurde ich Hiezu durch die leberzeugung veranlaft, daß meine Arbeit troß 
ihrer Unvolllommenheit doch als eine ganz fruchtloſe nicht wird erachtet 
werden können, da ſie jedenfalls dazu dienen wird, manche Irrthümer von 
der Praxis von vorneherein fernezuhalten, den Geiſt der wiſſenſchaftlichen 
Forſchung anzuregen, und die einer ſpäteren Zeit vorbehaltene Aufgabe, 
auf der Grundlage der durch eine gereifte Praxis gewonnenen Erfahr— 
ungen einen den Vorzug größerer VBollfommenheit an fich tragenden 
Commentar über das neue Strafgefetsbuch zu jchreiben, wejentlich zu 
erleichtern. | 

Möge denn diefes Werk einer nachfichtigen Beurtheilung empfohlen 
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fein. Das neue Strafgefegbuch legt ein außerordentliches Vertrauen in 
die zur Ausübung der Strafrechtspflege berufenen Richter an den Tag, 
indem es ihrer vernünftigen Auffafjung und ihrem richtigen Gefühle 
einen äußerſt großen Spielraum einräumt. Diejes Vertrauen muß das 
Pflichtgefiihl jedes Einzelnen in erhöhtem Maaße wachrufen, und ich 
glaube diefem Rufe auch dadurch zu entjprechen, daß ich nach meinen 
Kräften zu einer richtigen Erfenntniß des gejetsgeberifchen Willens bei— 
zutragen fuche. Dabei bin ich jedoch weit entfernt, mich der Erwartung 
hinzugeben, daß die von mir aufgejtellten Anfichten überall die Billigung 
der Praxis erhalten werden, und erkläre mich vielmehr im Voraus 
bereit, meine Anfchauungen ver befjeren Einficht unterzuoronen und 
überhaupt jede Belehrung, welche mich auf allenfallfige Unrichtigfeiten 
diefes Werfes aufmerffam macht, mit größtem Danke anzunehmen, 

Zum Schluffe bemerfe ich noch, daß ich unmittelbar nad) beendigter 
Herausgabe der Erläuterung des allgemeinen Theiles die Ausarbeitung 
der Erläuterung des fpeciellen Theiles des Strafgefetbuchs beginnen und 
mit möglichjter Beſchleunigung zu Ende führen werde. 


Aſchaffenburg, im November 1861. 


C. Hocheder. 
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In dem Königreiche Bayern beſtanden bisher zwei verſchiedene Straf— 
geſetzgebungen. In den ſieben Kreiſen dieſſeits des Rheins galt nämlich 
das bayeriſche Strafgeſetzbuch vom Jahre 1813 mit den dazu gehörigen 
Anmerkungen und den ſpäter erſchienenen Novellen; in dem pfälziſchen 
Kreiſe aber der zur Zeit der franzöſiſchen Herrſchaft dort eingeführte 
napoleoniſche Code pé nalv. J. 1810 nebſt mehreren älteren und neueren 
Geſetzen, wodurch derſelbe theils ergänzt, theils aber auch in einzelnen Punkten 
abgeändert wurde. Was ſodann insbeſondere die bayeriſche Armee anlangt, ſo 
war durch Armeebefehl vom 16. Auguſt 1813 (Reg.Blatt von 1813 ©. 
1050) beftimmt, daß für diefelbe das Strafgeſetzbuch von 1813 gefetliche Kraft 
und Wirkung habe, und mußten demgemäß die Militärperfonen, welche nad) 
Zitel IX. 8. 7 der VBerfafjungsurfunde des Königreichs Bayern wegen 
aller von ihnen verübten Verbrechen und Bergehen unter der Militär: 
jtrafgerichtsbarfeit jtehen, im ganzen Königreiche und alſo namentlich auch 
in dem pfälzifchen SKreife nach dem bayerifchen Strafgefetbuche von 1813 
beurtheilt werben. 

Die beiden voraufgeführten Strafgefetbücher wichen nicht allein in 
ihrer ſyſtematiſchen Anlage und in den gefeglichen Strafarten weſentlich 
von einander ab, jondern es brachte die Verſchiedenheit verfelben auch 
in der materiellen Beurtheilung und Behandlung ver einzelnen Straf: 
fülle die größten Ungleichheiten mit ſich. Einerſeits waren nämlich in 
Folge der verfchiedenen Strafgefetgebungen einzelne Handlungen in ver 
einen Provinz ftrafbar, während fie in der andern gänzlich ftraflos blei- 
ben mußten; und amdererfeits trugen manche Handlungen in ber einen 
Provinz den Charakter eines Verbrechens an ſich, während jie in ber 
andern als bloſe Vergehen oder gar nur als blofe polizeiliche Uebertre- 
tungen qualificirt waren. Sp bildete z. B., um nur eines der am häu— 
figften vorfommenden Rente hervorzuheben, der nächtliche Diebjtahl von 
zwei oder mehreren Perfonen oder der nächtliche Diebftahl in einem be: 
wohnten Gebäude u, dgl., wenn er nicht den Betrag von fünf Gulven 
überftieg und feine Auszeichnung an fich trug, im bieffeitigen Bayern 
nach Art. V der Diebftahlsnovelle vom 25. März 1816 eine Polizei- 
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übertretung und fonnte derſelbe nur eine geringfügige Arreftitrafe nach 
fich ziehen; in der Pfalz dagegen erſchien ein jolcher Diebſtahl nach Art. 
386 des Code pénal als ein Verbrechen, und mußte derſelbe mit fünf- 
bis zehmjähriger Einſperrung beftraft werten, wobei nebjtven mit der 
Beruttheilung auch noch der Verluft der wichtigjten politifchen echte 
verbunden war. 

Eine derartige Verſchiedenheit der Strafgefetgebung in einem und 
vemfelben Reiche hatte der Natur der Sache nach wefentliche Uebelſtände 
im Gefolge, welche namentlich dann am fchärfiten bervortraten, wenn in 
der Pfalz Civil- und Militärperjfonen eine ftrafbare Handlung gemein 
Schaftlicy mit einander verübten, und die Bejtrafung derjelben wegen 
piefer gemeinschaftlich weribten That in Folge des zufälligen Umftanves, 
weil der Eine von ihnen dem Militärverbande angehörte, der Andere 
nicht, eine gänzlich werfchievene war, indem eben die Aburtheilung des 
Einen von dem zuftändigen Milttärftrafgerichte nach den Beſtimmungen 
des bayeriſchen Strafgefeßbuchs von 1813, die des Andern aber von 
dem zuftimdigen bürgerlichen Strafgerichte nach den Beſtimmungen des 
Code pénal zu erfolgen Hatte. — Zur PVefeitigung diefes unverfenn- 
baren Mißſtandes, durch welchen das Nechtsgefühl des Volkes verlett 
und irregeführt werden mußte, wurde die Schaffung einer gemeinfamen 
Strafgefeßgebung für das ganze Yand fchon feit dem Erfcheinen der Ber- 
faffungsurfunde vom 26. März 1818, woſelbſt in Zitel VIII S. 7 aus- 
gefprochen ift, „daß ein und daſſelbe bürgerliche und Strafgeſetzbuch im 
ganzen Königreiche beftehen folle,“ als eine der wichtigften Aufgaben ver 
Pegislation betrachtet. Als Beleg biefür dienen die mehrfachen von ver 
Staatsregierung verfaßten und veröffentlichten Strafgefegentwürfe aus 
ven Jahren 1822, 1827 und 1831, fowie die Arbeiten der in den Yah-“ 
ven 1844 mit 1847 bejtandenen Geſetzgebungscommiſſion. 

Alle diefe Entwürfe und Arbeiten führten jedoch zu feinem Reſul— 
tate, und zwar vorzugsweife aus dem Grunde, weil der Einheit des 
materiellen Strafrechts die Verfchievenheit des Strafverfahrens in 
den biefrheinifchen Provinzen einerfeits und in der Pfalz andererjeits 
hindernd im Wege ftand. Bis zum Jahre 1549 bejtand nämlich 
in den beiden angeführten Yandestheilen auch hinſichtlich des Strafver- 
fahrens ein prinzipieller Gegenfat. In den fieben Provinzen dieſſeits 
des Nheines lag demſelben ver geheime jchriftliche Inquiſitionsproceß 
und die Nechtiprechung durch rechtsgelehrte Nichter zu Grunde, in ber 
Pfalz dagegen war das Strafverfahren öffentlich und mündlich und wa— 
ven den rechtsgelehrten Nichtern Geſchworne an die Seite geftellt. Nun 
liegt e8 aber in der Natur der Sache, daß die Art und Weife des 
Strafverfahrens auch fir die Einrichtung des Strafgefetsbuches maßgebend 
it, und daß namentlich dann, wenn Geſchworne zur Theilnahme an ber 
Strafrechtspflege berufen find, das Strafgefeßbuch anders abgefaßt fein muß, 
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als wenn die Rechtfprechung ausſchließlich von rechtsgelehrten Richtern gefchieht; 
deßhalb fonnte infolange, als nicht eine Uebereinftimmung im den Princi- 
pien des Strafverfahrens hergeftellt wurde, die Einheit der Strafgefeß- 
gebung im ven beiden Panvestheilen ohne große Nachtheile nicht durch— 
geführt werden. 

Durch das Geſetz vom 10. November 1848, die Abänderungen Des 
zweiten Theiles des Strafgefeßbuchs won 1813 betreffend, wurde der bis 
dahin beftandene Gegenfat im Strafverfahren aufgehoben, indem hiedurch 
vom 1. Januar 1849 an auch im dem biefrheinifchen Provinzen vie 
Deffentlichfeit und Mündlichkeit und die Zuziehung von Gefchwornen bei 
der Aburtheilung aller wichtigeren Straffülle eingeführt wurde. Hiemit 
war das hauptjächlichite Hinderniß, welches bis dahin einer Einigung der 
Strafgefetgebung in den beiden Pandestheilen entgegengejtanden war, aus 
dem Wege geräumt and wurden deßhalb die Arbeiten zur Verwirklichung 
der Einigung fofort wieder aufgenommen. 

. Der einfachfte Weg zur Erreichung dieſes Zieles wirde allerdings 
darin bejtanden haben, die eine von ven beiden im Königreiche gelten 
den Strafgefeßgebungen außer Wirkfamfeit zu fegen, und die andere un— 
ter Bornahme der als nothwendig erfannten VBerbefferungen hieran als 
die fünftig allein für ganz Bahern geltende zu erklären. Allein dieſer 
Weg Hätte blos dann eingefchlagen werden fünnen, wenn eine von 
jenen beiden Gefeßgebungen den jetigen Anforberungen der Wiſſenſchaft 
und Praxis einigermaßen entjprochen hätte. Daß dieſes aber nicht der 
Fall war, daß vielmehr die Abfaffung eines neuen Gefeßbuches als ein 
bringendes Bedürfniß erſchien, iſt ſchon feit vem Jahre 1822 erfannt worden, 
wie dieß die in den Jahren 1822, 1827 und 1831 gefertigten Entwürfe eines 
neuen Strafgefebuchs darthun, und iſt diefes Bedürfniß durch die Fortſchritte, 
welche die Strafrechtswiffenfchaft in der neueren Zeit gemacht hat, noch weit 
mehr hervorgetreten. Es läßt ſich nämlich zwar nicht verfennen, daß 
nicht allein das bayerifche Strafgefeßbudy von 1813, fondern auch der 
franzöfifche Code pénal vieles anerkannt Treffliche enthalten, allein in 
beiden Strafgefeggebungen haben fich auch wejentliche Mängel won folcher 
: Tragweite fühlbar gemacht, daß eine Befeitigung verfelben ohne eine ganz 
durchgreifende Abänderung und Umgeftaltung gar nicht möglich gewe— 
jen wäre. 

Was nämlich vorerſt den franzöfiichen Code penal anlangt, je 
wird vemfelben gewiß mit Recht ver Vorwurf einer übermäßigen, mit- 
unter unmenfchlichen Strenge gemacht, welche Strenge nur in dem zur 
Zeit feiner Erlaffung beftandenen Zeitverhältniffen ihre Erklärung findet. 
Das fragliche Geſetzbuch wurde kurz nad) dem Ausgange einer langen 
und blutigen evolution ausgearbeitet, durch welche vie Begriffe von 
Recht und Moral bei dem Bolfe in Frage geftellt und vie Achtung vor 
dem Gefete völlig untergraben worden war. Bei folchen Verhältniſſen 
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mußte die Gefeßgebung darauf Bedacht nehmen, durch energifche Re— 
preſſivmaßregeln die geſetzliche Ordnung wieder herzuftellen und für de— 
ren Erhaltung Sorge zu tragen. Ein wirffames Mittel hiezu glaubte 
fie in einer wahrhaft vrafonifchen Strenge der Strafgefege zu finden, 
und find deßhalb im Code penal die einzelnen jtrafbaren Handlungen 
faft durchgehends mit ganz unverhältnißmäßig hohen Strafen beproht. 
— Wenn aber auch eine folche Strenge in der damaligen Zeit gerecht- 
fertigt fein mochte, fo fteht fie doch in feiner Weife mehr mit den gegen: 
wärtigen Zeitverhältniffen im Einflange. Auch in Frankreich jelbjt bat 
jich) bald das Bedürfniß nach einer milderen nicht ausſchließlich won po- 
litiſchen Rückſichten, ſondern von den Grundſätzen der Serechtigfeit ge— 
leiteten Strafgeſetzgebung rege gemacht, und namentlich dadurch zu er— 
kennen gegeben, daß die Richter das Geſetz in einer möglichſt milden, 
mit den Worten des Geſetzes nicht immer im Einklange ſtehenden Weiſe 
anzuwenden ſuchten, und daß ferner die Geſchwornen in jenen Fällen, 
in welchen ſich das natürliche Gefühl gegen die vom Geſetze gedrohte 
Strafe ſträubte, trotz ihrer inneren Ueberzeugung von der Schuld des 
Angeklagten lieber ein Nichtſchuldig ausſprachen; deßhalb ſah ſich auch 
dortſelbſt die Geſetzgebung zur Beſeitigung ſolcher Mißſtände veranlaßt, 
durch ein Geſetz vom 28. April 1832 das Syſtem der mildernden Um— 
ſtände allgemein einzuführen, um auf dieſe Weiſe den Geſchwornen und 
Richtern wenigſtens ein geſetzliches Mittel an die Hand zu geben, die 
übermäßige Strenge der Strafgeſetze einigermaßen zu mildern. 

Was ſodann das bayerifche Strafgeſetzbuch v. J. 1813 anlangt, wel— 
ches ſeiner Zeit anerkanntermaßen zu den bedeutendſten Erſcheinungen 
auf dem Gebiete der Strafgeſetzgebung gehörte und zum Vorbilde für 
die meiſten neueren Strafgeſetzgebungen gedient hat, ſo war daſſelbe auf 
einer rein wiſſenſchaftlichen Grundlage conſequent durchgeführt, und zeich— 
nete ſich namentlich durch ein wohlbemeſſenes Strafenſyſtem, durch ſcharf— 
ſinnige Ausmittlung des Verhältniſſes zwiſchen Schuld und Strafe und 
durch klare und beſtimmte Feſtſtellung der Begriffe aus. Daß indeſſen 
dieſes Geſetzbuch gleichfalls nicht frei von Mängeln war, hat ſich ſchon 
daraus ergeben, daß kurze Zeit nach dem Erſcheinen deſſelben mehrere 
Novellen hiezu erlaſſen werden mußten; auch liegt es in der Natur der 
Sache, daß in einem Zeitraume von beinahe fünfzig Jahren, welcher ſeit 
der Erlaſſung des Strafgeſetzbuchs von 1813 verfloſſen iſt, die Bedürf— 
niſſe der Strafgeſetzgebung ſich in vielen Beziehungen verändert haben. 
Der hauptſächlichſte Grund aber, welcher die Beibehaltung des Straf— 
geſetzbuchs vom Jahre 1813 unter Ausdehnung deſſelben auf vie. 
Pfalz unmöglich machte, und es insbefondere auch als unzuläffig erjchei- 
nen ließ, fich auf eine blofe Revifion diefes Gefetbuches zu beſchränken, 
lag darin, daß daffelbe mit dem auf dem Principe der Deffentlichfeit 
und Mündlichfeit und der Aburtheilung unter Zuziehung von Geſchwor— 
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nen beruhenden Strafverfahren, wie ſolches nach der bereits oben ge— 
machten Darlegung ſeit dem 1. Januar 1549 im ganzen Königreiche 
eingeführt ift, nicht mehr im Einklange ftand. Das Strafgeſetzbuch won 
1513, welches zu einer Zeit abgefaßt wurde, wo in ganz Deutſchland noch 
das geheime fchriftliche Inguifitionsverfahren und die Nechtiprechung durch 
rechtsgelehrte Richter in Uebung ftand, war nämlich vermöge feiner gan: 
zen doetrinären Haltung, vermöge feiner feinen Unterjcheidungen und 
Eintheilungen, welche zwar den Grundſätzen der Logik und der Gerech- 
tigfeit entjprachen, veren Verſtändniß aber ohne genofjene Rechtsbildung 
jehr fchwierig war, nur darauf berechnet, von rechtsgelehrten Rich— 
tern angewendet zu werden. Aus biefem Grunde mußten auch bei Ein- 
führung des neuen Strafverfahrens in den Dießrheinifchen Provinzen, 
um nur überhaupt die Rechtiprechung durch Gejchworne auf der Grund— 
lage diefes Gefeßbuchs möglich zu machen, durch das gleichzeitig in Wirk: 
famfeit getretene Gefeß vom 29. Auguſt 1548, die Abänderungen einiger. 
Beltimmungen des erjten Theiles des Strafgefetbuches vom Jahre 1813 
betreffend, mehrfache Aenverungen an vemjelben vorgenommen werben ; 
und die Praris feit dem Jahre 1549 hat zur Genüge dargethan, welchen 
Schwierigkeiten eine leicht verftändliche Faſſung des Wahrfpruchs nach 
diefem Strafgefegbuche nicht jelten unterworfen war, und wie äußerſt 
complicirt in vielen Füllen die Arageftellung an die Geſchwornen fein 
mußte. — 

Die voranfgeführten Gründe machten es abjolut nothwendig, zur 
Berwirflihung der Einheit der Strafgefetgebung an Stelle der beiden 
bisher in Bayern bejtandenen Gejegbücher ein ganz neues Gefetbuch 
treten zu lajfen, welches zwar einerjeits fo viel als möglich an Dem: 
jenigen fejthielt und fortbaute, was in den bisherigen Geſetzbüchern als 
tüchtig und brauchbar fich bewährt hat, andbererfeits aber auch Alles aus 
demjelben ausjchien, was dem gegenwärtigen Standpunkte der Wiffen- 
ihaft, ven fittlichen und politifchen Zuſtänden des Volfslebens, ſowie 
endlich den Principien eines auf Deffentlichfeit, Mündlichkeit und Zu— 
ziehung von Geſchwornen bei der Aburtheilung gebauten Strafverfahrens 
nicht mehr entjprechend erjchien. 

In diefem Sinne wurde unter forgfältiger Benütung des Mate: 
rials, welches theils die früheren Strafgefegentwürfe von den Jahren 
1522, 1827 und 1831 mit ihren Motiven und mit den durch fie her: 
vorgernfenen wifjfenfchaftlichen Beurtheilungen, theils die Arbeiten ver in 
den „Jahren 1544 mit 1847 bejtandenen Gefeßgebungscommiffion, theils 
endlich die Fortjchritte der Strafgefetsgebung anderer Länder im reich— 
lichem Maaße varboten, bereits in dem Jahre 1851 der Entwurf eines 
Strafgefegbuches über Verbrechen und Vergehen von der Staatsregierung 
ausgenrbeitet und von dem damaligen Staats » Minifter der Yuftiz 
Dr. Carl August Joſeph Freiherrn von Kleinſchrod der allge: 
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meine Theil hievon in der Sigung der Kammer ver Abgeordneten vom 24. April 
1851 dem damals werfammelten Yandtage vorgelegt‘) Die Staatsregie- 
rung erachtete es nämlich mit Rückſicht darauf, Daß der allgemeine Theil 
der Natur der Sache nad) präjudiciell für den fpecielfen Theil ift, 
für zweckmäßig, dem Yandtage zuerft nur den allgemeinen Theil vorzu— 
legen und feiner, Berathung zu unterftellen, um die nad) dem Yefultate 
diefer Berathung allenfalls nothwendigen Abänderungen an dem fpecielfen 
Theile vor der Borlage des letteven vornehmen zu können. — Zu einer 
Verhandlung über den damals vorgelegten allgemeinen Theil eines Straf- 
geſetzentwurfs ift 68 aber weder in der Kammer der Abgeordneten, noch 
in der Kammer dev Reichsräthe gekommen; vielmehr fand nur eine vor- 
läufige Beſprechung des für die Strafgefeßgebung gewählten Ausſchuſſes 
der Nammer der Abgeorineten und eine hierauf bezügliche Berichterftatt- 
ung des betreffenden Ausfchußreferenten jtatt.”) In gleicher Weife tft 
auch ein mit dem Entwurfe des Gefegbuchs über Verbrechen und Ber- 
gehen im unmittelbaren Zufammenhange jtehender Entwurf eines Polizei- 
jtrafgefeßbuchs, welcher am 18. Augujt 1851 dem Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Nummer ver Abgeoroneten vorgelegt worden war, ?) nicht zur Ber 
rathung und Verhandlung gekommen. 

In ven beiden darauffolgenden Jahren unterzog die Staatsregier- 
ung den Strafgefegentwurf vom Jahre 1551, deſſen fpecieller Theil gar 
nicht zur Beröffentlichung kam, einer nochmaligen umfaſſenden und gründ— 
lichen Reviſion, wobei die feither gefammelten Erfahrungen, ſowie die 
in verschiedenen Staaten auf dem Gebiete der ftrafrechtlichen Yeyislation 
neuerlich hervorgetretenen erheblichen Grfcheinungen, endlich auch die 
Bemerkungen, welche in dem Berichte des Referenten im Geſetzgebungs— 
ansichuffe der Kammer der Abgeordneten über dem allgemeinen Theil 
des beſagten Entwurfs niedergelegt waren, eine entjprechende Berückſich— 
tigung fanden, 

Das Reſultat diefer Revifion war der Entwurf des Geſetzbuches 
über Berbreden und Bergehen für das Königreich Bapern 
vom Jahre 1553, welcher mit feinen ausführlichen Meotiven und mit 
den darüber gepflogenen Berhandlungen der Geſetzgebungsausſchüſſe der 
beiden Kammern die eigentlihe Grundlage des neuen „Strafgeſetz— 
buchs für das Königreich Bayern“ bildet. 

Diefer Entwurf wurde zuerft von dem fol. Stantsminifter der Ju- 
ft; Dr. Carl Auguſt Joſeph Freiherrn von Kleinfchrod in 
der Situng der Abgeorpnetenfammer vom 6. Dezember 18555 vorge— 

) Bergl. die Verbandlg. der Kammer der Abgeordneten vom Jahre 1851/52 
Sten. Ber. Bd. I S. 329 und Beil. Br. 1. ©. 450. 

2) Vgl. die Verhandlg. d. 8. d. Abg. vom Jahre 1851/52 Beil, Bd. II. 
I) Vgl. die Verhandlg. d. K. d. Abg. vom Jahre 1851/52 Beil. Bd. II. S. 203. 
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legt.) Die Beratyung des Entwurfs in dem biefür gewählten Geſetz— 
gebungsausichuffe dev Abgeorpnetenfammer wurde jedoch anfünglid) aus- 
gejetst, um vorerjt die von der Staatsregierung zugeficherte baldige Bor: 
lage eines neuen Entwurfs des Polizeiftvafgefeßbuchs abzuwarten ; und 
da ſodann durch allerhöchſte Entjchliefung vom 25. März 1855 bie 
Auflöjung der damaligen Yandtagsverfammlung verfügt wurde, fo hatte 
hiemit die Thätigkeit jenes Gefeßgebungsansjchuffes von ſelbſt ihr Ende 
erreicht 

Nachdem inzwifchen auf den 1. September 1855 ein neuer Yand- 
tag einberufen worden war, brachte ver damalige kgl. Staatsminiſter der 
Juſtiz Dr. Friedrich von Ringelmann in der Sigung der Kammer 
der Abgeoroneten vom 18. Dezember 1855 den vorerwähnten Entwurf 
eines Gefetzbuchs über Verbrechen und Vergehen vom Jahre 1853 in 
unveränderter Faſſung neuerdings wieder ein;?) und in derſelben Situng 
legte zugleich der fgl. Staatsminifter des Innern Auguft Grafvon 
Reigersberg den Entwurf eines Polizeiftrafgefeßbuchs vor.“) Es 
wurde hierauf fofort in beiden Kammern zur Wahl der bejonderen Aus: 
ſchüſſe gefchritten, in welchen nad) Mafgabe des Gefeges vom 12. Mai 
1548, die Behandlung neuer Geſetzbücher betreffend, die Berathung der 
bezeichneten Geſetzentwürfe vorerft ftattzufinden Hatte. Nach dem Reſul— 
tat dieſer Wahl conftitwirten fich die Ausfchüffe in folgender Weife. 

In der Summer der Abgeoroneten waren Mitglieder vejfelben Die 
Abgeoroneten Graf von Degnenberg- Dur, Borjtand, Univerſitäts— 
profeffor (nunmehr Bilrgermeijter der Stadt Wiirzburg) Dr. Weis, 
Univerjitätsprofeffov Dr. Edel, Advokat Baur, Staatsrat) Freiberr 
von Yerchenfeld, Advokat Dr. Völk, Bezirksrichter (nunmehr 
Appellationsgerichterat) ) BoyE, Advofat Wiedenhofer und Ad— 
vofat Dr. Barth. — In der Sammer der Neichsräthe bejtand ver 
Ausschuß aus den Neichsräthen Staatsminijter außer Dienjten Hein— 
rich Graf von Reigersberg, BVorftand, von Niethammer, Staats- 
rat) von Maurer, Freiherr von Freiberg-Eifenberg, Staats- 
rat) und zweiter Oberappellationsgerichtspräfident Dr. von Heintz,. 
Graf von Waldkirch und Umniverfititsprofeffor Geheimer Rath Dr. 
von Bayer. — Die Staatsregierung wurde in den beiden Ausſchüſſen 
vertreten durch den kgl. Staatsminifter der Juſtiz Dr. von Ringel— 
mann, den kgl. Stantsminifter des Inuern Auguſt Graf von Reis 
gersberg, ſodann durch die ernannten kgl. Kommiſſäre Miniſterialrath 

) Vgl. die Verhandlg. d. K. d. Abg. von Jahre 1853/55 Sten. Ber. Bd. I. 
S. 8 und Beil. Bd. J. S. 113. 

2) Bgl. die Berhandlg. d. K. d. Abg. vom Jahre 1855/56 Sten. Ber, Bd. J. 
S. 323 und Beil. Bo. II. S. 86. 

3) Bgl. die Berhandlg. d. K. d. Abg. vom Jahre 1855,56 Sten. Ber. Bo. J. 
S. 324 und Beil. Bd. II. S. 204. 
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(nunmehr Appellationsgerichtspräſident) von Neu mayr, Univerfitätspro- 
feffor Hofrath Dr. von Dollmanı und Regierungorath Osberger. 

Da die beiden umfaſſenden Geſetzentwürfe während des verſammel— 
ten Landtags wegen der Kürze der Zeit nicht zur Berathung gelangten, 
ſo wurde im Landtagsabſchiede vom 1. Juli 1856 im Hinblick auf Art. 
12 des Geſetzes vom 12. Mai 1848, die Behandlung neuer Geſetzbücher 
betreffend, verfügt, daß die für die Berathung der Geſetzentwürfe gewähl— 
ten Ausſchüſſe der beiden Kammern am 3. November 1856 wieder zu— 
ſammentreten ſollten, um hinſichtlich der bezeichneten Entwürfe die ge— 
ſetzlich angeordneten Arbeiten fortzuſetzen. 

Demgemäß nahmen gegen Ende des Jahres 1856 in den beiden 
Geſetzgebungsausſchüſſen die äußerſt ausführlichen und lehrreichen Be— 
rathungen ihren Anfang, welche als Quelle für das richtige Verſtändniß 
des gegenwärtigen Strafgeſetzbuchs von der größten Bedeutung ſind.!) 
Dieſe Berathungen umfaßten im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer ber 
Abgeordneten den ganzen Strafgeſetzentwurf, im Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Kammer der Reichsräthe nur den allgemeinen Theil deſſelben, und 
erreichten ihr Ende am 20. März 1858, indem durch Allerhöchſte Ent- 
fchliehung von dieſem Tage die Aufhebung der Sigungen der Geſetz— 
gebungsausjchüffe verfügt wurde. 

Yın Gefeßgebungsausfchuffe der Kammer dev Abgeoroneten hatten 
ſich nämlich in mehrfachen Beziehungen Anfchauungen geltend gemacht, 
welche mit dem Syſteme des von der Staatsregierung vorgelegten Straf: 
gefegentwurfs im Widerfpruch jtanden, und hatte auf diefe Weife der 
urfprüngliche Entwurf durch die Berathung in dieſem Geſetzgebungsaus 
ſchuſſe äußerſt weſentliche Abänderungen von principieller Bedeutung er= 
litten, welchen der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neichsräthe 
theils zujtimmte, theils aber auch die Zuftimmung verſagte. Da die 
Kenntnig der wichtigjten diefer im Gefeßgebungsausfchuffe der Kammer 
der Abgeordneten bejchlofjenen Abinderungen, welche ſich zumeiſt auf ven 
allgemeinen Theil des Geſetzbuchs bezogen, jedenfalls von Intereſſe tft, 
ſo werden diefelben nachjtehend furz in Folgendem hervorgehoben: 

I. Nach dem Entwurfe war die auch dem Strafgejegbuche vom 
Jahre 1813 und dem Code pénal zu Grunde liegende Eintheilung ver 
vom ftrafrechtlichen Geſichtspunkte aus jtrafbaren Handlungen, d. h. alfo 
ber wirklichen Nechtsverlegungen, mit welchen fich das Strafrecht zu be- 
faffen hat, in drei Glaffen, nämlich in Berbrechen, Vergehen und Ueber: 
tretungen beibehalten, allein e8 waren nad) dem Syſteme des Entwurfs 
nur jene bedeutenderen Kechtsverlegungen, welche als Verbrechen oder 


ı) Bol. die Verhandlg. des Geſetzg.Ausſch. dev Kammer der Abg. in den Jah— 
ven 1856/55 in zwei Binden, dann die Berbandtg. des Geſetzg.-Ausſch. d. Kammer 
der Neihsrätbe in den Jahren 1856/58 in einem Protofollbande und einem Bei: 
lagenbande. 
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Bergehen qualificirt wurden, in das Straf geſetzbuch jelbjt aufgenom- 
men, dagegen alle nur geringfügigeren Nechtsverleßungen, welche als blofe 
Uebertretungen bejtraft werben follten, alfo 3. DB. die kleineren 
Diebftähle, Unterichlagungen, Körperverletzungen, Eigenthumsbeſchädigun— 
gen u. dgl., in das Polizeiftrafgefegbuch verwiefen, um dortſelbſt 
zugleich mit den Nechtsgeführdungen, welche ven eigentlichen Gegenſtand 
per polizeilichen Strafgewalt zu bilden haben, behandelt Zu werden. — 
Der Geſetzgebungsausſchuß der Abgeordnetenkammer bejchloß, die ſämmt— 
lichen Rechtsverlegungen, alfo auch vie blos als Lebertvetungen zu be= 
jtrafenden, in das Strafgefetbuch hinüberzuziehen, und dem Polizeijtraf: 
gejegbuche nur allein die Nechtsgeführdungen vorzubehalten, und jtimmte 
auch der Gefeßgebungsausichuß der Neichsrathsfammer dieſem Be— 
ſchluſſe bei. 

II. Nach dem Strafſyſteme des Strafgefeß = und beziehungsweife 
des Polizeiftrafgefesentwurfs erjchienen als Berbrechensftrafen die Todes— 
und Zuchthausitrafe, als Vergehensſtrafen Gefängnipftrafe bis zu fünf 
Jahren, Geldſtrafe bis zu 1000 Gulven und unter Umſtänden körper— 
liche Züchtigung, als Uebertretungsftrafen Arreſtſtrafe bis zu drei Mo— 
naten, Gelojtrafe bis zu 300 Gulden und fürperliche Züchtigung. — 
Der Gefeßgebungsausfchuß dev Abgeordnetenkammer beſchloß, die Straf: 
art der kürperlichen Züchtigung gänzlich zu bejeitigen, das Martmum der 
Selvjtrafe als DVergehensjtrafe auf 600 Gulden herabzufegen, und als 
Uebertretungsftrafen bios Arreſt bis zu dreißig Tagen und Geldſtrafe 
bis zu 100 Gulden zuzulajfen. Vom Gefesgebungsausfchujfe der Reichs: 
vathöfammer wurde im erjten und dritten, nicht aber im zweiten Punkte 
zugejtinmt. 

III. Im Entwurfe des Strafgefebuchs waren Bejtimmungen dar— 
über, inwieweit die Stellung unter Bolizetaufficht oder Verwahrung in einer 
Polizeiantalt nach erſtandener Strafe Plat greifen dürfe, nicht enthalten; 
dagegen war im Entiwurfe des Polizeiftrafgefeßbuchs die Stellung unter 
Bolizeiaufficht oder Verwahrung in einer Polizeianftalt nach der Straf: 
erftehung im fehr vielen Fällen als zuläfjig erklärt, und deren Verhäng— 
ung ohne weitere Einſchränkung dem Ermeſſen ver Verwaltungsbehörden 
anheimgegeben. — Der Gefeßgebungsausichur der Abgeordnetenfammer 
jtellte die Stellung unter Polizeianffiht und die Verwahrung im einer 
Polizeianftalt al8 Straffolgen in das Strafgeſetzbuch jelbjt ein, 
und regelte diefelbe namentlich im dev Weiſe, daß die Verwaltungsbehor- 
den. zu deren Verhängung nur allein in dem Falle befugt fein follten, 
wenn das Gericht deren Eintritt nad) erftandener Strafe im Strafurtheile 
ausdrücklich für zuläffig erklärt habe. Der Geſetzgebungsausſchuß der 
Nammer ver Neichsräthe erklärte fich hiemit im Wefentlichen einverſtanden. 

IV. Nach dem Strafgefegentwurfe war der Verſuch bei allen Rechts- 
verlegungen ohne Rückſicht darauf, ob fie ein Berbrechen, Vergehen oder 
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eine Uebertretung bildeten, für ſtrafbar erklärt. Nach dem Beſchluſſe 
des Geſetzgebungsausſchuſſes der Abgeordnetenkammer, welchem Beſchluſſe 
auch der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neichsräthe zuſtimmte, 
jollte zwar der Berfuch eines Verbrechens in allen, der Verſuch eines 
Vergehens oder einer Webertretung aber nur in gewiffen vom Geſetze 
anedrnang beſtimmten Fällen jtrafbar fein. _ 

V. Der Entwurf ließ bei ver Beriibung von Verbrechen durch junge 
Yente unter ſechszehn Jahren auch die Berurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
d. h. alfo zu einer Berbrechensftrafe zu; nach den übereinſtimmenden 
Beſchlüſſen beider Gefetßgebungsausichüffe jollte aber hier immer nur 
Berurtheilung zur Gefängnißſtrafe, alfo eine Bergehensjtrafe Platz grei- 
fen können. 

VI. Su dem Entwurfe war wohl nad dem VBorgange des neuen 
preußischen Strafgefegbuchs vom Jahre 1851 im befonderen Theile des 
Geſetzbuchs bei einzelnen ftrafbaren Handlungen beftimmt, daß bei dem 
Vorhaudenſein mildernder Umſtände auf eine niedrigere als die außer: 
dem gedrohte Strafe erfannt werden fünne; im Uebrigen aber hatte das. 
Spitem der mildernden Umſtände, welches befanntlicy in der Doctrin 
von der einen Seite ebenfo fehr angefeindet, wie von der andern als 
vorzüglich gepriefen wird, feine Aufnahme gefunden. — Der Gefep- 
gebungsansfchuß der Kammer der Abgeordneten beſchloß, eine allge 
meine Beitimmung in das Geſetzbuch aufzunehmen, wornach im Falle 
Borhandenfeins mildernder Umſtände bei jeder ftrafbaren Handlung in 
gewiffen Maaße unter das Minimum der gebrohten ordentlichen Strafe 
herabgegangen werden könne; von Geſetzgebungsausſchuſſe der Reichs— 
rathsfammer wurde dieſem Beſchluſſe nicht zugeſtimmt. 

VII. Der Entwurf enthielt mehrfacd Regeln über die Zumeſſung 
der Strafe innerhalb ver ordentlichen. gefelichen Grenzen. Vom Geſetz— 
gebungsausſchuſſe der Abgeorpnetenfammer wurde die Streichung aller 
diefer Regeln über die Strafzumefjung als dem Richter ohnehin bekannt 
und deßhalb unnöthig befchlojfen und vom Geſetzgebungsausſchuſſe der 
Reichsrathskammer zugejtimmt. 

Mit Ende des Monats Juli 1857 waren die Berathungen über 
den Gefeßentwurf jo weit gediehen, daß im Gefeßgebungsausjchuffe ver 
Kammer dev Abgeordneten die erſte Yefung des allgemeinen und beſon— 
deren Theiles, im Gefetgebungsausjchuffe dev Kammer der Reichsräthe 
aber die erjte Leſung des allgemeinen Theiles beendigt war. Durch 
Allerhöchſte Entjchliefung von 30. Juli 1857 wurde nunmehr verfügt, 
daß ne beiden Gejetgebungsausfchüffe unter Bezugnahme auf Art. 14 
Abſ. 2 des Gefeßes vom 12. Mat 1848, die Behandlung neuer Geſetz— 
bücher betreffend, bis zum 2. Januar 1858 zu vertagen feien, und durch 
weitere Allerhöchſte Entfchließung vom 12. Dezember 1557 wurde dieſe 
Bertagung, weil die Protofolle über die von dem Gefeßgebungsausichuffe 
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der Kammer der Abyeoroneten bezüglich des Entwurfs des Geſetzbuchs 
über Verbrechen und Bergehen gepflogenen Berhandlungen und gefaßten 
Befchlüffe noch nicht vollſtändig fejtgeftellt feien, fohin ein ausreichendes 
Material für die weitere gefchäftlihe Behandlung viejes Gegenftandes 
noch nicht worliege, bis zum 1. März 1555 erftredt. 

Nach erfolgtem Wiederzufammentritte der Gefeßgebungsausfchüffe 
machten die k. Staatsminiſter der YJuftiz Dr. von Ningelmann und 
des Iunern Auguft Graf von Neigersberg in der Sitzung des 
Ausjchuffes dev Abgeoronetenfammer vom 5. März 1855 eine Darleg- 
ung darüber, in welchen Bunkten die Staatsregierung ven bejchloffenen 
prinzipiellen Abänderungen des Strafgejegentwurfs nicht beitreten könne; 
fie gaben dabei zugleich die Erklärung ab, dar mach ven Anfchauungen 
der Staatsregierung in den dießrheiniſchen Provinzen die Unterſuchung 
und Aburtheilung aller eigentlichen Polizeiiibertretungen, dv. h. alfo aller 
Rechtsgeführdungen der polizeilichen Gompetenz in dem bisher beſtande— 
nen" Umfange verbleiben müßten, jo daß alſo die Unterfuchung und Ab— 
urtheilung auch Fünftighin durch Verwaltungsbeamte zu gefchehen Hütte, 
und erſuchten ven Ausſchuß um eine bejtimmte Beſchlußfaſſung über die 
hienad) beſtehenden Prinzipienfragen. Die in Folge diefer Propofitionen 
im Gejeggebungsausfchuffe der Abgeoronetenfammer gepflogenen Ber: 
handlungen führten nicht zu dem von der Staatsregierung gewwinfchten 
Refultate, und wurde deßhalb durch Allerhöchite Entjchliefung vom 20. 
März 1858 die Aufhebung der Sigungen der zur Berathung der Ent- 
wiürfe des Geſetzbuchs über Verbrechen und Vergehen und des Polizei— 
ſtrafgeſetzbuchs einberufenen Geſetzgebungsausſchüſſe beider Kammern ver: 
fügt, da aus den bisher mit dem Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer 
der Abgeordneten gepflogenen Verhandkungen fich die Ueberzeugung er: 
geben habe, daß ein Einverſtändniß über entſcheidende Grundlagen der 
genannten Entwürfe nicht zu erzielen fet. 

Die auf diefe Weife bewirkte Unterbrechung des Gefegebungswertes 
war jedoch nicht von langer Dauer, und erreichte diefelbe Schon anı 4. Juni 1560 
ihr Ende. Im Monate April 1859 übertrug nämlich Se. Maj. ver König 
die Yeitung des Staatsminiſteriums dev Justiz dem jeßigen k. Stnatsminifter 
der Juſtiz Carl Freiberrn von Mulzer und die Yeitung des Staats: 
miniſteriums des Innern dem jeßigen k. Staatsminiſter des Junern Max 
von Neumayr, und den unausgeſetzten Beſtrebungen dieſer beiden hoch— 
verdienten Staatsbeamten iſt es gelungen, die fo lange, erſehnte neue 
Straf- und Polizeiſtrafgeſetzgebung in kürzeſter Zeit in einer Weiſe zum 
Abſchluſſe zu bringen, welche den Fortſchritten der Wiſſenſchaft und den 
Anforderungen und Bedürfniſſen der Zeitverhältniſſe gewiß in vollſtem 
Maaße entſpricht. Durch Allerhöchſte Entſchließung vom 2. Juli 1559 
wurden die beiden Kammern des Yandtags auf den 14. Juli 1859 ein— 
berufen, und ſchon im der Thronrede, mit welcher Se. Majeſtät der 
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König am 20. Juli 1859 dieſen Landtag in Allerhöchſt eigener Perſon 
zu eröffnen geruhten, wurde die Aukündigung gemacht, daß die erforder— 
lichen Geſetzentwürfe ſo raſch als es unbeſchadet der Gründlichkeit ge— 
ſchehen könne und nach Prinzipien ausgearbeitet würden, welche eine ge— 
deihliche Verſtändigung erwarten ließen, und wurden die Kammern zur 
alsbalvigen Wahl von Ausihüffen im Sinne des Gefeßes vom 12, Mai 
1548 aufgefordert.) Bei der in Folge deſſen vorgenommenen Wahl 
neuer Geſetzgebungsausſchüſſe wurden in der Hammer der Abgeoroneten 
die ſämmtlichen Mitglieder des früheren Ausfchuffes wieder gewählt; 
jedoch trat bei der jpäter erfolgten Einberufung der Geſetzgebungsaus— 
ſchüſſe infoferne ‚eine Aenderung ein, als der Abgeoronete Oberappella- 
tionsgerichtsrat) Dr. La d als erjter Erſatzmann anfänglich an die Stelle des 
Abgeordneten Appellationsgerichtsraths Boyé und jpäter an Stelle des 
Abgegroneten Staatsraths Freiherrn von Yerdhenfeld an den Be: 
rathungen Theil nahm. In der Kammer der Neichsrithe conftitwirte 
fi) der neue Ausſchuß nac dem Kefultate der ftattgehabten Wahl aus 
den Keichsräthen Staatsrat) von Maurer, Borftand, Fürft von 
Hohenlohe-Schillingsfürft, Oberconfijtorialpräfident Dr. von Har— 
(ef, von Nietbammer, Staatsrat) Graf Carl von Seinsheim, 
Staatsrath und zweiter Oberappellationsgerichtspräfident Dr. von Hein 
und Univerfititsprofejfor Geheimer Rath Dr. von Bayer. 

Durch Allerhöchite Entjchliefung vom 26. April 1860 wurden, 
nachdem inzwifchen beveits am 9. Auguſt 1559 die Bertagung des Yand- 
tags erfolgt war, die Gefeßgebungsausichüffe beider Nammern auf ven 
4. Juni 1560 einberufen, und wurden bdenjelben nach erfolgtem Zu— 
jammentritte von ven FE Stantsminiftern der Yuftiz und des Innern 
drei Gejeßentwürfe, nämlich der Entwurf eines Strafgejesbuds, 
der Entwurf eines Polizeiſtrafgeſetzbuchs und der Entwurf eines 
Geſetzes, die Einführung des Strafgefegbuchs und des Polizeiftraf- 
geſetzbuchs für das Königreich Bayern betreffend, zur Berathung vorgelegt. 

Was num insbefondere den Entwurf des Strafgeſetzbuchs an- 
langt, jo war derfelbe feine von Grund aus neue Schöpfung, fondern 
lediglich eine leberarbeitung des bereits im Dezember 1853 und wie- 
derholt im Dezember 1855 dem Yandtage vorgelegten Entwurfes eines 
Geſetzbuchs über Verbrechen und Vergehen. Bei diefer Ueberarbeitung 
hatte das reiche Material, welches durch die won den Geſetzgebungsaus— 
ſchüſſen beider Kammern über jenen früheren Entwurf gepflogenen Be: 
vathungen geboten war, in der umfaſſendſten Weife Berüdjichtigung ges 
funden, jo daß es nur verhältnißmäßig wenige Punkte waren, in wel- 
chen zwijchen den früheren Beſchlüſſen ver Gejeßgebungsausfchüfje und 
dem nunmehr vorgelegten Entwurfe noch Divergenzen won erheblicher 
Art beitanden. 





1) Vgl. die Berbandlg. der K. der Abg. von Sabre 1859/61 Brot. Bd, ©. 7. 
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Mas namentlich die obenerwähnten prinzipiellen Abänderungen an- 
langt, welche ver frühere Gefeßgebungsausichuß der Kammer der Abge- 
ordneten hinfichtlich des allgemeinen Theiles des im jahre 1855 vorge- 
legten Entwurfes befchloffen Hatte, jo waren es nur drei Punkte, im 
welchen die Staatsregierung ganz oder wenigjtens theilweife auf ihrem 
damaligen Standpunkte beharrte, nämlich: 

1) Das Marimum der Geldftrafe in VBergehensfaden, 
vom früheren Gefetgebungsausichuffe der Kammer der Abgeordneten auf 
600 Gulden gemindert, war in dem neuen Entwurfe übereinjtimmend 
mit dem Befchluffe des früheren ‚Sefetgebungsansfchuffes der Kammer 
der Neichsräthe wieder auf 1000 Gulden feſtgeſetzt; dabei waren jedoch 
die einzelnen Fülle, in welchen ver fpezielle Theil des Entwurfs ein 
Hinanfgehen bis zu diefem Maximum gejtattete, jehr verringert worden. 

2) Anlangend Das Marimum der Lebertretungsijtrafen, 
welches im früheren Entwurfe auf drei Monate Arreit und 300 Gul— 
den Geldſtrafe bejtimmt, nach den Bejchlüffen ver Geſetzgebungsausſchüſſe 
beider Kammern aber auf dreißig Tage Arreſt und 100 Gulven Geld: 
ftrafe herabgefegt worden war, jo hatte der neue Entwurf einen Mittel 
weg eingejchlagen, indem er das Marimum der Lebertvetungsftrafen auf 
jechs Wochen Arrejt und 150 Gulden Geldſtrafe feſtſetzte. 

3) Endlich Hatte auch in dem neuen Entwurfe das Syftem ber 
mildernden Umſtände, wie folches von dem früheren Gefetgebungs- 
ansjchuffe der Kammer der Abgeorpneten im Gegenfage zu den Anfichten 
der Staatsregierung und den Bejchlüffen des Geſetzgebungsausſchuſſes 
der Kammer der KReichsräthe als allgemeines Prinzip aufgeftellt worden 
war, feine Aufnahme gefunden. 

In allen übrigen oben angeführten Punkten war der nene Entwurf 
den von ben früheren Gefeßgebungsausfchüffen befchloffenen prinzipielfen 
Abänderungen des Entwurfes vom Jahre 1855 beigetreten. 

Was die Motive des neuen Entwurfes anlangt, jo war bei dem 
Umjtande, daß der neue Entwurf dem Borgefagten zufolge fich lediglich 
als eine Ueberarbeitung des Entwurfs vom Jahre 1855 unter Verüd- 
jichtigung der über diefen früheren Entwurf von den Gefeßgebungsaus- 
Ihüjfen der beiden Kammern gepflogenen Berathungen darftellte, eine 
umfaſſende Motivivung dejfelben der Natur der Sache nad) nicht gebo- 
ten, und hatte ſich deßhalb die Staatsregierung darauf befchränft, dem 
neuen Entwurfe mm einige wenige Bemerfungen, theils allgemeiner Na- 
tur, theils den Inhalt einzelner Artikel diefes Entwurfes betreffend, in 
Kürze beizufügen. Im Uebrigen diente dem neuen Entwurfe da, wo 
derjelbe den Inhalt der Nusfchußbefchlüffe entweder unverändert oder nur 
mit unwefentlichen Aenderungen veproduzirte, dasjenige als Motivirung, 
was in den betreffenden Ansjchußverhandlungen zur Rechtfertigung die- 
jer Beſchlüſſe entwicelt worden war; wo aber abweichend von den Be— 
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ſchlüſſen der Ausſchüſſe auf ver Faſſung des Entwurfs vom Jahre 1855 
vollſtändig oder doch im Wefentlichen verharrt wurde, waren die Gründe 
hiefür theils in den Motiven jenes früheren Entwurfes, theils in den 
Erwägungen vargelegt, welche bei Gelegenheit der einjchlägigen Ausfchuf- 
berathungen von den Organen der Staatsregierung oder von Mitglie- 
dern der Minorität des Ausſchuſſes geltend gemacht worden waren. 
Daraus folgt von ſelbſt, daß der frühere Entwurf vom Jahre 1855 
(6eziehungsweife vom Jahre 1553) und bie hierüber gepflogenen Aus— 
jchußberathungen, wie dieß bereits oben erwähnt worden ijt, eine ebenfe 
wichtige Quelle fir das richtige Verſtändniß des neuen Strafgeſetzbuchs 
bilden, wie der Entwurf vom Jahre 1860 und die Verhandlungen, 
welche hierüber in ven Ausſchüſſen der beiden Kammern ftattgefunven 
haben, — 

Was num die Berathungen des neuen Entwurfs im den Geſetz— 
gebungsausſchüſſen ver beiden Kammern anlangt"), an welchen als Ber- 
treter der Staatsregierung außer den beiden f. Stnatsminiftern der Juſtiz 
und des Innern wiederum dev Minifterialvath) (nunmehr Appellations-, 
gerichtspräfident) von Neumayr und der Negierungsratb Osberger 
Theil nahmen, fo hatten diefelben ven gedeihlichſten Fortgang. Es herrſchte 
in diefen DBerathungen bei den drei zur Mitwirkung an dem Gefet- 
gebungswerfe berufenen Factoren jener Geift der Milde und Berfühnlich- 
feit, welcher dur) das Bewußtſein hervorgerufen wird, daß Jeder nur 
das allgemeine Beßte wolle, und gelang es auf diefe Weife mit leichter 
Mühe, die großen Schwierigfeiten zu überwinden, mit welchen außerdem 
das Zuftandefommen eines jo umfangreichen Gejeßbuchs, bei welchen zu 
jedem einzelnen Artikel die Uebereinftimmung Mehrerer erfordert wird, 
nothwendig verbunden it. Insbeſondere find es die beiden f. Staats— 
minijter der Zuftiz Freiherr von Mulzer und des Innern von 
Neumayr, welche ſich das größte Verdienft um das erfolgte Zuftande- 
fommen des feit Jahrzehnten erjehnten neuen Gefeßgebungswerfes er- 
worben haben, indem fie jtetS bereit waren, den Anſchauungen ver Gefet- 
gebungsausichüffe ver beiden Kammern überall, wo venfelben eine wirkliche 
Berechtigung nicht abgefprochen werden fonnte, in loyalſter Weife beizu- 
treten und dem desfalls beſchloſſenen Abänderungen des Entwurfes zu— 
zujtimmen. Die Zahl diefer Aenvderungen, infoweit fie das dem allge- 
meinen Theile zu Grunde liegende Syſtem des Entwurfes felbjt betreffen, 
ift übrigens nicht jehr bedeutend, und beftehen dieſelben vorzugsweife darin, 

1) das das im Entwurfe auf fünf Jahre beftimmte Minimum ver 
Zuchthausitrafe auf vier Jahre herabgefett wurde; 


) Bal. die Verbandfg. dev Kammer d. Abg. vom Jahre 1859/61 Berl. Bd. IT. 
(Verhandlg. des Geſetzg.-Ausſch.) Abtb. J. und Abtb. Hz dann die Verbandlg. des 
Geſetzg.-Ausſch. der Kammer der Neichsrätbe vom Nabre 1859/61 Brot. Bd, 1. und 
II. Beil. Bo. I, 
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2) daß die Beftimmung des Entwurfes, wornach beim Verſuche und 
bei ver Theilnahme die Zuerfennung der Zuchthausjtrafe ausnahmsweife 
auch im einer geringeren Dauer als das regelmäßige gefeliche Minimum 
diefer Strafart beträgt, für ftatthaft erflärt war, befeitigt, und vielmehr 
and beim Berfuche und bei der Theilmahme im Falle Herabgebens unter 
das gefetliche Minimum der Zuchthausftrafe der Uebergang zur Gefüng- 
nipftrafe und folgeweife die Onmalification der Handlung als Vergehen 
angeoronet wurde; 

3) daR abweichend vom Entwurfe der geleiftete Schavdenerfaß als 
Grund zu einer auferordentlichen Herabſetzung der gejetlichen Strafe 
erachtet und als folcher in ven allgemeinen Theil des Geſetzbuches ein— 
geftellt, dagegen aber die Beſtimmungen des Entwurfes über Straflofig- 
feit wegen thätiger Reue beim Diebftahl, Betruge und bei der Unter- 
ſchlagung befeitigt wurden. 

Allen jonftigen von den Gefeßgebungsausfchüffen beichloffenen Aender— 
ungen kommt eine das allgemeine Syſtem des Entwurfes berührende 
Bedeutung zu. — 

Unter den Geſetzgebungsausſchüſſen der beiden Kammern ſelbſt kam 
ſchon bei den von ihnen in geſonderten Sitzungen vorgenommenen Be— 

rathungen, an welchen nach dem im Anfange des Jahres 1861 erfolgten 
Wiederzuſammentritt des Landtages in Gemäßheit der Beſtimmung der 
Artikel 7 und 13 des Geſetzes vom 12. Mai 1848, die Behandlung 
neuer Geſetzbücher betreffend, auch viele nicht zu den Ausſchüſſen ge— 
hörige Mitglieder der Kammern Theil nahmen, ſowohl bezüglich des 
Strafgeſetzbuchs wie auch bezüglich des gleichzeitig berathenen Polizei— 
ſtrafgeſetzbuchs und des Einführungsgeſetzes zu dieſen beiden Geſetzbüchern 
mit Ausnahme weniger Artikel eine Einigung zu Stande und in den 
zuletzt abgehaltenen gemeinſchaftlichen Sitzungen vom 8., 10., 11. und 
12. Juni 1861 wurden auch die letzten beſtandenen Differenzpunkte be— 
ſeitigt, ſo daß alſo unter den Geſetzgebungsausſchüſſen der beiden Kam— 
mern eine vollſtändige Uebereinſtimmung über die drei ihrer Berathung 
unterſtellten Geſetzentwürfe gegeben war. 

Nachdem Hierauf die f. Staatsregierung die Erklärung abgegeben 
hatte, daß fie dem Entwurfe des Strafgefegbuches unbedingt, den Ent- 
wiürfen Des Polizeiſtrafgeſetzbuchs und des Einführungsgejeges aber mit 
Ausnahme zweier Punkte von untergeordneter Bedeutung in der Geftalt, 
wie folche aus den Berathungen der beiden Gefetgebungsansichüffe nad) 
deren übereinjtimmenden Bechlüffen hervorgegangen waren, bie Zuſtimm— 
ung ertheile, wurden die drei Gefegentwürfe in der hienach wereinbarten 
Weife nach Mafgabe der Beſtimmung des Artifels 10 des Gefetes vom 
12. Mai 1848, die Behandlung neuer Gefegbücher betreffend, in ven 
beiden Kammern zur Berathung und Abjtimmung gebracht und vortjelbjt 
mit den zwei von der Staatsregierung zum Entwurfe des Polizeiftraf- 
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geſetzbbuchs un des Einführungsgeſetzes beantragten Abänderungen, ohne 
daß eine weitere Modification geſtellt wurde, in der einundfünfzigſten 
Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 10. September 1861 und 
in der einundzwanzigſten Sitzung der Kammer der Reichsräthe vom 
12. September 1861 mit einer an Stimmeneinhelligkeit grenzenden 
Majorität angenommen. 

Im Abſchiede fiir den Landtag von 1859/61 erhielten ſchließlich 
die drei bezeichneten Gefetentwürfe die Allerhöchite Sanftion Sr. Ma- 
jeſtät des Königs, und ift fomit nunmehr die fo oft und fo beharrlich 
erftrebte aber durch) die Ungunft der Zeitverhältniffe immer wieder ver- 
zögerte Reform und Einheit ver Strafgefeßgebung in Bayern zur Wahr- 
heit geworden, indem nach Artifel 1 des Einführungsgefetes Das neue 
Strafgefeßbuch und das neue Polizeiftrafgefegbucdh für das Königreich 
Bayern mit dem 1. Juli 1862 im ganzen Umfange des König— 
reichs in Kraft zu treten hat. — | 

Am Schluffe der vorftehenden Darlegung der Entjtehungsgejchichte 
des neuen Strafgefetbuchs, welche zu wiſſen namentlich zu dem Zwecke, 
um die Quellen des Gefegbuchs kennen zu lernen, unumgänglich nothwendig 
ift, muß noch bemerkt werden, daß das Einführungsgejet zum Strafgefet- 
buche und Polizeiſtrafgeſetzbuche fich nicht auf dasjenige, was die eigentliche 
Aufgabe eines Einführungsgefeges ift, nämlich auf die Feſtſetzung des Zeit- 
punftes, wann die neuen Gejetbücher in Geltung treten, auf die Auf— 
zählung der durch viefelben aufgehobenen und neben venfelben fortbe- 
ſtehenden älteren Geſetze und auf die Erlaffung tranfitorifcher Beſtimm— 
ungen befchränft, fondern daß vielmehr ver weitans größte Theil des 
aus 148 Artifeln beftehenden Einführungsgefeßes procejfunle Vor— 
jchriften enthält, deren Aufnahme in dieſes Gefeß aus dem Grunde 
nothwendig war, weil fowohl der im  bieffeitigen Bayern wie 
auch der in der Pfalz geltende Strafproceh mit dem neuen Straf- 
gefetsbuche in Einklang gebracht werden mußte. Da fonach die meijten 
Beitimmungen des Einführungsgefeges nicht, wie dieß fonft der Fall zu 
ſein pflegt, eine Ergänzung des Strafgeſetzbuchs felbjt bilden, ſondern 
vielmehr im gar feiner direkten Beziehung zu demfelben jtehen, fo wurde 
auch von einer Erläuterung des fraglichen Gefetes gänzlich Umgang ges 
nommen und ſich nur darauf befchränft, ver Erläuterung des Strafge- 
jegbuchs den Tert der allgemeinen Beftimmungen (Art. 1—30) 
des Einführungsgefetes, in welchen neben Anderem zugleich alle zur Er- 
gänzung des Strafgefetbuchs dienenden Vorſchriften enthalten find, ſammt 
der Schlußbeftimmung deſſelben (Art. 148) der Bolfftändigfeit wegen 
vorhergeben zu laſſen. 


Gefet 


die Einführung des Strafgejegbuhs und des Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs für das Königreid Bayern 
betreffend. 


(Unter Hinweglafjung der in den Art. 31—147 enthaltenen Tediglih auf das Straf: 
verfahren Bezug babenden befonderen Beitimmungen diefes Geſetzes.) 
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Allgemeine Bellimmungen. 


Art. 1. 
Das neue Strafgefegbuh und das neue Polizeiftrafgefegbuch für das 


Königreich Bayern treten mit dem 1. Juli 1862 im ganzen Umfange des 
Königreichs in Kraft. 


Art. 2. 
Mit diefem Zeitpunfte verlieren alle dermalen geltenden Beſtimmungen, 


deren Webertretung bisher mit Strafe bedroht war, ſoweit fie nicht durch 
den Inhalt der neuen Strafgefegbücher oder ‚das gegenwärtige Geſetz als 
fortbeftehend bezeichnet find, ihre Giltigfeit und Wirkſamkeit. 


1. 


Insbeſondere treten außer Kraft: 

der erfte Theil des Strafgefegbuches für das Königreih Bayerı vom 
Jahre 1813 und das in der Pfalz geltende franzöfifche Strafgeſetzbuch 
(code penal) nebft allen auf diejelben bezüglichen Gejegen und Ber: 
ordnungen; 


. das Gefeg vom 24. Dezember 1849, den Schutz der Telegraphen- 


Anftalten betr.; 


. von dem Gejege zum Schuge gegen den Mißbrauch der Preſſe vom 


17. März 1850 die Art. 2, 4—7, 10-36, 49 und 50; 


. das Gejeg vom 21. Mai 1851 die PVerleitung von Militärperjonen 


oder von Pandwehrmännern zur Untreue oder zum Ungehorjfame betr. ; 


. die gefeglichen Vorſchriften über Beftrafung des Zinswuchers, jedoch mit 


Aufrechthaltung der auf diefen Gegenjtand bezüglichen ciwilrechtlichen 
Beltimmungen ; 
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das Gefek vom 28. Mai 1852 tiber die gemerbsmäßigen Gutszer— 
trümmerungen; 


„das Gefeg vom 28. Oktober 1831, die Anwendung der Waffengemalt 


bei der Vollziehung der fjanitätspolizeilihen Mafregeln zum Schutze 
gegen die Berbreitung der aſiatiſchen Cholera betr.; 


‚ Art. 298 des in der Pfalz geltenden Civilgefegbuches, ſoweit er die 


Berhängung einer Strafe gegen die ehebrecheriſche Frau enthält, dann 
die Art. 308 und 309 desjelben Gejegbuches ; 


„die Art. 438, 439, 479 und 555 des in der Pfalz geltenden Han- 


delsgeſetzbuches — letzterer, ſoweit er von der gerichtlichen Verfolgung 
der Ehefrau des Falliten als Mitſchuldiger eines betrügeriſchen Ban— 
kerottes handelt, — ferner die Art. 556, 586 —597 und 598 Ziff. 2 
desjelben Gefeßbuches ; 


die Art. 7 und 65 des Gefeges vom 23. Mai 1846, das Ereutions- 
verfahren in der Pfalz betr. 


Art. 3. 
Aufrecht bleiben erhalten: 


‚alle Beftimmungen in Bezug auf Suspenfion oder Einziehung von Ge— 


werbsrechten oder Privilegien; 


. alle Beftimmungen über Contraventionen und Defraudationen in Bezug 


auf Negalien, auf Zoll-, Steuer-, Stempel-, Poft-, Auffchlags - und 
ähnliche Gefälle, foweit nicht in den neuen Strafgefegbüchern oder dem 
gegenwärtigen Geſetze Abänderungen getroffen find; dann die Beltim- 


mungen über unbefugte Verweigerung des Eintritt3 in einen Steuer— 
Ausſchuß; 


. alle Disciplinarſtrafbeſtimmungen, wobei jedoch gegen Staatsdiener, auf 


welche die Disciplinarſtrafbeſtimmungen der IX. Berfafjungsbeilage An- 
wendung finden, ftatt der in Art. 50 des franzöfifchen Defret3 vom 
20. April 1810 bezeichneten Strafen auf Verweis, auf Geldbuße von 
5 bis zu 50 fl. oder auf 1 bis Stägigen Haus- oder Civilarreft zu 
erfennen ift, ferner die Strafbeſtimmungen, welche in den Geſetzen über 
das Civil- und Strafverfahren enthalten find, ſowie die Strafbeftimm- 
ungen über Winfelagentie; 


. die in der für die Yandestheile Diesfeits des Rheins geltenden Ge⸗ 


meindewahlordnung vom 5. Auguſt 1818 und in der pfälziſchen vom 
25. November 1818 enthaltenen Strafbeſtimmungen, ſoweit deren Voll— 
zug dem Wahlausſchuſſe zuſteht, dann die Beſtimmung des Art. 11 
Ziff. 2 lit. c. des Geſetzes vom 28. Mai 1852 über die Bewäſſer— 


ungs- und Entwäſſerungs-Puternehmungen zum Zwecke der Boden— 
kultur; 


‚alle zu Recht beſtehenden Geſetze und Verordnungen, welche die Be— 


ſtrafung militäriſcher Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen, Ueber— 
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tretungen der Landwehrordnung, dann das Kriegsrecht, den Kriegs- oder 

Belagerungszuſtand betreffen; 

die geſetzlichen Beſtimmungen über Standrecht, wobei dasjenige, was 

im Strafgeſetzbuche für das Königreich Bayern vom Jahre 1813 Th. I. 

Art. 441 Ziff. 1. und Art. 443 von dem Aufruhre zweiten Grades 

gejagt ift, auf alle in dem neuen Strafgefegbuche (Art. 104, 109, 

139 und 154) vorgefehenen Fälle des Aufruhrs, der ftaatsgefährlichen 

Zuſammenrottung, des Aufftandes und der Störung des öffentlichen 

Friedens Anwendung findet, in welchen die werbrecherifche Unternehmung 

an Umfang oder Hartnädigfeit fo weit gediehen ift, daß die Ruhe nur 

durch außerordentliche Gewalt wieder hergejtellt werden kann; 

7. die Geſetze: 

vom 25. Auguft 1828 über die Ergänzung des ftehenden Heeres; 

von 15. April 1840 über den Schuß des Eigenthums an Er» 
zeugnifjen der Yiteratur und Kunſt; 

vom 4. Juni 1848 über die Verantwortlichfeit der Minifter; 

vom 26. Februar 1850 über die VBerfanmlungen und Bereine; 

vom 4. Mai 1851 über das Einjchreiten der bewaffneten Macht 
zur Erhaltung der gejeglichen Ordnung; 

8. von dem Gejege zum Schutze gegen den Mißbrauch der Prefie die Art. 
1, 3, 8, 9, 37—48 und 51— 55, wobei die in den Art. 46 und 52 
genannten Geſetzes enthaltene Allegation der Art. 4 und 27 nunmehr 
auf die Art. 84 und 150 des Strafgefegbuches zu beziehen ift und 
die Beſtimmungen des Art. 48 des genannten Geſetzes auf alle Fälle 
Anwendung zu finden haben, in welchen gegen den Herausgeber oder 
Verleger einer Zeitung oder periodiihen Schrift wegen einer durch die 
Prefie verübten ftrafbaren Handlung eine Berurtheilung erfolgt. 


Art. 4. 

Statt der in den Art. 68, 156, 157, 192 und 193 des in der 
Pfalz geltenden Civilgefegbuches dem betreffenden Civilſtandsbeamten ange 
drohten Strafen ift in den dort vorgefehenen Fällen auf die in Art. 391 
des Strafgefegbuches beſtimmte Strafe zu erkennen, vorbehaltlid) der Ber- 
bindlichfeit des ſchuldigen Beamten zum Erfage des Schadens und Gewinn— 
entganges, wo das Civilgefegbuch eine folche Verbindlichkeit feftiegt. 

Die Strafbeftimmungen, welche in einigen der oben angeführten Artikel 
des Eivilgefeßbuches gegen die Contrahenten oder die Perfonen, unter deren 
Gewalt diefelben gehandelt haben, vorgejchrieben find, treten außer Geltung. 


Art. 9. 

Wo das gegenwärtige Gejeß den Ausdrud Uebertretungen ges 
braucht, find darunter, falls nicht in dem betreffenden Falle etwas Anderes 
beftimmt ift, ſowohl die nach den Örundjägen des Strafgeſetzbuches zu be⸗ 
urtheilenden Uebertretungen, als auch die Polizeiübertretungen zu verſtehen. 


6. 


— 


Einführungsgeſeb. 
22 
Art. 6. 

Wo in einem der neuen Strafgeſetzbücher, im gegenwärtigen Geſetze oder in 
einem neben den genannten Strafgeſetzbüchern in Wirlſamteit verbleibenden Spe— 
zialgefege der Ausdruck Monat gebraucht iſt, find darunter 30 Tage zu 
verftehen. 


Art. 7. 

Handlungen, welde bisher nad einem der durch Art. 3 oder Durch 
den Inhalt der neuen Strafgefegbücher als fortbeftehend bezeichneten Sejege , 
die Eigenfchaft von Uebertretungen an ſich trugen, behalten, inſoferne das 
gegenwärtige Geſetz nicht anders beſtimmt, auch künftig dieſe Eigenſchaft, wenn 
gleich die hiefür in dem einſchlägigen Geſetze angedrohte Strafe das höchſte 
Strafmaß überſteigt, welches in den neuen Strafgeſetzbüchern für Uebertret— 
ungsfälle beſtimmt iſt. Statt der etwa angedrohten Gefängnißſtrafe iſt jedoch 
auf Arreſtſtrafe von gleicher Dauer zu erkennen. 

Soweit nicht in dem betreffenden Spezialgeſetze ein Anderes beſtimmt 
iſt oder nicht die ſonſtigen Beſtimmungen desſelben ein Anderes nöthig 
machen, finden auf dieſe Handlungen die allgemeinen Beſtimmungen der in 
Art. 1 genannten Geſetzbücher, und zwar je nach der Natur der Handlung 
jene des Strafgeſetzbuches oder jene des Polizeiſtrafgeſetzbuches Anwendung. 

Die Vorſchrift, daß bei Uebertretungen die an die Stelle einer unein— 
bringlichen Geldftrafe tretende Arreftftrafe die Dauer von 42 Tagen nicht 
itberjchreiten dürfe, findet auf Mebertretungen, die mit einer 150 fl. überftei- 
genden Geldftrafe bedroht find, feine Anwendung. Doc) joll die Arreftitrafe 
nicht über 3 Monate erſtreckt werden, joferne nicht das betreffende Spezial— 
gejeg ausdrücklich etwas Anderes hierüber beftimmt. 


Art. 8. 

Die in den 88. 55 und 68 des Heerergänzungsgejeges vom 25. Auguſt 
1828 vorgejehenen Handlungen find Polizetübertretungen, die in $. 69-—72 
fomwie die in $. 77 vorgejehenen find Vergehen. Bezüglich der Defertion 
bleibt es bei den beftehenden Beftimmungen. 


Art. 9. 
Die in Art. VI. und VII. des Gefeges vom 15. April 1840 über 
den Schuß des Eigenthums an Erzeugniffen der Literatur und Kunft vor 
gejehenen Handlungen find in Zukunft Vergehen. 


Art. 10. 

Die in Art. 20 des Geſetzes vom 26. Februar 1850 über die Ver— 
fammlungen und Vereine bezeichneten Handlungen find Polizeiüibertretungen, 
die in Art. 21 und 22 bezeichneten Vergehen. Wird jedoch in den letteren 
Fällen wegen Vorhandenjeins mildernder Umftände auf Geldftrafe erfannt, 
jo nimmt die Handlung mit der Verurtheilung die Natur einer Uebertretung an. 
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Art. 11. 

An die Stelle der in Art. 39 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze gegen 
den Mißbrauch der Preſſe vom 17. März 1850 angedrohten Geldſtrafe bis 
zu 200 fl. tritt eine ſolche bis zu 150 fl. 

Die in den Art. 37— Al und 43-—48 des jo eben angeführten Ge— 
jeßes vorgejehenen Handlungen jind Polizeiübertretungen. 


Art. 12. 

Die in Art. 13 des Gefeges vom 4. Mai 1551 über das Einſchrei— 
ten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der gejeglichen Ordnung bezeichnete 
Handlung iſt Polizeiübertretung und in Zukunft mut Arveft bis zu 14 Tagen 
oder an Geld bis zu 50 fl. zu bejtrafen. Die übrigen in dem angeführten 
Geſetze vorgejehenen Handlungen find Bergehen. 


Art. 13. 

Die in Art. 7 des Gefeges vom 1. Juli 1856, die Abgaben von den 
Bergmwerfen diesjeits des Nheines betreffend, bezeichnete Handlung ift Ver: 
gehen umd mit einer dem vwierfachen Betrage des beabjichtigten Gewinnes 
entjprechenden Geldftrafe zu belegen, foferne nicht in Gemäßheit anderer ge- 
jeglichen Beſtimmungen eine jchmerere Strafe vermirft ift. 

Anftatt der in Art. 96 des in der Pfalz geltenden Gejeges vom 
21. April 1810, die Bergwerfe betreffend, angedrohten Strafen ift auf 
Geldftrafe bis zu 300 fl., womit im Wiederholungsfalle Gefängniß bis zu 
einem Jahre verbunden werden kann, zu erfennen, und die betreffenden Zu— 
widerhandlungen find Vergehen. 


Art. 14. 

Anftatt der in Art. 5 des im der Pfalz geltenden Konſularbeſchluſſes 
vom 17. Prairial IX. (16. Juni 1801) gegen Poftdefraudationen angedrohten 
Strafe hat Geldjtrafe bis zu 25 fl. oder Arreft bis zu 8 Tagen einzutreten, 
und die Handlung iſt Polizeiübertretung. 


Art. 15. 

Anftatt der in den Art. 1 und 2 des in der Pfalz geltenden Defretes 
vom 4. Mai 1812, die Betrafung der Jagdausübung ohne Erlaubnißjchein 
betreffend, angedrohten Strafen ift auf Geldftrafe bis zu 25 fl. zu erfennen, 
und die Handlung hat die Eigenfshaft einer Polizeiübertretung. Art. 3 des 
genannten Defrets iſt aufgehoben. 

Jeder, der wegen Nichtlöjfung eines Erlaubnißſcheines beſtraft wird, ſoll 
außer der geſetzlichen Strafe noch zur Zahlung einer dem Preiſe des Erlaub— 
nißſcheines gleichfommenden Summe verurtheilt werden. 

Art. 16. 

Anftatt der in den 88. 4 lit. b. und e, 6 lit. d, g, h, und k, 13, 

14, 15, 16 und 17 der in- dev Pfalz geltenden Jagdverordnung von 
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21. September 1815 angedrohten Geldſtrafen ift auf Geldjtrafe bis zu 25 fl. 
zu erfennen. Die in dieſen Paragraphen vorgejehenen Handlungen find 
Polizeiübertretungen. 

Anftatt der in $. 9 der Jagdverordnung angedrohten Strafen iſt auf 
Geldftrafe bis zu 25 fl., wenn aber der Befchuldigte bereits früher wegen 
Fagdfrevels oder Wilddiebjtahls vernrtheilt, oder wenn der Jagdfrevel bei 
Nacht oder an einem Sonn- oder Feiertage oder während der Setz- und 
Hegezeit begangen worden ift, auf Geldftrafe bis zu 50 fl. oder auf Arrejt 
bis zu 14 Tagen zu erkennen. In weiteren Straffällen tritt Gefängniß bis 
zu 3 Monaten oder Geldftrafe bis zu 200 fl. ein. 

Anftatt der in 8. 10 der Jagdverordnung angedrohten Strafen iſt 
dann, wenn der Beichuldigte früher noch richt wegen Jagdfrevels oder Wild- 
diebjtahls beſtraft worden ift, auf Arreft bis zu 14 Tagen oder Geldftrafe 
bis zu 50 fl., andernfalls auf Gefängniß bis zu 6 Monaten oder Geld- 
ftrafe bis zu 300 fl. zu erfennen. 

Die in den Abjägen 2 und 3 bezeichneten Handlungen find je nad) 
Art und Größe der angedrohten Strafen Vergehen oder nad) den allgemei- 
nen Beſtimmungen des Strafgejegbuches zu beurtheilende Uebertretungen. 

Die in $. 18 der Jagdverorduung vorgefehenen Fälle find nach Art. 70 
des Polizeiftrafgefegbuches, die in $. 20 vorgejehenen nach den Beſtimmun— 
gen des Strafgefegbuches zu beurtheilen. 

Die in der Jagdverorduung erwähnten Pfandgebühren find aufgehoben. 

An den Beſtimmungen über Konfisfation der Gewehre, beziehungsmeife 
Erlegung des Werthes derjelben, wird Jichts geändert. 


Art. 17. 


Wo beitchende Gejege oder Verordnungen auf Beftimmungen des bis- 
herigen Strafrechts verweifen, iſt dieſe Verweiſung nunmehr auf die entjpre- 
chenden VBorjehriften der in Art. 1 genannten Öejegbücher und zwar, wenn 
es fih um allgemeine Beſtimmungen handelt, auf jene der erſten Abtheilung 
des Etrafgefegbuches zu beziehen. 

Wo ein im der Pfalz geltendes Gefeg über die Folgen ‚einer ausge- 
Iprochenen oder in Ausficht jtehenden Verurtheilung in eine Yeibes- oder ent— 
chrende Strafe Beſtimmungen trifft, find diefe Beſtimmungen, jomeit fie 
nad) Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes überhaupt noch in Wirkſamkeit 
verbleiben, fünftig von der Verurtheilung zur Todes» oder Zuchthausftrafe 
zu verjtehen. 

Die gejeglichen Beſtimmungen, wodurch Perſonen, die ſich nicht im 
Genufje der Eivilvechte befinden, in der Pfalz von gewiffen Funktionen und 
Defühigungen ausgeſchloſſen find, finden, joweit nicht für einzelne Fälle bejon- 
dere Beſtimmungen getroffen find, auf diejenigen Anwendung, welchen, in 
Folge einer rechtsträftigen Verurteilung die in Art. 25 des Eirafgejeg- 
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buches bezeichneten Rechte und Fähigkeiten oder einzelne derfelben ent- 
zogen find. 
Art. 18. 

In den Fällen, für welche die Art. 609, 616 und 618 der in der 
Pfalz geltenden Strafprozegordnung eine Strafeinjchreitung wegen willführ- 
licher und eigenmächtiger Verhaftung vorjchreiben, fommen die Bejtimmungen 
des Art. 378 des Strafgefegbuches gegen die betreffenden Beanıten oder 
Bedienfteten zur Anwendung. 


Art. 19. 

Die Art. 635 —640 und 643 des in der Pfalz geltenden Strafprozeß- 
gejeßbuches find aufgehoben, jedoch kann, wenn die gerichtliche Berfolgung 
einer ftrafbaren Handlung verjährt ift, der durch diefe Handlung Bejchädigte 
auch fernerhin feine Entjchädigungsflage vor dem Eivilgerihte mehr erheben. 


Art. 20. 
Wo in einem in Wirkfanfeit verbleibenden Spezialgefege Strafarbeits- 
haus angedroht ift, tritt an die Stelle diefer Strafe Gefängniß nicht unter 
einem Jahre, und die Handlung nimmt die Eigenjchaft eines Vergehens an. 


Art. 21. 

Wer wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des Diebftahls, 
der Unterjchlagung, des Betrugs, der Hehlerei oder der Fälſchung verurtheilt 
worden ift, oder in Folge vechtskräftiger Verurtheilung wegen eines anderen 
Vergehens die in Art. 28 Ziff. 4 und 5 des Strafgefegbuches bezeichneten 
Fähigkeiten oder einzelne derjelben verloren hat, kann weder Gefchworner 
noch Mitglied eines MagiftratS oder einer emeindeverwaltung, nod) Ge— 
meindebevollmächtigtev oder emeinderath, noch Mitglied einer Kirchenver- 
waltung, eines Armenpflegjchaftsrathes, eines Diftrift3- oder Yandraths jeyn, 
noch an einer Gemeinde, Kirchenvermwaltungs-, Armenpflegichaftsraths-, Dis 
ſtrikts- oder Yandrathswahl theilnehnten. 

Alle entgegenjtehenden gejeglichen Beitimmungen, insbejondere Art. 16 
Ziff. 3 der Gemeindewahlordnung vom 5. Auguft 1818, $. 78 lit. c. des 
repidirten Gemeindeedift3 und Art. 76 Ziff. 6 des Geſetzes vom 10. Nov. 
1848, Abänderungen des II. Theiles des Strafgefegbuches von 1813 be- 
treffend, find aufgehoben. 


Art. 22. 
In den zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehörigen Sachen gehört 
die Entjcheidung darüber, ob einer der in den Art 68, 69, 73, 74, 229 
Abi. 2, 230 Abi. 2, 235 Abi. 2 und 236 Abſ. 2 des Strafgejeßbuches 
bezeichneten die Strafbarkeit mildernden Gründe vorliegt, zur Ihatfrage und 
e3 darf die Stellung der betreffenden Frage an die Geſchwornen unter Strafe 
der Nichtigkeit dann nicht verweigert werden, wenn nach Beendigung des 
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Beweisverfahrens und vor dem Schluſſe der gegenſeitigen Verhandlungen 
(Art. 170 der Strafprozeßnovelle und Art. 335 des code d’ instruction 
eriminelle) das VBorhandenjein eines ſolchen Grundes ausdrüdlic geltend 
gemacht worden tft. 

Iſt in fonftigen Fällen geftattet, wegen Vorhandenjeins mildernder Um— 
ftände oder weil der Fall ein leichterer ift oder aus ähnlichen Gründen, eine 
gelindere als die gewöhnliche Strafe eintreten zu laſſen, jo fteht mit Aus- 
nahme de3 Falles des Art. 54 des Gefeges vom 17. März 1850 zum 
Schutze gegen den Mipbrauc der Prejje, an melchem durch gegenmärtiges 
Geſetz nicht3 geändert wird, die Entjcheidung darüber, ob ein folder Fall 
gegeben fei, dem Gerichte zu, welches die Strafe auszumefjen hat. 


Art. 23. 
Erklären die Gejchwornen eine Perfon, welche zur Zeit der That das 
16. Yebensjahr noch nicht zurücgelegt hatte, lediglih aus dem runde für 
nicht fchuldig, weil ihr die zur Unterjcheidung der Strafbarfeit ihrer That 
erforderliche Ausbildung gefehlt hat, jo müſſen fie die bei ihrem Ausfpruche 
angeben und der Echmurgerichtspräfident hat fie darauf, daß dieß gejchehen 
müſſe, ausdrücklich aufmerkſam zu machen. 


Art. 24. 

Gegen jedes Erkenntniß, welches über die Unterbringung eines Ange— 
ſchuldigten, der zur Zeit der That das 16. Lebensjahr noch nicht zurückge— 
legt hatte, im einer Erziehungsanſtalt für verwahrloſte jugendliche Perſonen 
entjcheidet,, jteht dem Staatsanmalte, dem Angefchuldigten und derjenigen 
Perjon, welche das Recht der Erziehung des legteren hat, das Rechtsmittel 
der Berufung beziehungsweife der Nichtigfeitsbefchwerde zu. Iſt das Er- 
fenntniß gelegenheitlihh der Einftellung des Verfahrens im geheimer Sitzung 
erlaffen worden, jo läuft dem Angejchuldigten und demjenigen, dem das 
Recht der Erziehung defielben zufteht, für die Anmeldung der Berufung be- 
ziehungsmweife der Nichtigfeitsbejchwerde auch in diefem Falle eine Frift von 
3 Tagen, von dem Tage an gerechnet, an welchem ihm das Erfenntniß 
eröffnet wurde. Ein Recht des Einfpruches befteht in diejem Falle nicht. 


Art. 25. 

Die Strafbarfeit einer Handlung, welche vor dem in Art. 1 bezeich- 
neten Tage begangen wurde, aber erjt an oder nach diefem Tage zur Ab- 
urtheilung kömmt, wird vorbehaltlich der unten (Art. 66) bezüglich) der 
Ehrenfränfungen gegebenen bejonderen Vorſchrift nad) den Beſtimmungen der 
neuen Strafgefegbücher beziehungsmweife des gegenwärtigen Einführungsgejeges 
beurtheilt, e8 jei denn, daß die früher einfchlägigen Geſetze oder Verordnun— 
gen eine mildere Strafbeftimmung enthalten, in welchen Falle diefe zur Anz 
wendung zu kommen hat. 

Iſt es zweifelhaft, ob die Handlung vor dem oben bezeichneten Tage 
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begangen worden ſei, ſo iſt bei der Entſcheidung das mildere Geſetz anzu— 
wenden. 

War die Handlung zur Zeit ihrer Verübung mit einer Strafe bedroht, 
welche unter den in den neuen Strafgeſetzbüchern aufgeführten Strafgattungen 
nicht mehr vorkömmt, fo iſt, wenn die genannten Geſetzbücher eine mildere 
Strafe fetfegen, auf diefe, andernfalls aber auf diejenige Strafe zu erfennen, 
welche der früher angedrohten nach dem nunmehr geltenden Strafſyſteme 
zunächft entſpricht. Insbejondere hat an die Stelle des Verluftes der ſtaats— 
bürgerlichen Rechte (code pénal Art. 8 Ziff. 3) Gefängniß bis zu 3 Mo— 
naten mit den in Art. 28 des neuen Strafgeſetzbuches bezeichneten Ztraf- 
folgen, — an die Stelle des Strafarbeitshaufes (Strafgeſetzbuch vom Jahre 
1813, Theil I. Art. 4 Ziff. IV.) Gefängniß nicht unter einem Jahre und 
in Fällen wo Strafarbeitshaus nicht unter vier Jahren angedroht ift, Zucht: 
hausjtrafe bis zu acht Jahren, — an die Stelle der fürperlichen Züchtigung 
Arreft bis zu 30 Tagen und an die Stelle des Verweiſes Geldftrafe bis zu 
3 fl. zu treten. 


Art. 26. 

Was in-den neuen Strafgejegbüchern über die Behandlung der Zucht— 
haus-, Gefängniß- und Arreftfträflinge beftimmt ift, findet auch auf Diejenigen 
Sträflinge Anwendung, welche in Folge einer ſchon vor dem im Art. 1 
bezeichneten Tage ergangenen Berurtheilung wegen Verbrechen, Vergehen oder 
Polizeiübertretung eine Freiheitsitrafe zu erſtehen haben. 

Die Vorfchriften des Strafgejegbuches vom Jahre 1813, Theil 1. 
Art. 12, 13 Abi. 2 und Art. 16 Abi. 2 bleiben bezüglich dieſer Sträf— 
Lunge in Kraft. 


Art. 27. 

Bis die bauliche Herjtellung der durch die neuen Strafgeſetzbücher gebo— 
tenen Strafanftalten vollendet jeyn wird, bleibt der Staatsregierung die Bes 
fugniß vorbehalten, nöthigenfalls verjchtedene Kategorien von Strafgefangenen 
in einer und derjelben Anftalt unterzubringen, wobei jedoch die einzelnen 
Kategorien innerhalb der Anftalt jorgfältig von einander getrennt zu 
halten ſind. . 

Bis zu dieſem Zeitpunkte iſt es auch geftattet, auf den Grund eines 
nit der Gemeinde getroffenen UWebereinfommens die dermalen beitehenden 
gemeindlichen Arreftlofale zum VBollzuge von Arveftftrafen und die in einigen 
Städten bejtehenden Zmangsbejchäftigungsanftalten zur Unterbringung der— 
jenigen, deren Berwahrung in einer Polizeianftalt angeordnet worden ift, zu 
verwenden. 


Art. 28. 
Die Polizeibehörden find befugt, Verfügungen, die fie innerhalb ihrer 
Zuftändigkeit zum Tebhzrge von Erfiger, deren Ucbertretirug nicht mit Strafe 
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bedroht iſt, an beſtimmte Perſonen erlaſſen und dieſen eröffnet haben, durch 
Anwendung geſetzlicher Zwangsmittel zur Ausführung zu bringen. 

Zu dieſem Zwecke ſind die Polizeibehörden insbeſondere berechtigt, die 
Nichtbefolgung einer Verfügung der in Abſ. 1 bezeichneten Art mit Unge— 
horjamsftrafen zu bedrohen und dieſe im "Falle des Ungehorfams für ver- 
wirkt zu erklären und zwar die Gemeindeverwaltungen in den Yandgemeinden 
diesſeits des Rheins und die Bürgermeifter der Yandgemeinden in der Pfalz 
bis zu 3 fl., die Magiftvate der einem Yandgerichte untergeordneten Städte 
und Märkte in den Kreiſen diesſeits des Nheins und die Bürgermeiſter 
der Städte in der Pfalz bis zu 5 fl., die übrigen Polizeibehörden bis 
zu 25 fl. 

Unterläßt Jemand innerhalb der dafür beftimmten Frift dasjenige zu 
thun, was ihm durch eine Verfügung der in Abſ. 1 bezeichneten Art durch 
die Polizeibehörde auferlegt ift, jo ift legtere befugt, dieſe Handlung auf 
Koften des Ungehorjamen vornehmen zu lafjen und den von ihr fejtgeitellten 
Koſtenaufwand vorbehaltlih der Verpflichtung zum Schadenerſatze nach den 
gejeglichen Beltimmumgen über Beitreibung von Unterfuchungsfoften, in der 
Pfalz auf dem Wege des adminiftrativen Zwangsvollzugs zu erheben. 

Gegen die Androhung oder Vorfehrung der nach) Maßgabe des gegen- 
wärtigen Artikels zuläjfigen Bollzugsmaßregeln ift Befchwerde an die höheren 
Stellen zuläfjig. Ju dringenden Fällen haben ſolche Bejchwerden feine auf- 
jchiebende Wirkung. 

Die von einer Gemeindebehörde in ihrer Eigenfchaft als Polizeibehörde 
verhängten Ungehorjamsftrafen fließen in die Kaffe der betreffenden Gemeinde. 


Art. 29. 

Für die Anwendung de3 Art. 28 find den Gefegen nicht allein die 
zur Zeit beftehenden giltigen Verordnungen, jondern auch diejenigen Verord— 
nungen gleichgeftellt, welche künftig zu einem Geſetze auf den Grund eines 
in diefem enthaltenen Vorbehaltes erlafjen werden. 

Dagjelbe gilt von Verordnungen, welche fünftig zum Zwecke der Revi- 
ſion einer dermalen beftehenden giltigen Verordnung erlaffen werden, injoweit 
dieje legtere nicht unter Zuftimmung des Yandtages zu Stande gefommen 
ift oder fonft die Natur eines Geſetzes an ſich trägt. 

Die Beltimmungen der Art. 36 und 39 des Polizeiftrafgefegbuches 
finden auch auf gegenwärtigen Artikel Anwendung. 


Art. 30. 

Enthält ein Spezialgefeg eine Mehrheit von Anordnungen und ift im 
demfelben nur die Uebertretung eines Theiles der getroffenen Anordnungen 
unter Strafe geftellt, jo findet Art. 28 auf die Uebertretung der nicht mit 
Strafe bedrohten Anordnungen diefes Geſetzes Anwendung. 

Enthält dagegen in Fällen, wo das Polizeiftrafgefegbuh auf Verord- 
nungen Bezug nimmt, eine Verordnung eine Michrheit von Anordnungen 
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und ift in der betreffenden Verordnung nur die Uebertretung eines Theiles 
der getroffenen Anordnungen unter Strafe geftellt, jo findet Art. 28 auf 
die Uebertretung der nicht unter Strafe geftellten Anordnungen diefer Ver— 
ordnung jo wenig als auf die übrigen in derjelben enthaltenen Anordnungen 
Anwendung. 


Schlußbeſtimmung. 


Art. 148. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt am nämlichen Tage mit dem Strafge— 
ſetzbuche und dem Polizeiſtrafgeſetzbuche in Kraft. 
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Art. 1. 
—— — Handlungen, welche die Geſetze mit Todes- oder Zucht— 
— —* hausſtrafe bedrohen, ſind Verbrechen; — Handlungen, 


welche die Geſetze mit Gefängniß oder mit einer Geldſtrafe, 
deren höchſter Betrag hundert und fünfzig Gulden überſteigt, 
bedrohen, ſind Vergehen; — Handlungen, welche die Ge— 
ſetze mit Arreſt oder mit einer Geldſtrafe, deren höchſter 
Betrag hundert und fünfzig Gulden nicht überfteigt, bedrohen, 
find Nebertretungen. 
Entw. von 1855 Art. 1; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. Bd. J. 
ES. 9, 65, der Reihsr. 8. Beil. Bd. ©. 21, Brot. Bd. ©. 54; Entw. von 1860 


Art. 1; Gefeßg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 129, Abth. II. 
©. 4, 86; Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 7. 


Bei der Eintheilung der ftrafbaren Handlungen fann man entweder 
von einem innern oder von einem äußern Unterjcheidungsmerkmale 
ausgehen. 

Man kann nämlih vor Allem die reale Verſchiedenheit der ein- 
zelnen ftrafbaren Handlungen, mie fich ſolche aus der innern Natur 
diefer Handlungen ergibt, der Eintheilung zu Grunde legen. In dieſer Be- 
ziehung lafjen ſich namentlich zwei grundjäglid verſchiedene Kategorien von 
ftrafbaren Handlungen unterfcheiden, nämlich: 

1. Handlungen, welche eine Verlegung des Rechtes als jolden, 
eine Auflehnung gegen die allgemeine Rechtsordnung im Staate und deren 
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fittlihe Grundlage enthalten Die ftrafbaren Handlungen diefer Kategorie 
find die eigentlihen ftrafrehtlihen Handlungen, mit welchen fich das 
Strafrecht im engeren Sinne allein zu befafjen hat. 

I. Handlungen, welde eine Zumiderhandlung gegen die vom 
Standpunkte der Staatsvermwaltung aus erlaffenen Anordnungen 
des Staates enthalten. Und zwar gehören hieher nicht allein der Unge— 
horfam gegen die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und 
des Gemeinwohls beftehenden gejeglichen Vorſchriften, durch deren Außer- 
achtlaſſung eine Gefährdung des Necht3 herbeigeführt wird, die eigentlichen 
Polizetüibertretungen im engeren Sinne, fondern insbefondere aud die Zu- 
widerhandlungen gegen die aus der Finanzhoheit herrührenden Anforderungen 
des Staates — die jogenannten fiscalifhen Delitte — ſowie ferner die 
Zuwwiderhandlungen gegen die in der Militärhoheit des Staates begründeten 
ftaatsbürgerlichen Pflichten. 

Die ftrafbaren Handlungen diefer Kategorie bilden feinen Gegenftand 
des eigentlichen Strafrechts; jie fallen vielmehr dem Gebiete des jogenannten 
Polizeiftrafrehts anheim. " 

Man kann aber auch die Berfchiedenheit der Strafübel, melde 
vom Gefege angedroht find, d. h. alfo ein rein äußerliches Unterfcheidungs- 
merfmal als Grundlage für die Eintheilung der ftrafbaren Handlungen 
nehmen. In der Natur der Cache liegt es nämlich, daß nicht alle ftraf- 
baren Handlungen gleich ftrafbar find, jondern vielmehr die Strafbarfeit der- 
felben je nach ihrer größeren oder geringeren Schwere eine äußerſt verfchiedene 
ift. Diefe BVerfchiedenheit in der Strafbarfeit der einzelnen Handlungen 
bringt e3 aber nothmwendig mit ſich, daß das Geſetz auch verfchiedene Straf- 
übel aufftellen muß, und kann man demgemäß die ftrafbaren Handlungen in 
verfchiedene Kategorien abftufen, je nachdem fie mit einem größeren oder 
geringeren Strafübel bedroht find. 

Die bayerifche Strafgefeggebung hat der Eintheilung der ftrafbaren Hand- 
lungen grundjäglih das zulegt angeführte äußere Unterjcheidungsmerfmal 
zu Grunde gelegt, dabei jedoch auch die oben erwähnte reale Verſchiedenheit 
der ftrafbaren Handlungen keineswegs verfannt, fondern vielmehr ihr Die 
gebührende Berücfichtigung in vollem Maße zu Theil werden lafjen, wie fich 
dieß aus Nachftehendem ergibt: 

1. Nach dem Syſteme der bayerifchen Staatsgejeßgebung gibt es drei 
verjchtedene Gattungen von ftrafbaren Handlungen, Berbreden, Berge- 
ben und Uebertretungen, und beruht diefe dreigliederige Abtheilung 
einzig und allein auf der Verſchiedenheit der für die ftrafbaren Handlungen 
feftgefegten Strafübel. Die bayerifche Gejeßgebung fennt nämlih als 
Strafübel: 

a) die Todesitrafe, . 

b) die Zuchthaußftrafe, 

c) die Gefängnißftrafe, 
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d) die Geldftrafe, 

e) die Arreftftrafe. 

Bon diefen Strafen erklärt das Geſetz durch pofitive Vorfchrift die 
Todes- und Zuchthausftrafe als Berbrehensftrafen, die Gefängnißftrafe 
und die Geldftrafe, joferne das angedrohte Marimum der Lebteren den Be— 
trag von 150 fl. überfteigt, als Vergehensſtrafen, die Arreftitrafe und 
die Geldftrafe, joferne das angedrohte Marimum derfelben den Betrag von 
150 fi. nicht überfteigt, al3 Uebertretungsftrafen. Je nachdem nun 
eine ftvafbare Handlung mit einer der vorbenannten Verbrechens, Bergehens- 
oder Uebertretungsftrafen bedroht ift, erjcheint diefe Handlung jelbjt nad 
Vorſchrift des Art. 1 dieſes Geſetzbuches entweder als ein Verbrechen oder 
als ein Bergehen oder als eine Webertretung,- und ift es ſomit lediglich die 
Art, beziehungsweife (bei der Geldftrafe) das Maaß der angedrohten Strafe, 
welches den Charakter der ftrafbaren Handlungen al3 Verbrechen, Vergehen 
oder Webertretung beftimmt. 

Die voraufgeführte Eintheilung der ftrafbaren Handlungen in Ber» 
brechen, Bergehen und Uebertretungen lag auch bereit8 den bisher in 
Bayern in Geltung geweſenen Strafgefegbüchern, dem Strafgeſetzbuche von 
1813 ſowohl wie auch dem Code penal zu Grunde, und wenn gleich die- 
jelbe deshalb, weil fie nicht auf einem innern Unterfcheidungsmerfmale, fon- 
dern auf einer rein willführlich gezogenen äußerlichen Grenzlinie beruht, in 
der Doctrin vielfach getadelt worden ift, jo war doc vom Standpunkte der 
bayerifchen Gefeggebung aus die Beibehaltung derfelben namentlich aus dem 
Grunde unumgänglich nothmwendig, weil fie mit den Grundeinrichtungen des 
ſowohl im diesfeitigen Bayern wie aud in der Pfalz beftehenden Straf 
prozefjes im unzertrennlichen Zufammenhange fteht. An diefe Eintheilung 
fnüpfen ſich nämlich die prozefjualen Beftimmungen über die Form des 
Strafverfahrens, welches der Natur der Sache nad nicht für alle Arten 
Don ftrafbaren Handlungen dasjelbe jein fann, fondern ſich nad) der Schwere 
und Wichtigkeit der einzelnen Neate abftufen muß, und beftimmt fich hienach 
insbefondere die Kompetenzausfcheidung der verfchiedenen zur Aburtheilung 
der ftrafbaren Handlungen berufenen Gerichte, indem nah den Vorſchriften 
des Strafprozefied die Aburtheilung der Verbrechen durch die Schwurgerichte, 
die Aburtheilung der Vergehen regelmäßig durch die. Bezirkögerichte und die 
Aburtheilung der Webertretungen regelmäßig durch Einzelnrichter zu erfolgen 
hat. Nebſtdem ift aber auch die fragliche Eintheilung mit den Beftimmungen 
der bayerifhen Staatsverfaffung und einer Reihe von anderen Gefegen fo 
vielfach verwebt, daß auch aus diefer Rückſicht die Beibehaltung derfelben 
abfolut geboten jchien. 

2. Die in Art. 1 diefes Geſetzbuches enthaltene Beftimmung, daß nad 
der Art und beziehungsweife dem Maaße der für eine ftrafbare Handlung 
gejeglich gedrohten Strafe ſich der Charakter diefer Handlung als Verbrechen, 
Bergehen oder Uebertretung beftimmt, bildet einen Fundamentalgrund- 
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fat der gejammten bayerifchen Strafgeſetzgebung, deſſen Wirkſamkeit feines- 
wegs auf die in dem vormürfigen Strafgeſetzbuche behandelten ftrafbaren 
Handlungen beſchränkt ift, ſondern fih in gleicher Weife auch auf alle übrigen 
in andermweiten neben dem Strafgejegbuche bejtehenden Gefegen für ftrafbar 
erklärten Handlungen erftredt. 

Der KreiS der ftrafbaren Handlungen ift nämlich) mit den im diefem 

Geſetzbuche aufgeführten in feiner Weife abgejchloffen. Der Gejeggeber hat 
vielmehr vor Allem, indem er den bereitS oben erwähnten realen Unterſchied 
zwiſchen den eigentlich ftrafrehtlichen und den blos polizeilich ftraf- 
baren Handlungen wohl erfannt und berüdfichtigt hat, die beiden bezeich- 
neten Kategorien von ftrafbaren Handlungen vollftändig von einander getrennt 
gehalten und im zwei verfchiedenen Gejegbücdern behandelt, und erjcheint 
eine jolhe Trennung in der That auch duch die Natur der Sache jelbit 
geboten. Denn da bei dieſen beiden Kategorien von ftrafbaren Handlungen 
das innere Weſen derfelben grundverjchieden ift, indem die ftrafrechtlichen 
Handlungen einen Angriff auf ein beftimmtes Recht, alſo eine wirkliche 
Rechtsverlegung, die polizeilich ftrafbaren aber nur einen ftrafbaren Ungehor- 
jan gegen eine polizeiliche Vorfchrift enthalten und folgeweife auch ihre Beitraf- 
ung von völlig verfchiedenen Gefichtspunften aus zu erfolgen hat, jo muß bei 
ihnen im vielfacher Beziehung, wie 3. B. Hinfichtlich der Beftimmungen über 
Borfag und Fahrläffigkeit, über Berfuh, über Theilnahme und Begün— 
ftigung x. ꝛc., eime prinzipiell abweichende Behandlung Plag greifen, und 
würde deshalb eine-Zufammenmwerfung beider Kategorien von ftrafbaren Hand- 
lungen in ein Geſetzbuch nothwendig große Mipftände und Verwirrung her: 
beiführen. 
Mit Rückſicht hierauf handelt das vorwürfige Strafgeſetzbuch grund- 
jäglih nur von den dem Gebiete des eigentlichen Strafrechts angehörigen 
ftrafbaren Handlungen, den Rechtsverlegungen, wogegen die polizeilid 
ftrafbaren Handlungen, die Rechtsgefährdungen, den Gegenftand des 
Polizeiftrafgefegbudes bilden. 

Neben den beiden vorbenannten Gefegbüchern befteht fodann nach Art. 2 
und 3 des Einführungsgefeges zum Straf» und WPolizeiftrafgejegbuche auch 
noch eine Reihe von Spezialgejegen im Kraft, deren Aufnahme in die 
allgemeinen Geſetzbücher aus befondern Gründen nicht thunlid oder wenig- 
ftens nicht väthlich erfchien. Dabei find es theilweife wirklich ftrafrechtliche, 
theilweife aber polizeilich ftrafbare Handlungen, welche in diejen Spezialge- 
fegen mit Strafe bedroht find, und jchreibt deshalb auch der Art. 7 des 
Einführungsgefeges vor, daß auf die in Spezialgefegen vorgejehenen ftraf- 
baren Handlungen je nad der Natur diefer Handlungen entweder Die allge- 
meinen Beftimmungen des Strafgefegbuches oder jene des Polizeiftrafgejeg- 
buches Anwendung zu finden haben, ſoweit nicht in dem betreffenden Spe— 
zialgefege felbft ausdrüdlich ein Anderes beftimmt ift oder nicht die jonftigen 
Beftimmungen desjelben ein Anderes nöthig machen. 
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Was nun die grumdfäglich im Strafgefegbucde, mitunter aber auch in 
einzelnen Spezialgejegen behandelten ſtrafrechtlichen Handlungen anlangt, 
fo find diefelben nach dem in Art. 1 diefes Geſetzbuches ausgeſprochenen 
Grundprinzipe des Gefeges theils Verbrechen, theil3 Vergehen und 
theils Uebertretungen, da diefe Handlungen nach Verſchiedenheit ihrer 
Schwere theild mit Berbrechens-, theils mit Bergehens- und theils mit Ueber- 
tretungftrafen bedroht find. Was dagegen die polizeilich ftrafbaren 
Handlungen betrifft, jo tragen diefelben jammt und fonders ohne Rücdficht 
darauf, ob fie in dem allgemeinen Polizeiftrafgefegbuche oder in einem Spe— 
zialgejege mit Strafe bedroht find, immer nur den Charakter einer Ueber- 
tretung an fi, wie dieß auch der Art. 1 des Polizeiftrafgejegbuches aus- 
drüclich zu erfennen gibt. Das Gefeg kennt nämlich nach der Beſtimmung des 
Art. 4 und 6 des Polizeiftrafgefegbudhs als Strafen für die polizeilich ftraf- 
baren Handlungen blos Arreftitrafe umd Geldſtrafe, deren höchſter Betrag 
regelmäßig den Betrag von 150 fl. nicht überfteigt; da nun aber dieje bei- 
den Strafen nach Vorſchrift des Art. 1 dieſes Geſetzbuchs bloße Uebertret- 
ungsftrafen find, jo folgt daraus von ſelbſt, daß allen polizeilich ftrafbaren 
Handlungen auch nur der Charakter einer Uebertretung innewohnt. 

3. Nah Maßgabe des bisher Gefagten läßt fih das Syſtem der 
bayerifchen Strafgefeggebung furz in folgende Säge umfafjen: 

Nach) der bayerischen Geſetzgebung gibt es drei Gattungen von ftraf- 
baren Handlungen, Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen, und 
befteht das Unterfcheidungsmerfmal für diefe Eintheilung in der Verſchieden— 
heit der Strafart und des Strafmaaßes, womit die einzelnen jtrafbaren 
Handlungen vom Gefege bedroht find. Was aber die legte Gattung von 
ftrafbaren Handlungen, die Uebertretungen anlangt, jo zerfallen dieje 
wieder in zwei verjchiedene Kategorien, nämlich in ſtrafrechtliche Ueber- 
tretungen eimerfeit3 und in Polizeiübertretumgen andererjeit3, und 
erfcheint als Unterjcheidungsmerfmal für dieſe Abtheilung die Berfchiedenheit 
in der innern Natur der ftrafbaren Handlungen. 

Die Berbrehen, Bergehen und ftrafrechtlichen UWebertretungen werden 
grundfäglih im Strafgejegbuhe, die Polizeiübertretungen im Polizei- 
ftrafgefegbuce behandelt. An diefe beiden Gejegbücher ſchließt fich noch 
eine Reihe von Spezialgejegen an; auf die in den Spezialgejegen mit 
Strafe bedrohten Handlungen müfjen aber, wenn fie ein Verbrechen, Ber: 
gehen oder eine ftrafrechtliche Uebertretung bilden, die allgemeinen Beſtimm— 
ungen de3 Strafgefegbuches, wenn fie al3 eine bloße Polizeiübertretung 
erjcheinen, die allgemeinen Beftimmungen des Polizeiftrafgefegbuches Anmwend- 
ung finden, injoweit nicht aus dem betreffenden Spezialgefege ſelbſt etwas 
Anderes zu entnehmen iſt. Ob Tine in einem Spezialgefege für ftrafbar 
erklärte Handlung als eine ftrafrechtliche, oder ob fie als eine polizeilich ftraf- 
bare zu erachten ift, ift bezüglich der meiften Spezialgefege im Einführungs- 
gejege des Straf- und Polizeiftrafgefegbucdhes (Art. 8-16) ausdrüdlich be- 
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ftimmt; wo dieß nicht der Fall ift, da muß die Beantwortung dieſer Frage 
aus der innern Natur der betreffenden Handlung entnommen werden. 

4. Im Borftehenden wurden die allgemeinen Grundprinzipien dar- 
gelegt, auf welchen die dermalige bayerifche Strafgefeßgebung beruht. Diefe 
Grundprinzipien haben jedoch in der Durchführung aus Gründen der Zwed- 
mäßigfeit nad) zwe ifach er Richtung einzelne Ausnahmen erlitten. 

Auf der einen Seite wurden nämlich manche ftrafbaren Handlun- 
gen, welche ihrer innern Natur nach zweifellos ein polizeilich-ftraf- 
bares Neat enthalten, unter die Vergehen, d. h. alfo unter die ftraf- 
rehtlihen Handlungen aufgenommen, und zwar ift dieß namentlich bei fol- 
hen ftrafbaren Handlungen gejchehen, welche einerfeit3 von fo großer Schwere 
und Gefährlichkeit find, daß zu einer entjprechenden Beftrafung derfelben die 
für Polizetübertretungen beftimmten gewöhnlichen Strafen bei meitem nicht 
ausreichen würden, und bei welchen es andererfeit3 auch nad) den obwalten- 
den Berhältniffen vollfommen gerechtfertigt und zwedmäßig erfcheint, hinficht- 
lich der Beftrafung der Theilnehmer und Begünftiger, hinfichtlich der Ver— 
jährung u. dgl. die viel ftrengeren Beftimmungen in Anwendung zu bringen, 
welche das Strafgefegbuch im Gegenhalte zu dem BPolizeiftrafgefegbuche auf- 
ftellt. Als Beifpiel in diefer Beziehung kann das im Art. 221 dieſes 
Geſetzbuches aufgeführte Vergehen der Kuppelei dienen, welches feiner innern 
Natur nach unverfennbar feine wirkliche Rechtsverlegung, fondern eine bloße 
Rechtsgefährdung, alfo ein polizeiliches Reat in ſich enthält, demungeachtet 
aber aus dem eben erörterten Grunde zu einem Vergehen erflärt worden 
ift. Gleiches ift der Fall bei dem Vergehen der Uebertretung der Vorkehr— 
ung gegen anftedende Krankheiten (Art. 248 Abf. 1), bei dem Vergehen 
des Hazardipiels (Art. 333) u. dgl. mehr. 

Auf der andern Seite kommt es mitunter vor, daß das Geſetz ftraf- 
baren Handlungen, wiewohl diefelben mit einer im höchften Betrage die 
Summe von 150 fl. überfteigenden Geldftrafe bedroht find, dennoch dem 
in Art. 1 dieſes Gefeßbuches ausgefprochenen Grundjage entgegen nicht den 
Charakter eines Vergehens, jondern nur den Charakter einer Uebertretung 
beigelegt hat, und findet diefe Abweichung ihre Erklärung darin, weil das 
Geſetz bei manchen ftrafbaren Handlungen zwar das gewöhnliche Marimum 
der Geldftrafe von 150 fl. nicht als ausreichend erachtet, dabei aber doch 
mit Rückſicht auf die Befchaffenheit diefer Handlungen es nicht für ange- 
mefjen gehalten hat, daß diefelben die Dualififation eines Vergehens erhalten. 
In diefer Weife ift nicht blos im Polizeiftrafgefegbuche felbft für einzelne - 
Polizeiübertretungen, wie 3. B. für die Ueberverficherung oder Doppelver- 
fiherung von Mobilien (Art. 179) Geldftrafe mit einem Marimum von 
mehr al3 150 fl. angedroht, fondern es ift dieß im noch viel höheren Maaße 
in einzelnen Spezialgefegen wie 3. B. im Zollftrafgefege vom 17. November 
1837, im Geſetze vom 28. Mai 1852, die Fenerverficherungsanftalt für 
Gebäude in den Gebietstheilen diesſeits des Aheins betreffend, im Forftge- 
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fege vom 28. Mai 1852 u. dgl. der Fall, indem bei vielen in dieſen 
Spezialgefegen aufgeführten ftrafbaren Handlungen das höchfte Strafmaaß die 
Summe von 150 fl. äußerft beträchtlich überfteigt, demungeachtet aber die 
fraglichen Handlungen nad Borjchrift des Art. 7 Abſ. 1 des a 
gefeges die Eigenfchaft von Webertretungen behalten. 


Weitere Abweichungen von den vorher erörterten Grundprinzipien, auf 
welchen das Syſtem der bayerifchen Strafgefeßgebung beruht, gibt es nicht 
und fteht aljo insbefondere der Grundſatz, daß eine mit Todes- oder Zucht- 
hausftrafe bedrohte Handlung immer ein Verbrechen, eine mit Öefängniß- 
ftrafe bedrohte Handlung immer ein Vergehen und eine mit Arreſtſtrafe be- 
drohte Handlung immer eine Mebertretung bildet, ganz ausnahmslos da; denn 
wenn es auch allerdings in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 7 des Ein- 
führungsgefeges mitunter vorfommt, daß ftrafbare Handlungen, welche in 
einem fortbeftehenden Spezialgefege mit Oefängnißftrafe bedroht find, den 
Charakter einer bloßen Uebertretung an ſich tragen, wie dieß 3. B. bezüglich 
der in Art. 3 des Gefeges vom 25. Juli 1850, die Beitrafung der Jagd— 
frevel betreffend, vorgefehenen Handlung der Fall ift, jo muß eben in einem 
folden Falle nach der ausdrüdlichen Beftimmung des erwähnten Art. 7 des 
Einführungsgefeges nunmehr anftatt der angedrohten Gefängnißftrafe auf Arreft- 
ftrafe von gleicher Dauer erfannt werden. 


5. Was insbefondere noch die Geldftrafe anlangt, welche zu gleicher 
Zeit Bergehens- und Webertretungsftrafe ift, fo erjcheint bei ihr immer das 
Marimum der vom Gefege angedrohten Strafe dafür entfcheidend, ob 
diefelbe eine Vergehens⸗ oder eine Uebertretungsftrafe ift und folgeweiſe die 
damit bedrohte Handlung den Charakter eines Vergehens oder einer Ueber— 
tretung an fich trägt; beträgt nämlich dieſes Marimum über 150 fl., jo 
bildet die fraglihe Handlung ein Vergehen, wogegen fie in dem Falle, wenn 
diefes Marimum den Betrag von 150 fl. nicht tiberfteigt, eine bloße Ueber- 
tretung ift. Hienach verfteht e3 fi) von felbft, daß der Umftand, in wel— 
chem Betrage die Geldftrafe für eine verüibte ftrafbare Handlung erfannt 
wird, niemals den Charakter der Handlung beftimmen kann, und erjcheint 
alfo 3. B. die Beftechung nad) Art. 366 Abf. 1 dieſes Geſetzbuches auch dann 
al3 ein Vergehen, wenn fie nur mit einer Geldftrafe von einem Gulden beftraft 
wird, da bei dem fraglichen Reate das Marimum der angedrohten Gelb- 
ftrafe 300 Gulden, aljo mehr als 150 Gulden beträgt. 


Art. 2. 


Geftattet das Geſetz ftatt der angedrohten Verbrechens - eine Ver⸗ 
gehenäftrafe oder ftatt der angedrohten Vergehens- eine Mebertretungs- 
ftrafe ausnahmsweiſe auszufprechen, fo nimmt die alfo beftrafte Hand: 
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Yung mit dem Urtheile und zwar im erften Falle die Matur eines 
Bergehens, im zweiten die einer Webertretung an. 


Geſetzg. Ausich. Verh. von 1856/58 ber Abg. K. Bb. I. ©. 23, 116, 131, ber 
Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 38, Prot. Bd. ©. 107; Entw. von 1860 Art. 16 Abf. 3; 
Geſetzg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Aug. K. Abth. II. ©. 4, 87, 97, d. Reichsr. 
K. Prot. Bo. J. ©. 18, 71. 


Nac der Vorfchrift des vorhergehenden Art. 1 beftimmt fich der Cha- 
rafter einer ftrafbaren Handlung als Berbrechen, ‚Vergehen oder Uebertretung 
immer nach der Gattung der Strafe, mit welcher das Geſetz dieſe Hand- 
fung bedroht. Nun kommt es aber einerjeit3S mitunter vor, daß im der 
zweiten Abtheilung des Gefegbuches für einzelne ftrafbare Handlungen zu 
gleicher Zeit zwei verfhiedene Ötrafgattungen angedroht find, indem das 
Geſetz manchmal vorjchreibt, daß eine ftrafbare Handlung mit Zuchthausftrafe, 
in leichteren Fällen, bei bejonder8 mildernden Umftänden u. dgl. aber blos 
mit Gefängnißftrafe, oder daß fie mit Gefängnißftrafe, in leichteren Fällen 
aber blos mit Arreftitrafe bejtraft werden jolle: erfteres ift 3. B. unter 
Umftänden beim Landesverrathe (Art. 111 Abſ. 3), beim Todtichlage (Art. 
229 Abſ. 2), bei der vorfäglichen Körperverlegung (Art. 235 Abſ. 1), leß- 
tere bei der Gemaltthätigfeit gegen Beamte und andere in öffentlichen 
Funktionen ftehende Perfonen (Art. 138 Abſ. 2), beim Zweikampfe (Art. 
163 Abſ. 1), bei der Beftehung (Art. 369 Abſ. 1) u. dgl. mehr der 
Fall. Anderjeits räumt das Gefeg beim Verſuche (Art. 49), bei der Theil- 
nahme durch Hilfeleiftung (Art. 55) und ebenſo bei dem VBorhandenjeyn von 
gewiffen außerordentlihen Milderungsgründen der Strafbarfeit, nämlich bei 
der geminderten Zurechnungsfähigfeit (Art. 68), bei dem Exzeſſe der Noth- 
wehr (Art. 73) und beim Schadenserfage (Art. 74) den Gerichten die 
Befugniß ein, bis zu einem gewiſſen Maaße unter das Minimum der 
geſetzlich gedrohten ordentlichen Strafe herabzugehen, und zieht dieſe den 
Gerichten eingeräumte Befugniß in Gemäßheit der Vorſchrift des nachfol— 
genden Art. 16, mornad die Zuchthausftrafe niemals auf weniger al3 vier 
Fahre zuerkannt werden fann und da, wo Zuchthausftrafe in einer geringern 
Dauer zuzuerfennen wäre, ftatt derjelben auf Gefängnißſtrafe von gleicher 
Dauer zu fprechen ift, unter Umftänden die Folge nah fih, daß eine an 
fih mit zeitlicher Zuchthausftrafe bedrohte Handlung auch nur mit Gefäng- 
nißftrafe beftraft werden kann; und im ähnlicher Weiſe gejtattet auch das 
Geſetz in dem unten folgenden Art. 77 Ziff. 3 bei dem Milderungsgrunde 
der Jugend unter Umftänden eine an fich mit Oefängnißftrafe bedrohte 
Handlung blos mit einer Arveftftrafe zu beftrafen. . 

Zur Befeitigung jeden Zweifel8 darüber, wie es in den voraufgeführten 
Fällen mit der Qualififation der ftrafbaren Handlungen zu halten fei, fpricht 
das Gejeg im vorftehenden Artikel den allgemeinen Grundſatz aus, daß 
überall da, wo das Geſetz geftattet, ftatt der angedrohten Verbrechens-, eine 
Vergehensftrafe oder ftatt der angedrohten Vergehens- eine Uebertretungs- 
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ftrafe ausnahmsmeife auszufprechen, die alfo (d. h. mit der ausnahmsweiſe 
geftatteten geringern Strafgattung) beftrafte Handlung mit dem Urtheile 
im erften Falle die Natur eines Bergeheng, im zweiten Falle die Natur 
einer Uebertretung annimmt. 

1. Die Vorſchrift des Gefeges, daß eine ftrafbare Handlung, melde 
zwar an fich mit einer Verbrechens-, beziehungsmeife Vergehensſtrafe bedroht 
ift, aber aus irgend einem Grunde ausnahmsweife nur mit einer Vergehens— 
beziehungsmeife Uebertretungsftrafe beftraft wird, für den concreten Fall ihren 
gewöhnlichen Charakter verliert und die Natur eines Vergehens, beziehungs- 
meife einer Webertretung annimmt, ift nur eine fich eigentlich von felbft ver- 
ftehende nothwendige Konfequenz des bei dem vorhergehenden Art. 1 erör- 
terten gefeglichen Örundprinzips, daß der Charakter einer ftrafbaren Handlung 
al8 Berbrechen, Vergehen oder Uebertretung ſich immer nad) der vom Geſetze 
gedrohten Strafe richtet; denn da in einem ſolchen Falle fich bei der erfolg- 
ten Aburtheilung ergeben hat, daß die in Frage ftehende Handlung nad 
den Umftänden, unter welden fie verübt worden ift, nicht mit 
einer DVerbrechens-, jondern nur mit einer Vergehensſtrafe, beziehungsweiſe 
nicht mit einer Bergehens-, fondern nur mit einer Webertretungsftrafe bedroht 
geweſen ift, jo kann nach dem Prinzipe des Gefeges diefer Handlung aud) 
nur der Charakter eines Vergehens beziehungsmeife einer Uebertretung beige 
fegt werden. Wer alfo 3. B. wegen Nothzucht begangen bei geminderter 
Zurechnungsfähigfeit zu einer zweijährigen Gefängnißftrafe verurtheilt wird, 
der kann nur eine Vergehens der Nothzucht, und wer wegen Bejtechung 
zu einer fünfzehntägigen Arreftftrafe verurtheilt wird, der kann nur einer 
Uebertretung der Beitehung für jchuldig erfannt werden, wiewohl die 
Nothzucht nah Art. 204 an fi ein mit Zuchthausſtrafe bedrohtes Verbre— 
hen, und die Beftehung nah Art. 369, wenn nicht ein leichterer Fall vor: 
liegt, regelmäßig ein mit Gefängnißftrafe bedrohtes Vergehen bildet. ') 


) Auch unter der Herrſchaft des Strafgefeßbuhs von 1813 fam nicht jelten der 
Fall vor, daß eine an fi ein Berbrechen bildende ftrafbare Handlung wegen eines 
außerordentlihen Strafmilderungsgrundes nur mit einer Vergebensftrafe beftraft 
wurde und folgeweife diefe Handlung für den concreten Fall die Natur eincs Ber: 
gehens annahm; dabei pflegte man jedoch, wenn 3. B. ber A wegen einer objeftiv als 
Verbrechen ftrafbaren Notbzucht, begangen bei geminderter Zurechnungsfähigkeit, zu 
einer Gefängnißftrafe verurtheilt wurde, denfelben gewöhnlich nicht einesVBergehen & 
der Nothzucht für jchuldig zu erklären, jondern man bediente fih bäufig des Aus: 
druds: „A ift ſchuldig eines Verbrechens der Nothzucht als Vergehen ftrafbar,” oder 
„A ift ſchuldig einer Nothzucht als Vergeben jtrafbar” oder „A ift jchuldig einer als 
Vergehen ftrafbaren Nothzucht“. Bon diefen Urtheilsfaſſungen ift aber die erfte offen- 
bar unrichtig, da fie den A eines Verbrechens für jchuldig erklärt, während doch bie 
von ihm verübte Handlung im gegebenen Falle, da fie mit einer Vergebensftrafe be— 
ftraft wird, nur ein Vergehen bildet, die zweite und dritte Faſſung ift ungenau, ba 
fie e8 unterläßt, den Charakter der Handlung als Vergehen, weldyer die nothwendige 
Folge ihrer Beftrafung mit einer Vergebensftrafe ift, Har und deutlich auszuſprechen. 
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2. Der vorftehende Artikel ſchreibt ausdrüdlich vor, daß in dem Falle, 
mern das Gefeß geftattet, ftatt der angedrohten Verbrechenzftrafe eine Ver— 
gehensftrafe, oder ftatt der angebrohten Vergehensftrafe eine Uebertretungs- 
ftrafe auszuſprechen, die alfo beftrafte Handlung mit dem Urtheile die 
Natur eines Vergehen, beziehungsmeife einer Uebertretung annimmt. Durd) 
diefe Beftimmung wird e8 außer allen Zweifel geftellt, daß überall da, mo 
e3 von dem richterlihen Ermefjen abhängt, ob eine ftrafbare Handlung 
mit einer Verbrechens- oder Vergehenzftrafe, beziehungsweife mit einer Vers 
gehens- oder Uebertretungsftrafe beftraft wird, für die Unterfuhung und 
Aburtheilung diefer Handlung die höhere Dualifitation derjelben maß- 
gebend ift, fo daß alſo die. fragliche Handlung Hinfichtlih der Unterfuhung 
und Aburtheilung in dem erfteren Falle immer al3 ein Verbrechen, und im 
legteren Falle immer als ein Vergehen betrachtet und behandelt werden muß; 
denn wenn das Geſetz ausfpriht, daß in folhen Fällen die Handlung erft 
„mit dem Urtheile* die Natur eines Vergehens beziehungsmweife einer. Weber- 
tretung annimmt, fo gibt es hiedurch auf eine ganz unzmeifelhafte Weile zu 
erfennen, daß der verübten Handlung bis zu dem Zeitpunfte, in welchem 
das die niedrigere Strafgattung ausfprechende Urtheil erlaffen wird, ber 
höhere Charafter eines Verbrechens, beziehungsmweife Vergehens beigelegt wer- 
den muß. Die voraufgeführte Anordnung des Gefeges erfcheint aber auch 
in der That vollfonımen zwedmäßig und jogar nothwendig. Einerjeit3 wäre 
es nämlich ſchon an fich nicht pafjend, dak im Stadium der VBorunterfuchung 
und bei der Verweiſung der Sache zur Aburtheilung bereit3 ein Ausſpruch 
dariiber ergeht, welche Strafgattung dem fubjektiven Verſchulden des Ange- 
klagten entjpricht, da durch einen ſolchen Ausspruch dem Ermefjen des ab- 
urtheilenden Gerichtes, welchem allein die Strafzumefjung zufteht, in einer 
nicht zu vechtfertigenden Weiſe vorgegriffen würde; und andererjeit3 würde 
‚auch durch ein folches Verfahren bei dem Umftande, daß nach den Einricht- 
ungen des Strafprozefies wohl von Seiten des zur Aburtheilung wegen 
Verbrehens zufiändigen Gerichts auch eine Verurtheilung wegen Vergehens 
und ebenfo von Ceiten des zur Aburtheilung von Vergehen zuftändigen Ge— 
richts auch eine Verurtheilung wegen einer bloßen Uebertretung erfolgen fann, 





Als die einzig richtige, den gefeglichen Beftimmungen entfprehende Faſſung erſcheint 
in dem vorausgefegten Falle diejenige, welche den A jofort eines Vergehens ber 
Nothzucht, verübt bei geminderter Zurechnungsfäbigfeit, für jehuldig erklärt, da bie 
Handlung des A mit Rüdficht auf ihre Beftrafung mit einer Vergehensitrafe in 
ber That den Charakter eines Vergehens an fih trägt, der Charakter der Handlung, 
wegen welcher die VBerurtheilung erfolgt, aber immer im Strafurtheile ausgefprodhen 
werben muß. In biefem Sinne hat fich auch der oberjte Gerichtshof in einem in 
ben GSigungsberihten der bayrijhen Strafgerihte Bd. IT. S. 80 veröffentlichten 
Erfenntnijje vom 6. März 1851 ausgeſprochen, und wird e8 durch die pofitive Vor: 
Ihrift des Art. 2 diefes Geſetzbuchs noch mehr außer Zweifel geftellt, daß unter ber 
Herrſchaft des neuen Strafgeſetzbuchs das Urtheil in dem vorausgefegten Falle immer 
in ber angegebenen Weiſe gefaßt werden muß. 
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keineswegs aber umgefehrt das niedrigere Strafgericht zur Verurtheilung 
wegen eines höheren Reates competent ift, die Gefahr entfiehen, daß das 
mit der Aburtheilung befaßte Gericht in dem Falle, wenn e3 die bei der 
Bermeifung der Sache obgewaltete Anfchauung über die dem Verſchulden des 
Angeklagten entjprechende Strafgattung nicht theilen würde, den Angeflagten 
nach vollftändig verhandelter Sache zur Aburtheilung vor ein anderes Gericht 
verweifen müßte, jo daß alſo auf diefe Weife eine -zweimalige Verhandlung der 
Sache nothwendig würde. — Dem Vorgeſagten zufolge muß alfo 3. B. der- 
jenige, welcher fich eines Verſuchs des Todtſchlags nach vorausgegangener 
Reizung (Art. 229, Ab. 2) jhuldig gemacht hat, ſelbſt dann zur Aburtheis 
lung vor das Schwurgericht verwiejen werden, wenn die obmwaltenden Ber- 
hältniffe ſchon von vorneherein nicht wohl einen Zweifel darüber beftehen 
lafien, daß der Thäter wegen vorhandener befonder8 mildernder Umftände | 
und weil die Handlung nebjtdem nicht zur Bollendung gefommen ift, nur 
mit einer Gefängnißftrafe beftraft werden mird. 

3. Die in vorftehendem Artikel enthaltene Beftimmung bezieht ſich nur 
auf den Fall, wenn das Gefeg geftattet, ftatt der angedrohten VBerbrechens- 
eine Bergehensftrafe oder ftatt der angedrohten Vergehens- eine Uebertretungs- 
ftrafe auszufprehen. Sie kann deshalb bei den Milderungsgrunde der 
Jugend infomweit, al3 das Gefe in dem fpäter folgenden Art. 77, Ziff. 1 
und 4 gebietet, ftatt der an fich gedrohten Verbrechend- auf eine Vergehens— 
ftrafe und bei fahrläffigen Vergehen ftatt der Vergehens- auf eine Ueber— 
tretungsftrafe zu erkennen, feine Anwendung finden, und müſſen vielmehr die 
von jungen Leuten unter jechszehn Jahren verübten Verbrechen und fahr- 
läffigen Vergehen immer auch ſchon bezüglich der Unterfuhung und Aburthei- 
(ung als Vergehen, beziehungsweife als Uebertretungen behandelt werden, wie 
dies bei Art. 77 näher erörtert werden wird. 


Art. 3. 


Keine Handlung kann ald Berbrechen, Vergehen oder Webertretung | 
mit einer Strafe belegt werden, wenn diefe nicht geſetzlich beftimmt war, 
ehe die Handlung begangen wurde. 


Gntw. von 1855 — 2; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. Bd. J. 
©. 13, 78, der Reichsr. K Beil. Bd. ©. 23, Prot. Bd. ©. 62; Entw. von 1860 
Art. 2; Sefedg, un Berh. von 1860,61 der Abg. K. Abth. II S. 4, der Reichsr. 
K. Prot. Bd 


Im vorftehenden Artifel fpricht das Geſetz zwei allgemeine Grundjäge 
des Strafrechts aus, welche fi zwar nad dem heutigen Standpunfte der 
Strafrechtswiſſenſchaft und Gefeßgebung eigentlich von felbft verftehen, wegen 
ihrer hohen Wichtigkeit aber dennoch ausdrüdliche Aufnahme in das Gejeg- 
buch gefunden haben, nämlich: 
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I. da8 Verbot der Ergänzung von Lüden der Strafgefege im Wege 
der Analogie und 
II. die Ausfchliegung der rüdmwirfenden Kraft der neuen Straf- 


gejege. 
ad 1. 


Die mefentlichfte Grundlage für eine geordnete Strafsrechtspflege bildet 
der Grundjag „‚nullum crimen et nulla poena sine lege,‘ indem hiedurch 
einerjeit3 der Ausübung einer fogenannten Cabinetzjuftiz, andererjeit3 aber 
auch einer unbejchränften Willführ der Richter eine unüberfteigliche Schranke 
entgegengejegt wird. Im Königreiche Bayern erjcheint diejer auch unter der 
Herrſchaft der früheren Strafgefeggebung geltende Grundjag ſchon durch die 


ı Berfafjungsurfunde gemährleiftet, welche im Titel IV, $. 8, Ab. 3 beftimmt: 


„Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in den durch die Geſetze 
beftimmten Fällen und in der gefeglichen Form“; er ift aber auch mit noch 


‚ größerer Deutlichfeit im Artikel 3 dieſes Geſetzbuchs ausgefprochen, indem 


A· 


daſelbſt vorgeſchrieben iſt, daß keine Handlung als Verbrechen, Vergehen 
oder Uebertretung mit einer Strafe belegt werden kann, wenn dieſe 
nicht geſetzlich beſtimmt war. 

1) Durch das ausdrückliche Verbot des Geſetzes, eine Handlung mit 


einer nicht geſetzlich beſtimmten Strafe zu belegen, wird auf das Klarſte aus- 


gedrückt, daß bei Entſcheidung der beiden Fragen 

a. ob eine Handlung überhaupt ſtrafbar, und 

b. mit welcher Strafe dieſelbe zu beſtrafen ift, jede Ergänzung von 
Lücken der Strafgefege im Wege der Analogie abjolut unzuläffig if. Und 
zwar bezieht fich dieſes bei der Allgemeinheit des bezeichneten Verbotes ſowohl 
auf die Geſetzes- wie auch auf die Nechtsanalogie, d. h. ſowohl auf 
jene, welche bei der Ausdehnung des Gejeges auf andere im Geſetze ſelbſt 
nicht vorgejehene Fälle eine einzelne Gefegesftelle, einen beftimmten im Geſetze 
entjchiedenen ähnlichen Fall zu Grunde legt, wie auch auf diejenige, welche 
hiebei in Ermangelung einer im ©ejege vorkommenden Entjcheidung eines 
ähnlichen Falles auf den Geift des ganzen Geſetzbuchs, auf das demfelben 
überhaupt oder in der Behandlung gewiffer Materien zu Grunde liegende 
Syſtem zurüdgreift. 

Hienach darf alfo z. B. der Richter einen im Gefege nicht vorgefehenen 
Fall micht etwa aus dem Grunde als Berbrechen, Vergehen oder Ueber— 
tretung beftrafen, weil ein ganz ähnlicher Fall im Geſetze mit Strafe bedroht, 
und e3 al3 gewiß anzunehmen ift, daß der Gefeßgeber auch den mit Still- 
ſchweigen übergangenen Fall mit gleicher Strafe bedroht haben würde, wenn 
ihm derfelbe zur Zeit der Erlafjung des Geſetzes  vorgefchwebt hätte oder 
bei den damals beftandenen Verhältniſſen hätte vorjchweben fünnen. Und in 
gleicher Weife erfcheint es auch völlig unzuläffig, daß der Richter in dem 
Falle, wenn im Geſetze ein Berbrechen bei dem Borhandenfein eines be- 
ftimmten namhaft gemachten Erfhwerungsumftandes mit einem höheren Straf- 
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ſatze bedroht ift, diefen höheren Strafjag auch wegen eines andern im Geſetze 
nicht benannten Erſchwerungsumſtandes aus der Rückſicht feinem Strafaus- 
jpruche zu Grunde lege, weil bei Verbrechen ähnlicher Kategorie dem letzteren 
Erfhmerungsumftande nicht minder wie dem erfteren die Wirkung eines 
höheren Strafſatzes beigelegt ift und meil vielleicht in Wirklichkeit der letztere 
Erf hwerungsumftand auch bei dem in Frage ftehenden Verbrechen die Straf- 
barfeit der Handlung nach allgemeiner Anſchauung ebenjo jehr erhöht, wie 
die3 bei dem erfteren im Geſetze namhaft gemachten Umftande, welcher nach 
der ausdrücflichen Beftimmung des Gefeßes die Anwendung eines höheren 
Straffages nach fich zieht, der Fall ift. 

2) Das Geſetz jchreibt vor, daß feine Handlung mit einer Strafe be- 
legt werden fann, wenn dieje nicht gefeßlich beftimmt war. Mit dem 
Ausdrude „geſetzlich“ drückt das Gefeg nur fo viel aus, daß die Strafe in 
einer den Geſetzen entjpredhenden Weife beftimmt fein muß. Dieje 
Vorausfegung ift nicht blos dann, wenn eine Handlung durch ein eigentliches 
Gejeg im Sinne der Verfafjungsurtunde mit einer beftimmten Strafe bedroht 
ift, fondern in gleicher Weife auch im dem Falle gegeben, wenn eine von der 
Staatsregierung ohne Mitwirfung der Stände des Reichs ergangene Ver— 
ordnung die Beftrafung einer Handlung mit einer bejtimmten Strafe anordnet, 
die Staat3regierung aber nad) Maßgabe der bejtehenden Gefege zur Erlafjung 
diefer Verordnung berechtigt gewejen iſt; denn im dieſem Falle erjcheinen 
offenbar auch die durch eine bloje Berordnung angedrohten Strafen als 
gejeßlich, d. h. in einer dem Gefegen entiprechenden Weiſe bejtimmt. So 
räumt 3. B. der folgende Artitel 14 dieſes Geſetzbuchs jelbit der Staats- 
regierung ausdrüdlich das Recht ein, Hinfichtlih der gegen Ausländer oder 
auswärtige Staaten gerichteten ftrafbaren Handlungen im Verordnungswege 
retorfionsweife eine gelindere Beftrafung, als in den bayerischen Strafgejegen 
beftimmt ift, vorzufchreiben, und kann es mit Rückſicht hierauf keinem Zweifel 
unterliegen, daß auch eine von den bayerischen Strafgejegen abweichende 
Strafe, welche die Staatsregierung in Anwendung diefer ihr eingeräumten 
Befugniß durch eine bloje Verordnung feftgefegt hat, als eine gefeglich be- 
ftimmte Strafe erachtet werden muß. 

3) So unbeftreitbar wichtig die im Borftehenden erörterte Beltimmung 
des Geſetzes ift, daß feine Handlung mit einer Strafe belegt werden fann, 
wenn diefe nicht gejetlich bejtimmt ift, jo muß man fich doch, wenn man 
nicht dem richtigen Berftändniffe der Strafgefege große Gefahren bereiten 
will, vor. einer über den wahren Sinn hinausgehenden irrigen Auffaflung 
diefer Gejegesbeftimmung hüten, und find es in diefer Beziehung vorzugs- 
weife zwei Punkte, auf welche bejonder8 aufmerkfjam gemacht werden muß: 

a. Wenn das Geſetz vorjchreibt, daß feine Handlung mit einer Strafe 
belegt werden kann, fall3 diefe nicht gefetlich beftimmt war, fo iſt hiedurch die 
Ergänzung von Lücken des Strafgejeges im Wege der Analogie offenbar nur 
infomweit für unzuläßig erflärt und verboten, als es fi um die Entſcheidung 
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der beiden Fragen handelt, ob eine Handlung Überhaupt ftrafbar und 
mit welcher Strafe fie zu belegen ift. Inſoweit es ſich dagegen nicht 
um eine Vervielfältigung der Straffälle oder um die anzumendende Strafe, 
jondern um die Ergänzung andermweitiger Lücken der Strafgejege handelt, 
ift die Anwendung der Analogie durch die bezeichnete Geſetzesvorſchrift in 
feiner Weiſe ausgefchloffen, und erfcheint diefelbe in diefer Beziehung vielmehr 
häufig geradezu unentbehrlich, da wirklich beftehende Lücken in der Strafgefeg- 
gebung zum Behufe der Rechtſprechung nothwendig ergänzt werden müffen, 
eine Ergänzung derfelben in anderer Weiſe aber als im Wege der Analpgie 
der Natur der Sache nah dem Richter nicht möglih iſt. Hienach müſſen 
alfo auch bei den Strafgefegen überall da, wo ſich im irgend einer andern 
al3 in den beiden oben angeführten jpeciell ausgenommenen Beziehungen 
Lücken vorfinden, gang in gleicher Weife, wie dies in allen übrigen Rechts— 
gebieten der Fall ift, die allgemeinen Grundſätze der Wiffenfchaft zur An— 
wendung fommen, wornadh die Ergänzung von Yüden eines Geſetzes im 
Wege der Analogie in der Art ftattzufinden hat, daß auf den im Geſetze 
übergangenen Punft zunächft die Beftimmung einer andern Geſetzesſtelle wegen 
gleicher ratio des Geſetzes angewendet (Gefeßesanalogie), in - Ermanglung 
einer folchen anwendbaren andern Gefegesftelle aber der übergangene Punft 
nad) den aus dem Geiſte der ganzen Strafgefegebung fich ergebenden, d.h. 
nach jenen Maximen entjchieden wird, welche die Gejeggebung im Allgemeinen 
und vorzugsmweife bei der Behandlung der einſchlägigen Materie befolgt hat 
(Rechtsanalogie). : 

So wird denn auch im Verlaufe der unternommenen Erläuterung diejes 
Strafgefegbuchs vielfach Veranlafjung gegeben fein, von der Geſetzes⸗ und 
Nechtsanalogie in der angeführten Weife einen ausgedehnten Gebrauch zu 
machen, da auch diefes Geſetzbuch, wie dies überhaupt in allen Gejegbüchern 
jelbft bei der größten Ausführlichkeit immer der Fall fein wird, manche 
Lücken enthält, deren Ausfüllung nur allein im Wege der Analogie erfol- 
gen kann. 

b. Durd die Beftimmung des vorftehenden Artikels erjcheint auch bei 
der Entjcheidung der beiden Fragen, ob eine Handlung überhaupt jtrafbar 
und mit welcher Strafe fie bedroht ift, lediglich die Ergänzung von Lücken 
der Strafgefege im Wege der Analogie ausgejchloffen. Dagegen müfjen die 
allgemeinen Grundjäge über die doctrinelle (im Gegenfage zur authentifchen) ° 
Auslegung von Gefegen, wie folche durch die Wifjenjchaft feftgeftellt find, 
zweifello8 auch bei der Entjcheidung der beiden voraufgeführten Fragen Platz 
greifen, da einerfeit3 nirgends eine gejegliche Beitimmung der Anwendung 
diefer Grundfäge entgegenfteht, und andererſeits auch nur auf dieſe Weife 
eine dem Willen des Gejeggebers entiprechende Rechtiprehung möglich ift. 

Die Aufgabe der ‚doctrinellen Auslegung befteht nämlich darin, aus 
dem vorliegenden Wortftoffe mit Hilfe der grammatiichen und logischen Inter— 
pretation den Gedanken herauszuziehen, welchen der Gejeßgeber mit den von 
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ihm gebrauchten Worten verbunden hat, und muß biebei nach folgenden Prin- 
cipien verfahren werden: Bor Allem muß bei der Auslegung der Gejeße 
injolange, als nicht unzweifelhaft etwas Anderes nachgewiefen werden kann, 
angenommen werden, daß der Wortlaut des Geſetzes, d. h. die gewöhnliche 
iprachlihe Bedeutung der im Gefege gebrauchten Worte in ihrem Zufanmen- 
hange den Gedanken des Gejeßgebers richtig ausdrüde. 

Läßt ſich aber in einem concreten Falle nachweifen, daß der Geſetzgeber 
mit den von ihm gebrauchten Worten einen engeren oder einen weiteren 
Sinn, al3 diefen Worten nah ihrem Zujammenhange in der gewöhnlichen 
Sprachweije beigelegt zu werden pflegt, verbunden habe, jo daß aljo der 
wirkliche geſetzgeberiſche Gedanke einen mangelhaften Ausdrud gefunden hat, 
jo muß nach Geftalt der Dinge eine reftrictive oder ertenfive Aus— 
legung des Gejeges Plag greifen, d. h. es müſſen die Worte des Geſetzes 
durch entjprechende Einfchränfung oder Ausdehnung ihres Sinnes mit dem 
erwiefenerinaßen damit verbundenen Gedanken des Gejeßgebers in Einklang 
gebracht werden. 

Sollte endlich) der Fall vorfommen, daß der Wortlaut und der damit 
verbundene Gedanke des Gejeges ermwiejenermaßen geradezu einander mider- 
ftreiten, jo muß die treffende gejegliche Beftimmung als gar nicht vorhanden 
erachtet werden; denn es fann unter folchen Berhältnifjen der Wortlaut des 
Geſetzes nicht gelten, weil hergejtellt ift, daß er mit dem Gedanken des 
Geſetzgebers im Widerfpruche fteht, und ebenfo kann auch der gejegeberifche 
Gedanke (Wille) feine Geltung haben, weil er fich nicht durch Worte ver- 
förpert und aljo einen Ausdrud im Gefege gar nicht gefunden hat. Uebrigens 
ift e8 bei der Sorgfalt und Umficht, welche heutzutage auf die Abfajjung 
und Promulgation der Gejege verwendet wird, kaum denkbar, daß der leßt- 
erwähnte Fall bei einem neuen Geſetze jemals eintreten werde. 

Die voraufgeführten allgemeinen Grundfäge über die (doctrinelle) Aus- 
fegung von Geſetzen haben im Strafrechte ganz in gleicher Weife, wie dieß 
in allen übrigen Theilen des Rechtsgebietes der Fall ift, unbedingte Geltung; 
dabei muß jedoch im Strafrechte neben diejen allgemeinen Grundfägen auch 
noch die befannte auf Gründen der Billigkeit beruhende Regel „in dubio in 
mitius’‘ zur Anwendung kommen, d. h. e8 muß in wirflichen Zweifels— 
fällen, wenn der wahre Wille des Gejeßgebers nicht mit voller Gewißheit 
. erforjcht werden kann, ftet3 der milderen Auslegung der Borzug gegeben 
werden. 

ad II. 

Es ift ein heutzutage in derDoctrin und Praxis allgemein anerkannter 
Grundjag des Strafrechts, daß neue Strafgefege infoweit, al3 fie milder 
wie das frühere Geſetz find, abjolute Gültigfeit haben und aljo nament- 
(ich auch auf alle unter der Herrichaft des früheren Geſetzes begangenen aber 
noch nicht abgeurtheilten Handlungen Anwendung finden müſſen, daß den- 
jelben dagegen infoweit, als fie Härter wie das frühere Gejeg find, eine 
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rückwirkende Kraft nicht zukommt. Im der letzteren Beziehung äußert dieſer 
Grundſatz ſeine Wirkung auf eine zweifache Weiſe; nämlich einmal darin, 
daß alle unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes begangenen Handlungen, 
welche nach Maßgabe dieſes Geſetzes ſtraflos waren, durch das neue Geſetz 
aber mit Strafe bedroht ſind, unter keinen Umſtänden beſtraft werden können; 
ſodann aber auch darin, daß die unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes 
begangenen Handlungen, für welche das neue Geſetz eine härtere Strafe 
androht wie das frühere, nach den Beſtimmungen des früheren Geſetzes be— 
ſtraft werden müſſen. 

Hält man den Inhalt des vorſtehenden Artikels mit dem Art. 25 
des Einführungsgeſetzes zum Straf- und Polizeiſtrafgeſetzbuche zuſammen, ſo 
findet man, daß der voraufgeführte Grundſatz auch bei der Einführung dieſes 
Strafgeſetzbuchs in vollem Maße befolgt wurde. 

Der vorſtehende Artikel enthält nämlich ein allgemeines Verbot der 
rückwirkenden Kraft des neuen Strafgeſetzbuchs, indem er vorſchreibt, daß 
keine Handlung als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung mit einer Strafe be— 
legt werden darf, wenn dieſe nicht geſetzlich beſtimmt war, ehe die Hand— 
lung begangen wurde. Von dieſem allgemeinen Verbote ſetzt jedoch der 
Art. 25 des Einführumgsgefeges eine durchgreifende Ausnahme feit, indem 
dortſelbſt beftimmt ift, daß auf die vor dem Einführungstermine diefes Geſetz— 
buchs begangenen ftrafbaren Handlungen in dem Falle, wenn die früheren 
Geſetze eine mildere Strafbeftimmung enthalten, dieſe mildere Straf— 
bejtimmung zur Anwendung zu fommen hat. Durch diefe fpecielle Vorſchrift 
des Einführungsgefeges erleidet das im vorftehenden Artikel ausgefprochene 
generelle Verbot der rückwirkenden Kraft des neuen Strafgefegbuchs eine Ein- 
fhränfung, in Folge deren in Wirklichkeit die rückwirkende Kraft des neuen 
Geſetzbuchs nur infoweit ausgefchloffen erfcheint, als das neue Geſetz härter 
wie das frühere ift. 


Art. 4. 


Anmentung Ic6 Die in diefem Geſetzbuche vorfommenden Ausdrüde „Itraf- 
Geſetzbuches. 5 ‚ 
bare Handlung“ oder „ſtrafbare That“ begreifen die Berbre- 
chen, Vergehen und Mebertretungen. 

Entw. von 1855 Art. 3; Geſetzg. Ausich. Verhandl. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 13, 78, 263, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 24, Prot. Bd. ©. 62; Entw. 
von 1860. Art. 45 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61; der Abg. K. Abth. II, ©.4, 
420, der Reichsr. K. Prot. Bd. 1. ©. 7, Bo. II. ©. 120. 

Wenn gleich die im gegenwärtigen Gefegbuche behandelten ftrafbaren 
Handlungen nach der Vorfchrift des Art. 1 fi in drei Gattungen, nämlich 
in Verbrechen, Vergehen und (ftrafrechtliche) Uebertretungen theilen, jo find 
doch die allgemeinen Grundfäge, welche das Gefegbuc über die jtrafbaren 
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Handlungen und deren Beftrafung aufftellt, für die drei voraufgeführten Ka— 
tegorien von Handlungen mit wenigen Ausnahmen völlig gleich, was fich zur 
Genige daraus erflärt, daß dieſe verfchiedenen Kategorien fich nicht innerlich, 
fondern nur äußerlich durch die Art und das Maaß der auf die einzelnen 
Handlungen gejegten Strafen von einander unterſcheiden. Mit Riücdjicht 
hierauf ftellt fich, um der Defonomie des Geſetzes Rechnung zu tragen, das 
Bedürfniß nach einer Colleftivbezeihnung für die jänmtlichen drei Ka— 
tegorien von ftrafbaren Handlungen heraus, und hat das Gefegbucd als eine 
ſolche Colleftivbezeihnung die Ausdrücde „ftrafbare Handlung” und „ftraf- 
bare That“ gemählt. 

Mit diefer Sprachweife des Geſetzbuchs befannt zu machen, ift der Zweck 
des vorftehenden Artifel3, indem hier ausdrüdlich beftimmt wird, daß das 
Sefe da, mo es fich des Ausdrudes „ſtrafbare Handlung“ oder „ftrafbäre 
That“ bedient, immer die fämmtlihen Kategorien von ftrafbaren Hand- 
lungen — Berbrechen, Vergehen und Uebertretungen — im Sinne hat. 

Die voraufgeführte Beitimmung fest es zugleich außer Zweifel, daß das 
Geſetz die Worte Verbrechen, Vergehen und MUebertretung immer nur in 
ihrer eigentlichen im Art. 1 bezeichneten Bedeutung gebraucht, und daß 
demgemäß alle jene Vorfchriften, bei welchen das Geſetz jpeciell von Ber- 
brechen oder von Vergehen oder von UWebertretungen fpricht, nur allein für 
die angeführte Kategorie von ftrafbaren Handlungen gelten; denn mo das 
Gefeg eine gemeinſame Vorſchrift für Verbrechen, Vergehen und Ueber— 
tretungen aufjtellen will, da bedient es fich eben nad) feiner Sprachweiſe der 
Colleftivbezeihnung „trafbare Handlung” oder „ftrafbare That.“ 


Art. 5. 


Die BVorfchriften dieſes Geſetzbuches über ftrafbare Handlungen 
finden auch Anwendung auf ftrafbare Unterlaſſungen. 


Entw. von 1855 Art. 4; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. Bd. J. 
S. 79, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 24, Prot. Bd. ©. 61; Entw. von 1860 
Art. ; Sehe, Ausi, Verb. von 1860/61 ber Abg. K. Abth. ii. S.4, ber Reichsr. 
K. — Bd. 


Die Strafbeſtimmungen dieſes Geſetzbuchs find, mie dies bei Straf— 
geſetzen überhaupt der Fall iſt, theils präceptive, d. h. ſolche, welche ein 
gewiſſes Thun unter Strafandrohung gebieten, theils prohibitive, d. h. 
ſolche, welche beſtimmte Handlungen unter Strafandrohung verpönen. — Inſo— 
weit die Beſtimmungen des Geſetzbuchs präceptiver Natur ſind, was übrigens 
nur in wenigen Artikeln, z. B. bei den Beſtimmungen des Art. 62—64 
über unterlafjene Verhinderung und unterlaffene Anzeige von ftrafbaren Hand- 
lungen, bei der Beftimmung des Art. 368 über Beſtechung ꝛc. zc. der Fall 
it, fanın eine Mebertretung derjelben der Natur der Sache nah nur allein 
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durch Unterlaffung, nämlich durch Nichterfüllung der gefeglich gebotenen 
Berbindlichfeit ftattfinden. Inſoweit dagegen diefe Beſtimmungen prohibitiver 
Natur find, werden diefelben zwar in den meiften Fällen durch pojitives 
Handeln übertreten werden; jedody kann bei vielen von ihnen auch eine 
Uebertretung durch Unterlajjung (negatives Handeln) vorkommen. Die 
prohibitiven Geſetzesbeſtimmungen enthalten nämlich immer das Verbot, ein 
beſtimmtes Recht zu verlegen; wo num zur Verlegung dieſes Rechtes jeiner 
Natur nach nicht gerade nothwendig eine pofitiwe Thätigfeit erfordert wird, 
da kann eine Webertretung der desfallfigen Geſetzesbeſtimmung auch dadurch 
begangen werden, daß Jemand ein bejtimmtes Thun, zu melden er ver- 
pflichtet it, unterläßt und hiedurd eine Verlegung des fraglichen Rechtes 
herbeiführt. So kann eine Mutter den Tod ihres Kindes nicht allein Durch 
pofitive Thätigfeit, wie etwa durch Werfen defjelben in das Waſſer, durch 
Zudrüden oder Abjchneiden des Haljes u. dgl., ſondern auch dadurch veran- 
laffen, daß fie es umterläßt, dem Kinde die erforderliche Nahrung zu veichen, 
ihm die Nabelſchnur zu unterbinden, es vor dem Einflufje der Kälte zu 
ihügen u. dgl., und kann aljo von ihr je nachdem ihrer Handlungsweife 
böjer Borjag oder blos Fahrläffigkeit zu Grunde liegt, das im Art. 231 
vorgejehene Berbrechen des Kindsmords oder das im Art. 232 bezeichnete 
Vergehen der fährläfjigen Tödtung recht wohl aud durch Unterlafjung be- 
gangen werden. So fann ferner der Portier eines Haufes fich der Theil- 
nahme (Art. 54, Ziff. 2) an einem Diebjtahle durch bloſe Unterlafjung 
dadurch jchuldig machen, dag er im Eimverftändniffe mit dem Diebe in der 
zur Ausführung der That bejtimmten Nacht es verabjäumt, die Hausthüre 
zu verſchließen x. ꝛtc. — 

Wiewohl alſo dem Vorgeſagten zufolge die Beſtimmungen dieſes Geſetz— 
buchs vielfach auch durch Unterlaſſungen übertreten werden können, ſo ſpricht doch 
das Geſetz ſowohl in ſeiner erſten Abtheilung bei Aufſtellung der allgemeinen 
Grundſätze, — vgl. z. B. die Art. 47, 67, 69 x.x. — wie auch in der zweiten 
Abtheilung bei Aufführung der einzelnen Nechtsverlegungen immer nur von 
Handlungen Mit Rückſicht auf dieſe zur Abkürzung der Nedaction 
dienende Ausdrudsweife des Geſetzes ift im vorjtehenden Artifel ausdrüdlich 
ausgefprochen, daß die Vorfchriften dieſes Geſetzbuchs über ftrafbare Hand- 
lungen auch auf ftrafbare Unterlaffungen Anwendung finden, und bezweckt 
alfo diefer Artikel, einer irrigen Auffafjung des Geſetzes in der angegebenen 
Beziehung, zu welcher man bei überjtrengem Fefthalten an dem Wortlaute 
fommen fönnte, vorzubeugen. — In Uebereinftimmung mit dem Sprach— 
gebrauche des. Geſetzes jelbft wird auch bei der Erläuterung der Öejches- 
bejtimmungen das Wort „Handlung“ in der Regel im weiteren Sinne,, 
wornach auch Unterlafjungen darunter begriffen find, gebraucht werden. 


Anwendung des Gefeßbuhs. Art. 6. 53 


Art. 6 


Die Strafbeftimmungen ded gegenwärtigen Gefeßbuches find nur 
auf sorfäglich begangene Handlungen, dann auf jene fahrläffigen Nechts- 
verleßungen anzuwenden, bezüglich welcher dieſes in der zweiten Abtheil- 
ung des Geſetzbuches ausdrücklich vorgefchrieben if. 

Entw. von 18555 Art. 5; Geſetzg. Ausſch. Verb. v. 1856/58 ber Abg. K. Bd. I. 
S. 13, 79, der Reichsr. R. Beil. Bd. S. 25, Prot. Bd. S. 65; Entw. von 1860 
Art. 65 Sefett, .. Verb. v. 1860/61 der Abg. K. Abth. II. S. 4, der Reichsr. 
8. Brot. Bd, 1, 

Um die Strafbeftinmungen des gegenwärtigen Gefegbuchs anwenden zu 
können, wird vor allem das Vorhandenfein einer objectiven Nechtsverlegung, 
d. h. einer folchen äußeren Handlung erfordert, welche vom Geſetze vermöge 
ihrer objectiven Befchaffenheit für ftrafbar erklärt ift. — Allein diefes ob- 
jeetive Moment, das Borhandenfein einer dem Strafgefege äußerlich zumwider- 
laufenden und deshalb objectiv ftrafbaren Handlung, reicht für fich allein 
nicht Hin, um die Anwendung der Strafbeſtimmungen diefes Geſetzbuchs zu 
begründen; vielmehr muß zu dieſem objectiven runde der Strafbarkeit auch 
noch ein jubjectiver Grund derfelben auf Seiten des Handelnden kommen, 
durch deſſen Thätigfeit die objective Verlegung des Nechtes bewirkt wurde. 
In diefer Beziehung muß vorerft bemerkt werden, daß die abfolute Beding- 
ung jeder jubjectiven Strafbarfeit die Zurehnungsfähigfeit, d. h. die 
Möglichkeit, mit Willführ fich felbjt zu beſtimmen, bildet, und wird das 
Nähere hierüber bei dem jpäter folgenden Artifel 67 erörtert werden. Aber 
auch bei einem zurechnungsfähigen Menjchen ift die bloje Thatjache, daß er 
eine objective Nechtsverlegung bewirkt hat, noch nicht genügend, ihn als 
jubjectiv ftrafbar erjcheinen zu laffen; vielmehr wird, um ihm die von ihm 
bewirkte Handlung zur Schuld zurehnen, d. h. um ihn fo dafür ver» 
antwortlih machen zu fönnen, daß ihn die vom Geſetze gedrohte Strafe 
hiefür treffen fan, noch weiter erfordert, daß die von ihm bewirkte ob- 
jective Nechtsverlegung vorfäslich oder Fahrläffig begangen wor— 
dei ſei. 

Was unter Borfag und was unter Fahrläffigfeit zu verftehen fer, ift 
im Geſetze nicht näher beſtimmt; daſſelbe bejchränft fich vielmehr darauf, den 
Grundfag auszusprechen, daß die Strafbeſtimmungen des gegenwärtigen Oefet- 
buchs nur auf vorfäßlich begangene und auf fahrläffige Nechtsverlegungen 
Anmwendung zu finden haben, ohne daber eine Begriffsbeſtimmung über Vor— 
ja und Fahrläffigkeit zu geben, und ohne Negeln darüber aufzuftellen, wann 
eine Handlung als vorjäglih und wann fie als fahrläffig begangen — 
nehmen ſei. — 

Dieſes Stillſchweigen des Geſetzes in der angegebenen Beziehung iſt 
ein wohlüberlegtes, und ſind es innere mit der jetzigen Geſtaltung des 
Strafproceſſes im engſten Zuſammenhange ſtehende Gründe, welche den 
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Geſetzgeber zur Einfchlagung des bezeichneten dem früheren Strafgefegbuche 
von 1813 entgegengejegten Weges bewogen haben. — Wo nämlich) die Recht- 
jprehung von Seiten rechtsgelehrter Richter nad einer gefeglich ge- 
vegelten künſtlichen Bemweistheorie zu erfolgen hat, wie dies im dies- 
jeitigen Bayern bis zur Einführung des Strafprocefgejeges vom 10. Novbr. 
1848 der Fall war, da kann eine Definition über Borjag und Fahrläſſigkeit 
ohne Nachtheil zu bringen, im Strafgefegbuche gegeben werden, wenn gleic) 
dies auch hier mit Rückſicht darauf, daß bei rechtsgelehrten Nichtern das 
Weſen und die innern Erfordernifje des Vorjages und der Fahrläffigfeit, 
ohnehin als befannt vorausgejegt werden müſſen, ebenjowohl unterlaffen wer— 
den fann; da mag e3 ferner jogar nur conjequent erjcheinen, auch darüber 
beftimmte Regeln aufzuftellen, wann eine Handlung als vorjäglicd und wann 
fie al3 fahrläffig zuzurechnen jei. — Ganz anders verhält fich dagegen die 
Sache da, wo die Rechtſprechung blos nad) der freien innern Ueber— 
zeugung, und zwar, joviel die Thatfrage anlangt, großentheil3 durch Ge— 
ſchworne erfolgt, wie dies gegenwärtig im ganzen Königreiche der Fall ift. 
Hier würde die Aufftellung einer Begriffsbeftimmung von Vorſatz und Fahı- 
läffigfeit jomwie beftimmter Regeln darüber, wann das Eine oder das Andere 
anzunehmen jei, nicht blos überflüſſig, fondern vielmehr pofitiv nachtheilig 
und gefährlich fein. Der nicht vechtsgelehrte Richter vermag nämlich ver- 
möge des jedem Menjchen innewohnenden natürlichen Rechtsbewußtſeins, ver: 
möge feines jchlichten VBerftandes zwar in dem einzelnen jeiner Beurtheil- 
ung unterftellten Falle gewöhnlich recht wohl zu unterjcheiden und richtig zu 
beurtheilen, ob die Handlung vorfäglic oder fahrläffig begangen wurde, oder 
ob fie etwa in das Bereich des Zufall gehört; dagegen wiirde er durch 
jchulgerechte Definitionen von Vorſatz und Fahrläfjigkeit, durch allgemein ge- 
faßte Borjchriften über die Zurehnung zum Vorſatze oder zur Fahrläffigkeit, 
da er dieſelben bepten Falls gar nicht, häufig aber auch faljch verjtchen 
wiirde, nur verwirrt und irregeführt. Und es liegt diefe Gefahr um fo näher, 
da erfahrungsgemäß im jenen Geſetzgebungen, welche Borfchriften darüber ent— 
halten, wann eine Handlung als vorfäglid oder fahrläffig zuzurechnen fei, 
jelbft unter den vechtsgelehrten Richtern immer viele Streitfragen über die 
richtige Anwendung diefer VBorjchriften entjtanden find. — 

Die vorjtehenden Erwägungen find es, welche den Gejeßgeber bewogen 
haben, alle Bejtimmungen über das Wejen des Borfages und der Fahrläffig- 
“feit, über die Arten des Borjages x. x. ganz und gar aus dem Geſetze 
wegzulaffen, wie dies aud im Code penal und in dem neuen preußijchen 
Strafgejegbuche vom Jahre 1851 der Fall ift. Demgemäß verweist aljo 
das Geſetz in diefer Beziehung ftillfchweigend auf das natürliche Rechts— 
bewußtjein und auf die Doctrin, im welcher dieſes Nechtsbewußtjein feinen 
Ausdrud erhält, und wird es hienad) da, wo Gejchworne über die That— 
frage zu urtheilen haben, immer eine äußerſt wichtige Aufgabe des die 
Verhandlung leitenden rechtsgelehrten Richters (Schwurgerichtspräfidenten) fein, 
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im ſchwierigen und zweifelhaften Fällen den Gefchwornen das Wefen des 
Vorſatzes nicht in doctrineller, fondern in gemeinfaßlicher und populärer Weife 
zu erläutern, ihnen den Unterfchied zwiſchen Borfag und Fahrläſſigkeit ge- 
hörig auseinanderzufegen, und die Punkte, worauf fie vorzugsweife ihre Auf 
merkſamkeit zu vichten haben, bejonders zu bezeichnen. — 

Nach diefer allgemeinen Vorbemerkung joll nun 

I. 
zu einer näheren Betrachtung über das Weſen des Vorſatzes (dolus) über- 
gegangen werden. 

1) Vorſatz im Gebiete des Strafrechtes ift der Entſchluß zur Be— 
gehung einer in allen ihren Beftandtheilen erfanuten objectiv 
ftrafbaren Handlung. Um eine Handlung als vorjäglid begangen 
zuvechnen zu können, wird hienach ein Doppeltes erfordert, nämlich: 

a. daß der Handelnde erfennt, was er thut, daß er Bewußtjein 
hat von allen denjenigen Merkmalen, welche die Handlung objectiv 
ftrafbar machen; 

b. daß er (trog dieſer Erkenntniß, trotz dieſes Bemwußtjeins) will, daß 
die objectiv ftrafbare Handlung in das Dafein trete, jo daß aljo diefe Hand- 
lung das Product feiner willfürliden Selbftbejtimmung ift. 

In erjterer Beziehung (ad a) kommt es, wie dies in dem jpäter fol- 
genden Art. 70 ſogar ausdrüdlich ausgejprochen ift, keineswegs darauf ar, 
ob der Handelude die von ihm unternommene Handlung in feiner Mein— 
‚ ung für ftrafbar hält, ob er fpeciell weiß, daß und mit welcher Strafe 
fie im Geſetze bedroht ift; nur allein der Punkt ift entfcheidend, daß er die 
vom Gejege für jtrafbar erklärte und deshalb objectiv jtrafbare Handlung 
in allen ihren einzelnen Bejtandtheilen. und Merkmalen richtig erfannt 
hat. So muß 3. B. der Lehrer, welcher mit einem ihm zum Unterrichte 
anvertrauten erjt im Alter von 20 Jahren jtehenden und aljo noch minder- 
jährigen Mädchen den Beiſchlaf vollzieht, wenn gleich er diefe Handlung 
nicht für ftrafrechtlich verboten gehalten hat, dennoch wegen Vergehens der 
Berlegung der Sittlichfeit duch Mißbrauch des Erziehungsrechtes nad) Art. 
212 und ingleichen der Beanıte, welcher als Belohnung für eine pflichtmäßig 
vorgenommene amtliche Handlung ein ihm freiwillig gegebenes Gefchenf un— 
befugt annimmt, wenn gleich ex dadurch nichts Unrechtes zu thun glaubte, 
dennoch wegen Bergehens der Bejtehung nad Art. 366 beftraft werden, 
da das Geſetz dieſe Handlungen für ftrafbar erklärt. — 

In legterer Beziehung (ad b) ift das einzig entjcheidende Moment, daß 
der Handelnde feinen Willen auf die Begehung der objectiv ftrafbaren 
Handlung gerichtet hat. — Gleichgiltig iſt es hienach vor Allen, wie dies 
gleichfalls der unten folgende Art. 70 jogar pofitiw vworjchreibt, welche 
Triebfeder feinen Willen in Bewegung gejeßt hat, ob er hiebei von 
einem böfen oder vielleicht von einem an fich guten Beweggrunde (Motive) 
geleitet wurde; der Vater, welcher fein heißgeliebtes mit einem ſchmerzhaften 
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und unheilbaren Uebel behaftetes Kind tödtet, weil er demſelben durch die 
Befreiung von einem Leben voller Pein und Qualen eine Wohlthat zu er— 
weiſen glaubt, macht ſich ebenſowohl eines Mordes ſchuldig, wie das Unge— 
heuer, welches ſeine Tochter aus Haß und Rache umbringt, weil ſie ſeinen 
verbrecheriſchen Lüſten nicht zu Willen iſt. — Ebenſo iſt es der Regel 
nach ganz gleichgültig, ob und welchen Endzweck der Handelnde mit ſeiner 
Handlung verfolgt hat, welche beſondere Endabſicht er allenfalls dadurch 
zu erreichen ſuchte. Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt blos da ein, wo 
das Geſetz ſelbſt zum Thatbeſtande einer ſtrafbaren Handlung nach der auf— 
geſtellten Begriffsbeſtimmung das Vorhandenſein eines beſtimmten Endzweckes, 
einer beſonderen Abſicht erfordert, oder wo hievon der Eintritt einer höheren 
Strafe abhängig gemacht iſt, was allerdings nach dieſem Geſetzbuche nicht 
ſelten der Fall iſt. So gehört z. B. zum Verbrechen der Fälſchung von - 
Geld nach Art. 169 die Abſicht, das gefälfchte Geld in den Verkehr zu 
bringen oder al8 Geld zu gebrauchen; zum Reate der Unterdrüdung öffent: 
licher Urkunden nah Art. 183 ift es nothwendig, daß die Unterdrüdung 
zum Zmede rechtswidriger Täufchung oder um ein Beweismittel von Rechten 
oder Rechtsverhältniffen zu bejeitigen vorgenommen wird; zur Entführung 
nach Art. 253 wird die Abjicht erfordert, die entführte Perfon zur Ehe oder 
zur Öeftattung der Unzucht zu vermögen x. So wird ferner die Beiſchaff— 
ung von Hilfsmitteln zur Fälfhung nad Art. 187 höher beftraft, wenn fie 
zum Zwede einer Fälfchung geichieht; der Menfchenraub nah Art. 252 
wird nach VBerfchiedenheit des der Handlung zu Grunde liegenden End zwecks 
bald mit Zuchthaus, bald mit Gefängniß bejtraft ıc. 

In der Natur der Sache liegt es ferner, und folgt dieß nothwendig 
aus dem Weſen des Borjages, daß eine objectiv ftrafbare Handlung nur dann 
porjäglich begangen ift, wenn der Borjag die ſämmtlichen einzelnen Bejtand- 
theile und Merkmale der Handlung umfaßt, welche nach dem Geſetze zur 
Begriffsbeitimmung Diefer ftrafbaren Handlung erforderli find, d. h. mit 
andern Worten, wenn der Handelnde die objectiv jtrafbare Handlung in 
allen ihren einzelnen vom Geſetze al3 mwejentlich erflärten Beftandtheilen und 
Merkmalen erfannt und gewollt hat. Fehlt der Vorſatz auch mur be- 
züglich eines einzigen vom Gefege für weſentlich erflärten Beftandtheils einer 
objectiv ftrafbaren Handlung, jo kann nicht mehr gejagt werden, daß dieje 
objectiv ftrafbare Handlung vorfäglich begangen ſei, und kann diejelbe alfo 
auch dem Handelnden nicht mehr als vorjäglich zugerechnet werden. Wer 
alfo 3. B. den König in deſſen Gegenwart beleidigt, ohne jedoch zu willen, 
daß der von ihm Beleidigte die geheiligte Perfon des Königs ift, der begeht 
feine Majeftätsbeleidigung nad) Art. 122, weil hiezu der Vorſatz, d. 5. 
das DBewußtfein und der Wille, die Perjon des Königs zu beleidigen, 
erfordert wird, in concreto aber nicht vorhanden ift. Wer ferner einem 
Staatsbeamten während feiner Berufsverrichtung Gewalt zufügt oder androht, 
ohne zu wiljen, daß derjelbe in der Ausübung feines Berufs begriffen tft, 
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von dem kaun nicht gejagt werden, daß er fich des Neates der Gemalt- 
thätigfeit nach Art. 138 ſchuldig gemacht habe, mweil bei ihm der zur gejeg- 
lichen Begriffsbeftimmung diefes Reates erforderliche Vorjag, einen Beamten 
während der Ausübung feiner Berufspflicht zu vergewaltigen, nicht 
‚gegeben ift x. 

Der vorftehende äußerft wichtige Sat, daß der Vorſatz die ftrafbare 
Handlung nah allen ihren einzelnen Bejtandtheilen und 
Mertmalen durhdringen müfje, erleidet jedoch bei manchen ftraf- 
baren Handlungen vermöge ausdrüdlicher Beſtimmung des Gefeges ein- 
zelne Ausnahmen. 

Wie nämlich bei der Erörterung der zweiten Abtheilung des Geſetz— 
buches gezeigt werden wird, macht das Geſetz einerjeit3 das Dafein einer 
beftimmten (vorjäglichen) ftrafbaren Handlung oder eines höheren Grades der- 
jelben nach der aufgeftellten Begriffsbeftimmung mitunter gerade davon ab- 
hängig, daß ein gewiſſer Erfolg nicht dDolofe veranlaßt wurde, fondern vielmehr 
ohne beabfichtigt geweſen zu fein, ſei e8 nun in Folge einer, Fahrläffigkeit 
(eulpa) des Handelnden oder ſei es jelbft im Folge zufälliger Umftände ein- 
getreten ift. — So darf 3.2. bei dem in Art. 234 Ziff. 1 behandelten Falle 
einer vorjäglichen Körperverlegung mit verurfachten Tode die Abficht des 
Handelnden niemals auf Tödtung gerichtet gewejen, fondern vielmehr der 
Tod nur culpoſe verurfacht worden fein, da ja bei vorhandener Abficht zu 
tödten nicht das benannte, jondern vielmehr das Verbrechen des Mords oder 
Todtſchlags (Art. 228 und 229) vorliegen würde. So wird ferner zu den 
im Art. 246 Ab. 2 und 247 Abi. 2 hervorgehobenen höheren Graden des 
Reates der Ausjegung Hilflofer Perfonen nothwendig erfordert, daß die Aus: 
jegung den Tod oder einen bleibenden Nachtheil an Körper oder Gejundheit 
des Ausgeſetzten umabfichtlich mac fich gezogen hat, und ift hiebei wie— 
derum eine verichiedene Strafe feftgejetst, je nachden der Uebelthäter die Ge— 
fährlichfeit feiner Handlung einfehen konnte und ihm alſo noch eine fpezielle 
Fahrläffigfeit zur Yaft fällt oder nicht; denn wenn es im der Abficht des 
Handelnden gelegen geweſen ift, durch die Ausjegung den Tod oder einen 
bleibenden Nachtheil an Körper oder Gefundheit des Ausgefegten zu bewirken, 
jo ift nicht mehr das in den Art. 246 und 247 vorgefehene Neat der Aus— 
jegung hilflofer Perfonen, bei welchem die Abficht blos darauf gerichtet fein 
darf, fi der ausgejegten Perjon zu entledigen, fondern vielmehr das 
Verbrechen des Mord beziehungsweiie der vorfäglichen Körperverlegung ge: 
geben. 

Andererſeits gibt es aber auch einzelne ſtrafbare Handlungen, beziehungs— 
weiſe höhere Grade derſelben, zu deren Daſein gleichfalls ein gewiſſer Erfolg 
erfordert wird, bei welchen es aber nach der Beſtimmung des Geſetzes völlig 
gleichgültig iſt, ob dieſer Erfolg beabſichtigt oder nicht beabſichtigt gewe— 
ſen iſt, indem das Geſetz hier die bloße Thatſache des geſchehenen Eintritts 
des fraglichen Erfolgs ohne alle Rückſicht darauf, ob ſolcher in der Abſicht 
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des Handelnden gelegen geweſen ift oder nicht, in Betracht zieht. So ift 
z. B. bei der vorfäglichen Körperverlegung der höchſte Grad dieſes Neates 
nach Art. 234 Abj. 1 abgejehen von dem in Art. 238 hervorgehobenen 
befondern Falle immer auc dann gegeben, wenn durch die zugefügte Mip- 
handlung ein bleibender Nachtheil am Körper oder an der Geſundheit des 
Berlegten oder eine mehr als jechzig Tage dauernde Krankheit oder Arbeits: 
unfähigteit deffelben verurfacht worden ift, ohne daß es hiebei irgend Etwas 
daranf ankommt, ob der Lebelthäter einen jo jchweren Erfolg feiner Hand— 
lung herbeizuführen beabfichtigt hatte oder nicht. So liegt ferner der höhere 
Grad des BVergehens der Verlegung fremder Geheimniſſe nad) Art. 338 
Abſ. 2 immer dann vor, wenn durch die gejchehene Berlegung des fremden 
Geheimniſſes irgendwie ein Schaden verurjacht worden ift, und erachtet es 
das Geſetz hiebei als völlig gleichgültig, ob die Abficht des Handelnden auf 
Herbeiführung eines Schadens gerichtet war oder ob diefer Schaden nur 
culpofe oder vielleicht jogar nur zufällig eingetreten ijt. Ein ähnliches Ver— 
hältnıg waltet ferner ob bei dem höheren Grade der Verlegung des Poft- 
geheimmifjes (Art. 387 Abi. 2) u. dgl. mehr. 

Da es jelbjtverftändlich eine Frage von höchſter Wichtigkeit iſt, ob der 
objektive Erfolg, welcher nach der gejeglichen Begriffsbeftimmung bei vielen 
Handlungen erfordert wird, dolofe, culpofe oder zufällig eingetreten jein muß, 
oder ob das Eine oder Andere gleichviel ift, jo wird bei der Erörterung der 
einzelnen jtrafbaren Handlungen ſtets auf diefen Punkt befondere Rückſicht zu 
nehmen fein. — 

2) Bon den verfchiedenen Eintheilungen des Vorjages, welche in der 
Doctrin gemacht werden, find es vorzugsweije zwei, deren Keuntniß von gro= 
gem praftifchen Werthe ift, inden dadurch die richtige Anwendung der Straf- 
gejege erleichtert und vermittelt wird, nämlich: 

a) die Eintheilung in dolus praemeditatus und dolus repentinus, 
welch legteren man auch affectus oder impetus zu nennen pflegt. Erſterer 
(Borjag mit Vorbedacht) ift vorhanden, wenn der Verübung der Handlung 
eine längere Weberlegung vorausgegangen ift, wenn der Thäter, bevor'er 
zur Ausführung der Handlung gefchritten ift, alle Momente und Folgen der- 
jelben ruhig und bejfonnen erwogen hat. — Yesterer (VBorjag ohne Vor- 
bedacht) liegt dann vor, wenn der Entſchluß zur Vollführung der verbrecheriichen 
Handlung in einer Gemüthsaufregung, in der Hige der Yeidenjchaft, 
aljo ohne bejonnenes Erwägen (übereilt) gefaßt und in diefem Zujtande des 
Affefts fofort ausgeführt wurde. 

Diefe Verjchiedenheit des dolus ift bei allen vorjäglichen ftrafbaren Hand- 
(ungen ohne Unterfchied von der größten Bedeutung, indem das Handeln 
im Affefte der Natur der Sache nad) ſtets einen äußerſt jchwer in die Waag- 
ihale fallenden Grund für eine mildere Ausmefjung der Strafe innerhalb 
der gejeglichen Schranken bildet. Nebſtdem kommt es auch vor, daß das 
Gefeg den Umftand, ob eine Handlung mit oder ohne überlegten Entſchluß 
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(d. h. alfo mit oder ohne Vorbedacht) verübt wurde, dazu benützt, um diefe 
Handlung in zwei verjchiedene Neate abzutheilen, wie dies namentlich bei der 
vorfäßlichen Tödtung der Fall ift, indem das Gejeg mit Nücficht hierauf 
zwifchen Mord (Art. 228) und Todtſchlag (Art. 229) unterjcheidet; und in 
ähnlicher Weife fett das Geſetz bei der vorfäglichen Körperverlegung, je nach— 
dem fie mit oder ohne überlegten Entjchluß verübt wurde, in den Art. 234 
und 235 ganz verjchiedene Strafen feit. 

b. Die Eintheilung in dolus determinatus und dolus indeterminatus, 
bejtimmten und unbejtimmten Vorſatz. 

Ein bejtimmter VBorjag ift vorhanden, wenn der Handelnde einen be— 
jtimmten Erfolg als die naturnothwendige unvermeidliche Folge der von 
ihm unternommenen Handlung erfennt und jomit, da er in diefer Erfennt- 
niß die fragliche Handlung vornimmt, fein Wille geradezu und ausſchließlich 
auf die Hervorbringung dieſes bejtimmten Erfolges gerichtet ift; wie z. B. 
wenn der A e3 unternimmt, dem B ein Meffer in das Herz zu ftoßen oder 
ihm eine Kugel duch den Kopf zu ſchießen, wiſſend, daß dieje feine 
Handlung nothwendig den Tod des B nad ich ziehen muß. — Ob der 
Handelnde auch ein fpecielles Intereſſe an dem Eintritte des ganzen von ihm 
als nothwendige Folge jeines Handelns erkannten Erfolges gehabt hat, er- 
jcheint der Natur der Sache nad) völlig gleichgültig, da für das Borhanden- 
fein eines bejtimmten Vorjages nur allein der Umpftand entjcheidend ift, daß 
der Handelnde die Unvermeidlichfeit eines beſtimmten Erfolges feiner 
Handlung im Boraus erfanıt hat. Wenn alfo 5. B. der A, welchem blos 
daran gelegen ift, die B aus dem Yeben zu jchaffen, nächtlicher Weile in dem 
Zimmer, in welchem die B zugleich mit der C fchläft, einen den Erftidungs- 
tod verurfachenden Kohlendampf bereitet, jo hat hier der A, infoferne er von 
der Anmejenheit der C im Schlafzimmer der B Kenntniß hatte, zweifellos 
auch den bejtinmmten Vorſatz zur Tödtung der G gehabt, wenn gleich ihm 
an fich jedes eigentliche Interefje an dem Tode der C abging und er nur 
allein durd) den Umftand zu deren Tödtung veranlagt wurde, weil ihm die 
Tödtung der B in der von ihm beabfichtigten Weife ohne gleichzeitige 
Tödtung der C nicht möglich) war; denn da in dem angeführten Falle der A 
vorausjeglich in dem Bewußtſein handelte, daß jeine Handlung ebenſowohl 
den Tod der C wie jenen dev B unvermeidlich herbeifüihren werde, jo war 
hier die Tödtung der C gleichfalls direct in dem Willen des A gelegen. — 

Ein unbeftimmter Borjag liegt dagegen dann vor, wenn der Handelnde 
erfennt, daß der Erfolg der von ihm unternommenen Handlung ein ver- 
ichiedener, dieſer oder jener fein kann, fein Wille aber dem Eintritte 
feines der von ihm als möglich erkannten Erfolge jeines Handelns ent- 
gegen ift, mag es nun fein, daß es ihm überhaupt völlig einerlei ift, 
welcher von den mehreren als möglich erfannten Erfolgen eintritt (jogenannter 
dulus indeterminatus alternativus), oder mag es fein, daß derjelbe zwar 
zunächſt nur den einen minder ſchlimmen Erfolg will, äußerjten Falls aber 
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auch mit dem Eintritte des andern ſchlimmeren Erfolges einverſtanden ift 
(fogenannter dolus indeterminatus eventualis), Dabei fünnen entweder die 
mehreren von dem Handelnden als möglich erkannten Folgen feines Handelns 
ſich gegenfeitig einander ausfchließen, fo daß nur der eine oder andere diefer 
Erfolge eintreten Fann, wie 3. B. wenn ein Arrveftant während des Trans- 
portes den ihn begleitenden Gendarnen, um fich von demjelben zu befreien, 
unverfehens in eimen neben der Straße befindlichen tiefen Abgrund hinab- 
jtürzt, indem er zwar wohl weiß, daß feine Handlung ebenfo leicht den Tod 
de3 Gendarmen, wie eine mehr oder weniger ſchwere körperliche Beſchädigung 
dejjelben nach ſich ziehen kann, es ihm aber ganz gleichgültig ift, welcher von 
dieſen Erfolgen wirklich eintritt, wenn es ihm nur gelingt, auf diefe Weife 
von dem Gendarmen loszukommen und feine Freiheit zu erlangen, Oder es 
fann auch der Fall fein, daß die mehreren als möglich erfannten Erfolge 
des Handelns gleichzeitig neben einander eintreten fünnen, wie z. B. wenn 
dev Räuber die von ihm ausgeraubte Frau, um eine vorzeitige Entdeckung 
feines Verbrechens zu verhindern, an Händen und Füßen bindet und unge— 
achtet ihres Bittens bei bereitS eingebrochener Nacht ſammt ihren bei fich 
habenden Säuglinge mit den Bewußtſein auf freien Felde liegen läßt, daß 
in Folge der ftrengen Winterfälte nicht allein ihr Kind, fondern auch fie ſelbſt 
dent Tode des Erfrierens ausgefegt ift, wobei übrigens felbjt die Herbei— 
führung eines fo ſchweren Erfolgs zur Erreichung des obenbezeichneten Zwedes 
nicht von ihm gejchent wird. — . 

Ein beftimmter und unbeftimnter Vorſatz kann endlich auch zu gleicher 
Heit bei einer und derfelben Handlung zufammentreffen; dieß ift nämlich 
dann der Fall, wenn der Handelnde einen bejtimmten Erfolg als die noth- 
wendige Folge feines Handelns erkennt und beabfichtigt, zugleich aber einfieht, 
daß feine Handlung außer dieſem zunächſt beabjichtigten Erfolge möglicher 
Weife auch noch einen andern Erfolg nad) fich ziehen kann, und eventuell 
für den Fall des wirklichen Eintritt3 auch im dieſen weiteren Erfolg ein— 
willigt. Ein derartiges Zufammentreffen eines beſtimmten und unbeſtimmten 
Vorfages liegt 3. DB. dann vor, wenn derjenige, welcher feinen Oheim der 
Erbfchaft halber aus dem Yeben fchaffen will, deſſen Abendefjen vergiftet, 
dabei aber weiß, daß fein Oheim das fir ihn zubereitete Abendeſſen jehr 
häufig nicht ganz aufzuzehren, fondern einen Theil hievon feinem Bedienten 
übrig zu laffen pflegt, und für den Fall, daß dieſes an den fraglichen Tage 
gleichfalls gefchehen follte, auch mit der hiedurch eintretenden gleichzeitigen Ver— 
giftung des Veßteren einverftanden ift. — 

Es leuchtet wohl von felbft ein, daß eine verbrecheriiche Handlung auch 
bei dem Vorhandenſein eines dolus indeterminatus als vorfäglidh be= 
gangen zugerechnet werden muß; demgemäß muß alfo der Uebelthäter im 
den obenangeführten Beifpielen, wenn das Hinabjtürzen in den Abgrund den 
Tod des Gendarmen zur Folge hatte, der vorfäglichen Tödtung des- 
jelben, und wenn ferner fomohl die Mutter wie auc das Kind erfroren find 
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oder wenn nicht allein der Oheim fondern auch deffen Bedienter von dem ver— 
gifteten Abendeſſen gegeſſen haben und in Folge defjen geftorben find, der 
vorjäglichen Tödtung diefer beiden Perfonen für ſchuldig erfannt wer- 
den; denn es hat bei dem dolus indeterminatus der Uebelthäter voraus— 
jeglichh auch den ſchwereren Erfolg feiner Handlung im Voraus als möglich 
erfannt, und den Eintritt defjelben menigjtens eventuell gewollt. 

Die im Vorjtehenden erörterte Eintheilung des Vorſatzes in dolus 
determinatus und dolus indeterminatus iſt in zweifacher Beziehung von 
großer praftijcher Bedeutfanfeit; fie bildet nämlich einerjeit3 in vermwidelten 
Fällen die Grundlage für die richtige Beurtheilung der Frage, ob und in- 
wieweit eine Handlung als vorjäglich begangen zuzurechnen ift, und anderer- 
jeits gibt fie einen jehr wichtigen Faktor für die Strafausmeffung an die 
Hand, indem der Natur der Sache nad) derjenige, welcher den fchlimmeren 
Erfolg nur alternativ oder eventuell gewollt hat, weit weniger jtrafbar ift, 
wie derjenige, deſſen Wille geradezu und ausjchlieglic auf deſſen Eintritt 
gerichtet gemejen ift. — 

Berjchieden von dem unbeſtimmten VBorjage und damit nicht zu ver- 
wechjeln ift die jogenannte culpa dolo determinata. Auf diefe Weife pflegt 
man nämlich jene Art des Verſchuldens zu benennen, wenn Jemand bei Ge— 
legenheit oder durd die Ausführung einer vorjäglichen ftrafbaren Handlung 
zugleich auch eine fahrläffige Rechtsverlegung begeht, fo daß alſo vorjäß- 
lihes und culpojes Handeln zujammentreffen. Co liegt 3. B. eine culpa 
dolo determinata vor, wenn der Dieb durch unachtſamen Gebrauch des Yichts 
eine Fenersbrunft erregt, wenn der Wilddieb unverfichtiger Weiſe in ein Ge— 
büſch Hineinjchießt, in welchem ſich Etwas wie ein Wild rührt, auf diefe 
Weife aber einen dort befindlichen Menjchen verwundet, wenn derjenige, 
welcher einen Andern blos förperlih mißhandeln will, demfelben eine Ver— 
letzung zufügt, welche deſſen Tod verurfaht u. dgl. mehr. Dabei muß jedoch) 
insbejondere darauf aufmerkfjam gemacht werden, daß von einer culpa dolo 
determinata nur allein dann gefprochen werden kann, wenn der Handelnde 
einen bei Verübung einer dolojen Handlung eingetretenen Erfolg überhaupt 
gar nicht beabfichtigt hat, wenn aljo bezüglich diejes Erfolgs insbejondere 
auch fein dolus indeterminatus bei ihm vorhanden gemejen ift; denn mar 
legteres der Fall, hatte z. B. in dem legten angeführten Beifpiele der- 
jenige, melcher den Tod des Andern durch eine ihm vorſätzlich zugefügte 
förperliche Verlegung verurſachte, die Möglichkeit, daß diefe Berlegung den 
Tod herbeiführen fünne, im Voraus erfannt und auch diefen jchlimmen 
Erfolg wenigſtens eventuell in feinen Willen miteingeſchloſſen gehabt, 
jo ift nicht mehr eine fahrläfjige, fondern vielmehr eine vorfägliche Tödtung 
gegeben. — 

Da dem Borgejagten zufolge das Weſen der culpa dolo determinata 
in dem Zufammenfluffe einer vorjäglich begangenen mit einer fahrläfligen 
ftrafbaren Handlung bejtehf, jo müſſen in einem folden Falle regelmäßig 
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die allgemeinen Beftimmungen zur Anwendung kommen, welche das Gejep- 
buch in dem unten folgenden Art. 84 über die Beitrafung des Zuſammen— 
flufjes von ftrafbaren Handlungen aufftellt; eine Ausnahme von diefer Regel 
tritt blos in jenen Fällen ein, im welchen das Geſetz das Zufanıntentreffen 
einer doloſen ftrafbaren Handlung mit einem culpofen Erfolge al3 ein be- 
ſonderes Reat oder al3 einen höheren Grad einer ftrafbaren Handlung erflärt 
und mit einer eigenen Strafe bedroht, wie dies nach demjenigen, was bereits 
vorher sub Ziff. 1 gefagt wurde, nicht felten der Fall ift. 

3) Was den Beweis des Vorfages anlangt, jo muß vor Allen hervor- 
gehoben werden, daß dent Geſetze eine praesumtio doli ganz und gar fremd 
it. Liegt eine objectiv ftrafbare Handlung vor, fo darf weder dolus noch 
auch culpa präjumirt, es muß vielmehr ftet3 der in concreto vorhandene 
Schuldgrad erwieſen merden. Ebenſo ftellt auch das Geſetz, wie dies 
bereit8 oben im Cingange der Erörterung dieſes Artifels erwähnt wurde, 
grumdjäglich Feine Negeln darüber auf, wann als erwiefen anzunehmen jei, 
daß eine Handlung vorfäglich begangen und daß insbefondere der eingetretene 
Erfolg vom Handelnden (ſei es nun direct, alternativ oder eventnell) beab- 
fihtigt wurde; vielmehr überläßt es die Entjcheidung hierüber den zur Ent- 
jcheidung der Thatfrage berufenen Geſchwornen und rechtsgelehrten Richtern 
nah ihrer freien, inneren Weberzeugung — Die Mittel, aus 
welchen die Gejchwornen und vechtsgelehrten Nichter die Ueberzeugung, daß 
eine Handlung vorfäglich begangen fei, fich verfchaffen fünnen, find entweder 
das Geftändniß des Angefchuldigten oder die Objectivität der verübten 
Handlung- In letzterer Beziehung wird vor Allem bei jenen Handlungen, 
bei welchen das Strafbare ſchon in der Handlung felbft gelegen ift, wie bei der 
Majeftätsbeleidigung Art. 121, bei der Beleidigung der Staatsregierung 
Art. 126, bei der widerrechtlichen Gefangenhaltung (Art. 255) ꝛc. zc., der 
Vorſatz in der Regel aus der Beichaffenheit der verübten That von felbit 
folgen, fall8 fie nur überhaupt von einem Zurechnungsfähigen vorgenommen 
wurde. Sodann wird nach den natürlichen Geſetzen des Denkens der Vor— 
jag troß de3 Läugnens des Beihuldigten dann als erwiefen angenommen 
werden fünnen, wenn der Bejchuldigte hergeftelltermaßen die Mittel zur Aus» 
führung der ftrafbaren Handlung vorher vorbereitet und hergerichtet hatte. 
Ingleichen wird ferner der bloje Einwand des Befchuldigten, der fo häufig 
vorzukommen pflegt, daß er nicht den eingetretenen fchlimmeren, jondern nur 
einen geringeren Erfolg bei feiner Handlung beabfichtigt gehabt habe, in dem 
Falle feinen Glauben finden können, wenn die verübte Handlung den wirklich 
eingetretenen Erfolg nothwendig nach fich ziehen mußte oder wenigitens nach 
gewöhnlicher Erfahrung in der Negel nach ſich zu ziehen pflegt; denn der 
angegebene Umſtand läßt der Natur der Sache nach eine begründete Schluß- 
folgerung auf den Vorſatz des Beichuldigten zu, den wirklich eingetretenen 
Erfolg in das Dafein zu fegen. — Als weitere Hülfsmittel zur Beurtheil— 
ung darüber, ob eine Handlung vorjäglich begangen wurde, fünnen die Perfön- 
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lichkeit des Thäters, das Motiv, melches ihn bei der That geleitet haben 
fann, unter Umftänden die PVerfönlichfeit des PVerlegten u. dgl. mehr in Be- 
tracht kommen. — Sache der über die Thatfrage urtheilenden Richter ift es, 
in jenen Fällen, in welchen der Vorſatz (überhaupt oder nur bezüglich des 
eingetretenen Erfolgs) aus der Objectivität der Handlung erjchloffen werden 
muß, alle dafür und dawider fprechenden Gründe, welche fich aus den ob» 
waltenden Umjtänden ergeben, auf das Gewifienhaftefte zu prüfen und auf 
Grund dieſer Prüfung ihre Entſcheidung zu erlaſſen. 
II. 

Als Fahrläſſigkeit (culpa) bezeichnet man im Gebiete des Straf— 
- rechts die unabfichtliche durch‘ Vernachläſſigung der beim Handeln erforder- 
fichen Vorſicht und Aufmerkſamkeit geichehene Hervorbringung eines rechts— 
verlegenden Erfolgs. — Das Wefen der Fahrläjfigfeit befteht hienach 
darin, daß bei ihr fein eigentlich verbrecderifcher, d. h. fein auf die 
Segung der bewirkten objectiven NRechtsverlegung gerichteter Wille vorhanden 
ist, daß dagegen immerhin eine jtrafbare Willensbeftimmung infoferne 
vorliegt, al3 der Handelnde die den rechtsverlegenden Erfolg herbeifiihrende 
Handlung, wiewohl er diefen Erfolg als möglich erkannte oder wenigjtens 
erkennen fonnte, dennoch unternommen hat. — 

1) Die Fahrläfiigfeit kann entweder 

a. eine bewußte oder 
b. eine unbewußte fein. 

ad a. Eine bewußte Fahrläffigkeit (gewöhnlich Iuxuria genannt) Liegt 
vor, wenn der Handelnde die Möglichkeit, daß feine Handlung den recht3- 
verlegenden Erfolg nach ſich ziehen fünne, im Boraus erfannt, gleichwohl 
aber in frevelhaften Yeichtfinne die von ihm als gefährlich erfannte Handlung 
in der gewijfen Erwartung, daß diejer Erfolg nicht eintreten 
werde, vorgenommen hat, wie 3. DB. wenn Jemand mit dem Bewußtſein 
der Gefährlichkeit feiner Handlung auf dem gefüllten Heufpeicher Cigarren 
raucht und hiedurch ein Brand entiteht. — Bon dem unbeftimmten Vor— 
fage unterjcheidet fich dieſe Art der Fahrläffigfeit dadurch), daß hier der 
Handelnde den als möglich erfannten Erfolg feiner Handlung geradezu nicht 
will, daß er ficher hofft, ihn zu vermeiden; ift dieſes nicht der Fall, wollte 
er den Erfolg eventuell, oder war er auch nur gegen deſſen Eintritt gleich 
giltig, fo fan nicht mehr von Fahrläffigfeit die Rede fein, und liegt viel- 
mehr dann eine vorſätzlich begangene Handlung vor. 

Den VBorgefagten zufolge grenzen die bewußte Fahrläffigfeit und der 
unbejtimmte Vorſatz allerdings mehr an einander; allein es befteht doch zwi— 
jchen beider immer eim äußert mejentlicher Unterfchied, der fi am beften 
dahin präcifiren läßt: Der in bewußter Fahrläffigfeit Handelnde wiirde, wenn 
er im Voraus gewußt hätte, daß jeine Handlung den von ihm als möglich 
erfannten jchlimmen Erfolg wirklich nach ſich ziehen werde, diefe Handlung 
niemals und unter feinen Umſtänden vorgenommen haben, da er ja diefen 
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Erfolg geradezu nicht will. Der mit unbeftimmtem Borfage Han- 
delude dagegen würde fich felbft dann, wenn er mit aller Beftimmtheit 
den Eintritt des von ihm als möglich erkannten jchlimmen Erfolgs ſei— 
ner Handlung im Voraus gewußt hätte, von der Vornahme diefer Hand- 
lung dennoch nicht haben abhalten lafjen; denn er will durch diefe Hand- 
(ung ein ſich vorgeſtecktes bejtimmtes Ziel erreichen, und ift, infoferne er ohne 
den von ihm als möglich erkannten fchlimmen Erfolg feiner Handlung das 
fich vorgeftedte Ziel nicht erreichen kann, auch mit diefem Erfolge einverjtan- 
den. — Im einzelnen Fällen fann es allerdings jehr zweifelhaft fein, ob 
bewußte Fahrläffigkeit oder unbeftimmter Vorſatz vorliegt; in foldhen Fäl- 
len müſſen eben die obwaltenden thatjächlichen Verhältniſſe auf das Genaueſte 
geprüft werden, um aus ihnen unter Zugrundelegung de3 voraufgeführten 
Unterfcheidungsmerfmals entnehmen zu können, ob der Thäter in bewußter 
Fahrläffigfeit oder mit unbeſtimmtem dolus gehandelt hat. 

ad b. Unbemwußte Fahrläffigfeit liegt vor, wenn der Handelnde die 
Möglichkeit des aus feiner Handlung entjtandenen rechtsverlegenden Erfolgs 
zwar nicht im Voraus erkannt hat, diefer Mangel des Bewußtſeins in der 
angegebenen Beziehung aber feinen Grund in einem Pflihtverfäummijfe 
des Handelnden hat, indem er bei Anwendung derjenigen Aufmerkſamkeit und 
Ueberlegung, zu welcher er entweder vermöge allgemeiner, Jedermann ob- 
liegenden Verbindlichkeit, oder vermöge jpezieller Rechtöverhältniffe, wie 
3. B. einer Berufspflicht verpflichtet war, die Gefährlichkeit feiner Handlungs: 
weile und die Möglichkeit des daraus entjtandenen Erfolges hätte erkennen 
fünnen, wie 3. B. wenn Jemand in feiner Unbefonnenheit ein Kind mit 
einem geladenen Gewehre jpielen läßt, und dafjelbe durch Entladen des Ge— 
wehrs fein Leben verliert. — Dieſe Art der Fahrläffigfeit jest hienach immer 
einen Fehler des Wiſſens (Irrthum) voraus, welcher vermeidlich geme- 
jen wäre, und bejteht die Strafbarfeit des Handelnden eben darin, daß er 
diefen Wifjensfehler nicht vermieden, und alfo den rechtöverlegenden Erfolg 
mittelbar verjchuldet hat. 

Was hiebei die Frage anlangt, wann anzunehmen ift, daß der Wiljens- 
fehler ein vermeidlicher war, d. h. daß der Handelnde den eingetretenen 
recht3verlegenden Erfolg al3 möglich hätte einfehen können, fo erjcheint es 
unmöglich, genau beftimmte Regeln hierüber zu geben, und läßt fich viel 
mehr in diefer Beziehung nur der allgemeine Grundſatz aufftellen, daß vom 
ftrafrehtlihen GefichtSpunfte aus von Jedermann nur eine gewöhn- 
liche (mäßige) Ueberlegung und Vorſicht verlangt werden fann und aljo 
überall da, wo Handlung und Erfolg in einem entfernten Zufammenhange 
jtehen, wo bloß der beſonders Bejonnene und Borfichtige den Erfolg als 
möglich vorherjehen konnte, eine Verantwortlichfeit hiefür auf dem ebiete 
des Strafrecht3 nicht mehr befteht. Dabei müſſen bei Prüfung dev Frage, 
ob der Handelnde die gewöhnliche Ueberlegung und Vorſicht außer Acht ge— 
laffen hat, oder ob etwa der eingetretene Erfolg als ein von ihm nicht zu 
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vertretender Zufall zu erachten ift, der Natur der Sache nad) ftet3 die In— 
bividualität des Handelnden und die Umftände des concreten Falls 
in Betracht gezogen werden. 

1) Was die Behandlung der Fahrläffigkeit in diefem Gefegbuche an— 
langt, fo hat dafjelbe das im früheren Strafgefegbuche von 1813 befolgte 
Syſtem gänzlich verlaffen, und fic) dem von der Doctrin längft al3 das rich— 
tigere erfannten Syſteme de3 Code penal und der meiften neueren Strafge- 
feggebungen angejchloffen. Im Einzelnen ift im diefer Beziehung Folgendes 
zu bemerfen: j 

a. Bor Allem ift im diefem Geſetzbuche die Strafbarfeit der Fahrläffig« 
feit nicht al allgemeiner Grundſatz ausgejprochen, wie dieß im Strafgefeg- 
buche von 1813 der Fall war; vielmehr ift die Strafbarfeit derjelben mit 
Rückſicht darauf, daß eine Reihe von jtrafbaren Handlungen, wie dieß z. B. 
namentlich bei allen Angriffen auf die Ehre, auf die Freiheit, auf das Recht 
der Ehe, ferner bein Diebjtahle, beim Betruge, bei der Unterfchlagung x. der 
. Fall ist, ihrer innern Natur nach nur vorfäglich, nicht aber auch fahrläffig 
begangen werden können, auf die vom Geſetze jpeziell und ausdrücklich 
bezeichneten Fälle bejchränft, jo daß aljo auch nur in diejen Fällen eine Be— 
ftrafung wegen Fahrläffigkeit eintreten fann. In welchen Fällen, d. h. bei 
welchen ftrafbaren Handlungen dieß zu geſchehen hat, ift in der zweiten Ab— 
theilung des Geſetzbuchs bejtimmt; vgL 3.8. Art. 232, 239, 344, 352 x. 

b. Ferner ift in diefem Geſetzbuche die Strafe der fahrläßigen Recht3- 
verlegungen nicht, wie im Strafgejegbuche von 1813, im Verhältniffe zu der 
auf das treffende vorjägliche Heat gejegten Strafe abgejtuft; vielmehr 
ift mit Nüdficht darauf, daß die Beſtrafung böswilliger Abficht und bloßer 
Fahrläffigfeit auf ganz verjchtedenen Gründen beruht und daher eine Regel: 
ung der Strafe der’ culpa nad) jener des dolus nothwendig zu unpafjenden 
Refultaten führen muß, für jede einzelne als ftrafbar erklärte culpoje Hand» 
lung die Strafe im Gefege bejonders bejtimmt. Und zivar bedroht das Ge: 
jeg die culpoſen Nechtsverlegungen überall bloß mit Vergehens- oder Ueber: 
tretungsftvafen, und bilden diejelben demzufolge gemäß der Vorjchrift des 
Art. 1 niemals Verbrechen, jondern immer nur Vergehen und Ueber: 
tretungem. — 

c. Während im Strafgefegbuche von 1813 zwifchen grober und gerin- 
ger Fahrläfjigkeit unterſchieden und hienach auch die Beſtrafung eine verjchie- 
dene war, hat das vormwürfige Gejegbuch jede Eintheilung der Fahrläffigfeit in 
Grade ganz und gar unterlaffen; und zwar ift dieß aus dem runde ges 
ſchehen, weil fich bei der Fahrläffigkeit ihrem Wefen nach abjolute Grade 
nicht wohl unterfcheiden lafjen. Denn die größere oder geringere Verſchuldung bet 
der Fahrläffigkeit hängt immer von den Umftänden des concreten Falls und 
namentlich von der Individualität des Handelnden, alfo von relativen Bes 
ziehungen ab, welche ſich im Voraus nicht firiven laſſen und deßhalb auch 
wicht in beftummte Abftufungen gebracht werden können. — Bon jelbit ver- 
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fteht es fich übrigens, daß die Gerichte bei der Strafzumeffung immer 
gebührende Rüdficht darauf zu nehmen haben, ob die in Frage ftehende Fahr: 
(äffigfeit nach den obwaltenden Umftänden als mehr oder minder ftrafbar er- 
ſcheint, und ift zu dem Behufe, um den Gerichten die Möglichkeit hiezu an die Hand 
zu geben, der Strafrahmen bei allen culpofen Rechtöverlegungen durchgehend 
jehr weit gefaßt. Die Gerichte werden hienach bei der Strafzumefjung vor 
Allen zu berüdfichtigen haben, ob die Fahrläjjigkeit eine bewußte oder un— 
bewußte war, da erjtere ihrer Natur nach immer weit ftrafbarer wie die 
legtere ift; bei der bewußten Fahrläffigfeit wird ſodann weiter darauf zu, 
jehen fein, ob die Wahrfcheinlichkeit des (als möglich im Boraus erfannten) 
Erfolgs näher oder entfernter lag; bei der unbemwußten aber wird bei der 
Strafzumefjung namentlich die größere oder geringere Yeichtigfeit für dem 
Thäter, den eingetretenen Erfolg ald möglich vorherzufehen, in Betracht zu 
fommen haben. 


Art. 7 


Unter den Verwandten find in — Geſetzbuche nicht nur die 
ehelichen, ſondern auch die außerehelichen begriffen. 

Gegenüber dem außerehelichen Vater und deſſen Verwandten kömmt 
jedoch die außereheliche Verwandtſchaft nur dann in Betracht, wenn ſie 
durch ein rechtsgiltiges Anerkenntniß oder durch ein eivilgerichtliches Ur— 
theil feftgeftellt ift. 

GSntw. von 1855 Art. 211; Gefebg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Br. 1. €. 50, 213, 322, Bb. u. &. 24, der Neiher.K. Beil. Bd. ©. 26, Prot. Bb. 
©. 67; Entw. von 1860 Art. 7; Kon Ausich. Verb. von 1860/61 der wi F 


Abth. I. ©. 129, 283, Abth. II. ©. 4, 87, 196, ber Reichsr. K. Beil. Bd. 
Prot. Bd. I. ©. 7. 


Sowohl in der erften wie auch in der zweiten Abtheilung des Geſetz— 
buchs ift an verjchiedenen Stellen, wie 3. B. im Art. 61 bei der Begünftigung, 
im Art. 208 und 209 bei der Blutjchande, im Art. 230 bei den Todt- 
fhhlage u. dergl. von Verwandten die Rede, und entjteht deßhalb Die 
Frage, welche Art von Verwandtſchafts Verhältniſſen das Geſetz hiebei im 
Sinne hat? 

Die Verwandtſchaft kann nämlich vor Allem nicht blos eine natür— 
liche, durch die Bande des Blutes begründete, ſondern ſie kann auch eine 
fünftliche auf einer rechtlichen Thatſache beruhende fein, wie dieß nament- 
(ich bei der Adoption und bei dem im verfchiedenen Partifulargejeggebungen 
vorkommenden Inſtitute der Einfindfchaft der Fall iſt; und nebjtdem fann 
die natürliche Verwandtſchaft jelbjt wieder eine eheliche oder eine außer- 
eheliche fein, je nachdem die Zeugung, durch welche fie begründet ift, in 
oder außerhalb der Ehe ftattgefunden hat. 
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Was num vorerft die künſtliche Verwandtſchaft anlangt, fo enthält dag 
Strafgefegbuch nirgends eine allgemeine Beftimmung darüber, inmieweit diefelbe 
im Strafrechte in Betracht zu fommen hat. Demungeachtet kann es aber nicht 
mohl einem Zweifel unterliegen, daß diefe Art der Berwandtichaft in ftrafrecht- 
licher Beziehung ebenſo wie die natürliche Berwandtichaft Berücfichtigung finden 
muß; denn infomweit die Strafgefeggebung feine fpeciellen Beftimmungen über 
die Verwandtſchaft aufitellt, find in diefer Beziehung nach der Natur ver 
Sache die allgemeinen civilvechtlichen Beftimmungen maßgebend, und muf 
demgemäß die Fünftliche Berwandtichaft auch im Strafrechte der natitrlichen 
überall da, wo nicht ausdrücklich etwas Anderes vorgefchrieben ift (vgl. 3.2. 
Art. 208, wo blos von leiblihen Abfümmlingen die Nede ift), im dem 
Maße gleichgeachtet werden, in welchen eine ſolche Gleichſtellung durch die 
Beltimmungen des Civilrechts feſtgeſetzt ift. *) 

Was ſodann die natürliche Verwandtfchaft anlangt, jo ftellt das Ge- 
jeß im vorftehenden Artifel eine allgemeine, für das ganze Gefegbuch maß— 
gebende Borjchrift darüber auf, inwieweit bei jenen gejeglichen Beftimmungen, 
welche von Berwandtichaftsverhältnifjen fprechen, neben der ehelichen auch die 
außereheliche Verwandtſchaft in Betracht zu kommen hat. Und zwar geht 
das Geſetz hiebei, geleitet von der Erwägung, daß die Bande des Blutes, 
auf welchen die natürliche Verwandtſchaft überhaupt beruht, bei der aufer- 
ehelichen Verwandtichaft ganz in gleicher Weife wie bei der ehelichen gegeben 
find, von dem Grundſatze aus, daß die außereheliche Verwandtſchaft überall 
da, wo über deren wirkliche Eriftenz feine Unficherheit befteht, der ehelichen 
ganz und gar gleichgeachtet werden müſſe. — Im Einzelnen ift zu vorftehen- 
dem Artifel Folgendes zu bemerfen: 

1) Das Gefeg macht bei der außerehelichen Verwandtſchaft einen Unter- 
schied, ob das zwifchen zwei Perſonen bejtehende außerehelihe Berwandt- 
fchaftsverhältnig durch die Mutter, oder ob e3 durch den Vater begrin- 
det iſt. 

a. Die durch die Mutter begründete außereheliche Verwandtſchaft ift 
der ehelichen ohne irgend eine Einſchränkung völlig gleichgeftellt, da hier ein 
Bedenken über die wirkliche Eriftenz des VBerwandtfchaftsbandes ebenfo wenig, 
wie bei der ehelichen Verwandtichaft beftehen fann. — . 

b. Das durch den Vater begründete außerehelihe Verwandtſchafts— 
verhältniß fann dagegen nach Vorſchrift des vorftehenden Artikels nur dann 
eine Wirkung äußern, wenn die außereheliche VBerwandtichaft durch rechts— 
giltiges Anerfenntniß oder dur civilgerichtliches Urtheil feftge- 





) Im Uebereinftimmung mit dem bier aufgeftellten Sage wurde auch bei ber 
Berathung im Gefeßg. Ausſchuſſe der Abg.-Kammer ausdrüdlic anerkannt, daß unter 
den „Verwandten“ die durch Einkindſchaftung den ehelichen Kindern in Bezug auf 
das Familienverhältniß gleichgeftellten Kinder a begriffen ſeien. Vergl. die 
Gefeßgeb.-Ausich..Verh. von 1860/61 Abth. II. S. 87. 

5* 
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ftellt ift. Der Natur der Sache nad ift es nämlich in der Regel jchlechter- 
dings unmöglich, eine materielle Gewißheit über die Vaterſchaft zu erlangen; 
deghalb begnügt fich das Geſetz damit, wenn nur eine formelle Gewißheit 
in Ddiefer Beziehung gegeben ift, welche formelle Gewißheit auf doppelte 
Weiſe, entweder durch Anerfenntnig oder durch richterlichen Sprucd begründet 
werden kann. 

Das Anerkenntniß muß ein rechtsgiltiges, d. h. ein die Statusfrage 
definitiv erledigendes fein; denn mur ein joldyes jchafft formelle Gewißheit 
über die VBaterfchaft. Die Frage, unter welchen Formen das Anerfenntniß 
geichehen jein muß, um ein vechtsgiltiges in dem angegebenen Sinne zu jein, 
it nach den einfchlägigen Givilgejegen zu beurtheilen. — 

Die Feititellung der Vaterſchaft durch civilgerichtliches Urtheil ſetzt jelbit- 
verftändlich immer ein vechtsfräftiges Urtheil voraus, da andern Falls 
noch feine formelle Gewißheit über die Vaterſchaft vorliegt und jomit erſt von 
den Augenblide der Nechtstraft des Urtheils an davon die Rede fein kann, 
daß die Vaterſchaft fejtgeftellt jei. leichgiltig ift es, ob das Urtheil auf 
geführten Beweis über die VBaterjchaft, oder allenfalls auf procejjualiiche Ver— 
jäunmifje, wie 3. B. unterlafjenen Widerfpruch, verſäumte Beweiserflärung 
u. dgl. gebaut ift. Das Gejeg geht nämlich von dem Grundſatze aus, daß 
dan, wenn einmal Jemand durch vechtskräftiges richterliches Urtheil als Va— 
ter erklärt worden ift, diefes Urtheil unter allen Umftänden rejpectirt und als 
wahr betrachtet werden muß; deßhalb hat der Strafrichter nur allein die 
Thatſache ins Auge zu faflen, ob ein ſolches rechtskräftiges Urtheil vorliegt, 
ohne weiter nad) den Gründen diefes Urtheils zu fragen. — Ju der Natur 
der Sache liegt es ferner, daß im dem Falle, wenn Jemand gejtügt auf die 
Ihatjache, daß er im der mit der Niederfunft correjpondirenden Zeit mit der 
Kindsmutter den Beiſchlaf vollzogen hat, durch ciwilrichterliches Urtheil zur 
Zahlung von Alimenten für das außerehelihe Kind verurtheilt worden ift, 
ohne dabei zugleich auc als Bater deſſelben erklärt worden zu jein, oder 
wenn ex wohl jeine Verbindlichkeit zur Zahlung von Alimenten, nicht aber 
die Vaterſchaft vechtsgiltig anerfannt hat, eine Feititellung der Vaterſchaft 
durch civilgerichtliches Urtheil oder Anerkenntniß nicht als gegeben erachtet 
werden kann; dieß folgt jchon aus den Wortlaute des Gejeges, indem das— 
jelbe vorjchreibt, daß die außereheliche Verwandtſchaft durch Anerfenntniß 
oder durch civilgerichtliches Urtheil feftgeftellt jein muß, und kann ein Zwei— 
fel hierüber um jo weniger beftehen, da nach den Gejegen der Natur ſo— 
wohl, wie auch zufolge ciwilgejeglicher Präjumtion die Ihatfache, daß Je— 
mand mit dev Nindsmutter innerhalb der mit der Niederkunft correjpondiren- 
den Zeit den Beifchlaf vollzogen hat, die Vaterſchaft nicht unbedingt, jondern 
bloß unter der Vorausjegung begründet, daß die Kindsmutter im der friti- 
hen Zeit mit feiner andern als der fraglichen Perſon fleifhlichen Umgang 
gepflogen hat. 

2) Die Vorjchrift, welche das Gejeg über die außereheliche Verwandt: 
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haft aufftellt, bezieht fih auf alle aufßerehelihen Verwandten der verjchie- 
denen Grade in der auf» und abfteigenden ſowohl wie auch in der Seiten- 
linie. Wo alfo das Gejeg von Berwandten in auffteigender Linie fpricht, 
find hierunter in Gemäßheit der Vorfchrift des vorftehenden Artifel3 nicht 
allein die außerehelihe Mutter, jondern auch die mütterlichen Großeltern, 
UÜrgroßeltern ꝛc., ferner unter der Boransjegung, daß die Vaterſchaft durd) 
Anerkenntniß oder civilgerichtliches Urtheil feftgeftellt ift, nicht allein der außer— 
eheliche Vater, jondern auch die Großeltern, Urgroßeltern ꝛc. päterlicher Seits 
zu verftehen. In gleicher Weife erfcheinen als Gejchwifter im gejeglichen 
Einne einmal alle Kinder einer Mutter ohne Ausnahme, mögen foldhe nun 
ehelich oder außerehelich geboren fein, mögen fie von einem un® demjelben 
Vater (vollbürtige Geſchwiſter) oder von verfchiedenen Vätern (halbbürtige Ge— 
jhmifter) herrühren; fodann nicht blos die ehelichen, fondern unter der Vor— 
ausjegung, daß die Vaterfchaft durch Anerfenntniß oder civilgerichtliches Urtheil 
feftgejtellt ift, auch die außerehelichen Kinder eines Vaters ohne Rückſicht dar- 
auf, ob fie diejelbe oder verfchiedene Mütter haben. — 

3. Die Vorschrift des vorftehenden Artifel3 bringt es von ſelbſt mit fich, 
daß der Strafrichter in dem Falle, wenn ein durch den Vater begründetes 
außereheliches Berwandtichaftsverhältnig in Frage ift, die materielle Eri- 
ftenz diefer Verwandtichaft niemals zum Gegenftande feiner Unterfuhung zu 
machen, jondern vielmehr immer blos darnach zu forjchen hat, ob ein rechts— 
giltiges Anerkenntniß oder ein civilgerichtliches Urtheil über die außer- 
ehelihe Baterfchaft vorliegt; eine Unterfuchung über die Frage der Pa- 
ternität wäre völlig zwedlos, weil das Strafgefeg grundfäglicd eine durch 
den Pater begründete außereheliche Vaterfchaft nur in dem Falle als vor- 
handen annimmt, menn die Verwandtſchaft durch Anerkenntniß oder durch 
ciwilgerichtliches Urtheil feftgeftellt ift, und ohne das Vorhandenfein einer die- 
fer beiden Vorausfegungen eine folche VBerwandtichaft jelbft dann, wenn die 
Baterfchaft mit vollfter Gemißheit nachgewieſen werden fann, dennoch als nicht 
bejtehend erachtet. — Ganz anders verhält es fich dagegen in dem alle, 
wenn eim eheliches oder ein durch die Mutter begründetes außereheliches 
Verwandtichaftsverhältnig beftritten oder zweifelhaft if. Zwar wird es im 
einem ſolchen Falle bei der offenbaren Gleichheit des gefeglichen Grundes 
feinem Bedenfen unterliegen können, daß hier ebenfo wie bei der durch den 
Vater begründeten außerehelichen Verwandtichaft der Strafrichter ohne weitere 
Unterfuchung die VBerwandtichaft fofort als beftehend annehmen muß, wenn 
ein rechtsgiltiges Anerfenntniß von Seiten der dieſelbe vermittelnden Perjon 
vder ein ciwilgerichtliches Urtheil darüber vorliegt. Iſt aber dieſe Voraus: 
feßung nicht gegeben, jo muß der Strafrichter die materielle Eriftenz der in 
Frage ftehenden Verwandtſchaft unterfuchen, d. h. er muß die nöthigen that- 
jächlichen Erhebungen pflegen, und auf Grund derjelben unter Berüdjichtigung 
der einfchlagenden Beſtimmungen des maßgebenden Civilrechts prüfen, ob die 
Berwandtichaft als beftehend zu erachten ift oder nicht. Denn da die eheliche 
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und die durch die Mutter begründete außereheliche Verwandtſchaft nicht blos, 
wie dieß bei der durch den Vater begründeten außerehelichen Verwandtichaft 
der Fall ift, bei dem VBorhandenfein einer beftimmten formellen Vorausfegung, 
fondern unter allen Umftänden in Betracht zu ziehen ift, jo hat der Straf: 
richter über deren Beftehen gerade jo wie über jeden andern auf den That: 
beftand bezüglichen Umſtand zu urtheilen. — 

4) Im vorftehenden Artikel ift beftimmt, inwieweit das Gefeg da, mo 
e3 von Verwandten ſpricht, hierunter auc die außerehelichen Berwandten 
begreift; dagegen enthält das Geſetzbuch weder hier noch an einer anderen 
Stelle eine Beftimmung darüber, ob da, wo von Verjhwägerten die Rede 
ift, hierunter blos die eheliche oder auch die durch außerehelihe Concunbenz 
begründete Schwägerjchaft begriffen if. Gerade dieſes Stillichmweigen des 
Gejeges in der angegebenen Beziehung fett es aber außer Zweifel, daß das- 
jelbe, wenn es von Berjchwägerten jpriht, blos allein die eheliche 
Schwägerjchaft berüdfichtigt haben will; denn wenn das Gejeß die durch 
außereheliche Concumbenz begründete Schwägerjchaft der ehelichen ganz und 
gar oder in gemifjer Beziehung gleich gejtellt wifjen mwollte, jo würde es dies 
ficherlich in ähnlicher Weife, wie dies bezüglid der außerehelichen Berwandt- 
ſchaft geichehen ift, ausdrüdlich ausgefprochen haben, zumal e3 hiezu um fo 
mehr veranlaßt gemejen wäre, da befanntlih nur das canonifche Recht und 
einige Particulargejeggebungen (3. B. das bayerifche Landrecht Thl. J. Cap. 4, 
8. 6Nr. 9, Cap. 6, 8. 9 Nr. 4) durch außereheliche Concumbenz ein Schwäger— 
Ichaftsverhältniß zwifchen dem einen Concumbenten und den Blutsverwandten 
des andern für begründet erachten, wogegen dem römischen Rechte ein ſolches 
Schmwägerjchaftsverhältuiß ganz und gar fremd ift. — Demgemäß ift aljo 
überall, wo das Gejeg von Berjchwägerten jpricht, hierunter blos die durch 
die Ehe begründete Schwägerjchaft zu verftehen. — 


Art. 8. 


Mit dem Ausdrucke „Preßerzeugniß“ bezeichnet das Geſetzbuch nicht 
nur Druckſchriften jeder Gattung, jondern auch Bilder, Kupferftiche, 
Lithographien, Holzfchnitte und überhaupt alle Arten finnlicher Dar- 
ftellungen oder Mittheilungen an das Publifum, welche in einer zur 
Vervielfältigung auf mechanifchem oder chemifchem Wege geeigneten Weife 
angefertigt find. 

Was das gegenwärtige Gejeßbuch von Preßerzeugniſſen vorjchreibt, 
gilt auch von ſolchen Schriften und finnlichen Darftellungen, welche zwar 
nicht in einer zur Vervielfältigung auf mecbanifchem oder chemifchem 
Wege geeigneten Weiſe angefertigt find, aber öffentlich ausgeftellt, auf- 
gelegt oder angejchlagen oder zum Zwecke der Verbreitung oder Befannt- 
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machung im Publikum an mehrere Perfonen verfauft, verſchenkt, vertheilt, 
verjendet oder umbergetragen werden. 

Entw. von 1855 Art. 9; Gefeßg. Ausich. Verb. von 185658 der Abg. K. Bd. J. 
S. 14, 81, der Reiher. 8. Beil. Bd. 5.27, Prot. Bd. S. 71, Entw. v. 1860 Art. 8; 
Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. S. 129, 283, Abtb. I. 5.4, 
197, der Reihsr. K. Beil. Bd. S. 3 Prot. Bo. 1. ©. 8. . 


Nach der bisher beftehenden Geſetzgebung maren diejenigen ftrafbaren 
Handlungen, welche mittel3 der Preffe verübt wurden, in einem Specials» 
gejeße, nämlich in dem Gefege vom 17. März 1850, den Schuß gegen 
den Mißbraud der Prefje betreffend, befonders behandelt. Dffenbar war 
aber fein genügender Grund gegeben, dieſes Berhältnig auch bei der 
Einführung eines neuen allgemeinen Strafgeſetzbuchs fortdauern zu laffen; 
denn einerfeit3 find die durch die Prefje verübten ftrafbaren Handlungen 
durchgängig folche, welche ohnedies in dem allgemeinen Strafgefegbuche ihre 
Stelle finden müſſen, und zeichnen fich diefelben vor den auf andere Weife 
begangenen ftrafbaren Handlungen nur allein durch die befonders gefährliche 
Form ihrer Berübung aus, und andererfeitS erfcheint e3 jedenfall® weit zmed- 
mäßiger, wenn in jenen wenigen Punkten, in welchen die Natur der durch 
die Prefje verübten Reate Abweichungen von den allgemeinen Borjchriften 
über ftrafbare Handlungen nothwendig macht, die desfallfigen bejonderen Be- 
ftinmungen fofort in dem allgemeinen Strafgefegbuche ſelbſt enthalten find, 
— Aus den voraufgeführten Gründen wurden durch Art. 2 Ziff. 3 des 
Einführungsgefeges zum Straf» und Polizeiftrafgefeßbuche jene Beftinnmungen 
des Gejeges vom 17. März 1850 zum Schuge gegen den Mißbrauch der 
Preffe, welche dem eigentlichen Strafgebiete angehören, außer Wirkjamfeit 
gejegt, und fallen ſomit nunmehr die durch die Preſſe verübten ftrafbaren 
Neate unter das allgemeine Strafgefeg. Mit Rückſicht hierauf erfchien es 
aber auch nothwendig, eine Beitimmung darüber in das allgemeine Straf: 
gejeß aufzunehmen, welche Producte als ein „Preßerzeugniß“ im Sinne 
des Geſetzes erſcheinen. — 

1) Nah Maßgabe der im erjten Abjage des vorftehenden Artifel3 ent- 
haltenen Beftimmung fallen im Gebiete des Strafrechts unter den Begriff 
eine „Preßerzeugniſſes“ nicht blos die eigentlichen fogenannten Drud- 
jhriften, fondern überhaupt alle Erzeugniſſe des Geiftes und der 
bildenden Kunft (iterarifche und artiftifche Werke), wenn diejelben auf 
einem von den vielen mehanijchen oder hemifchen Wegen, auf welchen 
nach dem jeweiligen Stande der Technik die Vervielfältigung der Producte 
des Geiftes und der bildenden Kunft zu gefchehen pflegt, angefertigt 
worden find. — 

. Böllig gleichgültig iſt es hienah, welches mechanische oder chemifche 
Mittel benützt wurde, ob aljo die Anfertigung durch die eigentliche (Druder-) 
Preſſe, oder ob fie durch Steindrud, Holzdruck, Metalldrud, Photographie, 
Daguerreotypie oder durch was immer für eine Art der Abdrüdung, Abpräg- 
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ung oder Abformung, welche der Fortfchritt der Zeit bereits erfunden hat 
oder noch erfinden wird, erfolgt ift. In. gleicher Weife kann ferner die 
Eigenjchaft eines Productes als Preßerzeugniß jelbftverftändlih nicht davon 
abhängen, ob wirflic eine größere Anzahl von Exemplaren oder ob vielleicht 
erft nur ein einziges Exemplar abgedrudt oder abgeformt worden ift; viel 
mehr erfcheint immer mur allein der Umftand als entjcheidend, ob die An— 
fertigung des einzelnen in Frage ftehenden Productes auf einem ſolchen 
mehanifchen oder chemiſchen Wege, welcher eine unbeftimmte Verviel- 
fältigung ermöglicht, vorgenommen worden ift. — 

2) Im zweiten Abjage des vorjtehenden Artikels ift beftimmt, daß den 
Preßerzeugnifien unter gewiſſen Borausjegungen auch ſolche Schriften und 
finnliche Darftellungen, welche nicht in einer zur Vervielfältigung auf mechani— 
ſchem oder chemiſchem Wege geeigneten Weiſe angefertigt find, gleich geachtet 
werden follen. Es find dieß nämlich: 

a. Schriften und finnliche Darftellungen, welche öffentlich ausgeftellt, 
aufgelegt oder angeſchlagen werden. Hier ift nämlich die gewählte Form der 
Beröffentlihung bei dem Umftande, daß auf folche Weife gleichfall3 fofort eine 
vielfältige Verbreitung des Inhalts einer Schrift oder finnlichen Darftellung 
bewirft werden fann, nicht minder gefährlich, als bei den Preßerzeugniffen 
jelbft, und erjcheint es aus dieſer Nüdficht nothwendig, die auf die ange- 
gebene Art verübten Reate den durch die Prefie felbit verübten gleichzuftellen. 
— Was den hier und an vielen andern Stellen des Geſetzbuchs gebrauchten 
Ausdrud „öffentlich“ anlangt, jo erjcheint e8 von Wichtigkeit, demſelben 
feine andere Bedeutung zu unterjtellen, als ihm in Uebereinftimmung mit dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauche wirklich zukommt. Nach der richtigen Auffaffung 
ift nämlich für den Begriff der Deffentlichfeit nur allein die Art und Weije 
der Vornahme einer Handlung entjcheidend ; öffentlich gejchehen ift eine Hand- 
lung dann, wenn fie in einer folhen Art und Weife vorgenommen wurde, 
daß fie von unbeftimmt welchen und wie vielen PBerfonen wahrgenommen 
werden fonnte; ift diefe VBorausfegung nicht gegeben, fonnte ein Handlung 
nad) der Art und Weife ihrer Vornahme nur von gewiſſen jpeciell 
dazu bejtimmten Perjonen wahrgenommen werden, jo liegt das Moment 
der Deffentlichfeit niemal8 vor. — Nach der vorftehenden Erklärung ift alfo 
por Allen das Wort „öffentlich“ feineswegs gleichbedeutend mit dem Aus— 
drude „an einem öffentlichen Orte”, und wäre vielmehr eine ſolche Auf- 
fafjung der Bedeutung des Ausdrudes „öffentlih” auf der einen Seite viel 
zu eng, auf der andern Seite wieder viel zu weit. So muß 3. B. einer- 
jeits in dem Falle, wenn Jemand in dem nicht gejchlofjenen Vorhofe feines 
Haufes, in welchen jeder zufällig Vorübergehende eintreten kann, eine Hand» 
zeichnung oder ein gejchriebenes Plafat in einer Weife anheftet oder an einem 
in den Vorhof gehenden Fenfter ausftellt, daß Jedem, welcher in den Vor— 
hof hineingeht, die Einficht offenfteht, zweifellos das Moment der Deffent- 
lichkeit al8 gegeben erachtet werden, wiewohl hier der Ort, wo der Anfchlag 
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beziehungsmweife die Ausstellung erfolgt ift, offenbar fein öffentlicher Ort ge- 
wejen ift. Auf der andern Seite wird dagegen z. B. dann, wenn mehrere 
Perjonen an einem öffentlichen Beluftigungsorte an einem Tiſche beifammen- 
figen, und einer von ihnen ein Spottgemälde lediglich zu ihrer Einſicht 
und ohne daß es auch von anderen Perfonen gejehen merden fann, am 
Tiſche cireuliren läßt, gewiß troß des Umpftandes, daß der Vorgang jih an 
einem öffentlichen Orte ereignete, Niemand behaupten fünnen, das fragliche 
Spottgemälde fei öffentlich aufgelegt gewejen. Aus dieſen Beijpielen läßt 
fi deutlich erkennen, daß nicht der Ort, wo, fondern vielmehr die Art, 
wie eine Handlung vorgenommen wird, den Begriff der Deffentlichfeit be- 
ftimmt. — Nicht minder erfcheint aber auch für den Begriff der Deffentlid- 
feit der Umftand als unmejentlih, ob die Handlung wirklich von andern 
Perfonen wahrgenommen wurde oder nicht; es wird vielmehr die Deffent- 
lichfeit jchon durch die bloſe Möglichkeit begründet, daß die Handlung nad) 
der Art ihrer Vornahme von unbeftimmt welchen Perſonen - wahrgenommen 
werden fonnte, mag dieß nun in der That gefchehen oder aus zufälligen 
Urſachen unterblieben fein. — Deshalb bedient fich denn auch das Geſetz 
in jenen Fällen, in welchen es neben der öffentlichen Vornahme der Hand- 
(ung auch noch die wirkliche Anmwejenheit anderer Perfonen verlangt, des 
Ausdruds „öffentlich in Gegenwart Mehrerer,“ oder „öffentlich vor einer 
Menſchenmenge,“ wie dieß die Art. 57, 118, 119, 122, 159 x. x. deutlich 
darthun. 

b. Weiter ftellt das Gejeg den Preßerzeugnifien auch ſolche Schriften 
und finnliche Darftellungen gleich, welche zum Zwede der Verbreitung 
oder Befanntmahung im Publifum an mehrere Perfonen verianft, 
verjchenft, vertheilt, verfendet oder umhergetragen werden. Dieſe Gleichſtell— 
ung ift durch die Erwägung hervorgerufen, daß in dem Falle, wenn eine 
Schrift verbrecheriichen Inhalts in vielen Exemplaren gejchrieben und ver- 
theilt oder wen auch nur ein einziges Exemplar davon als Eircular umher— 
getragen wird, die Form der Verübung der ftrafbaren That nicht minder 
jtrafbar wie bei einem Preßerzeugniffe jelbft ift, da auf die angegebene Weife 
gleichfall3 eine ebenjo ſchnelle und leichte Verbreitung des verbrecherijchen 
Inhaltes der Schrift wie dies durch die Prefje möglich ift, bewirkt werden 
kann. — 

Wohl zu beachten ift übrigens, daß das Berfaufen, Umbertragen 
x. ꝛc. immer zum Zwede der Verbreitung oder Befanntmahung 
im Publikum gejchehen fein muß; es muß. die Abficht einer allgemeinen 
Beröffentlihung vorhanden gewefen fein. Durch diefe ausdrücdliche Be— 
ftimmung wird einer allzumeiten nicht fachgemäßen Ausdehnung der bezeich- 
neten Gleichjtellung vorgebeugt, und kann hienach z. B. in dem Falle, wenn 
Jemand eine Schrift blos bei einigen feiner Freunde umherträgt und fie 
denfelben zum Yejen gibt, die Vorſchrift des zweiten Abſatzes des vorftehen- 
den Artifel3 offenbar Feine Anmendung finden, da hier die obwaltenden Um— 
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ftände es außer Zmeifel ftellen, daß der Thäter die Abficht einer allgemeinen 
Beröffentlihung der Schrift im Publikum nicht gehabt hat. 

Das Geſetz verlangt ferner, daß die Bertheilung, Umbertragung x. ꝛc. 
an mehrere Perjonen ftattgefunden haben müfle, und fragt es ſich deshalb, 
was das Gefeg unter „mehreren Berfonen“ verfteht? Zieht man vorerft Parallel- 
ftellen des Geſetzbuchs in Betracht, fo findet man, daß an manchen Stellen 
der Ausdruf „mehrere Perſonen“ im Gegenfage zu einer Perjon gebraucht 
ift; dieß ift 3. DB. nad dem ganzen Zufammenhange zmeifellos der Fall in 
den Art. 52, 66, 89 ꝛc. x., gleichmie auch im Art. 84 der Ausdrud 
„mehrere Berbrechen, mehrere Strafgejege” einem einzigen Verbrechen, einem 
einzigen Strafgejege gegenüberfteht. An andern Stellen des Geſetzbuchs ift 
dagegen der Ausdrud „mehrere“ auch im egenhalte zu zwei oder felbft zu 
drei Perjonen gebraucht; dies ift 3. B. der Fall in den Art. 103, 234, 
Ziff. 3, wo das Gefeb von „zwei oder mehreren Perfonen“ und im Art. 274, 
Ziff. 5 und Art. 301, Ziff. 3, wo daffelbe von „drei oder mehreren Per— 
fonen“ ſpricht. Unter diefen Verhältniſſen läßt fih ein ficherer Schluß, 
welche Bedeutung das Geſetz dem Ausdrude „mehrere Perſonen“ da, 
wo nicht der gauze Zufammenhang an fich feinen Zmeifel dariiber zuläßt, 
beigelegt wifjen will, aus den Parallelftellen des Geſetzbuchs nicht ziehen. — 
Geht man aber auf die Entftehungsgefchichte des Geſetzbuchs zurüd, fo findet 
man in diefer Beziehung, daß im Gefegentwurfe vom Fahre 1855 die allge- 
meine Beſtimmung enthalten war, daß da, mo ſich das Geſetzbuch des Aus— 
dDrudes „Mehrere” bedient, die Zahl von Zweien genüge. Allein in den 
Sejetgebungsausihüfien beider Kammern wurde für gut befunden, diefe Be— 
ſtimmung hinmwegzulafien,!) weil eine jolche durchgreifende allgemeine Definition 
des Wortes „Mehrere” Leicht in einzelnen Fällen nicht pafjen könne und es 
deshalb zwedmäßiger jei, im der angegebenen Beztehung da, wo nicht be- 
fondere Gründe eine Specialbeftimmung nothwendig machen, das richterliche 
Ermefjen walten zu laffen; dem entjprechend wurde dann im dem neuen 
Gefegentwurfe vom Jahre 1860 eine desfallfige Beftimmung nicht mehr auf- 
genommen. — Mit Rücdficht hierauf kann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß nicht allein in dem hier im Frage ftehenden Falle, jondern überhaupt 
überall da, wo fich nicht aus dem ganzen Zufammenhange eine bejtimmte 
Bedeutung des Wortes „mehrere Perſonen“ ganz flar entnehmen läßt, die 
Beurtheilung darüber, ob jchon zwei Perfonen als „Mehrere“ im Sinne des 
Geſetzes zu betrachten, oder ob mehr als zwei hiezu erforderlich find, dem 
freien rihterlihen Ermeſſen unter Berüdjichtigung der Umftände des 
concreten Falles überlaſſen iſt. 


N) Bergl. Art. 7 des Eniwurfs von 1855; Geſetzg.-Ausſch. Verhandl.” von 
1856/58. der Abg. 8. Bo. J. ©. 14, 80, der Reichsr. 8. Beil. Bd. ©. 26, Prot. 
Bd. ©. 66. 


Anwendung des Geſetzbuchs. Art. 9. 75 


3) Die im zweiten Abſatze des vorftehenden Artifel3 bezeichneten 
Schriften und finnlihen Darftellungen find den Preßerzeugnifien injoferne an 
die Seite gejtellt, al8 das gegenwärtige Geſetzbuch Vorſchriften über 
Preßerzeugniffe enthält; demzufolge müſſen nicht blos die eigentlichen Straf: 
beftimmungen des Gejegbuch bezüglich der durch die Preſſe verüibten Neate, 
fondern insbejondere aucd die Specialbeſtimmungen, welche der unten folgende 
Art. 94 über die Verjährungsfriſt der gerichtlichen Verfolgung derjelben auf- 
ftellt, auf jolhe Schriften und finnliche Darjtellungen gleichfalls Anwendung 
finden. Dagegen erjtredt ſich die Wirkſamkeit diefer Gleichjtellung in feiner 
Beziehung über das gegenwärtige Geſetzbuch hinaus; es erſcheint demgemäß 
einerjeitS die Anmendbarfeit der jogenannten preßpolizeilihen Beſtimmungen, 
welche in den nicht aufgehobenen Artikeln des Geſetzes vom 17. März 1850, 
den Schuß gegen den Mißbrauch der Preſſe betreffend, enthalten find, auf 
die erwähnten Schriften und finnlihen Darftellungen ausgejchloffen, und 
andererſeits kaun es auch feinem Zweifel unterliegen, daß die Abur- 
theilung der auf diefe Weife verübten Vergehen nicht dur die Schwur— 
gerichte, wie dieß bei den wirflih duch die Preſſe verübten Vergehen in 
Gemäßheit der Beitimmung des $. 6 des Edictes über die Freiheit der 
Preſſe und des Buchhandels vom 4. Juni 1848 der Fall ift, jondern durch 
die gewöhnlichen zur Aburtheilung der — zuſtändigen Gerichte zu ge— 
ſchehen hat. 


Art. 9. 


Mit dem Ausdrufe „Inland, Inländer“ bezeichnet das Geſetzbuch 
dad Königreich Bayern und die bayerijhen Staatsangehörigen ; unter 
der Benennung „Ausland, Ausländer” find alle übrigen Staaten und 
deren Angehörige verftanden. 


Entw. von 1855 Art. 8; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 14, 80, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 29, Prot. Bd. ©. 74; Entw. von 
1860 Art. 9; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 ber Abg. K. Abth. II. ©. 4, der 
Reihsr. K. Beil. Bd. S. 4, Brot. Bo. J. € 

Zur Vermeidung von Mißverftändniffen ift im vorftehenden Artifel aus- 
drüclich beftimmt, daß im Sinne des Strafgefegbuches unter Inland nur 
das Königreih Bayern nad) feinen geographifchen Grenzen, und unter In— 
ländern nur die bayerijhen Staatsangehörigen zu verjtehen jeien, 
wogegen der Ausdruf Ausland und Ausländer ale übrigen ſowohl 
deutſchen als außerdeutſchen Staaten und deren Angehörige umfaßt. Die 
Aufnahme diefer ſich eigentlih von ſelbſt verftehenden Beltimmung in das 
Strafgejegbuh) wurde aus dem Grunde für nothwendig erachtet, weil in 
einem der vaterländifchen Gejege, nämlich im Gefege vom 24. Juli 1850, 
die Einführung der deutjchen Wechjelordnung betreffend, die Worte „Inland“ 
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und „Inländer“ in einer andern als ber hier angegebenen Bedeutung ge- 
braucht find. — 

Wer al3 bayerischer Staatsangehöriger anzufehen ift, muß, wenn fich 
in einzelnen Fällen Zweifel darüber ergeben, nad) den einfchlägigen Beſtimm— 
ungen der bayerifchen Berfaffungsurfunde Titel IV. 8. 1 und der erften 
Beilage hiezu, das Edict über das Indigenat betreffend, bemefjen werben ; 
aus den desfallfigen Beftimmungen ift namentlich zu entnehmen, daß bloße 
Forenſen, welche ſich nicht im Befige des bayerischen Indigenats befinden, 
nicht zu den bayerifchen Staatsangehörigen gehören und alfo auch niemals 
als Inländer erachtet werden fünnen. Vgl. die SS. 13 u. 15 des erwähn- 
ten Edictes über das Indigenat. 


Art. 10. 
Otrafbare Ganı- Inländer unterliegen den Beftimmungen der bayerifchen 
lungen ber In- ; : 
fänder. Strafgeſetze wegen aller von ihnen im In- oder Auslande 


verübten ftrafbaren Handlungen. 

Wenn jedoch ein bayerifcher Staatdangehöriger im Aus- 
lande eine durch die bayerifchen Strafgefeße als ftrafbar 
bezeichnete Handlung verübt hat, welche nach den Geſetzen 
ded Ortes der begangenen That nicht mit Strafe bedroht 
ift, fo foll eine gerichtliche Verfolgung nur dann ftattfin- 
den, wenn die Handlung entweder abfichtlich, um das baye- 
rifche Strafgefeß zu umgehen, außerhalb der Landesgrenzen 
vorgenommen worden ift oder wenn fie gegen den König, 
den bayerifchen Staat oder einen Angehörigen deſſelben ge— 
richtet war. 

Entw. von 1855 Art. 105 Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 15, 84, der Reichs. K. Beil. Bd. ©. 29, Prot. Bd. ©. 85; Entw. von 


1860 Art. 10; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 130, 
283 Abth. I. ©. 4, 197, der Reiher. K. Prot. Bd. I. ©. 18, 


Art. 11. 


Kein Inländer darf einer ausländifchen Behörde wegen einer ftraf- 
baren Handlung zur gerichtlichen Verfolgung oder Beftrafung ausgelie- 
fert werden. 

Entw. von 1855 Art. 115 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. 1. ©. 15, 84, der Neiher. K. Beil. Bd. ©. 31, Prot. Bd. ©. 90; Entw. von 
1860 Art. 11; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860,61 der Abg. K. Abth.II. ©. 4, der 
Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 13, 


Art. 12. 


— Dante Ausländer werden — foweit nicht Staatöverträge oder 
lungen ter Aus» . 


iander. die Erundſätze des Völkerrechts ein Anderes beſtimmen — 
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nach den Vöorfchriften der bayerifchen Strafgefeße beftraft, 
wenn fie entweder im Inlande eine ftrafbare Handlung 
begangen oder außerhalb der bayerischen Landesgrenzen fich 
einer folchen gegen den König, den bayerifchen Staat oder 
einen Angehörigen deſſelben jchuldig gemacht Haben. 

Entw. von 1855 Art. 12; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. 8. 
Bd. I. S. 16, 87, der Reichs. K. Beil. Bd. ©. 32, Prot. Bd. S. 9; Entw. von 
1860 Art. 12, Geſetzg. Ausjch. Verb. von 1860.61 der Abg. K. Abtb. II. S. 4, 
der Reihsr. 8. Prot. Bd. I. ©. 13. 

Eine ſehr verjchiedenartige Beantwortung hat von jeher ſowohl in der 
Doctrin, wie auch in den einzelnen Strafgefeggebungen die Frage gefunden, 
wie weit fi) der Umfang der Wirkſamkeit der Strafgejege eines 
Staates zu erjtreden habe? Im diefer Beziehung laffen ſich nämlich mit 
Nüdfiht auf die Verfchiedenheit der ftaatsbürgerlihen Berhältniffe 
jener Perſonen, welche den Strafgejegen zumiderhandeln, ſowie mit Rück— 
ficht auf die Verfchiedenheit des Staatsgebietes, im welchem diefe Zu- 
widerhandlungen begangen werden, nad der Natur der Sache vier Fälle 
unterſcheiden: 


1) Strafbare Handlungen der Inländer im Inlande, 
2) Strafbare Handlungen der Inländer im Auslande, 
3) Strafbare Handlungen der Ausländer im Inlande, 
4) Strafbare Handlungen der Ausländer im Auslande. 


Offenbar erſcheint es nun als das Einfachſte und Richtigſte, wenn man 
bei Entſcheidung der Frage, inwieweit in den vier aufgeführten Fällen die 
Strafgeſetze eines Staates Anwendung zu finden haben, den territorialen 
Standpunkt zu Grunde legt, d. h. wenn man von dem leitenden Prin— 
cipe ausgeht, daß jede im Inlande begangene ſtrafbare Handlung — ohne 
alle Rückſicht auf die Perſönlichkeit des Thäters und das Object der That 
— von den inländiſchen Gerichten nach den inländiſchen Strafgeſetzen, da— 
gegen jede im Auslande begangene — ebenfalls ohne irgend eine Rückſicht 
der bezeichneten Art — von den ausländijchen Oerichten nad) den aus- 
ländifchen Strafgefegen abzuurtheilen ift; und es muß dieſes Princip um fo 
mehr als das richtige erfannt und feftgehalten werden, da das forum delieti 
commissi den völkerrechtlich anerkannten ordentlichen und in der Negel jedem 
andern vorgehenden Gerichtsſtand in Criminalfachen bildet, welcher Gerichts- 
ftand felbftverftändlich auch die Anwendung der am nämlichen Orte geltenden 
Strafgefege in feinem Gefolgg, hat. — 

Die in den Art. 10 und 12 enthaltenen Vorjchriften dieſes Geſetz⸗ 
buchs laſſen erfennen, daß auch in der vaterländifchen Strafgefeßgebung das 
Princip der Territorialität den leitenden Grundgedanken bildet. 
Nur erleidet dieſes Princip in jeiner Durchführung einige Modificationen, 
welche theils durch das Neht und die Pflicht des Staates, ſich und die 


73 Strafbare Handlungen der Anländer und ber Ausländer. Art. 10—12. 


Seinigen gegen verbrecherifche Angriffe von außen her zu ſchützen, theils aber 
auch durch den im Art. 11 ausgefprochenen Grundſatz, 

„daß fein Inländer einer ausländifhen Behörde wegen 

einer ftrafbaren Handlung zur gerihtlihen Berfolgung oder 

Beftrafung ausgeliefert werden darf“, 
geboten find. 

Diefer Grundfag der Nichtauslieferung von bayerischen Unterthanen an aus- 
wärtige Staaten beftand in Bayern auch ſchon unter der Herrfchaft der früheren 
Strafgefeßgebung und fteht derjelbe heutzutage überhaupt bei allen civilifirten 
Staaten feft; er ift ein Ausflug des Staatsrecht3 und findet feine Begründ- 
ung darin, weil die Auslieferung eines Staatsangehörigen von Seiten der 
inländijchen Staatsgewalt an das Ausland mit der Souveränität des Staates 
nicht vereinbar ift. Ausnahmen von diefem Grundſatze gibt es nicht umd 
find ſolche ſchon aus dem Grunde nicht zuläffig, weil jede Außerachtlaſſung 
de3 Orundfages zugleich die Souveränität des Staates beeinträchtigen würde. 
— In der Natur der Sache liegt es aber, daß der angeführte Grundjag 
eine bedeutende Wirfung auf die gejeglichen Borfchriften über die Anwendung 
der bayerifchen Strafgefege auf die von Inländern im Auslande begamngenen 
ftrafbaren Handlungen äußern muß und daß hiedurch eine Modification des 
TerritorialitätSprincips in der angegebenen Beziehung nothmendig wird. — 

Im Einzelnen muß nun bei der Erörterung der vorftehenden Artifel 


I: 
vor Allem näher ins Auge gefaßt werden, inwieweit in jedem der oben an— 
gegebenen vier möglichen Fälle eine Beftrafung des Uebelthäters in Bayern 
nah Maßgabe der gefeglichen Beſtimmungen überhaupt einzutreten hat. 


1) Strafbare Handlungen der Inländer im Inlande. 


Diefer Fall bedarf Feiner weiteren Erläuterung; denn da die bayerifchen 
Strafgeſetze zunächſt für das bayeriſche Staatsgebiet und für die bayerifchen Staats— 
angehörigen gegeben find, jo verjteht es ſich von jelbjt, daß die Inländer 
wegen aller von ihnen im Inlande begangenen ftrafbaren Handlungen, mögen 
diefelben mun gegen In- oder Ausländer, gegen den in- oder ausländifchen 
Staat gerichtet fein, den Beitimmungen der bayerijchen Strafgefege 
unterworfen find. MUebrigens muß hiebet darauf aufmerkſam gemacht werden, 
daß die Beftimmungen des vorwürfigen allgemeinen Strafgejegbuchs auf 
bayerifhe Militärperfonen felbjtverftändlih nur inſoweit Anwendung 
finden fönnen, al3 nicht die fpeciellen Militärggjege etwas Anderes beſtimmen; 
dieß ift auch im Einführungsgefege zum Straf und Polizeiftvafgefegbuche aus— 
drücklich ausgefprochen, indem bdortfelbjt im Art. 3 Ziff. 5 vorgejchrieben 
ift, daß alle zu Recht beftehenden Gefege und Verordnungen, welche die Be— 
ftrafung militärifcher Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen betreffen, auf: 
recht erhalten bleiben. : ’ 
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2) Strafbare Handlungen der Inländer im Auslande. 

Da nah Art. 11 Inländer einer ausländischen Behörde zur Beftrafung 
nicht ausgeliefert werden dürfen, jo würden diefelben nach dem Territorialitätd- 
principe wegen der von ihnen im Auslande verübten jtrafbaren Handlungen, 
falls es nicht den ausländischen Behörden gelingt, fie vor ihrer Rückkehr 
nach Bayern aufzugreifen, ganz ftraflos bleiben. Dieß würde aber nicht nur 
der Gerechtigkeit und der Sicherheit des eigenen Staates zuwider fein, ſon— 
dern auch den Rückſichten widerjtreiten, welche fi die Staaten gegenfeitig 
einander jchuldig find. Hieraus ergibt fi von jelbft die Nothwendigfeit, 
hinfichtlih der von Fnländern im Auslande verübten jtrafbaren Handlungen 
das Territorialitätsprincip zu verlafen und die Inländer dieſerhalb ſelbſt 
zur Rechenfchaft zu ziehen; und es wird dieß auch noch durch die weitere 
Erwägung gerechtfertigt, daß durch den zeitmeijen Aufenthalt eines bayerifchen 
Staatsangehörigen im Auslande defjen Berhältniß zum bayerifchen Staate 
feine Aenderung erleidet und weder die Nechte noch auch die Pflichten des— 
jelben als bayerischer Unterthan hiedurch in irgend einer Weife alterirt 
werden. — 

Mit Rücficht hierauf ftellt das Gefeg im Art. 10 Abf. 1 den Grund- 
jaß auf, daß die Inländer auch wegen der von ihnen im Auslande verübten 
ftrafbaren Handlungen den Beitimmungen der bayerijhen Strafgejege 
unterliegen. Dabei wird die Vorfchrift des unten folgenden Art. 13 
zeigen, daß der bayerifhe Staat durch die Aufftellung diefes Grundſatzes 
dem Grundgedanken des Territorialitätsprincips, daß jeder Staat das Recht 
habe, die in feinem Gebiete von wen immer verübten ftrafbaren Handlungen 
nach feinen Gefegen zu ftrafen, keineswegs entgegentritt, fondern vielmehr 
au das Hecht der ausländifchen Staaten, die von bayerifchen Unterthanen 
in ihrem Gebiete begangenen ftrafbaren Handlungen nad ihren Gefegen zu 
ftrafen, in vollem Maaße anerkennt. 

Der voraufgeführte Grundfag erleidet jedoch eine Ausnahme in dem 
Falle, wenn die im Auslande begangene Handlung nad den Gejegen des 
forum delieti commissi mit gar feiner Strafe bedroht ift. 

In einem folchen Falle darf gemäß der Vorſchrift des Art. 10 Abi. 2 
der Inländer wegen der im Auslande begangenen Handlung in der Regel 
in Bayern nicht verfolgt werden. Der Gefeßgeber erachtet es nämlich überhaupt 
nicht für angemefjen, Handlungen, welche nach den Geſetzen des in ftrafrechtlicher 
Hinficht immmer zunächſt maßgebenden Ortes der That nicht unter Straf 
androhung verboten und alfo geſetzlich erlaubt find, ohne dringende Ver— 
anlafjung mit Strafe zu belegen. Und er trägt um fo weniger ein Beden— 
fen, die Nichtverfolgung ſolcher Handlungen als Regel aufzuftellen, als ohne— 
hin bei der Öleichartigfeit der Bildungsftufe jener Yänder, mit welchen Bayern 
vorzugsweife. in Berührung fommt, diejenigen Nechtsverlegungen, welche die 
ausländischen Gejetgebungen im Widerfpruche mit diefem Geſetzbuche gar nicht 
für ftrafbar erklären, jedenfalls nur in geringem Grade ftrafmürdig und ge— 
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fährlich fein werden. — Bei Prüfung der Frage, ob eine Handlung im 
Auslande mit Strafe bedroht ift, kann übrigens nur die objective Seite 
der Handlung, d. h. alfo der Umstand in Betracht fommen, ob die Handlung 
an fich genommen nach der ausländiichen Gejeßgebung objectiv rechtswidrig 
und als ftrafbar erklärt ift, ohne daß dabei irgendwie darauf Rückſicht ge 
nommen werden darf, ob allenfall3 Gründe vorhanden find, durch welche die 
Strafbarfeit oder die Strafverfolgung der Handlung in dem concreten 
Falle nad) der ausländischen Gefeßgebufg ausgejchloffen oder getilgt erjcheint. 
Denn nad dem Willen des Geſetzes jollen nur ſolche Handlungen der In— 
länder im Auslande feiner Verfolgung in Bayern unterliegen, welche am 
Orte der That erlaubt, durch feine Strafandrohung verboten find, welchen 
aljo mit andern Worten nach den dortigen Öejegen eine objective Rechts— 
widrigfeit überhaupt nicht innewohnt. Liegt dagegen einmal eine Hands 
lung vor, welche nad) den Gejegen des ausländijchen forum delicti commissi 
objectiv rechtswidrig erfcheint, fo fommt das ausländifche Strafgefeg gar nicht 
weiter in Betracht; vielmehr muß dann die fraglihe Handlung — wie unten 
sub II. näher erörtert werden wird — in jeder Beziehung, alfo auch be— 
züglih der Frage, ob die Strafbarfeit oder Strafverfolgung der Handlung 
im concreten Falle aus irgend einem Grunde ausgefchloffen oder getilgt ift, 
nah den bayerifchen Strafgejegen beurtheilt werden. — 

Segen wir aljo z. B. den Fall, daß die im Auslande begangene Haid» 
lung nad dem ausländifchen Strafgefege nur auf einen binnen beftimmter 
Frift zu ftellenden Antrag des Verlesten hin beftraft werden könnte, während 
nach bayerischen Gejegen Verfolgung von Amtswegen einzutreten hat, und 
daß ein Antrag des Berlegten auf Beftrafung des Schuldigen überhaupt 
nicht oder menigftens nicht innerhalb der gejeglichen Präckufivfrift geftellt 
wurde; oder daß die Beftrafung des Thäters wegen der von ihm verübten 
Handlung nad) der ausländifchen Gefeßgebung in Folge jugendlichen Alters 
oder in Folge feiner angebornen Taubftummheit ausgefchloffen wäre, während 
dieß nad) den bayerischen Geſetzen nicht der Fall ift; oder daß die Strafbarfeit 
der im Auslande verübten Handlung nach der kürzeren Berjährungsfrift des 
ausländiſchen Strafgefeges bereit3 verjährt wäre, während nad dem bayeris 
hen Strafgefege noch feine Verjährung vorliegt; — fo wird dem Vor— 
gejagten zufolge in allen drei voraufgefithrten Fällen der Inländer wegen 
der im Auslande verübten Handlung, fall3 diefelbe nur überhaupt nach dem 
ausländifchen Strafgefege objectiv rechtswidrig ift, in Bayern unbedenklich 
verfolgt und beftraft werden müſſen.) 

Die bisher erörterte Negel, daß der Inländer wegen der im Aus— 


2) Val. audy die Aeußerungen, welche in diefer Beziehung im Gejeßg. Ausſchuſſe 
der Abg. Kammer von 1856/58 (Bd. J. S. 91 und 92) bei der Berathung bes fol: 
genden Art. 13 von dem Referenten Dr. Weis und von dem Regierungscommiſſär 
Profeſſor Dr. Dollmann gemacht wurden. 
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lande verübten jtrafbaren Handlungen dann nicht beftraft werden darf, wenn 
die Handlung nad) den Gejegen des ausländifchen forum delieti commissi 
mit feiner Strafe bedroht ift,. erleidet jedoch in zwei Fällen eine Abweichung. 
Nah der Beitimmung des Art. 10, Abj. 2 muß nämlich eine Verfolgung 
de3 Inländers in Bayern wegen der von ihm im Auslande verübten Hand- 
lung, wenn fie gleih am Orte der That nicht mit Strafe bedroht ift, dennoch 
eintreten: 

a. wenn die Handlung in der Abjiht, das bayerijhe Straf- 
gejeß zu umgehen, im Auslande vorgenommen wurde, was 3. B. unter 
Umftänden beim Zweifampfe (Art. 162), bei der Verlegung fremder Geheim- 
niſſe (Art. 338) u. dgl. vorkommen kann, da diefe Handlungen nicht in 
allen ausländiichen Strafgejeggebungen mit Strafe bedroht find. Hier ift 
das Einfchreiten der inländifchen Strafgewalt nothwendig, um die Wiirde des 
Staates aufrecht zu halten, da der Staat eine abfichtliche Umgehung feiner 
Strafgejege nicht dulden kann. — 

b. wenn die Handlung gegen die Perfon des Königs oder gegen den 
bayerifhen Staat, oder gegen einen Angehörigen des bayerifchen 
Staates gerichtet war; denn in diefem Falle ift das Einfchreiten der inländi- 
ſchen Strafgewalt durch die Pflicht des Staates, fich felbft und die Seinigen 
zu fchligen, geboten. — Handlungen diefer Art find z. B. die Meajeftäts- 
beleidigung (Art. 121 und 122), der Hoch- und Yandesverrath (Art. 101 
und 110), alle fogenannten Privatverbrechen, inſoweit ein bayerifcher Staat$- 
angehöriger als der Verletzte oder Beſchädigte erfcheint x. ꝛc. — 

Bon jelbjt verjteht es fih, daß in dem Falle, wenn eine von eimem 
Inländer im Auslande begangene ftrafbare Handlung nicht ſchon wegen Vor— 
handenſeins einer der fo eben sub litt. a und b aufgeführten Gründe in 
Bayern gerichtlich verfolgt werden muß, und die Beichaffenheit der begangenen 
Handlung einen Zweifel darüber zuläßt, ob diefelbe nach den Geſetzen des 
forum delieti commissi mit Strafe bedroht jei, es nicht etwa dem Ange: 
ſchuldigten obliegt, den Nachweis darüber zu liefern, daß die fraglihe That 
am Drte der That nicht ftrafbar ift, fondern daß vielmehr der Richter 
über die Strafbarfeit der fraglichen Handlung fih von Amtswegen Gewißheit 
verfchaffen muß; und es kann dieß um fo weniger einem Bedenken unter- 
liegen, da das Geſetz die Zuläffigfeit der gerichtlihen Verfolgung des 
Inländers wegen der von ihm im Auslande verübten ftrafbaren Handlung 
davon abhängig macht, ob diefe Handlung nach den Gejegen des Ortes der 
That ftrafbar ift, das Vorhandenjein der gefeglihen VBorausfegungen zur ge 
richtlichen Verfolgung umd Beftrafung einer That aber immer von Amts— 
wegen geprüft und hergeftellt werden muß. 


3) Strafbare Handlungen der Ausländer im Inlande. 
Jedem Staate fteht nach dem Principe der Territorialität die Aus— 


übung der einen Ausflug der Staatshoheit bildenden Strafgemalt in dem 
Hocheder, Strafgeſetzbuch. I Br. 6 
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ganzen Umfange feines Gebietes zu. Der Staat kaun hienach alle innerhalb 
feines Territoriums vorkommenden NRechtsverlegungen ohne Rüdjicht auf die 
Perjönlichkeit des Thäters, ob jolcher ein Inländer oder Ausländer ift, zur 
Strafe ziehen. Denn aud) der Ausländer hat ſich mit jeinem Eintritte in 
das Inland ftilljchweigend den inländischen Strafgefegen unterworfen, da ihm 
nur unter der Vorausſetzung einer jolchen Unterwerfung der Eintritt und 
Aufentgalt im Inlande gejtattet wird. 


In Uebereinftimmung mit diefen heutzutage allgemein anerfannten Prin— 
cipien beſtimmt auch dieſes Gefegbuch, daß Ausländer wegen aller von ihnen 
in Bayern begangenen ftrafbaren Handlungen nad) den VBorjchriften der 
bayerijhen Strafgeſetze beftraft werden müſſen. 


Die voraufgeführte Gejegesbejtimmung erleidet jedoch durd die Grund- 
ſätze des Bölkerrechts eine mothwendige Einjchränfung. Nach diejen 
Grundjägen fünnen nämlich vor Allem jene Perſonen, denen das Necht 
der Erterritorialität zufteht, wegen der von ihnen in Bayern ver» 
übten jtrafbaren Handlungen von den bayerifchen Gerichten nicht verfolgt 
werden, weil diefe Perjonen ausnahmsweiſe auch während ihres Aufenthaltes 
in Bayern der Strafgewalt des bayerischen Staates nicht unterworfen find. 
Das Recht der Erterritorialität fteht aber zu den fremden Souveränen, 
welche vom bayerifchen Staate als ſolche anerkannt find; ferner den Gejandten 
ausmwärtiger Staaten; endlih den mit Einwilligung des Staates durch das 
Staatsgebiet durchmarjchirenden fremden Truppen. Dabei evjtredt ſich die 
Exterritorialität in den beiden erjten Beziehungen nicht blos auf die Perſon 
des Souveräus oder Geſandten allein, jondern auch auf die Mitglieder feiner 
Familie und fein gefammtes Gefolge, felbjt einfchlieglich der zur Dienerjchaft 
gehörigen Perfonen, infoweit diefelben Unterthanen des Staates find, welchem 
der Souverän oder Gejandte angehört. In gleicher Weife ericheint jodann 
durch die Grundſätze des Völkerrechts eine Beftrafung des Ausländers von 
Seiten der bayerischen Strafgemalt auch in dem Falle ausgefchloffen, wenn 
ein Solcher im Dienfte eines fremden Staates während eines zwijchen dieſem 
und dem bayerijchen Staate ausgebrochenen Krieges innerhalb der Grenzen 
des Kriegsgebrauchs Handlungen gegen den bayerischen Staat oder deſſen 
Angehörige vornimmt, welche zwar durch die bayerifchen Strafgefege mit 
Strafe bedroht, aber im Kriegszuſtande vwölferrechtlich erlaubt find. 


Abgejehen von den voraufgeführten durch” das Völkerrecht begründeten 
Einjchränfungen muß die Beſtimmung des Geſetzes, daß die Ausländer wegen 
aller von ihnen im Inlande begangenen ftrafbaren Handlungen nach den 
Vorſchriften der bayerischen Strafgefege zu beftrafen find, der Natur Der 
Sache nad) auch noch eine weitere Ausnahme in dem Falle erleiden, wenn 
zwijchen dem bayerijchen und einem auswärtigen Staate ein bejonderer 
Staatsvertrag bejteht, vermöge dejjen die Unterthanen des einen Staates 
wegen beftimmter im dem anderen Ztaate verübten jtrafbaren Handlungen 
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nicht von diefem Staate ſelbſt bejtraft werden dürfen, jondern vielmehr ihrem 
Staate zur Beitrafung auszuliefern find. 


4) Strafbare Handlungen der Ausländer im Auslande, 


Was die von einem Ausländer im Auslande verübten ftrafbaren Hand- 
lungen anlangt, jo hat der bayerifche Staat mit Ritdfiht darauf, daß ein Ein- 
ihreiten jeiner Strafgewalt nur dann geboten erjcheint, wenn Perfonen, welche 
zur Beobachtung der bayerischen Strafgejege verpflichtet find, dieſe Geſetze 
übertreten, Ausländer aber eine ſolche Verpflichtung, jo lange ſie fih im 
Auslande aufhalten, der Natur der Sache nad) nicht haben, im Allgemeinen 
feine Veranlaffung und feine Berechtigung, diefe Handlungen vor fein forum 
zu ziehen. Demnach mag wohl der bayerische Staat einem Ausländer, wel» 
her im Auslande eine verbrecherifhe Handlung begangen hat, als einem fir 
das Gemeinwohl gefährlihen Menſchen den Aufenthalt in feinem Gebiete 
verweigern, und ihm über die Landesgrenzen jchaffen; oder er kann denfelben 
auf Grund beftehender Verträge oder auch außerdem, wenn er es fiir ange= 
meſſen erachtet, dem ausländischen Staate, welchen er angehört, zur Bejtra- 
fung ausliefern; feineswegs aber darf der Negel nad ein Ausländer wegen 
der im Auslande verübten ftrafbaren Handlungen in Bayern gerichtlich ver— 
folgt und beftraft werden. 

Eine Ausnahme von dieſem allgemeinen Grundfage muß jedoch dann 
eintreten, mernm die im Auslande begangene ftrafbare Handlung einen An— 
griff gegen den bayerifhen Staat oder feine Angehörigen enthält. 
Denn da jeder Staat unbejtreitbar berechtigt und verpflichtet ift, fich ſelbſt und 
die Seinigen gegen alle verbrecherifchen Angriffe, woher fie auch immer kom— 
men mögen, zu jchügen, jo it in einem folchen Falle die Beſtrafung des 
Ausländer in Bayern auch wegen der im Auslande begangenen Handlungen 
unbedingt nothwendig und vollkommen gerechtfertigt. 

Bon diefen Erwägungen ausgehend, ftellt das Gefeg im Art. 12 den 
Grundſatz auf, daß Ausländer auch dann nach den bayerischen Strafgefegen 
beftraft werden, wenn jie außerhalb der bayerifhen Yandesgrenzen 
ſich einer verbrecherifchen Handlung gegen den König, den bayeriſchen 
Staat oder einen Angehörigen dejjelben jchuldig gemacht haben. 

Durch diefe Gefegesbeftimmung ift zugleich indirect ausgefprochen, daß 
Ausländer wegen aller übrigen (micht gegen den König, den bayerijchen 
Staat oder einen bayerifchen Staatsangehörigen gerichteten) int Auslande 
verüibten Handlungen in Bayern nicht beftraft werden dürfen; denn es iſt 
die Zuläffigfeit einer Beftrafung der Ausländer in Bayern wegen der außer— 
halb der Landesgrenzen begangenen Handlungen ausdrüdlic auf die vorauf- 
geführten, jpeziell bezeichneten Fälle eingefchränft. 

Die voraufgeführte Geſetzesvorſchrift muß jedoch auch Hier wieder inſo— 
ferne eine Ausnahme erleiden, als ihrer Anwendung eutweder die Orundjäge des 
Bölferrehts oder beitehende Staat3verträge entgegenſtehen, und wird 
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in diefer Beziehung auf das desfalls sub Ziff. 3 Geſagte Bezug genommen, 
was im gleicher Weiſe auch hieher Anwendung findet. 


II. 


Die in der Doctrin ſehr beftrittene Frage, ob in jenen Fällen, ‘in wel— 
chen eine von einem In- oder Ausländer im Auslande veribte firaf- 
bare Handlung in Gemäßheit der eben entwidelten Vorſchriften in Bayern 
zur Beitrafung gezogen werden muß, das ausländijche am Orte der That 
geltende, oder ob das bayer iſche Strafgefeg zur Anwendung zu kommen 
hat, ift durch die Beſtimmungen der Art. 10 und 12 im legteren Sinne 
entjchieden; denn es ift daſelbſt mit Haren Worten ausgejprochen, daß In— 
länder umd Ausländer nicht allein wegen aller von ihnen im Julande ver- 
übten ftrafbaren Handlungen, jondern auch wegen dev im Auslande be- 
gangenen, infoferne wegen derfelben in Bayern überhaupt eine Beſtrafung 
einzutreten hat, den Beftimmungen der bayerijhen Strafgejege 
unterliegen. — Das Gefeß geht nämlich von der Anfiht aus, daß der 
bayerische Staat inſoweit, als er fich überhaupt für berechtigt und verpflichtet 
erachtet, die im Auslande verübten jtrafbaren Handlungen gerichtlich zu ver- 
folgen und zu bejtrafen, eine ſolche Beitrafung immer nur nach denjenigen 
Geſetzen vornehmen könne, welche er jelbit als pafjend erfannt und aufge: 
jtellt hat. 

Demgemäß hat alſo der bayerifche Richter, wenn eine im Auslande ver- 
übte Handlung feiner Cognition unterjtellt ift, bei Beurtheilung der Straf- 
barkeit diefer Handlung in jeder Beziehung das bayerifche Strafgefe zu 
Grunde zu legen; die Frage, welche jtrafbare Handlung vorliegt, mit welcher 
Strafe fie bedroht, ob fie Verbrechen, Bergehen oder Uebertretung ift, ob 
ein gejeglicher Grund gegeben ift, durch welchen die Strafbarfeit der Hand» 
lung oder die Strafverfolgung ausgeſchloſſen erjcheint u. dgl. mehr, darf 
lediglich nach den Vorſchriften des bayerifchen Strafgefeßes bemefjen werden. 
Auf die Gejege des ausländifchen forum delieti commissi hat es in allen 
diefen Beziehungen in feiner Weiſe etwas anzufommen; und wicht einmal 
das dürfte im Geifte des Gejeges liegen, daß bei Ausmefjung der Strafe 
eine bejondere Rüdfiht darauf genommen wird, ob die in Frage ftehende 
Handlung nad dem Strafgefege des Drtes der That mit einer gelinderen 
oder härteren Strafe wie nad) dem bayerijchen Strafgeſetze bedroht ift. 

Durch die Beitimmung des Gefeßes, daß ſowohl In-— als Ausländer 
jederzeit, wenn eine gerichtliche Verfolgung derjelben ftattfindet, den Beſtimm— 
ungen der bayeriſchen Strafgejege unterliegen, iſt zugleich auch die Frage, 
ob fremdrichterlihe Straferfenntnijje in Bayern vollzogen werden 
können, verneinend entjchieden. Denn da in allen Fällen, in welchen 
überhaupt eine Beftrafung der In- oder Ausländer wegen einer im In— 
oder Auslande verübten Handlung in Bayern zuläjfig it, die Strafbarfeit 
der Handlung in jeglicher Beziehung nach den bayeriſchen Strafgejegen 
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beurteilt werden muß, die Anwendung der bayerifchen Strafgejege aber 
felbftwerftändlich niemals einem ausländifchen Gerichte überlaffen werden fan, 
fondern immer won den bayerifchen Strafgerichten geſchehen muß, jo 
folgt hieraus von jelbft, daß ein von einem ausländifchen Gerichte gefälltes 
Straferfenntniß in Bayern meder gegen einen Jnländer noch gegen einen 
Ausländer vollzogen werden kann. | 


UL.. 

Hält man die bisher erörterten Grundfäge de3 Geſetzes feſt, jo wird 
es auch feinem gegründeten Zweifel unterliegen fünnen, wie in den nach— 
ftehenden complicirten Fällen, welche ji in der Praris ergeben können, nad 
Maßgabe der Beftimmungen diejes Geſetzbuchs zu verfahren ift: 

1) Es kann ein Ausländer zugleich ftrafbare Handlungen im In— und 
Auslande oder mehrere ftrafbare Handlungen im Auslande begangen haben, von 
denen nur die eine oder andere nad) VBorfchrift des Art. 12 in Bayern zu be- 
ftrafen ift. — In einem folchen Falle muß ſich die gerichtliche Verfolgung des 
Ausländers auf die gejeglich in Bayern zu beftrafenden Handlungen bejchränfen, 
und kann eine gleichzeitige Aburtheilung und Beftrafung defjelben wegen der 
übrigen Handlungen unter feinen Umftänden ftattfinden; denn es liegt in der 
Natur der Sache, daß durch den vorhandenen Zuſammenfluß von ftrafbaren Hand- 
(ungen die Vorſchrift des Art. 12 in feiner Weife eine Aenderung erleiden Tann. 

2. Es fann eine ftrafbare Handlung theil® im Inlande und theil3 
im Auslande fortgejegt worden fein, und zwar in der Weile, daß ſchon 
jede Theilhandlung für fich eine vollendete ftrafbare That in fich enthält. 
Wenn in einem folhen Falle eine Beitrafung des Uebelthäters, inſoweit die 
Handlung im Auslande verübt wurde, nach den gejeglichen Vorſchriften in 
Bayern nicht einzutreten hat, jo hat auch die gerichtliche Verfolgung defjelben 
in Bayern fih nur auf jene Theilhandlungen zu beſchränken, welche in 
Bayern vorgenommen wurden, wogegen die im Auslande begangenen Theil 
handlungen außer aller Berücfichtigung gelafjen werden müſſen. — Die 
Rechtfertigung dieſes Berfahrens ergibt ſich daraus, weil hier die im Aus— 
(ande begangenen verbrecherifchen (Theil-) Handlungen des Uebelthäters 
nach gejeglicher Vorjchrift den Beftimmungen der bayerifhen Strafgeſetze 
nicht unterliegen, und der Umftand, daß diefe (Theil-) Handlungen mit den 
im Inlande verübten, in einem inmern Zufammenhange ftehen, offenbar nicht 
dazu berechtigen fann, diefelben der Vorſchrift des Geſetzes entgegen in 
Bayern zur Beſtrafung zu ziehen. — Segen wir alfo z. B. ben Tall, daß 
ein fremder Neifender während des Aufenthaltes in Bayern von feinen dent 
bayerifchen Staatsverbande nicht angehörigen Bedienten einmal um 20 fl. 
und dann wieder um 30 fl. beftohlen wird, daß aber derjelbe Bebiente, wie 
fich im Laufe der Unterfuchung herausftellt, jeinen Heren auch ſchon vorher 
im Auslande um mehr als 1000 fl. beftohlen hat, jo kaun hier der Dieb 
nach dem Vorgeſagten nur wegen des in Bayern verübten Diebftahl3 von 
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50 fl., aljo wegen Bergehens des Diebftahls (Art. 282) von den bayerischen 
Strafgerichten beftraft werden, da wegen der porausgegangenen im Auslande 
ftattgehabten Fortfegungshandlungen, welche allerdings den Diebftahl nad) 
Borjchrift des Art. 273 und 274, Ziff. 6 zu einem Berbrechen machen 
wiirden, Durch die BVBorjchrift des Art. 12 die gerichtliche Verfolgung in 
Bayern ausgefchloffen erjcheint. — Das voraufgeführte Beifpiel zeigt zur 
Genüge, weld) großen practifchen Einfluß der aufgeftellte Cab mitunter auf 
die Beftrafung ausüben fann. 

3) E83 kann aber auch eine ftrafbare Handlung theils im Inlande 
theils im Auslande in der. Art fortgefegt worden fein, daß die ver- 
ſchiedenen Stadien der Vorbereitung, des Verfuhs und der Bollend- 
ung theilweife im Inlande und theilmeife im Auslande vor fi ge— 
gangen find. 

Iſt hier die Vollendung der ftrafbaren Handlung im Inlande erfolgt, 
fo kann felbftverftändlich es nicht zweifelhaft fein, daß der Uebelthäter jederzeit 
wegen der vppllendeten Handlung in Bayern bejtraft werden muß. — Wenn 
dagegen die ftrafbare Handlung erft im Auslande vollendet wurde und nach 
gefeglicher Borfchrift eine Beſtrafung des ausländischen Uebelthäters wegen 
diefer Handlung, foferne fie im Auslande verübt wurde, nicht Pla zu greifen 
hat, fo kann auch eine gerichtliche Verfolgung des Uebelthäters in Bayern 
nur infomeit jtattfinden, al8 im Inlande folche Vorbereitungs- oder Verſuchs— 
Handlungen vorgenommen wurden, welche nad) den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzbuchs überhaupt mit Strafe bedroht find. Hat ſich alfo die ganze 
Thätigfeit des Uebelthäters im Inlande auf eine blofe nach Art. 51 ftraf- 
loſe Vorbereitungshandlung bejchränft, jo muß jede gerichtliche Verfolgung in 
Bayern unterbleiben. Iſt dagegen die im Inlande unternommene Vor— 
bereitungshandlung ſchon ſelbſtſtändig für ſich ftrafbar, oder iſt der Uebel— 
thäter jchon im Inlande bis zu einem ftrafbaren Verſuche vorgejchritten, fo 
muß derjelbe in Bayern erjteren Falls wegen der fraglichen VBorbereitungs- 
handlung, letzteren Falls wegen Verſuchs der vorausjeglih im Auslande 
vollendeten ftrafbaren Handlung beftraft werden. 

Die Nichtigkeit der voraufgeftellten Sätze wird gleichfalls einem ge— 
gründeten Bedenken nicht unterliegen können. Auf der einen Seite wird 
nämlich in dem vorausgefegten Falle durch den Umftand, daß die im Inlande 
vorbereitete beziehungsweife verfuchte Handlung fpäter im Auslande vollendet 
wurde, die gejegliche Verpflichtung der bayerifchen Strafgerichte, die im In— 
[ande verübten Vorbereitungs- beziehungsmeife Berfuchshandlungen, injoweit 
fie nach den bayerifchen Geſetzen ftrafbar fi find, gerichtlich zu verfolgen und 
zu bejtrafen, nicht aufgehoben; und auf der anderen "Seite jteht bier 
den bayerifchen Strafgerichten in feiner Weife die Berechtigung zur, die Be— 
ftrafung des Uebelthäters entgegen der ausdrüclichen Vorſchrift des Art. 12 
auch auf die im Auslande erfolgte Vollendung der ftrafbaren Handlung zu 
erſtrecken. 
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4) Es kann ein Ausländer fich während feines Aufenthaltes im In— 
lande der Theilnahme an einer im Auslande verübten ftrafbaren 
Handlung ſchuldig gemacht haben. 

Um die Frage, wie in einem folchen Falle zu verfahren ſei, richtig be: 
antworten zu können, müfjen die Beftimmungen, welche diejes Gejegbuch über 
die Beitrafung der Theilnahme aufjtellt, in Auge gefaßt werden. Nach 
Maßgabe diefer Beitimmungen (vgl. Art. 52) erjcheint nämlich ſowohl die 
Theilnahme durch Anftiftung wie auch jene durch Hülfeleiftung infolange, als 
nicht der (phyſiſche) Thäter die ftrafbare Handlung wirklich ausgeführt oder 
wenigftens auszuführen verjucht hat, vegelmäßig noch ftraflos; es iſt ſomit 
in der im Inlande unternommenen Anftiftung oder Hilfeleiftung für fich 
noch gar feine ſtrafbare Handlung enthalten, da diefe Anftiftung oder Hülfe— 
leiftung erjt durch die mirfliche Ausführung der in Frage jtehenden That 
von Seiten des (phyſiſchen) Thäters den Charakter der Strafbarfeit annimmt, 
Gerade der Umstand aber, daß die Theilnahme durch Anftiftung oder Hülfe- 
leiltung zu einer ftrafbaren That für ſich allein wicht jelbjtjtändig ftrafbar ift, 
daß vielmehr eine Strafbarfeit des Theilnehmers erft mit dem Momente der 
Ausführung der That von Seiten des phyliichen Thäters in's Peben tritt, 
bringt es nothwendig mit fih, daß der Ort, wo die jtrafbare That von 
dem phyſiſchen Thäter ausgeführt wurde, auch für die Beurtheilung der 
Strafbarfeit jämmtlicher Theilmehmer maapgebend jein muß. — Hält man 
diefen Gefichtspunft feit, jo kann auch die Beantwortung der Frage, inwieweit 
ein Ausländer, welcher ſich im Inlande der Theilnahme an einer im Aus— 
Sande verübten ftrafbaren That ſchuldig gemacht hat, im Inlande diejerhalb 
zu bejtrafen jei, feinem Zweifel mehr unterliegen; es liegt nämlich hier, da 
die im Inlande vorgenommene Anftiftung oder Hülfeleiſtung nicht jelbitftändig 
jtrafbar ift, überhaupt nur eine im Ausland.e verübte ftrafbare That vor, 
und müſſen deshalb die gejeglihen Grundfäge über Beitrafung der Aus— 
länder wegen der im Auslande verübten ftrafbaren Handlungen, wie jolche 
der Art. 12 aufftellt, zur Anwendung kommen. 

Eine ſich übrigens von jelbjt verftehende Ausnahme von dem aufge 
ftellten Sage tritt nur in dem Falle ein, wenn die im Inlande unternont- 
mene Theilnahmehandlung, wie dieß 3. DB. bei der Anftiftung nach Art. 56 
der Fall ift, zufolge ihrer befonderen Beichaffenheit nah den bayerifchen 
Strafgejegen jelbftjtändig ftrafbar ift; Hier liegt inſoweit, als die Theilnahme— 
handlung jelbjtftändig ftrafbar ift, eine im Inlande verübte ftrafbare Hand- 
lung vor, und müſſen deshalb im Ddiefer Beziehung die geſetzlichen Beſtimm— 
ungen über Bejtrafung der Auskünder wegen der im Inlande veriibten ſtraf— 
baren Handlungen Plas greifen. 

Segen wir alſo z. B. den Fall, daß der Ausländer A während feines 
Aufenthaltes in Bayern den B zur Ermordung des C anftiftet, und daß der 
B dieje That ſodann im Auslande wirklich ausführt. Iſt hier der ermordete 
C ein Bayer, jo muß der A als intellectueller Urheber des Mordes in 
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Bayern beftraft werden, weil die Ausländer nad Vorſchrift des Art. 12 
wegen der im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen im Inlande dann 
zu beftrafen find, wenn die Handlung gegen einen bayerijchen Unterthan ge— 
richtet war. Iſt dagegen der ermordete C felbit wieder ein Ausländer, jo 
fann der A unter feinen Umftänden als intellectueller Urheber des im Aus— 
(ande ausgeführten Mordes in Bayern beftraft werden; vielmehr muß hier, 
da eine von einem Ausländer außerhalb der Yandesgrenzen verübte ftrafbare 
Handlung gegen einen andern Ausländer nach Vorſchrift des Art. 12 in 
Bayern nicht beftraft werden darf, eine Beftrafung des A im Bayern gänzlich 
unterbleiben, wenn nicht etwa die im Inlande geſchehene Anftiftung des B 
auf die im Art. 56 bezeichnete Weife bewerfftelligt wurde, in welchen Falle 
der A wegen des hierin enthaltenen jelbftftändigen Vergehens in Bayern 
zur Strafe gezogen werden muß, da diefes Vergehen im Inlande begangen 
worden: ift. 

5) Es kann ein Ausländer vom Auslande aus fi der Theil» 
nahme an einer im Inlande verübten ftrafbaren Handlung jchuldig ge- 
macht haben. 

Da nad) der jo eben sub Ziff. 4 gegebenen Entwidlung in den Falle, 
wenn mehrere Perfonen bei Berübung einer ftrafbaren That mitgewirkt haben, 
jener Ort, wo der phufifche Thäter die That ausgeführt hat, auch für die 
Beurtheilung der Strafbarfeit der ſämmtlichen Theilmehmer maaßgebend 
ift, ohme daß es hHiebei irgend Etwas darauf anfommt, ob die Theilnahme- 
handlungen vom Inlande oder vom Auslande aus unternommen wurden, jo 
müſſen hier gegen den Ausländer die gefeglichen Vorſchriften über Beftrafung 
der Ausländer wegen der von ihnen im Inlande verübten jtrafbaren Hand- 
lungen zur Anwendung fonmen. 

6) E3 kann ein Ausländer vom Inlande aus fih der Begün- 
tigung einer im Auslande verübten jtrafbaren Handlung jchuldig gemacht 
haben, oder umgekehrt. 

Die Begünstigung jteht, wie die unten zu Art. 58 näher gezeigt werden 
wird, im ähnlicher Weife, wie dieß bei der Theilnahme der Fall ift, immer 
in einem accefjorifchen Berhältniffe zu der begünftigten Hanptthat; deßhalb 
muß in den beiden vworanfgeführten Fällen der Begünftigung ebenfo verfahren 
werden wie in den sub Ziff. 4 und 5 erörterten analogen Fällen der Theilnahme, 
d. h. es muß der Ort, wo die jtrafbare Hanptthat ausgefiihrt wurde, auch 
für die Beurtheilung der Strafbarfeit der Begünftiger als maaßgebend erachtet 
werden. 

7) Was jchließlih noch den Fall anlangt, wenn ein Inländer ſich 
der Theilnahme oder Begünftigung einer von einem Ausländer im 
Auslande verübten ftrafbaren Handlung jchuldig macht, bezüglich deren eine 
Beitrafung des Ausländers nach Vorjchrift des Art. 12 in Bayern nicht jtatt- 
finden darf, jo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß hier ungeachtet des 
Umftandes, daß eine Beitrafung des phyfiichen Thäters ausgejchloffen evjcheint, 
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der Inländer in Gemäßheit der Borfchrift des Art. 10, Abj. 1, infoferne 
nicht etwa der Ausnahmsfall des zweiten Abſatzes dieſes Artifels vorliegen 
foltte, in Bayern zur Beſtrafung gezogen werden muß; denn es ift aus dem 
jpäter folgenden Art. 65 Kar zu entnehmen, daß der fir die Perjon des 
Thäters bejtehende bejondere Ausichließungsgrund der Strafbarfeit, welcher 
in dem vorausgejegten Falle durch die Eigenjchaft des Thäters als Aus- 
länder begründet wird, bei Beurtheilung der Strafbarfeit der übrigen Theil 
nehmer oder Begünftiger der That nicht in Betracht gezogen werden darf. 


Art. 13. 


Wirkung ver #6. Iſt Jemand wegen einer nach den bayerifchen Strafges 
urtheilung im - B "6 
Auslante. ſetzen ftrafbaren Handlung bereits von einem zuftändigen 
ausländischen Gerichte vechtsfräftig freigefprochen oder ver— 
urtheilt worden, fo findet wegen derfelben That in Bayern 
fein gerichtliches Verfahren mehr ftatt, ausgenommen 
1) wenn im Falle der VBerurtheilung die von dem aus— 
ländifchen Gerichte ausgefprochene Strafe nicht oder 
nicht vollftändig zum Vollzuge gefommen, 

2) wenn die im Auslande abgeurtheilte ftrafbare Hand— 
fung eine der in den Artifeln 101, 102, 108, 109, 
110, 112, 113, 121, 122, 123, 124, 136, 137, 
138, 139, 161 Abſ. 2, 169, 170, 171, 172, 173, 
185, 186 und 189 oder eine der im vierundzwanzig— 
ſten Hauptſtücke bezeichneten ift. 

Grfolgt in einem diefer Musnahmsfälle von dem zuſtän— 
digen bayerifchen Gerichte ein verurtheilendes Erkenntniß, 
fo ift hiebei auf die Strafe, welche der Schuldige wegen 
der nämlichen Handlung bereits im Auslande erlitten hat, 
in der Art Rückjicht zu nehmen, daß die nach den bayeri= 
ſchen Geſetzen verwirfte Strafe zwar im Urtheile ausges 
jprochen, aber nach Umſtänden für theilweife oder gänzlich 
erftanden erflärt wird. 

Handelt es fih um ein in den bayerifchen Strafgeſetzen 
mit Zodesftrafe bedrohtes Verbrechen, und hat der Schul= 
dige wegen dejfelben im Auslande bereits eine Freiheitsftrafe 
yon zwei Jahren oder darüber erftanden, jo ift auf lebens— 
längliches Zuchthaus zu erfennen. 

Entw. von 1855 Art. 135 Geſetzg. Ausich. Verb. von 1856/58 der Abg. K. Bd. 1. 
=. 16, 9, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 32, Brot. Bd. S. 91; Entw. von 1860 
Art. 13; Geſetzg. Ausfch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. i. S.130, Abth. I. 
S. 4, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 4, Prot. Bd. J. ©. 13. 
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Nach den in den Art. 10 und 12 enthaltenen Beſtimmungen nimmt 
der bayerifche Staat für fich das Recht in Anſpruch, nicht allein alle im 
Inlande verübten ftrafbaren Handlungen ohne Ausnahme, mögen fie von In— 
ländern oder Ausländern begangen morden fein, jondern auch die im Aus- 
lande verlibten, infoweit fie von Inländern begangen wurden, in der Regel, 
und jo meit fie von Ausländern begangen wurden, wenigftens in gewiſſen 
Fällen im eigenen Yande zu beftrafen. Dafjelbe Recht bezüglich der Beftra- 
fung der im In- und Auslande verübten ftrafbaren Handlungen wird im 
Allgemeinen, wenn gleich mit manchen mehr oder weniger bedeutenden Mo- 
dififationen, von den ausländijchen Staaten beanfprucht, und erkennt auch der 
bayerische Staat die auf den internationalen Berhältniffen beruhende gleiche 
Berechtigung der ausländifchen Staaten in diefer Beziehung in vollem Maaße an. 
Hienach wird aber in vielen Fällen die Competenz zur Beftrafung einer und derjelben 
ftrafbaren Handlung jowohl bei den bayerifchen als bei den ausländischen 
Gerichten begründet fein; jo 3. B. wenn ein Bayer eine ftrafbare Handlung 
im Auslande, oder wenn er im „Inlande eine Handlung verübt, welche einen 
verbrecherifchen Angriff gegen die Eriftenz eines auswärtigen Staates ent— 
hält, und ebenfo wenn ein Ausländer fic) einer ftrafbaren Handlung in Bayern, 
oder außerhalb Bayern fich einer joldhen gegen einen bayeriichen Staatsange- 
hörigen jchuldig machte. 

In allen derartigen Fällen einer doppelten Competenz wird, infoweit 
nicht Staatsverträge etwas Anderes beſtimmen, lediglich die Prävention 
darüber entjcheiden, ob die Aburtheilung der vwerübten That zunächft bei den 
bayerischen oder bei den ausländifchen Gerichten erfolgt. Iſt nun zufolge 
diefer Prävention eine ftrafbare Handlung zuerft von den ausländifchen Ge— 
richten abgeurtheilt worden, jo entjteht die Frage, welche Wirfungen der 
im Auslande ftattgehabten Aburtheilung beizulegen find, wenn man des Ver— 
brechers jpäter in Bayern habhaft wird? 

In diefer Beziehung find zwei verfchtedene Syſteme denfbar. Man 
fann nämlich entweder das im Auslande ergangene Urtheil gleich einem von 
inländifchen Gerichten erlaſſenen refpectiven, und folgeweife wegen der näm— 
lichen That in Bayern fein weiteres Berfahren mehr eintreten laſſen; oder 
man fann den Grundjag aufftellen, daß das im Auslande ergangene Urtheil 
zu ignoriren jei, und daß demgemäß die bayerifchen Gerichte die Unterjuch- 
ung und Aburtheilung der verübten Handlung ungeachtet der bereits im 
Auslande erfolgten Abnrtheilung neuerdings vorzunehmen und nur bet der 
Strafausmeflung geeignete Rückſicht auf die Beftrafung zu nehmen habeı, 
welche der Uebelthäter wegen der mämlichen That bereit3 im Auslande er 
litten hat. — 

Das gegenwärtige Geſetzbuch folgt grumdjäglich dem erſteren Syſtem 
und läßt eine Ausnahme hievon nur da eintreten, wo bejondere Umftände dieß 
als nothmwendig erfcheinen laffen. Abgeſehen nämlich davon, daß das bezeichnete 
Syſtem vom praftifchen Standpunkte aus wegen feiner Einfachheit jedenfall 
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den Vorzug verdient, entjpricht dafjelbe weit mehr den Anforderungen des 
natürlichen Rechts und der Billigfeit, indem es dem befannten, in dem ſpä— 
teren Artifel 90 ausdeüclic ausgefprochenen Rechtsjage „non bis in idem“ 
gehörige Rechnung trägt, und ftehen auch diefem Syſteme um jo weniger 
gegründete Bedenken entgegen, da nach dem heutigen Stande der: Strafgefe- 
gebung die Verfolgung und Beftrafung der einzelnen ftrafbaren Handlungen 
fh mwenigftens im Wejentlihen in allen ciwilifirten Staaten nad überein- 
ftinnmenden Orundfägen richtet und demzufolge durch das Urtheil der Gerichte 
des ausländiichen Staates der Gerechtigkeit in der Negel ebenjo Genüge ge- 
ſchieht, wie durch die Aburtheilung vor den inländischen Strafgerichten. — 
Im Einzelnen ift zu vorftehendem Artikel Folgendes zu bemerken: 


J. 


Nach Maaßgabe des im erſten Abſatze dieſes Artikels ausgeſprochenen 
Grundſatzes hat gegen Denjenigen, welcher wegen einer nach den bayeriſchen 
Strafgeſetzen ſtrafbaren Handlung bereits im Auslande abgeurtheilt worden 
iſt, ein nochmaliges gerichtliches Verfahren in Bayern regelmäßig dann zu 
unterbleiben, wenn die nachſtehenden drei Vorausſetzungen zufammen- 
treffen: 

1. Das im Auslande ergangene Urtheil muß von dem zuftändigen 
ansländijchen Gerichte erlafien worden fein. — Bei Beurtheilung der Frage, 
ob das treffende ausländiiche Gericht zujtändig geweſen ift, kann der Natur 
der Sache nach nicht die inländische, jondern nur die ausländische Geſetz— 
gebung maaßgebend fein. Auch ift es hiebei völlig gleichgültig, ob das 
ausländiiche Gericht, welches das Urtheil erlaffen hat, ein wirkliches Kriminal— 
oder ein bloſes Polizeigericht, ob e8 ferner das ordentliche, oder ein außer 
ordentliches, 3. B. in Folge der Verkündung des Belagerungszuftandes oder 
Standrechtes ins Yeben getvetenes gemwefen ift; denn nur allein darauf hat 
es anzufonmen, daß das ausländifche Gericht nad) den im Zeitpunfte der 
Urtheilserlaffung im Auslande geltenden gejeglichen Beftimmungen zur Ab- 
urtheilung der in Frage ftehenden That überhaupt competent geweſen iſt. 

2. Das im Auslande ergangene Urtheil muß ein freifpredhendes 
oder verurtheilendes fein, und nebftdem auch bereits die Nechtsfraft, 
deren Eintritt felbjtverftändlichh nad) der ausländiſchen Geſetzgebung zu beur— 
theilen it, befchritten haben. — Hienach ericheint aljo dre nochmalige gericht- 
liche Berfolgung in Bayern feineswegs ausgejchloffen, wenn das ausländifche 
Gericht nach durchgeführter Borunterfuchung die Einftellung des Strafperfahrens 
verfügt, oder die Unterſuchung einftweilen aufgehoben, oder allenfalls den Angeſchul— 
digten von der Inſtanz entlajfen hat; denn in allen diefen Fällen ift die Voraus— 
jegung einer im Auslande erfolgten Verurtheilung oder Freiiprehung, d. h. 
aljo einer definitiven Aburtheilung über die in Frage jtehende That offen- 
bar nicht gegeben. Noch viel meniger fann von einem Ausſchluſſe der ges 
richtlihen Verfolgung in Bayern dann die Nede fein, wenn eine Niederſchla— 
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gung der Unterfuhung im Auslande erfolgt, oder aus Veranlafjung . einer 
dajelbjt erlaſſenen Amneſtie die Einleitung einer Unterfuhung ganz und gar 
unterlaſſen worden iſt, da in dieſen beiden Fällen nicht nur feine definitive, 
jondern überhaupt gar feine Aburtheilung ftattgefunden hat. — Auf der an— 
dern Seite kann es aber auch feinen Zweifel unterliegen, daß in dem alle, 
wenn ein rechtskräftiges freiſprechendes Urtheil im Auslande ergangen ift, es 
ganz gleichgültig erjcheint, ob die Freiſprechung wegen mangelnden Thatbeftau- 
des, oder ob fie allenfalls nur wegen Unzulänglichkeit des Schuldbeweifes, 
oder wegen Borhandenjeins eines nach der ausländischen Geſetzgebung begrün- 
deten Strafausichliegungs- oder Straftilgungsgrundes, wie 3. B. wegen vor: 
liegender — wenn gleich vielleicht nad) dem bayerifchen Strafgeſetze nicht ge- 
gebener — Berjährung, oder wegen nicht rechtzeitig erfolgter Antragftellung auf 
Beftrafung u. dgl. erfolgt iſt; und ebenſo macht es auch feinen Unterjchied, 
ob in dem Urtheile des ausländifchen Gerichts einfach die Freifprechung oder die 
Schuldloserflärung, oder die Yosiprehung von der Anklage oder die Yosiprech- 
ung von der Strafe ausgejprochen ift, oder welcher Formel immer ic) 
das jeinem Weſen nad) eine Freifprehung enthaltende ausländifche Urtheil 
nad) Maaßgabe der ftrafprocefjualen Borjchriften des treffenden Yandes be- 
dient haben mag. Denn nur allein das formelle Moment der res judicata, 
daß der Thäter wegen der fraglichen Handlung im Auslande rechtsfräftig 
abgeurtheilt und nicht für ftrafbar erachtet wurde, ift für den Ausjchluß der 
nochmaligen Berfolgung in Bayern entjcheidend, und dürfen deshalb die 
Gründe, durch welche das ausländijche freifprechende Urtheil motivirt ift, von 
den bayerischen Gerichten einer Würdigung nicht weiter unterftellt werden. 

3) Es muß diejelbe That im Auslande abgeurtheilt worden jet. 
Für die Beantwortung der Frage, ob dieje Vorausjegung gegeben tft, iſt nur 
allein die Identität der That in factifcher Beziehung entjcheidend, und hat 
es hiebei auf die im Auslande erfolgte Qualification der fraglichen Handlung 
in rechtlicher Beziehung in feiner Weife etwas anzufommen. Hienach kann 
alfo der Fdentität der That namentlich der Umstand nicht im Wege jtehen, 
daß das ausländifche Gericht diefe That mit Rückſicht auf die dortige Geſetz— 
gebung als ein blojes Bergehen oder eine bloje Webertretung abgeurtheilt 
und bejtraft hat, während fie nach den bayerischen Strafgejegen ein Verbrechen . 
bildet, oder daß die That im Auslande z. B. als eine Unterjchlagung er- 
achtet und bejtraft worden ift, während fie nach den diefjeitigen Geſetzen die 
Merkmale eines Diebſtahls oder eines Betrugs in fich enthält. Eine um— 
faffendere Erörterung darüber, unter welchen Borausjegungen das Erforderniß 
der Jdentität der bereits abgeurtheilten Ihat mit der neuerlich in Frage 
jtehenden al3 vorhanden zu erachten ift, wird bei dem jpäter folgenden 
Art. 90 gegeben werden, und wird deshalb hier auf die dort folgende Aus— 
führung verwieſen. 

I, 
Der gefegliche Grundfag, daß bei dem Borhandenfein der eben erörterten 
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Borausfegungen wegen der im Auslande beveitS rechtskräftig abgeurtheilten 
jtrafbaren Handlungen in Bayern Fein gerichtliches Verfahren mehr ftattfindet, 
erleidet zwei Ausnahmen, welche theils durch die Rückſicht auf die allge 
meinen Grundſätze der Gerechtigkeit, theils durch die Rückſicht auf den be- 
jonderen Rechtsſchutz, welchen der bayerische Staat ſich jelbjt und jeinen 
Organen zu gewähren verpflichtet ift, geboten erſcheinen. 

Es muß nämlich) ungeachtet der bereits im Auslande erfolgten Aburtheil- 
ung eine nochmalige Verfolgung der in Frage ftehenden ftrafbaren Handlung 
in Bayern Pla greifen: 

1) wenn die in dem ausländiichen verurtheilenden Erfenntnifje -aus- 
gefprodene Strafe nicht oder nicht volljtändig zum Bollzuge gefom- 
men ift. — Gleichgültig iſt es hiebei, aus welchen Grunde der Vollzug der 
ausgefprochenen Strafe im Auslande gänzlich oder theilweije unterblieben ift, 
ob aljo allenfalls der Verurtheilte ſich diefer Strafe durch die Flucht ent- 
zogen hat, oder ob ihm in Folge einer im Auslande erlafjenen Amneftie, 
oder in Folge eines fpeciellen Begnadigungsactes des betreffenden ausländi- 
ſchen StaatSoberhauptes deren Erſtehung nachgelaffen worden ift; ebenſo ift es 
gleichgültig, ob der noch nicht erftandene Theil der Strafe bedeutend oder ganz 
geringfügig ift, wie z. B. wenn an einer mehrere Jahre dauernden Freiheitsftrafe 
nur mehr wenige Tage nicht erjtanden wurden, — Der innere Grund diefer 
Ausnahme beruht darauf, daß der bayerijche Staat die gänzliche oder theil- 
weile Straflofigfeit eines feinen Strafgefegen unterworfenen Uebelthäters nicht 
geftatten darf, und daß insbejondere auch dem bayerischen Staate die An- 
erfennung eines Önadenactes, welchen eine auswärtige Staatsgewalt bezüg- 
lich einer in Bayern jtrafbaren That ausgeübt hat, nicht zugemuthet wer- 
den kann. 

In manchen Strafgejeggebungen it, wie dieß auch im bayerifchen Straf- 
gejegbuche von 1813 der Fall war, dem zu einer zeitlichen Yreiheitsftrafe 
Berurtheilten eine verhältnigmäßige Abkürzung feiner Strafzeit im Gnaden— 
wege gejeßlich in Ausficht gejtellt, wenn er ſich im Straforte fortdauernd 
gut betragen hat. Wo dieß der Fall ift, da kann die in Gemäßheit der des— 
fallfigen gejeglichen Beltimmung erfolgte Erlafjung des Strafrejtes feine 
Veranlafjung zur nochmaligen Verfolgung der in Frage ftehenden ftrafbaren 
Handlung in Bayern geben; denn hier ift die zuerkannte Strafe in der 
Dauer, in welcher fie nach den Beſtimmungen des ausländischen Strafgefeßes 
von dem Berurtheilten zu erjtehen war, vollftändig zum VBollzuge gefommen, 
und liegt in dieſem Falle eine Begnadigung im wahren Sinme gar nicht vor, 
da ja der Mebelthäter bei Erfüllung der von ihm eingehaltenen Bedingung 
einen gejeglihen Auſpruch auf verhältnigmäßige Abkürzung jeiner Straf: 
zeit hatte. 

Weiter muß eine nochmalige Verfolgung der im Auslande bereits ab- 
geurtheilten ftrafbaren Handlung in Bayern auch dann ftattfinden: 

2) wenn die im Auslande abgeurtheilte Handlung eine von den sub 
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Ziff. 2 des vorjtehenden Artifels fpeciell aufgeführten, d. h. eine folche ift, 
welche gegen den bayerijhen Staat, gegen deifen Staatsoberhaupt, 
Behörden oder Organe gerichtet ift; denn diefe Beichaffenheit tragen die 
ſämmtlichen im Geſetze einzeln aufgeführten Handlungen an fic. 

Alle derartigen den bayerischen Staat fpeciell berührenden jtrafbaren 
Handlungen find nämlich in der Hegel von den Gejeßgebungen des Auslandes 
nicht in dem Maaße mit Strafe bedroht, wie dieß vom Standpunfte der 
bayerifchen Strafgefeßgebung aus erforderlich ift, um die Eriftenz, Rechts- 
ficherheit und Autorität des bayeriichen Staates gegen verbrecherifche Angriffe 
genügend zu jchügen; deshalb müſſen diejelben ftetS nach den bayerijchen 
Strafgejegen bejtraft und zur dieſem Behufe in Bayern ungeachtet der bereits 
im Auslande erfolgten Aburtheilung nochmals gerichtlich verfolgt werden; und 
e3 muß dieß insbefondere jelbjt dann gejchehen, wenn der Angefchuldigte im 
Auslande von der ihm zur Yaft gelegten -trafbaren Handlung vechtsträftig 
freigefprochen worden ift, weil nad dem Willen des Gejeges bei Handlungen 
der bezeichneten Kategorie die Aburtheilung nach jeder Beziehung, alſo aud) 
bezüglich dev Schuldfrage durch die bayerischen Strafgerichte gefchehen joll. 


IH. 


Wenn in Gemäßheit der eben erörterten gejeglichen Beſtimmungen eine 
bereit3 im Auslande abgeurtheilte jtrafbare Handlung in Bayern nochmals 
gerichtlich verfolgt werden muß, jo ift hiebei Folgendes zur beobachten: 

1) Das gerichtliche Verfahren muß gegen den Webelthäter in der ge- 
feglich vorgejchriebenen Weife vollftändig durchgeführt werden, und find 
hiebei die bayerifchen Strafgerichte bei der Aburtheilung- in feiner Beziehung, 
weder bezüglich der Schuldfrage, noch bezüglich der vechtlihen Qualification 
der Handlung und der zu verhängenden Strafe an den Ausſpruch des im 
Auslande gefüllten Urtheils irgendwie gebunden. Insbeſondere iſt dieß auch 
dann der Fall, wenn der Grund, weshalb eine nochmalige Aburtheilung 
ftattzufinden hat, lediglich darin liegt, weil die vom ausländischen Strafgerichte 
ausgefprochene Strafe nicht oder nicht vollftändig zum Vollzuge gekommen ift, 
und wäre es durchaus unzuläffig, wenn man etwa im einem ſolchen Falle 
fih darauf bejchränfen wollte, die im ausländischen Strafurtheile ausgeſprochene 
Strafe, infoweit fie noch nicht erftanden ift, in Bayern zu vollziehen; denn nach) 
der zu den vorhergehenden Art. 10 und 12 sub Ziff. II gegebenen Erörter- - 
ung darf den Uebelthäter, wenn er einmal in Bayern gerichtlich verfolgt wird, 
niemals eine andere als die nach) den bayerischen Strafgejegen verwirkte 
Strafe treffen, und kann der bayerifche Staat nicht das bloje VBollzugsorgan 
eines von einem ausländiſchen Gerichte erlaſſenen Strafurtheils fein, 

2) Im Falle der Webelthäter bei der nochmaligen Aburtheilung von 
dem bayerischen Strafgerichte verurtheilt wird, muß Die von demjelben 
bereits im Auslande wegen der nämlichen Handlung erlittene Strafe in der 
Art berüchfichtigt werden, daß er mit Einrehnung diejer Strafe feine 
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härtere Strafe erleidet, als er nach den bayerifchen Strafgejegen 
verwirkt hat. 

Zwar iſt diefer Sag nicht direct im Geſetze ausgejprochen; allein er 
ergibt fich aus der gejeglichen Vorſchrift, es folle auf die bereit im Aus— 
lande erlittene Strafe in der Art Rückſicht genommen werden, daß die nad) 
bayerischen Geſetzen verwirkte Strafe nah Umjtänden für theilmeife oder 
gänzlich erftanden erflärt wird. Denn wenn das Geſetz fich hier des Aus- 
drudes „nach Umfjtänden“ bedient, jo will es damit nicht in das Belieben 
des Richters jtellen, ob er die im Auslande erlittene Strafe ganz oder nur 
theilweie berüdjichtigen will, und hat vielmehr diefer Ausdruck die Bedeutung 
„nach dem Umfange der bereit3 im Auslande erlittenen Beſtrafung“; und es 
fann um jo weniger bezweifelt werden, daß das Geſetz in diefer Weiſe aus- 
gelegt werden muß, da es ohnehin eine ſich von jelbjt verftehende Forderung 
der Gerechtigkeit ift, daß der Uebelthäter u.'t Einrechnung der im Auslande 
Ihon erjtandenen eine höhere al3 die gejeßlinse Strafe nicht erleidet, dieſer 
Forderung aber nur allein dann entjprochen wird, wenn die im Auslande 
erlittene Strafe in ihrem ganzen Umfange an der nad) bayerifchen Ge— 
jegen verwirkten Strafe als erjtanden erflärt wird. 

3) Wenn aber auc dem Vorgeſagten zufolge die inländischen Gerichte 
gehalten- find, die ganze im Auslande erlittene Strafe an der nach den 
bayerischen Geſetzen verwirkten Strafe al3 erftanden in Anrechnung zu bringen, 
io find diefelben doch in der Beurtheilung darüber, in welchem Berhältniffe 
das im Auslande erlittene Strafübel zu der nach bayerifchen Gejegen ver- 
wirkten Strafe fteht und welcher Theil der leßteren Strafe hienach durch 
dieſes bereits erlittene Strafübel al3 erftanden zu erachten ift, in feiner Weife 
bejchränft, und ift es lediglich ihrem freien Ermeſſen überlaffen, in dieſer Be- 
ziehung in jedem einzelnen Falle das Richtige zu finden. Das Gefeg ver- 
kennt nämlich zwar keineswegs, daß jich gerade in der voraufgeführten Bes 
ziehung mitunter die größten Schwierigkeiten ergeben können, indent nicht 
allein faſt jede Strafgefeggebung ein anderes Strafenjyftem und namentlich 
eine andere Vollzugsweiſe der verjchiedenen Freiheitsitrafen hat, ſondern im 
manchen Strafgejeggebungen auch jolche Strafen vorfommen, zu denen unfere 
gegenwärtige Strafgefeßgebung nirgends ein Analogon darbietet, mie dieß 
3. B. Hinfichtlih der körperlichen Züchtigung, Brandmarkfung, öffentlichen 
Austellung, der Strafe des Berluftes der ftaatSbürgerlichen Rechte, der 
Deportation u. dgl. mehr der Fall ift. Allein eben dieſe große Verſchieden— 
heit der ausländiſchen Strafenſyſteme macht es jchlechterding® unmöglich, 
genaue arithmetiſch beftinnmte Abrechnungsregeln bezüglich der im Auslande 
erlittenen Strafen vorzuzeichnen und muß es deshalb das Geſetz den Ge- 
richten überlaffen, in dem comereten Fällen die obwaltenden Berhältniffe 
jelbftftändig zu prüfen und darnach zu bejtimmen, welcher Theil der zuzuer- 
fennenden Strafe durch das im Auslande erlittene Strafübel als erjtanden 
zu etachten jei. — Zur Erleichterung der hienach den Gerichten obliegenden 
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Aufgabe wird es dienen, wenn diefelben zunächſt immer eine Berwand- 
lung der im Auslande erjtandenen Strafe in diejenige Strafart dieſes 
Geſetzbuchs vornehmen, mit welder die erjtandene Strafe am meiften ver- 
wandt ift, und jodann, injoferne nach Yage der Sache nod) eine weitere Ver— 
wandlung in eine andere Strafart geboten erjcheint, den Maaßjtab zur An- 
wendung bringen, welden das Gefeg felbft in den Art. 27 und 87 über 
das gegenfeitige Verhältnig der einzelnen Strafarten dieſes Geſetzbuchs auf- 
jtellt. Ferner bietet in den Falle, wenn die erjtandene Strafe in dem Ver— 
luſte der ftaatsbürgerlichen Rechte, in förperlicher Züchtigung oder in Verweis 
bejteht, der Art. 25 des Einführungsgefeges zum Straf und BPolizeiftraf- 
gejegbuche einen Anhaltspunkt für den Abrechnungsmaaßſtab diejer Strafen 
dar, indem daraus zu entnehmen ift, daß das Geſetz für die Strafe des 
Berluftes der ftaatsbürgerlihen Rechte Gefängnißitrafe bis zu drei Monaten, 
für die Strafe der förperlihen Züchtigung bis zu einem Marimum von 
fünfzig Streichen, in welchem Maaße fie nad den früheren Strafgejegen in 
Bayern. zuläffig war, Arreſtſtrafe bis zu dreißig Tagen und für die Strafe 
des Verweiſes Geldftrafe bis zu drei Gulden als ein entjprechendes Aequi- 
valent erachtet. 

4) Die Anrechnung der bereit3 im Auslande erlittenen an der nad) 
den bayerifchen Gejegen verwirkten Strafe fann der Regel nad niemals die 
Folge nad fich ziehen, daß hiedurch die Art der verwirkten Strafe verändert 
wird; dieß iſt ganz klar aus der gejeglichen Beitimmung zu entnehmen, daß 
die nach den bayerifchen Gejegen verwirfte Strafe im Urtheile ans— 
geſprochen, und nur diefe ausgejprochene Strafe nach Umftänden für theil- 
weife oder gänzlich erſtanden erflärt werden foll. 

Hieraus folgt vor Allem, daß in dem Falle, wenn die nach bayerischen 
Geſetzen verwirfte Strafe die lebenslänglihe Zuchthausftrafe ift, die bereits 
im Auslande erlittene Strafe dem Uebelthäter niemals und insbejondere auch 
dann nicht zu Gute gerechnet werden kann, wenn Ddiejelbe von einer ganz 
anderen Bejchaffenheit, 3. B. Geldftrafe, förperliche Züchtigung u. dgl. gewe— 
fen ift; denn es erjcheint bei der lebenslänglichen Zuchthausitrafe mit Nüd- 
fiht auf die Natur dieſer Strafart die Anrechnung jeder andern bereits 
erlittenen Strafe abjolut unmöglich. Ferner iſt es dem Vorgeſagten zu— 
folge auch in feiner Weife zuläffig, bei der zeitlichen Zuchthausftrafe in dem 
Falle, wenn die Strafzeit, welche der Uebelthäter nad) Abzug des für er- 
ftanden zu erflärenden Theil noch zu verbüßen hat, unter das gejegliche 
Minimum dieſer Strafart von vier Jahren herabfinft, ſtatt derjelben auf 
Sefängnißftrafe zu erfennen; denn die Vorfchrift des unten folgenden Art. 16, 
daß da, wo Zuchthausftrafe von weniger als vier Jahren zuzuerfennen wäre, 
ftatt derjelben auf Gefängnißjtrafe zu jprechen ift, kann hier offenbar feine 
Anwendung finden, da in Ddiefem Falle dem Webelthäter die Zuchthausftrafe 
nicht unter vier Jahren zuerkannt, fondern vielmehr nur ein Theil der ihm 
wirklich zuerfannten TER al3 erjtanden erklärt wird. 
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Der voraufgeführte Sat, daß die Anrechnung der im Auslande erlittenen 
an der nach den bayerifchen Gefegen verwirkten Strafe feinen Einfluß auf die 
Strafart ausüben kann, erleidet jedoch eine Ausnahme durch die im legten 
Abſatze des vorftehenden Artikels enthaltene Gejegesvorfchrift, mornach in dem 
alle, wenn ein Uebelthäter wegen einer ftrafbaren Handlung in Bayern die 
Todesftrafe verwirft, wegen derfelben Handlung aber bereits im Auslande 
eine Freiheitsſtrafe von mindeſtens zwei Jahren erlitten hat, von den inlän- 
difchen Strafgerichten ftatt der Todesftrafe auf lebenslängliches Zucht— 
haus zu erfennen if. Wenn nämlich gegen einen Mebelthäter wegen 
derfelben Handlung, wegen welcher er bereitS eine lange Freiheitsftrafe ver- 
büßt hat, hinterher auch noch die Todesjtrafe vollzogen würde, fo würde der- 
jelbe offenbar eine (durch die vorausgegangene Freiheitsitrafe) verſchärfte 
Todesftrafe erleiden; da nun aber das Geſetz grumdjäglid Schärfungen der 
Todesftrafe (vergl. Art. 15) überhaupt nicht zuläßt, fo erfcheint e8 nur con _ 
jequent, daß e8 in dem vorausgejegten Falle, ſobald die erjtandene Freiheit: 
ftrafe von verhältnigmäßig langer Dauer war, an Stelle der Todesitrafe die 
Strafe des lebenslänglichen Zuchthaufes treten läßt. 

5. Wenn ein Mebelthäter von dem zuftändigen ausländifchen Strafge- 
richte wegen mehrerer concurrivenden ftrafbaren Handlungen in eine unaus— 
gefhiedene Gefammtftrafe verurtheilt wurde und dieſe Strafe erftanden 
hat, von dieſen concurrivenden Handlungen aber nur eine oder die andere 
nach Vorſchrift des vorftehenden Artikels in Bayern nochmals verfolgt wer: 
den muß, während dieß bezüglich der übrigen nicht der Fall ift, fo läßt fich 
der Natur der Sache nach nit mit Beftimmtheit erfehen, welche Strafe der 
Uebelthäter gerade für die einzelne in Bayern nochmals zur Aburtheil- 
ung kommende Handlung erlitten hat. Da jedoch auch bei diefer Sachlage 
die im Auslande erlittene Strafe, inſoweit fie für die bezeichnete Handlung 
erftanden wurde, dem Webelthäter zu Gute zu rechnen ift, ſo muß in einem 
ſolchen Falle das bayrijche Strafgeriht annäherungsweife erforichen, welchen 
Einfluß die fraglihe Handlung nad der ausländifchen Strafgefeggebung auf 
die im Auslande zuerfannte Gejfammtftrafe ausgeübt hat, und den hienad) 
fich berechnenden Theil diefer Gefammtftrafe an der nach den bayrijchen Ge— 
fegen verwirkten Strafe als erjtanden erflären. 

6. Das Geſetz fhreibt die Rückſichtnahme auf die im Auslande erlittene 
Strafe bei der nochmaligen Aburtheilung in Bayern nur für die beiden 
Ausnahmsfälle vor, in melden nach erfolgter vechtsfräftiger Aburtheilung 
durch ein zuftändiges ausländifches Strafgeriht in Gemäßheit der Be- 
ftimmung der Ziff. 1 und 2 des vorftehenden Artifel3 eine nochmalige Ber- 
folgung der ftrafbaren Handlung in Bayern ftattzufinden hat. Demungeach— 
tet wird es aber ficherlich gerechtfertigt und dem Willen des Geſetzes gemäß 
fein, diefe Niüdfichtnahme auf die im Auslande erlittene Strafe im Wege 
einer zuläßigen Gejegesanalogie auch dann eintreten zu laffen, wenn ſich einmal 
der im Geſetze nicht beſonders ——— — ſollte, daß die Aburtheilung 
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im Auslande durch ein unzuftändiges Strafgeriht erfolgt ift, und aus 
diefen Grunde eine nochmalige Verfolgung des Uebelthäterd in Bayern ftatt- 
finden muß. 

7. Die wegen einer ftrafbaren Handlung im Auslande erfolgte Beitraf- 
ung fann der Natur der Sache nad) von den bayrifchen Gerichten nur allein 
dann in der im vorjtehenden Artifel bejtinnmten Weife. berücjichtigt werden, 
wenn eime folhe Beltrafung zur Zeit, wo der Uebelthäter wegen der näm— 
lichen Handlung in Bayern abgeurtheilt wird, bereits jtattgefunden hatte. 
Nun kann es aber auch vorfommen, daß ein Webelthäter nach erfolgter vecht3- 
fräftiger Verurtheilung in Bayern, jedod) bevor er noch, die ihm zuerkanute 
Strafe erjtanden hat, im Auslande wegen derjelben jtrafbaren Handlung 
gleichfalls abgeurtheilt wird und dortjelbjt die ihm durch das ausländische 
Strafgericht zuerfannte Strafe ganz oder theilweife verbüßt. Wenn in einem 
jolhen Falle der Uebelthäter nad) erlittener Bejtrafung im Auslande wieder 
in Bayern aufgegriffen wird, jo muß die beveits vechtsfräftig gegen ihn 
erfannte Strafe, ohne daß eine wiederholte Aburtheilung deſſelben Plag zu 
greifen hat, jofort zum Vollzuge kommen. Demgemäß evjcheint alfo in dem 
vorausgejegten Falle, wiewohl auch hiev eine Berüdjichtigung der im Aus- 
lande erlittenen Beftrafung des Uebelthäters ficherlih von der Gerechtigkeit 
geboten und dem Willen des Öejeges entjprechend wäre, doc eine Niüdjicht- 
nahme hierauf von Zeiten der inländijchen Strafgerichte nach den obwalten- 
den Berbältnifjen aus dem Grunde nicht möglich, weil bei beveitS vorliegen- 
dem vechtöfräftigen Urtheile eine weitere Aburtheilung deſſelben, bei welcher 
die im Auslande erlittene Strafe entjprechend berüdjichtigt werden fönnte, 
nicht mehr jtattzufinden hat und muß es deshalb lediglich dem Wege der 
Gnade überlaffen werden, die auf diefe Weiſe entjtehende Härte auszugleichen. — 


Art. 14. 

— * Hinſichtlich aller gegen Ausländer oder auswärtige Staa— 
tem gerichteten ſtrafbaren Handlungen kann durch königliche 
Verordnung eine gelindere Beſtrafung, als ſie die bayeri— 

ſchen Strafgeſetze beſtimmen, oder auch gäuzliche Straflofig- 

keit retorſionsweiſe vorgeſchrieben werden, wenn dieß zur 

Wahrung der Rechte des bayeriſchen Staates oder ſeiner 
Angehörigen aus Aunlaß der Geſetzgebung oder der Regier— 
ungsmaßregeln auswärtiger Staaten erforderlich erjcheint. 


Entw. von 1855 Art. 14; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. J. ©. 17, 93, der Reichsr. R. Beil. Bd. ©. 35, Prot. Bo. ©. 94; Entw. von 
1860 Art. 14; Geſetzg. en Verb, v. 1860/61 ber Abg. K. Abth. ii. .4, ber 
Reichsr. K. Brot. Br. 1. 14, 


Der Schuß, welchen das bayrifche Strafgeſetz ausländiſchen Staaten 
und deren Angehörigen angedeihen läßt, beruht zum großen Theile auf politi- 
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ſchen Gründen, welche mit den wandelbaren völferrechtlichen Verhältniffen im 
Zuſammenhange jtehen. Es fünnen aber leicht Fälle eintreten, in welchen 
es die Staatspolitik nothwendig oder väthlich macht, jenen Schug gewiſſen 
Staaten gegenüber zeitweife zu mindern oder gänzlich zu fuspendiren, um 
auf jolhe Weife die Rechte des bayrifchen Staates und feiner Angehörigen, 
fall3 fie durch die Gefeßgebungs- oder Negierungsacte diefer Staaten gefähr- 
det erjcheinen, im Wege der Netorjion zu wahren. — 

Die Beurtheilung dariiber, ob und inwieweit die Vorfehrung folder 
Netorfionsmaßregeln geboten fei, kann der Natur der Sache nach) nicht den 
Gerichten, fondern nur allein der oberften Staat3gewalt zuftehen; denn es hängt 
diefe Beurtheilung von dent mwechjeluden Stande der außer dem Bereiche des 
Richteramt3 liegenden diplomatifchen und internationalen Beziehungen ab, Mit 
Rückſicht hierauf ift im vorftehenden Artifel der Staatsregierung ausdrücklich 
das Necht vorbehalten, im Falle eintretenden Bedürfniſſes im Berordnungs- 
wege die nöthigen Netorfionsmaßregeln anzuordnen, und verjteht es ſich von 
jelbjt, daß die im diefer Weiſe von der Staatsregierung erlaffenen Berord- 
nungen von den Gerichten bei ihrer Nechtiprecjung unbedingt befolgt werden 
müſſen. 

Uebrigens können die Maßregeln der fraglichen Art immer nur in tem— 
porärer Milderung oder gänzlicher Suspenſion der Beſtrafung der ge— 
gen Ausländer oder ausländische Staaten gerichteten ſtrafbaren Handlungen, 
niemals aber in Schärfung der hiefür im Geſetze gedrohten Strafen oder in 
Aufitelung anderweiter Beitimmungen über den Thatbeftand der bezeichneten 
- Handlungen bejtehen. — 


Zweites Hanptjtüd. 
Die einzelnen Strafarten. 


Art. 15. 


Tobeöftrafe. Die Todesftrafe wird mittels Enthauptung in Gegen— 
wart einer Gerichtsfommiffion und eines Beamten der 
Staatsanwaltfchaft in einem gefchloffenen Naume vollzogen. 

Außerdem find von dem Gemeindevorjtande des Ortes, 
an welchem die Hinrichtung ftattfindet, aus den Vertretern 
der Gemeinde oder aus andern achtbaren Bürgern 24 Per— 
fonen zu berufen, um als Urfundsperfonen der Hinrichtung bei- 
zuwohnen. Für die Nichterfcheinenden bezeichnet die Gerichtss 
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Kommiſſion fofort Erſatzmänner. Eine Verpflichtung, der 
Hinrichtung beizuwohnen, beſteht übrigens weder fuͤr die 
von dem Gemeindevorſtande Berufenen noch für die von 
der Gerichtskommiſſion bezeichneten Erſatzmänner. Durch 
ihr Nichterſcheinen wird die Hinrichtung nicht aufgehalten. 
Endlich iſt einem oder zwei Geiſtlichen von der Con— 
feſſion des Verurtheilten, ſowie dem Vertheidiger der Zu— 
tritt zu gewähren. Aus beſonderen Gründen kann derſelbe 
auch anderen Perjonen geftattet werden. 
Der Bollzug der Todesjtrafe wird durch das Läuten 
einer Glocke angekündigt, welches bis zum Schluffe der 
Hinrichtung anzudauern hat. | 
Gntw. von 1855 Art. 15; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. S. 18, 94, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 36, Brot. Bd. ©. 96; Entw, von 
1860 Art. 15; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 130, 
Abth. II. S. 4, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 6, Prot. Bd. I. ©. 14. 


Wiewohl die Frage, ob die Todesjtrafe überhaupt ein zwedmäßiges 
Strafmittel fei, auch heutzutage noch in der Wifjenjchaft äußerft beftritten ift, 
hat ſich das gegenwärtige Geſetzbuch dennoch für die Beibehaltung dieſer 
Strafart als der ſchwerſten Berbrehensjtrafe entfchieden, und wurde es hiezu 
namentlich durch die Erwägung beftimmt, daß die Todesſtrafe einerfeitS bei 
geloiffen Verbrechen in Wirklichkeit eine gerechte Strafe ift, indem fie allein 
der objectiven Schwere der That und dem fubjectiven Verſchulden des Ver— 
brechers entjpricht, andererjeitS aber auch zur Zeit noch als unentbehrlich er- 
jcheint, um die vechtlihe Ordnung im Staate zu erhalten und die einzelnen 
Angehörigen vor gewiffen verbrecherifchen Angriffen zu jchügen. — Wenn 
übrigens auch das Geſetzbuch aus den angeführten Gründen die Todesitrafe 
als die ſchwerſte Strafart beibehalten hat, fo ift Doch die Anwendung diefer 
Strafe auf das möglichft geringfte Maaß eingefchränft; es find nämlich nur 
‚mehr die nachjtehenden jieben BVBerbrechen von ganz bejonderer Schwere 
und Gefährlichkeit, für welche die Todesftrafe im diefem Geſetzbuch angedroht 
ift, nämlich: 

a. der Hochverrath (Art. 101); dabei darf jedoch in dem Falle, 
mern ein Aufruhr zur Ausführung eines hochverrätherifchen Unternehmens 
ftattgefunden hat, die Todesſtrafe nach Vorjchrift des Art. 105 nicht alle 
Theilnehmer, jondern nur die dortjelbit angeführten am meiften jchuldigen 
Perjonen treffen; 

b. die fehwerften Fälle des Yandesverraths (Art. 110, 111 und 112); 

c. der höchſte Grad der Majeftätsbeleidigung (Art. 121); 

d. der Mord (Art. 228); 

e. der höchſte Grad des Raubes (Art. 302); 

f. der höchfte Grad der Erprejjung (Art. 303); 

g. der höchfte Grad des Mißbrauchs der Strafgemwalt (Art. 381). 


Tobesftrafe. Art. 15. 101 


Dei den ſämmtlichen voraufgeführten Verbrechen mit einziger Ausnahme 
der Majeftätsbeleidigung ift die Androhung der Toodesftrafe eine abfolute 
(unbedingte); bei der Majeftätsbeleidigung ift dagegen diefe Strafe nur rela- 
tiv angedroht, indem das Geſetz geftattet, in minder ſchweren Fällen Zucht: 
haus nicht unter ſechszehn Fahren eintreten zu laſſen. — 

Im Einzelnen ift zu vorftehendem Artifel Folgendes zu bemerfen : 

1. Das Geſetz kennt nur die einfache Todesftrafe; Schärfungen der 
Todesſtrafe läßt dafjelbe nicht zu, weil bei einer Strafe, welche ohnehin das 
ganze phyſiſche Daſein des Berbrechers vernichtet, jede Schärfung den Cha- 
vater unnöthiger Graufamfeit an fich tragen und nur dazu dienen wiirde, 
den Abfchen vor dem verübten Berbrechen durch das Gefühl des Mitleids 
für die Perfon des Berbrechers zu unterdrüden und auf diefe Weife den 
moralifchen Eindrnd der Strafe zu ſchwächen. — 

2. Die Bollftredung der Zodesftrafe hat mittels Enthauptung 
(Trennung des Hauptes vom Rumpfe) zu gefchehen. Eine Anordnung 
darüber, mit welchem Inſtrumente die Enthauptung vorzunehmen ift, wurde 
im Geſetze nicht getroffen, vielmehr die desfallfige Beftimmung dem Verord— 
nungswege vorbehalten, und ift dieß namentlich aus der Rückſicht gefchehen, 
damit für den Fall, wenn ſich eine zwedmäßigere Enthauptungsart, als die 
bisher übliche hervorthun follte, der unverzüglichen Einführung Dderjelben 
fein Hinderniß im Wege ftehe- Gegenwärtig hat die Enthauptung nad) der 
Verordnung vom 3. Auguft 1854 (Regierungsbl. von 1854 ©. 585) durd) 
das Fallſchwert zu erfolgen. — Seinem Zweifel kann e3 unterliegen, daß 
durch die Beftimmung des vorftehenden Artifel3 die Vorfchrift des Art. 454 
Thl. II. des Strafgefegbuchs von 1813, wornach bei verfündetem Stand: 
rechte die Todesurtheile duch Erſchießen mit der Kugel zu volljtreden 
find, feine Abänderung erleidet, da im Art. 3 des Einführungsgejeges zum 
Straf: und Polizeiftrafgefegbuche sub Ziff. 6 der Fortbeftand der dermalen 
beftehenden gefeglichen Beftimmungen über Standrecht ausdrücklich ausge— 
ſprochen ift. 

3. Da die Erfahrung gemmgjanı gezeigt hat, daß öffentliche Hinrichtungen 
nur zur Beförderung der Nohheit und zur Entfittlihung des Volfes beitra-- 
gen, fo beftimmt das Geſetz, daß die Todesftrafe in einem geſchloſſenen 
Naume zu vollziehen ift. Damit aber auch dem Gefühle des Volfes, welches 
fih gegen apfolut heimliche jeder äußern Controle entzogene Hinrichtungen 
fträubt, Rechnung getragen werde, fchreibt das Gefet weiter vor, daß dem Hin- 
richtungsacte nicht blos eine Gerichtsfonmiffion und ein ftaatSanwaltlicher 
Beamter, jondern außerdem noch vierundzwanzig vom Gemeindevorſtande des 
Hinrichtungsortes aus den Vertretern der Gemeinde oder andern achtbaren 
Bürgern zu berufende Urfundsperjonen beimohnen umd auch einem oder zwei 
Geiftlihen von der Confeffion des PVerurtheilten ſowie defjen VBertheidiger 
der Zutritt gewährt werden folle, und daß ferner während des ganzen Hin— 
rihtungsactes mit einer Glocke geläutet werde, um auf diefe Weife den ge- 
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ichehenden Vollzug des ausgefprochenen Todesurtheils zur allgemeinen Kennt- 
niß zu bringen. Nebſtdem ift es dem die Hinrichtung leitenden Kommiſſäre 
des Gerichts unbenommen, auch noch andern ald den vorbezeichneten Perjo- 
nen, welche ein befonderes Interefie daran haben, dem Hinvichtungsacte bei- 
zumohnen, wie 3. B. den Verwandten des PVerurtheilten, Aerzten, Juriſten 
und dgl. die Anweſenheit bei der Hinrichtung zu geſtatten; denn da das 
Geſetz dem Obengeſagten zufolge nur eine allgemeine Oeffentlichkeit bei der 
Hinrichtung ausgeſchloſſen wiſſen will, dagegen aber eine beſchräukte Oeffent— 
lichkeit bei derſelben ſogar ſelbſt für unumgänglich nothwendig erachtet und 
ausdrücklich anordnet, ſo ſchien es in keiner Weiſe geboten, die Zulaſſung 
anderer als der im vorſtehenden Artikel ſpeciell bezeichneten Perſonen bei der 
Hinrichtung für abſolut unzuläſſig zu erklären. 

4. Das Geſetz beſtimmt, daß die Gerichtskommiſſion für diejenigen 
von den vierundzwanzig berufenen Urkundsperſonen, welche beim Hiurichtungs— 
acte nicht erſcheinen, ſofort Erſatzmänner zu bezeichnen habe. In der 
Wahl dieſer Erſatzmänner iſt die Gerichtskommiſſion völlig unbeſchränkt, nur 
darf hiedurch unter keinen Umſtänden eine Verzögerung der Hinrichtung her— 
beigeführt werden, und folgt hieraus von ſelbſt, daß zu Erſatzmännern im— 
mer blos folche Perfonen genommen werden fünnen, welche fich bereit3 am 
Plage der Hinrichtung oder in defjen unmittelbarſter Nähe befinden. 

Ein zwedmäßiges Mittel, fih die Mögkichfeit einer jofortigen Zuziehung 
von Erfagmännern für den Fall eintretenden Bedirfniffes im Voraus zu 
fihern, dürfte wohl darin beftehen, daß der Gerichtscommiffär in Gemäßheit 
der ihm eingeräumten Befuguiß von vorneherein einigen andern Perjonen 
außer den im Geſetz fpeciell bezeichneten den Zutritt bei der Hinrichtung ge- 
stattet und aus diefen Perfonen jodann eintretenden Falls die Erſatzmänner 
entnimmt. Sollte fich einmal der Fall ereignen, daß die Zuziehung der “er- 
forderlichen Erjagmänner ohne Hinausfchiebung der Hinrichtung nicht thun— 
lic) it, was bei dem Umjtande, daß nach der Beſtimmung des vorftehenden 
Artifel3 weder für die Urkundsperfonen noch auch für die Erjagmänner eine 
gejeliche Berpflichtung befteht, der Hinrichtung beizumohnen, allerdings im 
Bereihe dev Möglichkeit liegt, jo muß von Diejer Bug ziehung ganz Umgang 
genommen werden; denn das Geſetz will nicht, daß zum Zwede einer ftren- 
gen Einhaltung der bei der Hinrichtung vorgefchriebenen Förmlichfeiten die 
Todesangft des BVerurtheilten unnöthig verlängert werde, und jchreibt des— 
halb ausdrüdlih vor, daß das Nichterfcheinen von Urkundsperſonen oder 
Erjagmännern feinen Grund für die Aufhaltung der Hinrichtung darbietet. 


Art. 16. 


Die Zuchthausftrafe kann auf Pebensdauer oder auf 
beftimmte Zeit zuerkannt werden, im letzteren Falle nicht 


Zuchtbsusftrafe, 
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auf mehr als zwanzig und nicht auf weniger als vier 
Jahre. 

Mo Zuchthauoſtrafe von weniger als vier Jahren zu— 
zuerfennen wäre, ift auf Gefängnißftrafe von gleicher Dauer 
au sprechen. " 

Entw. von 1855 Art. 175 Geſetzg. Ausſch. Verb, von 1856 58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 23, 116, 131, der Reibsr. 8. Beil. Bd. 2.38, Prot. Bd. S. 107; Entw. 
von 1860 Art. 16; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. ©. 
130, Abth. II. &.4, 8, 97, 421, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 7,49,489, Prot. Bo. 1. 
S. 18, 71. Bo. II. ©. 122, 

Das Gefeßbuch kennt drei verfchiedene Freiheitsftrafen, nämlich die 
Zuchthausſtrafe, Die Gefängmißftrafe und die Arreftitrafe. Die ſchwerſte von 
diejen Freiheitsſtrafen ift die Zuchthausſtrafe, welche nach dem Strafen- 
infteme diejes Gefeßbuchs eine weitere Berbrechensjtrafe neben der Todes- 
ftrafe bildet, und iſt bezüglich derjelben im Einzelnen Folgendes zu be- 
merfen. FR 

1) Die Zuchthausftrafe kann nach Vorſchrift dieſes Artifels entweder auf 
Vebensdauer oder auf beftimmte Zeit zuerfannt werden, Dabei ftellt 
das Geſetz bezüglich der zeitlichen Zuchthausftrafe nach beiden Seiten hin die 
Grenze feit, welche bei Zumefjung der Strafe nicht überjchritten werden 
darf; es beſtimmt nämlich als längfte Dauer der zeitlichen Zuchthausftrafe 
den Zeitraum von zwanzig, als fürzefte den Zeitraum von vier Jahren. 

Die Negel, daß die zeitliche Zuchthausſtrafe niemal3 auf mehr als 
zwanzig Jahre zuerkannt werden darf, fteht ganz ausnahmslos da; an die 
zeitliche Zuchthausftrafe von zwanzig Jahren- reiht fich immer unmittelbar die 
(ebenslängliche Zuchthausftrafe an. Zwar kann e8 allerdings in einem Falle, 
nämlich dann, wenn ein zu einer zeitlichen Zuchthausftrafe rechtskräftig ver- 
urtheilter Verbrecher vor Antritt feiner Strafe oder während des Strafvoll- 
zugs ein neues mit zeitlich begrenzter Zuchthausitrafe bedrohtes Berbrechen 
verübt, auch vorkommen, daß diefer Verbrecher, ohme zu lebenslänglichem 
Zuchthauſe verurtheilt. zu fein, eine ununterbrochene Zuchthausſtrafe von 
mehr al3 zwanzig Jahren zu erftehen hat; allein hierin ift, wie dieß 
aus der Erörterung des unten folgenden Art. 87 Elar werden wird, eine 
Berlegung der gefeßlichen Negel, daß die zeitlihe Zuchthausftrafe nicht auf 
mehr als zwanzig Jahre zuerkannt werden darf, in feiner Weife enthalten, 
Aber auch die weitere Vorjchrift des Geſetzes, daß die Zuchthaugftrafe nicht 
unter vier Jahren zuerfannt werden darf, erleidet nirgends eine Ausyahme; 
denn wenn es auch allerdings im jenen Fällen, in welchen aus bejondern 
Gründen (vgl. die Art. 13, 83 und 86) die zuerfannte Zuchthausftrafe jofort 
im Strafurtheile theilweife als erftanden erklärt wird, möglich iſt, daß der 
Uebelthäter nad) Maafgabe des ergangenen Strafurtheils thatfählid eine 
Zucthausftrafe von weniger als vier Jahren zu verbißen hat, jo liegt doch 
hierin feine Ausnahme von der obigen Vorſchrift, indem ja in diefen Fällen 
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die dem UWebelthäter wirklich zuerfannte Zuchthausſtrafe keineswegs unter 
vier Jahren betragen hat. 

2) Das Geſetz räumt den Gerichten die Befugniß ein, beim Verſuche 
(Art. 49), bei der Theilnahme (Urt. 55), und ebenſo bei dem Vorhanden- 
fein gemiffer außevordentlicher Strafmilderungsgründe (geminderte Zurechnungs- 
fähigkeit Art. 68, Exceß der Nothwehr Art. 73, Schadenserfag Art. 74) 
bis zu einem gewiſſen Maaße unter das Minimum der gefeglich gedrohten 
ordentlichen Strafe herabzugehen. Diefe den Gerichten. eingeräumte Befug- 
niß bringt e3 der Natur der Sache nad) nothwendig mit fich, daß die Dauer 
der Strafe, melche die Gerichte für eine mit Zuchthaus bedrohte ftrafbare 
Handlung zuzuerfennen für angemefjen erachten, ntunter unter das gefegliche 
Minimum der Zuchthausftrafe von vier Jahren herabfinten wird. Da nun 
aber nad) dem Syſtem des Geſetzbuchs das Minimum der Zuchthausftrafe 
niemals unter vier Jahren betragen darf, fo jchreibt das Geſetz im zweiten 
Abjage des vorftehenden Artifel8 vor, daß in jenen Fällen, in welchen auf 
diefe Weife Zuchthausftrafe unter vier Fahren zuzuerfennen wäre, an Stelle 
derjelben auf Gefängnißitrafe von gleicher Dauer gejprocden mer- 
den joll. 

In Folge dejjen nimmt zugleich die an fich ein Verbrechen bildende 
Handlung, weil jie wegen vorhandener befonderer Gründe nur mit einer Ver— 
gehensijtrafe bejtraft wird, in Gemäßheit des im Art. 1 des Geſetzbuchs 
aufgeftellten Princips, daß der Charafter einer jtrafbaren Handlung als Ver— 
brechen, Vergehen oder Uebertretung fich immer nad) der Qualität der Strafe 
(Berbrechens-, Vergeheng- oder Uebertretungsitrafe) beftimmtt, welche die Hand- 
fung nach fich zieht, für den concreten Fall die Natur eines Vergehen 
an; dabei tritt jedoch Die bezeichnete Ummandlung des Charakter der 
Handlung von einem Verbrechen zu einem Vergehen nach VBorjchrift des 
Art. 2 des Geſetzbuchs immer erjt mit der Erlafjung des Urtheils ein, 
welches die Beftrafung der Handlung mit einer Vergehensftrafe ausſpricht, 
und wird im diefer Deziehung auf die zu Art. 2 gegebene Erörterung ver: 
wiejen. 

Wohl zu beachten iſt übrigens, daß in den voraufgeführten Fällen, in 
welchen den Gerichten ein Herabgehen unter da8 Minimum der gejelich ge— 
drohten ordentlichen Strafe geftattet ift, nad) der ausdrücdlichen Beitimmung 
des Geſetzes nur allein dann an Stelle der gedrohten Zuchthausftrafe auf Ge— 
fängnißftvafe von gleicher Dauer zu erkennen ift, wenn eine Strafe in der 
Dauer unter vier „Jahren zuerfannt wird; es ijt aljo 3. B. in dem 
Falle, wenn beim Verſuche einer Nothzucht (Art. 204) die Zuerfennung einer 
Strafe von vier Jahren als dem Verſchulden des Uebelthäters entjprechend 
erachtet wird, feineswegs in das Belieben des Gerichtes gejtellt, ob es eine 
vierjährige Zuchthaus- oder eine vierjährige Gefängnißftrafe verhängen will, 
fondern es muß infolange, als nicht die Strafe unter vier Jahren zugemefjen 
wird, immer auf Zuchthausftrafe erfannt werden, & 
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3) Was die Art und Weife anlangt, in melcher das Geſetz bei der An- 
drohung der Zuchthausftrafe für die einzelnen Verbrechen verfährt, fo muß 
in diefer Beziehung vor Allem hervorgehoben werden, daß die Zuchthaus- 
ftrafe nur allein in drei Fällen, nämlich bei dem Todtſchlage an Ber: 
wandten in auffteigender Pinie nah Art. 230 Abſ. 1, beim Naube nad) 
Art. 302 Abf. 1 und bei der Erprefjung nah Art. 303 Ziff. 1 in ab- 
jolutem Maaße angedroht ift, indem das Geſetz für die drei voraufgeführten 
Verbrechen lebenslängliches Zuchthaus als Strafe feftgefegt hat. Im Uebri— 
gen ift die Androhung der Zuchthausftrafe überall nur in relativ be- 
ftimmtem Maaße gefchehen; dabei find die einzelnen Strafjäge durchgehends 
jehr weit gefaßt,” und ift auf diefe Weife den Gerichten ein äufßerft großer 
Spielraum gegeben, um bei der Ausmefjung der Strafe innerhalb des geſetz— 
lichen Minimums und Marimums auf die mitunter außerordentlich verfchie- 
denen Verhältniſſe der einzelnen Fälle gehörig Rüdficht nehmen zu können. 

Die Ausdrucksweiſe, deren ſich das Geſetz bei der Strafandrohung be- 
dient, ift eine dreifache verjchiedene : 

a. Oefters ift jomohl ein Minimum wie auch ein Marimum der 
Strafe, auf welches zu erfennen geftattet ift, mit ausdrüdlichen Worten be- 
ftimmt; dieß ift jedoch regelmäßig nur dann der Fall und auch hier nur 
allein nothwendig, wenn die angedrohte Strafe weder bis zu der gejeglich 
fürzeften Dauer der Zuchthausftrafe von vier Jahren herabgeht, noch aud 
bis zu der gejeglich längften Dauer auf Yebenszeit hinauffteigt, fondern fich 
vielmehr lediglich zwijchen dem gefeglichen Minimum und Marimum bewegt. 
In diefer Weife ift z. B. in den Art. 230 und 319 Zuchthaus von acht 
bis 16 Jahren, in den Art. 109, 178, 301 x. x. Zuchthaus von acht 
bi8 zwanzig Jahren, im Art. 229 Zuchthaus von zwölf bis zwanzig Jahren 
angedroht. Dabei kann es feinem Zweifel unterliegen, daß das Wörtchen 
„bis“, deſſen ſich das Gefeß bei der Strafandrohung zur Bezeichnung der 
Marimalgrenze zu bedienen pflegt, immer im inclufiven Sinne zu nehmen 
ift, fo daß alfo der Richter auch auf das mit dieſem Ausdrude dem Straf- 
jage beigefügte Marimum ſelbſt erfennen darf. 

b. Bei vielen Verbrechen ift nur ein Maximum der Zuchthausftrafe, 
bis zu welchem hinaufgegangen werden darf, mit ausdrüdlichen Worten be- 
ftimmt, ein Minimum dagegen nicht feftgefeßt; im diefer Weiſe ift in den 
Art. 192, 253 x. x. Zuchthaus bis zu acht Jahren, in den Art. 112, 
274 x. x. Zuchthaus bis zu zwölf Jahren, in den Art. 169, 234 ꝛc. x. 
Zuchthaus bis zu jechszehn Jahren, in den Art. 113, 231 ꝛc. x. Zuchthaus 
bis zu zwanzig Jahren angedroht. — In allen derartigen Fällen erfcheint 
Zuchthaus in der Dauer von vier Jahren als das Minimum der für das 
in Frage ftehende Verbrechen gedrohten Strafe; denn gerade der Umftand, 
daß das Gefeß hier ein Minimum nicht. befonders bejtimmt hat, fett es 
außer Zweifel, daß die fürzefte Zeitdauer, welche bei der Strafart des Zucht- 
haufes nad) dem Syſteme des Gefegbuchs überhaupt zuläffig ift, die Minimal- 
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grenze bildet, bis zu "welcher bei Ausmeſſung der Strafe herabgegangen 
werden darf. 

e. Endlich bezeichnet auch das Geſetz bei- vielen Verbrechen nur allein 
das zuläffige Minimum der Zuchthausftrafe, ohne zugleich ein Maximum 
derjelben zu beftimmen; jo 3. B. in den Art. 102, 110, 347 x. 'x., mo 
Zuchthaus nicht unter acht Jahren, in den Art. 204, 245, 357 x. x., wo 
Zuchthaus nicht unter 12 Jahren, im Art. 121, wo Zuchthaus nicht unter 
jechszehn Jahren angedroht ift. — Wo dieß der Fall ift, da ergibt ſich aus 
dem Stillſchweigen des Geſetzes hinſichtlich des Strafmaximums, aus dem 
Mangel jeder Einſchränkung in dieſer Beziehung, daß bis auf die geſetzlich 
zuläſſige längſte Dauer der Zuchthausſtrafe hinaufgegangen werden darf. Die 
geſetzlich zuläſſige längſte Dauer der Zuchthausſtrafe iſt aber nach Vorſchrift 
des vorſtehenden Artikels Zuchthaus auf Lebenszeit; es kann ſomit bei allen 
jenen Verbrechen, bei welchen ein Maximum der angedrohten Zuchthausſtrafe 
im Geſetze nicht beſtimmt iſt, nicht blos auf Zuchthaus bis zu zwanzig 
Jahren, was wohl das zuläſſige Maximum der zeitlichen Zuchthausſtrafe 
keineswegs aber die zuläſſige längſte Dauer der Zuchthausſtrafe überhaupt iſt, 
ſondern auch auf lebenslängliches Zuchthaus erkannt werden. 

4) Bei manchen Verbrechen kommt es vor, daß das Geſetz für dieſelben 
Zudthausftrafe mit dem Bemerken androht, daß in leichteren Fällen oder bei 
befonders mildernden Umftänden auch auf Gefängnißftrafe erfannt merden 
kann, jo daß alfo hier in Wirflichfeit die Zuchthaus- und Gefängnißftrafe 
alternativ gedroht und dem Nichter die Beurtheilung darüber überlafjen 
ift, ob nad) den Umftänden des concreten Falles die höhere oder die geringere 
Strafgattung den Verſchulden des Uebelthäters entjprechend erjcheint. So 
ſchreibt z. B. der Art. 329 vor, daß der betrügerifche Banferott mit Zucht: 
haus bis zu zwölf Jahren und in leichteren Fällen mit Gefängniß nicht unter 
zwei Jahren bejtraft werden foll; es erjcheint ſomit hier als der dem Richter 
für die Strafausmeffung offenftehende Strafrahmen Zuchthausftrafe in Der 
Dauer von vier bis zu zwölf Jahren oder Gefängnißftrafe in der Dauer 
von zwei Jahren bis zu dem gejeglichen Maximum diefer Strafe, nämlich 
(vgl. den folgenden Art. 17) bis zu fünf Jahren. — Bezüglich) der Frage, 
ob diejenigen ftrafbaren Handlungen, welche das Gejeg mit Zuchthaus und 
in leichteren Fällen mit Öefängnißftrafe bedroht, hinfichtlih des Verfahrens 
und der Aburtheilung al3 Verbrechen oder als Bergehen zu behandeln find, 
wird auf die Vorfchrift des vorausgegangenen Art. 2 und die dortjelbft ge— 
gebene Erörterung verwiefen. 

5) Schließlich muß noch bemerkt werden, daß die im dem früheren 
Strafgejegbuche von 1813 enthaltene Beitimmung, wornach der zu einer zeit- 
lichen Zuchthausſtrafe verurtheilte Verbrecher nad) Erftehung von drei Vier 
theilen jeiner Strafzeit im Falle gepflogener guter Aufführung den Nachlaß 
des legten Biertheil3 im Gnadenwege zu erwarten hatte, feine Aufnahme in 
dieſes Gejegbuc gefunden hat, weil eine derartige Beftimmung aus zweifacher 
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Rückſicht nicht paſſend erſcheint; einmal, weil dadurch der Geſetzgeber gewiſſer⸗ 
maaßen ſelbſt erklärt, daß die auf das Verbrechen geſetzte Strafe eigentlich 
zu hoch gegriffen fei;z und dann, weil ein geſetzlicher Auſpruch auf theilweiſe 
Begnadigung, wie er hiedurch dem Verbrecher eingeräumt war, mit dem 
Weſen der Gnade nicht vereinbar iſt. Uebrigens veriteht es ſich von felbjt, 
daß auch unter der Herrſchaft des ueuen Geſetzbuchs ſolchen Sträflingen, 
welche ganz bejondere Beweiſe einer ernftlihen Beſſerung an den Tag legen, 
die Ausfiht auf gnadenweiſe Erlangung einer Abkürzung ihrer Strafzeit 
offen bleibt, wenn gleich) im dieſem Geſetzbuche eine gejegliche Zuficherung 
der Begnadigung nicht enthalten ft. 


Art. 17. 

Gefingnifftraie. Die Strafe des Gefängniffes kann mit Ausnahme der 
in den Artifeln 77, 164 und 167 bejtimmten Fälle nicht 
auf mehr als fünf Jahre und nicht auf weniger als einen 
Tag zuerfannt werden. 


Entw. von 1855 Art. 18 Abſ 1; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber 
Abg. K. Bo. 1. ©. 24, 116, 133, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 39, Prot. Bd. ©. 
112; Entw. von 1560 Art. 17; Gefeßg. Ausſch. Verb, von 1560, 61 der Abg. KR. 
Abth. RE ©. 130 Abth. I. S. 5, der Neiher. K. Prot. Po. I. ©. 20, 


Die Gefängnißſtrafe bildet nad den Syſteme des Geſetzbuchs die 
einzige Freiheitsftrafe für Bergehen. Bon der Zuchthausftrafe unterfchei- 
det fich dieſelbe einmal hinfichtlid; der Intenſivität der Strafe, indem in 
der Behandlung der Sträflinge im Zuchthaufe einerfeit3 und in der Gefan— 
genenanftalt andererjeits nach dem Willen des Geſetzes, wie dieß bei dem 
folgenden Art. 24 dargethan werden wird, ein ſolcher Unterfchied zu bejtehen 
hat, welcher die Zuchthausjtrafe als ein weit intenfiveres Strafübel wie die 
Gefängnißſtrafe ericheinen läßt; jodann hHinfichtlich der mit der Strafe ver- 
bundenen gefeßlihen Folgen, von welchen im dritten Hauptftücde Art. 28 x. 
die Rede jein wird; endlich hinfichtlih der Zeitdauer, auf welche jede der 
beiden Strafen erfannt werden fann. Im Einzelnen ift hier Folgendes zu 
bemerfen: 

1. Das Gefeß beftimmt als regelmäßiges Maximum der Gefängniß- 
ftrafe die Dauer von fünf Jahren, demgemäß jchließt fi) das Marimum 
der Gefängnißſtrafe nicht an das Minimum der Zuchthausftrafe von vier 
Jahren an, fondern es fann die Gefängnißſtrafe auch im einer längeren 
Dauer zuerfannt werden, als das Minimum der Zuchthausftrafe beträgt. 

Die Negel, daß die Gefängnißftrafe nicht auf mehr als fünf Jahre 
zuerkannt werden darf, erleidet jedoch durch die Beſtimmungen der Art. 77 
Ziff. 1, 164 und 167 einige Ausnahmen, indem das Geſetz einerjeitS bei 
Perfonen unter ſechszehn Jahren, falls fie der Zurehnung für fähig erkannt 
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worden, und andererjeitS beim Duelle unter Umftänden eine Bejtrafung mit 
Gefängnißftrafe bis zu zehm Jahren zuläßt, und wird der Grund dieſer 
Ausnahmen bei den einfchlägigen Artikeln erörtert werden. — Weitere Aus- 
nahmen als die voraufgeführten kennt das Gefeß nicht. Zwar fann es aller- 
dings vorfommen, daß ein Uebelthäter in dem Falle, wenn er wegen ein und 
derjelben oder wegen mehrerer zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen zu— 
gleich in eine Gefängniß- und in eine Geldftrafe verurtheilt wird, und die 
erfannte Geldftrafe wegen ihrer Uneinbringlichkeit nad) Vorſchrift des Art. 27 
in Gefängnißftrafe umgewandelt werden muß, in Folge des ergangenen 
Strafurtheils eine Oefängnißftrafe von mehr als fünf Jahren zu erjtehen 
hat; jo kann z. B. Derjenige, welcher ficd) des Vergehens der gewerbsmäßigen 
Hehlerei nah Art. 310 Abſ. 1 fchuldig gemacht hat, gleichzeitig mit fünf 
Jahren Gefängnig und 1000 Gulden Geldftrafe bejtraft werden, und 
beträgt in einem folchen Falle bei eintretender Ummandlung der erfann- 
ten uneinbringlichen Geldftrafe in Gefängniß die Gefammtdauer der zu ver- 
büßenden Gefängnißftrafe, da 1000 Gulden Geldſtrafe — 333 Tagen - 
Gefängniß find, 5 Jahre 11 Monate und 3 Tage. Allein hierin ift eine 
Berlegung der Beftimmung des Geſetzes, daß die Gefängnißftrafe nicht auf 
länger al3 auf fünf Jahre zuerfannt werden darf, offenbar nicht enthalten, 
weil in diefem Falle die wirklich zuerfannte Gefängnißftrafe in der That 
nur fünf Jahre beträgt, und das hinzugetretene Mehr lediglich ein Surro— 
gat für die zufolge gefeglicher Vorfchrift mit der Gefängnißftrafe verbundene 
unvollziehbare Geldftrafe bildet. 

Das zuläffige Minimun der Gefängnißftrafe iſt vom Geſetze auf einen 
Tag feſtgeſetzt und iſt ein Herabgehen unter dieſes Minimum niemals 
geſtattet. 

2. Was die Androhung der Gefangnißſtrofe anlangt, ſo geſchieht 
ſolche niemals in abſolutem, ſondern immer nur in relativ beſtimmtem 
Maaße; dabei kommt es ſogar mitunter vor, wie dieß z. B. in den Art. 
255. Abſ. 1, 343 ꝛc. der Fall iſt, daß das Geſetz „Gefängniß“ ohne jede 
Zeitbeſtimmung androht, und ſteht hier ſelbſtverſtändlich den Gerichten bei 
der Strafausmeſſung der ganze regelmäßige Rahmen der Gefängnißſtrafe von 
einem Tage bis zu fünf Jahren zu Gebote. Abgeſehen von den vorerwähn— 
ten Fällen, in welchen die Gefängnißſtrafe ohne alle Zeitbeſtimmung ange— 
droht iſt, iſt die Ausdrucksweiſe, deren ſich das Geſetz bei der Androhung 
dieſer Strafe bedient, in gleicher Weiſe wie bei der Zuchthausſtrafe eine 
dreifach verſchiedene, indem bald ein Minimum und ein Maximum der 
Strafe wie z. B. in den Art. 153, 189, 209 ꝛc., bald blos ein Maximum 
wie 3. B. in den Art. 135, 137, 215 :c., bald endlich blos ein Minimum 
wie 3. B. in den Art. 220, 243, 282 x. feſtgeſetzt ift; und findet deshalb 
das beim vorhergehenden Art. 16 sub Ziff. 3 litt. a — c Gefagte auch 
hierher analoge Anwendung. 

3. Gleichwie das Geſetz, wie dieß bei der Erläuterung des vorher— 
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gehenden Art. 16 sub Ziff. 4 erwähnt wurde, bei manchen mit Zuchthaus- 
ftrafe bedrohten jtrafbaren Handlungen in leichteren Fällen oder bei bejon- 
der3 mildernden Umftänden auf Öefängnißftrafe zu erkennen geftattet, fo 
fommt es auch mitunter vor, daß das Gejeß für eine ftrafbare Handlung 
Gefängnißſtrafe mit dem Beifügen androht, daß in leichteren Fällen auch 
auf Arreftitrafe erfannt werden fönne; jo iſt 3.8. im Art. 163 beftimmt, 
daß der Zweikampf (ohne erjchwerende Umftände) mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre und im leichteren Fällen mit Arreſt bejtraft werden fol; es 
erjcheint alfo hier Gefängniß vou einem Tage bis zu einem Jahre oder Ar- 
reſt von einem bis zu zweiundvierzig Tagen (vgl. Art. 20) al3 der Straf- 
rahmen, welcher den Gerichten fiir die Strafausmeffung offen fteht. — Was 
hiebei die Frage anlangt, ob in einem ſolchen Falle die ftrafbare Handlung 
hinfichtlich des Verfahrens und der Aburtheilung als Vergehen oder als 
Uebertretung zu behandeln ijt, jo wird auch hier wieder auf die Vorfchrift 
des Art. 2 des Geſetzbuchs verwiefen. 


Art. 18. 


Die Gefängnißftrafe ift, wenn fie die Dauer von zwei Monaten 
nicht überfteigt, in den Bezirfsgerichtsgefängnilfen, außerdem in befonders 
hiezu eingerichteten Gefangenanftalten zu vollziehen. 

Wird Gefängnißftrafe nicht über ſechs Monate zuerkannt, jo Fan 
das Gericht, wenn es die den Umjtänden angemeſſen erachtet, im Straf: 
urtheile anordnen, daß die Strafe in einem Bezirfsgerichtsgefängniffe zu 
erſtehen fei. | 

Wird eine die Dauer von zwei Jahren überfteigende Gefängnip- 
ftrafe gegen eine Perfon erkannt, welche zugleich der in Art. 28 bezeich- 
neten Rechte ganz oder zum Theile verluftig erflärt wird, oder dieſe 
Rechte fchon durch eine frühere Verurtheilung ganz oder theilweife ver- 
wirft hat, jo kann das Gericht, foferne es dieß nach der Merfönlichfeit 
des Verurtheilten und nach der Befchaffenheit der That für angemeſſen 
erachtet, im Strafurtheile anordnen, daß die Strafe im Zuchthaufe voll- 
zogen werde. 

Entw. von 1855 Art. 18 Abſ. 2 und Art. 19; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 
1856/58 der Abg. K. Bd. I. ©. 24, 116, 133, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 39, 
Prot. Bd, S. 112; Entw. von 1860 Art. 18; Geſetzg. Aush. Verb. von 1860/61 


der Abg. K. Abth. I ©. 130, Abth. IL ©. 5, der Reichsr. K. Prot. Bo. I. 
S. 20. 


Die Gefängnißſtrafe wurde unter der Herrichaft des Strafgeſetzbuchs 
von 1813 im diefjeitigen Bayern vegelmäßig in den Unterfuhungsge- 
fängniſſen vollzogen. In diefen Unterfuchn. Bgefängniffen war aber we— 
der für eine pafjende Beichäftigung, noch für eine Einwirkung auf die mora= 


' 
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liſche Beſſerung der Sträflinge Vorforge getroffen, weil es bei der großen 
Anzahl von Unterſuchungsgefängniſſen ohne unverhältnißmäßigen Koſtenauf⸗ 
wand nicht möglich war, die nöthigen Vorkehrungen nach beiden Beziehungen 
hin zu treffen. So kam es, daß der Vollzug der Gefängnißſtrafe erfahrungs— 
gemäß nicht nur keinen heilſamen, ſondern im Gegentheile in der Regel einen 
äußerſt verderblichen Einfluß auf die Sträflinge ausübte. Dieſem unver— 
kennbar bisher vorhandenen Uebelſtande, welcher durch die nach dem gegen— 
wärtigen Geſetzbuche eingetretene bedeutende Erhöhung des Maximums der 
Gefängnißſtrafe von zwei auf fünf Jahre noch weit verderblicher hätte wirken 
müſſen, wird durch die im vorſtehenden Artikel enthaltenen Beſtimmungen 
abgeholfen. 

1. Den regelmäßigen Vollzugsort der Gefängnißſtrafen von längerer 
Dauer bilden von nun an beſonders hiezu eingerichtete Gefangenanſtal— 
ten, in welchen es allein möglich iſt, mit allen geeigneten Mitteln auf die 
Beſſerung der Sträflinge hinzuwirken, und auf dieſe Weiſe einen beim Voll— 
zuge der Freiheitsſtrafe vorzugsweiſe ins Auge zu faſſenden Zweck zu er— 
reichen. In dieſen Gefangenanſtalten müſſen nämlich die Gefängnißſtrafen, 
welche die Dauer von ſechs Monaten überſteigen, unter allen Umſtänden, 
und jene in der Dauer von mehr als zwei aber nicht mehr als ſechs Mo— 
naten dann vollzogen werden, wenn die Gerichte nicht von der ihnen im 
zweiten Abſatze des vorſtehenden Artikels eingeräumten Befugniß Gebrauch machen. 

2. Bei Gefängnißſtrafen von ganz geringer Dauer erſcheint die Erſteh— 
ung in einer Gefangenanſtalt um deswillen nicht zweckmäßig, weil einerſeits 
in ſo kurzer Zeit bei moraliſch verdorbenen Individuen eine von Erfolg be— 
gleitete Einwirkung auf ihre Beſſerung in der Gefangenanſtalt vorausſichtlich doc) 
nicht zu erwarten fteht, und andererjeit3 der Transport der Sträflinge nad) 
der vielleicht weit entfernten Gefangenanftalt nicht nur nutzloſe Koften verur- 
ſachen, jondern häufig ſchon felbft einen beträchtlichen Theil der Strafzeit, 
in welche die Zeit des Transport3 gemäß der VBorjchrift des unten folgenden 
Art. 23 meiftentheils eingerechnet werden muß, abjorbiven würde; deshalb beftimmt 
das Geſetz, daß alle Gefängnißftrafen, welche die Dauer von zwei Monaten 
nicht überfteigen, jederzeit in den Bezirfsgerichtsgefängniffen, melde 
zugleih auch al3 Unterfuchungsgefängniffe dienen, vollzogen werden müſſen. 
— Was aber den Bollzug der Gefängnißftrafen im der Dauer von mehr als 
zwei, aber nicht mehr als ſechs Monaten anlangt, jo räumt das Geſetz 
den Gerichten die Befugniß ein, auch die Erftehung diefer längeren Strafen 
in den Bezirfsgerichtsgefängniffen tm Strafurtheile anzuordnen, wenn fie dieß 
nad) den Umſtänden al3 angemeſſen erachten; ift eine ſolche Anordnung im 
Strafurtheile nicht enthalten, fo muß die Gefängnißftrafe, jobald fie einmal 
die Dauer von zwei Monaten überfteigt, immer an ihrem gewöhnlichen Voll— 
zugSorte, d. h. in der Gefangewanftalt erftanden werden. * 

Anlangend die Rückſichten, welche die Gerichte bei Beurtheilung der 
ihrem "freien Ermefjen anheimgegebenen Frage, ob die Erftehung einer Ge— 
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fängnißftrafe in der Dauer von mehr als zwei aber nicht mehr als fechs 
Monaten in Bezirfsgerichtsgefängniffe anzuordnen oder ob es bei dem ohne 
eine ſolche Anordnung ftattfindenden Strafvollzuge in der Gefangenanftalt 
zu belaffen fei, ins Auge zu faſſen haben, jo find foldhe nad) der Intention 
de3 Geſetzes vorzugsweiſe in der Perfönlichfeit des Uebelthäters zu fuchen. 
Wo nämlich nach deſſen Perfönlichfeit ein energijcher Strafvollzug nöthig 
erjcheint, wie 3. B. bei übermüthigen Raufern, bei jchlechtbeleunmmdeten Sub- 
jecten u.dgl., da wird es bei der ohnehin die Negel bildenden Straferftehung 
in der Gefangenanftalt zu belafjen fein, da der Natur der Sache nach der 
Vollzug der Strafe im eimer ausjchliegend hiezu eingerichteten Anftalt mit 
größerer Energie erfolgen fan. Wo dagegen der Charakter des UWebelthäters 
eine ftrenge Einwirkung nicht nothwendig macht, da mag es zweckmäßig er- 
iheinen, die Erjtehung der Strafe im Bezirksgerichtsgefängniffe im Straf— 
urtheile anzuordnen. 

Keinem Zweifel fann e3 unterliegen, daß das Geſetz, wenn e3 im erften 
Abſatze dieſes Artifel3 beftimmt, dag die Gefängnißftrafe bei einer Dauer von 
nicht mehr als zwei Monaten im Bezirfsgerichtsgefängnijfe vollzogen werden 
muß, hiebei nicht die Dauer der im Strafurtheile gegen den Bejchuldigten 
-ausgefprochenen, fondern vielmehr die Dauer der von ihm nah Maßgabe 
diefes Uxtheils zu erftehenden Strafe im Sinne hat; dieß ergibt ſich mit 
Gewißheit aus den oben dargelegten Motiven, welche den Öefegeber bewogen 
haben, die Erftehung einer nicht mehr al3 zwei Monäte dauernden Gefängniß— 
jtrafe im Bezivksgerichtsgefängniffe anzuordnen. Segen wir alfo 3. B. den 
Fall, daß ein Angefchuldigter zwar zu einer Gefängnißftrafe von einem Jahre 
verurtheilt ift, von diefer Strafe aber entweder wegen einer bereits im Auslande 
erlittenen Beftrafung (vgl. Art. 13) oder wegen umverjchuldet verlängerter 
Unterjuhungshaft (vgl. Art. 83) eilf Monate als erftanden erklärt find, jo muß 
bei dem Umſtande, daß hier die noch zu erjtehende Strafzeit nur einen Monat 
beträgt, die Strafe im Bezivfsgerichtsgefängniffe vollzogen werden, wenn 
gleih die Dauer der gegen den Angefchuldigten erkannten Strafe die 
Dauer von zwei Monaten und felbjt von ſechs Monaten weit überfteigt. In 
gleicher Weife muß der Strafvollzug zweifellos auch in dem Falle im Bezirks— 
gerichtsgefängniffe ftattfinden, wenn eine erfannte Gefängnißſtrafe von längerer 
Dauer vor Antritt der Strafe im Gnadenwege auf zwei Monate oder auf 
ein noch geringeres Maaß herabgeſetzt wird, oder wenn zufolge der Beſtimm— 
ung des unten folgenden Art. 23 Abſ. 2 über die Berechnung des Anfangs 
der Strafzeit bei einem im Unterfuchungshaft befindlichen Berurtheilten zur 
Zeit, wo das Urtheil gegen ihn zum Bollzuge kommt, bereitS jo viel von 
der Strafzeit abgelaufen ift, daß der verbleibende Reſt nicht über zwei Mo- 
nate beträgt. a | 

Was dagegen die den Gerichten im zweiten Abjage des vorftehenden 
Artifel3 eingeräumte Befugnig anlangt, die Erftehung einer ſechs Monate 
nicht überjteigenden Gefängnißſtrafe im Bezivksgerichtsgefängniffe anzuordnen, 
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fo ift im diefer Beziehung, wie dieß fhon der Wortlaut des Geſetzes deutlich 
zu erkennen gibt, immer nur die Dauer der zuerkannten Gefängnißſtrafe 
maaßgebend; es darf alſo hiebei feine Rückſſicht darauf genommen werden, 
ob der Verurtheilte noch die ganze oder nur noch einen Theil der zuerkannten 
Strafe zu erſtehen hat, und findet dieß auch ſeine innere Rechtfertigung darin, 
weil Derjenige, welcher zu einer Gefängnißſtrafe von mehr als ſechs Monaten 
verurtheilt wird, immer eine ſtrafbare Handlung von ſolcher Bedeutung ver— 
übt hat, daß es nicht mehr am Platze wäre, zu ſeinen Gunſten eine Aus— 
nahme von der Regel, wornach alle die Dauer von zwei Monaten über— 
ſteigenden Gefängnißſtrafen in den Gefangenanſtalten zu vollziehen ſind, ein— 
treten zu laſſen. 


3. Während nad dem früheren Strafgeſetzbuche von 1813 bei der 
Sefängnißftrafe eine äußere Shärfung durh Schmälerung der Koft und 
durch Liegen auf bloßen Brettern zuläßig und im diefer Weiſe den Gerichten 
Gelegenheit gegeben war, diefe Strafe bei jenen Individuen, bei welchen 
dieß nach ihrer Perfönlichkeit nothwendig ſchien, intenfiver zu machen, läßt 
das gegenwärtige Geſetzbuch äußere Schärfungen der Gefängnißftrafe aus dem 
Grunde nicht zu, weil die Anordnung derartiger Schärfungen die Hausord- 
nung in den Gefängnißanftalten ftören, und nebftdem auch in den Bezirks— 
gerichtsgefängniffen der möthigen Bollzugscontrole entbehren würde. Da 
nun aber gleichwohl ein‘ dringendes Bedürfnig, der Oefängnißftrafe bei be» 
ſonders gefährlichen und verworfenen Subjecten eine größere Intenfivität 
geben zu fönnen, unverkennbar bejteht, jo gibt das Gejeg im dritten Abſatze 
des vorftehenden Artikels ein anderes Mittel zu einer intenfiven Steigerung 
der Gefängnißftrafe an die Hand. ES räumt nämlich den Gerichten die 
Befugniß ein, unter Umftänden im Strafurtheile den Bollzug der erkannten 
Gefängnißftrafe im Zuchthaufe anzuordnen, was die Wirkung hat, daß 
der zur Gefängnißſtrafe Verurtheilte während der Erftehung feiner Strafe 
im Zuchthaufe nach den für die Behandlung der Zuchthausfträflinge gegebe- 
nen Vorſchriften behandelt wird. Hiedurch wird nicht nur der Zweck einer 
intenfiven Straferhöhung der Oefängnißftrafe ohne Anwendung von äußeren 
Schärfungsmitteln vollkommen erreicht, jondern auch noch ein weiterer äußerft 
wichtiger Vortheil erzielt; es wird nämlich auf diefe Weife den Gerichten 
ein Mittel an die Hand gegeben, dafür Sorge zu tragen,- daß foldhe Per- 
fonen, welchen blos wegen einer weniger bedeutenden ftrafbaren Handlung 
und bei noch geringer moralifcher Verſchlechterung die Freiheit entzogen ift, 
von der äußerſt verderblichen Gejellichaft fchlecht beleumundeter moraliſch ganz 
verfommener Individuen, welche fich bereits al3 gefährliche Gegner der bür— 
gerlichen Geſellſchaft gezeigt Haben, möglichft fernegehalten werden, und wird 
diefer Umftand namentlich auch dazu beitragen, daß die Erftehung einer 
Strafe in den Gefangenanftalten in den Augen des Volkes nicht als enteh- 
vend betrachtet werden wird, 
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Die Befugniß, die Erſtehung der Gefängnißſtrafe im Zuchthauſe anzu— 
ordnen, iſt übrigens den Gerichten keineswegs unbedingt eingeräumt; vielmehr 
find dieſelben hiezu nur bei dem Zuſammentreffen folgender zwei Voraus— 
jegungen berechtigt : 


a. Die Gefängnißftrafe, auf welche erfannt wird, muß die Dauer vor 
zwei Jahren überfteigen; denn mo blos eine That in Frage ift, bei 
welcher eine zwei Jahre überfteigende Gefängnißftrafe entweder gar nit er- 
fannt merden kann oder wenigftens eine folche zu erfennen von dem Gerichte 
nach) den obmwaltenden Umftänden nicht für angemejjen befunden wird, da exr- 
achtet es das Gefeß nicht als nothwendig oder räthlih, den Gerichten Die 
erwähnte doch immerhin eine Anomalie bildende Befugniß zu geftatten. — 
Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß bei der Frage, ob wit Rückſichet 
auf die Dauer der Gefängnißftrafe deren Vollzug im Zuchthaufe angeordnet 
werden darf, immer die im Strafurtheile zuerfannte, und nicht etwa die 
nach) Maßgabe des Urtheils zu erftehende Strafe entjcheidend ift; dieß folgt 
jowohl aus dem eben erwähnten Motive, welches diefe Einjchränfung her— 
‚vorgerufen hat, wie auch aus den Worten des Gejeges ſelbſt: „Wird eine 
die Dauer von zwei Jahren überfteigende Gefängnißſtrafe erfannt,” und 
ift es alfo hienach 3. B. offenbar zuläffig, in dem Falle, wenn ein Ange- 
flagter zu einer Öefängnißftrafe von zwei und einem halben Jahre verurtheilt, 
hievon aber ein Jahr (wegen im Auslande erlittener Beftrafung oder wegen 
unverſchuldet erlittener Unterfuchungshaft) als bereit3 erſtanden erflärt wird, 
den Vollzug des hienach noch verbleibenden Strafreftes von anderthalb Jahren 
im Zuchthaufe anzuordnen. 


b. Der Angeklagte muß der im Art. 28 bezeichneten Rechte ganz oder 
theilweife entweder in dem gerade gegen ihn ergehenden Strafurtheile für 
verluftig erflärt werden, oder er muß Ddiefer Rechte ganz oder theil- 
weife in Folge einer früheren Berurtheilung bereits verluftig fein. 
Da nämlich) Derjenige, welcher in Folge der gegenwärtigen oder einer frühe- 
ren Berurtheilung die im Artikel 28 aufgezählten Ehrenrechte ganz oder. 
auch blos theilweife nicht mehr bejigt, bereit3 einen entehrenden Madel - 
an fich trägt, jo wurde es als zwedmäßig erachtet, diefen Berluft als 
ein weſentliches Erfordernig und als die Orenzlinie für. die den Gerich— 
ten eingeräumte Befugniß zu bezeichnen. — Wohl zu beachten ift übri- 
gens, daß das Gefeg, wenn es hier von dem gänzlichen oder theilweifen 
Berlufte der im Artikel 28 bezeichneten Rechte fpricht, hierunter den 
Berluft der Fähigkeit verfteht, die dortjelbjt aufgeführten Chren- und 
ftaatsbürgerlihen Rechte ſämmtlich oder einzelne derjelben zu bejigen be- 
ziehungsweife auszuüben. Hienach kann aljo z. B. bei einer Perjon, gegen 
welche zwar der Verluſt ihres öffentlichen Dienftes, nicht aber auch der Ver— 
(uft der Fähigkeit, je wieder einen öffentlichen Dienft zu erwerben, ausge- 
iprochen wurde, der Bollzug der Gefängnißftrafe im Zuchthaufe nicht ange 
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ordnet mwerden.") — Infoweit die Anordnung. des Strafvollzug im Zuchthaufe 
fih auf einen in Folge einer früheren Berurtheilung eingetretenen gänzlichen 
oder theilweifen Verluſt der im Art. 28 bezeichneten Rechte jtügt, ift es der 
Natur der Sache und dem Wortlaute des Geſetzes nach unumgänglich noth- 
wendig, daß der Angejchuldigte zur Zeit der Erlaſſung des neuerlichen Straf- 
urtheils diefer Rechte noch verluftig if. Wer alfo die fraglichen Rechte 
zwar in Folge einer früher ftattgehabten Verurtheilung ganz oder theilweife 
verloren gehabt, aber in der Zwifchenzeit auf irgend eine Weife, 3. B. durch 
eine auch die Straffolgen umfaſſende Amneſtie, wie folche beifpielsweife im 
Jahre 1848 durch das Gefeg vom 15. April 1848, die Ammeftirung be- 
treffend, erlaffen wurde, oder durch fünigliche Gnade nach Mafgabe des 
Gefeges vom 10. Juli 1861, die Aufhebung der Straffolgen betreffend, 
wieder erlangt hat, gegen den kann der Vollzug einer neuerlich verwirkten 
Gefängnißſtrafe im Zuchthaufe nicht angeordnet werden. — 

Dei dem BVorhandenfein der beiden eben erörterten VBorausfegungen er- 
teilt das Gejeg den Gerichten die Befugniß, den Vollzug der Gefängnig- 
ftrafe im Zuchthaufe anzuordnen, und nur allein dann, wenn das (aburthei- 
(ende) Gericht eine folhe Anordnung im Strafurtheile erlaffen hat, kann der 
Strafvollzug im Zuchthaufe ftattfinden. In der Beurtheilung darüber, ob 
eine folhe Anordnung zu treffen ift, find die Gerichte ganz unbejchränft; 
denn es enthält in diefer Beziehung das Gefeg lediglich die Beſtimmung, 
daß ſowohl die Perfönlichkeit des Verurtheilten wie auch die Beichaffenheit 
der That in Betracht gezogen werden foll, und jtellt es im Uebrigen Alles 
dem vichterlihen Ermeſſen anheim. — 

Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß die Gefängnißftrafe auch dann, 
wenn ihr Vollzug im Zuchthaufe ftattfindet, niemals aufhört, eine Ber- 
gehensftrafe zu fein, da felbftverftändlich der Ort, wo die Gefängnißftrafe 
vollzogen wird, den gejeglich -beftimmten Charakter derjelben als einer Ver— 
gehenstrafe nicht alteriven kann. Daraus folgt von felbft, daß der Vollzug 
der Gefängnißftrafe im Zuchthaufe von den zur Aburtheilung von Vergehen 
berufenen Gerichten angeordnet werden kann, und daß ferner die Aufhebung 
der Eidesfähigfeit und Befchränfung der Bermögensrechte, welche gemäß der 
Vorſchrift der unten folgenden Art. 31 und 32 bei Zuchthausfträflingen für 
die Dauer ihrer Strafzeit eintritt, bei den zur Erftehung einer Gefängniß- 


) Daß die Anordnung des Bollzugs der Gefängnißftrafe im Zuchthauſe nad 
dem Willen des Gefeges nur gegen Denjenigen zuläffig fein ſoll, welcher die Fähig— 
Feit zu den im Art. 28 bezeichneten Mechten oder zu einzelnen berjelben verloren 
bat, wurde namentlih im Ausſchuſſe der Abgeordnnetenfammer ausdrüdlich anerkannt 
und bervorgeboben, und läßt es fich deßhalb nicht bezweifeln, daß das Gefeß, deſſen 
Wortlaut allerdings auch eine weitere Auffaffung zulajfen würde, in der angegebenen 
vejtrictiven Weife ausgelegt werden muß. Bol. die Aeußerungen der se Dr. Barth 
und Dr. Weis im re der Abg.-Kammer Bd. I, ©. 136 u. 137 
der Verb, von 1856/58, 
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Strafe im Zuchthaufe verurtheilten Sträflingen nicht Pla greift, indent diefe 
Sträflinge nad) dem Obengefagten nur al8 Zuchthausfträflinge behandelt 
werden, feineswegs aber wirkliche Zuchthausfträflinge find. — 

Schließlich muß noch erwähnt werden, daß der Vollzug der Oefängnif- 
ftrafe im BZuchthaufe bei dem Vorhandenfein der gefeglichen Vorausſetzungen 
auch in dem Falle verfügt werden kann, wenn die Zuchthausftrafe nad) den 
Borjchriften über Ausmeffung der Strafen unter das gefeglihe Minimum 
von vier Jahren herabfinft, und deshalb in Gemäßheit der Vorjchrift "des 
Art. 16 Abi. 2 ftatt derfelben auf Gefängnißftrafe von gleicher Dauer er- 
fannt werden muß; denn es müſſen in einem folchen Falle der Natur der 
Sache nad) iiberhaupt alle gefeglichen Beftimmungen zur Anwendung fommen, 
welche das Geſetz über den Ort des Vollzugs der Öefängnißftrafe aufſtellt. 

4. Inwieweit die im vorftehenden Artifel enthaltenen Borfchriften über 
den Ort des PVollzugs der Gefängnißftrafe bei Perfonen unter ſechszehn 
Jahren eine Ausnahme erleiden, wird zu Art, 80 näher erörtert werden. 


Art. 19. 


in hg Die Zuchthaus oder Gefängnißftrafe ift in einer Feit- 
ung zu vollziehen, wenn das Gericht folches der Bildungs- 
ftufe oder den bürgerlichen Verhältniſſen des Verurtheilten, 
fowie den befonderen Umſtänden der That oder der derſel— 
ben zu Grunde gelegenen Gefinnung angemeſſen findet und 
in dem Strafurtheile anprönet. 
Entw. von 1855 Art. 21 Abſ. 1; Geſetzg. — a von 1856/58 ber 
Abg. 8. Bd. I. ©. 25, 140, ber Reiche. K. Beil. Bd. ©. 48, Prot. Bd. S. 137; 


Entw. von 1860 Art. 21 abſ. 1; Geſetzg. — Verh. a 1860/61 der Abg. Kl 
Abth. I. ©. 5, der Reichsr. K. Plot. Bd. J. 21. 


Das Strafübel, welches die Verübung einer ſtrafbaren Handlung nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen nach ſich zieht, ſoll nach dem Grundſatze, daß 
alle Perſonen vor dem Geſetze gleich ſind, für Jedermann von derſelben 
Größe ſein. 

Bei der Zuchthaus- und Gefängnißſtrafe bringt es aber die Ver— 
ſchiedenheit der Bildungsſtufe und der ſocialen Stellung der Verurtheilten 
häufig mit ſich, daß der Vollzug der Strafe in den allgemeinen Strafanſtalten 
den Einen unverhältnißmäßig härter treffen würde, wie den Andern. Denn 
bei dem Einen enthält der Aufenthalt in der allgemeinen Strafanſtalt keine 
auffallende Aenderung ſeiner bisherigen Lebensverhältniſſe bezüglich der Um: 
gebung, Beichäftigung u. dgl., während der Andere dadurch in allen Bezieh— 
ungen auf das Empfindlichſte berührt wird. 

Um die in dieſer Weiſe entſtehende Ungleichheit bezüglich des Strafübels 
zu vermeiden und das allgemeine Princip der Gleichheit Aller vor dem Ge— 

8* 
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ſetze zu wahren, — keineswegs aber zu dem Zwecke, um dadurch eine Rechts⸗ 
ungleichheit zu begründen — räumt das Geſetz im vorſtehenden Artikel den 
Gerichten ſowohl bezüglich der Zuchthausſtrafe, wie auch bezüglich der Ge— 
fängnißſtrafe unter gewiſſen Vorausſetzungen die Befugniß ein, im Straf— 
urtheile anzuordnen, daß der Strafvollzug anftatt in den allgemeinen Straf— 
anftalten in einer Feftung ftattzufinden habe. 

1) Was die Vorausſetzungen anlangt, durch melde die Zuläffig- - 
feit der Surrogirung der Feftungshaft an Stelle des Zuchthaufes oder . 
Gefängniſſes bedingt erfcheint, fo ift auch hier wieder bei der großen Ver— 
jchiedenartigfeit der einzelnen Fälle das Meifte dem richterlichen Ermeſſen 
überlaffen, und beftimmt das Gefeg nur im Allgemeinen jene Gejidhts- 
punkte, von welchen die Gerichte auszugehen haben. 

Nach dem Willen des Gefeges foll nämlich der Vollzug der bezeichneten 
Freiheitsftvafen auf der Feſtung nur allein bei dem Vorhandenfein der nach— 
ftehenden zwei Vorausſetzungen Plag greifen: 

a. Wie bereit$ erörtert wurde, beiteht der Grund und Zweck der frag- 
lichen Gejegesbeftimmung darin, dem gebildeten an gemwählteren Umgang 
. gewöhnten Verurtheilten die unverfennbare Strafjchärfung zu erjparen, melche 
in der Negel für ihn durch das Zuſammenleben mit rohen und ungebildeten 
Sträflingen auf das Peinlichjte hervortreten müßte, während dieß von dem 
jelbjt Ungebildeten gar nicht empfunden wird. Daraus folgt von felbit, daß 
die erſte Vorausſetzung für den Strafvollzug in einer Feftung immer ſolche 
perjönlihe Verhältniſſe des PVerurtheilten find, welche denjelben hiezu 
qualificivt erjcheinen lafjen. Und zwar haben in diefer Beziehung nach Vorjchrift 
des vorftehenden Artifels die Bildungsftufe und die bürgerlichen Ber- 
hältnifje des Verurtheilten, d. h. deſſen Stand und Stellung im bürgerlichen 
Leben in Betracht zu kommen; dabei ſetzt es die Fafjung des Geſetzes 
„Bildungsſtufe oder -bürgerliche Verhältniſſe“ außer Zweifel, daß der Straf- 
vollzug im der Feftung in feiner Weife ein bloßes Standesprivilegium fein, 
jondern daß hiebei ebenfomwohl auch die Bildung an fich ohne Unterfchied des 
Standes berüdfichtigt werden foll. 

Allein die voraufgeführten perjönlichen Verhältniſſe find für ſich allein 
noch nicht im Stande, den Strafvollzug in einer Feſtung zu rechtfertigen; 
vielmehr wird hiezu 

b. noch weiter erfordert, daß die bejondern Umftände der That 
vder der ihr zu Grunde gelegenen Geſinnung den Uebelthäter auch des 
Strafvollzugs in einer Feftung würdig erjcheinen laſſen. — Wenn nämlich 
ein Menſch von höherer Bildung oder Yebensftellung fo tief finft, daß er 
eine aus durchaus niedrigen Motiven hervorgehende, eine ganz gemeine Ge— 
finnung verrathende ftrafbare Handlung verübt, jo verwirft er dadurch offen- 
bar jeden Anſpruch auf Schonung feines Zartgefühls; die Aufnahme in ein 
gewöhnliches Strafhaus ift dann für ihm entweder gar feine Strafjchärfung, 
weil er dort nur zu Leuten kommt, die ihm in Oefinnungen und Anfichten 
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gleichftehen, oder fie ift wenigftens eine verdiente Schärfung für ihn, weil er 
durch feine höhere Bildung oder Yebensftellung um jo mehr von einer ganz 
niedrigen Handlungsweiſe ſich hätte abhalten laſſen jollen. 

Der vorftehenden Ausführung zufolge ift aljo der Vollzug der Zucht: 
haus- oder Gefängnißjtrafe in einer Feſtung nur allein in dem Falle gerecht: 
fertigt, wenn die angeführten zwei Vorausfegungen, nämlich auf der einen 
Seite Bildung oder höhere Yebensftellung des Uebelthäters, und- auf der 
andern Seite eine ftrafbare Handlung, welche ihrer Beichaffenheit nad) oder 
wenigftens nah den ihr zu Grunde liegenden Motiven feine ganz gemeine 
und niedrige Gefinnung des Webelthäters zu erkennen gibt, vereinigt zus 
janmentreffen; fehlt auch nur die eine diejer beiden Borausfegungen, jo er- 
ſcheint es nach dem Willen des Gefeges nicht zuläffig, den Strafvollzug in 
einer Feſtung anzuordnen." 

2) Die Anordnung des Strafvollzugs in einer Feftung bewirkt lediglich 
eine Aenderung des Bollzugsortes der Strafe; die Strafgattung, d..h. 
der Charakter der Strafe ald Zuchthaus beziehungsweife Gefängnißſtrafe wird 
hiedurch in feiner Weife alterirt, und find deshalb die gefeglihen Folgen 
der Zuchthaus und Gefängnißftrafe bei dem Bollzuge diefer Strafen in einer 
Feftung ganz diejelben, wie bei deren Vollzuge in den gewöhnlichen Straf: 
anjtalten. — Da fodann der Strafvollzug in der Feftung nad) dem Syſteme 
des Gejegbuchs feine befondere Strafart bildet, jo haben auch die Gerichte, 
wenn fie denjelben anzuordnen für angemefjen erachten, nicht die Berurtheilung 
des Angeklagten zur Feftungsftrafe, jondern vielmehr die Verurtheilung des— 
jelben zu einer in einer Feftung zu vollziehenden Zuchthaus- beziehungs- 
mweife Gefängnißftrafe auszufprechen. 

3) Bei dem Bollzuge der Gefängnißſtrafe im einer Feftung fönnte 
die Frage aufgeworfen werden, ob hiebei die Beſtimmung des vorhergehenden 
Art. 18 Abf. 3, wornach die Gerichte den Bollzug einer die Dauer von 
zwei Jahren überfteigenden Gefängnißftrafe unter gewiffen Umftänden im 
Zuchthauſe anzuordnen befugt find, Anwendung finden fünne? Denn aud 
beim Strafvollzuge in der Feftung befteht nad) Vorſchrift des folgenden Art. 
25 der Unterfchied zwifchen Zuchthaus und Gefängnißſtrafe; es könnte alfo, 


1) Bei den Verhandlungen des Gefeßgebungsausichuffes der Abgeordnnetenfammer 
von 1856/58 (Bd. I. S. 140) wurde zwar von ben Abgeordneten Dr. Völk und 
Dr. Baur die Beſtimmung des vorftehenden Artikels in der Weife aufgefaßt, als ob 
auch Schon das Vorhandenſein der einen von den beiden angeführten Vorausſetzun— 
gen für ſich allein die Anordnung des Strafvollzugs in einer Feſtung rechtfertigen 
könne. Allein diefer Auffafjung ftehen nicht allein die bei derſelben Gelegenheit von 
Seiten des Ausſchußvorſtandes und des Minifterialratbs von Neumayr als Bertres 
ters der Staatsregierung gemachten Aeußerungen , jondern nebjtdem auch der Wort— 
laut des Geſetzes, die"Motive des in diefer Beziehung unverändert gebliebenen Ges 
jegentwurfes von 1855 und der Vortrag des Referenten Dr. Weis geradezu entgegen, 
und kann diefelbe deßhalb ficherlich nicht als die richtige erachtet werben. 
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wenn auch vielleicht diefelbe Feftung zum Bollzuge beider Strafarten — der 
Zuchthausſtrafe fowohl, wie auch der Gefängnißftrafe — benützt wird, doch 
immerhin der Vollzug der Gefängnißftrafe in einer Feftung in der Weife 
ftattfinden, daß der Sträfling gleich Denjenigen, welche zur Erftehung einer 
in der Feftung zu vollziehenden Zuchthausftrafe verurtheilt find, behandelt 
würde, und in diefer Weife die Vorfchrift des Art. 18 Abi. 3 beim Straf- 
vollzuge in der Feftung gleichfall3 zur Anwendung gebracht werden. — Allein 
wenn hienach auch die Möglichkeit, die erwähnte Gejegesvorfchrift beim Voll— 
zuge der Öefängnißftrafe in einer Feftung zur Anwendung zu bringen, nicht 
wohl zu bezweifeln ift, fo ift es doch aus factifchen Gründen nicht denkbar, 
daß die Gerichte jemals in die Yage kommen, von diefer Möglichkeit practifchen 
Gebrauch zu machen. Denn nach Borfchrift des Art. 18 Abi. 3 follen die 
Gerichte den Vollzug der Gefängnißitrafe als Zuchthausftrafe nur dann an— 
ordnen, wenn fie dies nach der Perfönlichfeit des Verurtheilten und nad 
der Befchaffenheit der That für angemefjen erachten; wo aber die Per- 
fönlichfeit des BVerurtheilten und die Beichaffenheit der That von der Art 
find, daß die Gerichte fich zu einer folhen Anordnung veranlaßt fehen, da 
fünnen die gejeglichen VBorausfegungen, bei deren Vorhandenſein allein nad, 
Vorſchrift diefes Artikels der Vollzug der Gefängnißftrafe in einer Feftung 
ftattfinden darf, der Natur der Sache nad) niemals gegeben fein, 


Art. 20. 


Arreſtſtrafe. Die Arreſtſtrafe kann nicht auf mehr als zwei und 
vierzig Tage und nicht auf weniger als einen Tag zu— 
erkannt werden. 

Sie iſt in den Polizeigerichtsgefängniſſen zu vollziehen. 
Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. Bd. I. ©. 26, 141, der Reichs. 
K. Beil. Bd. ©. 48, Prot. Bd. S.137; Entw. von 1860 Art. 22; Geſetzg. Ausſch. 


Berh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 131, Abth. II. ©, 5, der Reichsr. K. 
Prot. Bd. I. ©. 21. 


Die Arreftjtrafe bildet nad dem gefeglichen Strafenſyſteme die für 
Uebertretungen beftimmte Freiheitsftrafe. Sie fteht hinſichtlich der Inten- 
fivität des Strafübels ziemlich auf gleicher Stufe mit der Gefängnißſtrafe, 
und unterjcheidet fich von derſelben hauptfächlich durch, die Zeitdauer, auf 
welche fie erfannt werden kann, ſowie in gewifjer Beziehung auch dadurch, 
daß beftimmte Straffolgen, welche mit der Verurtheilung in eine Gefängniß- 
ftrafe unter Umftänden (vgl. Art. 29) verbunden find, bei der Arreftftrafe 
niemal3 eintreten können. Im Einzelnen ift hier zu bemerken: 

1. Das Geſetz erflärt als zuläffiges Marimum "der Arreftftrafe die 
Dauer von 42 Tagen; die Feftfegung eines höheren Marimums wurde vor— 
zugsweife aus dem runde nicht für zuläffig erachtet, weil die Uebertretun 
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gen nad) den beftehenden procefiualen Einrichtungen durch Einzelnrichter abge- 
urtheilt werden, - und es bedenklich jchien, den Einzelnrichtern eine größere 
Strafcompetenz einzuräumen. 

Ausnahmen von dem voraufgeführten Marimum der Arreitftrafe kennt 
dieſes Geſetzbuch nicht; denn mwiewohl e8 in dem Falle, wenn Jemand 
wegen einer und derjelben Uebertretung oder beim Zuſammentreffen mehrerer 
Vebertretungen im eine Arreſt- und Geldftrafe cumulativ verurtheilt wird, 
und ſodann die Geldftrafe wegen Uneinbringlichkeit nach Borfchrift des unten 
folgenden Art. 27 in Arreftftrafe umgewandelt werden muß, vorfommen fann, 
daß ein Berurtheilter in Folge des gegen ihn ergangenen Strafurtheils eine 
Arreftitrafe von mehr als 42 Tagen zu erftehen hat, jo ift doch hierin nach 
dem bereitS oben zu Art. 17 sub Ziff. 1 bei der Gefängnißftrafe Gefagten 
eine Ausnahme von der gejeglichen Beitimmung, daß die Arreftitrafe nicht 
auf mehr al3 42 Tage erkannt werden kann, in feiner Weife enthalten. — 
Dagegen erklärt es der Art. 7 des Einführungsgejeged zum Straf und 
Polizeiftrafgejegbuche für zuläffig, daß die Arreftitrafe in den ein- 
zelnen neben dem allgemeinen Strafgefegbuche fortbeftehenden Specialge- 
jegen das regelmäßige Marimum vdiefer Strafe von 42 Tagen überfteigen 
fann ; dabei jchreibt aber der Art. 31 Abſ. 4 des bejagten Einführungs- 
gefeges mit Rüdjicht darauf, daß nad) dem Dbengefagten das Gejeß es für 
bedenklich erachtet, dem Einzelnrichter die Kompetenz zur Berhängung einer 
Arreftftrafe von mehr als 42 Tagen einzuräumen, zugleich vor, daß diejeni- 
gen Uebertretungen, welche in diefer Weiſe mit einer Arreftftrafe von länge- 
ver Dauer als von 42 Tagen bedroht find, nicht von den regelmäßig für 
die Uebertretungen zuftändigen Einzelwichtern, fondern vielmehr von den 
Bezirksgerichten abzuurtheilen find. — 

Das Minimum der Arreftftrafe ift im gleicher Weife, wie dieß bei 
der Gefängnißftrafe der Fall ift, auf einen Tag feftgefegt, weil ein gerin- 
geres Minimum nah Stunden bemefjen bei ftrafrechtlichen Webertretungen 
als zu nichtsfagend erfcheinen mirde, und zudem bei jenen Webertretungen, 
bei welchen unter Umpftänden felbft eintägiger Arreft eine zu hohe Strafe fein 
fönnte, den Gerichten immer Gelegenheit gegeben ift, ftatt der Arreftitrafe 
blos auf eine Geldftrafe (bi8 zu einem Minimum von 30 Kreuzern) zu er 
kennen. 

2. Die Androhung der Arreftitrafe bei den einzelnen Webertretungen 
gefchieht immer nur in relativ beftimmtem Maaße, und zwar droht das 
Geſetz entweder blos „Arreft” ohne jede Zeitbeftimmung an, jo daß aljo den 
Gerichten bei der Strafausmeffung der ganze Rahmen der Arreftitrafe von 
einem bis zu zweinmdvierzig Tagen zu Gebote fteht, wie dieß z.B. in den 
Art. 146, 162, 179 x. der Fall ift; oder es beftimmt ein gewiffes Mari- 
mum des Strafmaaßes, über welches hinauszugehen den Gerichten nicht ge— 
ftattet ift, wie 3. DB. in den Art. 128, 148, 180 x. Eine Einfchränfung 
hinfichtlich des Minimums der Arreftftrafe ift bei feiner von den in dieſem 
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Gefeßbuche behandelten Uebertretungen gemacht und kann deshalb überall bis 
auf das gejeglihe Minimum von einem Tage herabgegangen werden. — 

3. Der Bollzug der, Arreftitrafe hat nad) Vorſchrift des Geſetzes in 
den Polizeigerihtsgefängnifjen zu gefchehen; eine Ausnahme hievon 
fann nur allein in dem im Art. 40 Abſ. 3 beftinmten Falle eintreten, wie 
dieß dortjelbft näher erörtert werden wird. — Die Anordnung des Straf- 
vollzugs in einer Feſtung erfcheint bei der Arreſtſtrafe gefeglich nicht zu— 
läſſig. Es ergibt fich dieß zweifellos daraus, weil der von dem Strafpoll- 
zuge in einer Feſtung handelnde Art. 19 lediglih von der Zuchthaus- und 
Gefängnißftrafe Spricht, der Arveitftrafe dagegen feine Erwähnung thut; umd 
e3 find auch in der That jene Gründe, welche nach der zu Art. 19 gege- 
benen Erörterung bei der Zuchthaus: und Gefängnißftrafe den Strafvollzug 
in einer Feſtung unter Umftänden als gerechtfertigt und nothwendig erjcheinen 
lafjen, bei der Arreftftrafe nicht in demjelben Maaße vorhanden, da bei die- 
jer Strafe nach der Art ihres Vollzugs ein Zufammenleben der einzelnen 
Sträflinge nicht nothwendig ftattzufinden braucht, und fomit aud in den 
Polizeigerichtsgefängniffen jelbit ohne Störung dafür Sorge getragen werden 
fann, daß die Sträflinge von einer höheren Bildungsftufe in feine Berührung 
mit den ungebildeten kommen. 


Art. 21. 


Die Arreftitrafe fann in den vom Gefege vorgefehenen Fällen auf 
beiftimmendes Gutachten des Gerichtsarztes durch richterliches Erkenntniß 
gefchärft werden 

1) mittels Dunfelarreftes, welcher jedoch nicht auf länger ald 24 
Stunden ohne Unterbrechung verhängt und nicht vor Ablauf einer 
Zwifchenzeit von acht Tagen wiederholt werden darf; 

2) mittels Befchränfung der Koſt des Verurtheilten auf Waſſer und 
Brod am je dritten Tage; 

3) mittels Verbindung der unter Ziff. 1 und 2 bezeichneten Schärf- 
ungsarten. 

Mit dem Dunfelarreft ift Einzelnhaft verbunden. 

Die auf Waffer und Brod befchränften Gefangenen find von de— 
nen, welchen warme Koſt gereicht wird, am den betreffenden Lagen zu 
trennen. 

Die Strafjhärfung kann für die ganze Dauer oder für Fürzere 
Abjchnitte der Strafzeit erfannt werden. 


Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. Bd. J. S. 26, 141, der Reichsr. 
K. Beil. Bd. S. 49, Prot. Bd. ©. 138; Entw. von 1860 Art. 23; Geſetzg. Ausſch. 
Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. S. 131, Abth. IL. ©. 5, der Reichsr. K. 
Prot. Bo. I. ©. 22. 
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Während bei der Zuchthaus- und Gefängnißftrafe nad) dem Syſteme 
diefes Geſetzbuchs jede äußere Straffhärfung ausgefchloffen ift, läßt das 
Geſetz abweichend hievon bei der Arreftitrafe gewiſſe äußere Schärfungen 
zu; und zwar ift dieß aus dem Grunde gefchehen, weil bei einer Freiheits- 
ftrafe von fo kurzer Dauer, bei welcher eine ſyſtematiſche Behandlung des 
Sträflings zum Zwecke der Einwirkung auf feine Beſſerung nicht möglich 
und e3 vielmehr blos um den augenblidlichen Eindrud der Strafe zu thun 
it, jolhe Schärfungen allerdings unter Umftänden am Plage fein fünnen. 

1. Die Schärfung der Arreftitrafe, welche der Richter, falls er deren 
Eintritt für angemefjen erachtet, im Strafurtheile befonders ausfprechen muß, 
fann nicht bei allen Uebertretungen, ſondern nur bei denjenigen ftattfinden, 
bei welchen dieß in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs (vgl. z. B. Art. 
237, 283 x.) ausdrüclich bejtimmt ift; denn die Schärfung foll nad) dem 
Willen des Gejeges nur dazu dienen, bei gewiſſen ſpeciell bezeichneten Ue— 
bertretungen, bei welchen nach ihrer befondern Bejchaffenheit ein empfindliche 
ve3 Strafübel mitunter Bedürfniß fein kann, eine Steigerung der Strafe 
herbeizuführen. Nebſtdem darf auch eine gejchärfte Arveftftrafe immer mur 
dann ausgefprochen werden, wenn der Gerichtsarzt den Angejchuldigten zur 
Erftehung derfelben als geeiguet erflärt hat. 

2. Da die Schärfung auf dreifach verfchiedene Weife, und nebſtdem 
entweder für die ganze Strafzeit oder auch nur für einen fürzeren Abjchnitt 
derjelben erfolgen fan, fo muß nad) der Natur der Sache im Strafurtheile 
ftetS nicht allein die Art, fondern auch die Dauer der Schärfung, infomeit 
eine Wiederholung mit Rückſicht auf die Yänge der Strafzeit überhaupt mög- 
lich ift, jederzeit ausdrüdlich beftimmt werden. — 

3. Die Anwendung einer Schärfung bei der Arreftftrafe kann niemals 
eine verhältnigmäßige. Abkürzung der Strafzeit nach fich ziehen, wie dieß 
nach dem Strafgefegbuche von 1813 bei der Gefängnißftrafe der Fall war; 
denn durch die Anwendung der Schärfung joll nad dem Obengefagten die 
Strafe wirklich verjchärft, das Strafübel empfindlicher gemacht, keineswegs 
aber dem Richter ein Mittel an die Hand gegeben werden, dem Berurtheil- 
ten oder jeiner Familie durch Abkürzung feiner Strafzeit gewiſſermaaßen eine 
Wohlthat zu erweifen, — 


Art. 22. 


ea Die Dauer der Zuchthausftrafe wird nad) Jahren und 
. Monaten, die Dauer der Gefängnißftrafe nad Jahren, Mo— 
naten und Tagen, die Dauer der Arreftftrafe nach Tagen 
ausgemeſſen. 
Hiebei wird der Tag zu 24 Stunden, der Monat zu 
30 Tagen, das Jahr aber nach dem Kalender gerechnet. 
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Bruchtheile eines Monats bei der Zuchthausſtrafe und 
eines Tages bei der Gefängniß- und bei der Arreſtſtrafe, 
wo fich folche nach den Vorfchriften über Ausmeſſung der 
Strafen ergeben würden, find außer Anſatz zu laſſen. 


4% von 1855 Art. 22; Gejetg. Aush. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 26, 142, der Reihsr. K. Beil. Bd. ©. 5l, Prot. Bd. ©, 142; Entw. 
von 166 Art, 25; Geſetzg. —J Be von 1860/61 der Abg. K. Abth. I, 
©. 5, ber Reidsr. R. Prot. Bd. 


Durch die Beſtimmungen dieſes und des folgenden Artikels werden zwei 
nicht unweſentliche Punkte geregelt, nämlich einmal die Theilbarfeit der 
Freiheitsftrafen bei ihrer Ausmefjung, und dann die Berechnung der 
zuerfannten Freiheitsftrafen. 

1. Wie bereit3 bei der Erörterung der Art. 16, 17 und 20 ermähnt 
wurde, jet das Geſetz ſowohl bei der (zeitlichen) Zuchthausſtrafe, wie auch 
bei der Gefängniß- und Arreſtſtrafe niemals eine abſolute Strafe feſt; viel- 
mehr bejtimmt es überhaupt bei allen mit zeitlichen Freiheitsftrafen bedrohten 
jtrafbaren Handlungen immer nur die Marimal- und Minimalgrenze, inner 
halb welcher die Gerichte die Ausmeffung der Strafe nad) den befondern 
Berhältniffen des concreten Falles vorzunehmen haben. Durch die im erften 
Abſatze des vorjtehenden Artikels enthaltene Vorſchrift wird aber die Theil- 
barfeit der zeitlichen Freiheitsjtvafen bei deren Ausmeſſung innerhalb des 
gejeglic gedrohten Marimums und Minimums einigermaaßen befchränft, in 
dem hienacd die (zeitliche) Zuchthausftrafe nur nah Jahren und Monaten, 
die Gefängnißftrafe nur nad Jahren, Monaten und Tagen, die Arreftftrafe 
aber nur nad) Tagen ausgemefjei werden darf. Der innere Grund diefer 
Vorſchrift liegt darin, weil das Gefeg bei der Zuchthausftrafe, welche ohne: 
hin niemals unter vier Jahren erkannt werden fann, alle Zufäge von Ta— 
gen, und ebenjo bei der Gefängniß- und Arreftitrafe alle Zufäge von Bruch- 
theilen eines Tages (Stunden) für zu unbedeutend und geringfügig erachtet, 
als daß fie irgend eine Beachtung finden fünnten. — Eine Ausmeffung der 
Gefängniß- und Arreftftrafe nach Wochen ift dem Geſetze, wie fich dieß aus 
dejjen Stilljchweigen in diefer Beziehung ergibt, gänzlich fremd, und hat aljo 
eine Zuerkennung der bezeichneten Strafen nad) Wochen, wiewohl die Woche 
zwifchen den Monaten umd Tagen in. Mitte liegt, nach dem Willen des 
Geſetzes nicht ftattzufinden. — 

Sehr rathfam und dem Geifte des Geſetzes gemäß wird es fein, wenn 
die Vorſchrift, daß die Zuchthausftrafe nach Jahren und Monaten, die Ge: 
fängnißftrafe aber nach Jahren, Monaten und Tagen auszumefjen ift, im 
ftrengen Sinne aufgefaßt und gehandhabt wird, jo daß alfo in den Straf- 
urtheilen einerfeit3 jede Bezeichnung von aliquoten Theilen eines Jahres 
oder Monates vermieden, andererjeit3 aber auch inſoweit, als in den bie 
Strafzeit bildenden Monaten ein Jahr, und in den Tagen ein Monat ent- 
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halten ift, die Strafe immer nad) Jahren, beziehungsweife Monaten ausge- 
drüdt wird. Denn wie weiter unten sub Ziff. 3° gezeigt werden wird, 
macht e3 allerdings einen Unterjchied, ob Jemand 3. B. zu einer Gefängniß- 
jtrafe von einem Jahre und ſechs Monaten — was allein die richtige Aus 
drudsmweife ift — oder von anderthalb Jahren oder endlih von 18 Mona- 
ten verurtheilt ift, und wird e8 deshalb im Intereſſe der Gleichförntigfeit 
und Bereinfahung des Strafvollzugs liegen, wenn bei der Ausmefjung der 
Strafe im ftrengen Anfchluffe an die Vorſchrift des Gefeges immer in der 
bezeichneten Weife verfahren wird. — 

2. Eine nothmwendige Conjequenz der Einfchränfung, welche das Geſetz 
hinfichtlich der Theilbarfeit der zeitlichen Freiheitsftrafen feftjegt, ift die im 
legten Abjage des vorjtehenden Artifel3 enthaltene VBorjchrift, daß Bruchtheile 
eines Monats bei der Zuchthausftrafe und eines Tages bei der Gefängniß- 
und, Arreititrafe da, wo fich ſolche nach den Regeln über Ausmeffung der 
Strafen ergeben würden, außer Anfag zu laffen find. — 

Wohl zu beachten ift übrigens, daß diefe Vorſchrift ſich nur auf jene 
Fälle bezieht, wo es fich, wie z. B. bei der geminderten Zurechmungsfähig- 
feit (Art. 68), beim Verſuche (Art. 49) x. um wirklihde Ausmeffung 
der Strafe handelt. Inſoweit dagegen die vom Gerichte beftimmte, alfo die 
bereit3 ausgemefjene Strafe aus irgend einem runde (vergl. 3. 2. 
Artikel 83 und 86) fofort im Strafurtheile theilweife als bereits erftanden 
erflärt werden muß, kann diefe Vorjchrift Feine Anwendung finden. Denn 
hier handelt es fich nicht mehr um die Strafausmeffung, fondern vielmehr 
um die arithmetifhe Abrechnung der bereits erftandenen Strafzeit an 
der dem MWebelthäter zuerfannten Strafe; und wenn es ſich bei der Zucht: 
hausftrafe nad) dem Nefultate diefer arithmetifchen Abrechnung ergibt, daß 
der, nach Abzug des für erftanden erflärten Theiles verbleibende Reſt der 
Strafzeit Bruchtheile eine8 Monats in fich enthält, — wie 3. B. wenn von 
einer zuerfannten vierjährigen Zuchthausftrafe im Strafurtheile drei Monate 
und zwanzig Tage durch unverſchuldete Unterfuchungshaft (nach Artikel 83) 
als bereitS getilgt erflärt werden und ſonach der Reſt der noch zu erftehenden 
Strafzeit drei Jahre acht Monate und zehn Tage beträgt — fo ift hierin 
in feiner Weife eine Verlegung der vorerwähnten gefeglihen Vorſchrift ent- 
halten, und wäre vielmehr in einem folchen Falle die Außeranfaglafiung der 
fi) ergebenden Bruchtheile eines Monat durchaus ungerechtfertigt. — 

3. Im zweiten Abjage des vorftehenden Artifel3 ftellt das Geſetz, um 
alle Controverfen im diefer Beziehung abzufchneiden, beſtimmte Vorſchriften 
darüber auf, in welcher Weife die Dauer der nah Jahren, Monaten und 
Tagen zuerfannten Freiheitsftrafen zu berechnen ift. 

Das Jahr foll hienach immer nad dem Kalender berechnet werden; 
demzufolge dürfen die mitunterlaufenden Schalttage nicht in befondere Be— 
rücdfichtigung gezogen werden, und ift vielmehr das Strafjahr immer z. B. 
vom erjten April bis wieder zum erſten April zu rechnen, mag nun ein 
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Schalttag dazwischen fallen oder nicht. Das Geſetz erachtet nämlich die be- 
Jondere Berechnung eines einzigen Tages bei einer Strafzeit von einem oder 
mehreren Jahren zu geringfügig, als daß hierauf ein Gewicht gelegt werden 
fönnte, — 

Dagegen muß der Monat zur Befeitigung der keineswegs ganz ums 
erheblichen Ungleichheit, welche beim Strafvollzuge durch die Verjchiedenheit 
der einzelnen Kalendermonate entftehen würde, jederzeit zu dreißig Tagen 
gerechnet werden. Hienach macht e3 allerdings einigen Unterjchied, ob Je— 
mand 3. B. zu einer Öefängnißitrafe von ein und einem halben Jahre oder 
von achtzehn Monaten oder von einem Jahre und jehs Monaten — meld) 
letztere Fafjung nad) dem sub Ziff. 1 Gefagten allein dem Geifte des Ge— 
jeßes gemäß ift — verurtheilt wird. Segen wir nämlich den Fall, daß der 
BVerurtheilte feine Strafe am 1. März antritt, und fein Schaltjahr in Mitte 
liegt, jo wird hier im erfteren Falle, da das Jahr und folgeweije auch 
das halbe Jahr nad) dem Kalender berechnet werden muß, die Straf- 
zeit am 1. Ceptember des folgenden Jahres beendigt fein und aljo im 
Ganzen 549 Tage dauern. m zweiten Falle dagegen dauert die Straf: 
zeit, da die zuerfannten achtzehn Monate zu je dreißig Tagen in Anja ge- 
bracht werden müjfen, nur 540 Tage, und ift diefelbe jomit hier fchon am 
23. Auguft des folgenden Jahres zu Ende. Im legten Falle endlich, mo 
zu dem nach dem Kalender zu berechnenden Jahre noch jehs Monate zu je 
dreißig Tagen fommen, beträgt die Dauer der Strafzeit 545 Tage, und 
endigt diefelbe font am 28. Auguft des folgenden Jahres. — 

Bezüglic des Tages bejtimmt das Geſetz, daß derfelbe zu vierund— 
zwanzig Stunden zu rechnen je. Durch dieſe Vorſchrift ift es außer 
Zweifel geftellt, daß die Berechnung der Strafzeit nicht nad) der fogenannten 
bürgerlihen, jondern jederzeit nach der natürlichen Computationsmeije 
(a momento ad momentum) zu gefchehen hat, wobei e8 der Natur der 
Sache nach ganz gleichgültig ift, ob die Strafzeit nur in Tagen, oder ob fie 
in Monaten und Jahren befteht, indem die 30 Tage des Monats und 
365 Tage des Jahres gleichfalls immer zu je vierundzwanzig Stunden 
gerechnet werden müſſen. Hienach läuft alſo die Strafzeit des Sträflings, 
wenn feine Unterbrechung ftattgefunden hat, immer in derjelben Stunde des 
legten Tages ab, in melcher fie ihren Anfang genommen hat. — 


Art. 23. 


Iſt der Verurtheilte auf freiem Fuße, jo beginnt die Strafzeit mit 
dem Tage, an welchen er fich zur Erjtehung feiner Strafe ftellt. Stellt 
er fich nicht freiwillig, fo wird der Anfang der Strafzeit von der Ein— 

fieferung in den Strafort an gerechnet. 
ft der Verurtheilte in Haft, fo beginnt die Strafzeit mit dem 


Berechnung ber Freiheitsſtrafen. Art. 23. 125 


Tage der Rechtskraft des Urtheile. Hat jedoch blos der Staatsanwalt 
gegen ein verurtheilendes Erkenntniß ein Nechtsmittel ergriffen, welches 
von dem höheren Gerichte verworfen oder von dem Etaatsanwalte fpä= 
ter ſelbſt zurückgenommen wurde, fo wird die Strafzeit von dem Tage 
an gerechnet, an welchem das Urtheil rechtsfräftig geworden wäre, wenn 
der Staatsanwalt diefes Rechtsmittel nicht ergriffen hätte. 

Muß der Verurtheilte nach bereits angetretener Strafe wegen Kör— 
per= oder Geiftesfranfheit in eine von der Strafanftalt getrennte Heil- 
anftalt gebracht werden, jo wird die Dauer feines Aufenthaltes in der 

legtern in die Strafzeit eingerechnet. 


Entw. von 1855 Art. 235 Geſetzg. ausm: Berbandl. von 1856/58 der Abg. 
K. Bb. I. ©. 27, 143, der Reicer. K. Beil. Bd: S. 52, Prot. Bd. ©. 143; Entw. 
von 1860 Art. 26; Sefehg. 0% Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. 11. S. 5 
der Reichsr. K. Brot. Bd. 1. 23. 


Die Frage, von welchem Zeitpunfte an bei Freiheitsftrafen der Anfang 
der Strafzeit zu rechnen ift, beantwortet das Geſetz verjchieden, je nachdem 
der BVerurtheilte fi) auf freiem Fuße oder in Haft befindet. 

1) Iſt der Berurtheilte auf freiem Fuße, jo ift zu unterjcheiden, ob 
derjelbe fich zur Erftehung feiner Strafe freiwillig ftellt, oder nicht. 

2%. Erfteren Falls beginnt nad Vorfchrift des Gejeges die Strafzeit 
mit dem Tage, an welchem fich der Verurtheilte zur Erſtehung der Strafe 
jtellt. Hiebei dürfen jedod, die Worte des Geſetzes „mit dem Tage” nicht 
in der Weiſe aufgefaßt werden, al8 ob der Tag der Stellung des Ber- 
'urtheilten als ein ganzer, d. h. als ein Zeitraum von vierundzwanzig Stun— 
den in die Strafzeit eingerechnet werden müfje; vielmehr will das Geſetz 
hiemit nur fo viel jagen, daß an diefen Tage die Strafzeit ihren Anfang 
nimmt, und bejtimmt fich der eigentliche Anfangspunft der Strafzeit vielmehr 
na dem Zeitpunfte des Tages, an welchem die Stellung zur Straf: 
erftehung erfolgt ift, jo daß alſo nach der sub Ziff. 3 des vorhergehenden 
Artikels gegebenen Erörterung 3. B. Derjenige, welcher ſich am 4. März Nach— 
mittags um drei Uhr zur Erftehung einer einjährigen Gefängnißſtrafe ftellt, 
am 4. März des folgenden Jahres zur gleichen Stunde feine Strafe erjtan- 
den hat. | 

Da ſodann die Stellung zur Straferftehung der Natur der Sache nad) ge- 
wöhnlich an dem Orte zu erfolgen haben wird, wo die Strafe zum VBollzuge gebracht 
werden foll, jo wird in dem hier vorausgefegten Falle der Anfang der Straf: 
zeit in der Regel mit dem Eintritt in den Strafort zufammenfallen; eine 
Ausnahme hievon fann blos dann eintreten, wenn einem Berurtheilten aus 
bejondern Gründen ausnahmsmeife geftattet wird, fih an einem andern als 
dent Straforte zur Straferftehung zu- ftellen, von wo aus erjt feine Ver— 
bringung in den Strafort ſelbſt bewirkt wird. 

b. Im andern Falle, wenn fi) der auf freiem Fuße befindliche Ber- 
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urtheilte nicht freiwillig zur Straferftehung ftellt, fol der Anfang der 
Strafzeit erft von der Einlieferung in den Strafort an gerechnet mer- 
den. Das Geſetz erachtet nämlich feine Veranlaffung gegeben, Demjenigen, 
welcher auf ergangene Aufforderung fich nicht freiwillig zur Straferftehung 
jtellt, oder welcher fich geflüchtet hat und vielleicht in großer Entfernung vom 
Straforte auf der Flucht verhaftet wird, diejenige Zeit, welche zu dem von 
ihm ſelbſt verfcehuldeten Transporte in den Strafort erforderlich ift, in die 
Strafzeit einzurechnen. In Folge der voraufgeführten Geſetzesvorſchrift muß 
namentlich auch in dem Falle, wenn ein auf freiem Fuße proceffirter Ver— 
urtheilter, welcher ſich nicht freiwillig zur Straferftehung geftellt hat und des— 
halb verhaftet worden ift, vor der bemirften Verſchaffung in den Strafort 
erfranft und hiedurch feine Einlieferung dortjelbft ohne fein Verſchulden durch 
einen bloßen Zufall längere Zeit verzögert wird, der Beginn der Strafzeit 
erjt von der Einlieferung in den Strafort an gerechnet werden; denn das 
Geſetz ftellt die angegebene Negel ganz ausnahmslos auf, und wenn auch 
allerdings eine nicht zu verfennende Härte für den bereit3 verhafteten Ver— 
urtheilten darin liegt, daß ihm die Zeit feiner Krankheit in diefem Falle nicht 
in die Strafzeit eingerechnet werden darf, während dieß dann, wenn er jchon 
vorher in Unterfuchungshaft geweſen, oder wenn die Krankheit erft nach er— 
folgter Einlieferung in den Strafort ausgebrochen wäre, in Gemäßheit der 
im zweiten und dritten Abjage diefes Artifel3 enthaltenen Beſtimmungen hätte 
geſchehen müſſen, jo fann diefer Umftand doch nicht berechtigen, von der klaren 
Geſetzesvorſchrift abzumeichen, und muß es vielmehr in einem joldhen alle 
dem Weg der Gnade überlafjen bleiben, die durch die Anwendung des Ge— 
jeges entjtehende Härte für den Berurtheilten auszugleichen. Ä 

2) Iſt der Verurtheilte bereits in Haft, fo beginnt die Strafzeit der 
Regel nach mit dem Tage, d. h. nach dem Obengefagten mit dem Zeitpunfte 
der Rechtskraft des Urtheils. Da nämlich hier die Zeit des Eintritts 
des Berurtheilten in den Strafort nicht von ihm felbit, fondern ledigli von 
den Anordnungen der treffenden Behörde und von zufälligen Umftänden ab- 
hängt, jo hält es das Geſetz fir billig, demfelben die Zmifchenzeit won der 
Rechtskraft des Urtheils bis zur Einlieferung in den Strafort in die Straf: 
zeit anzurechnen!) — In Gemäßheit diefer gefeglichen Beſtimmung kann es 


) Man kann der bezeichneten Vorfchrift des Gefeßes auch nicht den Vorwurf 
machen, daß dieſelbe Veranlaſſung zur Stellung frivoler Begnadigungsgefuche zu dem 
Zwede geben werde, um die Ablieferung in den Strafort zu verzögern und auf bieje 
Weiſe einen Theil der Strafzeit im Unterfuhungsgefängniffe zubringen zu können. 
Denn die Stellung eines Begnadigungsgefuches gibt Fein Recht auf Sujpenfion des 
Strafvollzugs, und hat vielmehr diefer Bollzug ohne Rüdficht darauf nad ausdrück— 
licher Vorfchrift der Art. 217 und 367 des Strafproceßgefeßes vom 10. November 
1848 beziehungsweife des Art. 375 des Code d’instruction eriminelle immer jofort 
nad) eingetretener Rechtskraft des Strafurtheils zu erfolgen; die Stellung eines 
Begnadigungsgefuhs bildet ſomit an fich durchaus feinen gefeglichen Hinderungsgrund 
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möglicherweife vorfommen, daß ein verhafteter Verurtheilter feine Strafe ver- 
büßt, ohne überhaupt in den treffenden Strafort gefommen zu fein; dieß 
ift nämlich dann der Fall, wenn die Ablieferung desfelben in den Strafort 
duch Krankheit verhindert wird, und diefes Hinderniß während der ganzen 
Dauer der Strafzeit anhält. 

Die von der Rechtskraft des Urtheils an laufende Zeit muß ftet3 ohne 
Rüdficht darauf, ob die zu erftehende Strafe Zuchthaus, Gefängniß- oder 
Arreftitrafe ift, im ihrer vollen Dauer als Strafzeit gerechnet werden; dieß 
folgt zweifello8 daraus, weil das Geſetz ohne alle Unterfcheidung zwifchen den 
einzelnen Arten der Freiheitsftrafen diefe Zeit als Strafzeit erklärt, und findet 
dieß auc ungeachtet des Umftandes, daß namentlich der zur Zuchthausftrafe 
Verurtheilte während der fraglichen Zeit ein geringeres Strafitbel erleidet, 
al3 mit der Straferftehung im Straforte (Zuchthaufe) verbunden ift, feine 
Rechtfertigung darin, weil die Einlieferung in den Strafort nicht vom Be- 
lieben des BVerurtheilten abhängt, und ihm deshalb eine Verfpätung der Ein- 
lieferung feine Verlängerung der Strafzeit zuziehen darf. — Die vorauf- 
geführte Gejegesbeftimmung macht e8 der Natur der Sache nad) nothwendig, 
daß das mit dem Strafvollzuge befaßte Gericht bei der Ablieferung eines in 
Unterfuhungshaft befindlichen Verurtheilten in den Strafort der Behörde der 
treffenden Strafanftalt immer Kenntniß davon gibt, zu welcher Zeit das er- 
gangene Strafurtheil die Rechtskraft befchritten hat, damit diefe Behörde 
in den Stand gefegt wird, das Ende der Strafzeit richtig berechnen zu können. 

3) Bon dem Grundfage, daß bei verhafteten. Berurtheilten die Straf- 
zeit vom Zeitpunfte der Rechtskraft des Urtheil3 an beginnt, macht das Geſetz 
eine Ausnahme im ntereffe der Verurtheilten für den Fall, wenn gegen 
das verurtheilende Erkenntniß blos der Staatsanwalt ein Rechtsmittel ergriffen 
hat, welches von höheren Gerichte (fei es aus formellen oder aus materiellen 
Gründen) verworfen oder vom Staatsanwalte jpäter felbft wieder zurück— 
genommen wird. Das Geſetz geht nämlich aus Rückſichten der Humanität 
von der Anficht aus, daß die Yage des Berurtheilten durch Ergreifung un— 
gegründeter Rechtsmittel von Seiten des Staatsanwalt nicht verfchlimmert 
werden dürfe, und jchreibt deshalb vor, daß in einem ſolchen Falle die Straf 
zeit von dem Tage (d. h. von dem Zeitpunfte des Tages — vgl. das 
sub Ziff. 1 Gefagte) an gerechnet werden muß, an welchem das verurtheilende 
Erfenntnig ohne die erfolgte Ergreifung des (verworfenen oder zurüdgenom- 
menen) Rechtsmittels rechtskräftig geworden wäre, 

Die vorwürfige Ausnahmsbeftimmung kann vor Allem nur dann Pla 
greifen, wenn der Staatsanwalt allein ein Rechtsmittel gegen das ver— 


der Einlieferung in den Strafort, und hängt es vielmehr lediglih von dem Willen 
des Königs als des Trägers des Begnadigungsrechtes ab, zu bejtimmen, ob und in 
welchen Fällen etwa aus befonderen Gründen den Begnadigungsgefuchen die Wirk: 
ung eines Aufſchubes des Strafvollzugs gewährt werden will. 
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urtheilende Erfenntniß ergriffen hat; hat der-Staatsanwalt und zugleich der 
Angefchuldigte ein Nechtsmittel eingelegt, jo erjcheint dieſelbe ausgeſchloſſen, 
und findet dieß auch feine Nechtfertigung darin, weil hier das von dem An- 
gefchuldigten eingelegte Rechtsmittel ohnehin ſchon fiir fich allein den Eintritt 
der Nechtsfraft des Urtheil3 verhindert hätte. Wenn jedoch der Angefchuldigte 
das von ihm gleichzeitig mit dem Staatsanwalte ergriffene Rechtsmittel nach— 
träglich wieder zurüdnimmt, jo erjcheint von dem Augenblide der erflärten 
Zurüdnahme an die fraglihe Ausnahmsbeftimmung zweifellos anmendbar, 
weil hier von diefem Zeitpunfte an das vom Staatsanmwalte eingelegte 
Rechtsmittel allein es ift, welches den Eintritt der Nechtsfraft des Urtheils 
hindert. 

Meiter wird aber auch nad) Vorſchrift des Geſetzes zur Anmwendbarfeit 
der bezeichneten Ausnahmsbeſtimmung erfordert, daß das vom Staatsanwalte 
eingewendete Rechtsmittel verworfen oder von ihm felbit zurüdgenommen 
wird. Da die Vorausfegung einer Verwerfung des Nechtsmitteld der Na- 
tur- der Sache nad) nur dann gegeben ift, wenn. in feiner Beziehung eine 
Abänderung des ergangenen Erfenntnifies ftattfindet, jo kann in dem alle, 
wenn auf Berufung des StaatsanwaltS das Urtheil erfter Inſtanz in irgend 
einem Punkte zu Gunſten des Angefchuldigten abgeändert wird, was nad) 
den Beitimmungen des Strafprocejjes allerding® der Fall fein fann, dieſe 
Ausnahmsbeftimmung offenbar feine Anwendung finden, und muß vielmehr 
in einem folchen Falle die allgemeine Regel Pla greifen, daß die Strafzeit 
bei dem in Haft befindlichen Berurtheilten mit dem Tage der Rechtskraft des 
Urtheil® beginnt; und es muß dieß insbejondere auch dann gefchehen, wenn 
der Vortheil, welcher dem Angefchuldigten durch die erfolgte Abänderung des 
erftinftanziellen Erkenntniſſes zugeht, den Nachtheil nicht aufwiegt, welcher ihm 
durch die in Folge der ergriffenen Berufung eingetretene Verlängerung der 
Unterfuchungshaft verurfacht wurde. Denn wenn auch hier in jenen Fällen, 
in welchen die Borfchrift des unten folgenden Art. 83 über die Anrechnung 
der .Unterfuchungshaft als Strafe nach den obwaltenden Berhältnifjen gleich- 
fall3 feine Anwendung finden fann, unverfennbar eine Härte für den Ange- 
ſchuldigten darin enthalten ift, daß er ohne die erfolgte Abänderung des erft- 
richterlichen Erfenntnifjes in einer bejjeren Yage gewefen wäre, weil ihm dann 
die Strafzeit ſchon von dem Tage an hätte gerechnet werden müſſen, an 
welchem das erftrichterliche Urtheil ohne die Ergreifung der Berufung von 
Seiten des Staatsanwalt rechtskräftig geworden wäre, jo kann doc diejer 
Umftand in feiner Weiſe dazu berechtigen, entgegen der gejeglichen Beftimm- 
ung den Beginn der Strafzeit von einem früheren Zeitpunfte als dem der 
Rechtskraft des Urtheils an zu rechnen. 

4) Im dritten Abjage dieſes Artifel3 handelt das Geſetz von dem Falle, 
wenn ein Berurtheilter nach bereits angetretener Strafe wegen Klörper- 
oder Geiftesfranfheit aus der Strafanftalt hinweg in eine Heilanftalt gebracht 
werden muß. — Bon felbt verfteht es fi, dag die Erfranfung eines Sträf- 
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lings während der Strafzeit inſolange, als deſſen Verpflegung in der Straf- 
anftalt felbft, ſei e8 in den gewöhnlichen oder fei es in eigenen für Kranke 
beftimmten Räumen ftattfindet, den Vollzug der Strafe, wenn gleich eine 
andere Behandlung des Sträflingg während feiner Krankheit eintreten muß, 
doch nicht unterbricht, und dar "alfo hier die Zeit der Krankheit gleichfalls 
als Strafzeit gerechnet werden muß. Aber auch. in dem Falle, wenn Die 
förperliche oder geiftige Krankheit eines Sträflings einen folhen Grad erreicht 
hat, daß derfelbe aus dem Straforte hinweg in eine Heilanftalt gebracht 
werden muß, läßt das Geſetz die Dauer feines Aufenthaltes in diefer Anftalt 
in die Strafzeit einrechnen , und zwar nicht allein aus Aüdfihten der Hu— 
mantät, fondern hauptjächlich aus dem Grunde, weil der Gträfling auch 
während feines Aufenthaltes in der Heilanftalt den dort anwendbaren Ueber- 
wahungsmaßregeln, ſowie den Beſchränkungen, welche in Bezug auf Eidesfähig- 
feit und VBermögensdispofition. wenigftens bei Zuchthausfträflingen (vgl. Art. 
31 und 32) für die Dauer der Strafzeit eintreten, unterworfen bleibt, fohin 
von einer völligen Suspenfion des Strafoollzugs in ſolchen Fällen nicht wohl 
gejprochen werden kann. — Keinen Unterfchied macht es hiebei, ob die Hetlanftalt, 
in welche der Sträfling gebracht wird, eine öffentliche oder eine Privatanftalt 
ft; denn nur allein der Umftand ift entfcheidend, daß der Sträfling auch 


. während feines Aufenthaltes in der Heilanftalt fich in den Händen der Straf- 


gewalt befindet, wogegen allerdings dann, wenn ein Sträfling für die Dauer 
der Krankheit ganz und gar aus der Strafanjtalt entlaffen wird, fo daß jede 
Einwirkung der Strafgepalt auf ihm für dieſe Zeit aufhört, eine Einrechnung 
der Zeit der Krankheit in die Strafzeit nicht ftattfinden könnte, infoweit nicht 
eine folhe Einrechnung im Gnadenwege gewährt wird. 

5) Nicht felten kommt es vor, daß ein DVerurtheilter nach bereit3 an— 
getretener Strafe wegen einer während der Strafzeit verübten oder zwar 
früher verübten aber erſt jegt entdeckten fteafbaren Handlung neuerlich im 
Unterfuchung kommt. In einem folchen Falle wird es jedenfalls zweckmäßig 
fein, den Sträfling auch während jchwebender Unterfuhung ſoweit möglich 
im Straforte zu belafjen, um den Strafvollzug aucht zu alteriven. Indeſſen 
wird Die Berbringung des Sträflingd aus dem Straforte in das Unterfuch: 
ungsgefängniß in der Negel wenigitend zum Zwede der Aburtheilung noth- 
wendig fein, und in manchen Fällen zur Vereinfachung der Unterfuhung 
auch ſchon während ſchwebender Borunterfuhung nicht wohl umgangen wer: 
den können. 

Die Frage, ob hier die Zeit, während welcher fich der Sträfling im 
Unterfuchungs-Gefängniffe befindet, in die Strafzeit einzurechnen ift oder 
nicht, dürfte nach Maßgabe diefes Geſetzbuchs zu bejahen fein. Wie 
nämlich eben sub Ziff. 4 erörtert wurde, muß nad ausdrüdlicher Ges 
jegesporfchrift auch die Dauer des Aufenthaltes in einer Heilanftalt, in 
welche der Sträfling wegen Krankheit aus dem Straforte verbracht wird, 
in die Strafzeit eingerechnet werden, und beruht diefe Geſetzesvorſchrift 
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auf der Erwägung, daß der Sträfling auch — ſeines Aufenthaltes in 
der Heilanſtalt ſowohl den dort anwendbaren Ue erwachungsmaßregeln, wie 
auch den während der Strafzeit eintretenden Beſchränkungen in Bezug auf 
Eidesfähigkeit und Vermögensdispoſition unterworfen bleibt, ſohin eine völlige 
Suspenſion des Strafvollzugs in einem solchen Falle thatjächlic nicht Platz greift. 
— Ganz diejelben Verhältnife walten aber auch dann ob, wenn ein Sträf- 
ling aus dem Straforte hinweg in ein Unterfuchungsgefängniß gebracht wird, 
und. kommt hiezu häufig noch der weitere Umftand, dag nach der Befchaffen- 
heit der den Gegenjtand der neuerlichen Unterfuchung bildenden ftrafbaren 
Handlung der Bejchuldigte, wenn er fich nicht gerade in Strafhaft befände, 
auf freiem Fuße proceffirt werden würde; demgemäß dürfte es bei offenbarer 
Gleichheit der den Gefeggeber beftimmenden Gründe wohl feinem Bedenfen 
unterliegen, daß dem Sträflinge in dem porausgejegten Falle die Dauer feines 
Aufenthaltes im Unterfuchungsgefängnifie gleichfalls in die Strafzeit einzu- 
rechnen ift. 

Daß ſodann in dem Falle, wenn ein Sträfling aus andern nicht in 
feiner Perfon gelegenen Gründen, 3. B. weil jein Erjcheinen als Zeuge bei 
einer öffentlichen Gerichtsfigung nothwendig erjcheint ꝛc. ꝛc., auf eine Zeitlang 
aus der Strafanftalt entfernt wird, die fragliche Zeit als Strafzeit ange- 
vechnet werden muß, bedarf als fic ohnehin von jelbit verftehend feiner 
weiteren Ausführung. 

6) Was das Gefeg im vorjtehenden Artikel tiber den Beginn und Ber- 
(auf der Strafzeit vorfchreibt, muß beim Vollzuge jgder Freiheitsitrafe An- 
wendung finden, und macht es hiebei feinen Unterjchied, ob die Freiheits— 
ftrafe ſchon urſprünglich erkannt gewejen, ober ob fie bios als Surrogat 
an die Stelle einer umeinbringlichen Geldftrafe (vgl. den folgenden Art. 27) 
getreten ift; dieß folgt ſowohl aus ber Gleichheit des Grundes wie auch aus 
der allgemeinen keine Ausſcheidung machenden Wortfaſſung des Geſetzes. 

Eine nothwendige Conſequenz hievon beſteht darin, daß bei einem 
in Unterſuchungshaft befindlichen Verurtheilten die an die Stelle der zu— 
erkannten uneinbringlichen Geldſtrafe tretende Gefängniß- oder Arreſtſtrafe 
in dem Falle, wenn blos der Staatsanwalt ein von dem höheren Gerichte 
verworfenes oder ſpäter von ihm ſelbſt wieder zurückgenommenes Rechtsmittel 
ergriffen hat, gleichfalls immer von dem Tage an gerechnet werden muß, an 
welchem das Urtheil ohne Ergreifung des Rechtsmittels rechtskräftig gewor— 
den wäre. 

7) Inwieweit einem Angeklagten abgeſehen von der geſetzlichen Vorſchrift 
über die Berechnung des Beginnes der Strafzeit die unverjchuldet erlittene 
Unterfuchungshaft bei der Aburtheilung als bereits erftandene Strafe an— 
zurechnen ift, ift in dem fpäter folgenden Urt. 83 beftimmtt. 

8) Wenn fi) beim Vollzuge der Freiheitsſtrafen Zweifel über die Be— 
vechnung der Strafzeit ergeben, jo hat hieriiber der Natur der Sade nad) 
nicht die Behörde der treffenden Strafanjtalt, jondern vielmehr dasjenige 
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Organ zu entjcheiden, welchen geſetzlich die Betreibung des Strafvoll- 
zugs obliegt; dieß folgt nothwendig daraus, weil die Berechnung der Straf- 
zeit umverfennbar einen Bejtandtheil des Strafvollzuges bildet, und fomit 
derjenige, welcher den Vollzug der Strafe zu bewirken hat, auch die Berech— 
nung der Strafzeit vornehmen muß. Wenn demgemäß auch in jenen Fällen, 
in welchen Anftände über die Berechnung der Strafzeit iiberhaupt nicht ent- 
jtehen, dieſe Berechnung aus Zwedmäßigfeitsgründen zunächft den Behör- 
den der Strafanjtalten überlaffen wird, jo kann doch die Entfcheidung über 
alle fich bezüglich diefer Berechnung ergebenden Zweifelsfragen nur allein 
von dem den Strafvollzug betreibenden Organe ausgehen, und müſſen alfo 
die Behörden der Strafanftalten gegebenen Falles deſſen Entjcheidung er- 
holen. 
In den diefjeitigen Provinzen hat der Strafvollzug in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des Art. 218 und 303 des Strafprozeßgejeges vom 10. No- 
vember 1848 und des Art. 66 des Einführungsgefeges zum Straf- und 
Polizeiftrafgefegbuche durch die Gerichte, Bezirks- beziehungsmeife Einzeln- 
gerichte, zu gejchehen; in ihrer Zuftändigfeit liegt alfo auch dem Borgejagten 
zufolge die Entſcheidung aller bei der Berechnung der Freiheitsitrafen fich 
ergebenden Anftände, und verjteht es ſich hiebei nach den organijchen Ein- 
richtungen des Strafverfahrens von jelbft, daß diefe Entjcheidung nur nad) 
vorheriger Bernehmung des Staatsanwalts erlaffen werden kann, jomwie daß 
diejelbe bei den Bezirksgerichten in geheimer Sigung durch einen Senat von 
drei Richtern zu erfolgen hat.) Auch läßt es fich nicht bezweifeln, daß jo- 
wohl dem Staatsanwalte wie dem Berurtheilten das Rechtsmittel der Be— 
rufung und beziehungsmweife Nichtigfeitsbefchwerde gegen die ergangenen rich— 
terlichen Entjcheidungen über die Berechnung der Strafzeit geftattet fein muß.?) 

In der Pfalz ift in Gemäßheit der Vorſchrift der Art. 165, 197 und 
376 des Code d’instruction criminelle der Strafvollzug eigentlich lediglich 
Sade der Staatsanmaltichaft. Nachdem aber nunmehr das neue Straf- 
geſetzbuch jpecielle Beftimmungen über die Berechnung der Strafzeit aufitellt, 
was in den aufgehobenen Code penal nicht der Fall war, fo geht es mohl 
nicht an, daß die Staatsanwaltjchaft dariiber entjcheidet, im welcher Weife 
diefe gefeglichen Beftimmungen auszulegen und anzuwenden find, und befteht 
deghalb offenbar auch im der Pfalz ein unabweisliches Bedürfniß, daß über 
die fich ergebenden Anftände bei der Berechnung der Freiheitsitrafen auf An- 
trag der Staatsanwaltichaft von den Gerichten erfannt wird; und es wird 


2) Bol. den Aufſatz über die Berehnung der Freiheitsſtrafen in der Zeitjchrift 
für Gefeßgekung und Nechtspflege Bd. IV. ©. 280, 

?) Die Zuläffigkeit von Nechtsmitteln gegen die vichterlihen Entjcheidungen über 
die Berechnung der Strafzeit hat auch der oberfte Gerichtshof durch ein in der Zeitz 
jhrift für Geſetzgebung und Rechtspflege Bd. IV. ©. 47 veröffentlichtes Erfenntniß 
von 30. Januar 1857 thatſächlich anerkannt. 
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die Zuläffigfeit eines folchen Verfahrens um fo weniger einem Bedenken 
unterliegen fünnen, da der unten folgende Art. 27 des Geſetzbuchs auch eine 
andere gleichfall8 zum Bollftrefungsverfahren gehörige Funktion, nämlich die 
Ummandlung der uneinbringlichen Geldftrafe in Gefängnig- oder Arreftitrafe 
nicht blo8 in den Diefjeitigen Provinzen, jondern auch in der Pfalz aus— 
drücklich den Gerichten überträgt, und hieraus klar zu erjehen ift, daß das 
neue Strafgeſetzbuch eine Mitwirkung der Gerichte in der Pfalz beim Straf- 
vollzuge feineswegs als unzuläjlig erachtet. 


Art. 24. 


Beſchaͤftigung ter Die Sträflinge in den Zuchthäuſern und Gefangenan— 
Srräftinge. ſtalten find innerhalb des Bezirkes der Anſtalt zur Arbeit 
anzuhalten. Die Sträflinge, welche eine Gefängnißſtrafe 
im Bezirfsgerichtsgefängniffe erftehen, fowie die zur Arreft- 
ftrafe Verurtheilten können innerhalb des Bezirks- bezich- 
ungsweife Polizeigerichtsgefüngniffes in einer ihren Fähig— 
feiten und Berhältniffen angemejjenen Weife beichäftigt 
werden. 


Art. 25. 
Sonftige Bel and⸗ Körperliche Züchtigung iſt auch als Diseiplinarſtrafe in 


tung nr allen Strafanftalten und Gefüngniffen unbedingt ausge- 


ſchloſſen. 


Die Feſſelung eines Sträflings iſt nur wegen beſonde⸗ 


rer Fluchtgefahr, Widerſetzlichkeit oder aus ähnlichen Grün— 
den geſtattet. Sie darf, dringende Fälle ausgenommen, nur 
in Folge eines Disciplinarerkenntniſſes der Behörde der 
betreffenden Anſtalt beziehungsweiſe des betreffenden Ge— 
fängniſſes verhängt werden. 

Im Uebrigen richtet ſich die Behandlung der Sträf— 
linge nach den Beſtimmungen der Hausordnung. 

Die Hausordnungen für die Zuchthäuſer und Gefangen— 
anſtalten ſind durch das Regierungsblatt zu veröffentlichen. 

Auf der Feſtung wird der Verurtheilte nach den Be— 
ſtimmungen der Platzordnung mit Berückſichtigung des Un— 
terſchiedes zwiſchen Zuchthaus- und Gefängnißſtrafe be— 
handelt. 


Entw. von 1855 Art. 16, Art. 18 Abſ. 3 u. Art. 21 Abſ. 2; Geſetzg. Ausſch. 
Verb. von 1856/58 der Ag. 8. Bb. I, ©. 19, 24, 116, 125, 141, der Reichsr. K. 
Beil. Bd. ©. 43, Prot. Bd. ©. 127; Entw. von 1860 Art. 19, 20, 21 Abj.2 und 
Art. 24; Gefeßg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. S. 130, Abth. 
11. ©. 5, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 13, Brot. Bd. I. S. 20. 
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Was die Behandlung der Sträflinge während des Vollzugs der ver- 
ſchiedenen Freiheitsftrafen in den einzelnen gejeglich beftimmten Straforten 
anlangt, jo hat das Geſetz das Meifte in diefer Beziehung der Feftftellung 
durch die von der Staatsregierung zu erlaffenden Hausordnungen überlaffen, 
und nur. einige allgemeine Grundjäge, welche von ganz befonderer Wichtig 
feit find, in das Strafgeſetzbuch jelbjt aufgenommen, 

1. Die Sträflinge in den Zuchthäufern und Gefangenanftalten find 
nach Vorfchrift des Gefeges zur Arbeit anzuhalten. Aus diefer Vorſchrift 
ergibt fich, daß bei der Zuchthausjtrafe und ebenjo auch bei der Gefängniß- 
ftrafe, infoweit deren Bollzug nad den gejeglichen Beftimmungen in einer 
-Sefangenanftalt zu gejchehen hat, das Strafübel nicht blos in der Entziehung 
der Freiheit, fondern mejentlih auch in dem Zwange zur Arbeit be- 
fteht. — Die Anhaltung zur Arbeit muß ferner innerhalb des Bezir- 
kes der Strafanjtalt erfolgen. In Folge diefer Beitimmung erfcheint 
die Verwendung der Sträflinge in den Zuchthäufern und Gefangen - An 
ftalten, und um fo mehr auch aller übrigen Sträflinge von einer niedrigeren 
Kategorie zu Öffentlichen, außerhalb des Bezirks der Strafanftalt vorzu- 
nehmenden Arbeiten gejeglih unzuläffig. Uebrigens verfteht es ſich von 
jelbft, daß zu dem „Bezirke einer Strafanſtalt“ nicht blos die Gebäude der 
Anftalt, jondern auch alle dazu gehörigen Höfe, Gärten und Grundftüde zu 
rechnen find, und daß demgemäß namentlich auch fein Hindernig im Wege 
fteht, die Sträflinge zu landmwirthichaftlihen Arbeiten auf den zum Bezirke 
der Strafanftalt gehörigen Grundjtücden zu verwenden. — Ueber die Art 
der Arbeit, zu "welcher die Sträflinge der fraglichen Kategorie auzuhalten 
find, ift im Gefege Nichts bejtimmt, und ſomit im diefer Beziehung Alles 
den Anordnungen der Staatsregierung überlafjen. Dabei ift aus dem gänz- 
(ihen Stilljchweigen des Geſetzes in der angedeuteten Beziehung jedenfalls 
joviel zu entnehmen, daß die Sträflinge in den Zuchthäufern und Gefangen: 
anftalten Fein gejegliches Recht darauf haben, nur zu den ihren bisherigen 
Lebensverhältniffen und Fähigkeiten entjprechenden Arbeiten verwendet zu 
werden, daß fie jich vielmehr jeder Arbeit ohne Ausnahme, welche durch die 
Hausordnung vorgejchrieben oder erlaubt ift, unterziehen müſſen. 

2. Ein Unterfchied in der Behandlung der Zuchthausſträflinge einer- 
jeit8 und der Sträflinge in den Gefangenanftalten andererfeit3 ift im 
Geſetze felbft nicht feitgefegt. Daraus fann aber in feiner Weije gefolgert 
werden, daß das Gejeg diefe beiden Kategorien von Sträflingen in gleicher 
Weiſe behandelt wiffen wolle; im &egentheile kann e8 nicht dem mindeften 
Zweifel unterliegen, daß nad dem Willen des Gefeges der Bollzug der 
Zuchthausftrafe immer weit intenfiver al3 jener der Gefängnißſtrafe zu 
geichehen hat und daß demzufolge auc die Behandlung bei den Zuchthaus: 
jträflingen viel ftrenger wie bei den Sträflingen der Öefangenanftalten fein 
muß, und überläßt es nur das Geſetz aus Zweckmäßigkeitsrückſichten den 
Hausordnungen, die desfallfigen Unterſchiede feitzufegen. Diefer Wille des 


134 Beſchäftigung und fonftige Behandlung der Sträflinge. Art. 24 u. 25. 


Geſetzes ergibt fich nämlich nicht allein aus dem Strafenſyſteme des Geſetz- 
buchs überhaupt, wornach die Zuchthausftrafe eine weitaus höhere Strafart, 
wie die Gefängnißftrafe bildet, jondern insbejondere auch aus dem Umftande, 
daß nach Borjchrift der unten folgenden Art. 86 und 87 in dem alle, 
wenn bejondere Umftände die Umwandlung einer Gefängnipftrafe in eine Zucht: 
hausftrafe nothmwendig machen, gerade aus der Rüdficht, weil der Vollzug der 
Zuchthausſtrafe weit intenfiver als jener der Gefängnißftrafe zu gejchehen hat, 
die Gefängnißftrafe nur zu drei Viertheilen ihrer Dauer in Anfag gebracht 
werden darf. 

3. Bei denjenigen Sträflingen, welche eine Gefängnißftrafe in einem 
Bezirfsgerihtsgefängniffe oder eine Arreftftrafe in einem Polizeiges 
vichtsgefängniffe zu erftehen haben, bildet der Zwang zur Arbeit feinen 
abjolut wejentlichen Beftandtheil der Strafe; denn es jchreibt das Gejeg nur 
vor, daß dieje Sträflinge bejchäftigt werden können. Inſoweit aber eine Be- 
Ihäftigung für Sträflinge der bezeichneten Kategorien von der Staatöregierung 
angeordnet ift, müſſen fie fich derjelben gleichfalls unterziehen; jedoch haben fie 
nach der Beftimmung des Artifel8 24 einen .gefeglihen Anſpruch darauf, 
daß fie blos in einer ihren Fähigkeiten und ihren bisherigen Lebensverhält- 
nifjen angemejjenen Weiſe befchäftigt werde, wobei übrigens jelbftverftändlich 
die Beurtheilung darüber, ob dieſe Borausfegung erfüllt ift, nur allein den 
Behörden der beziiglichen Oefängnifje zuftehen fann. — Wenn jodann das 
Geſetz bejtimmt, daß die Beichäftigung der vorerwähnten Sträflinge inner- 
halb des Bezirks- beziehungsmeife Polizeigerihtsgefängnijjes zu 
geichehen hat, find als innerhalb des Gefängnifies gelegen auch die dazu ge- 
hörigen abgejchlofjenen Höfe und Gärten zu erachten, und dürfen aljo auch 
an diejen Orten die Sträflinge bejchäftigt werden. 

4. Der Strafvollzug in einer Feſtung bemirft nach der zu Art. 19 
gegebenen Erörterung feine Aenderung der Strafart, jondern nur eine Aen— 
derung des Strafortes. Daraus folgt von jelbft, daß auch bei dem Straf: 
vollzuge in einer Feftung der Unterjchied zwifchen Zucthaus- und Gefäng- 
nißſtrafe berückſichtigt werden muß. Im Uebrigen ift die Regelung - des 
Strafpollzuges in der Zeitung dem Platreglement überlaffen; dabei liegt es 
in der Natur der Sache, daß auch beim Strafvollzuge in der Feſtung den 
allgemeinen Orundfägen, welche das Gejeß über den Vollzug der Zucht: 
haus- und Gefängnißftrafe aufftellt, wie namentlich, daß die Sträflinge nur 
innerhalb des Bezirks der Strafanftalt zu Arbeiten verwendet werden fünnen, 
nicht entgegengehandelt werden darf. 

9. Die Feſſelung der Sträflinge während der Strafzeit als Be— 
ftandtheil der Strafe, welhe Maßregel erfahrungsgemäß das Chrge- 
fühl völlig unterdrüdt und darniederhält und auf diefe Weiſe der Beſſerung 
entgegenmoirft, ift nicht allein bei der Gefängniß- jondern aud bei der Zucht: 
hausſtrafe abjolut unzuläſſig; dieß ergibt fih aus der ausdrüdlichen Beſtim— 
mung des Gejeges, daß die Feſſelung nur wegen Widerfeglichfeit, be— 
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ſonderer Fluchtgefahr und dgl., d. h. alſo blos als Disciplinarſtrafmittel ge— 
ſtattet iſt. 

Was die Frage anlangt, welche ſouſtigen Disciplinarſtrafmittel außer 
der Feſſelung gegen die Sträflinge der verſchiedenen Kategorien angewen det 
werden dürfen, jo enthält das Geſetz in dieſer Beziehung nur die negative 
Vorschrift, daB förperlihde Zühtigung aud als Disciplinarftrafmittel 
unbedingt ausgejchlofjen fer; im Uebrigen ift e8 den Hausordnungen 
überlafjen, die zur Aufrechthaltung der Disciplin in den Strafanftalten und 
Gefängniffen geeignet jcheinenden Strafmittel feftzujegen. 

6. Schlieglih muß noch erwähnt werden, daß die Gefängnißftrafe bei 
männlichen Sträflingen ‚welche ihre Strafe in einer Gefaugenanftalt zu er— 
ftehen haben, unter Umftänden auch mittels Einzelnhaft vollzogen werden 
fann; das Nähere in diefer Beziehung iſt aus dem Gejege vom 10. No— 
vember 1861, den Vollzug der Freiheitsftrafen durch Einzelnhaft betreffend, 
zu entnehmen. 


Art. 26. 
Geloſtrafe. Geldſtrafe kann vorbehaltlich beſonderer geſetzlicher Be— 
ſtimmung nicht in höherem Betrage als zu eintauſend Gul= 


den bei Vergehen und zu hundert und fünfzig Gulden bei 
Mebertretungen und nicht in geringerem Betrage als zu 
einem Gulden bei Vergehen und zu dreißig Kreuzern bei 
Uebertretungen zuerfannt werden. 

Die Strafbeträge fließen, wo nicht befondere Gefege 
ein Anderes beftimmen, in die Staatsfaife. 


Entw. von 1555 Art. 24; Gejeßg. Ausſch. Verb, von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. I. ©. 27, 145, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 54, Prot. Bd. ©. 145; Entw. 
von 1860 Art. 275 Geſetzg. Ausjch. Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
129. Abth. II. ©. 6, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 25. 

Die Geldſtrafe ift nad dem Syſteme Ddiefes Geſetzbuchs, wie dieß 
ſchon im vorausgegangenen Art. 1 ausgejprochen ift, zugleih Vergehens- 
und Hebertretungsitrafe; erjteres nämlich in jenen Fällen, in welchen das 
gejeglich angedrohte Marimum derjelben mehr als 150 fl. beträgt, letteres 
aber dann, wenn diefes Maximum den Betrag von 150 fl. nicht überfteigt. 

Was das Berhältniß der Geldſtrafe zur Gefängniß- beziehungsweije 
Arreftftrafe anlangt, jo wird man wohl mit Grund annehmen können, daß 
die Geldftrafe im Allgemeinen eine weniger empfindliche Strafe mie die Ge— 
fängniß- beziehungsweije Arreftitrafe bildet; es folgt dieß nicht allein aus der 
Natur diejer Strafe, fondern insbejondere auc daraus, weil das Geſetz, 
welches die verjchiedenen Strafen ſowohl im Art. 1 wie auch bei den Vor— 
ſchriften über die einzelnen Strafarten offenbar in abjteigender Reihenfolge 
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nach ihrer Schwere aufführt, der Geldftrafe die legte Stelle nach der Ge— 
fängniß- beziehungsweife Arreftitrafe gegeben hat. 

1. Das Geſetz beftimmt als zuläffigs Marimum der Geldftrafe bei 
Bergehen 1000 Gulden und bei Uebertretungen 150 Gulden, als zuläffiges 
Minimum aber bei Vergehen einen Gulden und bei Uebertretungen dreißig Kreu— 
zer. Ausnahmen von diejen Marimal- und Minimalgrenzen fennt dieſes 
Geſetzbuch nicht, und dürfen insbefondere fogar bei dem Zufammentreffen 
mehrerer mit Geldftrafen bedrohten ftrafbaren Handlungen nad) Vorſchrift 
des Art. 84 die bezeichneten Marima niemals überjchritten werden. Zwar 
kann e3 allerdings in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 34 Abſ. 2 oder 
Art. 150 Abf. 2 oder Art. 370 möglicherweife vorfommen, daß die Con— 
fiscation eines die fraglihen Marima überfteigenden Geldbetrags aus— 
geiprochen wird; allein hierin ift eine Abweichung von der gejeglichen Be— 
ftimmung über das zuläffige Marimum der Geldftrafe bei Vergehen und 
Uebertretungen nicht enthalten, da “die Confiscation nad dem Syſteme 
diefes Geſetzbuchs (vgl. die Erörterung des folgenden Art. 34) überhaupt 
feine Strafe, fondern lediglich eine Straffolge bildet. — Dagegen er- 
leiden die Beftimmungen des vorftehenden Artikels über das zuläffige Mari- 
mum und Minimum der Geldftrafe bei Vergehen und Webertretungen in 
einzelnen jpeciellen neben dieſem Geſetzbuche beftehenden Strafgejegen 
allerdings mehrfache Ausnahmen und wird in diefer Beziehung z. B. auf Die 
Strafbeftimmungen des Forjtgejeges vom 28. März 1852 Art. 78 ꝛc. verwieſen. 

2. Der zweite Abjag des vorftehenden Artifel3 fchreibt vor, daß Die 
Strafbeträge, ſoweit nit befondere Geſetze ein Anderes beſtimmen, 
in die Staatscaffe zu fliegen haben. Durch dieſe Vorfchrift find alle bisher 
bejtandenen generellen Vorfchriften, welche über die Verwendung der Geld- 
ftrafen etwas Anderes angeordnet haben, aufgehoben, und erjcheinen hiedurch 
namentlih aud die Beitimmungen des in der Pfalz geltenden faijerlichen 
Decretes vom 17. Mai 1809, wornach dortjelbft ein Theil der Geld- 
ftrafen in einen zur Unterftügung der einzelnen Gemeinden beftimmten Ge— 
ſammtfond zu fließen hatte, dagegen aber auch den Gemeinden die Verpflich- 
tung zu verjchiedenen Yeiftungen, wie 3. B. Herftellung und Unterhaltung 
der Kantonsgefängnifje und der Yandgerichtslocale zc. oblag, außer Wirkſam— 
feit gejeßt, wie dieß auch im Art. 84 des Einführungsgejeges zum Straf— 
und Polizeiftrafgefegbuche ausdrücklich ausgeſprochen iſt. — Dagegen find 
nad) Maaßgabe der bejagten Vorfchrift alle in fpeciellen (d. h. neben dem 
allgemeinen Strafgejegbuche beftehenden) Strafgejegen enthaltenen Bejtim- 
mungen, welche etwas Anderes über die Verwendung der Geldſtrafe verfü- 
gen, wie dieß z. B. in Art. 25 des Gefeges vom 26. Februar 1850, Die 
Berfanmlungen und Vereine betreffend, der Fall ift, auch jegt noch in Kraft. 

3. Was die -Art und Weife anlangt, in welcher das Geſetz die Geld: 
ftrafe androht, jo ift diefelbe eine dreifach verjchiedene : 

a. Bei manchen ftrafbaren Handlungen ift die Geldftrafe ausſchlie— 
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Bend als Strafe angedroht; dieß gefchieht jedoch nur in verhältnigmäßig 
wenigen Fällen und immer nur bei folchen Handlungen, bei welchen die 
Geldftrafe mit Nüdficht auf die befondere Natur oder die Geringfigigfeit 
des Reates als ein vorzugsweiſe zwedmäßiges Strafmittel erjcheint; vgl. 
3. B. die Art. 202, 336, 366 x. 

b. Sehr häufig ift die Geldftrafe alternativ mit der Gefängniß- be- 
ziehungsweife Arreftftrafe angedroht, wie 3. B. in den Art. 131, 150, 157, 
160 x. Wo dieß der Fall ift, da wird es als feftitehende Regel ange- 
nommen werden können, daß nad dem Willen des Geſetzes auf Geldftrafe 
dann zu erkennen ift, wenn die fragliche Handlung nach den Berhältnifien 
des concreten Falles in geringerem Grade ftrafbar erjcheint, wogegen in 
jhwereren Fällen die Gefängniß- beziehungsweife Arreftftrafe als Strafmittel 
zu wählen ift. Dieß folgt nicht allein daraus, weil die Geldftrafe nach dem 
oben Geſagten ſchon an fich nach dem Strafenſyſteme des Geſetzbuchs im All 
gemeinen als eine weniger empfindliche Strafe erjcheint, ſondern es wird dieß 
insbefondere auch dadurch außer Zweifel geftellt, weil da3 Marimum der 
angedrohten Geldftrafe nad) dem im folgenden Art. 27 aufgeftellten Maß— 
ftabe, wornad) drei Gulden Geld einem Tage Gefängniß oder Arreft gleich- 
zuachten find, im den meiſten Fällen (vgl. 3. B. die Art. 232, 255, 258, 
261, 304, 332 x.) mehr oder weniger niedriger al3 das Maximum der 
alternativ gedrohten Gefängniß- oder Arreftitrafe it, während das umgekehrte 
Berhältniß zwar auch zumeilen (vgl. 3. B. Art. 336) aber doch nur felten 
ftattfindet. 

ec. Endlih iſt in vielen Fällen die Geldftrafe cumulativ mit der 
Gefängniß- beziehungsweife Arreftftrafe angedroht, indem das Gejeg bei 
manchen Reaten (vgl. 3. DB. die Art. 388, 389 zc.) die Cumulirung der 
Geldftrafe mit der Gefängniß- oder Arreſtſtrafe abfolut gebietet, bei an— 
dern aber (vgl. 3. B. die Art. 221, 331, 342) den Gerichten die Befug- 
niß einräumt, eine jolhe Cumulirung eintreten zu laffen, wenn fie dieß 
nach) den Berhältniffen des concreten Falls für angemefjen erachten. Auf 
dieſe Weife bildet die Geldftrafe bei jehr vielen ftrafbaren Handlungen ein 
Mittel, die gewöhnliche Strafe entfprechend zu fteigern, wenn die Art der 
Verübung oder bejondere erjchwerende Umftände eine ftrengere Bejtrafung 
al3 nothwendig erjcheinen laſſen. 

4. Die Geldftrafe ift ſowohl bei Vergehen wie auch bei Uebertretungen 
niemals in abjoluter, fondern immer nur in relativ beftimmter Größe 
angedroht; dabei verfteht es fich von jelbft, daß auch hier wieder die Gerichte 
bei erfolgter bloßer Feftjegung eines Marimums bis zu dem gefeglich zuläffigen 
Minimum herabgehen, bei erfolgter bloßer Feitfegung eines Minimum’ da- 
gegen bis zu dem gejeglich zuläffigen Marimum hinaufgehen können. 
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Art. 27. 


Die Gelditrafe ift ohne Nüdficht auf die Zahlungsfühigfeit des 
Schuldigen auszufprechen. 

Mird die gänzliche oder theilweife Uneinbringlichfeit dev Geldftrafe 
durch ein Zeugniß des Erhebungsbeamten feſtgeſtellt, jo ſoll diejelbe bei 
Vergehen in Gefängnißftrafe, bei Mebertretungen in Arreftitrafe umge— 
wandelt werden. 

Die Umwandlung wird auf ftantsanwaltichaftlichen Antrag ohne 
weiteres Verfahren bei Vergehen durch das Bezirfsgericht, bei Uebertret— 
ungen durch den Ginzelnrichter verfügt. 

Hiebei tritt an die Stelle von Geldſtrafen bis zu drei Gulden ein 
Tag Gefängniß beziehungsweiſe Arreſt; bei höheren Strafen werden drei 
Gulden einem eintägigen Gefängniſſe beziehungsweiſe Arreſte gleichgeachtet, 
die allenfalls ſich ergebenden Bruchtheile eines Tages aber außer Anſatz 
gelaſſen. Die an die Stelle einer uneinbringlichen Geldſtrafe tretende 
Arreſtſtrafe darf jedoch die Dauer von 42 Tagen nicht überſchreiten. 

Dem Gefangenen bleibt jederzeit die Befugniß, ſich durch Erlegung 
des Strafbetrages, ſoweit derfelbe durch die erftandene Freiheitsitrafe 
noch nicht getilgt ijt, von der letzteren frei zu machen. 

Entw. von 1855 Art: 25; Gejebg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. 1. S. 27, 146, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 56, Brot. Bo. S. 150; Entw. 


Don 1860 Art. & Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. 
. 131, Abth. 11. ©. 6, der Reichsr. K. Prot. Bd. L ©. 25. 


Die Geldftrafe ift ihrer Natur nach nur dann vollziehbar, wenn der 
VBerurtheilte fi im Befige hinveichenden Vermögens befindet und muß des— 
halb im Falle vorliegender Unvermögenheit dejjelben nothwendig eine Ber— 
wandlung der Geldftrafe in ein anderes gejegliches Strafübel von gleicher 
Größe, nämlich in eine entjprechende Freiheitsftrafe eintreten. Da nun aber 
die Erhebungen über die Vermögensverhältnifje eines Angefchuldigten in der 
Vorunterfuhung zu dem Zwede, um ermeſſen zu können, ob gegen den— 
jelben an Stelle einer verwirkten Geldftrafe wegen vorliegender Zahlungs- 
unfähigfeit eine entjprechende Freiheitsftrafe zu treten hat, ſowohl wegen des 
ihmanfenden Begriffes der Zahlungsfähigfeit, als auch megen des nicht jel- 
ten vorfommenden Mangels aller jichern Anhaltspunkte befannter Erfah: 
rung zufolge in der Regel zu feinem verläffigen Reſultate führen, und 
nebjtdem auch noch während des Yaufes der Unterfuchung cine Aende— 
vung der anfänglich beftandenen Berhältniffe jtattgefunden haben fanır, 
jo ftellt das Gejeg den Grundjag auf, daß die Geldftrafe immer ohne 
Rückſicht auf die Zahlungsfähigkeit des Schuldigen auszufprechen if, 
und überläßt e8 dem Stadium der Erecution, in dem Falle, wenn fich 
bei der Beitreibung die Umeinbringlichfeit der Geldſtrafe herausjtellt, als 
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Surrogat derjelben eine angemefjene Freiheitsftrafe an die Stelle treten zu 
laſſen. 

1. Der Grundſatz, daß die Geldſtrafe ohne Rückſicht auf die Zahlungs— 
fähigfeit des Schuldigen auszufprehen ift, muß der Natur der Sache nach 
bei denjenigen ftrafbaren Handlungen, welche ausſchließend oder cumulatim 
mit Geldftrafe bedroht find, immer unbedingt zur Anwendung kommen. Da— 
gegen fteht michts im Wege, daß der Richter bei den alternativ mit 
Geldftrafe bedrohten - ftrafbaren Handlungen in dem Falle, wenn einerfeits 
die gänzliche Zahlungsunfähigkeit des Angejchuldigten jchon bei der Aburthei— 
lung außer allem Zweifel fteht, und andererjeitS das den concreten Verhält- 
niffen entjprechende Maag der Strafe nach der gejeglichen Strafdrohung 
gbenjowohl in Geldftrafe als in Gefängniß- beziehungsmweife Arreftitvafe aus— 
geiprochen werden fann, fich durch die Rückſicht auf die Zahlungsunfähigfeit 
des Schuldigen dazu bejtimmen läßt, zur Bereinfachung der Sache jofort die 
Gefängniß- beziehungsweife Arreſtſtrafe als Strafmittel zu wählen, und kann 
in einer folchen Verfahrensweife eine Verlegung des obenangeführten geſetz— 
lichen Grundjages ficherlich nicht gefunden werden. 

2. Im Falle der Umeinbringlichfeit der Geldftrafe ift diefelbe bei Ver— 
gehen in Gefängniß, beillebertretungen in Arreft und zwar immer in ein= 
fachen Arreft (im Gegenfage zum gefchärften nad Art. 21) umzuwandeln, 
da bei der Geldftrafe Schärfungen überhaupt nicht zuläffig find und in Folge 
dejjen auch bei der an ihre Stelle tretenden Surrogatitrafe niemals Pla 
greifen können. 

Der gejegliche Ummandlumgsmaßftab ift je drei Gulden Geldſtrafe — einem 
Tage Gefängniß oder Arreft ; und wenn hiebei das Geſetz beftimmt, daß auch bei 
Gelditrafen unter drei Gulden immer ein ganzer Tag Gefängniß be- 
ziehungsweife Arreft an die Stelle treten, und daß ferner die bei der Um— 
wandlung fich ergebenden Bruchtheile eines Tages außer Anſatz gelaſſen 
werden jollen, jo iſt die erſtere Bejtimmung nur eine Gonjequenz der Vor: 
ſchrift der Art. 17 und 20, wornach die Gefängniß- und Arreſtſtrafe nie- 
mals weniger als einen Tag betragen darf, die legtere aber Dadurch her- 
vorgexufen, weil Bruchtheile eines Tages ein zu geringfügiges Strafübel 
find, als daß fie im Gebiete des eigentlichen Strafrechts eine bejondere Be: 
ahtung finden könnten. 

Da ſodann die Geldjtrafe für Uebertretungen im ihrem (vegelmäßigen) 
Maximum von 150 fl. nad) dem vworangeführten Ummwandlungsmaßftabe 
50 Tagen Arreſt gleich jein und jomit das zuläfjige Maximum der Arreft- 
itrafe von 42 Tagen (vgl. Art. 20) überjchreiten würde, eine jolche Weber: 
ihreitung aber nicht allein dem Strafenſyſteme des Geſetzbuchs entgegen, 
jendern auch wegen der geringen Strafbarfeit der in dieſem Geſetzbuche be- 
handelten Uebertretungen nicht zu rechtfertigen wäre, jo jchreibt das Geſetz 
ferner vor, daß die an Stelle der umeinbringlichen Geldjtrafe tretende Arrejt- 
itvafe die Dauer von 42 Tagen in feinem Halle überfteigen darf: Diefe 
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Vorſchrift des Geſetzes findet jedoch auf diejenigen in Specialgefegen be- 
handelten Uebertretungen, welche abweichend von der allgemeinen Negel mit 
einer 150 Gulden überfteigenden Geldftrafe bedroht find, feine Anwendung, 
indem bei dieſen Uebertretungen nach der Beftimmung des Art. 7 des Ein- 
führungsgefeges zum Straf und Polizeiftrafgefegbuche die Arreftitrafe, melche 
nad) den Maßſtabe von drei Gulden Geld gleich einen Tage Arreft an 
Stelle der uneinbringlichen Geldftrafe zu treten hat, auch über 42 Tage be- 
tragen und ſich nur abgejehen von allenfalljigen bejonderen Anordnungen in 
dem betreffenden Specialgejege jelbft nicht über drei Monate erftreden darf. 

3. Das Geſetz ordnet nur die Umwandlung der Geldftrafe in Gefäng— 
niß= beziehumgsweife Arreftitrafe an; eine Unmandlung derfelben in Zucht: 
bausftrafe kann ſchon aus dem Grunde nicht ftattfinden, weil die 
Zuchthausftrafe für eine ganz andere Gattung von ftrafbaren Handlungen 
bejtimmt ift. Allein es fann demungeachtet in Gemäßheit der Vorfchrift des 
unten folgenden Art. 87 unter Umftänden die Nothwendigfeit eintreten, daß 
die au Stelle einer uneinbringlichen Geldftrafe tretende Gefängniß- oder Ar- 
rejtftrafe in Zuchthausftrafe verwandelt werden muß, jo daß alfo auf dieje 
Weife mwenigftens mittelbar eine Verwandlung der Geldftrafe in Zuchthaus: 
ftrafe thatfächlich ftattfindet. Das Nähere im diefer Beziehung wird zu 
Art. 87 erörtert werden. 

4. Dem Verurtheilten fteht auch nach erfolgter Umwandlung der Geld- 
ftrafe bis zur gänzlichen Erjtehung der an ihre Stelle getretenen Freiheits- 
ſtrafe jederzeit die Befugniß zu, den Betrag der Geldſtrafe beziehungsweiſe, 
infoweit er die an ihre Stelle getretene Freiheitsftrafe bereits theilweife ‚er- 
ftanden hat, den noch nicht getilgten Neft derjelben zu erlegen, und fich hie- 
duch von der Erftehung der Freiheitsftrafe oder des noch nicht erjtandenen 
Theiles hievon frei zu machen. Macht der Berurtheilte von diefer Befugniß 
Gebrauch, fo darf jeder einzelne Tag der bereit3 erftandenen Freiheitsftrafe 
immer nur mit je drei Gulden an der zuerfannten Geldftrafe in Abrech- 
nung gebracht werde und muß fomit der Berurtheilte den ganzen hienach 
noch verbleibenden Reſt der Geldftrafe erlegen, wenn er fi) von der Er— 
ftehung des noch nicht erftandenen Theiles der Freiheitsftrafe frei machen 
will. Setzen wir demgemäß z. B. den Fall, daß eine für eine Uebertretung 
zuerfannte Gelditrafe von 150 fl. wegen Uneinbringlichkeit in Gemäßheit der 
im vierten Abfage des vorftehenden Artikels enthaltenen Vorſchrift in eine 
Arreftftrafe von 42 Tagen umgewandelt worden ift, und daß der Verur— 
theilte bereit3 40 Tage hievon erftanden hat, jo muß derjelbe mit Rückſicht 
darauf, daß die 40 eritandenen Tage — 120 Gulden find, und hienach 
von der Öelditrafe von 150 fl. noch 30 fl. ungetilgt erjcheinen, offenbar den 
Betrag von 30 Gulden erlegen, um fi) von der Erftehung der noch übri- 
gen 2 Tage Arreft frei zu machen; umd in gleicher Weife känn Derjenige, 
welcher an Stelle einer für ein Vergehen zuerfannten Geldftrafe von 20 Gul— 
den eine Öefängnißftrafe von 6 Tagen zu erjtehen hat, nach Erjtehung von 
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fünf Tagen ſich von der Erftehung De? ſechsten Tages nur durch Erlage 
von 5 Gulden frei machen, da die erſtandenen fünf Tage — 15 Gulden 
find und alfo 5 fl. der Geldftrafe noch ungetilgt erfcheinen. 

Die Nichtigkeit des voraufgeführten Satzes wird einem gegründetert 
Zweifel nicht unterliegen können. Das Gefeg fennt nämlich für das Ver— 
hältniß der Geldftrafe zur Gefängniß- und Arreftitrafe nirgends einen andern 
Mafftab, als den von drei Gulden Geld — einem Tage Gefängniß oder 
Arreft. Zwar räumt das Geſetz bei erfolgender Ummandlung der Geldftrafe 
in Gefängniß oder Arreft dem Berurtheilten die Begünftigung ein, daß einer- 
jeitS die bei Vornahme der Ummandlung nach dem gejeglihen Maßſtabe fich 
ergebenden Bruchtheile eines Tages außer Anja zu bleiben haben, und daß 
andererfeit3 auch dann, wenn die zuerfannte Geldftrafe mehr als 126 Gulden 
beträgt, die an ihre Stelle tretende Arreitjtrafe, wiewohl nach dem geſetzlichen 
Maßſtabe Schon 126 Gulden — 42 Tagen Arreft find, doch niemals die 
Dauer von 42 Tagen überjchreiten darf, jo daß alfo der Mehrbetrag der 
Geldftrafe über 126 Gulden als gar nicht vorhanden betrachtet wird; allein 
diefe Begünftigung kann dem Berurtheilten der Natur der Sache nad nur 
unter der Vorausfegung zu Theil werden, daß ein Vollzug der Geldftrafe 
in natura überhaupt gar nicht ftattfindet, und es bei der erfolgten Ummand- 
lung derjelben in Gefängniß- oder Arreftjtrafe factiſch fein Berbleiben hat. 

Hieraus folgt aber von jelbit, daß. in dem Falle, wenn der Verurtheilte 
in Gemäßheit der ihm geſetzlich eingeräumten Befugniß die gefchehene Um- 
wandlung der Geldftrafe im Freiheitsftrafe nachträglich wieder ganz oder 
theilweife rückgängig macht und aljo die Geldftrafe, jei es auch blos theil- 
mweife, in natura zum Vollzuge kommt, diefe Begünftigung fofort wieder auf- 
hört, und daß demgemäß bei Entjcheidung der Frage, wieviel von der Geld- 
ftrafe durch den bereits erftandenen Theil der an ihre Stelle getretenen Frei« 
heitzftrafe als getilgt erjcheint, nur allein der gejeglihe Maßſtab von drei 
Gulden Geldftrafe — einem Tage Gefängniß oder Arreft maßgebend fein 
kann.!) 

Iſt die Umwandlung der Geldſtrafe in Gefängniß oder Arreſt einmal. 
erfolgt, ſo kann gegen den Willen des Verurtheilten niemals mehr auf den 
Vollzug der Geldſtrafe in natura zurückgegangen werden, wenn gleich 
vielleicht der Verurtheilte noch vor vollſtändig erfolgter Erſtehung der Surro— 
gatſtrafe nachweisbar hinreichendes Vermögen zur Zahlung des Strafbetrags 
erworben hat; dieß ergibt ſich daraus, weil das Geſetz ausdrücklich nur 
allein dem Gefangenen d. h. alſo dem Verurtheilten die Befugniß ein— 


—— 


N) Mol. in dieſer Beziehung die Aeußerungen, welche bei der Berathung der im 
Rolizeiftrafgefeßbuche Art. 7 enthaltenen analogen Beſtimmungen über die Geldftrafe 
in Gejeßg.-Ausichuffe der Neihsratbsfammer (Prot. Bd. I. ©. 413 der Verb. von 
1860/61) von dem Neichsrathe Dr. von Bayer fowie von den kgl. Staatsminiftern 
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alfo dem Berurtheilten die Befugnig einräumt, ſich durch Erlegung des 
Strafbetragd von der Erftehung der Freiheitsftrafe freizumachen. 

5. Die Geldftrafe fann auch, wie dieß der zweite Abſatz des vorftehen- 
den Artikels jelbjt erwähnt, blos theilweiſe uneinbringlich ſein. E3 fragt 
fih nun, ob bei blos theilmeifer Uneinbringlichfeit einer Geldftrafe die 
ganze Strafe in Gefängniß beziehungsweife Arreft umgewandelt werden 
muß, oder ob es im einem folchen Falle zuläffig erjcheint, die Geldftrafe auch 
gegen den Willen des Verurtheilten theilmeife in natura zu voll- 
ziehen und nur den fich als uneinbringlich darftellenden Reſt derſelben in 
Gefängniß oder Arreſt zu verwandeln; denn daß mit dem Willen des Ver— 
urtheilten die Geldftrafe theilmeife in natura erlegt und theilweife durch Er- 
ftehung im Gefängniß beziehungsweife Arreſt getilgt werden kann, ift durch 
die eben erörterte Schlußbeftimmung des vorftehenden Artifel3 ohnehin außer 
Zweifel geftellt. — Diefe Frage wird wohl dahin entjchieden werden müſſen, 
daß in dieſem Falle immer eine Umwandlung der gefammten Geldftrafe 
in Gefängniß oder Arreft einzutreten hat. Vor Allem fpricht nämlich jchon 
der Wortlaut des Gejeßes für die bezeichnete Annahme; denn wenn das 
Geſetz vorjchreibt: „Wird die gänzliche oder theilmeife Uneinbringlichfeit der 
Geldftrafe feftgeftellt, jo joll diefelbe umgewandelt werden,” fo ift hier 
nach grammatifaliihen Regeln unter dem Worte „dieſelbe“ nicht Die 
Geldftrafe, infomweit fie uneinbringlich ift, fondern vielmehr die Geldftrafe in 
ihrer Zotalität zu verftehen. Sodann liegt auch ein innerer Grund ſehr 
nahe, welcher den Geſetzgeber veranlagt haben kann, bei blos theilweifer Un- 
einbringlichfeit der Geldftrafe fofort die Ummandlung der ganzen Strafe in 
Gefängnig oder Arreft anzuordnen. Es läßt fich nämlich nicht verfennen, 
daß in dem Falle, wenn die Vermögensverhältniffe eines Verurtheilten von 
der Art find, dag demfelben die Erlegung der ganzen Geldftrafe unmöglich 
ift, eine weit größere Härte darin liegt, wenn ihm fein weniges Ber- 
mögen genommen wird und er dann doc noch eine Freiheitsftrafe won 
allerdings Fürzerer Dauer erftehen muß, als wenn er zwar eine Freiheits- 
ftrafe von entiprechend längerer Dauer zu erftehen hat, ihm aber dafür fein 
geringe Vermögen ungejchmälert verbleibt, und findet deshalb die Anord- 
mung, daß auch bei blos theilweifer Umeinbringlichkeit eine Umwandlung der 
gefammten Geldftrafe einzutreten hat, ihre natürliche Erkärung darin, meil 
das Geſetz auf diefe Weife die angeführte Härte gegen den BVerurtheilten 
vermeiden will. Werner fpricht für die Annahme, daß im Falle theilmeifer 
Uneinbringlichfeit der Geldftrafe immer die ganze Strafe in Gefängniß be- 
ziehungsmweife Arrejt umgewandelt werden muß, auch der Umftand, daß man 
außerdem unter Umftänden auf faum lösbare Schwierigkeiten ftoßen würde; 
dieß würde nämlich immer dann der Fall fein, wenn der Betrag der zuer- 
fannten Geldſtrafe nach dem Maßſtabe von drei Gulden — einem Tage 
Arreft eine längere Dauer der Arreftftrafe entziffert, als nach Vorſchrift 
des vierten Abfages des vorftehenden Artikel und beziehungsweife des Art. 7 
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des Einführungsgefeges überhaupt an die Stelle der Geldftrafe treten kann. 
Segen wir 3. B. den Fall, daß wegen einer Uebertretung des Mißbrauchs 
fremder Gewerbszeichen (Art. 336) auf eine Geldftrafe von 150 fl. erfannt 
ift, hievon nur der Betrag von 24 fl. einbringlich erjcheint, bezüglich des 
Reſtes zu 126 fl- aber eine Umwandlung in Arreft ftattfinden muß. Hier 
wäre zwar der umeinbringliche Betrag der Gelditrafe zu 126 fl. nad) dem 
gejetlichen Ummandlungsmaßftabe — 42 Tagen Arreft; allein es kann wohl 
feinem Zweifel unterliegen, daß. es hier nicht angeht, dem Berurtheilten 
neben dem theilweiſen VBollzuge der Gelditrafe in natura auch noch eine 
Arreftitrafe in der Dauer von 42 Tagen hiefür erftehen zu laffen, da ihn 
ja nach gejeglicher Borfchrift bei erfolgender Umwandlung der gefanmten- 
zuerfannten Geldſtrafe gleichfall3 unter feinen Umftänden eine längere Arreft- 
jtrafe al3 von 42 Tagen treffen könnte. Wie aber in anderer Weife ver- 
fahren merden follte, iſt im Geſetze nicht beftinmt, und ebenjo ift auch nir- 
gends ein Anhaltspunkt gegeben, um eine desfallfige Lite des Gejeges im 
Wege der Analogie ergänzen zu fünnen. Noch auffallender würde die an- 
gedentete Schwierigkeit dann hervortreten, wenn in Gemäßheit eines neben 
dem Strafgefebuche beftehenden Specialgejeges, melches die Beſtrafung einer 
Uebertretung mit einer den Betrag von 150 Gulden überjteigenden Geld- 
jtrafe gejtattet, 3. B. eine Geldftrafe von 600 fl. erkannt würde, und bie- 
von etwa nur der Betrag von 300 fl. einbringlih, der Reſt aber wegen 
Uneinbringlichfeit in Arreft umzuwandeln wäre; denn hier würde das Surro— 
gat für die umeinbringliche Hälfte der Geldftrafe fiir fich allein noch im Ar- 
rejtftrafe von drei Monaten beftehen, während doch nah Art. 7 des Ein- 
führungsgejeges an Stelle der gefammten Gelditrafe im Falle ihrer Unein— 
bringlichfeit gleichfall8 nur Arreft in der Dauer von drei Monaten hätte 
treten fünnen. — Es läßt fih nun wohl annehmen, daß das Gejeg, wenn 
es in feinem Willen gelegen wäre, daß bei theilweifer Umeinbringlichfeit der 
Geldſtrafe diefelbe theilweife in natura vollzogen und nur injoweit fie unein— 
bringlich ift, in Freiheitsftrafe umgewandelt werden folle, eine Beltimmung 
darüber getroffen hätte, im welcher Weife in dem voraufgeführten Falle zu 
verfahren fei, und fpricht jomit auc das Stilljchweigen des Gejeges in der 
angegebenen Beziehung für die Nichtigkeit des aufgeftellten Sates, daß bei 
blos theilweifer Umeinbringlichfeit der Geldftrafe die ganze Strafe in Frei— 
heitsftrafe verwandelt werden muß. Endlich fpricht Hiefiiv auch noch der 
Umftand, daß der Strafrichter nad) dem bereit8 vorher sub Ziff. 4 Geſagten 
in dem Falle, wenn der zur Geldjtrafe Verurtheilte nach bereits begonnenem 
Bollzuge der an Stelle der Gelditrafe getretenen Surrogatitrafe Vermögen 
erwirbt, feineswegs dazu befugt ift, nunmehr auf die Geldftrafe, ſoweit fie 
noch nicht getilgt erſcheint, zurückzugreifen, fondern vielmehr nur allein dem 
Verurtheilten das Recht eingeräumt ift, ſich durch Erlage des noch nicht 
getilgten Strafbetrags freizumachen; denn es läßt fich wohl auch hieraus der 
Wille des Gefeges entnehmen, daß die, Geldftrafe nicht gegen den Willen 
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des BVerurtheilten theilweife in natura vollzogen und. theilweife in Freiheits— 
ftrafe verwandelt werden foll. ?) 

6. Nücjichtlih der Art und Weife der Vornahme der Unmandlung 
fchreibt das Gefeß vor, daß die Ummandlung, wenn die Uneinbringlichkeit 
der Gelditrafe durch ein Zeugniß des Erhebungsbeamten feitgejtellt wird, 
auf ftaatsanmwaltfchaftlichen Antrag ohne weiteres Verfahren bei 
Bergehen durch das Bezirksgericht und bei Webertretungen durch den Ein- 
zelmrichter verfügt werden. fol. — Aus diefer Geſetzesvorſchrift ergibt fich 
vor Allem, daß der Ummandlung feine öffentlihe Verhandlung vorherzu- 
gehen hat, und daß diefelbe überhaupt ohne vorherige Bernehmung des Ver- 
urtheilten (bei Bezirksgerichten in geheimer Sigung durch einen Senat von 
drei Richtern) vorzunehmen ift. Ebenſo läßt ſich auch hieraus entnehmen, 
dag das mit der Ummandlung befaßte Gericht die materielle Richtigkeit 
des Zeugniſſes des Erhebungsbeamten in feiner Weife zu prüfen, fondern 
vielmehr lediglich die arithmetiſche Reduction der Öeldftrafe in die entjprechende 
Freiheitsftrafe nah Maaßgabe der gefeglichen Beltimmungen auszufprechen 
hat. Eine Verkürzung der Rechte des BVerurtheilten kann in der voraufge- 
führten Verfahrensweife um deßwillen nicht gefunden werden, meil es jeder- 
zeit in deſſen Macht fteht, die gefchehene Umwandlung durch Erlegung des 
Strafbetrags wieder außer Wirkſamkeit zu fegen. 


) Bei den Verhandlungen der Gefetgebungsausfhüffe wurde die angeregte 
Frage zwar nicht ausdrücklich berührt, allein die hier aufgeftellte Anficht findet dem— 
ungeachtet eine nicht unwichtige Unterftüßung in der Entjtehungsgefchichte dev jeßigen 
Fafjung des zweiten Abſatzes des vorjtehenden Artikels. In dem entjprechenden Ar: 
tifel 25 des Entwurfes von 1855 lautete nämlich die fragliche Beftimmung folgen: 
dermaßen: „Wird die gänzliche oder theilweife Uneinbringlichkeit der Geldftrafe durch 
ein Zeugniß des Erhebungsbeamten feftgeftellt, jo bat... .. das Gericht die Um— 
wandlung der Geldftrafe oder des nicht erlegten Theiles derjelben in Ge 
füngnißftrafe zu verfügen.” Im Gefeßgebungsausfhuffe der Abg. =» Kammer von 
1856/58 (Bd. I. ©. 28 und 146 der Verhandlg.) wurde aber der Schlußſatz dahin 
formulirt: „ſo wird die Geldftrafe bei Vergeben in Gefängniß-, bei Uebertretun— 
gen in Arreſtſtrafe umgewandelt‘; es ift alfo bier der Beifaß „oder der wicht erlegte 
Theil derſelben“ weggelaffen worden, und wenn auch das Motiv für diefe Abände: 
rung nicht näher angegeben wurde, jo kann der Grund bievon doch wohl nur darin 
liegen, weil man eine bloß theilweife Umwandlung der Geldftrafe nicht zulafien 
wollte. In diefer Faſſung iſt fodann die bezeichnete Beftimmung beinabe wörtlich 
in ben Entwurf von 1860 (Art. 27) aufgenommen worden und von da in das ge: 
genwärtige Strafgefeßbudh übergegangen. — Ganz in ähnlicher Weife verhält es ſich 
mit der analogen Beſtimmung des Polizeiftrafgefegbuchs über die Umwandlung der 
GSeldftrafe in Arreftitrafe; während nämlich der Art. 6 des Polizeiſtrafgeſetzentwur— 
fes von 1860 beftimmte, daß im Falle feftgeftellter Uneinbringlichkeit die erkannte 
Geldftrafe oder deren nicht erlegter Betrag im Arrpftftrafe umzuwandeln fei, 
lautet der nunmehrige Art, 8 des Polizeiftrafgefegbuchs in Folge einer im Geſetz— 
gebungsausichuffe der Abg.-Kammer (Abth. II. S. 22 der Verhandlg. von 1860/61) 
erhaltenen Abänderung dahin, daß im Falle feftgeftellter gänzlicher oder theilweifer 
Uneinbringlichkeit dev Geldftrafe dieſ elbe in Arreft umgewandelt werden joll. 
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7) Einer beſondern Betrachtung bedarf ferner auch die Frage, an wel— 
chem Straforte die an Stelle einer uneinbringlichen Geldftrafe treten de 
Gefängniß- oder Arreititrafe von dem Berurtheilten zu erftehen ift. In diefer 
Veziehung muß vor Allem unterſchieden werden, ob dem Berurtheilten ledig = 
lich eine Geldftwafe, oder ob ihm zugleich auch eine Gefängnig- oder Arreft- 
ftrafe zuerkannt ift. 

a. Wenn die Berurtheilung zur Geldftrafe allein fteht, fo müſſen 
immer die allgemeinen Beftimmungen über den Bollzugsort der Gefängniß— 
und Arreftitrafe zur Anwendung kommen, und kann biebei namentlich auf 
den Umftand, daß der Berurtheilte ſich duch Erlegung- des Strafbetrags 
von der Erftehung der Zurrogatitrafe zu jeder Zeit wieder freimachen fanrı, 
eine befondere Nücdficht nicht genommen werden; denn es liegt in der Natur 
der Sache, daß bei Prüfung der Frage, an welchem Straforte eine Freiheit3- 
jtrafe zu erftehen it, nur allein die Dauer der Strafzeit nach der gegen- 
wärtigen Sachlage maßgebend ift, und die bloje Möglichkeit einer erfolgenden 
Abkürzung der Strafzeit hiebei nicht in Betracht gezogen werden kann. Hienach 
ift alfo vor Allen nach Vorfchrift des Art. 18 die an Stelle der Geldftrafe 
tretende ‚Gefängnißftrafe, joferne ihre Dauer zwei Monate nicht überfteigt, 
vegelmäßig im Bezirfsgerichtsgefängniffe, foferne fie aber mehr als ſechs 
Monate beträgt, in der Öefangenanftalt zu eritehen. 

Was fodann die Gefängnißitrafen in der Dauer von mehr al3 zwei bis 
zu- ſechs Monaten anlangt, jo it diejelbe nach Borfchrift des Art. 18 der 
Regel nach gleichfalls in der efangenanftalt zu erftehen; es ift jedoch 
den Gerichten die Befugniß eingeräumt, im Strafurtheile die Erftehung 
der Strafe im Bezirksgerichtsgefängniffe anzuordnen, falls fie dieß den Um— 
ftänden angemefjen erachten. Dieje gejegliche Beitimnmmg muß auch bei der 
Umwandlung der Geldftrafe in Gefängnißftrafe Plag greifen, und muß alfo 
gleichzeitig dem die Ummandlung ausjprechenden Gerichte in analoger Anwen- 
dung der PVorfchrift des Art. 18 Abi. 2 die Befugniß zugeftanden werden, 
im Strafverwandlungsbeichluffe die Erjtehung einer an Stelle der Geldftrafe 
tretenden Gefängnißftrafe in der Dauer von mehr als zwei aber nicht mehr 
als ſechs Monaten im Bezixfsgerichtsgefängniffe anzuordnen; denn diefelben 
Nüdfichten, aus welchen das Gefeß nad der zu Art. 18 sub Ziff. 2 gege- 
beten Erörterung den Gerichten bei der urfprünglichen Zuerfennung der Ges 
fängnißftrafe die befagte Befugniß eingeräumt hat, find offenbar ganz in 
gleicher Weife bei eimer nachträglich erfolgenden Verwandlung der Geldftrafe 
in Oefängnißftrafe vorhanden, und wenn aud im legteren Falle die be- 
jagte Anordnung nicht in dem in öffentlicher Sigung ergangenen Straf: 
urtheile, wie dieß der Art. 18 vorjchreibt, jondern nur in dem im geheimer 
Sigung zu erlaffenden Steafverwandlungsbefhluffe erfolgen kann, fo kann 
doch im diefer durch die Natur der Sache begründeten Abweichung ein Hin- 
derniß fir die analoge Anwendung der bejagten Geſetzesvorſchrift ſicherlich 
nicht gefunden werden. 

However, Strafgeſetzbuch. 1. Br 10 
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Bon einer Erftehung der an Stelle der Geldftrafe tretenden Gefängnip- 
ftrafe im Zuchthaufe (Art. 18 Abi. 3) kann abgefehen von allem Andern 
ſchon um deswillen feine Nede fein, weil die Dauer einer ſolchen Gefängniß- 
fteafe niemals zwei Jahre überjteigen fann. 

Dagegen kann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß dem die Ummandlung 
ausfprechenden Gerichte die Befugniß zufteht, im Strafvermandlungsbejchlufje 
in analoger Anwendung der Borjchrift des Art. 19 den Bollzug der an die 
Stelle der Geldſtrafe tretenden Gefängnißftrafe in einer Feftung anzuordnen, 
infoferne die gejeglichen VBoransfegungen zu einer jolchen Anordnung (vgl. die 
Erörterung bei Art. 19) vorhanden find; denn auch hier fteht der analogen 
Anwendung der bezeichneten Geſetzesvorſchrift ein Hinderniß offenbar nicht 
entgegen, und wird im diefer Beziehung auf die eben gemachte Ausführung 
über die Anwendbarkeit der Beitimmungen des Art. 18 Abſ. 2 verwiejen. 

Was endlich die an Stelle der Gelditrafe tretende Arreftftrafe an- 
langt, jo muß diefelbe der Natur der Sache nad im Polizeigerichtsgefäng- 
nifje (Art. 20) erjtanden werden. - 

b. Wenn mit der Verurtheilung zu einer Geldftrafe zugleich auch eine 
Berurtheilung zu einer Gefängniß- oder Arreftitvafe verbunden ift, was 
nicht allein bei einer cumulativ mit Gefängniß beziehungsweije Arreſt umd 
Geldftrafe bedrohten jtrafbaren Handlung, jondern auch beim Zuſammenfluſſe 
mehrerer theils mit Gefängniß oder Arreft und theil® mit Gelditrafe be- 
drohten Handlungen der Fall fein kann, fo muß der leitende Grundſatz feit- 
gehalten werden, daß die urjprünglich erfannte und die an Stelle der unein- 
bringlichen Geldtrafe tretende Gefängnig- oder Arreftftrafe jtet3 an eimem 
und demjelben Straforte zu erftehen find. 

Nah Maaßgabe der Vorfchrift des unten folgenden Art. 87 darf näm- 
lich in dem Falle, wenn ein VBerurtheilter in Folge verjchiedener nach ein- 
ander ergehender Strafurtheile mehrere Freiheitsftrafen hintereinander zu er- 
jtehen hat, derjelbe niemals zur juccefjiven Erjtehung der Strafen von einer 
Strafanftalt in die andere verbracht werden; vielmehr find in einem folchen 
Falle immer die ſämmtlichen Strafen an dem zur Erftehung der höheren 
Strafe bejtimmten Straforte zu vollziehen und muß zu diefem Behufe nöthigen- 
falls eine Bermandlung der niedrigeren Strafart in die höhere jtattfinden, 
wie dieß Alles bei Art. 87 näher erörtert werden wird. 

Hienach ift es aljo der klar ausgefprochene Wille des Gefeges, daß 
jelbjt die in Folge verjchiedener nad einander ergehenden Strafurtheile 
zu erjtehenden mehreren Freiheitsſtrafen ftet3 an einem Straforte vollzogen 
werden müſſen. Mit Rückſicht darauf kann es aber der Natur der Sache 
nach um jo weniger bezweifelt werden, daß nach dem Willen des Geſetzes 
auc der Vollzug der mehreren in Folge ein und dejjelben Strafurtheils 
zu erftehenden Freiheitsſtrafen gleichfalls immer an demjelben Straforte ge- 
Ihehen muß; denn der Grund des Gejeges, die Unzwedmäßigfeit der Ver— 
bringung de3 Sträflings zur juccejfiven Straferftehung von einer Strafanftalt 
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in die andere, waltet hier unverkennbar ganz in gleichem Maaße ob, und er— 
icheint es deshalb gerechtfertigt und nothwendig, den im Artifel 87 aus- 
gefprochenen gejeßlichen Grundſatz auch in dem hier vorausgefegten Falle in 
analoge Anwendung zu bringen. Demgemäß wird aber auch die Nichtigkeit 
des an die Spite geftellten Satzes einen gegrindeten Bedenken nicht unter- 
ltegen können. ’ 

Was nun die verfchiedenen möglichen Fälle ‚anlangt, welche bei gleich- 
zeitiger Verurtheilung zu einer Geldftrafe einerſeits und zu einer Gefängniß— 
oder Arrefttrafe andererfeit3 vorfommen können, jo muß in diefer Beziehung 
vor Allen daranf aufmerkfam gemacht werden, daß die eintretende Ummand- 
(ung der Geldftrafe, wie dieß jofort gezeigt werden wird, unter Umftänden 
von weſentlichem Einfluffe auf den Strafort fein fann, an welchem die Er- 
jtehung der gleichzeitig erfannten Gefängniß- oder Arreftftrafe zu gejchehen 
hat; es wird deshalb in allen jenen Fällen, in welchen auf diefe Weife durch 
den Hinzutritt einer an Stelle der erfannten Geldftrafe tretenden Surrogat- 
jtrafe eine Alterirung des Ortes bewirkt werden fann, an welchem die gleich- 
zeitig erfannte Gefängniß- oder Arreftftrafe außerdem zu erjtehen wäre, immer 
geboten jein, ſich wo möglich jchon vor dem Beginne des Vollzugs der legteren 
Strafe iiber die Einbringlichfeit oder Uneinbringlichfeit der Geldftrafe zu ver- 
gewiffern, da nur hiedurch es möglich wird, den Strafvollzug gleich Anfangs 
an dem der wahren Sachlage entjprechenden Orte vornehmen zu können. — 
Im Einzelnen ift ſodann Folgendes zu bemerfen: 

aa. Die eine der erfannten Strafen kann eine Geldftrafe als Ver— 
gehensftrafe, die andere aber eine Gefängnißftrafe fein, ohne daß 
hiebei im Strafurtheile eine Anordnung vüdjichtlih des VBollzugsortes der 
Gefängmißftrafe getroffen: ift. 

In diefem Falle ift der Natur der Sache nad) die Dauer, welche die 
urfprünglich erfannte und die an Stelle der Geldftrafe getretene Gefängniß- 
ftrafe vereinigt umfafjen, dafür enticheidend, ob die Strafe in Gemäßheit 
der Vorfchrift des Art. 18 im Bezirfsgerichtsgefängniffe oder in der Öefangen- 
anftalt zu erftehen if. Nur wird hiebei das die Strafverwandlung aus— 
iprechende Gericht den Strafvollzug in einer Feftung niemals, und den Straf- 
vollzug im Bezivfsgerichtsgefängniffe, joferne die beiden Strafen zujammen 
zwar mehr als zwei aber nicht mehr als ſechs Monate betragen, dann nicht 
anordnen können, wenn die ursprünglich erkannte Gefängnißftrafe allein jchon 
über zwei Monate betragen hat, und alſo ſchon das aburtheilende Gericht 
in der Page gemejen märe, den Strafvollzug im Bezirksgerichtsgefängniſſe 
in Strafurtheile anzuordnen, wenn es dieß für angemejjen erachtet hätte; 
denn es ift hier bereit3 durch das Strafurtheil entjchieden, daß der Strafvollzug 
nicht in der Feſtung, ſondern in den gewöhnlichen Strafanftalten, nicht im 
Bezirksgerichtsgefängniſſe, fondern in der Oefangenanftalt zu geſchehen hat, 
und muß dieſe Entjcheidung ſelbſtverſtändlich auch bei dem Hinzutritte einer 
weiteren Gefängnißftrafe als Surrogat der Geldftrafe aufrecht bleiben, da 
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durch diefen Umftand eine Aenderung der Verhältnifje in feiner Weife be- 
wirft wird. 

bb. Die eine der erfannten Strafen fann eine Geldftrafe als Ver- 
gehensftrafe, die andere eine Gefängnißjtrafe fein, deren Vollzug im 
Bezirfsgerihtsgefängnijfe nah Art. 18 Abj. 2 im Strafurtheile an- 
geordnet ift. 

Ueberfteigt hier die zu erftehende Geſammtſtrafe nach Hinzutritt der 
meiteren Gefängnißftrafe als Surrogat der Geldftrafe nicht die Dauer von 
ſechs Monaten, jo müfjen beide Strafen im Bezirfsgerichtsgefängnifie voll- 
zogen werden. Wenn dagegen diefe Gefammtftrafe mehr als ſechs 
Monate heträgt, jo ift diefelbe in der Gefangenanftalt zu vollziehen 
und dieß im Strafverwandlungsbefchluffe zur Beſeitigung der entgegen- 
ftehenden Anordnung des Strafurtheild ausdrücklich auszufprehen. In der 
Natur der Sache liegt es nämlich, daß die urfprünglicd erkannte und 
die an Stelle der Geldftrafe getretene Gefängnißftrafe bei der Frage, wo 
die Strafe zu erftehen ift, als eine Strafe betrachtet werden müfjen. Da 
nun aber der Artifel 18 ein abjolutes Verbot enthält, daß Oefäng- 
nißftrafen in der Dauer von mehr als ſechs Monaten im Bezirfsgerichts- 
gefängniffe vollzogen werden, jo folgt hieraus von felbft mit Nothwendigfeit, 
daß in dem vorausgefegten Falle der Strafvollzug nicht im Bezirfsgerichts- 
gefängnifje, fondern in der Öefangenanftalt ftattfinden muß. Dem Ausfpruche 
im Strafverwandlungsbeihluffe, daß die Geſammtſtrafe in der Gefangen- 
anftalt zu vollziehen fei, ſteht insbejondere auch nicht die im Strafurtheile 
getroffene Anordnung hindernd entgegen, weil fich durch den nad Erlaj- 
jung des Strafurtheils erfolgten Hinzutritt der Surrogatitrafe die Ver— 
hältniffe völlig geändert haben, und das den Hinzutritt der Surrogatitrafe 
ausfprechende Gericht zweifellos befugt und. verpflichtet ift, die nunmehrige 
Sejammtftrafe an jenem Straforte, welcher nach der jest veränderten Sach— 
lage als der gejegliche erjcheint, in Bollzug zu fegen. 

cc. Die erfannten Strafen fünnen eine Geldftrafe als Vergehens— 
ftrafe und eine Gefängnißftrafe fein, deren Vollzug im Zuchthauſe 
nah Art. 18 Abj. 3 durch das Strafurtheil angeordnet ift. 

In diefem Falle muß im Strafverwandlungsbefchluffe auch die Erſteh— 
ung der an Stelle der Geldftrafe tretenden Gefängnißftrafe im Zuchthaufe 
angeordnet, dabei jedoch eine Reduction diefer Gefängnißftrafe auf drei Vier- 
theile ihrer Dauer ausgejprochen werden. Der Bollzug einer Gefängniß- 
ftrafe im Zuchthaufe enthält nämlich eine innere Schärfung diefer Strafe, 
indem diejelbe hiedurch rüdfichtlich ihrer Intenfivität der fchwereren Zuchthaus: 
ftrafe völlig gleichgeftellt wird. Nun find aber Schärfungen bei der Geld- 
ftrafe gefeglich nicht zuläffig, und fünnen diejelben deshalb auch dann nicht 
Plag greifen, wenn eine Gefängnißftrafe als Surrogat an die Stelle der 
Geldftrafe tritt. Die Folge davon ift, daß die an die Stelle der Gelditrafe 
tretende Gefängnißftrafe der Regel nach niemals im Zuchthaufe vollzogen 
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werden darf. Wenn jedoch neben der Geldftrafe bereits eine im Zuchthaufe 
zu erſtehende Gefängnißſtrafe erkannt iſt, ſo erſcheint es nach dem Oben— 
geſagten zur Vermeidung einer geſetzlich unzuläffigen Verbringung des Sträf: 
lings von einer Strafanftalt in die andere ausmahmsweife unumgänglich noth- 
wendig, die an die Stelle der Geldftrafe tretende Gefängnißftrafe gleichfalls 
im Zuchthaufe zu vollziehen, und muß deshalb in einem folchen Falle die 
das Surrogat der Geldftrafe bildende gewöhnliche Gefängnißftrafe in eine im 
Zuchthaufe zu erjtehende verwandelt werden. 

Der gefeglihe Maaßftab für diefe Verwandlung fann aber mit Rück— 
jecht darauf, daß die im Zuchthaufe zu erftehende Gefängnißftrafe der Zucht- 
hausſtrafe ſelbſt rücjichtlich der Intenfivität völlig gleich fteht, Fein anderer 
als derjenige fein, welchen das Geſetzbuch an andern Stellen, nämlich in den 
Art. 86 und 87 für die Verwandlung der Gefängnißftrafe in Zuchthausftrafe 
aufftellt, wie dieß bei den bejagten Artifeln erörtert werden wird, und recht- 
fertigt fich hienach der aufgeftellte Cat, daß in Folge der Erſtehung der an 
Stelle der Geldſtrafe tretenden Gefängnißſtrafe im Zuchthauſe eine Reduction 
dieſer Strafe auf drei Viertheile ihrer Dauer eintreten muß. 

dd. Die eine der erkannten Strafen kann eine Geldſtrafe als Ver— 
gehensſtrafe, die andere eine Gefängnißſtrafe ſein, deren Vollzug nach 
Anordnung des Strafurtheils in der Feſtung ſtattzufinden hat. — Hier muß 
die an Stelle der Geldſtrafe tretende Gefängnißſtrafe gleichfalls auf der 
Feſtung erſtanden und dieſes im Strafverwandlungsbefchluffe ausgeſprochen 
werden; denn es ſteht hier durch das ergangene Strafurtheil ſelbſt bereits 
feſt, daß die Vorausſetzungen des Art. 19, be} deren Vorhandenſein der 
Strafvollzug in der Feltung ftattfinden fol, in dem concreten Falle ge» 
geben find. 

ee. Die eine der erfannten Strafen kann eine Geldſtrafe als Ber- 
gehensftrafe, die andere eine Arreftitrafe fein. — Was hier den Ort 
anlangt, wo die an Stelle der Geldftrafe tretende Gefängnißftrafe zu erftehen 
ift, jo wird im diefer Beziehung auf das sub litt. a Geſagte verwiefen; die 
Arreftitrafe aber muß hier in analoger Anwendung der Vorjchrift des Art. 87 
Abi. 2 (ohne Berkürzung ihrer Dauer) ftet3 in derjelben Anftalt vollzogen 
werden, in welcher die Öefängnißitrafe zum Vollzuge zu fommen hat. 

ff. Die eine der erfannten Strafen kann eine Öefängnißftrafe, die 
andere eine Gelditrafe als Uebertretungsftrafe fein. Hier muß die 
an Stelle der Geldftrafe tretende Arreftitrafe gleichfalls immer in derjelben 
Strafanftalt vollzogen werden, in welcher die Öefängnißftrafe nach den allge- 
meinen gefeglichen Beltimmungen oder auch in Folge einer fpeciellen Anord- 
nung im Ötrafurtheile zum Vollzuge kommt; dabei muß zugleich nad) der 
sub litt. cc gegebenen Erläuterung in dem Falle, wenn der Vollzug der 
Gefängnißftrafe in Folge Anordnung des Strafurtheils im Zuchthaufe ftatt- 
findet, eine Reduction der Arreftitrafe auf drei Viertheile ihrer Dauer ein- 
treten. 
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8) ES kann auch vorfommen, daß eine Perjon in Gemäßheit der allge- 
meinen VBorfchrift des Art. 34 Ab. 2-über Confiscation oder der jpeciellen 
Beftimmung des Art. 370 Abſ. 2 zur Erlegung "eines gewiſſen Geldbetrags 
verurtheilt wird. Hier entjteht die Frage, ob im Falle der Uneinbring- 
(ichteit de3 von dem Berurtheilten zufolge Ausipruchs im Strafurtheile zu 
erlegenden Geldbetrags gleichfalls eine Gefängniß- oder Arreſtſtrafe an die 
Stelle zu treten hat? Dieje Frage muß unbedenklich verneint werden. Die 
Berurtheilung zur Erlegung eines gewifjen Geldbetrags nah Maaßgabe der 
angeführten gejeglichen Bejtimmungen bildet nämlich feine Strafe, jondern 
(ediglih eine Straffolge Nun ſchreibt aber einerjeitS der vorfiehende 
Artikel nur die Ummandlung der uneinbringlichen Geldftrafen in Gefängniß— 
beziehungsmweife Arreftitrafe vor, während eine gleiche Beſtimmung für den 
Fall der Uneinbringlichfeit eines als Straffolge zu erlegenden Geldbetrags 
nirgends gegeben ift. Andererfeits find auch die Verhältnifie in den beiden 
angeführten Fällen feineswegs gleich, jondern vielmehr innerlich jehr ver- 
jhieden. Bei der Uneinbringlichfeit einer Geldftrafe befteht nämlich in der 
That ein unabweisliches Bedürfniß, eine andere Strafe als Turrogat an die 
Stelle treten zu laffen, da außerdem der Zwed der Strafe, die Sühnung 
des begangenen Unvechts, nicht erreicht würde, Bei der Uneinbringlichkeit 
eines in Gemäßheit der Beſtimmungen über Confiscation als Straffolge zu 
erlegenden Geldbetrags bejteht dagegen dieſes Bedürfniß in feiner Weife. 
Eine jolche Confiscation hat, wie dieß zu Artifel 34 näher erörtert wer- 
den wird, lediglich den Zwed, dem Uebelthäter das zur Verübung der traf 
baren Handlung benügte Mittel oder die dadurch hervorgebrachte Sache zu 
entziehen; befindet fich aber diefes Mittel, beziehungsweiſe diefe Sache ohne— 
hin nicht mehr im Befige des Uebelthäters, jo ift Ddiefer Zweck bereits er— 
veicht, und erjcheint es deshalb auch nicht nöthig, bei vorliegender Unein- 
bringlichkeit eines als confiscirt erklärten Geldbetrags ein Zurrogat an deſſen 
Stelle treten zu laſſen. 
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Drittes Hauptjtüd 
Folgen der Berurtheilung. 


Art. 28. 
Verluſt von Aem ⸗ In Folge der rechtskräftigen Verurtheilung zur Todes— 


——— oder Zuchthaueſtrafe verliert der Verurtheilte kraft des 
nungen uud allge» Gefeßes: 
meinen Rechten. 

1) den Adel und alle von demfelben abhängigen Rechte; 

2) alle Aemter, Dienfte, Würden und Auszeichnungen, 
welche unmittelbar oder mittelbar vom Staate aus« 
gehen oder eine Genehmigung von Seite des Staa— 
tes vorausfeßen; 

3) alle von folchen Aemtern, Dienften, Würden und 
Auszeichnungen abhängenden oder aus dem früheren 
Befige derfelben herrührenden Rechte ; 

4) die Fähigkeit zur Erwerbung des Adels und der un— 
ter Ziffer 2 bezeichneten Aemter, Dienfte, Würden 
und Auszeichnungen ; 

5) die Fähigkeit, Vormund, Nebenvormund, Gurator, 
gerichtlicher Beiftand oder Mitglied eines Yamilien- 
rathes zu fein, — es fei denn, daß es ſich um die 
eigenen Kinder handle und die obervormundfchaft- 
liche Behörde, beziehungsweife der Familienrath, die 
Genehmigung ertheile. 

Entw. von 1855 Art. 26; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. J. €. 29, 148, der Reichen. K. Beil, Bo. ©. 59, Brot. Bd. ©. 154; Entw. 


von 1860 Art. 29; Gefeßg. Ausſch Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. in. ©. 6, 
der Reichsr. K. Brot. Bd. I. S. 27. 


Jeder Uebelthäter joll grundfäglich bei jeinem nach vollendeter Strafzeit 
erfolgenden Nüdtritte in die bürgerliche Geſellſchaft, ſoweit dieß nur immer 
möglich ift, wieder in den Genuß derjenigen Nechte eintreten, welche er vor 
feiner Berurtheilung beſeſſen hat. Denn eimerfeit3 erjcheint durch die erlittene 
Strafe die verübte jtrafbare Handlung gefühnt; und amdererfeits ift es auch 
ein dringendes Gebot der Gejeggebungspolitif, daß den Uebelthäter nad) ab: 
gebüßter Strafe die Öelegenheit offen gelaffen wird, eine neue xechtliche Lauf— 
bahn in der bürgerlichen Gefellichaft zu beginnen. — Diejen Grundfag hat 
das gegenwärtige Strafgeſetzbuch, wie dieß der vorjtehende Artikel entnehmen 
läßt, in vollem Maaße befolgt. Nach deſſen Inhalt bejtehen nämlich die 
auch nad erftandener Strafe fortwirfenden Folgen, welche mit der 
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Berurtheilung unter Umftänden verbunden find, nur allein in der Entziehung 
gewiffer Ehrenvorzüge und öffentliher Funktionen, welche einen An- 
ſpruch auf höhere Achtung begründen und ein bejonderes Vertrauen bedingen, 
wogegen in allen übrigen Beziehungen der Verurtheilte nach beendeter Straf- 
zeit in dem Genuß der vor jeiner Verurtheilung beſeſſenen Rechte wieder 
eintritt. 

1. Der Berluft der im vorftehenden Artikel bezeichneten Rechte ift mit 
jeder Berurtheilung zur Todes- oder Zuchthausftrafe, d. h. aljo mit jeder 
Berurtheilung wegen eines Verbrechens verbunden. Nach dem Syſteme des 
Geſetzbuchs find es nämlich nur allein ftrafbare Handlungen von ganz befon- 
ders ſchwerer Bejchaffenheit, welche den Charakter eines Verbrechens an fich 
tragen ; offenbar würde es aber nicht nur der öffentlichen Meinung und dem 
allgemeinen Rechtsgefühle widerftreiten, jondern auch jelbit das Intereſſe des 
Staates gefährden, wenn man einen Menfchen, welcher ſich zur Begehung 
einer in jo hohem Grade ftrafbaren Handlung fähig bemiejen hat, im Befige 
der fraglichen Rechte belaſſen wollte. Deshalb fteht auch die Regel, daß die 
Verurtheilung wegen Verbrechens die Folgen des vorſtehenden an nad) 
fich zieht, ganz ausnahmslos da. 

2. Die bezeichneten Folgen treten ſchon fraft des- Befenei ein; 
d. h. der Eintritt derjelben ift nicht von einem richterlichen Ausfpruche abhängig, 
fondern die bloſe Thatjache der Berurtheilupg wegen eines Verbrechens zieht 
diefen Eintritt ipso jure nad) fih. Hieraus ergibt ji von ſelbſt, daß die 
Gerichte bei der Verurtheilung wegen eines Verbrechens den Eintritt der 
fraglichen Folgen im Strafurtheile nicht auszudriden haben, da ſich dieß als 
überflüffig und zwecklos darjtellen würde. 

3. Die Worte des Gejeges: „In Folge der vechtsfräftigen Berurtheil- 
ung“ fegen es außer Zweifel, daß der Zeitpunkt des Eintrittes.der fraglichen 
Folgen derjenige Augenblik ift, im welchem das ergangene Strafurtheil die 
Rechtskraft bejchritten hat. Eine Rückbeziehung diejer Folgen auf den 
BZeitpunft der Erlafjung des rechtskräftig gewordenen Urtheils, welcher Zeit- 
punft im den meiften Fällen von dem des Eintritt der Nechtsfraft verſchie— 
den ift, erjcheint hienach offenbar unzuläſſig. — Für die Beantwortung der 
Frage, im welchem Zeitmomente die Nechtsfraft eines Strafurtheils eintritt, 
find der Natur der Sache nad die Beſtimmungen der einjchlägigen Straf: 
prozeßordnung maßgebend. 

4. Die im vorftehenden Artikel bezeichneten Folgen dauern ſolange fort, 
al3 diejelben nicht durch eine nachträglich eingetretene vechtliche Thatſache 
wieder aufgehoben werden. Eine jolche Wiederaufhebung der fraglichen Fol- 
gen ift nach der bayerischen Geſetzgebung allerdings, und zwar auf verichie- - 
dene Weife möglih; nämlich entweder durch den Nachlaß der Folgen im 
Wege fönigliher Gnade nad) Maßgabe des Geſetzes vom 10. Juli 1861, 
die Aufhebung der Straffolgen betreffend, oder durch die Erlafjung eines 
auch die Straffolgen umfafjenden Anmeftiegejeges, wie dieß z. B. im Geſetze 
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vom 15. April 1848, die Ammneftirung betreffend, der Fall geweſen ift, oder 
endlich dadurch, daß eine neuerliche Verhandlung über em im Contumacial- 
verfahren abgeurtheiltes Verbrechen oder eine Wiederaufnahme des Strafver- 
fahrens (Art. 264 und 293 ꝛc. des Strafprozeßgefeßes vom 10. November 
1848 und Art. 443 x. und 476 des Code d’instruction criminelle) ftatt- 
findet und im Folge defjen das ergangene Strafurtheil außer Wirkjamfeit 
tritt beziehungsweife vernichtet wird. 

5. Im Einzelnen ift bezüglich der bezeichneten Folgen der rechtsfräfti- 
gen Berurtheilung zu einer Verbrechensſtrafe Folgendes zu bemerken: 

Zu Biffer 1. 

Der Berluft des Adels und der hievon abhängigen Rechte bezieht fich 
immer nur auf die Perfon des PVerurtheilten; dieß ergibt fich nicht allein 
aus der Faſſung des Gejeges jelbjt, welches bloß von dem VBerurtheilten 
jpricht, fondern es iſt dieß nebſtdem auch im $. 17 der fünften Verfaſſungs— 
beilage, den Adel im Königreich Bayern betreffend, ausdrüdlich ausge— 
ſprochen. 

Wenn hienach alſo 

a. eine männliche Perſon, welcher der Erbadel in Bayern zuſteht, 
dieſen Adel in Folge rechtskräftiger Verurtheilung zu einer Verbrechensſtrafe 
verliert, ſo werden dadurch die bereits gebornen ehelichen Kinder derſel— 
ben. in feiner Weiſe betroffen. Denn dieſe haben nah 8. 1 des Adels— 
Edicts durch die eheliche Abſtammung von ihrem zur Zeit der Geburt noch 
adeligen Vater den Adel bereit3 erworben, und iſt alfo für fie der nad)- 
träglich eingetretene Berluft des Adel3 von Seiten ihres Vaters unnachtheilig. 
— Dagegen fommt den nach der rechtsfräftigen Verurtheilung des Vaters 
gebornen ehelichen Kindern der Adel nicht zu, weil diejelben wicht mehr von 
einem adeligen Vater abftanımen und jomit den Adel niemals erworben und 
beſeſſen haben. 

Was ſodann die Ehegattin des Verurtheilten anlangt, ſo nimmt die— 
ſelbe zwar allerdings in Folge der Schließung der Ehe Theil an den Vor— 
zügen, welche ihr Ehegatte beſitzt; allein ein ſelbſtſtändiges Recht auf dieſe 
Vorzüge und insbeſondere auch auf den ihrem Ehegatten zuſtehenden Adel 
wird von ihr durch die Ehe nicht erworben, und ergibt ſich hieraus von 
ſelbſt die Folgerung, daß die Ehegattin, ſobald ihr Ehegatte aus was immer 
für einem Grunde den Adel verliert, von dieſem Verluſte gleichfalls be— 
troffen wird. 

b. Falls eine den Adel beſitzende Frauensperſon in Folge der Ver— 
urtheilung zu einer Verbrechensſtrafe ihren Adel verliert, ſo können hiebei 
Schwierigkeiten und Zweifel nicht leicht entſtehen. Denn was die Kinder derſel— 
ben betrifft, jo find jolche entweder in oder außer der Ehe geboren. Erjteren 
Falls erlangen die Kinder den Adel durch die cheliche Abftammung von ihrem 
adeligen Bater, und zwar ohne Nücficht darauf, ob fie früher oder jpäter, 
als ihre Mutter den Adel für ihre Perfon verloren hat, geboren worden find, 
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und kann ſomit auf eheliche Kinder eines adeligen Vaters der Verluſt des 
Adels auf Seiten ihrer Mutter niemals einen Einfluß äußern. Letzteren 
Falls aber fünnen ohnehin die Kinder den Adel ihrer Mutter nicht befigen, 
weil der Adel nur durch eheliche Abſtammung von einem adeligen Vater 
erworben wird. Daß fodann der Berluft des Adels auf Seiten der Ehe- 
gattin den Ehemann nicht weiter berühren fann, bedarf als fich von ſelbſt 
verftehend feiner befonderen Erwähnung. 

Scließlih muß noch bemerft werden, daß das Geſetz von dem Verluſte 
des Adels und der davon abhängigen Nechte überhaupt jpriht, ohne einen 
Unterfchied zwijchen inländifchem und ausländijchem Adel zu machen. 
Daraus folgt, daß durch die Verurtheilung zu einer Verbrechensſtrafe auch 
der ausländische Adel, welchen der Berurtheilte befitt, wenigitens inſoweit zu 
Verluft geht, als in Bayern über einen ausländifchen Adel verfügt werden 
kann; es ift nämlich ein folcher Verurtheilter nicht mehr befugt, jeinen aus— 
ländifchen Adel innerhalb des bayerischen Staatsgebietes zu führen, und kann 
er feines jener Vorrechte beanfpruchen, welche den ausländischen Adeligen in 
Bayern gewährt zu werden pflegen. 

Zu Ziffer 2. 

Zu den hier bezeichneten „Aemtern“ gehören namentlih auch alle 
Hof: und Ehrenämter; denn auch diefe gehen vom Staate aus, da fie vom 
StaatSoberhaupte als folchen verliehen werden, und deshalb nicht den Cha— 
vafter eines blofen Privatdienftes an fich tragen. Ferner gehören dazu die— 
jenigen Gemeindeämter, deren Belegung von den Staatsbehörden erfolgt oder 
durch deren Genehmigung bedingt it, die Fonds- und Stiftungsverwaltungen 
unter derjelben Borausfegung; die Pfarreiftellen ohne Unterjchied, ob jie vom 
Staate jelbjt oder von den Biſchöfen oder Patronen verliehen werden, weil 
auch die Beſetzung der legteren Stellen immer die Genehmigung des Staa- 
tes erfordert x. x. 

Unter den „Dienjten“ jind alle diejenigen Dienfte begriffen, welche den 
Charakter eines *öffentlichen Dienftes an fi tragen, und zwar ohne Rüd- 
jiht darauf, ob die Verleihung des Dienftes von Seiten des StaatSober- 
hauptes jelbjt oder von einer höheren oder niederen Behörde des Staates 
ausgeht, beziehungsweife die Genehmigung einer Behörde des Staates erfor- 
dert. Namentlich muß auc die Stelle eines Notar und eines Rechtsan— 
waltS zu diefen „Dienften“ gerechnet werden, da diefe Stellen gleichfalls den 
Charakter eines öffentlichen Dienftes, welcher vom Staate verliehen wird, an 
ſich tragen. 

Unter den Begriff der „Würden und Auszeihnungen“ fällt wicht 
blos die Verleihung von Titeln jeder Art, mögen diefelben mit einem Arte 
verbunden jein oder nicht, mögen fie vom Staate unmittlbar ausgehen oder 
blos eine Genehmigung des Staates erfordern, fondern es fallen hierunter 
inSbejondere aud alle Orden, Medaillen, Denfmünzen und andere Ehren- 
zeichen. Was hiebei insbefondere die Frage anlangt, ob zu den Würden, 
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welche durch die Berurtheilung zu einer Berbrechensftrafe verloren gehen, auch 
das von einer Uniwerfitätsfacultät verliehene academifhe Doctorat ge 
hört, jo wird diejelbe wohl bejaht werden müſſen; denn da die Univerfitäten, 
welche das academiſche Doctorat in ihrer Eigenjchaft als öffentliche Corpora- 
tionen ertheilen, Staatsanftalten * ſo geht dieſe Würde jedenfalls mittel— 
bar gleichfalls vom Staate aus.! 

Keinem Zweifel kann es — daß durch die rechtskräftige Verur⸗ 
theilung eines Inländers zu einer Verbrechensſtrafe auch die von einem aus— 
ländiſchen Staate verliehenen in Bayern zur Ausübung kommenden Aemter, 
ſowie die von ausländiſchen Staaten herrührenden Auszeichnungen, wie Titel, 
Orden, Ehrenmünzen und dgl. verloren gehen; denn einerſeits macht das 
Geſetz feinen Unterfchted zwifehen ausländifchen und inländischen Aemtern und 
Auszeichnungen, und andererjeits jest die Ausübung eines von einem aus- 
ländiſchen Staate verlicehenen Amtes in Bayern, wie 3. B. eines auswärti- 
gen Conjulats, jowie auc die Annahme und Tragung der von einem aus— 
ländijchen Staate verliehenen Titel, Orden und fonftigen Auszeichnungen nad 
den bejtehenden Verordnungen jederzeit eine Genehmigung von Seiten des 
bayerifchen Staates voraus. Wenn alfo auch der Verluſt eines von einem 
ausländiichen Staate verliehenen Anıtes, Titels, Ordens und dergl. der Na- 
tur der Sache nach, nicht unmittelbar ftattfinden kann, jo tritt diefer Verluſt 
doc jedenfalls mittelbar durch Entziehung der Genehmigung zur Ausübung des 
Amtes, zur Führung des Titel, zur Tragung des Ordens ein, und muß 
es im Uebrigen dem ausländifchen Staate überlaffen werden, ob er die von 
ihnt erfolgte Verleihung des Amtes, TitelS oder Ordens — will 
oder nicht. 

Zu Ziffer 3. 

Daß mit den sub Ziff. 2 bezeichneten Aemtern, Dienſten, Würden und 
Auszeichnungen auch die aus denſelben fließenden oder mit deren früherem 
Beſitze herrührenden Rechte verloren gehen, iſt nur eine nothwendige Folge 
der acceſſoriſchen Natur dieſer Rechte. Zu dieſen Rechten gehören nament— 
lich die aus dem Aemtern oder Dienſten fließenden Gehalte, die damit ver— 
bundenen Titel und Functionszeichen, die allenfall® mit dem Befige eines 
Ordens verknüpften Bezüge und dergl. Dabei wird duch die. Beitimmung 
des Gejeger, daß die aus dem früheren Bejige von Aemtern, Dienften 
Würden und Auszeichnungen herrührenden Rechte gleichfalls verloren gehen, 
klar ausgedrücdt, daß auch die in Quiescenz befindlichen unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsdiener von dem hier bezeichneten Folgen betroffen werden, 


— — — — J 


„ Im Geſetzgebungsausſchuſſe der Abgeordnetenkammer wurde übrigens bei 
den Verhandlungen von 1856/58 (Bd. I. ©. 149) von den Abg. Dr. Völk und 
Dr. Weis die gegentheilige Anficht ausgeiprochen und- zu deren Begründung angeführt, 
daß die academijche Doctorswürde weder vom Staate ausgehe, noch eine Genehmig— 
ung bejjelben erforbere. 
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Di 


d. bh. daß fie den aus ihrem früheren Amte oder Dienfte herrührenden 


Quiescenzgehalt, den ihnen bei der Quiescirung belafjenen Titel, das ihnen 
allenfalls vorbehaltene Functigiszeichen ebenfalls verlieren. Ebenjo ver- 


fteht es fich von felbft, daß ſowohl den unmittelbaren wie den mittelbaren 
Staatsdienern auch der Anfpruch auf feinerzeitige Verabreichung einer Pen- 
fion an ihre Wittwe und Kinder, infoweit ein folcher Anspruch nad) den be- 
ftehenden Penfionsvorjchriften gefeglich begründet war, zugleich) mit dem Ver— 
Iufte des Amtes oder Dienftes verloren geht, da nur die Relicten der zur 
Zeit des Todes in Activität oder Quiescenz befindlichen StaatSdiener eine 
Penfion anfprechen fönnen, der zu einer Verbrechensftrafe Verurtheilte aber 
die Eigenjchaft eines Staatsdieners mit dem Verluſte des Amtes oder Dien- 
ſtes bei Yebzeiten verloren hat. — Dagegen fan es feinen Zweifel unter- 
liegen, daß die Wittme und die Kinder eines Staatsdieners, durch ihre eigene 
Berurtheilung: zu einer Verbrechensitrafe die Penfion, melde fie beziehen, 
nicht verlieren. Denn nur folhe Rechte gehen durch die Verurtheilung zu 
einer BVerbrechensftrafe verloren, welche mit dem von dem Verurtheilten 
befleideten Amte oder dejjen früheren Befige verbunden find; die Penjion 
aber, welche die Wittwe und die Kinder eines Staatsdieners beziehen, rührt 
nicht aus einem von ihnen befleideten oder früher bejejlenen Amte, jondern 
vielmehr aus dem Amte des verlebten Ehemannes beziehungsmweife Ba: 
ter3 her. 

Zu Ziffer 4. 

Wer fih eines Verbrechens, d. h. aljo einer vorjäglichen Nechts- 
verlegung von bejonderer Schwere und Gefährlichkeit jchuldig gemacht hat, der 
zeigt fich) des Vertrauens des Staates und feiner Mitbürger durchaus un— 
würdig, und erjcheint es deßhalb vollfommen angemefjen und gerechtfertigt, 
daß das Geſetz einer ſolchen Perfon nicht allein jede äußere bisher von ihr 
eingenommene Stellung, welche ein befonderes öffentliches Bertrauen bedingt 
oder Anſpruch auf befondere Achtung gewährt, ſofort entzieht, ſondern fie zugleich 
auch für immer unfähig erflärt, eine ſolche Stellung je wieder zu erlangen. 

Zu Ziffer 5. 

Das Geſetz jpricht hier die Unfähigkeit der zu einer Verbrechensftrafe 
Verurtheilten zur Bertretung oder Verbeiftandung folcher Perfonen aus, 
welche nach den bejtehenden Gejegen handlungsunfähig oder mwenigftens in 
ihrer Handlungsfähigfeit bejchränft find, und deshalb unter Aufficht oder 
Mitwirkung des Staates beziehungsweife der von ihm dazu beftellten Or— 
gane von einem Andern vertreten oder verbeiftandet werden müſſen, wie dieß 
bei Unmiündigen, Wahnfinnigen, Minderjährigen, VBerfchwendern, Geiftes- 
ſchwachen und im gewiſſer Beziehung (bei Uebernahme von Bürgſchaften) auch 
bei Frauensperſonen der Fall ift. — Die bezeichnete Unfähigkeit ift, inſoweit 
es fich nicht um die eigenen Kinder des Verurtheilten handelt, eine abſo— 
lute. Was aber die eigenen Kinder anlangt, jo ift dem Berurtheilten die 
Fähigkeit zu deren Vertretung als Vormund zwar nicht gänzlich entzogen, 


- 


Berluft von Aemtern, Dienften, Würden 20. Art. 29. 157 


jedoch kann derjelbe eine ſolche Vertretung immer nur mit bejonderer Geneh- 
migung der Obervormundichaftsbehörde beziehungsweiſe des Familienraths 
ausüben. 

" Schlieglih muß noch beſonders darauf aufmerfjam gemacht werden, daß 
durch die sub Ziff. 5 enthaltene Gefegesbeftimmung dem zu einer Verbre— 
chensſtrafe Verurtheilten keineswegs auch die Fähigkeit entzogen ift, andere 
Perſonen, welche jich jelbjt zu vertreten im Stande und befugt find, in ihren 
Angelegenheiten zu vertreten oder zu verbeiftanden, infoweit er von denjelben 
hiezu beauftragt wird; dieß ergibt fich nicht allein aus der Wortfafjung, 
jondern auch aus dem Grunde des Gefeges, indem dafjelbe nur allein folche 
Perfonen, welche zu ihrer eigenen Bertretung entweder überhaupt oder wenig- 
jtens für fich allein unfähig find und bei melden deshalb dem Staate die 
Pflicht obliegt, über deren Vertretung zu wachen, vor jeder Gefährdung 
wahren, feineswegs aber die zur Selbftwertretung fähigen Perfonen in der 
freien Wahl ihrer Vertreter befchränfen und bevormunden will. 


Art. 29. 


Die Verurtheilung in eine Vergehensftrafe zieht die im Art. 28 
bezeichneten Folgen — ganz oder theilweife — nur dann nach fich, wenn 
die Gerichte auf Grund einer ausdrücklichen gefeplichen Beſtimmung fol 
ches im Strafurtheile ausjprechen. 

Entw. von 1855 Art. 27; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. J. 5.29, 149, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 62, Prot. Bd. S. 160; Entw. 
von 1860 Art. 30; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. II. ©. 6, 
ber Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 16, Brot. Bd. J. ©. 27. 

Bon den im Gefeßbuche als Bergehen erklärten ftrafbaren Handlungen 
find allerdings manche von folcher Beichaffenheit, daß bei ihnen der DVerluft 
der im vorhergehenden Artikel aufgeführten Auszeichnungen und Rechte als 
Folge der Berurtheilung fich gleichfalls als nothwendig darftellt; dagegen be- 
finden fi) unter den Vergehen auch wieder viele Handlungen, welche keines— 
wegs einen jolchen Grad von Unehrenhaftigfeit oder moralifcher Gefunfenheit 
auf Seiten des Webelthäters erkennen laſſen, um denjelben der fraglichen 
Auszeichnungen und Nechte geradezu al3 unmürdig erjcheinen zu laſſen. — 
Da hienach bei Vergehen es immer von der Art des verübten Vergehen 
oder auch von den Umftänden des concreten Falles abhängen wird, ob und 
in welchem Umpfange der Eintritt der Folgen des Art. 28 gerechtfertigt er- 
ſcheint, jo ftellt das Geſetz den Grundjag auf, daß die Verurtheilung in eine 
VBergehensitrafe die ſämmtlichen- oder einzelne diefer Folgen nur dann nad 
fich zieht, wenn die Gerichte folches auf Grund einer ausdrüdlichen Geſetz— 
bejtimmung im Strafurtheile ausjpreden. 
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1) Ber welchen Bergehen der Eintritt ſämmtlicher oder einzelner von 
den im Art. 28 bezeichneten Straffolgen überhaupt zuläfjig erfcheint, ift im 
der zweiten: Abtheilung des Geſetzbuchs beftimmt, indem dafelbit die Zuläffig- 
feit diefer Folgen bald bei der Behandlung der einzelnen Bergehen jelbit 
(vgl. 3. B. Art. 197, 199, 243 ꝛc. ꝛc.), bald aber auch an einem am 
Schluſſe des treffenden Hauptſtücks ftehenden eigenen Artifel (wie 3. B. im 
Art. 175, 191, 225 ꝛc. x.) ausgefprochen wird. Und zwar ift bei manchen 
Vergehen die Verhängung ſämmtlicher oder einzelmer von Ddiejen Folgen 
imperativ geboten, bei andern dagegen lediglih facultativ in das Er- 
meſſen des Richters geftellt. In dem einen wie in dem andern Falle treten 
aber die fraglichen Folgen niemals, wie dieß bei der Verurtheilung wegen 
eines Verbrechens gefchieht, ſchon kraft des Geſetzes ein; vielmehr muß deren 
Eintritt ftets im Strafurtheile ausdrüdlichh ansgefprochen werden, und 
können hienach nach der Flaren Bejtimmung. des vorjtehenden Artikels dieſe 
Folgen ſelbſt bei der Verurtheilung wegen eines ſolchen Vergehens, bei wel- 
hem das Geſetz deren Verhängung gebietet, ohne einen desfallfigen Aus— 
Ipruch im Strafurtheile nicht Plab greifen. 

2) Der Zeitpunkt, im welchem der Eintritt der im Strafurtheile aus- 
gejprochenen Folgen ftattfindet, ift auch hier wieder der Aurgenblid der Rechts— 
fraft des ergangenen Strafurtheils; denn wenn dieß auch im Geſetze nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen ift, jo ergibt es ſich doch aus der ausdrüd- 
lichen Beitimmung des vorhergehenden Art. 28, welche Beftimmung bei der 
völligen Gleichheit der Verhältnifje hier analoge Anwendung finden muß. 

3) Die Berurtheilung in eine Uebertretungsftrafe kann die im 
Art. 28 bezeichneten Straffolgen oder einzelne hievon der Regel nad) nie- 
mal3 nach fich: ziehen, meil nach dem Syſteme des Geſetzbuchs alle Ueber- 
tretungen nur Rechtsverlegungen von jo geringfügiger Bedeutung find, daß 
bei ihnen der Eintritt folcher fchweren Folgen fih unter feinen Umftänden 
rechtfertigen ließe. — Bon diefer Negel kennt das Geſetz nur infoferne eine 
Ausnahme, als in Gemäßheit der Vorfchrift des unten folgenden Art. 63 
Abf. 2 gegen Beamte und öffentliche Diener, welche mit Verlegung ihrer 
Dienftespflichten die Verhinderung einer ftrafbaren Handlung unterlaffen, auch 
bet der Verurtheilung zu einer Webertretungsftrafe der PVerluft des Amtes 
oder öffentlichen Dienftes als Straffolge ausgefprochen werden kann, wie dieß 
bei Art. 63 näher erörtert werden wird. 


Art. 30. 


Inwieferne eine Verurtheilung auf das Recht des Verurtheilten, bei 
Landtags⸗, Landraths-, Diftriftsraths- und Gemeindewahlen zu wählen 
und gewählt zu werden, jowie auf feine Befähigung zum Gefchwornen= 
amte, zum Dienfte im Heere umd in der Landwehr, zur Yührung von 
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Jagdkarten und zu anderen einzelnen, in dem gegenwärtigen Abſchnitte 
nicht ſpeziell bezeichneten Befugniſſen Einfluß hat, r in den einfchlägi= 
gen bejonderen Geſetzen bejtimmt. 


Entw. von 1855 Art. 28; Gejeßg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. 1. ©. 29, 149, der Reiher. K. Beil. Bd. ©. 62, Brot. Bd. ©. 160; Entw. 
von 1860 Art. 31; Gejebg. it, ra von 1860/61 ber Abg. K. Abth. II. 
5. 6, der Reichsr. R. Brot. Bd. 1. 


Mit der PVerurtheilung wegen eined Verbrechens uud theilweife auch 
wegen eines Bergehens find außer den im Art. 28 bezeichneten Folgen, 
welche einen mehr ftrafrechtlihen Charakter an ſich tragen, häufig noch ander- 
weite Folgen verbunden, welchen ausfchliegend admintftrative Ermägimgen 
und politiſche Nüdjichten zu Grunde liegen. Die Beurtheilung darüber, 
welche Folgen diefer Art die Verurtheilung wegen Verbrechens oder Bergehens 
nach fich zu ziehen hat, liegt außerhalb der Sphäre der Criminalgeſetzgebung, 
und hat fich deshalb das Strafgejegbuch darauf bejchränft, in diefer Bezieh- 
ung auf die einzelnen politiichen und Adminiftrativgefege zu vermeifen, in 
welchen die hierauf bezüglichen Borfchriften enthalten find. Da die Folgen 
der bezeichneten Art und deren Vollzug die Strafgerichte überhaupt nicht be- 
rühren, jo erjcheint es auch nicht geboten, bei der Erläuterung des vor- 
würfigen Strafgefegbuchs näher hierauf einzugehen. 


2 Art. 31. 


— — Der zur Todes- oder Zuchthausſtrafe Verurtheilte iſt 
yon Augenblicke der Rechtskraft des Urtheils an unfähig, 
einen Eid oder ein Handgelöbniß an Eidesftatt vor einer 

öffentlichen Behörde zu leiſten. 

Diefe Unfähigkeit erftreckt fich bei dem Zuchthausfträf- 
linge auf die ganze Dauer der Strafzeit. 

In welchen Fällen diefelbe auch nach beendeter Strafzeit 
noch fortzudauern habe, und inwieferne fie auch als Folge 
einer zuerfannten Gefängnifftrafe eintreten könne, ift in der 
zweiten Abtheilung des gegenwärtigen Geſetzbuches befonders 
bejtimmt. 


Entw. von 1855 Art. 295 Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 29, 149, ber Reicher. K. Beil. Bd. ©. 63, Prot. Bd. ©. 161; Entw. 
von 1860 Art. 325 Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1860 /61 der Abg. K. Abih. II. 
S. 6, 93, 440, der Reichsr. R. Prot. Bd. J. ©. 238, 73, Bd. I. ©. 126. 


Die Garantie des Eides umd ebenjo auch des auf gleicher Grundlage 
beruhenden Handgelöbnijjes an Eidesitatt liegt nur allein in der Nedlich- 
feit und Gewiffenhaftigfeit des Schwörenden. Wer aber ein Verbreden, 
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alfo eine ftrafbare Handlung von ſehr jchwerer Beichaffenheit verübt hat, der 
hat einen ſolchen Grad von Jmmoralität an den Tag gelegt, daß ihm die 
Vornahme eines fo feierlichen Actes, wenn man fich nicht der dringenden 
Gefahr eines Meineides ausfegen will, nicht geftattet werden kann; deshalb 
jtellt das Gefeg den Grundſatz auf, daß der zur Todes- ‚oder Zuchthaus- 
ftrafe, d. h. alſo der wegen eines Verbrechens Berurtheilte vom Augen- 
blicke der Rechtskraft des Urtheils an unfähig ift, einen Eid oder ein Hand- 
gelöbnig an Eidesſtatt vor einer öffentlichen Behörde zu leiften. 


1) Die bezeichnete Unfähigkeit bezieht ſich hlos auf die Ablegung eines 
Eides oder eines Handgelöbnifjes vor einer öffentlihen Behörde; denn 
nur allein diefen Eiden und Handgelöbniffen wird im öffentlichen Yeben eine 
Bedeutung und Wirkſamkeit beigelegt. Dabei umfaßt diefe Unfähigkeit der 
Natur der Sache nad alle Eide und Handgelöbnifje ohne Unterjchied, welche 
por einer öffentlichen Behörde irgend einer Kategorie abgelegt werden fünnen, 
alfo die ftaatSbürgerlichen Eide, die verjchiedenen ——— die Eide als 
Zeuge oder Sachverſtändiger und dgl. mehr. 


2) Die voraufgeführte Straffolge tritt bei der Verurtheilung wegen 
eines Verbrechens immer ſchon kraft des Geſetzes ein, und hat alſo ein 
hierauf bezüglicher Ausſpruch im Strafurtheile nicht zu erfolgen; denn wenn 
dieß auch nicht mit direkten Worten ausgeſprochen iſt, ſo ergibt es ſich doch 
aus der Wortfaſſung des Geſetzes „der Verurtheilte iſt unfähig,“ da hie— 
durch klar ausgedrückt iſt, daß die fragliche Unfähigkeit eine geſetzliche, keines 
richterlichen Ausſpruchs bedürfende Straffolge der Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens iſt. 

3) Was die Dauer der Eidesunfähigkeit anlangt, ſo beſtimmt das 
Geſetz, daß dieſelbe bei dem Zuchthausſträflinge ſich auf die ganze Dauer 
der Strafzeit erſtreckt. Durch dieſe Beſtimmung gibt das Geſetz zu er— 
kennen, daß die bezeichnete Straffolge immer ein nothwendiges Annexum der 
Zuchthausſtrafe bildet, daß ſie aber mit dem Wegfalle dieſer Strafe regel— 
mäßig gleichfalls wieder aufhört. Wodurch der Wegfall der Zuchthausſtrafe 
bewirkt wird, ob durch wirkliche Erſtehung der Strafe, oder durch Begnadi— 
gung, oder endlich durch Strafverjährung, erſcheint hiebei ganz gleichgültig; 
jobald die Zuchthausftrafe aus was immer fir einem Grunde definitiv been- 
digt iſt, muß auch die Eidesunfähigkeit aufhören. In Folge deifen er- 
reicht die Eidesunfähigfeit namentlih auch in dem Falle fofort ihr Ende, 
wenn dem zur Zuchthausftrafe VBerurtheilten feine Strafe im Wege -der 
Gnade in eine Gefängnißftrafe umgewandelt wird; denn nad) Vor— 
ſchrift des Geſetzes erſtreckt fich diefelbe nur bei dem Zuchthaus— 
fträflinge auf die ganze Dauer der Strafzeit, und muß fi: alfo aud 
dann aufhören, wenn der Verurtheilte in Folge einer ihm zu Theil 
gewordenen Beguadigung die Eigenschaft eines Gefängnißſträflings an— 


- nimmt, 
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Bei dem zur Todesftrafe Verurtheilten kann nach der Natur die 
fer Strafe im Falle ihrer wirklichen BVollftrefung von einem nachträg- 
lichen Wiederaufgören der Eidesunfähigkeit feine Nede fein, da durch den 
Strafvollzug das Dafein des Uebelthäters felbft vernichtet wird. Wenn 
übrigens eim zur Todesſtrafe Berurtheilter zur zeitlihen BZuchthausitrafe 
begnadigt wird, fo muß auch bei ihm mit dem feinerzeitigen Weg- 
falle der Zuchthausftrafe die Eidesunfähigkeit wieder aufhören. Denn wenn 
auch das Geſetz eine Beltimmung über die Dauer der Eidesunfähigfeit bei 
dem zur Todesitrafe Verurtheilten aus dem leicht erflärlichen Grunde, weil 
durh den Bollzug der Todesjtrafe der Wiedereintritt der Eidesfähigfeit von 
felbjt ausgefchlofien wird, überhaupt nicht enthält, fo läßt doch die eben er- 
Örterte gefetliche Beftimmung über die Dauer der bezeichneten Straffolge 
bei der Zuchthausftrafe mit voller Gewißheit den Willen des Gefeges ent- 
nehmen, daß die Eidesunfähigkeit nur ein Annerum der Verurtheilung zu 
einer Verbrechensftrafe bilden und mit dem definitiven Hinwegfallen diefer 
"Strafe gleichfalls ihr Ende erreichen fol, und erfcheint es deshalb zweifellos 
gerechtfertigt, den gleichen Grundſatz auc in dem im Geſetze nicht bejonders 
erwähnten Falle, wenn ein zur Todesftrafe Verurtheilter zu zeitlicher Zucht- 
hausftrafe begnadigt wird, in analoge Anwendung zu bringen.!) 

4. Der im Eingange erwähnte Grundfag des Geſetzes, daß die Eides— 
unfähigfeit nur in Folge der Verurtheilung zu einer Verbrechensſtrafe 
eintritt, erleidet infomweit, als es ſich um die Ableiftung eines Eides als 
Beuge oder Sahperftändiger handelt, durch die Beftimmungen der 
zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs eine doppelte Ausnahme. Einerſeits zieht 
nämlich das Reat des im Art. 192 mit Zuchthausftrafe bedrohten Meineides 
auch in dem Falle, wenn der Meineid aus einem befonderen Grunde, wie 
3. B. meil er bei geminderter Zurechnungsfähigteit (Art. 68) geſchworen 
worden ift, oder weil fich Jemand blos einer Theilnahme hieran durch Hülfe- 
leiftung (Art. 55) fchuldig gemacht hat, ausnahmsweiſe nur mit einer Ver— 
gehensitrafe beftraft wird, immer eine theilweife Eidesunfähigfeit als Folge 
nach fi, indem der Art. 192 ausdrüdlich vorjchreibt, daß der wegen (Ber: 
brechen® oder Vergehens des) Meineides vechtsfräftig Berurtheilte 
die Fähigkeit verliert, einen Eid als Zeuge oder Sachverſtändiger vor einer 
öffentlichen Behörde abzulegen. Andererfeits räumt das Gefeg im Art. 258 
bei dem Vergehen der Berläumdung den Gerichten facultativ die Befugniß 
ein, den Berurtheilten im Strafurtheile zugleich für unfähig zu erklären, 
einen Eid oder ein Handgelöbniß vor einer öffentlichen Behörde in eimer 
Strafſache abzulegen. 


1) Bol. die hiemit übereinftimmenben Aeußerungen, welche von dem Referenten 
Dr. Weis und dem Abg. Dr. Barth im Gefepgebungsansichuffe dev Abg.-Kammer 
(8b. I. ©. 151 der Verhandlungen von 1856/58) bei der Beratbung des Art. 30 
des Entwurfs von 1855 gemacht worden find. 
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Nebftdem tritt beim Meineide und bei der Verläumdung auch noch die 
weitere Abweichung ein, daß die mit diefen Reaten verbundene Eidesunfähig- 
feit auch nach) beendeter Strafzeit fortdauert. Das Nähere wird bei den 
einjchlägigen Reaten erörtert werden. 


Art. 32. 


— ——— Ber Der zur Todes= oder Zuchthausftrafe VBerurtheilte ver— 
liert mit dem Gintritte der Rechtsfraft des Urtheils das 
Recht, fein Vermögen zu verwalten und unter Lebenden 
darüber zu verfügen. 

Diefe Unfähigkeit erſtreckt fich bei dem Zuchthausiträf= 
linge auf die ganze Dauer der Strafzeit. Während diejer 
Zeit darf ihm auch nichts aus feinem Vermögen verabfolgt 
werden. 

Für die Verwaltung des Vermögens wird in der für 
Ernennung der VBormünder vorgefchriebenen Weife ein Cu— 
vator aufgeftellt, deifen Nechte und Pflichten fich nach den 
Geſetzen über die Verwaltung des Vermögens der Minder- 
jährigen bejtimmen. 

Entw. von 1855 Art. 30; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I, S. 30, 150, der Neiber. K. Beil. Bd. S. 64, Prot. Bd. ©. 162; Entw. von 
1860 Art. 335 Gefegg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. II. ©. 6, 
ber Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 28. 


— 


Was den Einfluß der Verurtheilung auf die Vermögensrechte des 
Verurtheilten anlangt, ſo iſt aus dem Inhalte des vorſtehenden Artikels vor 
Allem zu entnehmen, daß die Verurtheilung wegen eines Vergehens oder 
einer Uebertretung niemals eine Wirkung auf die Vermögensrechte des 
Verurtheilten äußert, und daß ferner auch durch die Verurtheilung wegen 
eines Verbrechens die Fähigkeit des Verurtheilten Vermögen zu erwer— 
ben und von Todeswegen über ſein Vermögen zu verfügen in keiner 
Weiſe alterirt wird; denn da das Geſetz in den angegebenen Beziehungen 
nichts Beſonderes beſtimmt, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß eine Aenderung 
hierin durch die Verurtheilung nicht eintritt. — Dagegen zieht die Verurtheilung 
in eine Verbrechensſtrafe immer die Wirkung nach ſich, daß der Verurtheilte 
mit dem Eintritte der Rechtskraft des Strafurtheils unfähig wird, ſein Vermögen 
zu verwalten und unter Lebenden darüber zu verfügen. Eine ſolche Be— 
ſchränkung des Verurtheilten entſpricht nämlich nicht allein dem beſonders ern- 
ften Charakter der VBerbrechensftrafen, ſondern fie ftellt fi auh um deswillen 
al3 nothwendig dar, damit nicht ein vermögender Zuchthausfträfling Mittel 
finde, ſich ordnungswidrige Begünftigungen während des Strafvollzugs zu 
verſchaffen oder vielleicht gar die Flucht aus dem Straforte zu ermöglichen. 


Sufpenfion vom Amte und Gehalte. Art. 33, 163 


1. Die vorbezeichnete Straffolge tritt gleichfalls immer kraft des Ge- 
jeßes ein, ohne daß es eines richterlichen Ausfpruches hierüber bedarf, und 
hört diefelbe nicht allein bei dem zur Zuchthaugftrafe Verurtheilten, fondern 
auch bei dem zur Todesſtrafe DBerurtheilten, welcher zur Zuchthausftrafe be- 
gnadigt wurde, dann wieder auf, wenn die zu erftehende Zuchthausftrafe de— 
finitiv ihr Ende erreicht hat, ohne daß es hiebei Etwas darauf anfommt, 
ob diefe Beendigung durch wirkliche Erſtehung der Strafe oder durch Straf: 
verjährung oder durch Nachlaß des Strafreftes im Gnadenwege oder endlich 
durch im Onadenwege erfolgende Umwandlung der Zuchthaugftrafe in Ges 
fängnißftrafe herbeigeführt iſt; es wird in diefer Beziehung auf das beim 
vorhergehenden Art. 31 sub Ziff. 2 und 3 Gefagte verwiefen, was in glei- 
her Weife auch hierher Anwendung findet. 

2. In der Natur der Sache liegt e8, daß für den zu einer Verbrechens- 
ftrafe Berurtheilten ein C urator aufgeftellt werden muß, welcher an defjen 
Stelle die Verwaltung des Bermögens beforgt. — Die Aufftellung des Cu— 
vator8 hat nicht vom Strafgerichte, fondern von dem zuftändigen Civil- 
gerichte zu gefchehen; auch wird die Beftellung eines Curators nicht . 
in allen Fällen, fondern blos im Falle beftehenden Bedürfniſſes, d. h. 
alſo wenn der Berurtheilte Vermögen befist oder fonft eine Vertretung de3- 
jelben in vermögensrechtlicher Beziehung nothmwendig erfcheint, einzutreten ha— 
ben. — Die Vorſchrift des Gefeges, daß die DVermögensverwaltung des 
Curators fih nad den Gefegen über die Verwaltung des Vermögens der 
Minderjährigen zu bejtimmen hat, fest es ſodann außer Zweifel, daß es 
keineswegs ausgefchlofjen ift, iiber wichtigere Fragen der Bermögensverwaltung 
die Willensmeinung des Verurtheilten ſelbſt in gleicher Weife, wie dieß auch 
bei einem bereit3 mündig gewordenen Minderjährigen gefchieht, zu erholen 
und geeignet zu berüdfichtigen. 


Art. 33. 


a {n Wenn ein aftiver oder in den Ruheſtand verfehter 
halte. Staatsbeamter oder öffentlicher Diener eine Gefängnißſtrafe 
zu erjtehen hat, fo trifft ihn für die Dauer des Straf- 
vollzuges Fraft des Gefeßes die Sufpenfion vom Amte und 
Gehalte jelbit dann, wenn mit der Verurtheilung Feine der 
in dem Artifel 28 bezeichneten Folgen verfnüpft ift. 
Entw. von 1855 Art. 31; Gefeßg. Ausſch. Verb. von ne der Abg. K. 
3b. I. ©. 30, 151, der Reicher. K. Beil. Bd. S. 66, Brot. Bd. ©. 165; en 


von 1860 Art, 34; Geſetzg. Aue, =: von 1860/61 ber * K. Abth. II 
©. 6, ber Reichsr. R. Brot. Bd. 1. 8, 


Das Geſetz erachtet es mit der Witrde eines Staatsamtes nicht ver- 
einbar, daß Derjenige, welcher fich eines Vergehens und aljo einer wenigften 3 
nicht ganz unbedeutenden Nechtsverlegung ſchuldig gemacht hat, während ber 
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Zeit, in welcher er zur Erftehung der kraft richterlichen Spruchs vermwirkten 
Strafe fih in einer Strafanftalt befindet, das ihm vom Staate verliehene 
Amt beibehalte und den hiefür beftimmten Gehalt fortbeziehe; deshalb fchreibt 
der vorftehende Artifel vor, daß ſowohl den activen wie auch den in Quies— 
cenz befindlichen Staatsbeamten oder öffentlihen Diener fir die Dauer des 
Vollzugs einer Gefängnißftrafe ſchon kraft des Geſetzes, alſo ohne daß 
dieß im Strafurtheile ausgejprochen zu werden braudt, die Sufpenfion 
vom Amte und Gehalte trifft. 

l. Die vorbezeichnete Straffolge ift nur allein mit der Erftehung der 
Gefängnißſtrafe verbunden; und auch hier fann diefelbe der Natur der 
Sache nad) immer nur dann eintreten, wenn nicht im Strafurtheile auf 
Grund einer gefeglichen Beftimmung der gänzliche Verluſt des Staat3amtes 
oder öffentlichen Dienftes ausgejprohen ift. Bei der Zuchthausftrafe kann 
nämlich eine Sufpenfion vom Amte und Gehalte um desmwillen nicht Platz 
greifen, weil diefe Strafe jederzeit ohnehin die höhere Straffolge des Ver— 
luftes des Amtes oder öffentlichen Dienftes kraft des Gefeges nach fich 
ziehen muß. Bei der Wrreftitrafe aber wurde es nicht für nothwendig er- 
achtet, die Sufpenfion vom Amte und Gehalte eintreten zu laffen, weil die 
al3 bloße Uebertretungen qualificirten Handlungen nur jehr unbedeutender 
Natur find und auch die Dauer der Arreftftrafe ſich niemals auf einen län- 
gern Zeitraum erftreden kann. — Da fodann die Sufpenfion vom Amte 
und Gehalte nach) Borfchrift des Geſetzes ftet3 ein Annerum der Er- 
ſtehung einer Gefängnißſtrafe bildet, fo kann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß Ddiejelbe auch mit dem VBollzuge einer als Surrogat an die Stelle einer 
uneinbringlichen Geldftrafe tretenden Gefängnißſtrafe verbunden ift. 

2. Die Vorſchrift des vorftehenden ArtifelS bezieht ſich nur allein auf 
die Beamten und öffentlichen Diener de Staates, und darf diefelbe nicht 
auch auf die Beamten und öffentlichen Diener der Gemeinden, öffentlichen 
Korporationen und öffentlichen Stiftungen analog angewendet werden. Eine 
Vergleihung mit anderen Stellen des Geſetzbuchs läßt nämlich entnehmen, 
daß das Gefeß im der Regel (vergl. 3. DB. Artikel 63, 71, 364 x. x.) 
von Beamten und öffentlichen Dienern, beziehungsweife von Beamten, 
und nur an wenigen Stellen (Artifel 33, 127, 136, 138) von Staat3- 
beamten und öffentlichen Dienern beziehungsweife von Staatsbeamten 
ſpricht. Wo nun das Gefeß fi des Ausdrucks „Beamte und öffent- 
liche Diener” bedient, da find Hierunter, wie dieß mamentlih auch die 
Analogie der fpeciellen Borfchrift des Art. 396 des Gefegbuhs entneh- 
men läßt, nicht blos die Beamten umd öffentlichen Diener des Staates, 
fondern auch jene der Gemeinden, der öffentlichen Korporationen und der 
öffentlichen Stiftungen begriffen. Wo dagegen das Geſetz den Ausdrud 
„Staatsbeamte und öffentliche Diener“ gebraucht, können hierunter, da 
die Berjchiedenheit in der Ausdrudsweife feine bedeutungslofe fein kann, nur 
die Beamten und öffentlichen Diener des Staates verftanden werden, und 
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es läßt fi dieß -um fo meniger bezweifeln, da das Geſetz an einer 
Stelle, nämlich im Art. 127 beim Vergehen der Beleidigung der Amtsehre, 
die Staatsbeamten und die Bürgermeifter und Magiftratsräthe einer unmit- 
telbaren Stadt gefondert aufführt und alfo hiedurch auf das Klarſte kund— 
gibt, daß es keineswegs die Gemeindebeamten und dgl. als unter den 
Staat3beamten im weitern Sinne begriffen erachtet. — Daß das Geſetz die 
Straffolge der Sufpenfion vom Amte und Gehalte während des Pollzugs 
einer Gefängnißftrafe nur bei Beamten und öffentlichen Dienern des Staates 
einitveten läßt, findet feine Erklärung darin, weil der Eingangs erwähnte 
Grund des Gefeges bei den Beamten und Bedienfteten der Gemeinden ıc. ıc. 
nicht im gleichem Maaße vorhanden ift, und deshalb die Aufnahme einer 
Vorſchrift in das Strafgefegbuch darüber, wie es bei Perfonen der legteren 
Kategorie im Falle der Erftehung einer Gefängnißftrafe fir die Dauer der 
Strafzeit mit dem Amte und Gehalte ſich zu verhalten habe, nicht veran- 
laßt war. Demzufolge wird alfo bei Perfonen der legterwähnten Kategorie 
die Entfcheidung der voraufgeführten Frage immer nach den Beftimmungen 
des Dienftvertrags beziehungsweife nach den allgemeinen Grundſätzen des 
Civilrechts erfolgen müſſen. 

3. Von ſelbſt verſteht es ſich, daß in dem Falle, wenn ein Staatsbe— 
amter oder öffentlicher Diener während der Suſpenſion vom Amte und Ge- 
halte verftirbt, die Penfionsanfprüche feiner Relicten hiedurch in feiner Weife 
alterirt werden; denn derfelbe hat feine Eigenfchaft als Staatsdiener nicht 
verloren gehabt, und konnten alſo auch feine aus diefer Eigenschaft herrühren- 
den Rechte abgefehen von der zeitweifen Sufpenfion im Uebrigen feine Aende- 
rung erleiden. 


Art. 34. 


Gonfscation. Als Folge jeder Verurtheilung wegen einer vorfüglich 
begangenen ftrafbaren That kann, foweit dieß ohne Vers 
legung dritter, auch nicht der Theilnahme oder Begünſtig— 
ung ſchuldiger Perfonen möglich iſt, die Gonfiscation der 
zur Begehung der That gebrauchten oder bejtimmt geweſe— 
nen Werkzeuge und der durch die That hervorgebrachten 
Sachen im Strafurtheile ausgefprochen werden. 

Gleiches gilt von den als Lohn für die jtrafbare That 
empfangenen oder dargebotenen Gegenjtänden. 

Entw. von 1855 Art. 32; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. R. 
Bb. I. ©. 31, 152, 185, ber Neiher. K. Beil. Bd. ©. 66, Prot. Bd. ©. 165; 
Entw. von 1860 Art. 35; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abıh. 1. 
©. 132, Abth. II. ©. 6, 421, der Reihsr. K. Brot. Bo. I. ©. 28. 

Da die Confiscation des ganzen Vermögens ſchon nach den Beſtim⸗ 
mungen der Verfaſſungsurkunde Titel VIII. $. 6 in feinem Falle, den ber 


166 Gonfiscation. Art. 34. 


Defertion ausgenommen, ftattfinden darf, fo kann es ſich im Gebiete des 
Strafreht3 nur um die Confiscation einzelner Gegenftände handeln, welche 
in einer bejondern Beziehung zu der Verübung einer ftrafbaren Handlung 
ftehen. In diefer Befchränfung fennt auch diefes Geſetzbuch die Confiscation; 
dabei bildet Diejelbe jedoch nach der Auffafjung des Geſetzes feine jelbftftändige 
Strafe, jondern blos eine Straffolge, und erſcheint dieß auch um deswillen 
gerechtfertigt, weil die Confiscation ihrer innern Natur nad) den Charakter 
einer polizeilichen durch die ftrafbare Handlung nothwendig gewordenen Pro- 
hibitiomaßregel an fi trägt, um dem Uebelthäter die zur Verübung der 
Handlung benugten Mittel fowie die dadurch hervorgebrachten Sachen. zu 
entziehen. 

1. Die Confiscation greift nad) Vorſchrift des Geſetzes überhaupt nur 
bei vorjäglich begangenen ftrafbaren Handlungen Platz, bei dieſen jedoch ohne 
Unterfchied, ob fie ein Verbrechen, Bergehen oder eine Uebertretung bilden. 
Sie jet ferner der Regel nah immer ein verurtheilendes Erkenntniß 
voraus; außerdem erjcheint die Verhängung derjelben von Seite des Straf- 
richters geſetzlich nicht. zuläſſig. Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt nur 
bei Preßerzeugniſſen ein, wie dieß ſogleich bei dem folgenden Art. 35 erör- 
tert werden wird. ° 

Wenn. übrigens auch dem Vorgefagten zufolge das Gefeß die Gonfig- 
cation nur als Folge einer Berurtheilung für zuläffig erklärt, fo kann doch 
aus dieſer Borfchrift in feiner Weife die Folgerung abgeleitet werden, als 
ob die Gerichte gehalten wären,. im Falle nicht erfolgender Berurtheilung 
auch jolhe im Laufe der Unterfuhung zu den Acten gefommene Gegen— 
ftände, deren Befig überhaupt oder wenigitens den treffenden Perſonen ge- 
jeglich verboten ift, wie z. B. öffentliche Siegel oder Stempel, Brech- und 
Sperrmwerfzeuge u. dgl. (vgl. die Art. 50, 90 und 189 des Polizeiftraf- 
gejegbuchs) wieder hinauszugeben ; vielmehr fteht hier der Hinausgabe derar- 
tiger Gegenftände der Umpftand entgegen, daß fich die treffenden Perfonen 
durch deren Befis einer ftrafbaren Handlung fhuldig machen würden, und 
erfcheint es deshalb ficherlich gerechtfertigt und nothwendig, ſolche Gegenftände 
auch dann zuriidzubehalten, wenn aus irgend einem Grunde wie 3. B. we— 
gen jugendlichen Alters des Angefchuldigten die Einftellung des Strafver- 
fahrens oder die Freifprehung defjelben erfolgt. ') 

2. Ms Object der Gonfiscation erflärt das Gefeg die zur Begehung 
der That gebrauchten oder beftinnmt geweſenen Werfzeuge, die durch die That 
hervorgebrachten Sachen und die als Lohn für die ftrafbare That empfanges 
nen oder dargebotenen Gegenftände. — Das Wort „Werkzeug“ ift hier 
nicht im engern Sinne, jondern in einer mweitern Bedeutung zu nehmen, und 


) Nol. die Aeuperung des Abg. Dr. Edel bei der Beratbung des Art: 69 des 
Entwurfs von 1855 Bd. I, ©. 244 der Geſetzg. Ausih. Verb. der Abg. Kammer 
von 1856,58, 
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fallen hierunter überhaupt alle Gegenftände ohne Unterſchied, welche als 
Mittel zur VBerübung der ftrafbaren That benugt worden find oder benußt 
werden follten, aljo auch 3.3. das zur Berfertigung falfcher Münzen dienende 
Metall, das zur Tödtung beftimmte Gift u. dgl. — Was die Confiscation 
des Lohnes für die Verübung einer ftrafbaren That anlangt, jo kann fich 
diefelbe immer nur auf den fpeciellen Gegenftand erftreden, welcher 
al3 Lohn empfangen oder dargeboten wurde, und geht es aljo namentlich 
regelmäßig nicht an, in dem Falle, wenn diejer fpecielle Gegenftand fich nicht 
mehr im Befige des Uebelthäters befindet, allenfalls den Werth defjelben 
an die Stelle zu ſetzen.) Eine Ausnahme tritt blos da ein, wo das Ge— 
jeg ausdrüdlich etwas Anderes beſtimmt, mie dieß bei der Beftehung (Art. 
370) der Tal if. — Bon einem als Lohn dargebotenen Gegen— 
ftande kann blos dann gefprochen werden, wenn das Object des Lohnes be— 
reits realiter offerirt morden iſt; demzufolge erjcheint in dem Falle, 
wenn Jemand lediglich das Berjprechen gemacht hat, ein wenn gleich beſtimm— 
tes Dbject ald Lohn zu geben, ohne dieſes Object zugleich thatjächlich zur 
Annahme zu offeriven, die Confiscation nicht zuläffig.”) . 

3. Da die Straffolgen gleich der Strafe ſelbſt nur die. Berfon des 
Uebelthäter8 treffen fünnen, jo darf aud die Confiscation immer blos injo- 
weit ausgejprochen werden, al3 dieß ohne Berlegung (der Nechte) dritter 
auch nicht der Theilnahme oder Begünftigung ſchuldiger Perfonen möglich 
ift, und erfcheint diefelbe demzufolge unbedingt ausgefchloffen, wenn folche 
dritte ſchuldloſe Perfonen einen rechtlichen Anfpruch auf die in Frage ftehende 
Sache zu machen haben. Dabei muß jedoch auch diefen dritten Perfonen 
gegenüber die sub Ziff. 1 erwähnte Einfchränfung Plag greifen, d. h. es 
dürfen denfelben ſolche Gegenftände, deren Befig ihnen gefeglich nicht erlaubt 
ift, niemal3 hinausgegeben werden, wenn gleich ihnen villeicht wie 3. B. in 
der Eigenfchaft als Erben des vor der Aburtheilung verjtorbenen UWebelthä- 
ters) an fich ein rechtlicher Anfpruch hierauf zufteht. 

4. Die Confiscation tritt niemals fraft des Geſetzes, fondern immer 
blos dann ein, wenn dieß im Strafurtheile ausdrüdlih ausgefproden 
ift. Und zwar überläßt es das Geſetz mit Nüdficht darauf, daß ein abjo- 
lutes Gebot, die im vorftehenden Artikel bezeichneten Objecte unter allen 
Umftänden zu confisciren, in vielen Fällen zu einer dbergroßen Härte und 
in andern wieder zu Fleinlichen mit dem Ernſte der Strafrechtspflege nicht 
vereinbaren Ausfprüchen führen würde, dem freien Ermefjen der Gerichte, 
ob und inwieweit fie e8 im jedem einzelnen alle für zwedmäßig erachten, 





1) Vgl. die Aeußerung des Abg. Dr. Barth bei den Geſetzgeb. Ausſch. Verb. der 
K. d. Abg. von 1856/58 Bb. I. ©: 185. 
2) Bol. die Aeußerung des Negierungscommifjärs Dr. Dollmann und des Abg. 


Dr. Barth bei den Gefeßgeb. Ausih. Verb. der Abg. K. von 1856/58 Bd. J. ©. 
153 unb 185, 
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eine Confiscation der geſetzlich als confiscirbar erklärten Gegenftände eintre- 
ten zu laffen. — Der voraufgeführte Grundſatz erleidet übrigens durch die 
Beftimmungen der zweiten Abtheilung des Gefegbuchs mehrfache Ausnahmen, 
indem das Gefeg bei manchen ftrafbaren Handlungen (vgl. 3. B. die Art. 
169, 175, 185, 191 x.) aus befondern Gründen den Gerichten gebie- 
tet, zugleich mit der Verurtheilung aud) die Confiscation gewifjer Gegen- 
ftände von der im vorftehenden Artikel aufgeführten Art auszufprechen. 

5. Die vermöge richterlihen Urtheils confiscirten Gegenftände fallen 
überall da, wo das Geſetz nicht fpeciell etwas Anderes anordnet, der 
Staatskaſſe anheim; denn wenn dieß auch im Geſetze nicht ausdrüdlich aus— 
gefprochen ift, jo wird dieß doch einerjeit3 durch die im Art. 370 diefes 
Geſetzbuchs enthaltene Beftimmung, daß in dem Falle, wenn die Confiscation 
des zum Zwede der Beftechung gegebenen Gefchenfes unmöglich ift, die Zah- 
lung des Werthes dieſes Gefchenfes an die Staatscaffe zu erfolgen hat, 
und andererjeit3 durch die Analogie der Vorſchrift des Art. 10 des Polizei« 
ſtrafgeſetzbuchs, wornach der Erlös aus der Veräußerung confiscirter Gegen— 
ftände, infofern nicht für befondere Fälle das Geſetz ein Anderes verordnet, 
in die Staatscaffe fließt, außer Zweifel geftellt. 


Art. 35. 
Unterbrüdung und Wenn ein Preßerzeugniß den Gegenftand eines Straf— 


— — urtheiles bildet, ſo kann, ſo weit dieß ohne Verletzung 
dritter, auch nicht der Theilnahme oder Begünſtigung 
ſchuldiger Perſonen möglich iſt, in dem Urtheile die Unter— 
drückung oder Vernichtung aller vorfindlichen Exemplare 
dieſes Erzeugniſſes und der zu deſſen Hervorbringung aus— 
ſchließlich beſtimmten Mittel (Platten, Formen und dgl.) 
verfügt werden. 

Iſt nur ein Theil eines Preßerzeugniſſes für ſtrafbar 
erkannt worden, ſo findet die vorſtehende Beſtimmung nur 
bezüglich dieſes Theiles Anwendung, ſoweit eine ſolche Aus— 
ſcheidung möglich iſt. 

Entw. von 1855 Art. 33; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. S. 31, 154, der Reichsr. 8. Beil. Bd. ©. 68, Prot. Bd. ©. 167; Entw. 
von 1860 Art. 365 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
152, Abth. I. S. 6, der Reichsr. K. Brot. Bd. I. ©. 28. 

Der vorftehende Artikel enthält befondere Beftimmungen darüber, wie 
e3 bei den durch die Prefje verlibten ftrafbaren Handlungen mit der Con— 
fiscation zu halten fei. In Folge diefer befondern Beftimmungen fünnen 
die allgemeinen Borfchriften, welche der vorhergehende Art. 34 bezüglich der 
Confiscation aufftellt, bei den durch die Preſſe verübten Neaten feine An- 
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wendung finden, da nach allgemeinen Rechtsregeln die lex specialis die An- 
wendbarfeit der lex generalis von felbft ausschließt") 

1. Die Unterdrüfung oder Bernichtung eines Preßerzeugniffes ſowie 
der zu deſſen Hervorbringung ausfchlieglich beftimmten Mittel fett feines- 
wegs, wie dieß nach Art. 34 im Uebrigen bei der Confiscation der Fall ift, 
nothwendig ein verurtheilendes Erkenntniß voraus; fie fann vielmehr nad 
Vorſchrift des Geſetzes in jedem ftrafgerichtlichen Urtheile, alfo auch in einem 
freifprehenden verfügt werden. Nebftden kann wegen de3 gefegmwidrigen 
Inhaltes eines Preßerzeugniffes in dem Falle, wenn Derjenige, welcher nad) 
dem Geſetze ftrafrechtlich haftbar wäre, dem Gerichte unbekannt geblieben ift, 
oder fich dem Bereiche dev Wirkſamkeit der bayerifchen Strafgefege entzogen 
hat oder wegen eines in Mitte liegenden die Strafbarfeit oder die Straf- 
verfolgung ausfchliegenden Grundes (vgl. das ſechsſste und achte Hauptftüd 
diefes Geſetzbuchs) nicht ftrafrechtlich verfolgt werden fann, die im vorftehen- 
den Artikel beftimmte Unterdrüdung oder Vernichtung auch jchon bei der 
Einftellung des Strafverfahrens von dem mit der Beichlußfaffung über 
die Vorunterſuchung befaßten Gerichte “ausgefprochen werden, und wird in 
diefer Beziehung auf den Art. 58 des Einführungsgefeges zum Straf» und 
Polizeiftrafgefegbuche verwiefen. | 

2. Gegenftand der Unterdrüdfung oder Vernichtung können nur fein 
die vorfindliden Eremplare des für ftrafbar erfannten Preßerzeugnifjes 
und die zur Hervorbringung diefes Erzeugniffes ausſchließlich bejtimm- 
ten Mittel. In Folge diefer gefeglichen VBorfchrift erfcheint nicht nur die 
Vernichtung der zur Erzeugung des ftrafbaren Products verwendeten Buch— 
druderpreffe, der dazu gebrauchten Lettern, des benugten Juftrumentes zum 
Photographiren u. dgl. unzuläffig, fondern es darf namentlich auch beifpiels- 
weife bei einer durch eine Yithographie begangenen ftrafbaren Handlung nicht 
die Vernichtung des zum Pithographiven verwendeten mitunter fehr mwerth- 
vollen Steines felbft, fondern nur die Vernichtung der darauf befindlichen 
Zeichnung verfügt werden; denn der fragliche Stein ift nicht ausſchließlich 
zur Hervorbringung der einen für ftrafbar erfannten, fondern er tft (nad 
geſchehener Wegfchleifung diefer Zeichnung) auch zur Hervorbringung anderer 
Yithographien geeignet und beftimmt, und erfcheint. alfo in dem vorausge— 
jesten Falle als das ausschließlich zur Hervorbringung des ftrafbaven Preß- 
erzeugnifjes beftimmte Mittel nicht der Stein felbft, jondern blos die gerade 
in Frage ftehende auf den Stein gebrachte Zeichnung?) — Die Unter: 
drüdung oder Vernichtung darf fodann auch nur infoweit ausgeſprochen wer- 


) Bol. die Aeußerung des Abg. Dr. Weis bei den Gefeßg. Ausſch. Verb. der 
Abg. K. von 1856/55 Bd. I. ©. 152 und die Entgegnung des Minifterialraths 
von Nenmair ebenbajelbit ©. 153. 


2) Bol. die Geſetzg. Ausſch. Verh. der Abg. K. von 1860/61 ©. 6. 
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den, als dieß ohne Berlegung (dev Rechte) dritter auch nicht der Theil- 
nahme oder Begünftigung ſchuldiger Perfonen möglich ift. 

3. Das Gefeß ſchreibt vor, daß in dem Falle, wenn nur ein Theil 
eine8 Preßerzeugnifes für ftrafbar erfannt wird, die Unterdrüdung oder 
Bernihtung diefes Preßerzeugnifjes und der zu deffen Hervorbringung be— 
ftimmten Mittel auch nur bezüglich des als ftrafbar erkannten Theiles 
verfügt werden darf, fomweit eine folche Ausſcheidung überhaupt möglich ift. 
Wenn alfo 3. B. bei einer Drudjcrift von größerem Umfange nur die eine 
oder andere Stelle, bei einem Werfe mit Abbildungen nur die eine oder 
andere Abbildung als ftrafbar erfcheint, fo kann fi in Folge diefer Beftim- 
mung die Uuterdrüdung oder Vernichtung ftetS nur auf das treffende Heft, 
oder nach Geftalt der Dinge auf den bezüglichen Drudbogen, oder auf die 
einzelne Abbildung erſtrecken. 

4. Was beim vorhergehenden Art. 34 sub Ziff. 4 geſagt wird, findet 
auch hierher analoge Anwendung. 


Art. 36. 


Polizeiaufficht. Die wegen einer ſtrafbaren Handlung Verurtheilten können 
unter Polizeiaufſicht geſtellt werden, jedoch nur dann, wenn 
das Strafgericht in dem verurtheilenden Erkenntniſſe die Zu— 
läſſigkeit dieſer Maßregel ausdrücklich ausgeſprochen hat. 

Dieſer Ausſpruch iſt bei jeder Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens, bei Verurtheilung wegen eines Vergehens oder 
einer Uebertretung aber nur in den vom Geſetze beſtimm— 

ten Fällen zuläſſig. 
Polizeiſtrafgeſetzentw. von 1855 Art. 10, 11 und 16; Geſetzg. Ausſch. Verh. 
von 1856/58 der Abg. K. Bd. I. ©. 32, 156, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 70, 


Brot. Bd. ©. 170; Strafgefeßentw. von 1860 Art. 37; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 
1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 132, Abth. II. ©. 7, der Reihsr. K. Prot. Bd. J. 
28. 


— 


S. 2 


Art. 37. 


Liegt ein ſolcher Ausſpruch eines Strafgerichtes vor, ſo kann die 
Diſtriktspolizeibehörde der Heimath des Verurtheilten, wenn ſie es den 
Verhältniſſen angemeſſen erachtet, die Stellung deſſelben unter Polizei— 
aufſicht verhängen. Sie beſtimmt in dieſem Falle zugleich deren Dauer, 
welche jedoch zwei Jahre nicht überfteigen darf. 

Die Zeit der Polizeiaufficht wird son dem Tage an gerechnet, an 
Fri ber Berurtheilte die gegen ihn erfannte Freiheitsitrafe abge— 
üßt hat. 


Polizeiſtrafgeſetzentw. von 1855 Art. 10, 11 und 16; Geſetzg. Ausſch. Verh. 
von 1856/58 ber Abg. K. Bd. I. ©. 32, 162, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 74, 
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Prot. Bd. ©. 185, Strafgefeßentw. von 1860 Art. 38; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 
1860/61 der Abg. K. Abth. I. S. 132, Abth. II. ©.7, der Reichsr. K. Prot. Bo. 1. 


©. 28. 

Bei dem Vollzuge der Freiheitsftrafen muß der Natur der Sache 
nad) immer ein Hauptaugenmerf darauf gerichtet werden, den Verbrecher zu 
bejfern und zu bewirken, daß derjelbe nach erftandener Strafe wieder ein 
nügliches Glied der Gefellfchaft werde. Allein diefer Zwed kann aud) bei 
den bejteingerichtetjten Strafanftalten nicht immer vollftändig erreicht werden, 
und zwar vor Allem fchon deshalb, weil in vielen Fällen die Strafgeit une 
möglich) jo lange dauern kann, als bei dem fittlihen Zuftande des BVBerur- 
theilten zu deſſen vollftändigen Befjerung nöthig wäre, Die Strafgeſetz⸗ 
gebung kann nämlich die Strafen nicht blos nach dem ſittlichen Zuſtande 
des betreffenden Individuums bemeſſen; fie hat es mit äußeren Handlungen 
zu thun, und kann deshalb bei der Strafandrohung, bei welcher ohnedieß 
auf das einzelne Individuum Rückſicht zu nehmen unmöglich ift, den ſittlichen 
Zuftand des Uebelthäter8 nur infoweit in Betracht ziehen, als fich aus der 
betreffenden äußern Handlung felbft auf diefen Zuftand ein allgemeiner 
Schluß ziehen läßt. Der Strafrichter aber, welcher allerdings ein beſtimmtes 
Individuum vor fi hat und gewöhnlich in der Yage ift, deſſen fittlichen 
Buftand zu erfennen, darf bei der Strafausmeflung diefen Zuftand nur in- 
jomweit in Betracht ziehen, als ihm das Strafgeſetz dieſes geftattet. Unter 
diefen Verhältniſſen kann in jenen Fällen, in welchen fich ein in feiner Er- 
ziehung völlig verwahrloster oder ein fittlich tief gefunfener Menfc einer 
äußerlich nicht jehr bedeutenden und deshalb nur mit geringer Strafe be- 
drohten Handlung jchuldig macht, durch die gegen ihn erfannte Strafe und 
deren Vollzug der oben angegebene hauptjächlich zu beachtende Zwed der 
Strafe, die Befjerung, wohl nur felten erreicht werden, und müſſen deshalb 
in jolchen Fällen gegen den Verurtheilten jowohl in feinem eigenen Intereſſe 
wie auch im Intereſſe der Sicherung der Gefellichaft noch weitere Maß- 
nahmen außer der erkannten Strafe Plag greifen. Ganz dasjelbe muß 
aber auch dann gefchehen, wenn ein Berurtheilter eine der ftaatlichen Rechts— 
ordnung ganz befonders gefährliche tief gemurzelte Neigung zur Verübung 
von ftrafbaren Handlungen fund gegeben und dadurch die begründete Furcht 
erzeugt hat, er möge troß der längeren Dauer der gegen ihn erfannten und 
an ihm vollzogenen Strafe alsbald wieder in feinen alten Fehler zurid- 
fallen. 

Als joldhe weitere Maßnahmen fennt das gegenwärtige Geſetzbuch die 
Polizeiaufjicht, von welcher in den Art. 36 —39, und die Ver— 
wahrung in einer Bolizeianftalt, von welcher in den Art. 40—42 
gehandelt wird. : 

Die voraufgeführten beiden Maßnahmen tragen unverkennbar einen 
zweifachen Charakter an ſich. Sie find ftrafrehtliher Natur, da fie 
Folgen von Handlungen find, welche das Strafgefeg für ftrafbar erklärt, 
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und fomit immerhin als Theile des Uebels erfcheinen, welches der Thäter 
in Folge feiner ftrafbaren Handlung zu erleiden hat. Sie find aber zu— 
gleich auch polizeiliher Natur, weil fie den Zweck haben, Finftigen 
ftrafbaren Handlungen vorzubeugen. Diefe doppelte Natur der bezeich- 
neten Maßregeln erfcheint im gegenwärtigen Geſetzbuche in ausreichenden 
Maaße berücjichtigt; denn wenn auch die allgemeinen Beftimmungen über 
die fraglichen Mafregeln, da diefelben die Folgen von ftrafredtliden 
Handlungen find und fomit zunächft in die Strafgefeßgebung gehören, in 
diefes Geſetzbuch Aufnahme gefunden haben, fo wurde doch zugleich befondere 
Sorge dafür getragen, daß die in der polizeilichen Seite diefer Maßregeln 
begründete Befugnig der Polizeibehörde, nach ihrem Ermeſſen zu handeln, 
nicht über die Gebühr bejchränft umd auf diefe Weife die polizeiliche Natur 
nicht zu fehr verwijcht if. 

Was num vorerft die Polizetaufficht anlangt, fo beftimmt das Ge— 
jeg hierüber in den beiden vorftehenden Artikeln Folgendes: 

1. Da nad) dem Syſteme des Gefeßbuhs nur Handlungen von fehr 
ſchwerer Beichaffenheit al3 Verbrechen qualificirt find und ſomit Diejenigen, 
welche fic eines Verbrechens ſchuldig gemacht, einen fo ftarken verbrecheriſchen 
Willen geoffenbart haben, daß bei ihnen eine polizeiliche Ueberwahung nad 
erftandener Strafe fi) al3 nothwendig darjtellen kann, fo erklärt das Geſetz 
die Stellung unter Polizeiauffiht bei jeder Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens für zuläffig, Ber Bergehen und Uebertretungen kann 
dagegen die bezeichnete Straffolge mit Nitcficht darauf, daß nur bei einzelnen 
von diefen Neaten deren Verübung unter Umftänden einen befondern ver- 
brecherifchen Hang entnehmen läßt, bloß in den vom Geſetze beftimmten 
Fällen Play greifen; dabei pflegt das Geſetz die Zuläffigfeit diefer Maß- 
regel bald ummittelbar bei Behandlung der einschlägigen Reate (vgl. z. B. 
Art. 221, 242, 305 ꝛc. ꝛc.) bald aber auch in einem am Schluſſe des 
treffenden Hauptftüds ftehenden Artikel (wie 3. B. im Art. 175, 191, 
313 ꝛc. ꝛc.) auszufprechen. 

2. Die Stellung unter Polizeiaufficht kann immer nur von der Poli⸗ 
zeibehörde und zwar von der Diſtriktspolizeibehörde der Heimath des 
Verurtheilten verhängt werden. Allein die Polizeibehörde darf in Gemäß— 
heit der Vorſchrift des Art. 36 Abſ. 1 die Stellung unter Polizeiaufſicht 
als Straffolge nur dann verfügen, wenn das Strafgericht die Zuläſſig— 
keit dieſer Maßregel im verurtheilenden Erkenntniſſe ausdrücklich ausge— 
ſprochen hat. Demgemäß muß alſo der zur Aburtheilung berufene Richter 
bei jeder Verurtheilung wegen eines Verbrechens und in gleicher Werfe: auch 
. dann, wenn es fih um ein Vergehen oder eine Uebertretung handelt, wobei 
vermöge fpeciellerv Gejegesbeftimmung die Stellung unter Polizeiauffiht als 
Straffolge Plaß greifen kann, bei Erlafjung feines Urtheils zugleich auch 
prüfen, ob es nach den obmaltenden Verhältniſſen geboten erfcheint, Der 
Polizeibehörde die Ermächtigung zur-Verhängung der Stellung unter Poli» 
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zeiaufficht nach erftandener Strafe zu ertheilen, und dieß gegebenen Falls 
im Strafurtheile befonders ausdrüden. Iſt ein folcher Ausfpruch über die 
Zuläffigfeit der Stellung unter Polizeiauffiht im Strafurtheile nicht ent- 
halten, fo erfcheint die Polizeibehörde niemals berechtigt, dieſe Maßregel 
gegen den Berurtheilten als Folge der von ihm verübten ftrafbaren. Hand» 
lung nad) erftandener Strafe eintreten zu laſſen. 

3. Dur den Ausſpruch des Strafrichters, daß der Berurtheilte nad 
erftandener Strafe unter Polizetaufficht geftellt werden könne, wird die Po— 
lizeibehörde keineswegs dazu verpflichtet, die Stellung unter Polizeiaufficht 
nah erjtandener Strafe zu verfügen, vielmehr wird ihr hiedurch nur die 
Befugniß zur Verhängung diefer Mafregel eingeräumt, wenn fie diefelbe 
nad den obwaltenden Berhältniffen für angemeſſen erachtet. Der Straf: 
richter kann nämlich bei Erlafjung feines Ausſpruchs über die Zuläffigfeit 
der Stellung unter Polizeiaufficht gegen den VBerurtheilten blos den fittlichen 
Zuftand defjelben zur Zeit der Aburtheilung berüdjichtigen; er kann 
blos prüfen, ob zu jener Zeit die Perfönlichkeit des Webelthäters mit 
Rückſicht auf feinen bisherigen Lebenswandel und die von ihm verübte ftraf- 
bare That von der Art ift, daß der Befürchtung Raum gegeben werden 
muß, derjelbe" werde nach erftandener Strafe ohne fpecielle Beauffichtigung 
zur Verübang neuer ftrafbaren Handlungen jchreiten. 

Welchen Einfluß aber die Verbüßung der Strafe auf den Webelthäter 
ausüben werde, und ob auch nach Umfluß der Strafzeit eine polizeiliche Be— 
auffichtigung desfelben ſich noch al3 nothmendig darftellt, kann der Strafe 
richter bei Erlaffung feines Urtheils der Natur der Sache nad) nicht mwiffen, 
da die Wirkung der Strafe auf den Sträfling fich’ niemals im Voraus mit 
Sicherheit bemefjen läßt. Mit Rückſicht hierauf hat daS Gefeg zwar die 
Anordnung getroffen, daß der Strafrichter zugleih mit Erlaffung des Urs 
theils fich auch dariiber auszufprechen hat, ob gegen den Webelthäter nad 
erftandener Strafe die Stellung unter Polizeiauffiht als Straffolge eintreten 
könne, um auf diefe Weife eine Ausdehnung diefer jedenfalls fehr drücken— 
den Straffolge durch die Polizeibehörde auf ſolche Individuen, bezüglich 
deren es ſchon vor erftandener Strafe außer Zweifel fteht, daß bei ihnen 
ein Bedürfniß hiezu im feinem Falle befteht, unmöglich zu machen. Dagegen 
bleibt e8 der Polizeibehörde überlafien, in eigener Competenz darüber 
zu befchließen, ob die im Strafurtheile als zuläfiig erklärte Stellung unter 
Polizeiaufficht gegen den entlafjenen Sträfling wirklich einzutreten hat oder 
nicht; ihr allein fteht aljo die Beurtheilung darüber zu, ob das betreffende 
Individuum auch nach erfolgter Verbüßung der Strafe fi) noch als ein der 
Geſellſchaft gefährliches und deshalb ſpecieller Beauffihtigung bedürftiges 
Subjekt darftellt, oder ob es durch fein Betragen in der Strafanftalt ges 
nügende Garantien dafiir gegeben hat, daß es fich gebeffert und feinen frü— 
beren verbrecherifchen Neigungen gänzlich entfagt habe, 

4. Anlangend die Dauer der Stellung unter Polizetauffi ht, fo fteht 
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die Beſtimmung hierüber innerhalb der im Art. 37 beziiglich des Marimums 
feftgefeßten Gränze von zwei Jahren gleichfall3 der Polizeibehörde zu. 
Dabei muß nad ausdrüdlicher Vorſchrift des Gefeges die Zeit der Polizei- 
aufficht immer von dem Tage der Beendigung der Strafzeit an ge- 
rechnet. werden, ohne daß hiebei etwas darauf ankommt, ob die Polizeiauf- 
ficht in der That auch fofort an diefem Tage oder ob fie allenfalls erft 
fpäter ihren Anfang genommen hat; denn nad dem Willen des Gefetes 
foll diefe Straffolge ihre Wirkung unter feinen Umftänden auf einen längeren 
Zeitraum als auf höchſtens zwei Jahre nach erfolgter Verbüßung der Strafe 
hinauserftreden, und fann deshalb namentlich auch eine ftattgehabte Unter- 
brechung der Polizeiaufjicht niemals einen Grund zur Verlängerung derjelben 
darbieten. 


Art. 38. 


Dem unter Polizeiaufficht Gejtellten kann durch die Diſtriktspolizei— 
behörde das Detreten gewiſſer Häufer, Anftalten, Plätze oder Bezirke, 
fowie der Aufenthalt in einzelnen bejtimmten Gemeinden, feine Heimaths— 
gemeinde ausgenommen, unterfagt werden, falls jeine Anweſenheit dafelbit 
gefährlich erjcheint. 

In feiner Wohnung darf jeder Zeit gerichtliche oder polizeiliche 
Hausfuchung gehalten werden. 

Gegen diejenigen, welche wegen Raubes, Erpreſſung, Diebitahls, 
wegen Theilnahme hieran oder wegen Hehlerei verurtheilt worden find, 
kann die Diftriftspolizeibehörde die Aufficht dahin erweitern, daß die- 
jelben während der Nachtzeit ihren Wohnort und jelbit ihre Wohnung 
ohne Erlaubniß nicht verlaſſen dürfen. 


—T von 1855 Art. 12; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 
ber A . Bb. 33,163, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 75, Brot. Bd. ©. 187; 
— en 1860 Art. 39; Geſetzg. nn Verh. von a. der Abg. $. 
Abth. I. S. 132, Abth. U. ©. 7, "der Reichsr. K. Prot. Bd. I. 


Was die Wirkungen der Polizeiauffiht anlangt, fo muß hiebei 
vorzugsweiſe darauf gefehen werden, daß durch diefelbe den davon betroffe- 
nen Individuen, welche meiftentheild ohnehin vermögenslos find, die Mög- 
lichkeit ihres Fortfommens nicht allzufehr erſchwert oder vielleicht gar gänz- 
lich unmöglich gemacht wird; denn jobald dieß der Fall ift, wird der Zweck 
der Polizeiaufficht nicht erreicht, und werden vielmehr dann die betreffenden 
Individuen gerade erft durch dieſe polizeiliche Maßregel gewiſſermaaßen ge- 
zwungen, die Bahn des Verbrechens von Neuem zu betreten, da fie in an- 
derer Weife fih die zu ihrem Lebensunterhalte nöthigen Mittel nicht ver- 
Ihaffen können. Zur Berhütung einer allzuweiten und dem Vorgeſagten 
zufolge pofitiv jchädlichen Ausdehnung der Wirkungen der Polizeiauffiht von 
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Seiten der Polizeibehörden hat das Gefe die Summe aller derjenigen 
Beihränfungen, welche die Stellung unter Polizeiaufficht nach fich ziehen 
fann, ausdrüdlich feftgefegt, und erjcheint e8 demgemäß abfolut unzuläffig, 
anderweitige Wirkungen, als die im vorftehenden Artikel aufgeführten, mit 
der Polizeiaufficht zu verbinden. Dagegen verfteht e8 fich von felbft, daß 
keineswegs die ſämmtlichen bier aufgeführten Wirkungen gegen jeden unter 
Polizeiaufficht Geftellten zur Anwendung gebracht werden müſſen, und bleibt 
vielmehr die Beftimmung darüber, welche von diefen Mafregeln in jedem 
einzelnen Falle Play zu greifen haben, der Beurtheilung der einſchlägigen 
Polizeibehörde überlaffen. 


Art. 39. 


Die zuftändige Diftriftspoligeibehörde ift befugt, die Dauer der 
Polizeiaufſicht abzufürzen, wenn der Deauffichtigte befriedigende Proben 
von Beſſerung gegeben hat. 


Gefeßg. Ausſch. Verhandl. von 1856/58 der Abg. K. Bd. I. S. 32, 165, der 
Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 80, Prot. Bd. ©. 195; Strafgefegentw. von 1860 Art. 40; 
Geſetzg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 132, Abth. II. ©. 7, 
ber Reihsr. K. Brot. Bd. I. ©. 28, 


Nah Borfhrift des Art. 37 hat die Diftriftöpolizeibehörde, fo oft fie 
die Stellung eines Berurtheilten unter Polizeiaufficht verhängt, immer auch 
zugleich die Dauer der Polizeiaufſicht innerhalb des gefeglich geftatteten 
Spielraum3 bis zu zwei Jahren zu bejtimmen. Der Natur der Sache 
nah kann aber auch der Fall eintreten, daß die von der Polizeibehörde ver- 
bängte Stellung unter Polizeiauffiht vor Ablauf der feftgefegten Dauer 
überflüffig wird; dieß wird nämlich immer dann der Fall fein, wenn das 
treffende Individuum fehon vor diefem Zeitpunfte Hinlänglihe Proben einer 
nachhaltigen Beflerung abgelegt hat. Zur Befeitigung jeden Zweifels darü— 
ber, ob in einem folchen Falle die angeordnete Stellung unter Polizeiaufficht 
aufgehoben werden darf, fchreibt der vorftehende Artikel ausdrüdlih vor, daß 
die zuftändige Diftriktöpolizeibehörde bei dem Borhandenfein der angegebenen 
Borausfegung zur Abkürzung der urjprünglich beftimmten Dauer der Po— 
lizeiaufficht befugt ift. 

Eine Berechtigung zur Verlängerung der urfprünglich beftinmmten Dauer 
der Polizeiaufficht fteht dagegen der Polizeibehörde in feiner Weiſe zu; dieß 
wird namentlih duch den Zufammenhalt der BVorfchrift des vorftehenden 
Artikels mit der analogen Beftimmung, welche der folgende Artifel 42 be- 
züglih der Verwahrung in einer Polizeianftalt aufftellt, außer Zweifel geftellt. 

Während nämlih das Geſetz bei der Straffolge der Stellung unter 
Polizeiauffiht nur eine Abkürzung der feftgefegten Dauer diefer Maßregel 
für zuläffig erklärt, räumt es bei der Straffolge der Verwahrung in einer 
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Polizetanftalt der Kreisverwaltungsftelle ausdrücklich die Befugniß ein, die 
erfannte Verwahrungsdauer nicht blos abzufürzen, fondern auch unter Um— 
ftänden zu verlängern. 

Aus diefer Verſchiedenheit ift aber mit vollfter Gewißheit zu entnehmen, 
daß bei der Stellung unter Polizetaufjicht eine Verlängerung ber feftgefegten 
Dauer niemal® Play greifen darf; denn wenn das Gefeß eine folche Ver— 
längerung hätte geftatten wollen, fo würde es dieß ficherlich in gleicher Weife 
wie dieß bei der Berwahrung in einer Polizeianftalt geſchehen ift, ausdrüd- 
lich ausgefprochen haben. Demgemäß erſcheint e3 alſo z. B. nicht zuläffig, 
daß die Polizeibehörde die anfänglich auf die Dauer eines Jahres verhängte 
Stellung unter Polizeiaufficht hinterher aus der Rückſicht, weil ſich die Fort- 
dauer diefer Maßregel nach dem fittlihen Zuftande des betreffenden Indi— 
viduums als räthlich darftellt, noch auf ein meitere® Jahr, alfo bis zu 
dem gefeglihen Marimum von zwei Jahren erftredt. 


Art. 40. 


— — Diejenigen, welche wegen eines Vergehens zu einer 
anftatt, zwei Jahre nicht überfteigenden Gefängnißftrafe oder we— 
gen einer Webertretung verurtheilt worden find, können in 
den vom Gefege bejtimmten Fällen und wenn im Straf- 
urtheile die Zuläffigkeit diefer Maßregel ausdrüdlich aus— 
gefprochen ift, nach beendigter Strafzeit in einer Poli- 

zeianftalt verwahrt werden. 

Liegt ein folcher Ausspruch des Strafgerichtes vor, fo 
fann die Diftriftspolizeibehörde der Heimath des Verur— 
theilten, wenn fie es den Umftänden angemeſſen erachtet, 
auf Verwahrung erfennen. Sie beftimmt in diefem Falle 
zugleich deren Dauer, welche jedoh Ein Jahr nicht über- 
fteigen darf. 

Mird von der Diftriftspolizeibehörde auf Verwahrung 
einer zu Arreftitrafe verurtheilten Perfon in einer Polizei- 
anftalt erkannt, jo kann die Arreſtſtrafe, foweit fie noch 
nicht eritanden ijt, in der Polizeianftalt vollſtreckt werden. 

— gelben von 1855 Art. 13; Geſetzg. Ausſch. an von 1856/58 
ber Abg. K. B S. 32, 164, der Reiche. K. Beil. Bd. ©. 77, Brot. Bd. ©. 
190; Sicfideinti von 1860 Art. 41; Geſetzg. Ausſch. — — 1860/61 der 


wg, 8 . Abt. I „©. 133, Abtb. I. ©. 7, 367, 422, der Neiher. K. Prot. Bd. 1. 
‚29, 8». II. ©. 127. 


Eine weitere Straffolge, um die Befjerung des Uebelthäters zu erreichen, 
bildet nach den Beftimmungen diefes Geſetzbuchs unter Umftänden die Ber- 
wahrung in einer Polizeianftalt. Bei vielen Perſonen liegt nämlich 
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die eigentlihe ZTriebfeder zu der von ihnen verübten ftrafbaren Handlung 
in ihrer Arbeitsfchene und ungeordneten Pebensweife. Das einzige Mittel, 
ſolche Perfonen nachhaltig zu befjern und von der Verübung weiterer ftraf- 
baren Handlungen nach erjtandener Strafe abzuhalten, befteht darin, daß fie 
an eine andere Lebensweiſe, an regelmäßige Beihäftigung gewöhnt werden; 
dieß kann jedoch felbftverftändlih mur durch eine längere Zeit fortdauernde 
Einwirfung auf diefelben gefchehen. Haben nun Perfonen von folcher Beſchaf— 
fenheit in Folge eines von ihnen verübten Verbrechens oder Vergehens eine 
Freiheitsftrafe von langer Dauer zu erftehen, jo kann durch den Vollzug 
der Strafe jelbft, durch den längeren Aufenthalt in der Strafanftalt die 
Gewöhnung derjelben an Arbeit und eine geordnete Lebensweiſe erreicht 
werden. Iſt dagegen’ die zu erjtehende Freiheitöftrafe nur von geringer 
Dauer, wie dieß bei jeder Verurtheilung wegen einer Uebertretung und fehr 
häufig auch bei der Berurtheilung wegen Vergehens der Fall fein wird, fo 
ift der Vollzug der Strafe für fi allein in der Regel nicht im Stande, 
ſolche Perſonen an eine ordentliche Yebensweife zu gewöhnen, und fann dieß 
vielmehr nur in anderer Weife, nämlih durch Verwahrung derfelben in 
einer Polizeianftalt nach erftandener Strafe bewirkt werden. Mit Rüd- 
fiht hierauf läßt das Geſetz bei der Verurtheilung wegen einer Mebertretung 
oder wegen eines Vergehens unter Umftänden auch die Verwahrung in einer 
Polizeianftalt als Straffolge zu. 

1. Die vorbezeichnete Straffolge fann bei dem Umftande, daß nur 
gewijje Arten von Vergehen und Uebertretungen e8 find, melde gewöhnlich 
ihren Grund im Arbeitsfcheue und ungeordneter Lebensweife haben, nach 
Vorſchrift des vorjtehenden Artifel3 nicht bei allen Bergehen und Uebertre— 
tungen, fondern nur in den vom Öefege beftimmten Fällen eintreten 
und ift e8 im der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs bald unmittelbar bei 
der Behandlung der einzelnen Vergehen und Webertretungen (vgl. 3. B. 
Art. 147, 304 x. x.) bald in einem am Schluffe des betreffenden Haupt- 
ſtücks ftehenden Artikel (wie z. B. im Art. 291, 326 ac. 2.) ausgeſprochen, 
wanı bei einem ſolchen Reate die bezeichnete Straffolge zuläfiig iſt. Nebft- 
dem fehreibt das Geſetz ausdrüclih vor, daß bei der Verurtheilung wegen 
eines Vergehens diefe Straffolge nur in dem Falle Play greifen kann, wenn 
auf Gefängnißftrafe nicht über zwei Jahre erfannt wird; dieß hat feinen 
Grund darin, weil bei längerer Dauer der Strafzeit ſchon durch den Auf- 
enthalt des Verurtheilten in der Strafanftalt felbft defjen Gewöhnung an 
Arbeit und regelmäßige Befchäftigung erreicht werden kann und alfo in diejem 
Falle die Verwahrung deffelben in einer Polizeianftalt nach bereit3 erſtande— 
ner Strafe fich nicht mehr als nothwendig darftellt. 

2. Um einerjeit3 einer ungerechtfertigten Ausdehnung der Verwahrung 
in einer Polizeianftalt von Seiten der Polizeibehörde auf Perfonen, bei wel 
hen eine ſolche Mafregel offenbar nicht. geboten .erfcheint, vorzubeugen, an— 
dererjeit3 aber auch den Wirkungskreis der Volizeibehörde nicht über Ger 

Hocheder, Strafgefegbudh. I. Bd 12 
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bühr zu bejchränfen, jchreibt das Geſetz in Conformität mit den in den 
Art. 36 und 37 enthaltenen Beftimmungen über Polizeiaufficht vor, daß bei 
jenen Reaten, bei welchen die Verwahrung in einer Polizeianftalt nach er- - 
ftandener Strafe überhaupt Plat greifen kann, eine jolche Verwahrung immer 
nur dann ftattfinden darf, wenn dieß das Strafgericht in dem verurthei- 
lenden Erkenntniſſe ausdrüdlich für zuläſſig erflärt hat, daß dagegen Die 
competente Bolizeibehörde, nämlich die Diftriftspolizeibehörde der Heimath 
des BVerurtheilten, durch einen folchen Ausipruch des Strafgerichts ‚zur wirk— 
lichen Erkennung auf Verwahrung feineswegs verpflichtet wird, fondern hie— 
durch blos die Befugniß zur Berhängung diefer Mafregel erhält, infoferne 
fie Ddiefelbe nach den obmaltenden Umftänden für angemejjen erachtet. Ju 
gleicher Weife fteht auch der “Polizeibehörde die Beltimmung der Dauer 
der Verwahrung in einer Polizeianftalt jedody nur bis zu dem im Geſetze 
beftimmten Marimum von einem Jahre zu. — Yiegt ein Ausfpruch des 
StrafgerichtS über die Zuläfjigfeit der Verwahrung des Berurtheilten in einer 
. Polizeianftalt nach erjtandener Strafe nicht vor, jo kann die Polizeibehörde 
auf eine folche Verwahrung als Folge der gejchehenen BVBerurtheilung niemals 
erfennen. 

3. Die Berwahrung in einer Polizeianftalt als Straffolge hat nach 
Vorſchrift des Geſetzes erjt nach beendigter Strafzeit einzutreten. In 
Gemäßheit diefer Vorfchrift geht es der Regel nad nicht au, den VBerurtheil- 
ten die von ihm zu verbüßende Strafe felbjt in der VBerwahrungsanftalt er» 
ftehen zu lafjen, und hat dieß feinen Grund darin, weil diefe VBerwahrungs- 
anftalten ihrer Beſtimmung nad feineswegs Strafanftalten, jondern vielmehr 
lediglich vom Staate errichtete und unterhaltene polizeiliche Erziehungs- 
und Beichäftigungsanftalten fein follen, durch eine gleichzeitige Benügung 
als gewöhnliche Strafanftalten aber der bezeichnete eigentliche Charakter 
derfelben in einer nicht zu vechtfertigenden Weife zu jehr verwijcht wer— 
den würde, 

Die Regel, daß die polizeilihen Berwahrungsanftalten nicht zur Er- 
ftehung der Strafen felbft bemügt werden dürfen, erleidet jedoch durch Die 
Vorſchrift des legten Abſatzes des vorftehenden Artitel3 bezüglih der Ar- 
reftftrafen aus bejondern Gründen eine Ausnahme. »Da nämlich gerade 
bei jenen Perjonen, bei welchen behufs ihrer Gewöhnung an Arbeit und- ge- 
ordnete Lebensweiſe die Verwahrung in einer Polizeianftalf geboten erfcheint, 
eine zwedmäßige Beichäftigung während des Strafvollzugs am meiften noth 
thut, in den zum Vollzuge der Arreſtſtrafen beftimmten Polizeigerichtsgefäng- 
niffen aber nicht immer Gelegenheit zu einer entjprechenden Beihäftigung 
derjelben gegeben fein wird, jo erklärt es das Gefeß für zuläffig, den zur 
Arreſtſtrafe VBerurtheilten auch ſchon vor erfolgter Straferftehung, jobald nur 
die Diftriftspolizeibehörde die Verwahrung defjelben in einer. Polizeiantalt 
angeordnet hat, fofort in die treffende Anftalt zu verbringen und die von 
ihm zu verbüßende (einfache oder gejchärfte) Arreftitrafe, ſoweit fie zur Zeit 
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jeiner Verbringung in die Polizeianftalt noch nicht erftanden ift, an letzterem 
Orte zu volljtreden. 

“ Die Entfheidung „darüber, ob eine Verbringung des zur Arreftftrafe 
Verurtheilten in die Polizeianftalt ſchon vor erfolgter Straferftehung ftattfin- 
den foll, was nad) der klaren Vorſchrift des Gefeges nicht geboten, fondern 
blos facultatio geftattet ift, fann der Natur der Sache nach nur derjeni- 
gen Behörde, welche überhaupt über die Verwahrung in einer Polizeianſtalt 
zu verfügen hat, d. 5. der Diftriftspolizeibehörde zuftehen; ihr bleibt 
es aljo überlaffen, wenn fie den Eintritt der Verwahrung bejchliekt, zugleich 
auch die fofortige Verbringung des Berurtheilten in die Polizeianſtalt anzu 
ordnen, und die zuerfannte Arreſtſtrafe, inſoweit fie noch nicht exftanden ift, 
in diefer Anstalt zum Bollzuge zu bringen, falls jie dieß für angemefien 
erachtet. Dabei wäre es jedoch nicht gerechtfertigt, wenn man aus der 
Beltimmung des Gefeges, daß die Arreftitrafe im Falle erfolgender Ver— 
wahrung des Berurtheilten in einer Polizeianftalt auch in diefer Anftalt voll- 
zogen werden fann, die Schlußfolgerung ableiten wollte, daß das Gericht Bei 
denjenigen zur Arreftitrafe verurtheilten Perfonen, gegen welche die Verwah— 
rung in einer Polizeianftalt im Strafurtheile für zuläffig erklärt ift, mit dem 
Strafvollzuge immer jolange zumwarten müßte, bis fih die einfchlägige 
Diftriftspolizeibehörde darüber ausgeſprochen hat, ob fie eine Verwahrung 
wirklich eintreten laffen und dabei von der im dritten Abjage des vorftehen- 
den Artifel8 eingeräumten Befugniß Gebrauch machen will oder nit; denn 
durch Die fragliche Gefegesbeftimmung erleidet die ftrafprocefjuale Bor- 
ſchrift, wornach die Vollftredung des Urtheils unmittelbar nach eingetretener 
Rechtskraft zu erfolgen hat, feine Abänderung, und fteht ſonach diefe Beftim- 
mung dem fofortigen Beginne des Vollzug der zuerfannten Arreftftrafe, ſo— 
bald folche rechtskräftig geworden ift, in feiner Weiſe entgegen. Uebrigens 
läßt es fich nicht verfennen, daß mwenigftend da, wo nad den obmaltenden 
Verhältniſſen die Entjcheidung der DiftriftSpolizeibehörde ohne längeren Auf: 
ſchub mit Sicherheit zu erwarten fteht, was namentlich dann regelmäßig der 
Fall fein wird, wenn fi das aburtheilende Gericht und die Diftriftspolizet- 
behörde der Heimath des BVerurtheilten an einem Orte befinden, allerdings 
Rücfihten der Zweckmäßigkeit dafür fprechen, die Acten ſchon vor dem Be— 
ginne des Strafvollzugs der DiftriftSpolizeibehörde hinüberzugeben und deren 
Beichlußfaffung abzumarten. 

4. Die Verwahrung in einer Polizeianftalt hat fih immer an die er- 
ftandene Strafe unmittelbar anzuschließen; denn wenn dieß auch nicht 
mit ausdrüdlichen Worten im Gefege ausgefprochen ift, fo folgt dieß doch einer- 
ſeits ſchon daraus, weil die Verwahrung in einer Polizeianftalt nach dem im 
Eingange Gefagten dazu beftimmt ift, eine Fortjegung der in der Ötraf- 
anftalt bereit begonnenen Einwirkung auf die Befferung des Uebelthäters 
zu bilden, und andererſeits läßt auch die Ausdrudsmeife des Gefeges felbft 
„können nach beendigter Strafzeit im einer Polizeianftalt verwahrt 
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werden“ eine andere Auslegung nicht wohl zu. Demzufolge wäre es aljo 
offenbar gegen den Willen des Gefeßes und geht es deshalb nicht an, einem 
Sträflinge nah Erſtehung der Strafe anfänglich feine Freiheit zurückzugeben, 
und fodann erjt fpäter nach Umfluß eines längeren Zeitraums nad) Beendi- 
gung der Strafzeit die Verwahrung defjelben in einer Polizeianftalt zu ver- 
fügen. und in Bollzug zu jeßen; vielmehr ift der Sträfling, falls die Ver— 
wahrung in einer Polizeianftalt gegen denfelben überhaupt Pla greifen ſoll, 
nad) beendigtem Strafvollzuge aus der Strafanftalt fofort in die Polizeian- 
ftalt abzuliefern, und müffen deshalb in allen Fällen, in welchen die Ver— 
wahrung im einer Polizeianftalt im Strafurtheile für zuläffig erklärt ift, Die 
Acten vor beendigtem Strafoollzuge der Polizeibehörde rechtzeitig mitgetheilt 
werden, damit letztere über den Eintritt oder Nichteintritt der Verwahrung 
Beſchluß faſſen und gegebenen Falls die unmittelbare Einlieferung aus der 
Strafanftalt in die Polizeianftalt verfügen fann. 

5. Was endlich die Berehnung der Zeit der Verwahrung in einer 
Polizeianftalt anlangt, welche Zeit abgejehen von der im folgenden Art. 41 
fejtgejegten Ausnahme jowie abgejehen von dem Falle, wenn der Strafvoll- 
zug jelbit in dieſer Anftalt ftattfindet, die Dauer eines Jahres nicht über- 
fteigen darf, jo müſſen in diefer Beziehung die Beftimmungen, welche das 
Geſetz in den Art. 22 und 23 über die Berechnung der Freiheitsftrafen auf- 
jtellt,, joweit dieß überhaupt thunlich ift, im analoge Anwendung gebracht 
werden, da die Berwahrung in einer Polizeianftalt, wenn fie gleich) nach dem 
Syſteme de3 Geſetzes feine eigentliche Strafe fondern nur eine Straffolge 
bildet, doc mit dem Freiheitsftrafen in einem unverfennbaren innerlichen 
Berwandtichaftsverhältniffe fteht. Demgemäß wird namentlich) auch in dem 
Falle, wenn während der BVBerwahrungszeit in Folge Krankheit die Ber- 
bringung des DVerwahrten in eine von der Polizeianftalt getrennte Heilanfta It 
nothwendig wird, die Dauer des Aufenthalts in der Heilanftalt in die Ber- 
wahrungszeit einzurechnen fein. 


Art. 41. 


Die in einer Polizeianftalt Verwahrten find angemefjen zu befchäf- 
tigen und nach Umftänden zu unterrichten. 

Feſſelung kann gegen fie nur wegen befonderer Fluchtgefahr, Wider- 
jeglichfeit oder aus Ähnlichen Gründen und, dringende Fülle ausgenom- 
men, nur in Folge eines Diseiplinarerfenntniffes der Behörde der Ans 
ftalt verhängt werden. 

Körperliche Züchtigung ift unbedingt ausgefchloffen. 

Im Uebrigen richtet fich die Behandlung der in den Polizeianftal- 
ten Verwahrten nach den Bejtimmungen der im Negierungsblatte zu ver- 
öffentlichenden Hausordnung. 
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Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. Bd. I. ©. 32, 165, ber 
Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 79, Prot. Bd. ©. 192, Entw. von 1860 Art. 42; 
Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 133, Abth. IL ©. 7, 
422, der Reichsr. K. Prot. Bo. I. ©. 29, 

Der erjte Abjag des vorftehenden Artikels dient dazu, den Charakter 
der polizeilichen Berwahrungsanftalten als bloßer Bejchäftigungs- und Er- 
ziehungsanftalten außer Zweifel zu ftellen. Cine bejondere Beachtung ver: 
dient es biebei, daß das Gefeg nicht, wie dieß im Art. 24 Hinfichtlich der 
Strafgefangenen der Fall ift, die Beſchäftigung der in einer Polizeianftalt 
Verwahrten innerhalb des Bezirkes der Anftalt vorjchreibt; denn diefe Ver: 
jchiedenheit läßt” mit Sicherheit entnehmen, daß die in einer Polizeianftalt 
Verwahrten allerdings auch außerhalb des Bezirkes der Anftalt in ange- 
meſſener Weiſe, z. B. mit landwirthichaftlihen oder Waldarbeiten bejchäftigt 
werden dürfen. 

Die jpeziellen VBorfchriften über die Art und Weiſe der Beichäftigung 
und über die Behandlung der in einer - Polizeianftalt Berwahrten hat das 
Gefeg auch hier wieder in gleicher Weife, wie dieß bezüglicd der Strafge- 
fangenen gejchehen ift, der Feftjegung durch die von der Staatsregierung zu 
veröffentlichende Hausordnung überlafien und nur allein Hinfichtlich der Straf- 
mittel zur Aufrechthaltung der erforderlichen Disciplin in den Berwahrungs- 
Anftalten die ausdrüdliche Aufnahme einer Beftimmung darüber in das Ge— 
ſetzbuch ſelbſt für nothwendig erachtet, daß die Feſſelung nur in gemiffen 
Fällen gejtattet, die förperliche Züchtigung aber unbedingt ausgejchlojien fein fol. 


Art. 42, 


Die zuftändige Kreisverwaltungsftelle ift befugt, die Dauer der Ver- 
wahrung in der PBolizeianjtalt abzufürzen, wenn der Verwahrte befriedi= 
gende Proben yon Beſſerung gegeben hat. 

Diefe Stelle hat aber auch die Befugniß, die erfannte Verwahrungs— 
dauer — jedoch nicht mehr als um ein Drittheil — zu verlängern, wenn 
fein Benehmen während der zuerfannten Berwahrungszeit Feine Beſſerung 
anzeigt. . 

Bolizeiftrafgefeßentiw. von 1555 Art. 14; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber 
Abg. K. Bo. J. ©. 32, 165, .der Neihsr. K. Beil. Bd. ©. 80, Prot. Bo. ©. 195; 
Strafgejeßentw. von 1860 Art. 43; Geſetzg. Ausich. Verh. von 1860/61 der Abo. 
K. Abth. I. S. 133, Abth. I. ©. 7, der Neiher. K. Prot. Bd. I. ©. 29. 


Da die fernere Verwahrung in einer Polizeianftalt in dem Falle als 
überflüffig erfcheint, wenn der Berwahrte ſchon vor Ablauf der fejtgejegten 
PVerwahrungszeit fichere Proben von Beljerung abgelegt hat, fo erklärt das 
Gefeß auch eine nachträgliche Abkürzung der urſprünglich von der Diftrifts- 
polizeibehörde bejtimmten Verwahrungsdauer für zuläfjig; dabei kann jedoch) 
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diefe Abkürzung nicht von der Diftriftspolizeibehörde jelbit, jondern nur von 
der ihr vorgefegten Kreisverwaltungsftelle verfügt werden. 

Auf der andern Seite kann es ſich aber auch hinterher herausitellen, 
daß die von der Dijtriftspolizeibehörde bejtimmte Berwahrungsdauer nicht 
lange genug ift, um den VBerwahrten an Arbeit und regelmäßige Bejchäfti- 
gung zu gewöhnen. Für foldhe Fälle geftattet daS Geſetz eine Verlän- 
gerung der urjprünglich beftimmten Berwahrungszeit, da hier außerdem der 
Zwed der Verwahrung nicht erreicht werden könnte; jedoch fann eine jolche 
Berlängerung gleichfalls nicht von der Diftriftspolizeibehörde ſelbſt, fondern 
nur von der vorgejegten Kreisverwaltungsftelle ausgejprochen werden, und 
darf diejelbe nebjtdem niemals mehr als ein Drittheil der urfprünglich er- 
fannten Verwahrungsdauer betragen. In Folge diefer den Kreisverwal— 
tungsftellen eingeräumten Befugniß fann e8 kommen, daß die Gefammtdauer 
der Verwahrung in einer Polizeianftalt unter Umftänden, wenn nämlich die 
Diftriftspolizeibehörde bereit3 die Verwahrungszeit auf das zuläffige Marimum 
von einem Jahre feitgefegt hatte, jih auf ein Jahr und vier Monate 
belauft. 


Art. 43. 


— Ausländer, welche wegen eines Verbrechens verurtheilt 
worden find, werden nach erſtandener Strafe des Landes 
verwiejen und ihrer Chrigfeit, foferne dieß gefchehen Fann, 

überliefert. 

Dei Verurtheilung eines Ausländerd wegen eines Ver- 
gehens oder einer Mebertretung hat gegebenen Falles an die 
Stelle der zu verhängenden Polizeiaufficht oder Verwahr— 
ung in einer Polizeianftalt die Landesverweiſung einzu= 
treten. 

Die Landesverweifung ift in dem Strafurtheile aus- 
drücklich auszufprechen. 

Iſt die VBollziehung der Landesverweifung nicht mög— 
lich, jo kann die Diftriftspolizeibehörde- ftatt derjelben 
Polizeiaufficht oder Verwahrung in einer Rolizeianftalt 
verhängen. 

Strafgefeßentw. von 1855 Art. 34; — — von 1855 Art. 15; 
Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 ber Abg. K. Bd. I. ©. 34, 166, ber Reichsr. 
K. Beil. Bd. ©. 81, Prot. Bo. ©. 198; — ———— von 1860 Art. 44; Gejegg. 


Ausſch. Verb. von „1860/01 der Abg. K. Abih. I. S. 133, Abth. II. ©. 7, der Reichsr. 
K. Prot. Bo. J. 29 


Die Ausweiſung (Landesverweiſung) kann nur gegen Ausländer, 
niemals aber gegen Inländer Pla greifen. Gegenüber den Inländer ſtellt 


Ausweiſung dev Ausländer. Art. 43. 183 


fih nämlich eine folhe Maßregel um deswillen als unzuläffig dar, weil 
jeder bayerifche Staatsangehörige ein Recht darauf hat, fich in dem Gebiete 
des bayerifchen Staates aufzuhalten und den Schug dieſes Staates zu ges 
nießen, und weil ihm dieſes Necht, infolange er dem Staatsverbande ange» 
hört, nicht wider jeinen Willen entzogen werden kann. Dagegen erjcheint 
bei Ausländern die Yandesverweifung allerdings ftatthaft, da Ausländer fchon 
nad) allgemeiyen Grundſätzen und nad ausdrüdlicher Vorſchrift des 8. 

des Ediktes über das bayerifche Indigenat (Beilage I. der Verfaſſungsurkunde) 
nur mit Erlaubniß des bayerifchen Staats fih im Inlande aufhalten dür— 
fen, diefe Erlaubniß aber der Natur der Sache nach jeden Augenblick zu— 
rückgenommen werden kann. 

1. Die Landesverweiſung der Ausländer bildet mit Rückſicht darauf, 
daß ſie dem Vorgeſagten zufolge ihrem Weſen nach blos die Zurücknahme 
der den Ausländern gewährten Erlaubniß des Aufenthaltes in Bayern iſt, 
auf welche Erlaubniß dieſelben ohnehin keinen rechtlichen Anſpruch haben, 
nach dem Syſteme dieſes Geſetzbuchs keine Strafe, ſondern blos eine Straf— 
folge, welche unter Umſtänden aus polizeilichen Rückſichten mit der Verur— 
theilung wegen einer ſtrafbaren Handlung verbunden iſt. Und zwar vertritt 
die Landesverweiſung bei den Ausländern die Stelle der Stellung unter 
Polizeiaufſicht und der Verwahrung in einer Polizeianſtalt. Während näm— 
lich bei Inländern, welche eine ſtrafbare Handlung verübt haben, und dabei 
beſondern Grund zu der Befürchtung geben, daß ſie nach erſtandener Strafe 
ſich neuerlich einer Uebertretung der Strafgeſetze ſchuldig machen würden, im 
Intereſſe der Geſellſchaft polizeiliche Maßregeln zu dem Endzwecke getroffen 
werden, um der Begehung weiterer ſtrafbarer Handlungen von ihrer Seite 
möglichſt vorzubeugen, kann bei Ausländern derſelbe Zweck in einer viel 
einfacheren und ſicherern Weiſe dadurch erreicht werden, daß denſelben die Er— 
laubniß zum Aufenthalte in Bayern entzogen und demzufolge die Landes— 
verweiſung gegen fie ausgeſprochen wird. Mit Rückſicht Hierauf läßt das 
Geſetz bei Ausländern die Stellung unter Polizeiaufficht oder Verwahrung 
in einer Polizeianftalt nur allein in dem im legten Abjage des vorftehenden 
ArtifelS bezeichneten Ausnahmsfalle zu; in allen übrigen Fällen hat dagegen 
die Yandesverweifung die Stelle der vorerwähnten polizeilichen Maßregeln 
zu vertreten, 

2. Die Yandes erweifung iſt nach Vorſchrift des Geſetzes eine noth— 
wendige Folge jeder Verurtheilung eines Ausländers wegen Verbrechens, 
da eine Perſon, welche ſich einer ſo ſchweren ſtrafbaren Handlung ſchuldig 
gemacht hat, ſtets den Charakter der Gemeingefährlichkeit an ſich trägt, und 
ihr deshalb der Aufenthalt im Lande zur Gefährdung der eigenen Staats» 
angehörigen nicht mehr geftattet werden fann. Bei der Verurtheilung eines 
Ausländers wegen eines Vergehens oder einer Uebertretung kann da— 
gegen die Straffolge der Yandesverweifung nur in jenen Fällen Plag greifen, 
in welchen in Gemäßheit der gefeglichen Beftimmungen (Art. 36 und 40) 
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Stellung unter Polizeiauffiht oder Berwahrung -in einer Polizeianftalt zu— 
läffig wäre; dabei ijt jedoch hier die Verhängung der Yandesverweifung 
feineswegs geboten, ſondern blos in das Ermeſſen des Richters geftellt, 
und hat alfo das Gericht gegebenen Fall3 zu prüfen, ob es nach der Per- 
fönlichfeit de3 Thäters oder nad der Befchaffenheit und den Umftänden der 
That gerechtfertigt wäre, nach erjtandener Strafe Stellung unter Polizeiauf- 
ficht beziehungsmweife Verwahrung in einer Polizeianftalt gegen den Verur— 
theilten eintreten zu lafjen, und bei dem Vorhandenſein dieſer VBorausjegung 
ftatt defien auf Yandesverweifung zu erfennen. 

3. Die Straffolge der Yandesverweifung tritt niemals fraft des Geſetzes 
ein, fie muß vielmehr jedesmal im Strafurtheile ausdrüdlich ausgeſpro— 
hen werden, und erfcheint dieß namentlich um deßwillen nothwendig, weil 
die Strafe, mit welcher das Geſetz die eigenmächtige Rückkehr eines Verwie— 
jenen bedroht, der Natur der Sache nad) nur dann verhängt werden kann, 
wenn demfelben vorher die gegen ihn verfügte Landesverweifung förmlich 
publicivt und hiedurch die Belehrung ertheilt worden ift, daß in feiner Nüd- 
fehr die Ueberſchreitung eines Verbotes Tiege. Demzufolge fann alfo den 
zur Todes- oder lebenslänglihen Zuchthausftrafe verurtheilten Ausländer — 
bei welcher Verurtheilung mit Rüdficht auf die Art beziehungsweife die 
Dauer der erkannten Strafe felbftverftändlich ein Ausfpruch über die Lan- 
desverweifung nach erftandener Strafe im Strafurtheile nicht zu erfolgen 
hat — im Falle eintretender Begnadigung zu einer zeitlichen Freiheitsftrafe 
nach Erftehung diefer Strafe die Yandesvermweifung als Straffolge nicht 
treffen, weil hier feindiefe Straffolge ausdrüdlich ausfprechendes richterliches 
Erfenntniß vorliegt. 

Wenn übrigens auch dem Vorgeſagten zufolge die Landesverweiſung, 
um al3 Folge der Verurtheilung wegen eines Berbrechens, Vergehen oder 
einer. Uebertretung eintreten zu können, ftetS den Ausspruch diefer Folge im 
Strafurtheile nothmwendig erfordert, fo verfteht es fich doch von felbft, daß 
durch diefe Gefegesbeftimmung die Befugniß der Volizeibehörden, den 
Ausländern aus andern Gründen den Aufenthalt in Bayern zu unterfagen 
und fie aus dem Yande zu meifen, im feiner Weife befchränft oder gar auf- 
gehoben ift. Nur beiteht zwifchen einer folchen von der Polizeibehörde ver- 
fügten und der in einem gerichtlichen Strafurtheile al3 Straffolge ausgefpro- 
chenen Landesverweiſung ein erheblicher Unterfchied hinfichtlich dev Wirkungen, 
welche dann eintreten, wenn der aus dem Yande Gewieſene wieder nad 
Bayern zurücfehrt; während nämlich der blos polizeilich Ausgewiefene durch 
feine Rüdfehr nah Bayern lediglich eine mit Arreft bedrohte Uebertretung 
(Art. 146) begeht, macht fich derjenige, welcher durch richterliches Er» 
fenntniß aus dem bayerifchen Staatsgebiete ausgewiejen iſt und dieſem 
Erfenntniffe zumider unbefugt dahin zurückkehrt, nach Art. 145 dieſes Ge- 
ſetzbuchs eines mit Gefängnißftrafe bedrohten Bergehens ſchuldig. — Daß 
der de Landes Berwiefene vor feiner Hinausſchaffung aus dem bayerifchen 
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Staatögebiete über die Folgen einer eigenmächtigen Rückkehr nach Bayern 
fpeciell belehrt werde, erjcheint nicht nothwendig, und hat das Geſetz von 
einer desfallfigen Anordnung aus dem Grunde Umgang genommen, weil einer- 
jeit8 der Nachweis über die jtattgefundene Belehrung nicht felten zu Anftän- 
den und Weitläufigfeiten führen würde, und andererſeits es überhaupt nicht 
zwedmäßig erjcheint, die Anwendbarkeit einer allgemeinen ftrafrechtlichen Be— 
ftimmung von einer vorausgegangenen befondern Verwarnung des Uebertre— 
ters abhängig zu machen. 

4. Rückſichtlich des Vollzugs der Yandesverweifung fchreibt das Ge— 
jeg vor, daß bei erfolgter Verurtheilung wegen eines Verbrechens der des 
Yandes Verwieſene, joferne dieß möglich ift, feiner Dbrigfeit überliefert 
werden joll, um auf diefe Weife die zuftändige ausländische Obrigfeit jo- 
fort in den Stand zu jeßen, polizeiliche Ueberwachungsmaßregeln gegen 
den Verwieſenen eintreten zu laſſen, infoferne fie diejes für nothwendig er- 
achtet. Bei der eine Folge der Verurtheilung wegen eines Vergehens oder 
einer Webertretung bildenden Yandesverweifung ift dagegen eine Auslieferung 
des Verwieſenen an feine Obrigfeit im Geſetze nicht angeordnet und ift es 
fontit hier dem Ermeſſen der die Pandesvermeifung nach eritandener Strafe 
in Vollzug jegenden Behörde überlaffen, ob jie diefe Mafregel durch ein- 
fache Ausweiſung über die Grenze oder durch Weberlieferung am die aus- 
ländifhe Obrigfeit zur Ausführung bringen will. 

5. Die Vollziehung der im Strafurtheile angeordneten Yandesverwei- 
jung eines Ausländers kann unter Umftänden, wie 3. B. wenn der Berur- 
theilte nach erjtandener Strafe gar feine Heimath mehr befigst oder wenn 
fein Heimathsort troß angeftellter Hecherchen nicht ermittelt werden kann, 
nicht ausführbar fein; denn es ließe fich mit den internationalen Beziehun- 
gen der Staaten zu einander nicht vereinigen, einen folchen unwillkommenen 
Heimathlojen etwa nach erjtandener Strafe in einen benachbarten Staat wider 
deffen Willen hinüberzufchieben, wobei man nebjtdem auch die Zurüdjchiebung 
dejjelben von Seiten dieſes Staates zu gewärtigen hätte. Für den Fall 
einer ſolchen Unmöglichfeit de3 Bollzugs der Yandesverweifung räumt das 
Geſetz der Diftriftspolizeibehörde die Befugniß ein, ftatt der Yandesver- 
weifung nach Berjchiedenheit der Fälle Polizeiaufficht oder Verwahrung in 
einer Polizeianftalt zu verhängen; in einem folchen Falle ſoll nämlich die 
den Inländer treffende Straffolge, für welche die Yandesverweifung bei dem 
Ausländer das Surrogat bildet, an Stelle der Yandesverweifung treten und 
Alles jo angejehen werden, als ob im Strafurtheile ein Ausspruch enthalten 
wäre, daß der PVerurtheilte nach erftandener Strafe unter Bolizeiaufficht ges 
ftellt beziehungsmweife in einer Polizeianftalt verwahrt werden könne. — 
Macht die Polizeibehörde von der ihr eingeräumten Befugnig Gebrauch, fo 
muß fie fih der Natur der Sache nad) an die in den Art. 36 bis 42 
enthaltenen gejeglichen Beftimmungen über Polizeiauffiht und Verwahrung 
in einer Polizeianftalt halten; Ddieß folgt mit Nothwendigfeit daraus, weil 
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das Geſetz fiir Diejenigen, bei welchen die Yandesverweifung nicht vollzogen 
werden kann, feineswegs befondere gejegliche Beſtimmungen geben, jondern 
vielmehr auf fie nur jene Beftimmungen, welche für die Inländer gelten, in 
gleicher Weife angewendet haben will.) Hienach ift es insbeſondere nicht 
etwa, wie man nach dem bloßen Wortlaute des Gefeßes annehmen könnte, 
in das Ermeffen der Polizeibehörde geftellt, ob fie Polizeiaufficht oder Ver— 
wahrung in einer Polizeianftalt verhängen will; fie fan vielmehr da, wo 
nach den obwaltenden VBerhältniffen den Inländer blos Stellung unter Poli- 
zeiaufficht treffen könnte, auch nur BVolizeiauffiht, und da, wo blos Ber- 
wahrung in einer Polizeianftalt gegen ihn ftatthaft wäre, auch nur Ver— 
wahrung an Stelle der Yandesverweifung treten laſſen. 

6. Während in den Art. 37 und 40 ausdrüdlich bejtimmt ift, daß 
über den Eintritt der Stellung unter Polizeiaufficht und der Berwahrung 
im einer Polizeianftalt gegen Inländer die Diftriftspolizeibehörde der Hei- 
math des Verurtheilten zu erfennen habe, ift eine Vorſchrift darüber, welche 
Diftriftspolizeibehörde gegebenen Falls zur Entjcheidung darüber competent 
it, ob und in welchem Maaße bei einem Ausländer, an welchem die Yan 
desverweifung nicht vollzogen werden kann, an Stelle derjelben Polizeiaufficht 
oder Verwahrung in einer Polizeianftalt zu treten habe, im Geſetze nicht 
enthalten. Die Aufnahme einer desfallfigen Beſtimmung in das Geſetzbuch 
wurde nämlich nicht für zwedmäßig erachtet, weil durch eine ſolche allgemeine 
Beſtimmung unter Umſtänden eine zwedlofe Ablieferung des entlafjenen 
Sträflings vom Ztraforte aus an eine vielleicht meit entfernte Polizeibehörde 
veranlaßt werden fönıtte, und ift es alſo bei dem Stillfchweigen des Gejeges 
der Staatsregierung anheimgegeben, im Berordnungswege die Competenz 
der Polizeibehörden in der angegebenen Beziehung auf geeignete Weife zu vegeln.?) 


Art. 44, 


Unzuläffigkeit D : : 
— — Außer den in den vorhergehenden Artifeln bezeichneten 
her Maregeln. find Feine weiteren polizeilichen Maßregeln gegen den we— 
gen einer ftrafbaren Handlung Verurtheilten als Folge die— 
jer Berurtheilung zuläfjig. 
Die gefeglichen Bejtimmungen über Ginftellung und 
Einziehung von Gewerben bleiben vorbehalten. 
Polizeiftrafgefegentw. von 1855 Art. 16; Geſetzg. Ausich. Verb. von 1856/58 
der Abg. 8. Bd. I. ©. 34, 166, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 82, Prot. Bd. ©. 199; 
Strafgefeßentw. von 1860 Art. 45; Geſetzg. Ausich. Verb. von 1860/61 der Abg. 
K. Abt, II. ©. 7; der Reider. K. Prot. Bd. I. ©. 29. 
) Bgl. die Aeußerung des Abg. Dr. Edel bei dem Geſetzg. Ausich. Verb. der 
Abg. K. pro 1856/55 Bb. I. ©. 166. 
?) Vgl. die Gefeßg. Ausſch. Verb. der Abg. K. pro 1860/61 Abth. IL. ©. 7. 
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In der Natur der Sache liegt es, daß den megen einer ftrafbaren 
Handlung Verurtheilten außer den im Geſetze beftimmten feine weiteren Uebel 
als Folgen feiner ftrafrechtlichen VBerurtheilung treffen dürfen; und ebenfo 
verfteht es fich auch von jelbit, daß diejenigen Maßnahmen, welche ein Ver- 
urtheilter nach den Beſtimmungen des Gewerbsgejeges durch die von ihm 
verübte ftrafbare Handlung allenfalls verwirft hat, der Würdigung der zu- 
ftändigen Gewerbspolizeibehörde überlaffen bleiben mifjen. Um jedod) 
jeden möglichen Zweifel in den beiden angegebenen Beziehungen zu befeiti- 
gen, wurde es für zwedmäßig erachtet, eine ausdrüdliche Beſtimmung hier- 
über in das Geſetzbuch aufzunehmen. 


Art. 45. | 
Jotge einer im Der im Auslande beftrafte bayerifche Staatsangehörige, 


ar gegen welchen eine wiederholte Unterfuhung und Aburtheis 
lung vor den bayerifchen Gerichten nicht zuläffig iſt (Art. 
13), joll denjenigen Nechtsnachtheilen, welche das bayerische 
Strafgejeß als nothmwendige Folge der von ihm auf die 
verübte That gefeßteh Strafe erflärt, nur dann unterlie— 
gen, wenn dieß auf Antrag der Stantsanwaltichaft durch 
das zuftändige inländifche Strafgericht in einem lediglich 
auf diefen Punkt zu bejchränfenden Urtheile ausgefprochen 
wird. 
Das Gleiche gilt von dem im Auslande beftraften und 
fpäter nach Bayern übergefiedelten Ausländer. 
Entw. von 1855 Art. 35; Gefetg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bb. I. ©. 35, 166; der Neihsr. K. Beil. Bd. ©. 83, Prot. Bd. ©. 201; Entw. 
von 1860 Art. 46; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
133, Abth. U. ©. 7; der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 29, 


In dem oben erörterten Art. 13 des Gejegbuchs ift bejtimmt, Daß 
jowohl gegen Inländer wie auch gegen Ausländer, welche wegen einer nad) 
diefem Gefeßbuche ftrafbaren Handlung bereits von einem zuftändigen aus- 
ländiſchen Strafgerichte abgeurtheilt und entweder rechtskräftig freigeſprochen 
oder verurtheilt und beftraft worden find, wegen diefer Handlung in der 
Regel ein gerichtliches Verfahren in Bayern nicht mehr ftattfindet. Wo nun 
in diefer Weife wegen der bereit im Auslande ftattgehabten Verurtheilung 
und Beftrafung die nochmalige Verfolgung der ftrafbaren Handlung in Bayern 
ausgeſchloſſen ift, da entfteht die Frage, ob und welche Folgen die im Aus— 
lande erlittene Berurtheilung und Beftrafung in Bayern nad) fich zieht? — 
Der vorftehende Artikel fchreibt in diefer Beziehung Folgendes vor: 

1. Eine im Auslande erlittene VBerurtheilung und Beftrafung kann 
nur allein bei Inländern, niemals aber bei Ausländern Folgen in Bayern 
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nach fich ziehen; dieß ergibt fich daraus, weil das Geſetz im vorftehenden 
Artifel blos von den bayerifchen StaatSangehörigen und von den nad) 
Bayern übergefiedelten Ausländern, d. h. aljo von jolchen Perſonen 
ſpricht, welche zwar urſprünglich (zur Zeit ihrer Beftrafung im Auslande) 
Ausländer geweſen, nachträglich aber bayerische Staatsangehörige geworden 
find. Dieſe Einfchränfung findet ihre Rechtfertigung darin, daß zwar aller- 
dings bei Anländern zur Vermeidung einer Gefährdung der Staatsgefell- 
ſchaft und einer ungerechten Begünftigung einzelner Uebelthäter ein dringendes 
Bedürfniß beſtehen kann, an die im Auslande erlittene Beftrafung wegen 
einer nach bayerijchen Geſetzen ftrafbaren Handlung in Bayern, wenn gleich 
eine wiederholte Aburtheilung dieſerhalb nicht jtattfinden darf, Folgen zu 
fnipfen, daß dagegen ein gleiches Bedürfnig bei Ausländern offenbar nicht 
gegeben ift, weil der bayerische Staat jedem Ausländer, welcher ſich durch 
die Verübung von ftrafbaren Handlungen al3 ein gemeingefährliches Subjekt 
erwiejen hat, die Erlaubniß zum Aufenthalte in Bayern verjagen fann, falls 
dieß die Sicherheit des bayrifchen Staates und feiner Angehörigen erheifcht. 

2. Der im Auslande bejtrafte bayerische Staatsangehörige fann nur 
denjenigen Straffolgen unterliegen, welche das bayrijche Strafgejeg als 
Folge der auf die verübte That gefegten Strafe erflärt. — Demzufolge 
muß aljo vor Allem die Handlung, wegen welcher die Beftrafung im Aus— 
lande erfolgt ift, im Inlande überhaupt ftrafbar fein. Was aber hiebei 
jene bayerijchen StaatSangehörigen anlangt, welche früher Ausländer geweſen 
und erjt jpäter nach Bayern übergefiedelt find, jo darf bei ihnen bei Prü- 
fung der Frage, ob eine nach den inländifchen Geſetzen ftrafbare Handlung 
vorliegt, lediglich darauf gejehen werden, ob die verübte Handlung abge: 
jehen von der früheren Eigenfchaft des Uebelthäters als Ausländer in 
Bayern ftrafbar ift, und fteht hienach z. B. in dem Falle, wenn ein nad 
Bayern übergefiedelter Ausländer zu einer Zeit, wo er noch Ausländer war, 
einen nicht dem bayerischen Staatsverbande Angehörigen im Auslande er- 
mordet hat, der Anwendbarkeit der Beſtimmung des vorjtehenden Artikels 
rüdjfichtlic der Straffolgen feineswegs der Umftand entgegen, daß der Uebel- 
thäter wegen diefer That zur Zeit ihrer Verübung in Folge jeingr damals 
beftandenen Eigenfchaft als Ausländer nach Vorjchrift des Art. 12 in Bayern 
nicht hätte beftraft werden können; denn wollte man das Geſetz in an- 
derer Weiſe auslegen, ſo könnte der Zweck, welcher den Geſetzgeber zur 
Ausdehnung der fraglichen Beſtimmung auf die im Auslande beftraften 
jpäter nach Bayern übergefiedelten Ausländer bewogen hat, um nämlich and 
bei diefen Perfonen die durch ihre Belaffung im Genuſſe der bezüglichen 
Nechte entftehende Gefährdung für den Staat und defjen Angehörige vermei- 
den zu können, offenbar nicht erreicht werden. 

Mit welcher Strafe der Juländer im Auslande beftraft, welche Duali- 
jifatton der verübten Handlung dort beigelegt worden ift, ob und welche 
Folgen mit der erlittenen Strafe nach der ausländifchen Strafgefeßgebung 
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verbunden find, erfcheint völlig gleichgiltig; nur allein der Umftand ift von 
Bedeutung, wie die Handlung in ihrer thatjächlichen Feititellung, deren 
der Verurtheilte von den ausländischen Gerichte für ſchuldig erflärt wurde, 
nach den bayriſchen Geſetzen rechtlich zu qualificiven und ob diejelbe hienach 
in Bayern mit einer Strafe bedroht ift, welche nah Maßgabe der Bejtim- 
mungen dieſes Gejegbuchs Straffolgen nach ſich zieht. Insbeſondere muß 
bei der Subſumtion der fraglichen That unter das bayerische Strafgefeß auch 
die Frage, ob nach den im ausländiichen Strafurtheile enthaltenen thatſäch— 
lichen Feftitellungen etwa ein Ausjchliegungs- oder Tilgungsgrund der Straf- 
barfeit, oder ein aufßerordentlicher Strafmilderungs- oder Straferhöhungs- 
grumd gegeben ift, nach den bayerijchen Geſetzen beurtheilt werden; denn es 
müſſen auf die veriibte Ihat, deren der Berurtheilte von dem ausländischen 
Strafgerichte für jchuldig erklärt worden iſt, nach ihrer ganzen objectiven 
und jubjectiven Erjcheinung, alfo auch in den voraufgeführten Beziehungen 
die Beitimmungen der bayerischen Strafgejege Anwendung finden. 

3. Aber auch won den nach den bayerifchen Strafgejegen verwirkten Fol- 
gen fünnen nur die mit der auf die verübte That geſetzten Strafe nothwen- 
dig verbundenen, d. h. aljo Diejenigen Folgen Platz greifen, welche entweder 
Schon kraft des Gejeges eingetreten wären, oder deren Berhängung im Straf- 
urtheile den Gerichten geboten ift. Alle jene Folgen dagegen, über deren Eintritt 
oder Nichteintritt blos das Ermeſſen des Richters in jedem einzelnen Falle 
zu entjcheiden hat, find unbedingt ausgejchlofjen, weil ihre Verhängung nur 
auf den Grund einer genauen Prüfung aller objectiven und fubjectiven Uu- 
jtände der That möglich wäre, das Gejeg aber nicht haben will, daß auf 
diefe Weife wegen eines bloßen Nebenpunftes eine nochmalige Unterfuchung 
und Aburtheilung der That ftattfindet, während doch eine folhe in der Haupt: 
jache aus den bei Art. 13 erörterten Gründen ausgeſchloſſen erjcheint.") 

4. Der Eintritt der Straffolgen ift immer durch einen Ausfprud 
des inländifhen Strafgerichts bedingt. Das Gefeß erachtet es näm— 
(ich im Hinblicke auf den Zuftand der Rechtspflege in manchen Staaten nicht 
für räthlich, die Straffolgen unmittelbar und unbedingt an das im Auslande 





N) Die Motive zu Art. 35 des Gefeßentwurfs von 1855 bezeichnen zwar nur 
allein die Fraft des Geſetzes eintretenden Etraffolgen als diejenigen, welche als 
Folge einer im Auslande erlittenen Beſtrafung Platz greifen können; allein es wird 
trogdem feinem Zweifel unterliegen fönnen, daß auch jene Straffolgen, welche zu ver: 
hängen ben Gerichten geboten ift, unter die Beſtimmung des vorftchenden Artikels 
fallen, da jowohl in den befagten Motiven, wie aud) in dem Bortrage des Abg. Dr. 
Weis zu dem treffenden Artikel nur allein die in das Ermejfen des Gerichts ge: 
ftellten Straffolgen als diejenigen bezeichnet find, deren Verhängung als Folge der 
im Auslande erlittenen Beftrafung ausgeſchloſſen fein fol, und da nebjtdem auch der 
oben angeführte Grund, welcher den Gefeßgeber zur Ausjchliefung der in das Er: 
meſſen der Gerichte getellten Straffolgen veranlaßt bat, bei den gejeßlich gebotenen 
Folgen offenbar nicht gegeben ift. 
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gefällte Strafurtheil zu knüpfen, und weist es deshalb die Entjcheidung 
darüber, ob diefelben Plag zu greifen haben, dem inländifchen Strafgerichte 
zu. Das inländifche Strafgeriht hat ſomit nah dem Willen des Geſetzes 
nicht allein zu unterfuchen, ob und welche nothiwendigen Straffolgen mit der 
auf die verübte That gejegten Strafe verbunden find, fondern insbefondere 
auch zu prüfen, ob das ausländische Strafurtheil nach den Grundlagen, wo- 
rauf es gebaut ift, eine genügende Garantie fiir feine Nichtigkeit in fich 
trägt, und nur bei dem Borhandenfein dieſer Borausfegung den Eintritt der 
in Frage ftehenden Straffolgen auszufprechen.") 

9. Das Einfchreiten der inländifchen Strafgerichte bezüglich der Folgen 
einer im Auslande erlittenen Beftrafung it von einem Antrage der 
Staatsanmwaltfchaft abhängig und darf daſſelbe alfo niemals von Amts— 
wegen erfolgen. Sehr häufig werden nämlich Fälle vorfommen, in welchen 
die VBerhängung der Straffolgen nah den obwaltenden Berhältniffen mur 
eine leere Formalität ohne practifche Bedeutung bilden würde; das Gejeg 
will aber nur dann an die im Auslande erlittene Beitrafung Folgen im In— 
lande gefnüpft haben, wenn deren Eintritt im öffentlichen Intereſſe geboten 
it. Da nun die Staatsanwaltfchaft zunächit das öffentliche Intereſſe zu 
vertreten hat, jo überläßt das Geſetz ihrem Ermeſſen die Beurtheilung der 
Frage, ob eine genügende Veranlaſſung bejteht, den Ausſpruch der Straffol- 
gen durch Antragftellung bei dem inländischen Strafgerichte zu bewirken. 
Stellt die Staatsanwaltfchaft einen desfallfigen Antrag, jo muß das Gericht 
demjelben bei dem Borhandenfein der gejeglichen Borausfegungen entiprechen, 
und erſcheint es insbejondere nicht zuläflig, den Antrag aus dem Grunde 
zurüdzumeifen, weil die Verhängung der Straffolgen ohne practiichen Erfolg 
und alſo ohne Bedeutung für das öffentliche Interefie ift, da die Wirdigung 
des vorbezeichneten Gefichtspunftes der Utilität nur allein der Staatsanwalt- 
ſchaft zufteht. i 

6. Hinfichtlich des Verfahrens bei dem Ausjpruche der Folgen einer im 
Auslande erlittenen Beftrafung enthält das Geſetz lediglich die Anordnung, 
daß diefer Ausspruch von dem zuftändigen inländichen Strafgerichte in 
einem auf diefen Punkt zu beichränfenden Urtheile zu erlaffen if. — 
Nah den Beltimmungen des Strafprocefjes fünnen die Urtheile der Straf 
gerichte nur auf Grund einer vorausgegangenen öffentlichen und mündlichen 
Verhandlung ergehen; demzufolge läßt es fich vor Allem nicht bezweifeln, 
daß der Ausspruch über die Folgen einer im Auslande erlittenen Beſtrafung 
immer in Öffentlicher Sigung unter Borladung des im Auslande Berurtheil- 
ten und Anhörung defjelben mit feiner Bertheidigung erfolgen muß. ine Bor- 
unterfuhung hat der Verhandlung im öffentlicher Sigung nicht vorauszugehen; 
denn die Führung einer folchen wäre nicht nur den Beitimmungen des Art. 13 
entgegen, jondern auch ganz und gar zwedios, da die Prüfung der beiden 


) VBgl. die Motive zu Art. 35 bes Gefeßentwurfs von 1855. 
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Punkte, mit welchen fich nach der oben gemachten Aufführung das inländi- 
ſche Strafgeriht allein zu befafien hat, ob nämlich mit der Strafe derjenigen 
That, deren der Berurtheilte durch das ausländiiche Strafgericht für fchuldig 
erfannt wurde, nach bayerischen Gejegen nothwendige Folgen verbunden find, 
und ob ferner das im Auslande ergangene Urtheil genügende Garantien fei- 
ner materiellen Nichtigkeit in fich trägt, nur allein durch die Einficht der 
einjchlägigen Acten des ausländischen Strafgerihts gejchehen fann. 

Was ſodann die Frage anlangt, welches inländifche Strafgericht zu— 
ftändig ift, jo erfcheint vor Allen zur Erkennung darüber, ob eine Verwei— 
jung des im Auslande Verurtheilten zur Aburtheilung über die von ihm in 
Bayern verwirften Straffolgen ftattzufinden hat, der Natur der Sache nad) 
dasjenige Gericht competent, melches im Falle einer nochmaligen Berfolgung 
des Verurtheilten wegen der in Frage ftehenden That die Vorunterfuchung 
zu führen und darüber Beichluß zu fallen hätte. Der Ausſpruch über den 
wirklichen Eintritt der Straffolgen muß jodann immer von demjenigen 
Strafgerichte ausgehen, welches über die fragliche That felbft abzuurtheilen, 
und aljo diejenige Strafe auszufprechen hätte, mit welcher die bezüglichen 
Straffolgen nothwendig verbunden find; denn nur allein diefes Gericht er- 
jcheint al3 das in der Sache zuftändige inländifche Strafgeriht. Demge- 
mäß fteht die Exlafjung des Urtheil3 über den Eintritt der nach bayerifchen 
Strafgefegen verwirften nothmwendigen Straffolgen in dem Falle, wenn die 
im Auslande beftrafte That ein Vergehen bildet, dem Bezirksgerichte, 
wenn dieſelbe aber ein Verbrechen bildet, dem Schwurgerihtshofe 
zu, und muß fich hienach auch die Verweiſung zur Aburtheilung über den 
bezeichneten Punkt richten. 

7. In manchen ausländischen Strafgefeßgebungen wie 3. B. in der 
würtembergifchen kommt es vor, daß die Straffolgen abweichend von der 
Auffaffung diefes Geſetzbuchs als ein wirklicher Beftandtheil der Strafe felbft 
betrachtet werden und deshalb gegen Ausländer, da bei ihnen die größtentheils 
in der Entziehung von ftaatSbürgerlichen Rechten beftehenden Straffolgen nicht 
Pla greifen können, eine Surrogatftrafe in der Geftalt einer neben der 
eigentlichen Strafe eintretenden meiteren Freiheitftrafe an deren Stelle tritt. — 
Die Frage, ob gegen den bayerischen Staatsangehörigen auch dann, wenn er 
im Auslande an Stelle der dort verwirften Straffolgen bereits eine eigene 
Surrogatftrafe erlitten hat, die nach bayerifchen Geſetzen wegen der verübten 
Handlung vermirkten nothwendigen Straffolgen ausgejprochen werden können, 
muß zweifellos bejaht werden; dieß folgt nicht allein aus dem ganz unbe- 
ihränft lautenden und deshalb feine Ausnahme zulaffenden Wortlaute des 
Geſetzes, ſondern insbejondere auch daraus, weil nach der Auffafjung diejes 
Geſetzbuchs die Straffolgen feine wirkliche Strafe, fondern blos nothmwendige 
Wirkungen der Strafe find, deren Eintritt durch die Rückſicht auf das all- 
gemeine Interefje zur Abwendung von Gefährdungen der Gefellichaft geboten 


erjcheint. 
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Art. 46. 
Vorbehalt ber Durch die ftrafgerichtliche Verfolgung wird die Aus— 


Disciplinar- = — 
— *—*— übung der Diseciplinargewalt nicht ausgeſchloſſen. 


Entw. von 1855 Art. 36; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 35, 166; der Neiher. K. Beil. Bd. ©. 84, Prot. Bd. ©. 202; Entw. 
von 1860 Art. 47; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. IL. ©. 7, 
der Reihsr. K. Brot. Bd. I. ©. 29. 


Völlig unabhängig von der ftrafgerichtlichen Einjchreitung und ihren 
Folgen ift die Ausübung der Disciplinargemalt. Sie faßt nämlich 
nicht die einzelne Handlung al3 ein für fich beftehendes Factum auf, um 
fie unter ein bejtimmtes Strafgefeß zu fubjumiren; fie bemißt vielmehr den 
Zufammenhang, in welchem eine ſolche Handlung mit den fpeciellen Dienftes- 
und Standesverhältniffen fteht, bezüglich deren der Handelnde einer bejondern 
Disciplin unterworfen ift, und entjcheidet darüber, ob und inwieweit derjelbe 
durch feine Handlung in diefe Berhältniffe ftörend eingegriffen hat und ob 
und inwieweit fich hienach feine Aufführung oder fein fittliher Charakter mit 
diefen Verhältniſſen unvereinbar darftellt. 

Die unabhängige Stellung, in welcher demgemäß Strafgewalt und 
Disciplin neben einander ftehen, bringt es nothwendig mit fich, daß Die 
Handhabung der legteren durch die erftere nicht ausgefchloffen wird, und daß 
jede Handlung, welche Gegenftand ftrafgerichtlicher Verfolgung und Ab— 
urtheilung geworden ift, mag nun das Gericht ein ftrafrechtliches Verſchulden 
darin gefunden haben oder nicht, demungeachtet auch noch vor das Forum 
der Disciplinargewalt in den dazu geeigneten Fällen gezogen werden kann 
und muß, indem eben hier ihre Beurtheilung und die Beſtimmung ihrer 
Folgen unter einem ganz anderen efichtspunfte wie bei der Strafgewalt 
zu gejchehen hat. 

Obwohl nun das bezeichnete Verhältniß aus der Natur der Sache von 
jelbft erhellt, wurde es doch zur Beſeitigung jeden Zweifels für zweckmäßig 
erachtet, eine ausdrüdliche Beftimmung hierüber in das Gefeg aufzunehmen. 


— 
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Viertes Hauptſtück. 
Verſuch. 
Art. 47. 


Verſuch Der Verſuch eines Verbrechens iſt vorhanden, wenn 
Jemand in der Abſicht, ein Verbrechen zu verüben, eine 
Handlung vorgenommen hat, welche ſchon den Anfang der 
Ausführung des Verbrechens enthält, und die Vollendung 
des letzteren nur wegen äußerer vom Willen des Thäters 
unabhängiger Umſtände unterblieben iſt. 
Die Beſtimmung des Abſatzes 1 findet auch auf Ver— 
gehen und Webertretungen entjprechende Anwendung. 
Entw. von 1855 Art. 37: Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 36, 169, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 86, Prot. Bo. ©. 202; Entw. 


von 1860 Art. 485 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
133, Abth. II. ©. 7; der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 175 Prot. Bd. I. ©. 30, 


Eine jtrafbare That iſt erft dann vollendet, wenn alle diejenigen 
Merkmale, welche nad) der Beitimmung des Geſetzes zum Begriffe dieſer 
That (zu ihrem Thatbeftande) gehören, gegeben find. Um alſo ermejjen zu 
fönnen, ob eine bejtimmte ftrafbare That vollendet fei, muß immer die im 
der bejondern Abtheilung des Geſetzbuchs aufgeftellte Begriffsbeftimmung der 
fraglichen That ins Auge gefaßt und geprüft werden, welche einzelnen we— 
jentlichen Merkmale nad) diefer Begriffsbeftimmung zum vollftändigen Dafein 
diefer That erfordert werden, und ob in dem concreten Falle alle diefe 
Merkmale vereinigt fich vorfinden. — Pon der gefeglichen Begriffsbeftim- 
mung einer ftrafbaren That hängt insbefondere auch die Beantwortung der 
Frage ab, ob zu ihrer Vollendung der Eintritt eines (böfen) Erfolgs gehört. 


Bei vielen-ftrafbaren Handlungen (den fogenannten materiellen Verbrechen) 


bildet nämlich allerdings der Eintritt eines bejtimmten Erfolgs ein weſent— 
liches Merkmal ihrer gefeglichen Begriffsbeftimmung, wie 3. B. beim Morde 
Art. 228, bei der Kindsabtreibung Art. 243, beim Betruge Art. 314 ıc.; 
bei ihnen wird deshalb zu ihrer Vollendung der wirfliche Eintritt dieſes 
Erfolgs erfordert. Dagegen gibt es auch wieder viele ftrafbare Handlungen 


(jogenannte formelle Berbrechen), welche nach der gejeglichen Begriffsbeſtim— N 


mung zu ihrem TIhatbeftande feinen beftimmten Erfolg, ja nicht einmal die 

Abficht, einen Erfolg hewvorzurufen, erfordern, wie 3. B. die Beleidigung 

der Staatsregierung Art. 126, der Bruch der Polizeiaufficht Art. 147, der 
Hocheder, Strafgeſehzbuch. J. Br. 13 
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Meineid Art. 192 ꝛc., während bei andern wenigftens fchon die bloße Ab- 
ficht der Herbeiführung eines gewiſſen Erfolgs genügend ift, ohne daß Etwas 
darauf anzufommen hat, ob diefer Erfolg auch wirflic eingetreten iſt, wie 
dieß 3. DB. beim Hochverrathe Art. 101, bei der Verlegung der Dienftpflicht 
Art. 364, bei der Beftehung Art. 369 ꝛc. der Fall ift, und erjcheint dem- 
gemäß zur Vollendung diejer jtrafbaren Handlungen auch der Eintritt eines 
Erfolgs in feiner Weife nothmwendig. 

Bevor aber eine ftrafbare That vollendet ift, wird der Uebelthäter ge- 
wöhnlich verfchiedene Stadien durchmachen. Er muß nämlich” — und diejes 
bildet das erfte Stadium — zuerjt den Entſchluß fallen, die in Frage 
jtehende jtrafbare That zu verüben. Hat er diefen Entſchluß gefaßt, jo be- 
ginnt das zweite Stadium; der Uebelthäter wird ſich nunmehr die zur 
Verübung der beabfichtigten That erforderlichen Mittel verfchaffen, und 
überhaupt alle zur Vollbringung derjelben nothwendigen Vorbereitungen 
treffen. Iſt auch diefes gefchehen, jo tritt das dritte und legte Stadium 
ein; der Uebelthäter wird jet zur Ausführung der That jelbjt jchreiten, 
wobei natürlich vom Anfange der Ausführung der That bis zu deren Voll— 
endung nach Berjchiedenheit der VBerhältnifie bald mehr bald weniger Zeit 
und Zwilchenhandlungen in Mitte liegen werden. 

Es ift num auf der einen Seite ein unbeftrittener und auch von Die- 
jem Gejeßbuche anerfannter Nechtsjab, daß der rechtswidrige Wille, der Ent- 
ſchluß, eine ftrafbare That zu begehen, infolange nicht bejtraft werden fann, 
als er fich nicht thatjächlich geäußert hat. Ohne eine ſolche Aeußerung 
ift nämlich der Wille, deſſen Ernftlichteit felbft dann, wenn ev fogar mind- 
lich ausgejprochen worden fein follte, doch niemals mit Beftimmtheit zu er: 
fennen ijt, etwas vein Innerliches; das Innere eines Menfchen aber, die 
Gedanken, welche noch nicht objectiv geworden find, gehören nach dem be- 
fannten Gabe: „cogitationis poenam nemo pati -potest‘‘ nicht vor das 
Forum des weltlichen Richters. Hienach kann alfo der auf Begehung einer 
jtrafbaren That gerichtete Wille jedenfalls erſt dann dem Bereiche der Straf- 
gewalt unterliegen, wenn er durch Handlungen zur äußern Erfcheinung ge— 
fommen iſt; nur allein Handlungen fönnen, wie dieß jchon im Art. 1 des 
Strafgefegbuchs klar ausgedrückt ift, beftraft werden, mögen fich diefelben nun 
durch pofitive oder negative Thätigfeit, d. h. durch ein wirkliches Thun oder 
durch ein Unterlaffen (vgl. Art. 5) geäußert haben. 

Auf der andern Seite iſt es ebenfo unbeftritten, dag nicht allein jene 
Handlungen, bei denen die verbrecheriche Thätigkeit und Wirkung, welche 
nach dem pofitiven Geſetze zum wirklichen Daſein einer beſtimmten ftrafbaren 
That erfordert wird, volljtändig vorhanden ift, fondern auch ſchon ſolche 
Handlungen in das Gebiet des Strafrechts gezogen werden müſſen, welche 
vorſätzlich auf Hervorbringung einer ftrafbaren That gerichtet find, durch 
welche aber noch nicht Alles gefchehen oder bewirkt worden ift, was nad 
der gejeglihen Begriffsbejtimmung zum vollen Dafein diefer ftrafbaren That 
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gehört, d. h. alfo mit andern Worten, daß nicht allein die vollendete 
Uebelthat, jondern auch ſchon der Verſuch einer Uebelthat zu beftrafen ift. 

Dagegen find die Anfichten darüber getheilt, wie der Verſuch, infoweit 
er im Strafrechte in Betracht kommt, zu definiven jet, welche Handlungen 
einen jtrafbaren Verſuch begründen; ob es hiezu ſchon genügt, wenn bie 
den Willen zur Begehung der Uebelthat äußerlich fundgebende Handlung auch 
nur in einem entfernten Zufammenhange mit der Vollendung der be- 
abfichtigten That ftcht, oder ob diefe Handlung ſchon in einem nahen und 
unmittelbaren Zufammenhange mit der Bollendung diefer That ftehen muß. 
Nah der einen Anficht fol nämlich jede den Willen zur Verübung einer 
Uebelthat fundgebende Handlung, wenn fie auch nur in einer mittelbaren 
Beziehung zu dieſer That fteht, ſchon einen ftrafbaren Verſuch enthalten, 
und fallen hienach unter den Begriff, des Verſuchs auch alle die Ausführung 
der That lediglich vorbereitenden Handlungen, wie 3. B. das Beifchaffen 
und Herrichten der Mittel, mit welchen, das Bereiten der Gelegenheit, bei 
welcher die That ausgeführt werden joll, u. dgl. mehr. Zur Rechtfertigung 
diefer Anficht beruft man fich darauf, daß überall da, wo einmal der auf 
Verübung einer ftrafbaren That gerichtete Wille fih durch Handlungen ge— 
offenbart habe und fomit äußerlich conftatirt fei, die rechtliche Ordnung im 
Staate gefährdet erjcheine und deshalb das Einjchreiten der Strafgewalt 
geboten jei, und zwar ohne Unterfchied, ob durch diefe Handlungen die ftraf- 
bare That ſelbſt unmittelbar ins Werk gefegt oder blos vorbereitet worden 
ift; denn diefer letztere Umſtand könne nur bei der Beftrafung des Verſuchs, 
welcher in einem näch ſten und entfernten einzutheilen jei, in Betracht 
fommen, indem fich hienach hauptjächlih die größere oder geringere Straf- 
barkeit defjelben abjtufe. — Nach der andern Anficht ſoll die Strafbarfeit | 
des Verſuchs erjt dann eintreten, wenn ein thatfählicher Beginn der 
ftrafbaren That felbjt vorliegt, wenn alſo bereit3 eine Handlung vorgenom- . 
men wird, welche einen Anfang der wirklichen Ausführung der beab- 
fichtigten That in ſich enthält; diejenigen Handlungen dagegen, welche die 
Ausführung der That blos vorbereiten, follen vom Gebiete des Straf 
rechts grundſätzlich ausgeſchloſſen bleiben. 

Dieſer letztern Anſicht, welche dem franzöſiſchen Code pénal und faſt 
allen neueren Strafgeſetzgebungen, insbeſondere auch dem preußiſchen Straf— 
geſetzbuche vom Jahre 1851 und dem öſterreichiſchen Strafgeſetzbuche vom 
Jahre 1852 zu Grunde liegt, ift auch das gegenwärtige Geſetzbuch ge- 
folgt, wie dieß der Inhalt des vorftehenden Artikel im Zufammenhalte mit 
der Beftimmung des folgenden Art. 51 zu erkennen gibt. Die Gründe, 
welche für die voraufgeführte engere Begrenzung der Strafbarfeit des Ver— 
ſuchs jprechen, Liegen theils in der Natur der Sache felbit, theils beruhen 
fie auf criminalpolitifchen Erwägungen. Bor Allem laſſen nämlich bloße Vor— 
bereitungshandlungen zur Verübung einer ftrafbaren That in der Regel nod) 
feinen fihern Schluß auf volle Reife und Ernſtlichkeit des verbrecheri= 
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hen Willens zw. Bmifchen dem SHerbeifchaffen und Inftandjegen der 
Mittel zur Begehung einer jtrafbaren That und zwijchen dem Anfange der 
wirflihen Ausführung derjelben befteht immer noch eine weite Kluft, wor 
deren Weberjchreitung Viele zurücdjchreden. Wohl geht aus den Vorberei— 
tungshandlungen zu einer ftrafbaren That foviel hervor, daß ar die Ver— 
übung dieſer Ihat gedacht wird, daß Die innere Abjicht vorhanden ift, 
fie zu begehen; ob aber dieje Abjicht eine feſt begründete, ob der Entſchluß 
zur Verübung der That unwiderruflich gefaßt, ob der verbrecherifche 
Wille jo mächtig und entjchieden it, um zur Ueberfchreitung der Schei 
dewand zwijchen Vorbereitung und mwirflicher Ausführung fortzudrängen, das 
kann aus bloßen Borbereitungshandlungen niemals mit voller Sicherheit ent: 
nommen werden, und dieß um jo weniger, da derlei Handlungen meiftentheis 
ganz unfträflicher Natur find, und deshalb die Vornahme derjelben noch nicht 
im Stande ift, jenen innern Kampf zwijchen dem Guten und Böſen hervor— 
zurufen, welcher der Berwirtlihung einer objeftiv böſen That ftetS vor: 
herzugehen pflegt und deſſen Endrefultat im Voraus nicht ermefjen werden 
kann. Wollte man aljo bloße VBorbereitungshandlungen mit Strafe belegen, 
jo würde man jich offenbar der Gefahr ausjegen, auch den rechtswidrigen 
Willen, welcher niemals zum wirklichen Realiſirung fortgefchritten fein würde, 
das bloße Borhaben zur Verübung einer ftrafbaren That zu beitrafen, 
während doch eine folche ſich nicht verwirflichende verbrecheriiche Geſinnung, 
wenn fie auch allerdings moralifch ftrafwirdig ericheint, doch feinenfalls wor 
das Forum des Strafrichters gehört. — Das Strafrecht hat es ſodann nur 
mit den wirfliden Störungen der Rechtsordnung im Staate zu 
thun; feine Aufgabe bejteht nicht darin, der Begehung des Unrechts vorzu- | 
beugen, jondern vielmehr darin, das wirflih begangene Unrecht zur Strafe 
zu ziehen und durch die Strafe wieder aufzuheben. Daraus folgt von felbt, 
daß ein Einjchreiten der Strafgewalt nur danı gerechtfertigt erjcheint, wenn 
ein thatjähliher Angriff auf die Rechtsordnung im Staate gemacht 
worden ift. Die bloße Vorbereitung einer ftrafbaren That enthält nun aber 
offenbar noch keinen thatfächlichen Angriff auf die Rechtsordnung im Staate, 
da hier der Thatbeſtand einer jtrafbaren That in objectiver Beziehung nod) 
gänzlich Fehlt. Erft von dem Momente an, wo die jtrafbare That auszn- 
führen begonnen wurde, liegt ein wirklicher Angriff auf die Nechtsorb- 
nung im Staate; d. h. alfo eine objectiv rechtswidrige Haundlung 
vor, und kann demzufolge auch erjt von da an ein jtrafbarer Verſuch als 
gegeben erachtet werden. — Aber auch vom Standpunkte der Criminalpolitif 
aus jprechen gewichtige Gründe für die Begrenzung der Strafbarfeit des 
Verjuchs auf den Anfang der Ausführung der jtrafbaren That. Wie bereits 
erwähnt, iſt e3 mämlich noch ein weiter Schritt von der Vorbereitung zur 
wirklichen Ausführung der That; gewiß aber wird derjenige, welcher Die 
Verübung einer ftrafbaren That vorbereitet hat, weit eher von dem Ueber— 
gange zur Ausführung der That abftehen, wenn er in diejem alle ftraflos 
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bleibt. Die Hereinziehung der bloßen Vorbereitungshandlungen in das Ge— 
biet des Strafrecht würde es ferner mit fid) bringen, daß die Begrenzung 
des Strafgebiet3 überhaupt eine jehr vage und den Gerichten jeder feite An- 
haltspunkt für den Anfang der Strafbarkeit eines verbrecherifchen Entſchluſſes 
entzogen wäre. Dadurd würde Beranlaffung zu vielen unnöthigen oder 
doc) wenigſtens rejultatlofen Unterfuchungen gegeben, da bei dem an fich 
meiſtentheils ganz unjträflihen Charakter bloßer VBorbereitungshandlungen der 
Nachweis des innerlichen Zufammenhangs zwifchen diefen Handlungen und 
der beabjichtigten Uebelthat nur in den feltenften Fällen mit voller Gewiß— 
heit herzuftellen if. 

Aus allen den voraufgeführten Erwägungen hat es das gegenwärtige 
Geſetzbuch für entjprechender erachtet, als Grenzlinie für die Strafbarfeit des 
Verſuchs grundjäglih den Anfang der Ausführung der beabfichtigten 
That feitzufegen. P 

Was nun insbejondere die pofitive Vorſchrift des vorftehenden Artikels 
anbelangt, jo it hierüber im Einzelnen Folgendes zu bemerfen: 

Zum Dajein eines ftrafbaren Verſuchs wird nad) Vorſchrift des Ge- 
jeßes daS vereinigte Zufammentreffen von drei Merfmalen erfordert, jo 
daß, wenn auch nur eines diefer Merkmale fehlt, von einem ftrafbaren Ber- 
ſuche nicht mehr die Rede ſein kann. Dieſe drei Merkmale find: 

I. Die Abficht, eine ftrafbare That zu verüben. 

I. Die Vornahme einer Handlung, welche jchon einen Anfang 
der Ausführung der beabfihtigten That enthält. 

II. Das Unterbleiben der Bollendung der beabfichtigten That 
in Folge äußerer vom Willen des Thäters PREDNRUBIGEr Um— 
ſtände. 

Zul. 

Das erfte [ubjective Erforderniß des Verſuchs ift der verbrecherijche 
Vorſatz, die Abſicht, eine jtrafbare That zu verüben, d. h. fie in allen 
nach der gejeglichen Begriffsbeftimmung zu ihrem Thatbeſtande gehörigen 
Beziehungen und Merkmalen (vgl. das auf ©. 55 u. ff. über das Weſen des 
Borjages Gejagte) in das Dafein zu fjegen. — Aus dem Umftande, daß 
zufolge ausdrüdlicher Gejegesbejtimmung zu einem Berfuche immer die auf 
Verübung einer jtrafbaren That gerichtete Abficht erfordert wird, folgt mit 
Nothwendigfeit, daß Verſuch und Fahrläffigkeit fich gegenfeitig gera- 
dezu einander ausjchließen. Hienach fann es vor Allem unmöglich einen 
Verſuch zu einer Fahrläffigen ftrafbaren Handlung geben; denn wäh— 
vend es ein mejentliches Erforderniß des Verfuchs ift, daß der Wille auf 
Verübung einer ftrafbaren That, auf Herporbringung einer objectiven Rechts— 
verlegung gerichtet ijt, dieſe objective Nechtsverleßung aber troß des hier- 
auf gerichteten Willens nicht zur Vollendung fommt, befteht das We— 
fen einer fahrläffigen ftrafbaren Handlung im direften Gegenſatze gerade 
darin, daß ein eime objective Nechtsverlegung in fich fchließender Erfolg 
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gegen den Willen des Handelnden jchuldhaft veranlagt wird. — In 
gleicher Weife kann es auch einen culpojen (fahrläffigen) Verſuch zu 
einer ftrafbaren That nicht geben, weil beim Verſuche immer der Wille 
auf Verübung der in Frage jtehenden That gerichtet fein muß — Dagegen 
fann es feinem Zweifel unterliegen, daß zum Verſuche feineswegs nothwen— 
dig das PVorhandenfein eines beſtimmten Vorfages erfordert wird, daß viel- 
‚mehr ein Verſuch auch bei dem jogenannten unbeftimmten Borjage 
dolus indeterminatus (vgl. das auf ©. 59 Gefagte) möglid ift, da ja 
> auch bei dem dolus indeterminatus die Abjicht, eine ftrafbare That zu ver- 
üben, immer vorhanden fein muß. Und zwar muß bei dem dolus indeter- 
“minatus in dem Falle, wenn fic) die mehreren von dem Uebelthäter ala 
möglich erfannten Erfolge feines Handelns gegenjeitig einander ausjchließen, 
fo daß nur der eine oder der andere von ihnen eintreten fonnte, immer 
Berfuch zu der als möglich erfannten ſchwereren jtrafbaren That ange- 
nommen werden, da dieje jchwerere That gleichfalls (wenn gleich nur alter- 
nativ oder eventuell) von ihm gewollt und verjucht wurde; und es muß 
dieß imSbefondere auch dann gejchehen, wenn der. andere al3 möglich erfannte 
geringere Erfolg wirklich eingetreten ift, da der MUebelthäter der Natur der 
Sache nad) im Falle erfolgten EintrittS dieſes geringeren Erfolgs nicht we— 
niger ftrafbar fein fann, als wenn gar fein Erfolg eingetreten wäre. 

Wo fodann bei dem dolus indeterminatus die mehreren als möglich 
erfannten Erfolge des Handelns neben einander eintreten fünnen, da liegt 
in dem alle, wenn gar feiner diefer Erfolge eingetreten ift, nicht bloß Ver- 
fuch zu der zunächſt beabfichtigten, jondern auch Verſuch zu der eventuell 
beabfichtigten That vor; mährend bei erfolgtem Eintritte bloß des einen 
von den mehreren Erfolgen neben der Vollendung diefer That auch noch 
Verſuch bezüglich der eventuell in den Willen mit eingejchlofjenen aber nicht 
eingetretenen wmeitern Erfolge des verbrecherifchen Handelns angenommen 
werden muß. 

ad. II. 

Zu einem ftrafbaren Verſuche wird ferner nach Borfchrift des Geſetzes 
in objectiver Beziehung die Vornahme einer Handlung erfordert, melche 
ihon einen Anfang der Ausführung der beabfichtigten ftrafbaren That 
enthält. 

1. Dich das Wörtchen „ſchon“ gibt das Geſetz beveit3 hier deutlich 
zu erfennen, was im folgendem Artikel 51 ausdrücklich ausgejprochen wird, 
daß alle Handlungen, welche jenfeitS des Anfangs der Ausführung der ftraf- 
baren That liegen, Durch welche aljo die That blos vorbereitet wird, nie- 
mals einen Verſuch im Einne des Gejetes bilden, und nicht als ſolcher be- 
ftraft werden können. 

2. Von großer Wichtigkeit ift e8, die wahre Bedeutung des Ausdruds 
„Anfang der Ausführung” richtig aufzufaflen. Zum richtigen Verſtänd— 
nifje dieſes Ausdruds wird es namentlich beitragen, wenn man die oben er- 
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örterten Gründe gehörig ins Auge faßt, welche den Gejetgeber dazu ver- 
anlaßt haben, die Strafbarfeit des Berfuchs auf den Anfang der Ausfüh- 
rung der beabfichtigten That zu firiven. Nach dem Willen des Gefetes 
ſoll nämlich nicht jede äußerliche Offenbarung des auf die Verübung einer ftraf- 
baren That gerichteten Willens ſchon als Verſuch beftraft werden; vielmehr 
joll eine Beftrafung wegen Verſuchs nur damı Pla greifen, wenn der Uebel— 
thäter bis zu einem wirklichen Angriffe auf die Rechtsordnung im 
Staate fortgefhritten ift. Darnach ift alfo das Merkmal für den Anfangs- 
punft der Strafbarfeit des Verſuchs nicht in der Aeußerung des verbrecheri- 
hen Willens, fondern in dev Objectivität der Handlung felbft zu fuchen. 
Hält man diefen Gefichtspuntt feit, jo kommt man von felbft zu dem allein 
richtigen Sabe, daß ein Anfang der Ausführung eimer ftrafbaren That im- 
mer erjt dann als vorhanden zu erachten ift, wenn eine Handlung vorge- 
nommen wird, welche ihrer objectiven Befhaffenheit nad mit der 
Bollbringung der in Frage ftehenden That in einem jolchen urfählichen Zu- 
ſammenhange (Kaufalnerus) fteht, daß hiedurch die unmittelbare Verwirk— 
lihung diefer That als bereitS begonnen erjcheint. Dabei hat es natür- 
(ih in Feiner Weife darauf anzufommen, wie weit die Vollendung der .ftraf- 
baren That angenähert ift, und ob allenfalls noch mehr oder weniger Zwi— 
ihenhandlungen nothwendig find, um die Vollendung der That zu bewirken; 
das einzig entjcheidende Merkmal für die richtige Beurtheilung der Frage, 
ob jhon ein Anfang der Ausführung einer ftrafbaren That gegeben ift, bil- 
det vielmehr der Umſtand, ob der Uebelthäter bereits im einer Handlung be- 


— 


griffen iſt, welche nach ihrer objectiven Beſchaffenheit zu unmittelba=/ 


ven Vermwirflihung diefer That dient. 

3. Die Aufftellung einer erfchöpfenden allgemeinen Beftimmung darüber, 
in welchem Stadium der verbrecherifchen Thätigfeit der Uebergang von der 
blojen Vorbereitung zum Anfange der Ausführung einer ftrafbaren That 
ftattfindet, ift der Natur der Sache nad) nicht möglih, da in dieſer Bezie- 
hung Alles davon abhängt, welche eigenthümlichen Merkmale nach der ge- 
jeglichen Begriffsbeftimmung zum Thatbeftande jeder einzelnen ftrafbaren 
That gehören, und wie die Verhältniffe des concreten Falles beſchaffen find. 
Dabei läßt e3 fich allerdings nicht verfennen,; daß die Entjcheidung darüber, 
ob eine HandInng blos eine Vorbereitung oder jchon einen Anfang der Aus- 
führung der That enthält, in manchen Fällen nicht ohne Schwierigfeit fein 
wird, meil eben Vorbereitung und Anfang der Ausführung fich unmittelbar 
berühren und die Grenzlinien häufig in einander fließen. Die richtige Lö— 
jung diefer Schwierigkeiten ift blos dann möglih, wenn man immer ftrenge 
an dem vorher angeführten Kriterium für den Anfang der Ausführung feft- 
hält, daß nämlich der Uebelthäter bereitS in einer ſolchen Handlung begrif- 
fen fein muß, welche nach ihrer objectiven Bejchaffenheit zur unmittelbaren 
Verwirklichung der jtrafbaren That dient. Hienach wird e8 3. B. auf 
der einen Seite ficherlich keinem Zweifel unterliegen fönnen, daß nur eine 


V 
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blofe Vorbereitung der ſtrafbaren That darin enthalten iſt, wenn der Uebel— 
thäter fich mit Andern zur Ausführung der That verabredet, wenn er die 
Mittel oder Werkzeuge, mit welchen die Ausführung gejchehen joll, ſich an— 
ihafft, zubereitet und an den Ort der That oder in dejjen Nähe verbringt, 
wenn er fich die möthigen Yofal- und jonftigen Kenntniſſe durch Einziehung 
von Erfundigungen bei Dritten oder durch eigene Augenſcheinnahme verſchafft, 
wenn er Borübungen anftellt oder ſich unterrichten läßt, um die zur jichern 
Ausführung der That erforderliche techniſche Fertigkeit zu erwerben, wenn 
er im Voraus geeignete Vorkehrungen trifft, um fich die Früchte der ftraf- 
baren That zu fichern und deren Entdeckung nad gejchehener Bollbringung 
zu verhüten, wenn er fich zur unmittelbaren Vornahme der Ausführung an 
den Drt der That hinbegibt, und dgl. mehr; denn alle dieje Handlungen 
dienen blos dazu, den Uebelthäter in die Yage zu verjegen, die Ausführung 
der beabjichtigten That vornehmen zu können, wogegen bier "überall eine 
Verwirklichung der That ſelbſt noch in feiner Weije begonnen ift. Auf der 
andern Seite ift es aber auch eben jo gewiß, daß ſolche Handlungen, welche 
bereitö die Anwendung der zur Verübung der That dienenden Mittel oder 
Werkzeuge zum Gegenftande haben, einen Anfang der Ausführung und 
alſo einen ftrafbaren Verſuch in fich enthalten. Dabei ift es der Natur der 
Sade nad) ganz gleichgültig, ob die Anwendung der Mittel und Werkzeuge 
ſchon weiter fortgefchritten oder ob fie felbjt wieder nur im erſten Aufange 
begriffen ift, wie 3. B. wenn dev Mörder gerade erjt das geladene Gewehr 
auf fein auserfehenes Opfer anlegt und zielt, oder wenn derjenige, welcher 
einen Andern fucceffive vergiften will, demfelben zum erjtenmale eine ganz 
fleine Dofis Gift beibringt; und in gleicher Weife ift es auch gleichgültig, 
ob die Anwendung des Mittels unmittelbar, oder ob fie blos mittelbar ge- 
Ihieht, indem eben das Mittel in eine folche Verbindung mit dem Objecte 
der That gebracht wird, daß daljelbe vorausfichtlich in einem fpäteren Zeit 
punfte von jelbft wirffam werden und den beabfichtigten Erfolg herbeiführen 
muß; mie 3. B. wenn der Uebelthäter fich während des Nachmittags in die 
Küche fchleicht und dortſelbſt die im Küchenſchranke aufbewahrten Ueberrefte 
des Mittagsefjens vergiftet, da ihm befannt it, daß die Perjon, welche ex 
zu vergiften beabfichtigt, dieje Leberrefte des Abends zu verzehren pflegt. 
4. Die Frage, ob und immieweit auch ſchon jolche Handlungen, welche 
der Berwirklihung des eigentlichen verbreherifchen Merkmals der in 
Frage ftehenden ftrafbaren That vorhergehen, einen Anfang der Ausfüh- 
rung in fich enthalten können, ift in den Gefeggebungen, welche die Strafe 
barfeit des Verſuchs auf den Anfang der Ausführung der ſtrafbaren That 
begrenzen, mitunter beftritten. In dieſer Beziehung ift vor Allem jedenfalls 
joviel als zweifellos zu erachten, daß jene der Verwirklichung des eigentlichen 
verbrecherifchen Merkmals vorhergehenden Handlungen, welche nach der innern 
Natur der in Frage ftehenden ftrafbaren That nothwendig zum gejeglichen 
Thatbeftande devielben gehören, immer ſchon einen Anfang der Ausfüh— 
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rung und aljo einen ftrafbaren Verſuch begründen, da ja hier der Uebelthä— 
ter bereit3 im der thatjächlihen Berwirflichung eines weſentlichen Be— 
ftandtheiles der That jelbjt begriffen iſt. Hienach enthält 3. 2. bei dem 
Verbrechen der Nothzucht jede Anwendung von Gewalt, um den Veifchlaf zu 
erzwingen, bei dem Berbrechen des Naubes jede perjünliche Bergewaltigung 
zum Behufe der Wegnahme einer fremden Sache ſchon einen ftrafbaren Ber- 
ſuch; denn wenn auch das eigentlich charafteriftiiche Merkmal des Verbrechens 
der Nothzucht in dem erzwungenen Acte des Beiſchlafs und beim Raube 
in der gewaltjamen Wegnahme einer fremden Sache bejteht, jo bildet doc) 
die Bergewaltigung der Perſon nach der gejeglichen Begriffsbeftimmung 
gleichfalls einen wejentlichen Bejtandtheil der Nothzucht und des Naubes, und ift 
aljo der Uebelthäter von dem Augenblide an, wo die Anwendung der Öe- 
walt erfolgt, offenbar ſchon in der Ausführung der ftrafbaren That felbit 
begriffen, ohne daß es meiter darauf anzufommen hat, ob der Act des Bei- 
ſchlafs, beziehungsweife die Wegnahme der fremden Sache gleichfalls bereits 
begonnen geweſen ift oder nicht. — Aber auch das läßt fich bei richtiger 
Auffaffung der Bedeutung des Ausdruds „Anfang der Ausführung“ nicht 
bejtreiten, daß auch ſolche der Verwirklichung des eigentlichen verbrecherijchen 
Merfmals vorhergehende Handlungen, welche feinen wejentlichen Bejtandtheil 
des gejeglichen Thatbeftandes der in Frage ftehenden ftrafbaren That bilden, 
jondern vielmehr entweder für den ftrafrechtlichen Charakter diefer That an 
fi von gar feinem Belange find, oder höchſtens einen höhern Strafgrad 
begründen, in dem Falle gleichfalls ſchon einen Anfang der Ausführung 
in fich enthalten, wenn diefelben ſich nach ihrer Beſchaffenheit mit Rückſicht 
auf die von Uebelthäter gewählte Begehungsweife bereits als Beſtand— 
theile des Actes der Ausführung der That felbjt darftellen. 

Die Ausführung eimer ftrafbaren That befteht nämlich nicht ſelten aus 
mehreren Momenten des Handelns, welche zwar äußerlich unterjchieden 
werden fönnen, innerlich aber in einem ſolch unmittelbaren Zufammenhange 
jtehen, daß fie im Wahrheit in ihrer Geſammtheit nur eine Handlung, den 
eine mehrfache Ihätigfeit umfafjenden Act der Ausführung der jtrafbaren 
Ihat repräjentiven. Wo nun un diefer Weife die Ausführung einer That 
mehrere innerlich mit einander verbundene in einem unmittelbaren Zuſammen— 
hauge jtehende Momente des Handelns erfordert, da geht es nicht an, die 
einzelnen Theile des Ausführungsactes zu zerreißen und gejondert in Be— 
tracht zu ziehen, und demgemäß erjt dann den Anfang der Ausführung als 
gegeben zu erachten, wenn der Uebelthäter bei der Berwirflihung des eigent- 
lichen verbrecheriichen Merkmals der fraglichen That angelangt ift; vielmehr 
müſſen hier die einzelnen Handlungen, welche zuſammen den Act der Aus— 
führung bilden, immer aud als ein Ganzes aufgefaßt und gewürdigt wer- 
den, und liegt folgeweife ein Anfang der Ausführung jchen dann vor, wenn 
der Uebelthäter eine Handlung vornimmt, welche als ein Beftandtheil des 
Actes der Ausführung der That in dem erörterten Sinne erfcheint; denn in 
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diefem Falle ift der Uebelthäter fehon in der ein Ganzes bildenden Thätig— 
feit begriffen, welche die unmittelbare Verwirklichung der beabfichtigten 
That zum Gegenftande hat, und iſt jomit hier die Ausführung der That 
wenigftens in ihren erjten Anfängen bereitS begonnen. So bejteht z. B. 
beim Diebftahle das verbrecheriiche Merkmal in der Wegnahme einer frem- 
den Sache ohne Gewalt an der Perfon. Trogden aber ift bei der Ber- 
übung eines Diebſtahls mittels Einbruch oder Einfteigens oder mittel3 des 
Gebrauchs falſcher Schlüffel der Anfang der Ausführung und alſo ftraf- 
barer Verſuch auch jchon dann vorhanden, wenn der Webelthäter in der 
Handlung des Einbrechens x. x. begriffen ift, und zwar ohne Rückſicht dar- 
auf, ob der Diebftahl in einem bewohnten Gebäude verübt wird und aljo 
die bezeichnete Art der Berübung eine höhere Strafbarfeit (vgl. Art. 282) 
begründet, oder ob diejes nicht der Kal ift; denn die Handlung des Ein- 
brechens x. 2. kann nicht mehr als eine bloje Vorbereitungshandlung des 
Uebelthäter8 betrachtet werden, fie bildet vielmehr bereits einen Beftandtheil 
des Ausführungsactes ſelbſt, da die zur ummittelbaren Verwirklichung der 
That dienende Thätigfeit des Uebelthäters unverkennbar ſchon mit der Hand- 
(ung des Einbrechens x. cc. ihren Anfang nimmt. In ähnlicher Weiſe wird 
3. B. derjenige, welcher mit dem glinnmenden Feuerbrande ſich in die Scheune 
einfchleicht, um dieſelbe ın Brand zu jteden, jchon eines Verſuchs der 
Brandftiftung (Art. 348), derjenige, welcher die Yeiter am Fenfter feiner auf 
ihn harrenden Geliebten anlegt, mittelS welcher diefelbe getroffener Verab- 
redung gemäß das Haus verlaffen und, jo ihren Eltern entführt werden joll, 
ſchon eines Verſuchs der Entführung (Art. 253) fir fchuldig zu erachten 
fein und dgl. mehr. ") 
ad II. 

Zur Strafbarfeit des Verſuchs wird außer dem sub I. und II. erörter- 
ten fubjectiven und objectiven Momente weiter noch erfordert, daß die Vollen- 
dung der beabfichtigten ftrafbaren That nur wegen äußerer vom Willen 
des Thäters unabhängiger Umftände unterblieben ift. — Das Geſetz 
will nämlich auch nach bereit3 angefangener Ausführung der beabfichtigten 
ftrafbaren That dem lebelthäter noch infolange, als die That nicht vollendet 
und die Bollendung derjelben noch von jeinem Willen abhängig ift, die 
Möglichkeit gewähren, durch Freiwilliges Abftehen von der Weiterführung 
der That ftraflos zu werden; dieſe gejeßliche Beſtimmung ijt namentlich vom 
Standpunkte der Criminalpolitif aus dringend geboten, da die Zuficherung 
gänzlicher Straflofigfeit für den Fall freiwilligen Abftandes felbjt Dem be- 
reits im der Ausführung der verbrecherifchen That Begriffenen noch ein 


’) Eine umfajjende Abhandlung über die rechtliche Bedentung des Ausdruds 
„Anfang dev Ausführung‘ und die Auffaſſungsweiſe dieſes Ausdrucks in den einzel: 
nen Strafgeleßgebungen findet fich in einem Aufſatze von Mittermater im Gerichts: 
faale Jahrgang 1859, ©. 197 ꝛc. 
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mächtiges Motiv zur Seite ftellt, die wirkliche Vollbringung der That auf- 
zugeben. , 

1. Das Gejeß erklärt den Verſuch blos dann ftrafbar, wenn die Boll- 
endung dev That wegen äußerer vom Willen des Thäters unabhän- 
giger. Umftände unterblieben iſt. AS ſolche Umftände erjcheinen einmal 
die Umvermögenheit des Thäters, indem ihm entweder die phyfifche 
Kraft und Gejchieflichkeit oder die geiftige Fähigkeit zur Vollendung der 
That gebricht; fodann das Dazmwischenfommen eines fremden Hindernijfes; 
endlich der Eintritt eines unvorbergejehenen Zufalls. — Den Gegenfag 
zu den Äußeren vont Willen des Thäters unabhängigen Umftänden bildet die 
innere aus freiem Willen hevporgegangene Sinnesänderung des Thäters; 
war dieſe die Urfache der Nichtvollendung der That, jo liegt ein ftrafbarer 
Berjuch niemals vor. Bon felbft verjteht es ſich übrigens, daß die freimillige 
Sinnesänderung dem Thäter dann nichts mehr nützen kann, wenn diejelbe 
erit zu einer Zeit erfolgt, wo der Thäter bereits jeinerjeits Alles gethan 
hatte, um die ftrafbare That zu verwirklichen, aber der beabfichtigte Erfolg 
aus irgend einem Grunde nicht eingetreten iſt, wo aljo nach der wiljenjchaft- 
lichen Sprachmweife ſchon beendigter Berfuch (im ftrengen Wortjinne) vor- 
liegt, wie 3. B. wenn die in mörderifcher Abjicht abgefenerte Kugel ihr Ziel 
verfehlt hat. Denn in einem foichen Falle ift die Vollendung der That 
nicht im Folge der erſt hinterher erfolgten Sinnesänderung, jondern einzig 
und allein im Folge eines äußeren vom Willen des Thäters unabhängigen 
Umftandes unterblieben, und kann bier die Strafbarfeit der im fich abge- 
Schlofjenen bereits beendigten Verſuchshandlung feineswegs dadurch aufgeho- 
ben werden, daß der Thäter in Folge feiner nachträglich geichehenen Sinnes- 
änderung es unterläßt, neuerliche Handlungen zu dem Zwecke vorzuneh- 
men, um die das erſtemal mißlungene That dennoch zu verwirklichen. — 
Welcher Bemweggrund auf den Willen des Thäters eingewirft und deſſen 
freiwilligen Entſchluß zur Nichtvollendung ‘der That hervorgerufen hat, er- 
icheint völlig gleichgültig und macht es alſo feinen Unterjchied, ob dieſer Be— 
weggrund Gewifjensregung, Mitleid, Furcht vor Strafe, die Gewinnung der 
Ueberzeugung, daß die Vortheile der That im Berhältniffe zu der Gefahr 
nicht groß genug jeien, oder was immer geweſen iſt; denn nur allein der 
Umstand iſt entjcheidend, ob als der wahre Grund der nicht erfolgten Vollen- 
dung der That der freie nicht durch die obwaltenden Verhältniſſe gezwungene 
Wille des Thäters erjcheint. 

2, Zur Strafbarkeit des Verſuchs wird erfordert, daß die Vollendung 
nur, d. h. alfo ausſchließend wegen äußerer vom Willen des Thäters 
unabhängiger Umstände unterblieben if. — Dieje VBorausfegung iſt bloß 
dann gegeben, wenn der in Frage ftehende äußere Umftand jo geartet war, 
daß er den Thäter an der Vollendung der That wider feinen Willen 
wirflih gehindert hat. Mit Rüdjicht hierauf kann vor Allen 

a. in dem Falle von einem ftrafbaren Berjuche Feine Rede fein, wenn 
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der äußere Umpftand lediglich die Veranlaffung gemejen ift, welche den 
Entjchluß des Thäters zum freiwilligen Abjtande von der Vollendung der 
That hervorgerufen hat. Wenn alfo 3. B. derjenige, welcher bereit3 den 
Arm erhoben hat, um feinem Feinde den Dolch in die Bruft zu ftoßen, 
durch einen plöglich erfolgenden Donnerfchlag an die Gegenwart Gottes er: 
innert wird und jein werbrecherifches Vorhaben aufgibt, oder wenn der be- 
reits in das Zimmer eingeftiegene Dieb bei den Anblide einer dafelbjt be- 
findlichen Yeiche von Gefpenfterfurcht erfüllt wird und ohne Etwas mitzu- 
nehmen ſich fo jchnell als möglich wieder entfernt, jo liegt hier ein ftraf- 
barer Berfuc des Mords oder des DiebjtahlS nicht vor; denn wenn auch 
allerdings hier ein äußerer, vom Willen des Thäters unabhängiger Umftand, 
der plöglihe Donnerſchlag und die im Zimmer befindliche Yeiche, die nächſte 
; Veranlaffung der unterbliebenen Bollendung der That gemwejen ift, jo iſt doch 
der eigentliche innere Grund der Nichtvollendung keineswegs diefer äußere 
I) Umftand, welcher der Bollendung der That ein Hindernig gar nicht ent- 
w |; gegenftellte, ſondern vielmehr der freie und ungezwungene Wille des Thä- 
| ter, und erjcheint es hiebei ohne weitere Bedeutung, daß das freiwillige 
Aufgeben der That durch den bezeichneten äußeren Umſtand hervorgerufen 
worden ift. 

b. Weiter läßt aber an’) die voraufgeführte Geſetzesbeſtimmung ent- 
nehmen, daß ein ftrafbarer Verſuch bios dann gegeben tft, wenn der Boll- 
endung der That jich wirkliche umüberwindliche oder doch wenigſtens 
abjchredende Hinderniffe entgegengeftellt haben, keineswegs aber jchon 
dann, wenn bloße Hemmniſſe oder Schwierigfeiten, welche der Thäter mit 
nur einiger Mühe oder Anftvengung bejeitigen fonnte, in Mitte getreten 
find; denn im legteren Falle erjcheint die unterbliebene Bollendung gleich- 
falls immer noch al3 das Product des freien Willens des Thäters, wenn 
gleich die in Mitte getretenen Hemmniſſe oder Schwierigfeiten den Entſchluß 
des Thäters zum freiwilligen Abjtande zunächjt veranlagt haben. Die rich: 
tige Entjcheidung der Frage, ob der Thäter durch ein wirkliches Hinderniß 
in dem angegebenen Sinne zum Abftande von der Vollendung der That 
genöthigt wurde, oder ob der Abſtand nocd als aus freien Willen ge- 
ſchehen zu erachten ift, kann mitunter ſchwierig jein; nähere Anhaltspunfte 
laſſen ſich jedoch in diefer Beziehung nicht aufjtellen, da hier der Natur der 
Sache nad) immer Alles von den VBerhältnifjen des concreten Falles ab- 
hängt. — Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß ein jtrafbarer Verſuch 
auch dann angenommen werden muß, wenn zwar der Vollendung der That 
in Wirklichkeit ein Hindermiß nicht im Wege ftand, der Thäter aber ein fol- 
ches irrthümlicher Weife gegeben glaubte und aus diefen Grunde die be- 
abfichtigte That unvollendet ließ, wie z.B. wenn der Neifende dem mit einem 
Prügel bewaffneten Räuber, welcher die Herausgabe der Baarfchaft ver: 
langt, eine zufälig in feinem Befige befindliche zum Schießen gar nicht ge- 
eignete Piftole mit der Drohung zu jchießen entgegenhält und denjelben 


Verſuch. Art. 47. 205 


dadurch veranlaßt, von der Ausführung des Raubes abzuftehen; denn in 
diefem Falle ift der Thäter micht aus freiem Willen von der Fortführung 
der That abgeftanden, er wurde vielmehr durch einen äußern von feinem 
Willen unabhängigen Umftand, nämlich durch den in ihm erregten thatfäch- 
lichen Jrethum, wider feinen Willen an der Vollendung der That wirf- 
ih gehindert. 

3. Die Frage, ob in dem Falle, wenn Jemand die Fortführung der 
bereit3 angefangenen verbrecherifchen That, ohne durch einen äußern Um— 
ftand dazu genöthigt zu fein, mit dem Vorbehalte aufgibt, die That zu einer 
andern Zeit wieder aufzugreifen und auszuführen, fo daß aljo mit andern 
Worten von der Bollendung der That nicht gänzlich und für immer, fon- 
dern blos zur Zeit abgeftanden wurde, ein ftrafbarer Verfuch gegeben ift, 
muß nach Maßgabe diejes Gejegbuchs verneint werden; denn im eimem 
ſolchen Falle fehlt das zur Strafbarfeit des Verſuchs nothwendige Merfmal, 
dag die Vollendung der That durch einen äußern von dem Willen des 
Thäters unabhängigen Umftand umterblieben it. Wenn alfo z. B. 
der bereis eingeftiegene Dieb beim Anblide der im Zimmer befindlichen 
Yeihe von unheimlichen Gefühlen befallen wird und ſich mit dem Vorfage 
entfernt, in einigen Tagen nach erfolgtem Begräbnifje der Yeiche wieder zu 
fommen und den beabfichtigten Diebftahl auszuführen, fo fann derſelbe nicht 
wegen Verſuchs des Diebftahls beftraft werden; denn er ift aus freiem 
Willen von der Bollendung Der bereit3 angefangenen That abgeftanden, 
und wenn er auch bereits den Entichluß gefaßt hat, zu einer andern Zeit 
den beabjichtigt gemejenen Diebftahl auszuführen, jo kann doc) jein in dieſer 
Beziehung noch nicht zur That gemordener Wille feiner Strafe unterliegen, 
und erjcheint dieß auch inſoferne gerechtfertigt, als es ja immerhin zweifel- 
haft ift, ob der Thäter jpäter die Ausführtng der fraglichen That in Wirk: 
(ichfeit wieder aufgreifen wird.) 

4. Das freiwillige Abfiehen von der Vollendung der bereits angefan- 
genen ftrafbaren That kann den Thäter nur dann ftraflos machen, wenn 
in Folge des Abjtandes die Vollendung der That wirflid unterblie- 
ben ift; denn da bei einer vollendeten ftrafbaren That die Anwendbarkeit 
der gefeglichen Beſtimmungen über Verſuch überhaupt ausgefchloffen erfcheint, 
fo fann auch hier von einem nachträglichen Strafloswerden in Folge Wie- 
deranfgebens des verbrecherifchen Willens feine Rede fein. — Aus dem vor- 
aufgeführten Sage ergibt fi) vor Allem die Folgerung, daß bei denjenigen 
ftrafbaren Handlungen, bei welchen mach der gejeglichen Begriffsbeftimmung 
ſchon jeder Anfang der Ausführung, aljo jede Berfuchshandlung die Boll: 


) Vgl. die Aeußerung des Reyterungscommifjärs Dr. Dollmann und des Aba. 
Freih. von Yerchenfeld bei den Geſetzg.-Ausſch. Verb. der K. der Abg. von 1856/58 
Bd. 1. ©. 171, 


* 
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endung der That enthält, wie dieß beim Hochverrathe Art. 101 der Fall 
ift, der Thäter nach einmal angefangener Ausführung der That niemals 
mehr jtraflos werden fann, wenn er gleich nachträglich freiwillig davon ab— 
fteht, die angefangene That zu Ende zu führen; es ift jonach bei den be- 
zeichneten ftrafbaren Handlungen, gleichwie bei ihnen (vgl. die Erörterung 
des folgenden Art. 48) ein Verſuch überhaupt nicht vorkommen fann, jo 
auch eine jtraflofe VBerfuchshandlung gar nicht möglich. — Sodann ergibt 
ji aus dem angeführten Sage noch die weitere Folgerung, daß auch Die 
vor vollendeter That erfolgte Sinnesänderung des Thäter® nur dann 
Straflofigkeit begründen fanır, wenn in Folge derjelben die That wirklich nicht 
zur Vollendung gekommen ift. Hat nun der Thäter feine verbrecherifche 
Thätigfeit zur Verübung der That noch nicht zu Ende geführt, jo gemügt 
es zur Begründung der Straflofigfeit, wenn er die weitere Fortführung der 
That ımterläßt. Hat dagegen der Thäter bereit3 diejenigen Urfachen, welche 
die ftrafbare That herbeizuführen im Stande find, in Wirkung gejegt, jo 
daß aljo jeine Thätigkeit als erfchöpft erfcheint, jo muß er nothwendig po— 
jitive Veranftaltungen und Vorkehrungen treffen, um den Eintritt des ver- 
brecherifchen Erfolgs, infoferne dieß überhaupt noch in feiner Macht fteht, 
zu verhindern; und wenn ihm dieß nicht mehr gelingt, jo muß er troß feiner 
vor vollendeter That erfolgten freiwilligen Sinnesänderung zur Strafe ge- 
zogen werden. Geßen wir aljo 3. B. den Yall, daß der A ein für den B 
beftimmtes Getränfe im der Abficht, den B zu tödten, vergiftet, dann aber 
zu einer Zeit, wo der B noch nichts von dem ©etränfe genoffen hat, von 
Reue ergriffen wird und fich fofort felbit auf den Weg macht, um denjelben 
von dem Genuſſe des Getränfes abzuhalten, jedoch aus was immer für einer 
Beranlafjung zu jpät fommt, jo muß Hier der A, wenn der genofjene Gifte 
tranf den Tod des B verurjachte, wegen vollendeten, wenn aber dejjen Tod 
nicht erfolgt ift, wegen verfuchten Mords beftraft werden; denn im erjteren 
Falle kann der Umſtand, daß der A zu einer Zeit, wo er bereits Alles, 
was zur Verwirklichung des beabfichtigten Mordes von feiner Seite noth- 
wendig war, gethan hatte, wo alfo die That hinfichtlich feiner Thätigkeit 
(fubjectiv) vollendet war, gerne dieſelbe zuricdgerufen hätte, bei der Erfolg- 
lofigteit feiner desfallfigen Bemühungen den Thatbeſtand des vollendeten 
Mordes ebenfo wenig aufheben, wie der Eintritt der Neue nach der That; 
und im leßteren Falle ift die Vollendung vorausfeglich nicht in Folge der 
erfolgten Sinnesänderung des A, fondern nur allein in Folge eines äußern 
von deſſen Willen unabhängigen Umftandes unter blieben. 

5. Das freiwillige Abftehen von der Bollendung der That kann die 
Strafbarkeit der bereit3 vorgenommenen Verſuchshandlung immer nur infor 
weit aufheben, als diefe Handlung fi al8 der Anfang der Ausführung 
der beabſichtigten ftrafbaren That darftellt. Hienach muß alſo allerdings 
in dem Falle, wenn die vorgenommene Handlung nur allein in der Eigen- 
ſchaft als Verſuchshandlung der beabjichtigten That jtrafbar ift, der Thäter 
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in Folge des Abftandes von der Vollendung diefer That gänzlich ftraflos 
bleiben. Wenn dagegen die bereit3 vorgenommene Handlung neben ihrer 
Eigenſchaft als Berfuhshandlung der beabfichtigten That zugleih auch ein 
vollendetes geringeres Neat in fich enthält, jo muß der Thäter troß fei- 
ne3 erfolgten Abftandes wegen dieſes letteren Reates zur Strafe gezogen 
werden, weil eben diejes Reat ſchon als ein vollendetes vorliegt, und des— 
halb durch das Aufgeben des verbrecherifchen Willens bezüglich der weiter 
beabjichtigt gewejenen That nicht mehr alterirt und ungejchehen gemacht wer- 
den kann. Wer aljo 3. B. von feinem Vorhaben, einen Andern mit einem 
Prügel todtzufchlagen, freiwillig abfteht, nachdem er demfelben bereit3 mehrere 
eine lange Arbeitsunfähigkeit nach fich ziehende Schläge verjest hat, der 
fann zwar nicht wegen Verſuchs de3 Mordes beftraft werden, da er die Voll— 
endung diejer That aus freiem Willen aufgegeben hat; wohl aber ift er 
der vorjäglichen Wörperverlegung ſchuldig zu erachten, da in der Hand— 
lung, welche zur Ausführung des nach der Intention des Thäters mittels 
körperlicher Verlegung durch Schläge zu bewerkftelligenden Mordes vorgenommen 
wurde, bereit3 eine vollendete vorjägliche Körperverlegung enthalten ift.") 


') Man könnte zwar biegegen einwenden, daß in dem angeführten Beijpiele von 
einer vorfäglichen Körperverlegung aus dem Grunde feine Nede fein fünne, weil zum 
Thatbejtande derjelben nad Art. 234 eine obne die Abſicht zu tödten rechtswid— 
rig zugefügte körperliche Mißhandlung gehört, im gegebenen Falle aber der Uebelthäter 
vorausfeglih die Abjtcht zu tödten gehabt hat. Allein einem ſolchen Einwande 
müßte zweifellos die innere Berechtigung abgefprochen werden. Der Mangel der Ab: 
ficht zu tödten bildet nämlich an’ ſich keineswegs ein nothwendiges Erforderniß der 
vorfäßlichen Körperverlegung; auch die mit biejer Abſicht zugefügte körperliche Miß— 
handlung enthält unverkennbar immer die Merkmale einer vorſätzlichen Körperver— 
ietzung in ſich, und hat das Geſetz das Erforderniß der mangelnden Abſicht zu tödten 
nur allein aus dem Grunde in die Begriffsbeftimmung der Körperverlegung aufge: 
nommen, um dadurch auszubrüden, daß bei erfolgender Zufügung einer förperlichen 
Miphandlung mit der Nbficht zu tödten die Handlung nicht mehr als das niedrigere 
Reat der vorfäglichen Körperverleßung, fondern als das höhere Neat des Mordes oder 
Todtſchlags zu qualifiziven ift. Erjcheint nun aber in dem Falle, wenn Jemand einen 
Andern in dev Abjicht, ihn durch mehrere aufeinanderfolgende körperliche Mißhandlungen 
zu tödten, bereits einen oder einige Schläge verjeßt bat, dann aber von der Fortführung 
der That freiwillig abgejtanden ift, eine Beftrafung defjelben wegen des verfuchten höheren 
Neates des Mords oder Todtjchlags zufolge gefeglicher Beftimmung ausgefchlojien, fo 
muß in Folge dejfen bei Beurtbeilung der von dem Webelthäter bereits vorgenommenen 
förperlihen Mißhandlung die urfprünglich bei demfelben vorhandene Abficht zu töd— 
ten außer Berücjichtigung bleiben umd als nicht vorhanden angenommen wer: 
den; keinenfalls aber ließe es fich rechtfertigen und mit einer vernünftigen Geſetzes— 
interpretation vereinbaren, wenn man bier auch eine Beitrafung des Webelthäters 
wegen des vollendet vorliegenden Neates der vorjüßlichen Körperverlegung um deß— 
willen ausgeſchloſſen erachten wollte, weil derjelbe bei Verübung diefer That nicht 
blos den wirklich entjtandenen, jondern einen nody viel jchwereren in Folge des nach— 
träglichen Wiederaufgebens aber nicht mehr in Betracht kommenden Erfolg berbeizus 
führen beabjichtigt bat. 
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6) Beim PVerfuche fann in Zmweifelsfällen nicht von dem Angeklagten 
verlangt werden, daß er das erfolgte freiwillige Abftehen von der Voll- 
endung der That darthue; vielmehr ift e8 immer Sache der Anklage, den 
Nachweis darüber zu- liefern, daß die Nichtwollendung der verbrecherijchen 
That in einem äußeren von dem Willen des Thäters unabhängigen Um- 
ftande ihren Grund hat. Dieß folgt nicht allein daraus, weil die Anklage 
überhaupt die Schuld des Angeklagten nach jeder Beziehung nachmweifen 
muß, zum Schuldbeweiſe aber auch die Gewißheit dariiber gehört, daß der 
Thäter nicht freiwillig von der Vollendung der That abgeftanden ift, jondern 
es wird dieß nebſtdem auch durch den Wortlaut des vorjtehenden Artifels 
jelbjt far ausgedrückt; denn wenn das Geſetz vorjchreibt, daß ein (ftrafbarer) 
Verſuch nur dann vorliegt, wenn die Vollendung der That wegen äußerer 
vom Willen des Thäters ımabhängiger Umstände unterblieben iſt, jo erflärt 
es offenbar das Vorhandenfein eines folchen Umftandes als einen Bejtand- 
theil des gefeglichen Thatbeſtandes eines ftrafbaren Berfuchs und kann 
fomit eine Verurtheilung wegen Verſuchs einer ftrafbaren That auch blos in 
dem Falle erfolgen, wenn ein beftimmter vom Willen des Thäters unab- 
hängiger Umſtand dargethan wird, welcher entweder die Fortführung der That 
von Seite des Thäters biszur Bollendung oder den Eintritt des beabjichtigten 
perbrecherifchen Erfolgs verhindert hat. 


Aus der bisherigen Erörterung der im vorftehenden Artifel enthaltenen 
Begriffsbeſtimmung des Verſuchs wird fich zugleich ergeben,. daß die nach- 
ftehenden verjchiedenen Fälle, welche in der Wiſſenſchaft bei der Yehre vom 
Berfuche jo vielfach "beftritten find, nah Maßgabe diejes Geſetzbuchs 
in folgender Weiſe entjchieden werden müfjen: 

1 

Wenn der Thäter zur Ausführung der beabjichtigten ftraf- 
baren That ein qualitativ (abjolut) untauglides Mittel anwendet, 
jo liegt ein ftrafbarer Verſuch niemals vor. 

Und zwar macht es hiebei feinen Unterfchied, ob der Thäter das un— 
tauglihe Mittel zur Ausführung der That in feinem Unverſtande ſelbſt ges 
wählt hatte, oder ob er dajjelbe blos aus einem Irrthume, aus Verwechs— 
lung oder dergleichen an Stelle de3 von ihm gewählten tauglichen Mittels 
zur Anwendung brachte. Hienach liegt aljo 3. DB. fein Verſuch des Mordes 
vor, wenn der A in der Meinung, den Tod des B dadurd bewirken zu 
fönnen, fympathetifche Mittel gebraucht oder ihm eine mit Breimefjeln ge 
fochte Suppe zum Efjen gibt, wenn er aus Berwechslung ftatt Arjenif ge 
ftogenen Zuder in den Wein des B hineinfchüttet u. dgl. mehr. — Wer ein 
gänzlich untaugliches Mittel zur Ausführung einer beabfichtigten ftraf- 
baren That anwendet, von dem fann man allerdings mit Recht jagen, daß 
er durch diefe Handlung feinen verbrecherifchen Willen bereit3 auf unzmwei- 
deutige Weife äußerlich geoffenbart habe; allein es fehlt in diefem Falle 
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immer das objective Erforderniß, melches zu einem ftrafbaren Verſuche 


unumgänglich nothwendig ift, nämlich ein Anfang der Ausführung der 
beabfichtigten ftrafbaren That, da hier die unternommene Handlung ihrer | 


objectiven Befchaffenheit nah in gar feinem wirklichen Cauſalzu— 


jammenhange mit der Verübung der beabfihtigten That fteht. Wohl ift 
e3 richtig, daß in dem vorausgefegten Falle der Thäter der Meinung ift, 
die von ihm unternommene Handlung diene zur unmittelbaren Verwirklichung 
der beabjichtigten That; allein für die Beantwortung der Frage, ob ein Anfang 
der Ausführung der beabfichtigten That gegeben ift, kann nicht die Meinung 
des Thäters maßgebend fein, vielmehr hängt die Beantwortung diefer Frage, 
wie dieß oben ad II. erörtert wurde, einzig und allein von der Objectipi- 
tät der in Frage ftehenden Handlung jelbft ab. Gewiß wird aber von 
dieſem objectiven Gefichtspunfte aus Niemand behaupten fünnen, daß derje- 
nige, welcher in der Abficht, einen Andern zu tödten, jympathetifche Mittel 
angewendet oder ihm eine mit Brennefjeln gefochte Suppe zum Eſſen gegeben 
oder geftoßenen Zuder in feinen Wein geſchüttet hat, die Ausführung eines 
Mordes in Wirklichkeit bereits angefangen habe, daß ferner in der Hand- 
lungsweiſe desjenigen, welcher mit der Abficht der Brandftiftung die in einer 
Zündmafchine befindliche Flüffigfeit in der Meinung, damit anzinden zur 


fönnen, auf das Object der vorhablichen Brandftiftung ausgeleert hat, ein 


wahrer Anfang der Brandftiftung enthalten ſei u. dgl. mehr.') 


ı) An den Motiven zu Art. 37 des Gefeßentwurfs von 1855 wurbe binfichtlich 
ber Frage, ob ein Verfuh mit untauglichen Mitteln oder an einem untaugliden 
Dbjecte ftrafbar fer, Tediglih auf die aufgeitellte Begriffsbeftimmung bes Verſuchs 
verwiefen und dabei bemerft, man babe es für das Zwedmäßigite erachtet, in dieſer 
Beziehung Feine fpeziellen Beftimmungen in das Gejeßbuh aufzunehmen, jondern 
dem vernünftigen Urtheile der zur Entjcheidung der Thatfrage berufenen Richter oder 
Geſchwornen zu vertrauen, welchen es bei ftrengem Feithalten an der gefeßlichen Bes 
griffsbeftimmung des ftrafbaren Verſuchs nicht jchwer werben könne, in jedem ein- 
zelnen Falle das Richtige zu finden. — Bei der Berathung des Gefeßentwurfd von 
1855 wurde wohl im Ausich. der Abg.-Kammer die Frage, ob der Verſuch mit einem 
(aualitativ) untauglihen Mittel oder an einem untauglichen Objecte nach ber ges 
gebenen Begriffsbeftimmung des Verſuchs ftrafbar fei, von dem Abg. Dr. Völk an: 
geregt und von ibm verneinend beantwortet; von dem Abg. Dr. Edel wurde jedoch 
die gegentbeilige Anſicht ausgeſprochen, und hierauf in Folge der Aufforderung bes 
fol. Staatsminifters der Auftiz, in diefer Beziehung der Fünftigen Judicatur ber Ge: 
richte nicht vorzugreifen, jede weitere Diskuſſion über die bezeichnete Frage unters 
laſſen. Vgl. die Ausſch.-Verh. der Abg.K. von 1856/58 Bd. I. ©. 172 und 178, 
Nebſtdem wurde bei Gelegenheit der Berathung über das Verbrechen des Kindsmorbs 
von ben Abg. Dr. Weis und Dr. Völk bemerkt, daß nach ihrer Anſicht in Folge ber 
gejeglichen Begriffsbeftimmung des Berfuhs an einem todten Menjhen ein Mord— 
verſuch nicht begangen werden fünne, von dem Abg. Dr. Edel und dem Regierungs- 
fommifjär Dr. Dollmann dagegen fid) im entgegengefegten Sinne geäußert und bier: 
auf diefer Punkt gleichfalls nicht weiter verfolgt. Vergl. Gejeßgebungs : Ausihuß- 
Verb. der Kammer der Abgeordneten pro 1856/58 Bd. II. ©. 47 und 48. Im 


Ausſchuſſe der Kammer der Reichsräthe wurde die angeführte Frage ganz mit SH, 


Hocheder, Strafgefegbuh. 1. Bo. 14 


\J 
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2. 
In gleiher Weife liegt ein ftrafbarer Berfuh aud dann 
nicht vor, wenn Jemand die von ihm beabjichtigte ftrafbare That 


jhweigen übergangen. — Unter diefen Verbältnifjen kann in der fraglichen Be: 
ziehung aus den Verhandlungen bei der Beratbung des Gefegentwurfs in den Geſetz— 
gebungsausſchüſſen Nichts entnommen werden, und ift es vielmehr dem Richter über: 
laſſen, die richtige Löſung der bezeichneten Frage aus der gejeglichen Begriffsbeſtimm— 
ung des Verſuchs jelbft abzuleiten. — Zur Unterftügung der oben aufgeftellten 
Anficht, daß in Folge der im Art. 47 enthaltenen Begriffsbeftimmung des Verſuchs 
nach Maßgabe diefes Gefeßbuchs der Verſuch mit qualitativ (abjolut) untauglichen 
Mitteln fowohl, wie auch an einem untauglichen Objecte ftraflos bleiben muß, dient 
namentlich auch das Öfterreichifche Strafgefeßbuch vom Jahre 1852, das preußifche 
Strafgefegbud vom Jahre 1851 und der franzöfiiche Code penal. Nach dem öjter: 
reichifchen Gefeßbuche Liegt ein Verfuch vor, ‚Sobald der Bösgefinnte eine zur wirk— 
lihen Ausübung (des Verbrechens) führende Handlung unternommen bat, 
die VBollbringung des Verbrechens aber nur wegen Unvermögenbeit, wegen Dazwi: 
fhenfunft eines fremden Hinderniffes oder durch Zufall unterblieben iſt.“ Dieje De: 
finition des Verſuchs ftimmt dem Weſen nach mit der in diefem Geſetzbuche enthal— 
tenen vollfommen überein; die Praris der dfterreichifchen Gerichte, insbejondere des 
oberjten Gerichtshofes in Wien gebt aber dahin, daß nach dieſer gejeglichen Begriffs: 
beftimmung der Verfuch mit abfolut untauglichen Mitteln und ebenjo an einem un— 
tauglidhen Objecte ftraflos ift. Bol. die Erläuterung des öſterr. Strafgefeßes von 
Hyé, k. k. Juſtizminiſterialrath Bb.I. S. 311--816 und 320 —824, — Nod mehr 
übereinftimmend mit der Definition des Verfuchs in diefem Geſetzbuche ift die Bes 
flimmung des preußifchen Strafgefeßbuchs, welde dahin lauter: „Der Verſuch ift 
nur dann jtrafbar, wenn derſelbe durch Handlungen, welche einen Anfang der 
Ausführung enthalten, an den Tag gelegt und nur durch äüßere vom Willen des 
Thäters unabhängige Umftände gebindert worden oder ohne Erfolg geblieben iſt.“ 
Dabei ging man bei Feitjegung diefer Begriffsbeftimmung von der Anficht aus, daß 
nad) der gewählten Faſſung der Verſuch mit abjolut untaugliden Mitten und an 
einem untauglichen Objecte ftraflos fei, und haben fich auch die preußifchen Gerichte 
diefer Auffafjung angefchlofien. Bol. die Materialien zum preußiihen Strafgejeß- 
buche von Kammergerichtsrath Goltdammer Bd. I. ©. 272 x. Auch Köftlin in 
feinem Syſteme des deutſchen Strafredhts ©. 245 erkennt an, daß nach der Begriffs: 
beftimmung des öfterr. und preuß. Strafgefeßbuchs der Verſuch mit untauglichen 
Mitteln oder an einem untauglichen Objecte jtraflos ſei, wiewohl er das Princip 
der Straflofigkeit untauglicher Verfuhshandlungen als unwichtig befämpft. — In 
dem franzöfifchen Code pénal lautet nach der Nevifion vom 28. April 1832 die Be- 
fimmung über den Verſuch folgendermaßen: Toute tentative de crime, qui aura 
et& manifestee par un commencement d’execution, si ele n’a été suspendue ou 
n’a mauqu& son effet que par de circonstances fortuites ou independantes de la 
volont& de l’auteur, est consideree comme le crime möme. In Gemäßbeit diejer 
Definition des Verfuchs, welche mit der in diefem Geſetzbuche enthaltenen im Weſen 
ganz gleich ift, wird auch in ber franzöfifchen Gerichtspraris die Straflofigfeit des 
Berfuhs mit untauglihen Mitteln oder an einem untauglichen Objecte angenommen. 
Bgl. Chauveau Theorie du Code penal Edition de Bruxelles Tome Ill. Pag. 52, 
107 ete. — Eine umfafjende Abhandlung über den Verſuch mit untauglihen Mitteln 
und an einem untauglichen Objecte unter Angabe der Nechtjprehung in den einzel: 


nen Staaten von Mittermayer findet ſich im &erichtsfanle Jahrgang 1859 <. 
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an einem untauglichen Objecte, d. h. an einem folden Gegen- 
ftande (Perſon oder Sade) ausführt, an welhem diefe That nad) 
ihrer gejeglihen Begriffsbeftimmung unmöglid begangen wer- 
den kann. 

Wenn alfo 3.B. eine Mutter ihr umneheliches todtgeborneg Kind unmit- 
telbar nach der Geburt in mörderifcher Abficht in das Waller wirft, wenn 
Jemand in einem am Fenfter befindlichen ausgeftopften Körper feinen Feind zu 
erblicken glaubt, und darnach ſchießt, wenn an einer nicht ſchwangeren Frauens— 
perſon Mittel angewendet werden, um ihre vermeintliche Yeibesfrucht zu befeitigen, 
wenn Jemand Noten einer Ereditanftalt, welche zwar früher unter öffent: 
licher Autorität ausgegeben und als Geld gebraucht wurden, nun aber längjt 
entwerthet find und feine Geltung im Verkehre haben, nachmacht, um die— 
jelben als Geld auszugeben, jo ijt hier fein Verſuch des Kindsmords, des 
Mords, der Kindsabtreibung, der Fälichung von Geld gegeben u. dgl. mehr. 


— Auch bier fehlt wieder gerade jo wie indem unmittelbar vorher erörter- / 
ten Falle das objective Erforderniß eines ftrafbaren Verſuchs, ein Ans 


fang der Ausführung der beabjichtigten That, da die unternommene 


Handlung ihrer objectiven Befchaffenheit nach außer allen wirklichen Caufals | 


zufammenhange mit der Verübung der fraglichen That ſteht. Niemand wird 
bezweifeln, daß an einem todten Menfchen oder an einem Strohmanne fein 
Mord, an einer nicht ſchwangern Perfon feine Kindsabtreibung, an Noten, 
die nicht die Geltung von Geld haben, feine Fälſchung von Geld begangen 
werden kann; iſt es aber hienach fchlechterdings unmöglich, an den angeführ- 
ten Objecten einen Mord, eine Kindsabtreibung, eine Fälfhung von Geld 
überhaupt zu begehen, jo iſt es felbftverftändlich in gleicher Weife unmög- 
(ich, an denjelben die wirkliche Ausführung eines Mordes x. auch nur an« 
zufangen.*) j 
3. 

Wenn Jemand zur Ausführung der von ihm beabfidhtigten 
ftrafbaren That ein qualitativ taugliches Mittel in unzureichen- 
dem Maaße oder in unzweckmäßiger Weife anwendet, fo liegt 
ein ftrafbarer Verſuch allerdings vor. 

Wer zur Verübung einer ftrafbaren That bereits ein Mittel in Bewer 
gung geſetzt hat, welches feiner allgemeinen Natur nad abgejehen von den 
befondern Umftänden des concreten Falles dazu geeignet ift, zur Verwirk— 
(ihung der beabjichtigten (vorausjeglich gegen ein taugliches Object gerichtes 
ten) That zu dienen, der hat zweifellos ſchon eine Handlung unternommen, 
welche ihrer objectiven Bejchaffenheit nach in einem unmittelbaren Caufalzus 
fammenhange mit der Verübung der beabfichtigten That fteht, und ift ſonach 
in dem bier vorausgejegten Falle, welchen man nad) dem juriftifchen Sprach— 
gebrauche als Verſuch mit einem relativ untauglichen Mittel zu bezeichnen 





1) Bol. das in der vorhergehenden Note Gejagte. 
14* 
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pflegt, auch das objective Erforderniß des Verſuchs, ein Anfang der Aus— 
führung der fraglichen That gegeben. Wenn alfo 3. B. Jemand einem 
Andern in mörderifcher Abfiht wirkliches Gift in einer überhaupt oder 
nach der individuellen Körperconftitution der treffenden Perfon oder nad) der 
gejchehenen VBerwendungsweife zu geringen Quantität beibringt, wenn Je— 
mand eine öffentliche Urfunde in fo ungeſchickter Weife Fälfcht, daß auch das 
Auge des Ungeübten die Fälſchung auf den erjten Blid erkennen muß, wenn 
Jemand bei Berübung eines Diebftahls zum Einfteigen eine zu furze Yeiter 
oder zum Einbrechen zu fchwache Brechwerkzeuge anwendet und deshalb un- 
‚verrichteter Dinge abziehen muß, jo liegt hier offenbar ein jtrafbarer Ber- 
ſuch des Mordes, der Fälſchung öffentlicher Urkunden, des Diebſtahls vor, 
da hier die Ausführung der bezeichneten Webelthaten in Wirflichfeit bereits 
— begonnen gewejen und die Vollendung nur wegen äußerer vom Willen des 
‚Thäters unabhängiger Umftände unterblieben ift.') 
ee 4. 

Wenn die gegen ein beftimmtes Object (Perfon oder Sade) 

gerichtete verbreherifhe Handlung aus Zufall, Ungefchidlichfeit 

— oder dergleichen ihr Ziel verfehlt und ein anderes Object trifft, 
jo ift nicht die Vollendung der beabjichtigten That, fondern nur 
‚ein Berfuch derfelben gegeben. 

Wenn alfo 3. B. der A fein Gewehr auf den B anlegt, um ihn zu 
erichießen, die Kugel aber gegen feinen Willen den in der Nähe ftehenden 
C trifft und tödtet, oder wenn der A, welcher aus Rache die Scheune des 
C anzünden will, nad) dem Strohdache diefer Scheune einen Feuerbrand 
wirft, der Feuerbrand aber durch einen Windftoß auf das Dad) von dem 
Wohnhaufe des C getragen wird und diefes Haus in Brand fest, fo fann 
bier der A nur eines Verſuchs der Ermordung des B im Zufammenfluffe 
mit der fahrläffigen Tödtung des C, beziehungsmweife eines Verfuchs der vor- 
fäglichen Brandftiftung an der Scheine des B im Zufammenfluffe mit einer 
fahrläffigen Brandftiftung an dem Haufe des C für jehuldig erfannt werden. 
— Zur Vollendung einer ftrafbaren That wird nothwendig erfordert, daß 
dasjenige Object, melches der Thäter durch feine Handlung zu verlegen be- 
abſichtigte, auch wirklich verlegt worden ift, fo daß alfo der Wille des 
Thäters und die durch feine Handlung zur Wirklichkeit gefommene That mit 
einander im Einflange ftehen. Diefe Vorausſetzung ift aber in dent ange- 
führten Falle einer fogenannten aberratio, wenn die Handlung des Thäters 


1) Die Strafbarkeit des Verfuchs mit einem blos velativ untauglihen Mittel 
wird auch nad dem öfterreichifchen und preußifchen Strafgefeßbuche, jowie nad) dem 
Code penal angenommen. Bol. die Erläuterung des öſterr. Strafgeſetzbuchs von 
Hyé Bd. I. ©. 324 20.5; Materialien zum preuß. Strafgefeßbuche von Goltdammer 
©. 274; Chauveau Theorie du Code pcnal Tome II. Pag. 52; Mittermayer im 
Gerichtsjaale von 1859 ©, 419 ꝛc. 
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aus irdend einer Veranlaffung ihr Ziel verfehlt und ein ganz anderes Ob- 
ject getroffen hat, als in deſſen Abficht gelegen war, nicht gegeben, und liegt 
deshalb im dieſem Falle, da hier die Vollendung der vom Thäter beabſich— 
tigten That durch einen äußern von feinem Willen unabhängigen Um— 
ftand unterblieben ift, auch nur ein Verfuch der beabfichtigten That vor. 
Was aber den durch die Handlung des Thäters unabfichtlich herbeigefüihrten 
Erfolg anlangt, jo verfteht es fich von ſelbſt, daß diefer Erfolg, da er außer 
allem Zufammenhange mit dem Willen des Thäters fteht, demfelben niemals 
als vorjäglich, fondern nur unter Umftänden als fahrläffig zur Schuld zu— 
gerechnet werden kann. 
9. A, 

Dagegen liegt in dem Falle, wenn der Uebelthäter die von 
ihm beabfichtigte ftrafbare That an demjenigen Objecte (Perfon 
oder Sade), gegen welche er jeine verbrederifhe Handlung rich: 
tete, wirklich ausgeführt und nur Hinfihtlih der Identität die- 
jes Objects fih in einem Irrthume befunden hat, fein bloßer 
Berfuh, fondern die Vollendung der beabjichtigten ftrafbaren 
That vor. 

Wer aljo 3. B. die Abficht hat, den A zu ermorden oder körperlich zu 
verlegen, in der Dunkelheit der Nacht aber den B für den A hält, und in 
diefer Meinung den B tödtet oder Förperlich verlegt, mer aus Rache die 
Fruchtfelder des C in Brand fteden will, ftatt deſſen aber die Fruchtfelder 
des D anzündet, welche ihm Jemand al3 dem C gehörig bezeichnet hatte, 
der hat fich eines vollendeten Berbrechend des Mords, der vorfäglichen 
Körperverlegung, der porjäglichen Brandftiftung fehuldig gemacht. — In dem 
vorausgefegten Falle des jogenannten error in objecto ift nämlich einerſeits 
die vom Thäter verübte ftrafbare That zweifellos vorjäglich begangen wor— 
den, da ja der Thäter, wenn gleich durch feinen Irrthum veranlaßt, im 
Augenblide des Handelns wirklich die Abjicht hatte, die vor ihm befindliche 
Perfon des B zu ermorden oder fürperlich zu mißhandeln, die Fruchtfelder 
des D in Brand zu ſtecken; und andererfeitS ift auch diefe beabfichtigte That 
durch die vom Thäter vorgenommene Handlung nicht blos auszuführen an- 
gefangen, jondern wirflih ausgeführt, vollendet worden. Was aber den 
Umftand anlangt, daß der Thäter zur Ermordung oder förperlichen Verlegung 
des B, zur Brandftiftung an den Fruchtfeldern de8 D durch den Irrthum 
veranlaßt wurde, vermöge deſſen er den B für den A, die Fruchtfelder des 
D für jene des C zielt, fo fann derjelbe nicht bewirken, daß die vorgenom- 
mene Handlung aufhört, das vollendete Verbrechen des Mords ꝛc. x. zu fein. 
Dieß folgt vor Allem ſchon aus der oben bei Art. 6 gegebenen Erläuterung 
über das Weſen des Vorſatzes, wornach eine Handlung immer dann als 
vorfäglich begangen erfcheint, wenn der Wille des Handelnden auf Begehung 
diefer Handlung gerichtet "geweien iſt, ohne daß es hiebet etwas darauf an« 
zufommen hat, welche Motive auf den Willen des Handelnden beftimmend 
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eingewirft haben. Weiter ergibt fi) dieß aber auc aus der pofitiven Vor— 
fchrift des unten folgenden Art. 69. Dortjelbft beftimmt nämlich das Ge— 
feß, welchen Einfluß der faktifche Irrthum auf die Strafbarkeit der Hand- 
(ungen ausübt; dabei thut es jedoch nur des Irrthums in folchen Thatum— 
ftänden Erwähnung, welche die Strafbarkeit der Handlung bedingen oder 
erhöhen, und gibt es hiedurch deutfich zu erkennen, daß den faktifchen Irr— 
thume injomweit, als diefe Vorausfegung nicht vorhanden ift, eine Bedeutung 
im Strafrechte überhaupt nicht zufommt. Nun ift aber der Irrthum rüd- 
fichtlich der Fpdentität des Objects in dem hier vorausgejegten Falle, wenn 
nämlich der Thäter die beabfichtigte ftrafbare That ftatt au dem von ihm 
vermeinten an einem andern (tauglichen) Objecte von derſelben Befchaffenheit 
ausführt, offenbar fein folcher Irrthum, welcher die Strafbarfeit der Hand— 
lung bedingt oder erhöht, und kann demgemäß auch der bezeichnete Irrthum 
einen Einfluß auf die Strafbarfeit der Handlung in feiner Weife ausüben. 
6. 

Wenn der Thäter bereits durch die erfte von ihm porgenom- 
mene Handlung den zum Thatbeftande der beabfidhtigten ftraf- 
baren That erforderlichen verbrederifchen Erfolg irrthümlich er- 
reiht zu haben glaubte, diefer Erfolg aber in Wirflichfeit erſt 
durch eine hinterher von ihm vorgenommene Handlung herbeige- 
führt wurde, ohne daß der Thäter bei Bornahme diefer weiteren 
Handlung den fraglihen Erfolg herbeizuführen beabfidhtigt hat, 
fo liegt nut ein Verſuch der beabfichtigten ftrafbaren That vor. 

Wenn aljo 3. B. der A denB durch die vielen Schläge, welche er ihm 
in mörderifcher Abficht mit einen Prügel verfegt hat, getödtet zu haben 
glaubt, während derjelbe in der That nur betäubt und bejinnungslos ift, 
und nunmehr den feiner Meinung nad todten Körper des B, um fich vor 
Entdeckung zu fichern, in den in der Nähe befindlichen Fluß wirft und erft 
hiedurch den Tod des B mittel3 Ertrinfens verurfaht, jo kann hier der A 
nur eines Verſuchs des Mords im Zufammenfluffe mit einer fahrläffigen 
Tödtung für ſchuldig erachtet werden. In dem erwähnten Falle hat nämlich 
diejenige Handlung, welche der A in der Abficht, den B zu ermorden, vor: 
genommen hat, das Berfegen der Schläge mit dem Prügel, gegen den Willen 
des A den beabfichtigten Erfolg vorausjeglich nicht gehabt; die Vollendung 
der That ift hier durch einen äußeren, vom Willen des Thäters unabhängi- 
gen Umpftand unterblieben, und begründet alfo die erfte Handlung des A 
nicht das vollendete, fondern blos das verfuchte Verbrechen des Mords. Was 
aber die von A vorgenommene weitere Handlung, das Hinabwerfen des ver: 
meintlich todten Körpers des B in den Fluß anlangt, wodurch der Tod des 
B bewirkt worden ift, jo wurde diefe Handlung nicht in der Abſicht vorge- 
nommen, den B zu ermorden; in Folge deſſen kann hierin die Vollendung 
des urſprünglich beabfichtigten Mords nicht gefunden und vielmehr der durch 
dieſe zweite Handlung hervorgerufene verbrecherifche Erfolg bei dem Mangel 
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der rechtswidrigen Abficht dem A blos als fahrläffig zur Schuld zuge 
‚rechnet werden. 

Wohl zu beachten ift übrigens, daß bei dem hier erwähnten Falle ftet3 
vorausgejegt wird, der Thäter habe bei der zweiten von ihm vorgenommenen 
Handlung eine auf Herbeiführung des verbrecherifchen Erfolgs gerichtete Ab- 
fiht in feiner Weife gehabt. War dieß nicht der Fall, ift die In— 
tention des Thäters bei Vornahme der zweiten Handlung auch nur dahin 
gegangen, fic) des vermeintlich ſchon durch die erfte Handlung bezielten Er- 
folgs mit aller Beftimmtheit zu vergemiffern, fo liegt eine Fortfegung der 
beabfichtigten jtrafbaren That vor und muß dann auch der erft durch die 
zweite Handlung erreichte Erfolg dem Thäter al3 vorfäglich zugerechnet 
werden. Wenn aljo in dem angeführten Beiſpiele der A zwar allerdings 
der Meinung war, den B dur) die verjegten Schläge getödtet zu haben, 
deffen Körper aber nicht blos zur Verhütung der Entdefung, fondern auch 
um deßwillen in den Fluß geworfen hat, um unter allen Umftänden, wenn 
doch noch Yeben in ihm fein follte, des Todes des B ficher zu fein, fo ift 
der A eines vollendeten Mordes fchuldig; denn es war hier feine Abficht 
bei Vornahme der den verbrecherifchen Erfolg nach fich ziehenden Handlung 
wenigftens eventuell auf Herbeiführung diefes Erfolgs gerichtet gemwefen. 


Art. 48, 


Der Verſuch eines Verbrechens iſt in alfen Fällen, der Verſuch 
eines Vergehens oder einer Webertretung nur in jenen Fällen ftrafbar, 
in welchen das Gejeb dieſes ausdrücklich beſtimmt. 

Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. Bb. I. ©. 59, 169. 174, der 


Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 88, Prot. Bd. S.206; Entw. von: 1860 Art. 49; Gefeng- 
Ausih Verh. von 1860,61 der Abg. K. Abth. II. ©. 7; der Reichsr. K. Bo. 1. 
©. 33. 


Nah Maßgabe des vorftehenden Artikels iſt der Verſuch nur allein 
bei Verbrechen allgemein ftrafbar; bei Vergehen und Hebertretungen 
bildet die Straflofigfeit des Verſuchs die Regel, und erleidet dieſe Regel 
nur infoferne eine Ausnahme, als das Gefeg bei einzelnen Vergehen und 
Uebertretungen ausdrüdlich etwas Anderes beftimmt. 

Diefe verfchiedene Behandlungsmweife des Verſuchs bei Verbrechen einer- 
ſeits und Vergehen und MWebertretungen andererfeitS beruht nicht auf einem 
inneren Grunde, und wäre ein folcher innerer Grund bei dem Umftande, daß 
die drei bezeichneten Kategorien von ftrafbaren Handlungen nach der Vor— 
Schrift des Art. 1 fich lediglich durch die gefeglich gedrohte Strafart von 
einander unterfcheiden, auch gar nicht denkbar; vielmehr find es bloße Rück— 
fichten der Zweckmäßigkeit, welche den Geſetzgeber dazu bewogen haben, bei 
den Vergehen und Uebertretungen den Verſuch nicht allgemein, fondern nur 
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in einzelnen Fällen für ftrafbar zu erflären. Bei vielen Vergehen kann 
nämlich ihrer innern Beichaffenheit nad ein Verſuch überhaupt nicht vorfom- 
men; andere find fo geringfügiger Natur, daß bei ihnen fein Bedürfniß zur 
Beitrafung des Verſuchs befteht, deshalb wurde es namentlich aus der Rück— 
fiht, um alle Streitfragen darüber, bei welchen Vergehen und Uebertretun- 
gen ein Verſuch möglich ift, won vorneherein abzufchneiden, für einfacher .er- 
achtet, die Straflofigfeit des Verſuchs bei Vergehen und Uebertretungen als 
Regel feftzufegen, und bei jenen Reaten, bei welchen eine Ausnahme von 
diefer Negel Pla greifen fol, dieſes ausdrüdlich im Geſetze zu beftimmen. 

1. Das Gefeg erklärt nur den Verſuch eines Verbredens in allen 
Fällen ftrafbar. Bet der Frage, ob ein Verbrechen vorliegt, darf immer nur 
die objective Bejchaffenheit der verübten ftrafbaren That in Betracht 
gezogen werden, ohne daß hiebei irgend Etwas darauf anzufommen hat, ob 
diefe That vieleicht in Folge vorhandener. außerordentlicher Strafmilderungs- 
gründe, wie z. DB. wegen Jugend des Uebelthäters oder wegen geminderter 
Zurechnungsfähigkeit für den concreten Fall die Natur eines Vergehens an- 
nimmt ; dieß ergibt fich namentlich aus den eben erörterten Gründen, welche 
den Gefeßgeber bewogen haben, die Beftrafung des Verſuchs bei den Ver— 
brechen allgemein, bei den Vergehen und Uebertretungen aber nur in beftimm- 
ten Fällen eintreten zu lafjen. — Was fodaun jene ftrafbaren Handlungen 
anlangt, bei welchen das Geſetz wie z. B. beim Todtſchlage (Art. 229) zwar 
eine Berbrechenzftrafe, zugleich aber auch für leichtere Fälle eine Bergehens- 
ftrafe androht, jo muß bei ihnen mit Rückſicht darauf, daß hier das Geſetz 
die That ihrer objectiven Befchaffenheit nah, wie ſich dieß aus der Vor- 
ichrift des Art. 2 ergibt, an fich al3 ein Berbrechen betrachtet und nur bei 
befondern Umftänden diefelbe mit einer Vergehensſtrafe geahndet wifjen will, 
der Berfuch immer auch dann bejtraft werden, wenn ein leichterer Fall als 
gegeben erachtet wird und aljo in concreto blos ein Vergehen vorliegt; und 
e3 läßt fi dieß um fo weniger bezweifeln, da es ficherlich nicht im Willen 
des Gejeged gelegen fein fann, daß die Zumeſſung der Strafe von Seiten 
des Richters dafür entjcheidend jein fol, ob der Verſuch einer ftrafbaren 
Handlung zu beftrafen ift oder nicht. 

2. Wenn das Geſetz vorfchreibt, daß der Verſuch eines Verbrechens in 
allen Fällen zu beftrafen fei, fo will es damit nur foviel jagen, daß je- 
desmal, jo oft der Verſuch eines Verbrechens wirklich gegeben ift, die geſetz— 
lichen Beftimmungen über die Beſtrafung des Verſuchs zur Anwendung kom— 
men müſſen; denn daß bei denjenigen Verbrechen, bei welchen ihrer Bejchaf- 
fenheit nach ein Verſuch überhaupt gar nicht möglich ift, auch von einer Be— 
ftrafung wegen Verſuchs nicht die Rede fein kann, verjteht jich ohnehin von 
ſelbſt. Was nun die Frage anlangt, bei welchen einzelnen Berbrechen ein 
Verſuch nicht vorkommen kann, jo beantwortet fich diefelbe nad) Maßgabe der 
im vorhergehenden Artikel aufgeftellten gefetlichen ———— des 
Verſuchs in Folgendem: 
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a. Ein Berfuch ift vor Allem nicht möglich bei jenen Verbrechen oder 
höheren Graden eines Verbrechens, zu deren Thatbeftande nach der gefeglichen 
Begriffsbeftimmung nothwendig ein gewiſſer Erfolg erfordert wird, welcher 
ohne beabfichtigt geweſen zu fein, bloß culpofe oder zufällig eingetreten 
ft; Dieß ift nämlich nah Maßgabe der Beſtimmingen dieſes Gefegbuchs, 
wie dieß bereit3 zu Art. 6 auf ©. 57 näher erörtert wurde, allerdings 
manchmal der Fall, wie 3. B. beim Berbrechen der vorfäglichen Körperver— 
legung, infoferne hiedurch der Tod des Verletzten verurjacht worden iſt 


(Art. 234 Ziff. 1), ferner bei dem höheren Grade der Ausjegung hilflofer - 


Perfonen nah Art. 246 Abſ. 2 und Art. 247 Abf. 2 u. dal. Der 
Grund, weshalb bei- diefen Verbrechen ein Verſuch nicht vorkommen fann, 
liegt darin, weil Verſuch und culpa und in gleicher Weije auch Verſuch und 
Zufall fich ihrer Natur nach gegenfeitig ausfchliegen, wie dieß bereits bein 
vorhergehenden Art. 47 aufS.197 ausgeführt wurde. Zum Verfuche eines 
Verbrechens gehört immer die Abficht, diefes Verbrechen zu verüben, d. h. 
dafjelbe in allen zu feinem Thatbeftande gehörigen Beziehungen und Merf- 


malen in das Dafein zu fegen, alfo namentlich auch den vom Geſetze gefor- 


derten Erfolg herbeizuführen; von ſelbſt muß es aber einleuchten, daß Nie- 
mand die Abſicht haben kann, einen Erfolg unabfichtlich (culpofe oder 
zufällig) herbeizuführen, alfo z. B. einen Andern unabſichtlich zu tödten zc. x. 
und ergibt ſich hieraus mit Nothwendigkeit, daß bei allen jenen Verbrechen 
oder Graden eines Berbrechens, bei welchen der Eintritt eines nicht beab- 
fihtigten Erfolges’ zum Thatbeftande gehört, ein Verſuch gar nicht denkbar iſt. 
Was dagegen jene ſchon bei Art. 6 auf ©. 57 erwähnten Verbrechen 
oder höheren Grade eines Verbrechens anlangt, zu deren Thatbeftande ein 
gewifjer Erfolg erfordert wird, ohne daß es dabei weiter darauf ankommt, 
ob diejer Erfolg beabfichtigt geweſen ift oder nicht, fo fann bei diefen aller- 
dings ein Verſuch injomeit vorkommen, als die Abficht des Handelnden auf 
die Herbeiführung dieſes Erfolges wirklich gerichtet gemefen if. So erflärt 
3. B. das Geſetz im Art. 234 Ziff. 1 die vorfägliche Körperverlegung als 
Verbrechen, wenn hiedurch ein bleibender Nachtheil an dem Körper oder der 
Geſundheit des BVerlegten verurſacht worden ift, ohne zu unterfcheiden, ob 
der Thäter einen folhen Erfolg beabfichtigt hatte oder nicht, und hat hier 
aljo, infoferne nicht etwa die Vorausjegungen des Art. 238 gegeben find, 
der eingetretene Erfolg der Handlung immer auf die Größe der verwirkten 
Strafe Einfluß, mag nun diefer Erfolg fpeciell in der Abficht des Thäters 
gelegen geweſen fein oder nicht. Mit Rückſicht hierauf kann bei dem vorauf- 
geführten Verbrechen der vorfäglichen Körperverlegung zweifellos ein Verſuch 
vorfommen; und zwar ift ein jolcher dann gegeben, wenn der Thäter er- 
wiejenermaßen die Abjicht hatte, einem Andern. einen bleibenden, Nachtheil 
an Körper oder Gefundheit zuzufügen, alfo 3. B. ihn des Augenlichts zu 
berauben oder ihn zu entmannen ꝛc. 2c., die Vollendung der That aber nad) 
bereit3 angefangener Ausführung wegen zufälliger Umftände unterblieben ift. 
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b. Ein Verſuch ift ferner nicht möglich bei ſolchen Verbrechen, bei wel— 
chen nach der geſetzlichen Begriffsbeftimmung ausnahmsweie jeder Anfang 
der Ausführung, d. h. alfo mit andern Worten jede Berjuchshandlung 
ſelbſt jchon das vollendete Verbrechen bildet, was nad) Maßgabe vieles 
Geſetzbuchs namentlich beim Hochverrathe (Art. 101) der Fall ift. Solange 
nämlich hier das Verbrechen noch nicht auszuführen angefangen, fondern le— 
diglich vorbereitet wurde, liegt in Gemäßheit der Vorſchrift des vorhergehen- 
den Art. 47 ein (ftrafbarer) Verſuch noch nicht vor; fobald aber einmal von 
der blojen Vorbereitung zum Anfange der Ausführung übergegangen wurde, 
ift auch fofort da8 vollendete Verbrechen gegeben. 

Endlih kann auch ein Verſuch bei ſolchen Verbrechen nicht vorfom- 
men, bei welchen ihrer innern Natur nach ein ftufenweifes Fortfchreiten der 
verbrecherifchen Thätigkeit von einem Anfange der Ausführung bis zur Voll— 
endung um deßwillen geradezu unmöglich ift, weil fie ihrer gejeglichen. Be- 
griffsbeftimmung nach immer durch ein augenblidliches in einem einzigen 
Acte fi) äußerndes Handeln verübt werden, ohne daß hiebei der Eintritt 
icgend eines Erfolges gefordert wird. Dieß ift der Wall bei Verbrechen, 
deren Thatbeſtand jchon durch eine blofe mündliche Aeußerung vollftändig 
gegeben ift, alfo z. B. bei den Verbrechen der Majeftät3beleidigung (Art. 122), 
infoferne daffelbe dadurch begangen wird, daß der Thäter dem Könige im 
dejjen Gegenwart durch Worte Verachtung bezeigt. Denn folange hier die 
das Verbrechen begründende mindliche Aeußerung noch nicht gefchehen ift, 
liegt ein Anfang der Ausführung noch nicht vor; iſt aber einmal eine Ber- 
achtung bezeigende mündliche Aeußerung erfolgt, jo ift auch ſchon der 
Thatbeftand des ee vollftändig erjchöpft und liegt alfo dann fofort 
die vollendete That vor.') 


') Bei den dur die Preſſſe verübten Reaten wäre zwar gleichfalls in Folge der 
Beſtimmung des nicht aufgebobenen Art. 1 des Geſetzes zum Schuge gegen den 
Mipbrauch dev Preffe vom 17. März 1850, welcher vorschreibt, „daß die ftrafrecht- 
liche Verantwortlichkeit für den Inhalt einer Schrift eintritt, ſobald diefelbe veröffent: 
licht, ausgeftellt oder ſonſt im Umlauf gefegt iſt“, ein Verſuch nicht möglich; allein 
dieje aus dem Art. 1 des Preßgeſetzes fich ergebende Folgerung bat ihre praftijche 
Bedentung-verloven, weil e8 nach diefem Sefegbuche cin jelbitftändiges Preßver— 
brechen überhaupt nicht mebr gibt; denn das einzige Verbrechen, weldyes nach Maß— 
gabe dieſes Geſetzbuchs durch die Preſſe verübt werden kann, die von Erfolg beglei— 
tete Aufforderung zur Verübung eines Verbrechens (Art. 57), bildet Fein ſelbſtſtän— 
diges Reat, jondern füllt vielmehr unter den Sefihtspunft der Theilnabme an 
einem andern Verbrechen, 


”. 
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Art, 49. 


Der Verſuch wird nach den nämlichen Beftimmungen wie die Boll 
endung beitraft. 

Doch ſteht den Gerichten die Befugniß zu, die Strafe des Verſuchs 

1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes- oder lebenslänglicher 

Zuchthausftrafe bedroht find, auf Zuchthaus nicht unter acht Jahren, 

2) bei allen andern ftrafbaren Handlungen bis zur Hälfte des nie- 
drigften Strafmaßes, vorbehaltlich deilen, was in den Artifeln 17, 
20 und 26 bejtimmt ift, 
herabaufeßen. 

Wird in Folge deffen wegen des Berfuchs einer Handlung, die mit 
Zuchthausitrafe bedroht ift, auf Gefängnißſtrafe erkannt, fo find mit der- 
jelben die in Artifel 283 bezeichneten Folgen zu verbinden. 

Entw, von 1855 Art. 395 Geſetzg. Ausſch. Verhandl. von 1856/58 der Abe. 
K. 3b. 1. S. 39, 174, ber Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 89, Brot. Bd. ©. 212; Entw. 


von 1860 Art. 50; Sefeßg. Ausſch. Verh. von sn der Abg. K. Abth. J. ©. 133, 
Abth. 1. ©. 7, der Reichsr. 8. Beil’ Bd. ©. 18, Brot. Bd. I. ©. 34. 


Was die Beftrafung des Berfuchs anlangt, jo ift es in der Doctrin 
jehr  beftritten, ob die Strafe des Berfuchs nach denjelben Beftimmungen, 
wie die der vollendeten That bemefjen, oder ob fie in verhältnigmäßiger Ab- 
ſtufung zu der Strafe der vollendeten That niedriger geftellt werden foll, 
und auc von den einzelnen Strafgefeßgebungen wird dieſe Frage in ver- 
jchiedener Weife beantwortet. 

Für die erjtere Anficht wird geltend gemacht, daß es den Principien 
des Strafrechts widerftreite, den vein zufälligen Umftänden, durch welche 
eine beabjichtigte und bereits begonnene ftrafbare That ganz gegen den Willen 
des Thäters unvollendet geblieben ift, ein folches Gewicht zu Gunften des 
Thäters beizulegen, daß in Folge deffen eine ganz andere Strafe, als die 
bei gefchehener Vollendung der That- der Fall gewefen wäre, bei der Beftra- 
fung zu Grunde gelegt werde. Zur Nechtfertigung der anderen Anficht wird 
dagegen angeführt, daß bei der Beurtheilung der Strafbarfeit einer Hand- 
ling nicht allein das jubjective, fondern auch das objective Moment in 
Betrachtung zu kommen habe, und daß nebjtden bei dem Berfuche auch die 
jehr häufig immer noch denfbare Möglichkeit, daß der Thäter vielleicht ohne 
Dazmwifchenfunft eines äußeren Hindernifjes freiwillig von der Vollendung der 
That abgeftanden fein würde, von dem Strafgejege nicht außer Berüdfichti- 
gung gelafjen werden dürfe. 

Das gegenwärtige Geſetzbuch hat einen Mittelweg eingefchlagen, welcher 
den beiden voraufgeführten Gefichtspunften Rechnung trägt und deshalb den 
Berhältniffen am meisten entjprechend erjcheint. Daſſelbe ftellt nämlich mit 
Nücjicht darauf, daß allerdings in vielen Fällen, wie namentlich) bei dem 
jogenannten beendigten Beriuche, die unterbliebene Vollendung der That 
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bei Ausmeffung der Strafe innerhalb des gefeglichen Minimuns und Ma- 
rimums genügende Berücdfichtigung finden fann, als Regel den Grundfag 
an die Spiße, daß der Berfuch nach den nämlichen Beftimmungen, wie 
I die Vollendung zu beftrafen fei, und erfcheint die Aufftelung diefes Grund: 
| faes um fo mehr gerechtfertigt, da das Gebiet des (ftrafbaren) Verſuchs 
in Folge der in dieſem Gefegbuche enthaltenen Begriffsbeftimmung des Ver— 
ſuchs jehr enge begrenzt ift. 

Dabei gibt jedoch das Geſetz den Gerichten die Möglichkeit an Die 
Hand, die Echärfe diefes Grundfages in den minder ftrafbaren Fällen des 
Verſuchs entjprechend zu mildern, indem es ihnen die Befugniß einräumt, 
bei Ausmeſſung der Strafe des Verſuchs auch bis auf die Hälfte des Mi- 
nimums der ordentlichen Strafe und da, wo unbedingt die Todes- oder le— 
benslängliche Zuchthausftrafe angedroht ift, auf Zuchthaus nicht unter acht 
Jahren herabzugehen. 

Im Einzelnen ift zu vorftehendem Artifel Folgendes zu bemerken: 

1. Durch die Vorjchrift, daß der Verſuch nah den nämlihen Be- 
flimmungen wie die Vollendung zu beftrafen ift, fpricht das Geſetz mit 
Haren Worten die grundfägliche völlige Gleichftellung des Verſuchs mit 
der Vollendung aus. In Gemäßheit diefer Vorſchrift muß überhaupt jede 
Beftimmung, welche das Geſetz jowohl im allgemeinen wie auch im bejondern 
Theile hinfichtlich der Beftrafung der vollendeten That aufftellt, auch beim 
Verſuche Anwendung finden, und muß ſomit beim Berjuche namentlich auch 
immer diejenige Strafbeitimmung (vorbehaltlih der den Gerichten einge: 
räumten Herabjeßungsbefugniß) Play greifen, welche dann anwendbar fein 
wirde, wenn die in Frage ftehende ftrafbare That in der vom Thäter 
beabjihtigten Weife zur Vollendung gefommen wäre. Demzufolge muß 
aljo bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei welchen die Strafe der vollendeten 
That von der Größe der bewirften Beſchädigung oder Verlegung abhängt, 
auch die Strafe des Verſuchs fih immer darnach richten, welche Größe der 
Beihädigung oder Verlegung in der Abſicht des Thäters gelegen gemejen ift. 
Wer erwiejenermaßen einen Geldijhmud im Werthe von mehr als tau- 
jend Gulden ftehlen wollte, aber bei Ausführung feines Vorhabens verjagt 
wurde, der muß wegen Verſuchs zu einem Berbrehen des Diebitahls 
(Art. 274 Ziff. 6) beftraft werden, und muß dieß namentlich auch dann ge 
ſchehen, wenn der Dieb bei feiner Berjagung bereit einen Theil des Schmud3 
im Werthe von 500 fl. ſich angeeignet gehabt "hat, fo daß aljo die beab- 
fichtigte That nur theilweife beim Verſuche ftehen geblieben, theilweife aber 
im Örade eines Vergehens wirklich zur Vollendung gekommen ift. In gleicher 
Weife muß ferner in dem Falle, wenn das Gejeg für die vollendete That 
bei dem Vorhandenſein gewiſſer erjchwerender Umftände oder Merkmale eine 
höhere Strafe androht, diefe höhere Strafe auch beim Verſuche Pla greifen, 
falls ein jolches Erfchwerungsmoment, wenn gleich vielleicht felbft wieder nur 
im Stadium des Verſuchs, bei der unternommenen Berfuhshandlung vor— 
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handen ift. Wer alſo einen Diebftahl mittel3 Einfteigens in ein bewohn- 
te8 Gebäude auszuführen verfuht hat, der muß ohne Rückſicht dar- 
auf, ob der erjchwerende Umftand des Einfteigens bereit3 vollendet oder 
jelbft nur erft verfucht war, jedenfalls wegen Verſuchs zu einem Vergehen 
des Diebftahls (Art. 282 Ziff. 2) beftraft werden. 

Was fodann jene ftrafbaren Handlungen anlangt, bei welchen das Ge— 
jeß in leichteren Fällen oder bei bejonders mildernden Umftänden 
eine der Art oder dem Satze nad) niedrigere Strafe zuzuerfennen geftattet, 
jo wird hier der Richter immer vor Allem ohne Rückſichtnahme auf die un- 
terbliebene Vollendung der That zu prüfen haben, ob nach) den obmwaltenden 
Umftänden bei erfolgter Vollendung derfelben ein leichterer Fall al3 gegeben 
anzunehmen wäre oder nicht, und erft wenn auf diefe Weife feftfteht, welche 
von den beiden geſetzlich angedrohten Strafen für die vollendete That Platz 
zu greifen hätte, ift bei Ausmeffung diefer Strafe darauf, daß die That 
nicht zur Vollendung gefommen ift, entfprechende Ridficht zu nehmen; denn 
wirde man hier ungeachtet des Umftandes, daß an fich ein leichterer Fall 
nicht gegeben ift, wegen der unterbliebenen Vollendung der That bei Aus: 
mefjung der Strafe des Verſuchs die für die leichteren Fälle angedrohte 
niedrigere Strafbeftimmung zu runde legen, jo wiirde der Vorjchrift des 
Gejeges, daß der Verſuch nad) den nämlichen Beftimmungen wie die Vollen- 
dung beftraft werdeu fol, offenbar nicht entjprochen. 

2. Wenn gleich der Verſuch hinfichtlich der Beftrafung grundfäglich der Boll- 
endung gleichgeftellt ift, jo joll doch nad) dem Willen des Geſetzes, wie dieß be- 
reit3 im Eingange erwähnt wırrde, bei der Ausmeffung der Strafe der Umftand, 
daß die That nicht zur Vollendung gefommen ift, ftetS als ein objectiver Straf- 
milderungsgrund in Berüdfichtigung gezogen werden; und zwar legt dag 
Geſetz diefem objectiven Strafmilderungsgrunde eine jo große Bedeutung bei, daß 
es den Gerichten die Befugniß einräumt, dieferhalb felbft unter die für die 
vollendete That gedrohte Strafe in der im zweiten Abſatze des vorjtehenden 
Artifel3 beftimmten Weife herabzugehen. Mit Rückſicht hierauf wird es 
faum jemals vorkommen können, daß der Verfuh da, wo die Strafe der 
vollendeten That eine relativ beftimmte ift, mit dem Maximum der gefetzlichen 
Strafe beftraft wird; umd auch da, wo für die vollendete That eine abfolute 
Strafe gedroht ift, wird es nur in den feltenften Fällen gerechtfertigt erſchei— 
nen, diefe Strafe auch für den bloßen Verſuch eintreten zu laſſen, und wer— 
den vielmehr die Gerichte gerade hier zu einem Herabgehen unter die or- 
dentliche Strafe am meiften veranlaßt fein. 

3. Eine nothwendige Confequenz der grundſätzlichen Gleichitellung des 
Verſuchs mit der Vollendung befteht darin, daß beim Berfuche alle Straf: - 
folgen, welche die vollendete That nach fich zieht, gleichfalls eintreten müſſen, 
und fchreibt deshalb das Geſetz ausdrücdlich vor, daß in dem Falle, wenn 
wegen Verſuchs einer mit Zuchthausjtrafe bedrohten Handlung auf eine Ge— 
fängnißftrafe erkannt wird, die Straffolgen des Art. 28, welche ohne die er- 
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folgte Strafherabjegung mit der Verurtheilung zur Zuchthausftrafe fraft des 
Geſetzes eingetreten fein würden, mit der Strafe zu verbinden, d. h. aljo 
(vgl. die Vorjchrift des Art. 29) im Strafurtheile ausdrüdlich auszufprechen 
find. — Nur allein hinfichtlic der Straffolge der Stellung unter Polizei- 
aufficht und der bei Ausländern an ihre Stelle tretenden Yandesvermwei- 
fung findet beim Berjuche in gewiljer Beziehung eine Abweichung ftatt. Nach 
Art. 36 fünnen nämlich die Gerichte bei jeder VBerurtheilung megen eines 
Verbrechens, bei der VBerurtheilung wegen eines Vergehens aber nur im den 
von Geſetze bejtimmten Fällen die Stellung unter Polizeiaufficht für zuläffig 
erflären. In Folge diejer gefeglichen Beltinnmung fann, wenn wegen Ber- 
ſuchs einer mit Zuchthausftrafe bedrohten Handlung eine Gefängnißftrafe zu- 
erfannt wird und aljo blos eine Berurtheilung wegen Bergehens erfolgt, ein 
Ausspruch über die Zuläffigfeit der Stellung unter Polizeiaufficht wicht in allen 
Fällen, jondern blos bei jenen ftrafbaren Handlungen erlafjen werden, bei 
welchen das Geſetz auch bei der Berurtheilung wegen Bergehens die Straf- 
folge der Stellung unter Polizeiaufficht ausdrücklich für zuläffig erklärt. Hienach ift 
3. DB. wohl bei der Zuerkennung einer Gefängnißſtrafe wegen Berfuchs zum 
Berbrechen des Diebftahls nah Art. 274 oder zum Berbrechen des Betrug! 
nach Art. 316 letzter Abjag die Stellung unter Polizeiaufficht zuläffig, weil 
nach Art. 291 und 326 auch bei jeder wegen Diebftahls oder Betrugs zu— 
erfannten Gefängnißftrafe diefe Straffolge Pla greifen fan; dagegen er« 
fcheint die Stellung unter Polizeiauffiht in dem Falle unftatthaft, wenn 
Jemand wegen VBerfuhs zum Verbrechen der Nothzucht nad) Art. 204 zu 
einer Gefängnißſtrafe verurtheilt wird, da nirgends eine gefegliche Beſtim— 
mung diefe Straffolge bei der DVerurtheilung wegen eines Vergehens der 
Nothzucht für zuläjjig erklärt. 


Art. 50. 


| Mo das Geſetz die Strafe der vollendeten That nach der Größe 
der dadurch bewirften Beſchädigung oder Verlegung beftimmt, wird bei 
der Beitrafung des Verſuchs von der auf den niedrigiten Grad ſolcher 
Beſchädigungen oder Verlegungen gefegten Strafe ausgegangen, infoferne 
nicht aus den Umftänden hervorgeht, daß die Abficht des Thäters auf 
eine größere Beſchädigung oder Berlegung gerichtet gewejen fei. 

Entw. von 1855 Art. 40; Geſetzg. Ausſch. Verb, von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. J. — 175, ber Reichsr. R. Beil. Bd. ©. 90, Brot. Bd. ©. 213; Entw. von 


1860 Art. 51; Gefeßg- us Berb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. IT. S. 9, der 
Reichsr. R. at Bd. 1. 36 


Wie bereits bei der Erörterung des vorhergehenden Artifels sub Ziff. 1 
gezeigt wurde, muß bei denjenigen ftrafbaren Handlungen, bei welchen die 
Strafe der vollendeten That von der Größe der bewirkten Befhädigung oder 
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Verlegung abhängt, auch die Strafe des Verfuchs ſich immer darnach rich— 
ten, welche Größe der Beſchädigung oder Verlegung von dem Webelthäter bei 
der unternommenen Berfuchshandlung beabjichtigt gewefen ift. 


Nicht jelten wird aber der Fall eintreten, daß fich überhaupt gar nicht 


ermitteln läßt, welche Abficht der Webelthäter in der angedeuteten Richtung 
gehabt hat. Zur Bejeitigung jeden Zweifels darüber, wie es in einem fol- 
hen Falle mit der Beitrafung des Verſuchs zu halten fei, fchreibt das Ge— 
ſetz ausdrüdlich vor, daß hier immer von der auf den niedrigsten Grad 
der Beſchädigung oder Verletzung gefegten Strafe ausgegangen werden muß. 
Wer alfo 3. B. auf dem Verſuche eines Diebjtahls betreten wird, der kann 
in dem Falle, wenn feine Gewißheit über das Object des beabfichtigten Dieb- 
ftahls gewonnen werden fann, nur wegen Verſuchs eines den Betrag von 
zehn Gulden nicht überfteigenden Diebjtahls, d. h. alfo eines Diebftahls im 
Uebertretungsgrade für jchuldig erfannt werden. Daß dieſe Pöfung der be- 
zeichneten Frage die allein vichtige ift, folgt jchon aus der allgemeinen An- 
forderung der Gerechtigkeit, dag Niemand wegen einer höher jtrafbaren That 
verurtheilt und beftraft werden darf, als er erweislich ausgeführt, beziehungs- 
weife auszuführen verjucht hat. 

Was das Gefeß im vorftehenden Artifel für den Fall vorjchreibt, wenn 
die Größe der vom Webelthäter beabjichtigten Beſchädigung oder Verlegung 
ſich nicht ermitteln läßt, muß der Natur der Sade nad) ganz im gleicher 
Weife auch dann analoge Anwendung finden, wenn es ungewiß ift, ob die 
Ausführung der blos bis zum Berfuche gediehenen That unter einem auf 
die Strafe Einfluß habenden erfchwerenden Unftande oder Merfmale be- 
abfichtigt war oder nicht, und muß aljo in einem folchen Falle bei dev Be- 
ſtrafung des Verſuchs gleichfalls immer von der dem Uebelthäter günjti- 
geren Annahme ausgegangen werden. 


Art. 51. 


———— Eine Handlung, durch welche die Ausführung einer be— 
abbſichtigten ſtrafbaren That lediglich vorbereitet aber noch 
nicht angefangen wurde, unterliegt nur dann einer Strafe, 
wenn fie mit ſolcher vom Gefege ausdrücklich bedroht ift, 
oder wenn fie für fich allein fchon ein Verbrechen oder 
Vergehen oder eine Webertretung bildet. 

Gntw. von 1855 Art. 38; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 39, 174, der Reiher. K. Beil. Bd. ©.87, Prot. Bd. S. 205; Entw. von 
1860 Art. 52; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. II. ©. 9, 
der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 20, Brot. Bd. I, ©. 36. 

Schon bei der Erörterung des voransgehenden Art. 47 wurde gezeigt, 
daß Handlungen, durch welche die Verübung einer ftrafbaren That lediglich 
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vorbereitet wird, nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzbuchs 
keinen ſtrafbaren Verſuch bilden, daß vielmehr ein ſtrafbarer Verſuch nur 
durch ſolche Handlungen begründet wird, welche ſchon einen Anfang der 
Ausführung der beabſichtigten That enthalten, und wurden dortſelbſt auch 
die Gründe näher entwickelt, welche den Geſetzgeber zu dieſer engern Auf— 
faſſung des ftrafbaren Verſuchs veranlaßt haben. 

Eine nothwendige Conſequenz der bezeichneten Auffaſſung des ſtrafbaren 
Verſuchs iſt der im vorſtehenden Artikel ausgeſprochene Grundſatz, daß 
Handlungen, durch welche die Ausführung einer beabſichtigten ſtrafbaren That 
lediglich vorbereitet, aber noch nicht angefangen wurde, regelmäßig einer 
Strafe nicht unterliegen. 

1. Wenn das Geſetz vorfchreibt, daß die bloßen Borbereitungshandlun- 
gen zu einer ftrafbaren That regelmäßig einer Strafe nicht unterliegen, fo 
will e8 damit nur die Straflofigfeit der VBorbereitungshandlungen vom ftraf- 
rechtlichen Gefichtspunfte aus ausdrüden, und fteht aljo diefe Gejegesbe- 
ftimmung in feiner Weife entgegen, jolche VBorbereitungshandlungen, wenn ſie 
in anderer Beziehung wie namentlih vom polizeilichen Gefichtspunfte aus 
mit Strafe bedroht find, in diefer Beziehung mit der gedrohten Strafe zu 
belegen. So erfcheint 3. B. bei Demjenigen, welcher fi in der Abficht, 
Jemanden zu vergiften, Gift zubereitet, eine Beftrafung wegen Webertretung 
der polizeilichen Vorfehriften in Bezug auf Gift (Art. 114 des Polizeiftraf- 
gejegbuch8), bei Demjenigen, welcher verbotene Waffen bei fich führt, um 
einen Andern förperlich zu verlegen, eine Beftrafung wegen Tragens verbo- 
tener Waffen (Art. 70 des Bolizeiftrafgefegbuhs) durch die Beftimmung des 
porftehenden Artifel3 keineswegs ausgeſchloſſen. 

2. Der Grundſatz, daß bloße Vorbereitungshandlungen zu einer ftraf- - 
baren That ftraflos find, erleidet eine zweifahe Ausnahme Auch eine 
bloße Vorbereitungshandlung muß nämlich einer Strafe unterliegen, 

a) wenn fie vom Gejege ausdrüdlich mit Strafe bedroht ift; 

b) wenn fie für ſich allein ſchon ein Verbrechen, Bergehen oder 
eine Webertretung bildet. 

ad a. Abweichend von der gefeglichen Negel find in diefem Gejegbuche 
aus befondern Rückſichten mitunter auch ſchon bloße VBorbereitungshandlun- 
gen zur Ausführung einer ftrafbaren That mit Strafe bedroht. Und zwar 
erklärt das Geſetz einerjeitS gemifje vorbereitende Handlungen ganz allgemein, 
fo oft fie zur Vorbereitung der Ausführung irgend eines Verbrechens oder 
Vergehens begangen werden, fir ftrafbar; dieß ift der Fall in den folgenden 
Art. 56 und 57, und wird das Nähere in diefer Beziehung dortfelbft erör- 
tert werden. AndererfeitS kommt e8 aber auch vor, daß das Gefeß bei 
einer ftrafbaren Handlung beſtimmte Vorbereitungshandlungen zu diefem 
jpeciellen Reate ausnahmsweife mit Strafe bedroht, fo 3. 8. beim Hoch— 
verrathe (Art. 102), bei der Fälfhung von Geld (Art. 173), bei der Fäl- 
Ihung von öffentlichen Ereditpapieren (Art. 189) u. dgl. mehr, wie dieß in 
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der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs bei den einfchlägigen Neaten näher 
erläutert werden wird. 

Wo in diefer Weife Handlungen, durch welche die Ausführung einer 
ftrafbaren That lediglich vorbereitet wird, ausdrücklich mit Strafe bedroht 
find, da nehmen diefe Vorbereitungshandlungen in jeder Beziehung die Na- 
tur einer felbjtftändigen ftrafbaren That an; folgeweife müfjen bei ihnen 
namentlich) auch die gejeglichen Vorſchriften über die Beftrafung des Verſuchs 
jelbjt wieder zur Anwendung fommen, und läßt es fich hienach 3. B. wohl 
nicht bezweifeln, daß es auch einen Verſuch des Verbrechens der Vorbe— 
reitungen zum Hochverrathe nah Art. 102 geben kann. 

ad b. Weiter unterliegt aber auch eine bloße Vorbereitungshandlung 
zur Ausführung einer beabſichtigten ſtrafbaren That dann einer Strafe, wenn 
ſie für ſich allein ſchon ein Verbrechen, Vergehen oder eine Uebertretung 
bildet. So muß z. B. Derjenige, welcher das Kupfer entwendet, welches er 
zur Ausführung einer beabſichtigten Fälſchung von Geld benützen will, je 
nach Verſchiedenheit des Werthes des entwendeten Kupfers und der Art und 
Weiſe der Verübung des Diebſtahls wegen Verbrechens, Vergehens oder 
Uebertretung des Diebſtahls beſtraft werden. — Die voraufgeführte Beſtim— 
mung des Geſetzes enthält keine wahre, ſondern nur eine ſcheinbare 
Ausnahme von dem Grundſatze, daß bloße Vorbereitungshandlungen 
zur Ausführung einer beabfichtigten ftrafbaren That ftraflos find, da die 
unternommene Handlung hier nicht in ihrer Eigenfhaft als Vorbereitungs- 
handlung zu der beabfichtigten ftrafbaren That, jondern nur injoferne beftraft 
wird, als fie ſchon an fich ohne Rückſicht daranf, daß durch fie eine meiter 
beabfichtigte jtrafbare That vorbereitet wird, ein ftrafbares Reat bildet. 
Sp ift es in dem oben angeführten Beijpiele nicht die Borbereitungshand- 
lung zu der beabfihtigten Münzfälfchung, jondern einzig und allein der ver- 
übte Diebjtahl, welcher der Beſtrafung unterliegt. 


— un m — —— — 
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Fünftes Hanptitüd. 
Cheilnahme und Begünftigung. 
Art. 52. 


Theilnahme. Menn bei Verübung eines Verbrechens mehrere Perſo— 
nen zujammenwirfen, jo trifft die auf diejes Verbrechen 
gefeßte Strafe nicht blos denjenigen, welcher das Verbrechen 
durch eigene Handlung unmittelbar bewirkt hat (Tihäter), 
fondern ebenfo jeden Theilnehmer, deifen Abficht auf die 
Hervorbringung oder Unterftügung des Verbrechens gerich- 
tet war. 

Mar die Abficht eines Theilnehmers auf die Hervor— 
bringung oder Unterftügung einer geringer ftrafbaren That 
gerichtet, fo trifft ihn nur die hierauf gefeßte Strafe. 

Gntw. von 1855 Art. 41 u.44; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg K. 
Bd. J. ©. 40, 176, der Reichs. K. Beil. BC ©.92, Prot. Bd. S. 214; Entw. von 1860 


Art. 53; Gefebg. ir — von 1860/ 61 der Abg. KR. Abth. I. S. 9, ver 
Reichsr. 'g. Prot. Bd. 


Art. 53. 


Die geſetzlichen Vorſchriften über die Theilnahme kommen auch bei 
Vergehen und Uebertretungen zur Anwendung, ſoweit nicht die Beſtimm— 
ungen der nachfolgenden Artikel auf Verbrechen oder auf Verbrechen und 
Vergehen beſchränkt ſind. 


Entw. — 1860 Art. ge Geſetzg. rg — von 1860/61 der Abg. K. 
Abth. II. ©. 10, der Reichsr. K. Prot. Bd. 7. 


Art. 54. 


Unter der Vorausſetzung der im Artikel 52 angegebenen nor iſt 
als Theilnehmer zu betrachten: 

1) wer durch ausdrücklichen Rath oder Auftrag, durch J— 
durch Verſprechen oder Geben eines Lohnes oder Geſchenkes, durch 
Gewalt, Drohung oder Befehl, durch Erregung oder Benützung 
eines Irrthums oder auf andere ähnliche Weiſe die ſtrafbare That 
verurſacht hat; 

2) wer vor dem Beginue der Ausführung der beſchloſſenen That Be— 
lehrung oder Rath über die Art und Weiſe ihrer Ausführung 
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ertheilt, Werfzeuge oder andere Mittel zu ihrer Begehung gelie- 
fert, Gelegenheit zur Ausführung verfchafft, Hinderniffe der Aus- 
führung aus dein Wege geräumt oder überhaupt Handlungen, durch 
welche die That vorbereitet wurde, vorgenommen oder zu folchen 
Handlungen Hilfe geleiftet hat; 

3) wer vor oder in dem Zeitpunfte der Ausführung den Thäter oder 
einen Theilnehmer in ihrem Entſchluſſe beftärft, wer denfelben vor 
der That eine Beihilfe bei der Ausführung oder die Verheimlich- 
ung der That oder andere nach vollendeter That zu leiſtende Hilfe 
oder Unterftügung verfprochen und nicht vor angefangener Aus— 
führung feinen Rücktritt von dieſem Verſprechen ausdrücklich oder 
durch unzweidentige Handlungen zu erfennen gegeben hat; 

4) wer in dem Zeitpunfte der Ausführung der That durch Handans 
legen, Wacheftehen, Kundichaftgeben oder auf andere ähnliche Weife 
zur Verübung der That mitgewirft, Beiftand geleiftet, die Aus- 
führung der That erleichtert oder die Wirkung derfelben befür- 
dert hat. 


Entw. von 1855 Art. 42; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abo. K. 
Bd. I. ©. 40, 176, der Reihsr. K. Beil. Bd. ©. 94, Brot. Bd. ©. 215, Entw. von 
1860 Art. 55; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. S. 134, 
Abth. II. ©. 105 der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 21, Prot. Bd. I. ©, 38, 


Gleichwie beim Verſuche, jo ftehen fich auch bei der Lehre von der Theil- 
nahme ſowohl in der Wiffenfchaft wie auch in der Öefeggebung zwei verfchie- 
dene Syſteme einander gegenüber, Nach den einen Syſteme, welches vorzugS- 
weife in den ältern deutjchen Strafgejeggebungen vorherrfchend ift und auch 
dem bayerifhen Strafgejeßbuche von 1813 zu Grunde lag, wird nämlich im 
Falle der Zuſammenwirkung mehrerer Perfonen bei Berübung einer ftraf- 
baren That zwijchen den (unmittelbaren und intellectuellen) Urhebern und 
den bloßen Gehilfen ftrenge unterfchieden, und werden regelmäßig nur 
allein die erfteren mit der auf die verübte That im Geſetze gedrohten 
Strafe belegt, wogegen die Strafe der legteren, welche mit Rückſicht auf 
die Art ihrer Hilfeleiftung im verfchiedene Kategorien eingetheilt werden, in 
verhältnigmäßiger Abftufung zu der auf die verübte That gedrohten Strafe 
niedriger geftellt if. — Nah dem andern Syſteme, welches vom Code pénal 
und auch von dem neuen öfterreichifchen und preußifchen Strafgefeßbuche an- 
genommen ift, werden alle diejenigen, welche bei der Verübung einer ftrafbaren 
That mitwirken, ohne Rüdficht auf die Art umd Weife ihrer Betheiligung 
als Mitfehuldige (Theilmehmer) der verübten That erflärt und mit der 
im Geſetze hiefür gedrohten Strafe belegt, wobei es übrigens dem richter- 
Lihen Ermefjen überlaffen bleibt, bei der Strafausmeffung innerhalb 
des gefeglihen Strafmaaßes auf die Betheiligung der einzelnen zur Ver— 
übung der ftrafbaren That mitwirkenden Perſonen geeignete Rückſicht zu 
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nehmen, was jedoch jelbftverftändlich nur infoweit möglich ift, als nicht eine 
abfolut beftimmte Strafe für die verübte That gedroht ift. 

Das gegenwärtige Geſetzbuch hat fich im Principe dem legteren Sy— 
fteme angeſchloſſen. Dieſes Syſtem, welches fich namentlich auc durch jeine 
Einfachheit auszeichnet, beruht auf dem Grundſatze, daß Jeder, welcher vor 
oder in dem Zeitpunkte der Verübung einer ftrafbaren That fi an deren 
Ausführung in was immer für einer Weife betheiligt, welcher dazu wiſſent— 
ih irgend eine Hilfe, Erleichterung oder Förderung leiftet oder auch nur 
zufagt, die ftrafbare That ebenfo gut wie der Thäter jelbjt will und für 
deren Zuftandefommen thätig ift, und daß ihn deshalb auch mit vollem 
Rechte die auf diefe That gefetste Strafe gleich dem Thäter trifft. Unläug— 
bar tritt nämlich derjenige, welcher fich bei der VBollbringung einer ftrafbaren 
That in der bezeichneten Weife betheiligt, durch feine Betheiligung dem ver- 
brecherifchen Entichluffe des Thäters bei; er macht diejen, Entichluß zu dem 
feinigen, und in feiner Handlung fpricht ſich der Wille, daß die ftrafbare 
That zur Ausführung fomme, ebenfo unzweifelhaft aus, als ob er fchon von 
vorneherein diejelbe gemeinschaftlich mit dem Thäter bejchlofjen und fich zu 
deren Ausführung mit dem leßteren unter Zuficherung gegenfeitigen Beiftan- 
des verabredet hätte. Mag auch fein Intereſſe an der That jelbft nur ein 
fecundäres (3. B. Iediglih auf den ihm vom Thäter verheißenen Lohn ge- 
richtetes) geweſen fein, immerhin war er ſich bei jeiner Mitwirkung des ver- 
brecherifchen Endzweckes der Unternehmung, zu welcher er mitwirfte, voll- 
foınmen bewußt, und hat er in dieſem Bemwußtjein die Erreichung jenes’ 
Endzwedes gefördert. Wenn es demgemäß beim Borhandenfein eines Kom- 
plottes d. h. eben, wenn mehrere Perfonen die Berübung einer ftrafbaren That 
gemeinschaftlich befchloffen und fich zu deren Ausführung unter Zuficherung 
gegenfeitigen Beiftandes mit einander verabredet haben, gerechtfertigt erjcheint, 
ſämmtliche zur- Begehung der ftrafbaren That Mitwirkende ohne Rückſicht 
auf die Art ihrer Mitwirfung auf" Grund der Solidarität ihres verbrecheri- 
chen Entſchluſſes mit der gefeglichen Strafe der verübten That zu belegen — 
und daß dieß der Fall ift, wird auch von allen dem gegentheiligen Syſteme 
folgenden Strafgefeggebungen anerfannt — jo muß dieß ganz in gleicher 
Weife auch in allen anderen Fällen dev Mitwirkung Mehrerer zur Verüb- 
ung einer ftrafbaren That für gerechtfertigt erachtet werden, weil auch danı, 
wenn eine Verabredung zur Verübung der That im Komplotte nicht ftatt- 
gefunden hat, jedes dazu Mitwirkende das Zuftandefommen der That will 
und hiefür thätig iſt. — 

Wenn übrigens auch das Gefeg den allgemeinen Grundſatz aufftellt, 
daß ſämmtliche bei der Verübung der ftrafbaren That Mitwirkende die für 
die That gedrohte gefeliche Strafe treffen foll, jo verfennt dafjelbe doch 
keineswegs, daß die Schuld der einzelnen Mitwirkenden je nach der Art 
ihrer  Betheiligung eine verfchiedene fein fann und daß insbejondere der 
bloße Gehilfe in der Regel weniger ftrafbar fein wird, wie der un- 
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mittelbare oder intellectuelle. Urheber der »That; vielmehr väumt es mit 
Rückſicht hierauf in dem unten folgenden Art. 55 den Gerichten die Be— 
fugniß ein, bei denjenigen Theilnehmern, welche eine bloße Beihilfe 
bei Berübung der ftrafbaren That geleiftet haben, die für diefe That 
gefeglich gedrohte Strafe in der dort bezeichneten Weife herabzufegen, und 
erkennt es alſo hiedurch den häufig jehr jcharf hervortretenden Unterfchied zwischen 
Urheberſchaft und Gehilfenfchaft bezüglich der Strafbarkeit ausdrüdlich an. 

Im BVorftehenden find die allgemeinen Erwägungen angegeben, von 
welchen das Geſetz bei Behandlung der Theilnahme ausgeht. 

- Was nun ingbejondere die in den Art. 52 mit 54 enthaltenen gefeß- 
lichen Beitimmungen anlangt, fo ift hierüber im Einzelnen Folgendes zu 
bemerfen. 

I. 

Nach dem Sprachgebrauche dieſes Geſetzbuchs, mit welchem vor Allem 
befannt gemacht werden muß, bezeichnet der Ausdruf „Thäter“ in der 
Regel nur den unmittelbaren Urheber der That; jedoch fommt es an 
einzelnen Stellen wie 3. B. in den Art. 74, 96 und 98 aud vor, daß 
das Wort „Thäter“ in einem weiteren Sinne als gleichbedeutend mit „Uebel- 
thäter“ gebraucht ift, jo daß alfo hierunter. in gleicher Weife, wie dieß bei 
dem 3. B. in den Art. 13 und 91 enthaltenen Ausdrude „der Schuldige“ 
der Fall ift, nicht bloß der eigentliche Thäter, fondern ebenfomohl auch die 
Theilnehmer und Begünftiger zu verftehen find. — Unter dem Ausdrude 
„Theilnehmer“ ift der (eigentliche) Thäter niemals mitbegriffen; denn das 
gegenwärtige Geſetzbuch faßt nicht alle bei der Verübung einer ftrafbaren 
That mitwirfenden Perfonen unter der gemeinfamen Benennung „Iheilnehmer“ 
zuſammen; vielmehr jcheidet daffelbe, wie fic dieß aus der im Art. 52 ent- 
haltenen Gegenüberſtellung des Thäters und der Theilnehmer jowie aus der 
im Art. 54 gejchehenen Aufzählung der als Theilnehmer zu betrachtenden 
Perjonen ganz klar ergibt, den Thäter von dem Begriffe der Theilnahme 
aus, und erfcheinen fomit nad) dem Sprachgebrauche dieſes Geſetzbuchs als 
Theilnehmer nur Diejenigen, welche bei Verübung einer ftrafbaren That 
mitgewirkt haben, ohne dabei ſelbſt Thäter zu fein. ALS Kollectiv- 
Bezeichnung für den Thäter und Theilnehmer dient dagegen der Ausdrud 
„Mitfchuldige*, wie dieß 3. B. im Art. 65 der Fall ift. 

Was nun vorerft den Thäter (ummittelbaren Urheber) anlangt, jo 
erſcheint als folcher nach Vorſchrift des Art. 52 und 53 Derjemige, welcher 
die ftrafbare That (Verbrechen, Vergehen oder Webertretung) durch eigene 
Handlung unmittelbar bewirkt hat. 

1. Wenn das Gefeß die unmittelbare Bewirkung der ftrafbaren 
That dur) eigene Handlung als das Merkmal der THäterfchaft erflärt, fo 
will e8 damit nur foviel ausdrüden, daß zwiichen der Handlung des Sub- 
ject8 und der ftrafbaren That ein unmittelbares, d. h. nicht durch 
die Dazwiſchenkunft einer dritten von der Handlung des Subjects unabhän- 
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gigen Urfache ausgefchloffenes Caufalitätsverhältniß beftehen muß. Daß 
dagegen das handelnde Subjekt die ftrafbare That gerade durch unmittelbar 
eigene körperliche Kraft und Thätigfeit bewirft habe, wird zur Thäterfchaft 
feineswegs erfordert; vielmehr erfcheint ebenjowohl auch Derjenige als Thäter, 
welcher fich bei Vollbringung der ftrafbaren That eines außer ihm liegen- 
den Mittels bedient oder welcher den verbrecherifchen Erfolg erſt mittels 
einer durch feine Handlung ins Werk gefegten Zwifchenurfache her- 
vorgebracht hat, wie 3. B. wenn Jemand feinen Hund auf einen Andern 
best und ihm auf diefe Weife eine Körperverlegung zufügt, oder wenn er 
einem Andern alle Nahrungsmittel vorenthält und fo deſſen Tod durch Ver— 
hungern verurfacht u. dgl. mehr. 

2. Die Frage, ob derjenige, welcher einen Andern als ein bloßes willen: 
lofes Werkzeug zur Verübung einer ftrafbaren That benüßt, ſei es nun, daß 
er denjelben vermittelft förperlicher Gewalt (vis absoluta) zwingt, oder 
jei es, daß er fich eines Unzurehnungsfähigen oder einer Perjon be— 
dient, welche fich in einem die Zurechnung aufhebenden Irrthume befindet, 
jelbjt als der Thäter oder ob er als intellectweller Urheber der von dem Andern 
ausgeführten That erfcheint, muß zweifellos im erfteren Sinne eutjchieden 
werden. Als intellectueller Urheber (Theilnehmer nah Art. 54 Ziff. 1) 
kann nämlich ein Solcher um deßwillen nicht erachtet werden, weil zur 
intellectuellen Urheberfchaft, wie dieß unten sub Ziff. III. näher erörtert wer- 
den wird, nothmwendig gehört, daß der Wille eines Andern zur Ausführung 
der ftrafbaren That beftimmt wird, diefe Vorausfegung aber hier nicht 
gegeben ift. Dagegen find bei einem Solchen die gejelichen Merkmale der 
Thäterfchaft allerdings gegeben. Das Gefeß erklärt als Thäter denjenigen, 
welcher das Verbrechen (Vergehen oder die Uebertretung) d. h. aljo Die 
in Frage ftehende ftrafbare That durch eigene Handlung unmittelbar bewirkt 
hat; offenbar ift aber in dem Falle, wenn Jemand einen Andern als bloßes 
Werkzeug’ zur Verübung einer dolofen ftrafbaren That bemütt, nicht dieſer 
als Werkzeug benügte und alfo gleich einer Naturfraft wirkende Dritte, ſon— 
dern vielmehr derjenige, welcher diefes Werkzeug in Bewegung gefegt hat, 
das handelnde Subject, durch deſſen Thätigkeit die gefchehene doloſe That 
unmittelbar bewirkt worden if. — Wenn alſo z. B. der A einen völlig 
Blödfinnigen zum Anzünden des Wohnhaufes feines Feindes veranlaßt, oder 
wenn derjelbe im mörderijcher Abficht, wohl wiffend, daß in dem nahen Ge- 
bitjche der C fchlafend liegt, den B durch das Vorgeben, daß fich dajelbft 
ein Wild im Yager befinde, dazu beredet, in das Gebüfch hineinzufchießen, 
und durch diefen Schuß der C getödtet wird, oder wenn der A den D durch 
die Aufforderung, eine Probe feiner Gejchidlichfeit abzulegen, dazu bewegt, 
ıhm eine im Berfehre geltende Banknote nachzumachen, während der A die 
verbrecherifche Abficht hat, die nachgemachte Banknote bei paffender Gelegen- 
heit als Geld zu gebrauchen, fo ericheint hier zweifellos der A als der 
Thäter des BVerbrechens der vorfäglichen Brandftiftung (Art. 347), des 
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Mordes (Art. 228), der Fälfchung von Geld (Art. 169). In allen diefen 
Fällen ift nämlich blos allein der A für die Hervorbringung der bezeichneten 
(vorfäglichen) Berbrehen thätig geweſen und find diefe Verbrechen nur 
durch jeine Handlung unmittelbar bewirkt worden; die durch die intellec- 
tuelle Einwirkung des A veranlaßte phyſiſche TIhätigfeit der von ihm zur 
Ausführung feiner verbrecherifchen Abficht bemügten dritten Berfonen fann 
als ein wirkliches Handeln derjelben bei Verübung der voraufgeführten 
Verbrechen nicht erachtet werden, da nur allein das aus freier Selbftbe- 
ſtimmung heworgegangene Handeln als ein wirkliches Handeln erfcheint, 
dieſe dritten Perjonen aber fich nicht jelbft zur Verübung der fraglichen 
Verbrechen beſtimmt hatten, jondern vielmehr infomeit, als e8 ſich um bie 
Hervorbringung diejer Verbrechen handelte, ein millenlojes Werk— 
zeug in der Hand des A bildeten. !) 

Der angeführte Sa, daß derjenige, welcher fich eines Andern als 
eines bloßen Werkzeugs zur Verübung einer ftrafbaren That bedient, als 
der eigentliche Thäter diefer That erfcheint, ift namentlih um deswillen von 
höchſter Wichtigkeit, weil nach Vorſchrift des Gefeges die vom Thäter ver- 
übte That auch für die Beftrafung fämmtlicher Theilnehmer maßgebend ift; 
denn in Folge diefer unten sub Ziff. IV. zur Erörterung kommenden gejeß- 
lichen Beftimmung würde man bei Außerachtlaſſung des erwähnten Satzes 
nicht jelten zu einem ganz faljchen Refultate fommen. So wird z. B. in 
dem zweiten der vorher angeführten Beifpiele in der Handlungsweije des B, 
welcher auf Veranlaſſung des A auf das Gerathewohl in das Gebüfch Hin- 
einſchoß und auf diefe Weife den darin befindlichen C tödtete, allerdings unter 
Umftänden eine Fahrläffigfeit enthalten fein, und demgemäß der B einer 
Tödtung aus Fahrläffigfeit für fchuldig erachtet werden müſſen. Wollte 
man aber hier irriger Weife den A als Theilnehmer (intellectwellen Ur— 
heber) der dem B zur Laft fallenden That betrachten umd beftrafen, fo 
fönnte abgejehen davon, daß eine Theilnahme an einer fahrläßigen Hand- 
lung, wie dieß jogleich nachher sub Ziff. II. gezeigt werden wird, überhaupt 
gar nicht denfbar ift, auf den A nur das Strafgejeg über Tödtung aus 
Fahrläffigkeit Anwendung finden, während doch der A gezeigtermaßen in 
Wirklichkeit al3 der Thäter eines Mordes erfcheint. So ift ferner in dem 
legten der obigen Beispiele in der von dem D vorgenommenen Handlung 


1) Daß Derjenige, welcher fich eines Andern als eines bloßen willenlofen Werkzeugs 
zur Verübung einer ftrafbaren That bedient, als der Thäter ber verübten (bolofen) 
That betrachtet werden muß, wurde im Geſetzg. Ausſch. der Abg. K. bei der Berathung 
über Art. 71 (Art. 61 des Gefegentw. von 1855) von dem Abg. Dr. Edel namentlich 
bervorgeboben, und bei der Berathung des fpäteren Gefeßentwurfs von 1860 auch 
von dem Abg. Dr. Weiß, welcher früher die Anfiht des Aba. Dr. Edel befämpft 
hatte, ausdrücklich anerkannt. Vergl. Gefeßg. Aush. Verb. der Abg. K. von 1856/58 
Bd. J. ©. 212, ferner von 1860/61 Abth, IL ©. 89, 
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ein ftrafrechtliches Reat gar nicht enthalten, da das Nachmachen einer Banf- 
note lediglich zu dem Zwede, um jeine Öejchidlichkeit zu erproben, alſo ohne 
die Abjicht, die nachgemachte Banknote in den Verkehr zu bringen oder fonft 
als Geld zu gebrauchen, im Geſetzbuche nirgends mit Strafe bedroht it; 
demgemäß müßte der A, welcher die verbrecherifche Abficht der Fälfhung 
von Geld, um dafjelbe in den Verkehr zu bringen, hatte und den B als 
Werkzeug zur Ausführung der fraglichen nad) Art. 169 als Berbrechen ftraf- 
baren That benützte, völlig ftraflos bleiben, wenn man denfelben nicht jelbit 
al3 den Thäter diefes Verbrechens, ſondern irriger Weife als den intellec- 
tuellen Urheber der von B verübten unter fein Strafgefeg fallenden That 
betrachten würde. 

3. In der Natur der Sade liegt es, daß auch mehrere Perſonen 
an der eigentlichen Haupthandlung, durch welche die ftrafbare That jelbft 
verwirklicht wird, unmittelbaren Antheil nehmen können. In einem folchen 
Falle fönnen die ſämmtlichen an der Hanpthandlung unmittelbaren Antheil 
nehmenden Perjonen als Thäter erjcheinen, jo daß alfo hier mehrere Mit- 
thäter vorhanden find. Es fann aber auch vorkommen, daß eine an der 
Haupthandlung”" unmittelbaren Antheil nehmende Perfon blos die Eigenfchaft 
eine Gehilfen an ſich trägt; dieß gibt das Geſetz felbft durch die im Art. 54 
Ziff. 4 enthaltene Beſtimmung, daß auch derjenige bloßer Theilnehmer (durch 
Beihilfe) fein fann, welder in dem Zeitpunfte der Ausführung durch 


‚ Handanlegen zur Berübung der That mitgewirkt hat, deutlich zu erfennen. 


| 
| 








Das Unterfcheidungsmerfmal, wer von den mehreren an der Verwirklichung 
der ftrafbaren That ſelbſt unmittelbaren Antheil nehmenden Perſonen als 
Thäter beziehungsweife Mitthäter, und mer als bloßer Gehilfe erjcheint, 
fann nur allein in dev Abficht gefunden werden, welche den einzelnen Mit— 
wirfenden innewohnt. 

Wer nämlich die jelbitftändige Abjicht hat, die ftrafbare That zu 
begehen, und aljo die Verübung diefer That zu jeiner eigenen Sade 
macht, der trägt die Eigenjchaft eines Thäters au fich; wer dagegen ohne 
diefe jelbitftändige auf. Begehung der That gerichtete Abficht blos die Un- 
terftüßung der verbrecherifchen Abficht eines Andern bezwedt, ſonach die 


‚ Hervorbringung der That nicht al3 jeine eigene Angelegenheit betreibt, der 


kann nur als Gehilfe (Theilnehmer nach Art. 54 Ziff. 4) erachtet werden, 
da nad) der unten sub Ziff. III. folgenden Erörterung gerade in der Unter: 
ftügung der verbrecherifchen Abficht eines Andern das charafteriftiiche Merk— 
mal der Beihilfe befteht. 

Die Frage, ob Jemand als Mitthäter oder blos als Theilnchmer nad) 
Art. 54 Ziff. 4 erfcheint, ift auch practiſch von großer Erheblichkeit; denn 
den Mitthäter muß immer die auf die verüibte ftrafbare That geſetzte Strafe 
treffen, während bei einem Theilnehmer nach Art. 54 Ziff. 4 den Gerichten 


nach Maßgabe der Vorſchrift des Art. 55 die Befugniß zuſteht, Dre Strafe 


in der dort bezeichneten Weife herabzufegen. 
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11. 

Als Theilnehmer erklärt das Gefeg im Art. 52 jeden außer dem 
Thäter zur Berübung einer ftrafbaren That Mitwirkenden, dejjen Ab- 
jiht auf die Hervorbringung oder Unterftüßung der I ge= 
= war. 

. Ein Verhältniß der Theilmahme wird nur durch die Mitwirkung 
zu . von einem Dritten — dem Thäter — verübten That begründet; 
es müſſen aljo bei der Theilnahme immer Perſonen, welche nicht jelbit als 
Thäter erjcheinen, für die Verübung der ftrafbaren That thätig geweſen fein. 
Daß aber in jeden Falle, in welchem mehrere Perſonen bei Verübung einer 
ftrafbaren That zufammengewirft haben, auch ein Berhältnig der Theilnahme 
in’ dem Sinne, in welchem dieſes Gefegbuch den Begriff der Theilnahme 
auffaßt, gegeben ift, erfcheint feineswegs nothwendig, da ja die ntehreren 
zufammenmwirfenden Perjonen, wie dieß bereitS sub J. Ziff. 3 erwähnt wurde 
und auch in dem ımten folgenden Art. 65 ausdrüdlic anerkannt wird, jammt 
und fonders die Eigenjchaft als Thäter beziehungsweife Mitthäter der 
perübten ftrafbaren That an fich tragen können, in dieſem Falle aber dem 
Vorgefagten zufolge von einer Theilnahme an der That nad Maßgabe 
dieſes Geſetzbuchs nicht gefprochen werden kann. 

2. Zur Theilnahme wird nothwendig erfordert, daß die Mitwirkung 
zur Verübung der ftrafbaren That eine vorjägliche ſei; es muß, mie der 
Art. 52 vorjchreibt, die Abjicht des Theilnehmers auf die Hervor— 
bringung oder Unterftüßung diefer That gerichtet fein. Indem das 
Gefeg hier die auf Hervorbringung der That und die auf Unterjtüg- 
ung derjelben gerichtete Abficht bejonders anflihrt, gibt es beveitS den mwejent- 
lichen Unterjchied zwijchen der Theilnahme durch intellectuelle Urheber: 
ſchaft und der Theilnahme durch Beihilfe zu erkennen, wovon gleich unten 
näher die Rede fein wird. 

Daraus, daß bei der Theilnahme immer die auf Hervorbringung oder 
Unterftügung einer ftrafbaren That gerichtete Abjicht vorhanden fein muß, 
folgt von felbjt, daß Theilmahme und Fahrläſſigkeit ſich gegenfeitig 
einander ausfchließen. Demgemäß ift vor Allem eine Theilnahme durch 
Fahrläffigfeit (culpofe Theilnahme) dem Begriffe nach nicht denfbar; denn 
während bei der Theilnahme der Wille immer auf die Hervorbringung oder 
Unterftügung einer ftrafbaren That gerichtet fein muß, erſcheint bei der Fahr— 
läffigfeitt im directen Gegenfage hiemit die Nichtung des Willens auf die 
jtrafbare That nothwendig ausgej chloſ ſen. In gleicher Weiſe kann es aber 
auch feine wahre re an einer culpojen ftrafbaren That geben, 
da die Theilnahme ihrem Begriffe nach ein abjihtliches Zufanmenhandeln 
Mehrerer bei Verübung einer jtrafbaren That erfordert, ein jolches aber bei 
einem culpofen Delicte mit Nicficht darauf, daß hier der Thäter niemals 
eine verbrecherifche Abficht hat, gar nicht denfbar if. — Zwar fann ‚es 
allerdings vorkommen, daß Jemand einen Andern abfihtlich zur Vornahme 
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einer Handlung veranlaßt, welche den lesteren wegen culpa verantwortlich 
macht, wie 3. B. wenn der A im der Abficht, einen Waldbrand zu verur- 
fachen, den B, ohne ihm Etwas von feinem verbrecherifchen Vorhaben zu 
jagen, dazu anftiftet, an einer Stelle des Waldes, wo der Boden mit dürrem 
Yaube dicht bededt ift, feine brennende Cigarre wegzumerfen und im Folge 
defien der fraglihe Wald in Brand gerät. — Allein in einem jolchen 
Falle liegt feine Theilnahme an einem culpojen Delicte vor; vielmehr muß 
bier die verübte That dem Einen al3 dolos, dem Andern als culpos zuge- 
rechnet werden. Der A erjcheint in dem angegebenen Beifpiele nad) der 
oben sub I. Ziff. 2 gegebenen Erörterung al8 unmittelbarer Thäter einer 
porjäglichen Brandftiftung; denn diefe That, die vorfägliche Brandftiftung, 
wurde nur allein durch die Handlung des A bewirkt, da der B, infoweit e3 
fi um die Verübung einer vorſätzlichen Branditiftung handelte, ein willen: 
(oje Werkzeug in der Hand des A bildete und nur al3 folches von ihm 
benügt wurde; und wenn auc der A durch die von "ihm vorgenommene 
Handlung fich jelbjt einer (andern) ftrafbaren That, der fahrläfjigen Brand: 
ftiftung, ſchuldig gemacht hat, fo kann doch hiedurch jeine Eigenjchaft als 
bloſes pafjives Werkzeug gegenüber der dem A zur Yaft liegenden vorjäß- 
lichen Brandftiftung in feiner Weife alterivt werden. — Hienach liegt aljo 
in dem Falle, wenn Jemand einen Andern dolos zu einer bloß culpojen 
Thätigfeit anftiftet, in Wirklichkeit ein Verhältniß der Theilnahme gar nicht 
vor; vielmehr find hier zwei verjchiedene ſtrafbare Handlungen gegeben, 
eine vorjäglich begangene und eine fahrläffige, und erjcheint hiebei derjenige, 
welcher den Andern zu culpojer Thätigfeit angeftiftet hat, al3 der (unmittel- 
bare) Thäter des vorjäglichen, legterer dagegen als der Thäter des 
fahrläſſigen Reates. 
III. 

Während das Geſetz im Art. 52 die geſetzlichen Merkmale eines Theil— 
nehmers im Allgemeinen zu erkennen gibt, führt es im Art. 54 die ein— 
zelnen Perſonen, welche als Theilnehmer im Sinne des Art. 52 zu be— 
trachten ſind, namentlich auf. 

Faßt man die Beſtimmungen des Art. 54 näher in's Auge, ſo findet 
man, daß in Ziff. 1 von denjenigen Theilnehmern, welche die Verübung 
‚einer ſtrafbaren That abſichtlich hervorgebracht, in Ziff. 2 mit 4 aber von 
denjenigen, welche deren Verübung abfichtlih unterjtügt haben, gehandelt 
wird, Nacd dem Sprachgebrauche der Wiffenfchaft pflegt man einen Theil- 
nehmer der erfteren Art den intellectwellen (mittelbaven) Urheber, 
den Anftifter, den geiftigen Vater der That zu nennen, wogegen 
ein Theilnehmer der legteren Art als Gehilfe der That bezeichnet wird. 
Das gegenwärtige Gefetbuch hat es jedoch gänzlich vermieden, bei der Be— 
handlung der Theilnahme im allgemeinen Theile fi) der vorbenannten tech— 
nischen Bezeichnungen zu bedienen und faßt es vielmehr ſowohl den intellec- 
tuellen Urheber (Anftifter), wie auch die Gehilfen blos unter dem Collectiv- 
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ausdrucke „Theilnehmer“ zufammen, um die bei Anwendung befonderer Be- 
zeihnungen fir dieſe beiden Arten der Theilnahme häufig herportretende 
unvermeidliche Complifation und Schwerfälligfeit aus der Fafjung der Anz, 
klageſchriften und ftrafgerichtlichen Urtheile zu befeitigen, 

Was nun vorerft die 

Ziff. 1 

des Art. 54 anlangt, jo erklärt das Geſetz hier als Theilnehmer Jeden, 
welcher durch die im Gefege näher bezeichneten Mittel, nämlich 
durch ausdrüdlichen Nath oder Auftrag, durch Ueberredung, durch Verſprechen 
oder Geben eines Lohnes oder Gefchentes, durch Gewalt, Drohung oder Befehl, 
durch abfichtliche Erregung oder Benügung eines Irrthums oder auf an 
dere ähnliche Weife die ftrafbare That abjichtlich verurſacht hat. 

Die fämmtlichen einzelnen Mitfel zur Verurſachung einer ſtrafbaren 
That, welche das Gefeg hier fpeciell aufführt, tragen ohne Ausnahme den Cha- 
rafter einer intellectuellen (im Gegenſatze zur phyfiihen) Einwirkung 
auf den Willen eines Andern an fih, und ift dieß namentlich auch 
bezüglich der dafelbft angeführten Gewalt der Fall, da hier unter der Gewalt 
eine vis compulsiva, nicht aber eine vis absoluta (förperlicher Zwang) zu 
verftehen ift, was fich zweifellos daraus ergibt, weil nach der oben sub 1. 
Ziff. 2 gegebenen Erörterung durch vis absoluta niemals ein Verhältniß der 
Theilnahme, fondern vielmehr unmittelbare Thäterfchaft begründet wird. 
Gerade der Umftand aber, daß die ſämmtlichen namentlih aufgeführten 
Mittel, durch welche nad) Vorſchrift des Gejeges für demjenigen, der durch 
ein folches Mittel eine ftrafbare That abjichtlich verınfacht hat, das Ber- 
hältnig eines Theilnehmers an der That begründet wird, den gleichen Cha- 
vafter einer intellectuellen Einwirfung auf den Willen eines 
Andern an fich tragen, ftellt e8 außer Zweifel, daß das Geſetz durch die 
im Art. 54 Ziff. 1 enthaltene Vorjchrift denjenigen bezeichnen will, welchen 
man nach dem Dbengefagten in der Wiffenfchaft den intellectuellen 
(mittelbaren) Urheber, den Anftifter, den geiftigen Bater der That 
zu nennen pflegt; denn das Weſen der intellectuellen Urheberſchaft bejteht 
eben darin, daß derjenige, welcher eine ftrafbare That hervorbringen will, 
den Willen eines Andern duch pfychologifche Einwirkung ivgend einer Art 
zur phyſiſchen Ausführung diefer That vorfäglich beftimmt uud auf dieſe 
Weiſe die ftrafbare That verurfaht. — Bon welcher näheren Befchaffenheit 
das Mittel ift, durch welches die Beſtimmung des Willens eines Andern 
zur Ausführung der ftrafbaren That in's Werk gefegt wird, ijt für den 
Begriff der intellectuellen Urheberſchaft gleichgiltig; dieß wird durch die Worte 
des Geſetzes „oder auf andere ähnliche Weiſe“ Far ausgedrücdt, indem 
hieraus zu entnehmen ift, daß die in Ziff. 1 des Art. 54 enthaltene namentliche 
Aufführung einzelner Mittel zur Beftimmung des Willens eines Andern 
blos eremplificative gefchehen ift, und daß alfo auch alle fonftigen nicht 
ipeciell benannten Mittel derfelben Kategorie, d. h. alle jene Mittel, 


— 
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durch welche ebenfalls die Beſtimmung des Willens eines Andern zur 
Ausführung einer jtrafbaren That bewirkt werden kann, den im Geſetze 


namentlich aufgeführten völlig gleichjtehen. ntjcheidend für den Begriff der 


intellectnellen Urheberfchaft ift nur, daß der intellectuelle Urheber die Ab- 
fiht hatte, den Willen des Andern zur Verübung der ftrafbaren That zu 
beftimmen und daß ferner gerade durch die von ihm ausgegangene 
intellectwelle Einwirfung der Wille des Andern wirklich zur Ver: 
übung diejer That beſtimmt worden ift, jo daß aljo ein objectiver Caujal- 
zufammenhang zwifchen der jtattgehabten Einwirkung auf den Willen des 
Thäters und der Berübung der That befteht; find dieje VBorausfegungen ge— 
geben, jo kann man in Wahrheit jagen, daß der intellectuelle Urheber die 
von dem Angeftifteten verübte ftrafbare That vorjäglich verurſacht habe. 

Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß in dem Falle, wenn Jemand 
fih einer Mittelsperjon bedient, um einen Andern zur VBerübung einer 
jtrafbaren That zu beftimmen, wie z. B. wenn der A feinen Bedienten B 
dazu veranlaßt, den Ü zur Ermordung desD zu dingen, ſowohl der mittel- 
bare, wie der unmittelbare Anftifter — im dem gegebenen Beifpiele der 
A und B — als Theiluehmer nah Art. 54 Ziff. 1 erfcheint. In einem 
jolhen Falle haben nämlich dieſe beiden Perjonen vereinigt die jtrafbare 
That vorſätzlich verurſacht; denn während hier der mittelbare Anftifter (A) 
der eigentliche Bater der That ift, welcher zuerjt den verbrecheriichen Entſchluß 
faßte und die Berübung der That herbeiführte, hat der unmittelbare An— 
jtifter (B) durch die von ihm geübte Thätigkeit "die verbrecherifche Abficht 
des erjteren zu der jeinigen und ſich jelbit zur nächſten Urjache der ftraf- 
baren That gemacht; ſomit fallen beide unter die Vorfchrift des Art. 54 Ziff. 1 
und müſſen jie demgemäß als intellectuelle Miturheber betrachtet werden. 

Schlieglich muß noch erwähnt werden, daß das Geſetz, wenn es auch denjenigen 
al Theilnehmer erklärt, welcher „Durch Erregung oder Benügung 
eines Irrthums“ die jtrafbare Ihat verurjacht hat, hierunter nur den 
Fall im Sinne haben fann, wenn Jemand einen Andern dur Erregung oder 
Benügung eines Irrthums zur Begehung einer dolojen jtrafbaren That 
veranlaßt, wie 3. B. wenn der A den B abfichtlich zur körperlichen Miß— 
handlung des C durch die faljche Borjpiegelung bejtimmt, daß der C mit 
der Frau des B ein vertrautes Verhältniß unterhalte; die folgt mit Noth— 
mendigfeit daraus, weil nad der oben sub II. Ziff. 2 gegebenen Erörterung 
in dem Falle, wenn Jemand einen Andern zu blos culpojer Thätigfeit an- 
jtiftet, eim eigentliches Berhältniß der Theilnahme gar nicht vorliegt, jondern 
vielmehr bier der Anftifter jelbit als der unmittelbare Thäter der von ihm 
beabjichtigten jtrafbaren That betrachtet werden muß, 

In 
Ziff. 2 — 4 
des Art. 54 handelt das Geſetz von den Gehilfen einer ftrafbaren That, 
d. h. von denjenigen, welche irgend eine Beihilfe zur Verübung der ftraf- 
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baren That geleiftet haben. — Als Beihilfe erfcheint jede abſichtliche 
Unterſtützung der Ausführung der verbrecheriſchen Abſicht eines | | 
Andern. Das charafteriftifche Merkmal der Beihilfe befteht darin, daß der 
Gehilfe die ftrafbare That nicht für fich begehen, daß er vielmehr nur 
die Ausführung einer fremden verbrecheriſchen Abficht, die Verübung — 
ſtrafbaren That durch einen Andern auf irgend eine Weiſe befördern will; 
deshalb jett die Beihilfe ihrem Begriffe nach nothwendig das Dajein eines 
bereit zur ftrafbaren That entjchloffenen Urhebers voraus. — Zur Theilnahme 
durch Beihilfe wird fodann, gleichwie jede TIheilnahme überhaupt nur eine 
vorjägliche fein fan, immer die auf Unterftügung der flrafbaren That ge- 
richtete Abficht erfordert; daß aber der Gehilfe ein eigenes felbftftändiges 
Intereſſe an der Verübung diefer That habe, daß bei ihm ein fpecieller auf — 
die Entftehung der ftrafbaren That gerichteter dolus vorhanden fei; ift nicht 
nothwendig; vielmehr erjcheint die Unterftügung. der That ſchon dann als 
eine abfichtliche, wenn der Gehilfe nur das Bewußtſein hat, durch feine 
Handlungsweife die Veribung der ftrafbaren That zu unterftügen, und in 
diefem Bewußtfein die bezügliche Handlung vorninmt, mag aud) 3. B. der 
eigentliche Zwed feines Handelns blos der geweſen fein, ſich dem Bollbringen 
der ftrafbaren That gefällig zu erweifen. 

Die verfchiedenen Interfcheidungen, welche man in der Wiſſenſchaft bei 
der Beihilfe zu machen pflegt (wie z. B. intellectuelle und phufifche, nahe 
und entfernte, pofjitive und negative, vertragsmäßige und zufällige Bei- 
hilfe ꝛc. ꝛc.), hat das Geſetz, da alle diefe Entjcheidungen feinen bejondern 
practifchen Werth haben, unberüdjichtigt gelaffen, und handelt es vielmehr 
ganz allgemein in Ziff. 2 von der Beihilfe, welche bei der Vorbereitung 
der ftrafbaren That und in Ziff. 4 von der Beihilfe, welche bei der Aus— 
führung der That jelbft geleiftet wird, während in Ziff. 3 zwei Arten der 
fogenannien intellectuellen Beihilfe namentlich hervorgehoben werden. — 
Was num vorerft die 

Ziff. 2 des Art. 54 anlangt, fo ift hier derjenige als Theilnehmer 
erklärt, welcher in der daſelbſt jpeciell angegebenen Weife oder überhaupt 
Handlungen, durch welche die That vorbereitet wurde, vorgenommen, 
oder zur ſolchen Handlungen Hilfe geleiftet hat. — Das Gefeg führt alfo 
bier wiederum zuerſt eremplificationsmweije die gewöhnlichften Arten der 
Beihilfe im Stadium der Vorbereitung einer ftrafbaren That, melde er 
fahrungsgemäß meiftentheils entweder in intellectuweller Einwirkung durd 
Ertheilung von Rath, Belehrung oder Anleitung iiber die Ausführungs- 
weife der That, oder in phyſiſcher Beiftandgleiftung durch Herbeifhaffung 
von Hilfsmitteln zur Begehung der That, durch Verfchaffung der Gelegen- 
heit zu ihrer Ausführung oder durch Hinwegräumung der der Ausführung 
entgegenftehenden Hindernifje zu beftehen pflegen, namentlich auf; ſodann |pricht 
es aber in den Schlußmworten, „oder überhaupt Handlungen, Durd) 
welche die That vorbereitet wurde, vorgenommen oder zu 
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folden Handlungen Hilfe geleiftet hat,“ ausdrüdlic aus, daß nicht 
blo3 die jpeciell aufgeführten Arten, fondern überhaupt jede Art der Bei- 
hilfe im Stadium der Vorbereitung einer ftrafbaren That, fie mag von 
was immer für einer Befchaffenheit fein, die Eigenschaft eines Theilnehmers 
an der ftrafbaren That begründet. 

Gleichviel iſt es hienach vor Allem, ob die geleiftete Hilfe eine we— 
fentliche, fo daß ohne fie die ftrafbare That gar nicht vollbracht worden 
wäre, oder ob fie eine unmwejentliche (emtbehrliche) geweſen ift; denn 
nach den klaren Worten des Geſetzes begründet die bloße Thatjache, daß zu 
den die ftrafbare That vorbereitenden Handlungen in der Abficht der Unter- 
ftiigung diefer That irgend eine Hilfe geleiftet wurde, ſchon an und für fich 
das Verhältniß eines Theilnehmers, ohne daß es weiter darauf anzufommen 
hat, von welchem Einflufje die geleiftete Hilfe auf die Verübung der That 
gewejen ift. — Ebenſo ift es gleichgiltig, ob die Hilfeleiftung in Folge eines 
mit dem Thäter beftehenden Einverftändnijjes oder ohne ein ſolches Ein- 
verftändniß erfolgt iſt; nur das ift von Belang, daß die Hilfe abfichtlich 
geleiftet wurde, d. h. daß der Hilfeleiftende wußte, feine Handlung enthalte 
eine Hilfeleiftung zur Vorbereitung der ftrafbaren That. Demgemäß er- 
fcheint 3. B. der A, welcher dem B einen Nachjchlüffel geliefert hat, wifjend, 
daß der B diefen Sclüffel zur Berübung eines Diebftahls benüten will, 
auch dann als Theilnehmer des von B verübten Diebjtahls, wenn ihm der 
B von dem beabjichtigten Gebrauche des Schlüſſels nichts gejagt umd er 
vielmehr feine desfallfige Wiffenfchaft ohne Zuthun des B. zufällig anders 
woher erhalten hat. — Endlich ift es auch gleichgiltig, ob die Hilfe, welche 
Jemand zu einer die ftrafbare That vorbereitenden Handlung leiftet, unmit- 
telbar dem Thäter oder ob fie felbjt wieder nur einem bloßen Theilnch- 
mer (Anftifter oder Gehilfen) der That geleiftet worden ift; denn das 
Geſetz erklärt überhaupt jede Hilfeleiftung zu Handlungen, welche die ftraf- 
bare That vorbereitet haben, als Theilnahme, ohne dabei hinfichtlich der 
Perfon, welcher die Hilfe geleiftet wird, irgendwie einen Unterfchied zu 
machen. Wenn alfo 3. B. der A, welcher den B auß dem Wege räumen 
will, nachdem fich auf fein Anftiften der C gegen Boraußzahlung eines 
Lohnes von 100 fl. zur Ermordung des B bereit erklärt hatte, feinen 
Freund D umter Darlegung der Sachlage um Darleihung der als Lohn 
porauszahlbaren 100 fl. angeht, und von diefem auch wirklich zu befagtem 
Zwede 100 fl. geliehen erhält, fo erfcheint hier der D als Theilnehmer 
des an B verübten Mordes nah Art. 54 Ziff. 2, da derfelbe zu einer 
Handlung, welche die Ermordung des B vorbereitet hat, nämlich zu der 
Anftiftung des C wiffentlih Hilfe gelelftet hat. In gleicher Weife muß 
ferner 3. B. der A, wenn derjelbe auf Anfuchen des B einen Nachfchlüffel 
zu einem Zimmer verfertigt, welcher der B dem GC behufs der Berübung 
eines Diebftahls zu liefern verfprocdhen hat, als Theilnehmer des von C ver- 
übten Diebftahls nad Art. 54 Ziff. 2 beftraft werden, fall er nur wußte, 
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zu welchem Zwecke der von ihm gefertigte Nachſchlüſſel dienen follte; denn 

in diefem Falle hat der A durch die Anfertigung des Nachfchlüfjels gleich- 
falls zu einer die Verübung des bejagten Diebftahls vorbereitenden Hand— 
lung wiſſentlich Hilfe geleiftet. — Als Theilnahme nah Art. 54 Ziff. 2 
erfcheint e8 auch, wenn Jemand vor Berübung der That zu Beranftaltungen, 
welche erſt mach verübter That ihre Wirfung zu äußern beftimmt find, wie 
3. B. zur Herbeifchaffung der Mittel zur Flucht nach Begehung der That, 
Hilfe geleiftet hat, da auch folhe nah Berübung der That ihre Wirkung 
äußernden BVBeranftaltungen offenbar dazır dienen, die Ausführung der That 
vorzubereiten. — Daß jodann eine Theilnahme nad Art. 54 Ziff. 2 nicht allein 
durh pofitive Handlungen, jondern auch duch Unterlaſſungen begründet 
werden fann, wie 3. B. wenn die von ihrer Herrfchaft zum Verſchließen der 
Hausthüre bei Eintritt der Nachtzeit beauftragte Magd im Einverftändnifie 
mit dem Diebe den Verſchluß der Thüre unterläßt und in diefer Weife ein 
Hindernig der Ausführung des Diebſtahls mifjentlih aus dem Wege räumt, 
bedarf im Hinblid auf die ausdrückliche VBorfchrift des Art. 5 des Geſetz— 
buch feiner meiteren Erwähnung. — In 

Ziff. 3 des vorftehenden Artikels hebt das Geſetz zwei befonders 
wichtige Arten der intellectwellen Beihilfe namentlich hervor, nämlich 

a. die abfichtliche Beftärfung eines Andern in feinem verbrecherifchen 
Entſchluſſe, gleichviel ob fie vor der Ausführung des Entfchluffes oder 
unmittelbar im Zeitpunfte der Ausführung felbft geſchieht. — Die bezeich- 
nete Beihilfe kann ebenfalls nicht allein gegenüber dem Thäter durch 
Beftärfung in dem Entfchluffe zur Ausführung der ftrafbaren That, fondern 
ebenjomohl auch ſelbſt wieder gegenüber einem bloßen Theilnehmer 
— Anftifter oder Gehilfen — durch Beftärfung im dem Entjchluffe zur 
Herporbringung oder Unterftügung der That geleiftet werden. In dem einen 
wie in dem andern Falle it es aber eine nothwendige Vorausfegung diefer 
Art der Beihilfe, daß der verbrecherijche Entſchluß in dem Andern felbft- 
ftändig entftanden und alfo zur Zeit der auf ihn ausgeübten intellectuellen 
Einwirkung wenigftens bereit3 im Allgemeinen gefaßt gewejen ift. — Die 
Form, im welche: fih die auf Beftärkung eines Andern in feinem verbreche- 
riſchen Entfchluffe gerichtete intellectuelle Einwirkung einkleiden kann, ift fehr 
verjchieden ; eine ſolche Einwirkung kann nämlich ftattfinden in der Form 
des Nathes, des Zuredens, des Wunfches, des Pobes, des Ausdruds der 
Zuftimmung oder Genehmigung, der Widerlegung der Zweifelsgründe und 
dgl, mehr. 

b. Das Berfprehen einer bei oder nach der Ausführung der 
That zu leiftenden Hilfe. — Wer einem bei der PVerübung einer ftraf- 
baren That Betheiligten, ſei es nun dem Thäter felbjt, oder fei e8 nur 
einem bloßen Theilnehmer der That, eine bei Ausführung der That oder 
auch erft nach erfolgter Ausführung derfelben zu leiftende Hilfe im Boraus 
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verfpricht, der hat nicht allein in dem Falle, wenn er die verfprocene Hilfe 
wirflih geleiftet, fondern auch dann, wenn er diefe Hilfe zwar nicht geleiftet, 
aber doc denjenigen, welchem er die Hilfe verjprodhen hatte, auf der Mein- 
ung belafjen hat, daß er fie leiften werde, zur Verübung der That mitge- 
wirkt; denn im leßteren Falle hat ja derjenige, welchem das Berfprechen 
der Hilfeleiftung gemacht worden war, bei Vornahme feiner verbrecherifchen 
Handlung die Erwartung gehegt, daß ihm die verfprocdene Hilfe geleiftet 
würde, und hat jomit hier daS Verſprechen der Hilfeleiftung, auch wenn 
es nicht erfüllt wurde, doch jedenfalls zur Beftärfung des lebelthäters 
in feinem verbrecherifchen Entjchluffe gedient. Demgemäß erfcheint es voll- 
fonımen gerechtfertigt, wenn das Geſetz in Ziff. 3 denjenigen, welcher einem 
TIhäter oder Theilnehmer vor der That eine Beihilfe bei deren Aus- 
führung oder irgend eine nach vollendeter That zu leiftende Hilfe oder 
Unterftügung verſprochen hat, ohne weitere Nüdjicht darauf, ob die ver- 
iprochene Hilfe wirklich geleiftet wurde, oder nicht, als Theilnehmer erklärt. — 
Wohl zu unterjcheiden von dem voraufgeführten Falle ift dagegen der Fall, 
wen Jemand dem Thäter oder einem Theilnehmer blos eine Beihilfe zu 
einer die ftrafbare That vorbereitenden Handlung verfproden hat. Ein 
Solcher erjcheint nicht fchon in Folge dieſes Verſprechens als Iheilnehmer 
nach Ziff. 3, da das Gefeg hier nur von dem Berfprechen einer bei oder nach 
Ausführung der That zu leiftenden Hilfe jpricht; er kann vielmehr nur im 
dem Falle, wenn er die Hilfe, welche er zu der die That vorbereitenden 
Handlung verfprochen hatte, auch wirklich geleitet hat, als Theilnehmer 
und zwar nach Art. 54 Ziff. 2 bejtraft werden, wogegen er andern Falls 
mit Necht völlig ftraflos bleiben muß, da er ja dann, wenn er moß feines 
Verſprechens eine Hilfe zu der die That vorbereitenden Handlung nicht ge- 
leistet hat, - thatfächlicy noch vor angefangener Ausführung der That, d. h. 
aljo ehe noch eine ftrafbare Handlung überhaupt vorgenommen wurde (vgl. 
Art. 47), außer aller Beziehung zu dieſer That getreten ift. — Bon mel- 
cher näheren Beichaffenheit die Beihilfe ift, welche Jemand dem Thäter oder 
einem Theilnehmer bei oder nach der Ausführung der That zu leiften im 
Voraus verjpricht, ob fie eine wejentliche oder unweſentliche ift, ob fie 
in einer pojitiven Thätigfeit oder in einer Unterlafjfung (negativen Bei— 
hilfe) befteht, ift auch hier wieder (vgl. das zu Ziff. 2 Gefagte) ganz gleich— 
giltig, und muß in legterer Beziehung insbefondere auch derjenige, wel- 
cher einem Andern die Nichtverhinderung der Ausführung einer ftraf- 
baren That zugefihert hat, als Theilnehmer nah Ziff. 3 erachtet werden, 
da ein Solcher offenbar eine negative — in der Unterlafjung der Verhin— 
derung beftehende — Beihilfe bei Ausführung der That im Voraus 
verfprochen gehabt hat. Nicht minder erjcheint ferner Derjenige als Theil- 
nehmer nad) Ziff. 3, welcher die Nichtanzeige einer ftrafbaren That für 
den Fall ihrer Verübung zufichert, da eine ſolche Zuficherung gleichfalls das 
Verſprechen einer nach vollendeter That zu leiftenden neg ativen Hilfe 
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enthält und ift dieß fogar im Geſetze durch die Worte „oder deren Ber- 
heimlichung. verfprochen hat”, ausdrüdlich ausgefprochen; denn unter dem 
Ausdrude „Verheimlihung“ begreift das Geſetz hier nicht eine pofitive 
Thätigfeit, das Treffen von Beranftaltungen zur Nichtentdedung, fondern 
vielmehr die bloße Nichtanzeige der That, wie fich dieß mit wollfter Ge— 
wißheit aus dem fpäter folgenden Art. 64 ergibt, mojelbft von der ohne 
vorausgegangenes Einverftändniß unterlaffenen Anzeige begangener Berbrechen 
und Bergehen gehandelt und dabei insbejondere darauf hingewiefen wird, 
daß eine jolche unterlaffene Anzeige, wenn fie in Folge vorausgegangenen 
Einverftändniffes erfolgte, d. h. aljo wenn fie vor Berübung der That 
verjprochen war, ohnehin als Theilnahme zu betrafen jei. 

Damit D Derjenige, welcher dem Thäter oder einem Theilnehmer vor Ver: 
übung der That eine bei oder nad) ihrer Ausführung zu leiftende Beihilfe 


verjprochen hat, als Theilnehmer nah Ziff. 3 erjcheint, wird nad Vorſchrift 


des Gefeges, was fich übrigens ohnehin von ſelbſt verjteht, auch noch erfor- 
dert, daß er nicht vor angefangener Ausführung feinen Nüdtritt 


r- 


von dem. gemachten Berjprechen ausdrücklich oder durch unzweideutige Hand» 


lungen zu erlennen gegeben hat; denn da ein Solcher durch den vor dem 
Beginne der Ausführung der That erklärten Nüdtritt zu einer Zeit, wo noch 
gar feine ftrafbare Handlung vorlag, außer aller Beziehung zu der That ge- 
treten ift und namentlich auch auf Seiten Desjenigen, welchem die Hilfe 
leiftung bei oder nach der Ausführung der That anfänglich verfprochen 
war, eine Beftärfung in feinem verbrecherifchen Entjchluffe durch die Erwartung 
diefer Hilfe nicht mehr ftattgefunden hat, jo liegt in dieſem Falle eine Mitwirf- 
ung zur Verübung der ftrafbaren That offenbar nicht vor und kann jomit 
auch eine Bejtrafung wegen Theilnahme nicht Plag greifen, — Sn Biff. 4 
des Art. 54 wird endlih von den Gehilfen im Beitpunfte der 
Ausführung der That gehandelt. Das Gefeß erklärt hier als 
Theilnehmer Denjenigen, welcher im Zeitpunfte der Ausführung auf die 
eremplificative angegebene Weife durch Handanlegen, Wacheftehen, Kund— 
ichaftgeben oder auf andere ähnliche Weiſe vorfäglih zur Verübung der 
That mitgewirkt, Beiftand geleiftet, die Ausführung der That erleichtert oder 
ihre Wirkung befördert hat, und fällt hienach unter die Ziff. 4 des Art. 54 
Jeder, welcher außer dem Thäter im Zeitpunkte der Ausführung der 
ſtrafbaren That für deren Zuftandefommen abfichtlih thätig geweſen ift. So 
erfcheint namentlich auch Derjenige als Theilnehmer nah Ziff. 4, welcher 
zu einer Zeit, wo zwar auf Geiten des Thäters die ganze zur Verübung 
der ftrafbaren That erforderliche Thätigkeit bereitS beemdigt, der. von dem— 
jelben beabfichtigte verbrecheriſche Erfolg aber noch nicht eingetrefen war, zu 
dem Inslebentreten dieſes Erfolgs vorfäglich beiträgt, wie 3. B. wenn der 
A abfichtlich verhindert, daß dem B, welcher von dem C in mörderifcher Ab- 
ficht lebensgefährlich verwundet worden ift, ärztliche Hilfe zu Theil merde; 
denn es hat in diefem Falle der A zur Verübung der That im Zeitpunfte 
Hocheder, Strafgefegbuch. I. Bb. 16 
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ihrer Ausführung dadurch mitgewirkt, daß er die Wirfung der That be- 
fördert hat. — Das Geſetz erflärt ferner auch Denjenigen als Theilnehmer, 
welcher zur Berübung der That durch Handanlegen vorfäglich mitgewirkt 
hat. Hiedurch gibt das Gefeg zu erfennen, daß Jemand ungeachtet des Um— 
ftandes, daß er an der die ftrafbare That felbjt verwirklichenden Thätigkeit 
unmittelbaren Antheil genommen, und alſo die verbrecheriihe Haupthand- 
(ung mitbegangen hat, blojer Gehilfe, Theilnehmer nach Ziff. 4 fein kann; 
dieß ift nämlich nach der oben sub I. Ziff. 3 gemachten Ausführung immer 
dann der Fall, wenn ein Solcher nicht die Eigenfchaft eines Thäters be- 
ziehungsmeife Mitthäters an fich trägt, d. h. wenn er nicht die jelbjtjtändige 
— Abſicht hatte, die ftrajbare That als feine That zur begehen, jondern viel: 
‚mehr blos die verbrecherifche Abficht eines Andern unterſtützen wollte. 

| Ob die geleiftete Hilfe fi) als eine wefentliche oder als eine un- 
wefentliche darftellt, ob fie dem Thäter jelbjt oder einem bloſen Theil- 
nehmer der That geleiftet wird, ob fie im Voraus verabredet gemejen 
ift.oder nicht, ob fie in einer pofitiven Thätigfeit oder in einer Unterlafjung 
befteht, erjcheint auch bei der Beihilfe im Zeitpunfte der Ausführung der 
That in gleicher Weife, wie dieß bei der Beihilfe zu den die ftrafbare That 
vorbereitenden Handlungen nah der zu Ziff. 2 gegebenen Erläuterung der 
Fall ift, ohme weitern Belang. Was fodann insbefondere noch die Frage 
anlangt, ob Derjenige, welcher ohne vorheriges Berfprechen die ihm ohne 
Gefahr möglihe Verhinderung einer fttafbaren That abſichtlich unterläßt, 
als Theilnehmer nah Ziff. 4 zu erachten und zu beftrafen ift, jo mu 
diefelbe im Allgemeinen verneint werden, und wird im diefer Beziehung auf 
die fpeciellen Beftimmungen verwiefen, welche die folgenden Art. 62 und 63 
des Gefegbuches über die unterlafjene Berhinderung ftrafbarer Handlungen 
aufjtellen. 

IV. 

Nach Vorſchrift des Art. 52 Abf. 1 muß im Falle Zuſammenwirkens 
mehrerer Perfonen bei Verübung einer ftrafbaren That (Verbrechen, Ber- 
gehen oder Mebertretung) die auf die verübte That gefeste Strafe 
nicht blos den Thäter, fondern ebenfo auch jeden Theilmehmer der 
That treffen. 

1. In der voraufgeführten Gejegesbeftimmung ift der äußerſt wichtige 
Grundjag ausgefprochen, daß die von dem Thäter verübte That für die 
Beftrafung ſämmtlicher Theilmehmer maßgebend ift, jo daß aljo, mie 
dieß der fpäter folgende Art. 65 noch klarer zu erkennen gibt, bei Bemefjung 
der Strafe der Theilmehmer nad jeder Beziehung, ſowohl bezüglich ver 
Strafart, als auch bezüglich des Straffages und der Straffolgen jemes 
Strafgefeg zu Grunde gelegt werden muß, welches auf die vont Thäter ver: 
übte That anwendbar: ift. 

Der angeführte Grundfag ift nur eine nothwendige Conjequenz der 
bereit3 im Eingange diefes Artifel3 erörterten Auffaffung dieſes Geſetzbuchs 
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über das Weſen der Theilnahme und fteht jolcher damit im innigften Zufanmen- 
hange. Wie nämlich dortjelbft ausgeführt wurde, ift der Wille aller Perfonen, 
welche fi) an der Berübung einer ftrafbaren That betheiligen, immer auf 
ein und daffelbe Ziel, auf die Berwirflihung der von dem Thäter ver- 
übten That gerichtet; micht allein der Thäter, jondern auch der Anftifter 
hatte diefes Ziel angeftrebt, und ebenfo war auch derjenige, welcher zur Ver— 
übung der That auf irgend eine Weife Beihilfe leiftete, für Erreichung 
defjelben Zieles thätig gewefen. War aber hienach die von dem Thäter ver- 
übte That dasjenige Ziel, auf welches der Thäter und die Theilnehmer, An- 
ftifter wie Gehilfen vereinigt hingearbeitet haben, jo erjcheint e3 auch nur als 
gerecht, daß diefe That den ſämmtlichen Theilmehmern gleichfalls zur Schuld. 
zugerechnet wird und folgeweife die auf diefe That gefegte Strafe nicht 
allein den Thäter felbit, jondern ebenfo auch jeden Theilnehmer der That trifft. 

Bei Beurtheilung der Frage, welche ftrafbare That verübt wurde, darf 
aber nur allein die objektive Bejchaffenheit der vom Thäter verübten 
That in Betracht gezogen werden; die in der Perjon des Thäters allenfalls 
vorhandenen befonderen (fubjeftiven) Gründe, welche die objektive Seite 
der That nicht berühren, fondern blos bewirken, daß für den Thäter indipi- 
duell die Strafbarfeit erhöht, gemildert, ausgeſchloſſen oder getilgt erjcheint, 
fönnen nach der ausdrücklichen Vorfehrift des folgenden Art. 65 niemals 
einen Einfluß auf die Strafbarfeit der Theilnehmer ausüben. Demzufolge 
muß alfo im Falle Zuſammenwirkens mehrerer Perfonen bei Verübung einer 
ftrafbaren That immer vorerst darnach gefragt werden, welche That — 
objektiv betrachtet — der Thäter begangen hat, welches Strafgeſetz 
duch die fragliche That nach ihrer objektiven Erſcheinung verlegt erfcheint, 
und muß dann dieſes Strafgefe auch bei der Beitrafung ſämmtlicher Theil- 
nehmer zur. Anwendung kommen. Das Nähere wird bei Art. 65 erörtert werden. 

2. Bei denjenigen ftrafbaren Handlungen, bei welchen das Gefeß, wie 
3. B. bei der Majeftätsbeleidigung (Art. 121), bei der Branditiftung (Art. 
348) ıc. x. geftattet, im leichteren Fällen oder bei bejonders mildernden Um— 
jtänden eine niedrigere als die im Allgemeinen beſtimmte Strafe zu erfennen, 
entjteht die Frage, *ob bei Beſtrafung der Theilnehmer immer die nämliche 
von den beiden im Gefege bejtimmten verfchiedenen Strafen wie bei dem 
Thäter zu Grunde gelegt werden muß oder ob einen Theilnehmer ungeachtet 
des Umftandes, daß bezüglich des Thäters ein leichterer Fall als gegeben 
erachtet und alſo bei ihm die niedrigere Strafe in Anwendung gebracht 
wird, dennoch die höhere Strafe treffen Fan und umgekehrt. — Diefe Frage 
muß ficherlih im legteren Sinne entjchieden werden. Wo nämlich das 
Geſetz die Strafe für eine ftrafbare Handlung mit dem Beilage androht, 
daß in leichteren Fällen oder bei befonders mildernden Umftänden auf eine | 
bejtimmte niedrigere Strafe erfannt werden kann, da bildet immer der 
gefammte dem Richter offenftehende Strafrahmen die auf die fragliche 
Handlung gefegte ordentliche Strafe; das Geſetz beabfichtigt hier’ nicht die 
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Feftfegung einer aufßerordentlihen Strafe neben der ordentlichen, fondern 
es ift nur die Ausdrucksweiſe des Geſetzes, namentlich in jenen Fällen, in 
welchen dem richterlichen Ermefjen ein zwei verjchiedene Strafarten umfaffender 
Spielraum gelafjen wird, die ordentliche Strafe in der angegebenen Weife feftzu- 
jegen.?) Erjcheint aber hienach bei den fraglichen ftrafbaren Handlungen immer 
der gefammte Strafrahmen als die gedrohte ordentliche Strafe, welche der Rich— 
ter jedem Mitfchuldigen nah Maßgabe feines individuellen Berfchuldens auszu- 
mefjen hat, jo folgt hieraus von jelbft, daß der Umftand, welche von den bei- 
den gefeglich bejtimmten Strafen bei der Beitrafung des Thäters angewendet 
wird, für Die Veftrafung der Theilnehmer in feiner Weife maßgebend ift: 
und es kann dieß um jo weniger einem Zweifel unterliegen, da die Beant- 
wortung der. Frage, ob auf Seiten des Thäters ein fehmwererer oder leichterer 
Fall als gegeben zu erachten ift, immer hauptfächlich vor den im feiner 
Berfon vorhandenen befonderen Umftänden, welche feine Strafbarfeit als eine 
größere oder geringere erjcheinen laffen, abhängen wird, die blos fjubjet- 
‚ tiven Erhöhungs- oder Milderungsgründe der Strafbarfeit des Thäters 
aber nach der pofitiven Vorfehrift des Art. 65 auf die Beurteilung der 
Strafbarfeit der Theilnehmer feinen Einfluß ausüben fünnen. 

3. Der gefegliche Grundſatz, daß die auf die verübte That gefekte 
Strafe auch jeden Theilnehmer trifft, fann nur inſoweit Anwendımg finden, 
als das Geſetz nicht fr einzelne Fälle ausdrüdlich etwas Anderes beftimmt, 
was allerdings in mehrfacher Beziehung gefchehen ift. Einerſeits räumt 
nämlich das Geſetz im folgenden Art. 55 den Gerichten ganz allgemein die 
Befugniß ein, bei gewiffen Stategorien von Theilnehmern (dem Gehilfen) 
auf eine niedrigere, als die auf die verübte That gefegte Strafe zu er: 
fennen; und andererfeit find auch in der zweiten Sebtheilung des Gejegbuchs 
bei einzelnen ftrafbaren Handlungen aus bejondern Gründen eigene Be— 
ſtimmungen über die Beftrafung der Theilnehmer aufgeftellt, wie dieß z. 2. 
bein Kindsmorde Art. 231 2. der Fall ift. 

4. Aus dem bisher erörterten leitenden Grundſatze des Geſetzes, daß 
die auf die verübte That gefegte Strafe auch jeden Theilnehmer treffen muß, 
ergeben fich die nachftehenden praftifch ſehr wichtigen sh lußfolgerungen: 

a. So lange der Thäter die, jtrafbare That noch nicht auszu— 
führen angefangen, jondern erſt bloße Borbereitungshandlungen zu deren 
Ausführung unternommen hat, müſſen auch alle Theilnehmer der ftraf- 
baren That ftraflos bleiben, infoweit nicht etwa die unternommene Worbe- 
veitungshandlung des Thäters ausdrüdlich von Geſetze mit Strafe bedroht 
oder fir fich allein ſchon ein Verbrechen, Bergehen oder eine Uebertretung 
ift. Da nämlich die Theilnahme ein reines Accefforium der vom Thäter 


') Vergl. die Aeußerung des Minifteriafraths von Neumayr im Geſetzg. Music. 
der Abg. K. Bd. I. S. 459 der Verhdlg. von 1856/58. 
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verübten That bildet, ſo kann eine Beſtrafung dieſerhalb auch nur dann 
eintreten, wenn der Thäter bereits eine geſetzlich mit Strafe bedrohte That 
verübt hat. Nachdem nun aber in Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 47 
und 51 die Strafbarkeit des Thäters erſt dann beginnt, wenn er die ſtraf— 
bare That auszuführen angefangen hat, jo muß folgeweiſe auch der Theil— 
nehmer an dev That infolange, als nicht der Thäter bis zum Anfange 
der Ausführung der That vorgefchritten Aft, gleichfalls ftraflos bleiben. 

Hiernach kann alſo namentlich die Anftiftung zu einer ftrafbaren 
That (Art. 54 Ziff. 1) nicht allein in dem Falle, wenn fie blos verfucht 
wide, d. h. wenn der Wille des Anzuftiftenden von vorneherein gar nicht 
zur Ausführung der That beftimmt worden ift, fondern auch in dem Falle, 
wenn der Anzuftiftende fich zwar durch die auf ihn ausgeübte intellectuelle 
Einwirkung zur Ausführung der That beftimmen ließ, aber ein Anfang der 
Ausführung der That von ihm noch. nicht gemacht worden ift, nad Maß— 
gabe der Beftimmungen diejes Gefegbuchs regelmäßig gar feiner Beftrafung 
unterliegen. Die. Anftiftung bildet nämlich) einerfeits offenbar noch feinen 
ftrafbaren Verſuch der vom Anftifter beabfichtigten ftrafbaren That, da die 
jelbe feinen Anfang der Ausführung diefer That, fondern bloß eine Vorbe— 
veitungshandlung hiezu enthält. AndererfeitS aber ift die Anftiftung zu einer 
jtrafbaren That in dieſem Geſetzbuche auch nicht als ein felbftftändiges Reat 
vorgejehen und für fich allein ſchon mit Strafe bedroht; fie kann jomit in 
Gemäßheit der VBorfchrift des Art. 52 nur allein in dem Falle beftraft 
werden, wenn der angeftiftete Thäter jelbjt eine ftrafbare Handlung verübt, 
d. h. aljo wenn er die That entweder wirklich ausgeführt oder wenigſtens 
auszuführen angefangen (verfucht) hat. Eine Ausnahme von dieſer Regel 
tritt nur in den in den folgenden Art. 56 und 57 vorgejehenen Fällen der 
Anftiftung ein, indem hier das Geſetz aus befonderen Gründen die dort her- 
vorgehobenen Arten der Anftiftung ausnahmsweiſe als jelbftftändig ftrafbar 
erklärt hat, wie dieß bei den einfchlägigen Artikeln näher erörtert werden wird. 

Was im Vorftehenden von der. Anftiftung gejagt wurde, gilt ganz in 
gleicher Weife von der Beihilfe. Auch der Gehilfe ift aus den vorent- 
wicelten Gründen nur dann ftrafbar, wenn der Thäter die ftrafbare That 
vollbracht oder wenigſtens auszuführen angefangen hat, wogegen er in dem 
Falle, wenn der Thäter bei bloßen nach Art. 51 ftraflofen Vorbereitungs— 
handlungen zu der ftrafbaren That ſtehen geblieben ift, einer Beftrafung 
nicht unterliegen kann. 

b. Die rein accefjorifche Stellung zu der von dem Thäter verübten 
That, welche das Gefeg der Theilnahme gegeben hat, bringt e3 ferner mit 


ji, daß nah Maßgabe der Beftimmungen diefes Geſetzbuchs ein ftrafbarer , 


Verſuch der Theilnahme (Anftiftung oder Beihilfe) überhaupt nicht vor- 
fommen kann. Daß nämlich in dem Falle, wenn von Seiten des Thäters 
die ftrafbare That gar nicht auszuführen angefangen wurde, von einem Ver: 
ſuche der Theilnahme feine Rede fein kann, ergibt ſich aus der sub lit. a 
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gemachten Ausführung. Es ift deßhalb nur noch die Frage zu erörtern, ob 
nicht eine Beftrafung wegen Verſuchs der Theilnahme dann Pla zu greifen 
hat, wenn Jemand zu der vom Thäter wirklich verübten ftrafbaren That 
mitzumirten verfuchte, in Wirklichkeit aber eine foldhe Mitwirfung von jeiner 
Seite aus was immer für einem Grunde nicht ftattgefunden hat; man denfe 
fich 3. B. den Fall, daß ein Dienftbote feiner dem Diebe gemachten Zufage 
gemäß das Hofthor Abends nicht verfchließt, der Dienftherr jedoch zufällig 
diefes entdedt und den Verfchluß des Thores vornimmt, nunmehr aber der 
Dieb, al3 er das Thor verfchloffen findet, mit Hilfe einer Yeiter in den 
Hof einfteigt und den beabfichtigten Diebftahl dennody ausführt. 

Allein aud) diefe Frage muß unbedenklich verneint werden. Die Vor— 
Ihrift des Art. 47 des Gefegbuchs über Beftrafung des Verſuchs Fünnte 
nämlich auf die Theilnahme nur dann Anwendung finden, wenn die Theil- 
nahme ein jelbftftändiges Reat bilden würde, jo daß fie aljo ſchon für 
ih ohne Rüdficht auf ihren Zufammenhang mit der von dem Thäter ver- 
übten That ftrafbar wäre. Nachdem dieß aber gezeigtermaßen nicht der Fall 
ift, jo gibt e8 nad) Maßgabe der Beftimmungen dieſes Geſetzbuchs immer 
nur zwei Alternativen: Entweder hat Jemand zur Berübung der vom 
Thäter verübten ftrafbaren That auf irgend eine der im Art. 54 bezeich- 
neten Arten thatfächlih mitgewirkt; dann ift er Theilnehmer der 
That und gleich dem Thäter zu bejtrafen. Oder er hat zur Verübung 
diefer That thatfächlih nicht mitgewirkt; dann kann er niemals und ins— 
befondere auch in dem Falle nicht als Theilnehmer der That erachtet wer: 
den, wenn er eine Mitwirkung zur Verübung der That verfucht hatte, und 
muß ev deßhalb hier unter allen Umftänden ftraflos bleiben. 

c. Eine weitere fi) von ſelbſt verftehende Folge der accejjorifchen 
Natur der Theilnahme befteht darin, daß die Theilnehmer einer ftrafbaren 
That (Anftifter wie Gehilfen), wenn der Thäter die That vollendet hat, 
wegen Vollendung, wenn er fie dagegen bloß auszuführen verfucht hat, 
auch nur wegen Verſuchs diefer That zu beftrafen find. 

d. Endlich iſt es auch eine Folge der accefjorifchen Natur der Theil- 
nahme, daß in dem Falle, wenn der Thäter zwar bereits die ftrafbare That 
auszuführen angefangen hatte, aber freiwillig von der Vollendung der 
That abgejtanden tft, gleichwie hier den Thäter eine Strafe nicht treffen 
fann, jo auch alle Theilnehmer der That ftraflos bleiben müſſen. 

Da nämlich in dem angeführten Falle in Gemäßheit der Beftimmungen 
des Art. 47 eine ftrafbare That des Thäters nicht gegeben ift, jo kann 
hier aud) von einer Beftrafung der Theilmehmer diefer That niemals die 
Rede fein. 

V. 

Der geſetzliche Grundſatz, daß die Strafbarkeit ſämmtlicher Theilnehmer 
ſich nach der objectiven Beſchaffenheit der vom Thäter verübten That be 
mißt, ſo daß alſo dasjenige Strafgeſetz, welches durch die vom Thäter ver— 
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übte That verlegt erfcheint, auch der Beftrafung fänmtlicher Theilnehmer zu 


Grunde gelegt werden muß, kann nur allein dann unbedingte Anwendung _ 


finden, wenn der Theilnehmer einerjeit3 die objective Befihaffenheit der 
vom Thäter verübten That gewußt und andererfeitS auch gerade die von 
demjelben verübte That wirklich gewollt hat; ift diejes nicht der Fall, fo 
erleidet der bezeichnete Grundſatz bedeutende Abweichungen. | 

In eriterer Beziehung fchreibt nämlich der unten folgende Art. 69 
des Gefegbuchs vor, daß dem Handelnden die von ihm unternommene Hand- 
lung nur infoweit zur Schuld zugerechnet werden darf, al3 ihm diejenigen 
TIhatumftände, durch welche die Strafbarfeit der Handlung bedingt oder 
erhöht wird, befannt geweſen find. Dieſe Beftimmung bezieht fich bei 
ihrer Allgemeinheit ebenfowohl auf den Theilnehmer der That wie auf den 
Thäter jelbft, und fann die um fo weniger einem Zweifel unterliegen, da 
im folgenden Art. 65 fogar ausdrüdlich darauf Hingewiefen wird, daß die 
geſetzlichen Vorſchriften über Beftrafung der Theilnahme nur vorbehaltlich 
der Beſtimmungen des Art. 69 zur Anwendung kommen können. Hienach 
fann 3. B. den A, welder den B dazu anftiftet, die geheiligte Perfon des 
Königs, welche zwar von dem B, nicht aber auch von dem A gefannt wird, 
thätlich zu mißhandeln, oder welcher dem B dazu behilflich ift, mit der C 
nächtlicher Weile zufammenzufommen und den Beifchlaf zu vollziehen, ohne 
zu wifjen, daß der B Vormund der C ift, im erften Falle nicht die Strafe 
des von B verübten Verbrechens der Meajeftätsbeleidigung (Art. 121), fon- 
dern nur die Strafe der Körperverlegung, und im zweiten Falle nicht die 
Strafe des von B verübten Vergehens der Berlegung der Sittlichkeit durch 
Mißbrauch des Erziehungsrechtes (Art. 212), jondern überhaupt gar feine 
Strafe treffen, da hier der A einen TIhatumftand, durch welchen die Straf- 
barfeit.der von B verübten That im erſten Falle erhöht, im zweiten aber 
bedingt wird, nicht gefannt hat. Das Nähere in diefer Beziehung wird bei 
Art. 69 erörtert werden. 

In legterer Beziehung ift im zweiten Abjage des Art. 52 beftimmt, 
daß den Theilmehmer, deſſen Abſicht auf die Herporbringung oder Unter— 
ftügung einer geringer ftrafbaren (al der vom Thäter verübten) That 
gerichtet war, nur die hierauf (auf die beabfichtigte geringer ftrafbare That) 
gejegte Strafe trifft. 

Nicht felten kommt es nämlich beim Zuſammenwirken Mehrerer zur 
Verübung einer ftrafbaren That vor, daß der Thäter von dem Willen eines 
Theilnehmers abweicht, indem er eine quantitativ oder qualitativ andere 
That verübt, als der Theilnehmer hervorzubringen oder zu unterjtügen beab- 
jichtigte. Die Frage, wie e8 in einem folchen Falle mit der Beftrafung des 
Theilnehmers zu halten ift, beantwortet fich zufolge der fpeciellen Vorſchrift 
des Art. 52 Abf.2 im Zufanmenhalte mit dem allgemeinen Grundfage des 
Geſetzes über die Beftrafung der Theilnahme iu folgender Weife: 

1. Wenn der Thäter eine quantitativ oder qualitativ andere ftrafbare 
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That verübt, als von einem Theilnehmer hervorzubringen oder zu unter- 
ftügen beabfichtigt gemwefen ift, jo kann eine Beftrafung dieſes Theilnehmers 
überhaupt nur dann Plaß greifen, wenn derjelbe auch bezüglich dev verübten 
andern That, abgefehen von der vom Thäter gefchehenen Abweichung von 
feinem - Willen, die Eigenfchaft (d.h. die gejeglichen Merkmale) eines Theil- 
nehmers an fich trägt, indem er auch zur Berübung diefer That auf eine 
der im Art. 54 bezeichneten Arten mitgewirkt hat; ift dieſe Voraus— 
fegung nicht gegeben, jo muß der Theilnehmer gänzlich jtraflos bleiben. 
Der voraufgeführte Sag ift zwar im Geſetze nicht ausdrüdlih ausge 


ſprochen; allein e8 ergibt fich deſſen Hichtigkeit aus den allgemeinen Be— 


ftimmungen des Geſetzes über die Beftrafung der Theilnahme. Auf der 
einen Seite erfiheint nämlicd in dem Falle, wenn der Anftifter oder Gehilſe 
zu der vom Thäter verübten andern That thatfächlic gar nicht mitgewirkt 
hat, eine Beftrafung defjelben wegen Theilnahme an der vom Thäter ver— 
übten That um deßwillen ausgefchloffen, weil bezüglich dieſer That ein 
Berhältniß der Theilnahme nah Art. 54 in feiner Weife begründet iſt. 
Auf der andern Seite ift aber hier auch eine Beftrafung des Anftifters oder 
Gehilfen wegen derjenigen That, auf deren Herporbringung oder Unter- 
ftügung feine Abſicht gerichtet war, ebenfo wenig gefeglich zuläffig, weil dieſe 
That noch nicht. bis zu einem ftrafbaren Verſuche vorgejchritten, jo lange 
dieſes aber nicht -dev Fall it, nach der oben sub IV Ziff. 4 gemachten 
Ausführung die Theilnahme (vorbehaltlich der Beftimmungen des Art. 56 
und 57) überhaupt ftraflos bleiben muß. 

Dem Borgefagten zufolge hängt aljo im Falle einer Abweichung des 
Thäters von dem Willen eines Theilnehmers die Beantwortung der Frage, 
ob eine Beftrafung dieſes Theilmehmers überhaupt Pla zu greifen hat, 
feineswegs, wie man vielleicht anzunehmen geneigt wäre, davon ab, ob die 
von dem Theilnehmer hervorzubringen oder zu unterjtügen beabfichtigte umd 
die vom Thäter verübte That mit einander verwandt find; entjcheidend ift 
vielmehr einzig und allein der oben hervorgehobene Umftand, ob der frag- 
liche Theilnehmer auch zu der vom Thäter verübten anderen That auf eine 
der im Art. 54 bezeichneten Arten mitgewirkt hat, jo daß er auch be- 
züglich diefer That abgefehen von der ftattgehabten Abweichung von feinem 


‚Willen die Eigenfchaft eines Theilnehmers wirklih an ſich trägt.) 


3) In den Verhandlungen des Gefeßgebungsausichuffes der Abg. K. von 1860 
Seite 9 findet fi abweidyend von dem aufgeftellten Saße die Bemerfung: „Am Ver: 
laufe der Disfuffion wurde noch erörtert, daß die-Worte „geringer ftrafbaren That“ 
im zweiten Abfage (des Art. 52) einerjeits nicht auf ganz heterogene ftrafbare Hand: 
lungen bezogen werden können, daß aber andererfeits auch nicht gerade ganz diefelben, 
ſondern nur verwandte ftrafbare Handlungen zur Strafbarkeit der Theilnehmer erfor: 
dert würden. Daher treffe 3. B. zwar den Dritten, der zu einem Diebftahle durch 
Wacheſtehen mitwirfen wollte, während im Haufe jelbft eine Nothzucht verübt wurde, 
feine Strafe, weil er die wirklich begangene ftrafbare That nicht beabfihtigt babe, 


Theilmabme. Art. 52— 54. 249 


Wenn es nämlich auch allerdings richtig ift, daß im Falle einer, Ab- 
weichung des Thäters von dem Willen eines Theilnehmers meiftentheils ein 
Verhältniß der Berwandtichaft zwifchen der vom Thäter ausgeführten und 
der vom Theilnehmer beabfichtigten That gegeben fein wird, weil eben 
derartige Fälle der Abweichung der Natur der Sahe nah am häufigjten 
vorzufommen pflegen, jo ließe es ſich doch in Feiner Weife rechtfertigen, wenn 
man die Strafbarfeit eines Theimehmers von dem Beftehen eines folchen 
Berwandtichaftsperhältniffes abhängig machen wollte. Abgejehen nämlich da- 
von, daß die Beurtheilung der Frage, welche einzelnen ftrafbaren Handlungen 
al3 verwandt zu betrachten find, der verfchiedenften Auslegung fähig ift, da 
das Geſetz nirgends einen Anhaltspunkt hiefür entnehmen läßt, fo würde ein 
ſolches Verfahren nicht allein, wie dieß nachher an einigen Beifpielen gezeigt 
werden wird, den Anforderungen der Gerechtigkeit in feiner Weiſe entjprechen, 
jondern nebjtden auch im Widerſpruche mit der pofitiven Vorſchrift ftehen, 
welche der Art. 52 Abſ. 2 bezüglich des dafelbft behandelten Falles einer 
Abweichung des Thäters vom Willen des Theilnehmers aufftellt; denn das 
Geſetz bejtimmt hier ganz allgemein, daß den Theilnehmer, defjen Abficht 
auf die Hervorbringung oder Unterftügung einer geringer ftrafbaren That (als 
der vom Thäter verübten) gerichtet war, die hierauf gejegte Strafe treffen 
joll, ohne hiebei die Einfchränfung zu machen, daß ein ſolcher Theil- 
nehmer nur bei dem PVorhandenfein eines Verwandtſchafts-Verhältniſſes 
zwifchen der von ihm hervorzubringen oder zu unterjtügen beabfichtigten und 
der vom Thäter verübten That zur Strafe gezogen werden folle, und wird 
e3 ſomit durch den Haren Inhalt des Geſetzes ſelbſt außer Zweifel geftellt, 
daß im Falle einer Abweichung des Thäters von dem Willen eines Theil 
nehmers eine Beftrafung dieſes Theilnehmers ohne weitere Rückſicht auf das 
Beftehen oder Nichtbeftehen eines Verwandtichaftsverhältnifies zwiſchen der 


die von ihm beabfichtigte aber nicht verübt wurde; den Theilnehmer dagegen, deffen 
Abficht auf die Unterftüßung eines Diebftahls gegangen fe, während ein Raub ver: 
übt worden, treffe allerdings wenigjtens die auf den Diehſtahl gejegte Strafe.“ 

Nach diefer Bemerkung würde alfo in dem Falle, wem der Thäter bei der Ber: 
übung einer. ftrafbaren That von dem Willen eines Theilnehmers abweicht, indem er 
entweder eine fchiwerere oder auch eine geringer ftrafbare That ausführt, als ber 
Theilnchmer bervorzubringen oder zu unterftügen beabfichtigte, die Beantwortung ber 
Frage, ob bier eine Beftrafung diefes Theilnehmers überhaupt Pla zu greifen bat, 
immer von dem Umſtande abhängen, ob die vom Thäter ausgeführte und 
die von dem Theilnehmer bervorzubringen oder zu unterftügen beabfihtigte 
That mit einander verwandt find, oder nicht. Allein diefe Anficht dürfte nach 
der oben enthaltenen Ausführung nicht als die richtige zu erachten, und ins- 
bejondere auch der bezeichneten Aeußerung im Geſetzgebungs-Ausſchuſſe dev Age 
vrdnetenfammer ein entjcheidendes Gewicht aus dem Grunde nicht beizulegen fein, 
weil diefelbe nicht allein jeder nähern Meotivirung entbehrt, jondern auch mit der 
pofitiven Vorſchrift des Art, 52 Abſ. 2 nicht wohl vereinbarlich iſt. 
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von ihm beabjichtigten und der von Thäter verübten That immer dann 


' einzutreten hat, wenn derjelbe auch bezüglich der letzteren That (abgejehen 


von der von feinem Willen ftattgehabten Abweichung) die gejeglihen Merk 
male eines Theilnehmers an fich trägt. — Was fodanı die Frage anlangt, 
ter welchen Berhältnifien die bezeichnete Borausfegung gegeben ift, jo iſt dieß 

a) bei der Theilnahme durch Anftiftung immer dann der Fall, wenn 
der Thäter, wiewohl er an Stelle der vom Anftifter gewollten eine andere 
ftrafbare That begeht, doc auch zur Verübung diefer That durch das Be— 
jtreben veranlagt wurde, dem Willen des Anftifters durch Verwirklichung 
des von demjelben angeftrebten verbrecherifchen Endzwedes zu entjprechen ; 
denn im einen folchen Falle erfcheint das Handeln des Thäters troß feiner 
Abweichung vom Willen des Anftifters in Wahrheit doch immer noch Durch 
die von dem Anftifter auf ihn ausgeübte vorjägliche intellectuelle Einwirk— 
ung bejtimmt, indem eben hier der Thäter dem verbrecheriſchen Endzmwede 
des Anftifter8 dient, und nur diefen Endzweck dur ein anderes Mittel als 
das von dem Auftifter gewollte zu erreichen fucht. — ‚Segen wir 3. B. den 
Fall, daß die hochftehende A ihren vertrauten Diener B beauftragt, das 
heimlich von ihr geborene umeheliche Kind umzubringen und zu vergraben, 
um auf diefe Weife die Entdedung ihres FehltrittS für immer unmöglich 
zu machen, daß aber der B, deſſen Frau zufällig an demjelben Tage mit 
einem todten Kinde niederfommt, dieſes tedte Kind bei Seite fchafft und 
dafür das Kind der A ald fein eigenes ausgibt und in die Taufmatrikel 
eintragen läßt, weil er auch auf diefe Weife dem Willen feiner Herrin zu 
entfprechen glaubt. Hier hat der B zwar an Stelle des ihm von der A auf- 
getragenen Mordes ein ganz anderes Verbrechen, das Berbrechen der Ver— 
legung eines fremden Familienftandes nad) Art. 267 begangen, inden er den 
Familienftand des Kindes der A unterdrüdt hat; allein auch zur Verübung 
dieſes Verbrechens wurde er nur allein durch Die auf ihn ausgeübte intel- 
leftuelle Einwirfung dev A beftimmt. Die A wollte die Befeitigung ihres 
Kindes für immer zur Verheimlichung ihres Fehltrittes, und als Mittel zur 
Erreihung dieſes Zweckes hat fie dem B die Ermordung ihres Kindes auf: 
getragen; der B aber hat durch feine Handlung den verbrecheriihen Willen 
der A, die Entdedung ihres Fehltrittes durch Befeitigung ihres Kindes un— 
möglich zu ntachen, verwirklicht und nur zur Erreichung des erwähnten Zwedes 
ein anderes Mittel gewählt, als ihm die A angegeben hatte. Wer mollte 
unter diefen Verhältniffen zweifeln, daß die A troß des Umftandes, daß ein 
Verhältniß der Verwandtſchaft zwifchen den Verbrechen des Mordes und 
dem Verbrechen der Berlegung eines fremden Familienſtandes ſicherlich nicht 
als gegeben erachtet werden kann, wegen Theilnahme an dem von B lediglich 
in Folge der Anftiftung der A verübten und alfo auch nur allein von 
der A verurſachten legteren Verbrechen zu betrafen ift? Und wäre es 
nicht Die größte Ungerechtigkeit, wenn man hier blos den B zur Verantwortung 
ziehen, die weit ſtrafbarere A aber, welche den B zur Ausführung der von 
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ihm verübten That beftimmt hat, ja ſogar denfelben zur Ausführung einer 
nob viel ſchwereren That zu beftimmen beabfichtigt hatte, ftraflos lafjen wollte ? 
Was ſodaun 
b) Die Theilnahme duch Beihilfe anlangt, jo trägt bei ihr der 
Sehilfe im Falle einer Abweichung des Thäter von feinem Willen die 
Eigenjchaft eines Theilnehmers bezüglich der vom Thäter verlibten That dann 
an fich, wenn derjelbe durch feine Hilfeleiftung die vom Thäter vollbradte 
That nicht allein wirklich unterftügt hat, fondern auch feine Abjicht auf 
Unterftügung gerade diefer That gerichtet war, dabei aber die von ihm 
auf diefe Weife abfichtlih unterftügte That quantitativ oder qualitativ eine 
andere geweſen ift, als er zu unterjtügen vwermeint und beabjichtigt hatte ; 
denn da die Theilnahme durch Beihilfe fich nach) der oben gegebenen Aus— 
führung als die abfichtliche Unterftügung der Ausführung der verbrederiichen 
Abficht eines Anderen charakterifirt, jo find bei dem Borhandenfein der 
angegebenen Vorausſetzungen die gefeglichen Merkmale der Theilnahme durch 
Beihilfe abgejehen von der ftattgefundenen Abweichung des Thäters von 
Willen des Gehilfen offenbar gegeben. Hiebei müſſen im Einzelnen wiederum 
zwei verjchiedene Fälle unterfchieden werden. Es kann nämlich) 

a) die hervorgetretene Abweichung des Thäters vom Willen des Ge— 
hilfen fchon zur Zeit der geſchehenen Hilfeleiftung vorhanden, be— 
ziehungsweife im Willen des Thäters gelegen gewejen fein, jo daß aljo der 
Gehilfe bei jeiner Hilfeleiftung fih in einem faktiſchen Jrrthume rüdjicht- 
lich der Beſchaffenheit der That befunden hat, zu welcher er abiichtlich 
Hilfe leiffete, Hier erfcheint der Gehilfe unter allen Umpftänden als Theil- 
nehmer der von dem Thäter verübten That, und zwar ohne Rüdjicht dar- 
auf, ob die vom Thäter verübte That mit der vom Öehilfen zu unterjtügen beab- 
jichtigten verwandt ift oder nicht. — Wenn aljo 3. B. die Dienjtmagd A 
nad) getroffener Berabredung den B in das Haus ihrer Dienftfrau C 
einläßt, in der Meinung, daß derfelbe feinem Borgeben gemäß einen Dieb- 
ftahl an der C begehen wolle, jo muß die A nicht allein in dem Falle, 
wenn der B ftatt eines Diebftahls die Beraubung, jondern ebenſowohl auch 
dann, wenn er ftatt deſſen die Ermordung oder die Nothzüchtigung oder 
die Entführung der C beabfihtigt und ausführt, als Theilnehmer der 
von B verübten That erachtet werden und wäre es ficherlich nicht zu 
rechtfertigen, wenn man hier etwa nur im erjten Falle eine Beftrafung 
der A wegen Hilfeleiftung zu der von B verübten That eintreten, im 
letzteren Falle dagegen diefelbe unbeftraft laſſen wollte, weil wohl Dieb- 
ftahl und Raub, nicht aber auch Diebjtahl und Mord, Nothzucht oder 
Entführung mit einander verwandte Verbrechen jeien. Denn es hat hier in 
dem einen wie in dem andern Falle die A die VBollbringung der von B ver: 
übten That thatfächlich unterjtiigt, inden fie durch das Oeffnen der Haus- 
ihüre der G ein Hinderniß, welches die Ausführung der Ihat vielleicht 
ganz unmöglich, gemacht hätte, hinwegräumte; in Dem einen wie in dem 
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andern Falle hat ferner die A auch die Abſicht gehabt, gerade diefe von 
B vollbradhte That zu unterjtügen; in dem einen wie in dem andern Falle 
endlich hat fich die A in einem Irrthume über die Beſchaffenheit der 
von ihr abfichtlich unterftügten That befunden, welcher Jrrthum zufolge der 
Beftimmung des Art. 52 Abj. 2, wie fi dieß aud aus der Vorſchrift des 
Art. 69 über den Thatirrthum ableiten laſſen würde, wohl auf die von der 
A verwirkte Strafe von Einfluß fein muß, dagegen die Eigenschaft derfelben als 
Theilnehmerin nad Art. 54 Ziff. 2 bei dem BVBorhandenfein der gejeglichen 
Merkmale keineswegs aufzuheben im Stande ift. Demzufolge muß alfo hier 
die A immer als Gehilfin der von dem B verübten That erachtet werden, 
mag nun der 1 ftatt des Diebjtahls einen Raub, oder mag er ſtatt defjen 
einen Mord, eine Nothzucht oder Entführung begangen haben, und ließe fich 
in feiner Weife ein innerer Grund denfen, warum die A nur in dem erften 
Falle wegen Theilnahme an der von B verübten That beftraft, in dem legten 
dagegen ftraflos bleiben jollte. 

P) Es kanu aber auch die hervorgetretene Abweichung des Thäters 
vom Willen des Gehilfen erſt nach gejchehener Hilfeleiftung erfolgt 
jein, indem der Thäter, dejien Wille zur Zeit der ftattgehabten Hilfeleiftung 
mit dem Willen des Gehilfen bezüglich der zu verübenden That vollfommen 
iibereinftimmte, erſt hinterher feinen Willen geändert und an Stelle der an- 
fänglich beabfichtigten eine andere That ausgeführt, dabei aber auch zur Aus- 
führung diefer andern That die ihm zu der anfänglich DERDIOgEUANEN Ihat 
geleiftete Hilfe benützt hat. 

In einem folchen Falle trägt der Gehilfe die Eigenfchaft eines Theil- 
nehmers bezüglich der vom Thäter verübten That nur dann an fih, wenn 
dieje That fich lediglich als eine modificirte Ausführungsmweife der ur— 
jprünglichen verbrecherifchen Abficht des Thäters darftellt; denn nur wenn 
diefe Vorausſetzung gegeben ift, fann in der vom Gehilfen erfolgten Hilfe 
leiftung eine abjichtliche Mitwirkung zu der vom Thäter verübten That 
gefunden werden. — Hier ift es alſo für die Strafbarfeit des Gehilfen 
allerdings immer abjolut erforderlich, daß die von Thäter verübte und die 
von demfelben urfprünglich gewollte und vom Gehilfen unterſtützte That mit 
einander verwandt find; allein der Grund hievon liegt lediglich darin, weil 
hier der Gehilfe nur bei dem Vorhandenſein der angegebenen VBorausfegung 
die Eigenfchafteines Theilmehmers bezüglich der gefchehenen That an ſich 
trägt, und geht es offenbar nicht an, aus dieſem fpeciellen Falle die allge- 
meine Schlußfolgerung zu ziehen, daß im Falle einer Abweichung des Thä— 
ters vom Willen eines Theilnehmers der Theilmnehmer überhaupt nur dann 
beftraft werden fünne, wenn ein Berwandtjchaftsverhältniß zwifchen der vom 
Thäter verübten und der vom Theilnehmer hervorzubringen oder zu unter- 
ftügen beabjichtigten That gegeben it. — Wenn aljo 3. B. die Dienft- 
magd A den B, welcher die Verübung eines Diebftahls an der G beab- 
fichtigt, zu Ddiefem Behufe in das Haus der C einläßt, dev B aber bei dem 
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Anblicke der fchlafenden C von Sinnlichkeit erfaßt wird und zur Nothzüchtigung 
derjelben jehreitet, fodann aber, ohne feine urfprüngliche diebifche Abficht weiter 
zu verfolgen, fich jofort wieder entfernt, jo fann hier eine Beftrafung der 
A wegen Theilmahme überhaupt gar nicht Plaß greifen. Auf der einen 
Seite ift nämlich die von B urfprünglich beabfichtigte That, zu welcher 
von der A Hilfe geleiftet murde, der Diebftahl, nicht zur Ausführung 
gefommen und liegt insbefondere auch ein ftrafbarer Verſuch des Diebitahls 
nicht vor, da der B von der Bollendung dieſer bereitS angefangenen That 
vorausfeglich freiwillig wieder abgeftanden ift; es ftellt fich ſonach die von 
der A geleiftete Hilfe zur Verübung eines Diebjtahls nad der oben sub 
IV Ziff. 4 lit. d gegebenen Ausführung nicht als ftrafbar dar. Auf der 
andern Seite kann aber auch hier eine Beftrafung der A wegen Theilmahme 
an der von B verübten Nothzucht nicht Plag greifen, da die A bezüglich 
diefer That die Eigenfchaft eines Gehilfen offenbar nicht am fich trägt. Es 
ift nämlich zwar allerdings richtig, daß die A durch das Einlaffen des B 
in das Haus der C dem B die Verübung der Nothzucht möglich gemacht, 
und alſo factifch eine Hilfe zu diefer That geleiftet hat. Allein die bloße 
Thatſache, daß Jemand eine factifche Hilfe zur Verübung einer ftrafbaren 
That geleitet hat, ift für ſich allein noch nicht im Stande, ein Verhältniß 
der Theilnahme zu begründen; vielmehr wird hiezu nothwendig erfordert, 
daß er die Verübung diefer That abfichtlich unterftügt, daß fich feine 
Hilfeleiftung auc wirklich gerade auf die verlibte That bezogen hat. Diefe 
Vorausſetzung ift aber hier Hinfichtlich der von B verübten Nothzucht in 
feiner Weile gegeben; nicht die Verübung der Nothzucht, ſondern vielmehr 
die Verübung des von B zur Zeit der Hilfeleiftung beabjichtigten 
aber nicht ausgeführten Diebftahls hat die A abfichtlid) unterftügt, und hat 
nur der B die Hilfe, welche ihm von der A zu dem von ihm beabfichtigten 
Diebftahle geleiftet worden war, hinterher zur Ausführung der Nothzucht benügt. 
Hat aber dem Vorgeſagten zufolge von Seiten der A eine abfichtliche Unter: 
ftiigung der von B verübten Nothzucht nicht ftattgefunden, jo kann auch die 
A nicht als Gehilfin diefer That erachtet werden; und es kann dieß um fo 
weniger gejchehen, da der B in dem vorausgejegten Falle zur Zeit der 
Hilfeleiftung der A felbft noch nicht die Abficht der Verübung einer Noth- 
zucht hatte, von einer Beihilfe zu einer ftrafbaren That aber bei dem Um: 
ftande, daß die Beihilfe ſich als die abfichtlihe Unterftügung der ver- 
brecheriichen Abſicht eines Andern characterifirt, ſchon dem Begriffe nad 
infolange feine Rede fein fann, al3 noch fein zur Verübung diefer That ent- 
ihloffener Urheber vorhanden ift. — In ähnlicher Weife kann ferner auch 
in dem alle, wenn der A dem B einen Nachjchlüffel zur Cafjette des C 
fertigt, wiſſend, daß diefer Nachichläffel von dem B zur Verübung eines 
Diebftahl3 an dem C gebraucht werden will, ſodann aber der B aus irgend 
einem Grunde den an dem C beabfichtigten Diebftahl unausgeführt läßt und 
dei im feinem Befige befindlichen Nachjchlüffel bei der Verübung eines ganz 
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andern Diebftahls an dem D al3 Sperrwerkzeug zur Oeffnung einer Kom— 
mode benugt, der A Feinenfalls als Theilmehmer des von B verübten 
Diebftahl8 an dem D betrachtet werden; denn auch hier fehlt die Be— 
ziehung der Hülfeleiftung des A auf die von B verübte That, da der A 
nicht zu dieſer That, jondern vielmehr zur Begehung des von B anfänglich 
beabfichtigten, aber umausgeführt gebliebenen Diebftahls an dem C eine ab- 
ſichtliche Hilfe geleiftet hat. — Seßen wir dagegen den Fall, daß der B 
ſtatt des urfprünglich von ihm gemollten und von A zu unterftügen beab- 
fichtigten geringern Diebjtahls an dem C einen größeren, ftatt eines Dieb- 
ftahls ohne Einbruch einen ſolchen mit Einbruch ausführt oder umgefehrt, 
oder daß er felbit ftatt des Diebftahl3 einen Naub begeht, jo muß bier 
zweifellos der A als Theilnehmer der von B verübten That erachtet werden ; 
denn der B hat hier feine eigentliche verbrecherifche Abjicht, zu welcher ihm 
von dem A vorfäglich Hilfe geleiftet wurde, die Wegnahme fremder beweg— 
licher Sachen aus dem Gewahrſame des C, um fich diefelben rechtswidrig 
zuzueignen, wirklich ausgeführt, und ift er nur allein in der Art und Weife 
der Ausführung dieſer Abſicht einigermaßen von feinem urjprünglichen Plane 
abgemwichen ; es ift ſomit in diefem Falle auf Seiten des A unverkennbar ein Ber- 
hältniß der Theilnahme durch Beihilfe an der von B verübten That begründet. 

2. Im Vorftehenden wurde gezeigt, unter welchen Vorausſetzungen im 
Falle einer Abweichung des Thäters von dem Willen eines Theilnehmers 
(Anſtifters oder Gehilfen) eine Beftrafung diefes Theilnehmers überhaupt 
Platz greifen fann. Was aber die Frage anlangt, welche Strafe gegebenen 
Falls einen folchen Theilnehmer treffen muß, jo find hier drei verfchiedene 
Fälle zu unterfcheiden. Es kann nämlich die Abficht des Theilnehmers auf 
Hervorbringung beziehungsweife Unterftügung 

a) einer geringer ftrafbaren oder 

b) einer fchwereren oder endlich 

ce) einer gleich ftrafbaren 
That al3 der vom Thäter verübten gerichtet — ſein. 

ad a. Bezüglich des erſten Falls enthält das Geſetz im Art. 52 
Abſ. 2 die bereitS oben erwähnte jpecielle VBorichrift, daß, wenn die Abficht 
eines Theilnehmers auf die Hervorbringung oder Unterftügung einer geringer 
ftrafbaren als der vom Thäter verübten That gerichtet war, diefen Theil- 
nehmer nur die auf die fraglihe geringer ftrafbare That geſetzte 
Strafe treffen faıı. — Dich diefe Vorfchrift, welche der Natur der 
Sache nach nicht blos bei erfolgter Bollendung der vom Thäter verübten 
ichwereren That, jondern ebenjowohl auch dann zur Anwendung kommen 
muß, wenn diefe That blos bis zu einem ftrafbaren Verſuche gediehen ift, 
wird nur der Gerechtigkeit Genüge geleiftet; denn es wäre mit derfelben 
ficherlich nicht vereinbar, wenn man einen Theilnehmer mit einer höheren 
Strafe belegen wollte, al3 auf diejenige That gejegt ift, welche er- hervorzu- 
bringen oder zu unterftügen beabjichtigt hat. — Wenn alfo 3.8. die A den 
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B dazu dingt, ihr nengeborenes uneheliches Kind an einem ganz ungefähr- 
lichen Orte auszufegen, letzterer aber ftatt dejien das Kind ermordet, indem 
er dieß für das einfachite Mittel zur Befeitigung des Kindes hält und 
hiedurch dem Willen der A noch bejjer zu entjprechen glaubt, fo ift zwar 
die A der Theilmahme an dem von B verübten Morde nah Art. 54 Ziff. 1 
Ihuldig, weil ſie, wenn gleich der B feinen Auftrag überjchritten hat, doch 
immerhin durch die von ihr ausgegaitgene vorſätzliche intellectuelle Einwirkung 
auf den B den verübten Mord verurjacht hat; allein es kann fie nicht die 
auf das Reat des Mordes, fondern nur die auf das Neat der Ausjegung 
hilflofer Perfonen gefegte Strafe treffen, weil vorausfeglich ihre Abficht nur auf 
die Hervorbringung dieſer leßteren That gerichtet gewefen iſt. In ähnlicher 
Weiſe erjcheint ferner der A, welcher während der Ausführung eines Naubes 
an dem C Wache gejtanden, dabei aber in Folge der ihm von B gemachten 
Vorfpieglungen der Meinung geweſen ift, es handle fich blos um eine förperliche 
Miphandlung des C, zwar der Theilnahme an dem von B verübten Naube 
nah Art. 54 Ziff. 4 ſchuldig, da er zur Verübung diefer That durch fein 
Wacheſtehen abfichtlih mitgewirkt hat; allein es kann gegen ihm nicht die 
Strafe des Raubes, ſondern nur die Strafe- der Nörperverlegung Platz 
greifen, weil er nur die Unterftügung dieſes geringer ftrafbaren Reates 
beabjichtigt hatte. . 

Nach der auf S. 57 zu Art. 6 gegebenen Erörterung wird bei manchen 
vorfäglichen ftrafbaren Handlungen zum Ihatbeftande eines höheren Grades 
derjelben nach der gejeglichen Begriffsbeftimmung ein gewiſſer Erfolg er- 
fordert, welcher entweder unbeabfichtigt eingetreten fein muß, oder bezüg- 
(ich defjen es wenigftens gleichgültig erjcheint, ob er beabjichtigt oder nicht 
beabfichtigt geweſen ift; dabei macht das Gefeg nebſtdem auch bezüglich des 
unbeabjichtigt eingetretenen Erfolgs ſelbſt wieder mitunter eine Unterfcheidung, 
ob der Thäter die Gefährlichfeit feiner Handlung einfehen fonnte oder 
nicht. — Was num diefe Kategorie von ftrafbaren Handlungen beziehungsweife 
höheren Graden derjelben anlangt, jo kann es vor Allem feinem Zweifel 
unterliegen, daß in jenen Fällen, in welchen das Geſetz auch dem ein- 
getretenen unbeabfichtigten Erfolge ohne weitere Rüdjiht darauf, ob der 
Thäter die Gefährlichkeit feiner Handlung einjehen konnte oder nicht, eine 
die Strafe erhöhende Wirkung beilegt, den Theilnehmer immer diejenige 
Strafe treffen muß, welche auf die vom Thäter verübte That unter Berüd- 
ſichtigung des eingetretenen nicht beabjichtigt gewejenen Erfolges gefegt iſt; 
denn bier ift der Ihäter in feiner Beziehung von dem Willen des Theil- 
nehmers abgewichen, da er vorausjeglicd gerade diejenige That veriibt hat, 
welche der Theilnehmer hervorzubringen oder zu unterſtützen beabjichtigte, und 
wenn bei Berübung diefer That ein weder von dem Thäter noch von dem 
Theilnehmer beabfichtigter Erfolg eingetreten ift, welcher nach der Beſtimmung 
des Gejeges die Strafbarfeit der That erhöht, jo muß diefer Umftand der 
Natur der Sache nad) geradefo auf den Iheilmehmer der That wie auf den 


256 Theilnabme, Art. 52—54, 


Thäter felbit feine Wirfung äußern. Wenn alfo z. ®. der A den B zur 
Nothzüchtigung der C anftiftet oder ihm bei Ausführung diefer That be- 
hilflich ift, jo muß in dem Falle, wenn die verübte Nothzucht den Tod der 
C zur Folge hatte, nicht allein den Thäter B fondern auch den Theilnehmer 
A die Strafe des höchſten Grades der Nothzucht von Zuchthaus nicht unter 
zwölf Jahren (Art. 204 Abj. 2) treffen, weil bei der Nothzucht das Gejeg 
der bloſen Thatjache des in Folge der Nothzucht unabfichtlich eingetretenen 
Todes der genothzüchtigten Perſon eine ftraferhöhende Wirfung beilegt, und des- 
halb diefer Erfolg auch dem Theilnehmer in Anrechnung gebracht werden muß. — 
Anders verhält es ſich dagegen in jenen Fällen, in welchen das Gejeß zum 
höheren Grade einer ftrafbaren Handlung nothwendig neben dem Eintritte 
eines umbeabfichtigten Erfolges auch noch verlangt, daß der Thäter die Ge- 
fährlichfeit feiner Handlung einjehen konnte. Hier kann nämlich den Theil- 
nehmer die bei dem Vorhandenſein dieſer Vorausfegung vom Thäter ver- 
wirfte höhere Strafe zweifellos nur allein danı treffen, wenn die Abficht 
des Theilnehmers entweder direft Darauf gerichtet oder derjelbe wenigſtens even- 
tuell auch damit einverftanden geweſen ift, die Berübung der That unter 
ſolchen Umftänden, bei welchen der Thäter die Gefährlichkeit feiner Handlung 
einjehen und in Folge deſſen den eingetretenen nicht beabfichtigten Erfolg als 
wahrjcheinlich vorherjehen konnte, hervorzubringen oder zu unterftügen; iſt 
diefe Vorausfegung nicht gegeben, jo liegt eine Abweichung des Thäters 
vom Willen des Theilnehmers vor, und kann in diefem Falle nach Vor— 
Schrift des Art. 52 Abſ. 2 gegen den Theilnehmer nicht die Strafe der vom 
Thäter verübten, jondern vielmehr nur die Strafe der von ihm felbft her- 
vorzubringen oder zu umnterjtügen beabfichtigten geringer ftrafbaren 
That Play greifen. Gegen wir aljo 3.2. den Fall, daß der A die B zum 
Ausſetzung ihres außerehelichen Kindes (Art. 246) anftiftet, daß dieſe Ausfegung 
den Tod des Kindes zur Folge hat, und daß dieB die Gefährlichkeit der Art 
und Weife, in welder fie ihr Kind ausgejegt hat, im Voraus einſehen 
fonnte. Hatte hier der A dieB ſelbſt dazu beauftragt, die Ausſetzung in der 
Weiſe, wie fie wirklich ausgeführt wurde, d. h. aljo unter Umftänden, bei 
welchen die Gefährlichkeit der Handlung in Voraus eingefehen werden fonnte, 
zur Ausführung zu bringen, oder hatte er der B gar feine nähere Inſtruk— 
tion über die Modalitäten der Ausführung der That gegeben, fondern in 
diefer Beziehung Alles ihrem Ermeſſen überlaffen, jo muß gegen den An- 
ftifter A ebenfogut wie gegen die Thäterin B die Strafe des höchſten Grades 
der Ausfegung Anwendung finden, da hier das vom Geſetze als ein Grund 
höherer Strafbarkeit erflärte Moment, die Berübung der That unter Umftänden, 
bei welchen die Gefährlichkeit der Handlung im Voraus eingejehen werden 
fonnte, in dem erſten Falle von dem A direkt gewollt. wurde, im zweiten Falle 
aber wenigftens eventuell in feinem Willen mit eingefchloffen war. Hatte dagegen 
der A der von ihm angeftifteten B die Art der Ausführung der That 
jpeciell in einer ſolchen Weife vorgejchrieben, daß hienach unter feinen Umftänden 
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eine Gefahr für das Leben des Kindes zu beforgen war, oder hatte er auch 
nur der B im Allgemeinen ausdrüdlic aufgetragen, die Ausfegung nicht in 
der Art vorzunehmen, daß dadurch das Leben des Kindes gefährdet werden 
könnte, jo kann den Anftifter A, wenn die B demungeachtet die Ausfegung 
unter ſolchen Umftänden vorgenommen hat, daß die Handlung als eine ge- 
fährlihe im Voraus von ihr erfannt werden fonnte, nur die auf den mitt 
leren Grad der Ausfegung gejegte Strafe treffen, weil hier der A mohl den 
unabſichtlich eingetretenen Erfolg, nicht aber die wider feinen Willen ftattge- 
babte gefährliche Art und Weife der Ausfegung zu vertreten hat. — In 
gleicher Weife wie mit dem Anftifter verhält es fich mit dem Gehilfen; auch 
bei ihm kommt in dem vorausgefegten Falle Alles darauf an, ob die Unter- 
ftügung der That bei Verübung derjelben unter ſolchen Umftänden, mobei 
der Thäter die Gefäßrlichkeit feiner Handlung einfehen konnte, in feinem 
Willen direct gelegen oder wenigſtens miteingefchlofjen gemejen, oder ob dieß 
nicht der Fall gewejen ift und alfo eine Abweichung des Thäter8 vom Willen 
des Gehilfen ftattgefunden hat. — 


ad b. Im zweiten Falle, wenn die Abficht eines Theilnehmers auf 
Herporbringung oder Unterftügung einer ſchwereren That gerichtet war, als 


ber Thäter verübt hat, kann den Theilnehmer nur diejenige Strafe treffen, 
welche auf die vom Thäter verübte geringere That gefegt if. Wenn 
alſo z. B. die A den B dazu anftiftet, ihr außerehelich gebornes Kind zu ermor- 
den, leßterer aber ftatt deſſen das Kind lediglich an einem weit entfernten Orte 
ausfegt, wenn der C dem D vermeintlich zur Beraubung des E durch Wache- 
ftehen Hilfe leiftet, während der D es lediglich darauf abgefehen hat, den 
E tüchtig durchzuprügeln und diefes Vorhaben auch ausführt, jo muß im 
erften Falle die Anftifterin A die Strafe der von B verübten Ausfegung, im 
zweiten Falle den Gehilfen C die Strafe der von D verübten Körperver- 
letzung treffen. Denn wenn auch das Gefeg darüber, mie es in folcden 
Fällen mit der Beftrafung des Theilnehmers zu halten fei, keine Beftimmung 
enthält, jo folgt dieß doch mit Nothwendigkeit aus den allgemeinen Prin- 
cipien des Geſetzes über die Beftrafung der Theilnahme. Einerfeit bat näm- 
lich bier der Thäter die fchwerere That, auf deren Herporbringung oder Un- 
terftügung die Abficht des Theilnehmers gerichtet war — in den angeführten 
Beifpielen die Ermordung des Kindes der A, die Beraubung de E — 
weder verübt, noch auch einen Verſuch zu deren Verübung gemacht, und 
fann deshalb auch der Theilnehmer, da denjelben nad Vorſchrift des Art. 52 
Abf. 1 immer nur die Strafe der vom Thäter verübten That treffen 
kann, nicht mit der Strafe diefer jchwereren That belegt werden. Anderer— 
feit8 aber trägt hier der Theilnehmer auch bezüglich der vom Thäter an 
Stelle der fchwereren verübten geringeren That die Eigenjchaft eines Theil— 
nehmer an fich, da die A durch ihre vorfägliche intellectuelle Einwirkung 
auf den B die von demfelben an Stelle des Mords verübte Ausfegung verur- 
ſacht und ebenfo der C durch fein Wacheftehen dem D zu der förperlichen 
Hocheder, Strafgefegbug. 1. Br. 17 


* 
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Mißhandlung des E, welche That der D an Stelle der von dem C zu un 
terftügen beabfichtigten Beraubung des E ausgeführt hat, eine abfichtliche 
Beihilfe geleiftet hat, und erſcheint es jomit vollfommen gerechtfertigt und 
dem Geſetze entiprechend, daß den Theilnehmer diejenige Strafe trifft, welche 
auf die vom Thäter verübte geringer ftrafbare That gejegt ift. 

ad c. In dem dritten möglichen Falle, wenn zwar die Abjicht eines 
ı Theilnehmers auf Hervorbringung oder Unterftügung einer andern That ge- 
richtet war, die vom Thäter an deren Stelle verüibte That aber durchaus 
(aljo namentlich auch bezüglich der Straffolgen) von gleicher Strafbarkeit 
ift, erjcheint die Abweichung des Thäters von dem Willen des Theilnehmers 
ohne praftijche Bedeutung, und bedarfdeshalb diefer Fall feiner weiteren Erörterung. 

3. Im Borftehenden wurden die Grundfäge entwidelt, nach welchen 
bezüglich der Beftrafung der Theilmehmer zu verfahret ift, wenn es feit- 
fteht, daß die Abficht eines Theilnchmers auf die SHervorbringung oder 
Unterftügung einer andern al3 der vom Thäter verübten That gerichtet war. 
Die Frage aber, ob ein Theilnehmer eine andere als die vom Thäter ver- 
übte, und welche That er hervorzubringen oder zu unterftügen beabfichtigte, 
ift feineswegs in allen Fällen jofort ganz zweifellos, jondern mitunter jchmer 
zu entjcheiden. Nicht felten fommt es nämlich bei der Theilnahme durch 
Anftiftung vor, daß z. B. der Anftifter den Thäter lediglih davon in 
Kenntniß ſetzt, welchen verbrecherifihen Endzwed er erreihen will, auf 
welchen rechtswidrigen Erfolg er e3 abgejehen hat, ohne demjelben In— 
ftructionen darüber zu geben, welche jtrafbare That als Mittel zur Er: 
reihung dieſes Endzwecks, zur Herbeiführung des angeftrebten Erfolgs zur 
Ausfihrung kommen foll, oder daß wenigſtens dem Thäter, wenn ihm aud 
ein Auftrag zur Berübung einer beftimmten ftrafbaren That ertheilt wird, doc 
über die näheren Modalitäten ihrer Ausführung, von welchen das Dafein eines 
höheren oder niedrigeren Grades diefer That abhängt, feine Vorſchriften 
gemacht werden. In gleicher Weife kann es ferner auch bei der Theilnahme 
duch Beihilfe der Fall fein, daß der Gehilfe Beistand zu einer ftrafbaren 
That leiftet, ohne nähere Kenntniß von den einzelnen auf die Qualification 
der That oder auf einen höheren oder niedrigeren Grad derjelben Einfluß 
habenden Umftänden ihrer Verübung zu haben. — In folden Fällen fragt 
es fich, inwieweit angenommen werden fann, daß die Abjicht des Theil- 
nehmers (Anftifter8 oder Gehilfen) auf die vom Thäter wirklich ve rübte 
That gerichtet war, und inwieweit demzufolge die verübte That dem Theil- 
nehmer zur Schuld zugerechnet werden Fan. 

Das gegenwärtige Gefeßbuc hat e8 aus den nämlichen Gründen, aus 
welchen es nach der bei Art. 6 auf ©. 53 gegebenen Erörterung von einer 
Begriffsbeftimmung des Vorſatzes und von allen Vorfchriften über die Zu- 
rechnung einer Handlung als vorjäglich begangen Umgang genommen bat, 
ganz und gar unterlaffen, beſtimmte Regeln darüber aufzuftellen, unter welchen 
Vorausſetzungen die Abficht eines Theilnehmers als auf die Hervorbringung 
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oder Unterftügung der vom Thäter verüibten That gerichtet anzunehmen fei, 
und ift es fomit den über die Thatfrage urtheilenden Gejchwornen und 
rechtsgelehrten Richtern anheimgegeben, die Frage, ob ein Theilnehmer die 
vom Thäter verübte, oder ob er eine andere und welche That er hervorzu— 
bringen oder zu unterftügen beabfichtigte, in jedem einzelnen Falle einzig und 
allein nach ihrer freien aus der gewijjenhaften Prüfung aller Umftände 
gefhöpften innern Ueberzeugung zu entjcheiden. Für die richtige Löfung 
der vorbezeichneten Frage in zweifelhaften Fällen ift aber namentlich Das- 
jenige von Wichtigkeit, was oben bei Art. 6 über den unbeftimmten 
Vorfag und über den Beweis des PVorjages gejagt wurde. Die Anwendung 
der auf S. 59—61 entwidelten Grundfäge über den unbeftimmten Vorſatz 
auf die Theilnahme ftellt es nämlich vor Allem außer Zweifel, daß die vom 
Thäter verübte That dem Theilnehmer nicht allein dann, wenn fein Wille geradezu 
und ausſchließend auf die Herporbringung oder Unterftügung diefer That gerichtet 
war, jondern ebenfo auch in dem Falle zur Schuld zugerechnet werden muß, 
wenn er zwar zunächit eine andere als die vom Thäter verübte That her- 
vorzubringen oder zu unterjtügen beabfichtigte, aber dabei doch die Möglich: 
feit, daß der Thäter die vom ihm wirklich verübte That begehen könne, ein- 
gejehen und die Hervorbringung beziehungsmweife Unterftügung diefer That 
wenigftens eventuell in feinen Willen ‚gleichfalls miteingejchlofjen hatte. — 
Was aber die Frage anlangt, ob wirklich die Abficht eines Theilnehmers 
auf die Hervorbringung oder Unterftügung der vom Thäter verübten That 
mindeſtens eventuell gerichtet gewejen ift, jo wird dieß nah dem ©. 62 
über den Beweis des Vorſatzes Gejagten in den meiften Fällen aus den 
obmwaltenden Umftänden erjchlofien werden müſſen. So wird namentlich bei 
der Theilnahme durch Anftiftung dem Anftifter die vom Thäter verübte 
That mit allen einzelnen Modalitäten ihrer Ausführungsweije, welche der 
Anftifter nicht ausdrüclich bei feinem Auftrage ausgenommen hatte, in dem 
Falle immer unbedenflih al3 von ihm beabjichtigt zugerechnet werden fünnen, 
wenn zwijchen der von ihm aufgetragenen Handlung und der vom Thäter 
wirflich verübten That ein jo naher Zuſammenhang beiteht, daß der 
Anftifter die Möglichkeit der Verübung diefer That von Seiten des Thäters 
beim Vollzuge des ihm gewordenen Auftrags jchon im Voraus erkannt 
haben mußte; denn es läßt hier der Umftand, daß der Anftifter voraus— 
jeglich vorherfah, der TIhäter fünne im BVollzuge des ihm gewordenen Auf- 
trags die von ihm wirklich verübte ftrafbare That ausführen, troßdem aber 
diefe Ausführungsweife feine® Auftrags nicht ausdrüdlich unterfagte, nad) 
den natürlichen Regeln der Yogik einen begründeten Schluß darauf zu, daß 
der Anftifter auch die vom Thäter verübte That in feinen Willen mitein- 
gefchlofjen hatte und aljo feine Abfiht auf die Hervorbringung diefer That 
mindeftens eventuell gerichtet gemejen it. Wenn hienach 3. 3. der A dem 
B ohne irgend eine Beftimmung über die Ausführungsweife den Auftrag 
ertheilt, dem vom Markte heimfahrenden Getreidvehändler C fein bei fi 
17* 
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habendes Geld um jeden Preis abzunehmen und der B zur Erreihung diefes 
Zweckes einen Naubanfall auf den C macht, bei welchem er demfelben zur 
Befeitigung des von ihm geleifteten Widerftandes eine tödtliche Verwundung 
zufiigt, fo muß dem A zweifellos der von B verübte Raub höchſten Grades 
nah Art. 302 Abf. 2 als von ihm beabfichtigt zugerechnet werden, und 
fann hier der Einwand des A, er habe den B nur zur Verübung eines 
Diebftahld oder eines Raubes niedrigeren Grades an dem C anftiften 
wollen, feine Beachtung finden, da der Anftifter A bei Ertheilung feines 
Auftrags nothwendig wiſſen mußte, daß der B diefen Auftrag ebenfomohl durch 
einen Raub höheren oder niedrigeren Grades, wie durch einen Diebftahl 
ausführen könne, und durch die Unterlafjung jeder näheren Inftruction über 
die Ausführungsmeife feine Zuftimmung zu jeder Art der Ausführung, 
melche der angeftiftete B wählen follte, auf unzweideutige Weife zu erfennen 
gegeben hat. Hatte dagegen in dem angeführten Beifpiele der Auftrag des 
A an den B dahin gelautet, dem C fein Geld zu nehmen, dabei jedoch 
jede Anwendung von Gemalt gegen denjelben zu vermeiden, fo kann in 
dem Falle, wenn der B mit Ueberfchreitung des ihm gewordenen Auftrags 
einen Raub an dem C begangen hat, dem A nicht der verübte Raub, fon- 
dern nur die Veriibung eines Diebftahl® al3 von ihm beabfichtigt zuge- 
rechnet umd demzufolge in Gemäßheit der Vorjchrift des Art. 52 Abj. 2 
auch nur die auf den Diebftahl gefegte Strafe gegen ihn verhängt werden. 

In ähnlicher Weife, wie bei der Theilnahme durch Anftiftung, verhält 
es fich bei der Theilnahme durch Beihilfe; auch bei dem Gehilfen kann, 
menn die obmaltenden Berhältniffe volle Gewißheit dafiir begründen, daß 


derſelbe die Möglichkeit der Berübung der von Geiten des Thäters zur 


Ausführung gekommenen That mit den jie begleitenden Umftänden bei feiner 
Hilfeleiftung ſchon im Voraus erfannt hatte, hieraus ein ſicherer Schluß 
gezogen werden, daß die Abficht des Gehilfen auf Unterftügung der vom 
Thäter verübten That mit allen auf deren Uualififation und Strafbarkeit 
Einfluß habenden Unftänden (mindejtens eventuell) gerichtet geweſen ift. 
Setzen wir alfo z. B. den Fall, daß der A den B dazu auffordert, ihm 
bei Verübung eines Diebftahle® im Haufe des C durch Wacheftehen Hilfe 
zu leiften und der B fich zu diefer Hilfeleiftung bereit finden läßt, ohne ſich 
irgend Etwas um die näheren Modalitäten des von A beabfichtigten Dieb- 
ftahl3 zu befiimmern. Hier fann, wenn der A bei Verübung des Diebjtahls 
im Innern des Haufes Behältniffe erbricht oder Schlöffer mit Dietrichen 
öffnet und die von ihm entwendeten Segenftände einen Werth von mehr 
als 100 fl. haben, fo daß alfo ein Verbrechen des Diebſtahls vorliegt, ge 
wiß mit gutem Grunde angenommen werden, daß der A auch das von B 
ausgeführte Verbrechen des Diebftahl3 zu unterſtützen beabfichtigte, und 
fann hier der Einwand des A, er habe nur zu einem Diebftahle in ar- 
ringerem Betrage ohne Einbruch und ohne vechtswidrigen Gebrauch von 
Schlüſſeln, alſo zu einem blofen Bergehen des Diebſtahls Hilfe leiſten 
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wollen, feine Beachtung finden; denn es mußte der B nothwendig 
wiffen, daß der Thäter ebenfowohl ein Diebftahlsverbrechen in der erfolgten 
Weife wie ein Diebftaßlsvergehen verüben künne und hat derjelbe dadurch, 
daß er dem A bei PVerübung des Diebftahls behilflich war, ohne zuvor 
nad) den Modalitäten des beabfichtigten Diebftahls zu fragen, deutlich feinen 
Willen fundgegeben, den von A beabfichtigten Diebftahl unter allen Um— 
ftänden und ohne NRüdficht darauf, ob derfelbe nach den ihn begleitenden 

Umftänden ein Berbrechen oder Vergehen bildet, zu unterjtügen. 

VI. 

Aus den bisher entwidelten in den Art. 52 mit 54 enthaltenen Be— 
ftimmungen des Geſetzes über die Theilnahme ergibt fich denn auch, mie 
die nachftehenden jchließlich zu erörternden Fragen nah Maßgabe diefes 
Geſetzbuches beantwortet werden müſſen: 

1; 

Kann Derjenige als Theilnehmer beftraft werden, mwelder 
eine Perjon zur VBerübung einer ftrafbaren That anzuftiften | 
fuht, die zur Zeit der auf fie verfuchten intellectuellen Eins |“ 
wirfung bereits für fi zur Berübung diefer That entihlof- 
fen war? 

Diefe Frage wird wenigſtens in der Regel allerdings zu bejahen - 
fein. Ein Solcher kann nämlich zwar nimmermehr als Anftifter, Theil 
nehmer nah Art. 54 Ziff. 1 erachtet und beftraft werden; denn es be- 
fteht in Ddiefem Falle fein folcher objeftiver Caufalzufammenhang zwi- 
[hen der auf den Thäter ausgeübten intellectuellen Einwirfung und ‚der von 
diefem verübten That, wie dieß nad) der sub III Ziff. 1 gegebenen Erör— 
terung zu einer wirflihen Anftiftung abjolut erforderlich ift, indem hier die 
Berübung der That nicht durch die erfolgte Einwirkung auf den Willen des 
Thäters verurfacht wurde, fondern vorausfeglich auch ohne diefe Einwirkung 
ftattgefunden hätte. — Dagegen wird ein Solcher in den meiften Fällen 
als Gehilfe der That, Theilnehmer nah Art. 54 Ziff. 3 erfcheinen. Einer- 
feit8 wird nämlich die von dem vermeintlichen Anftifter ausgeibte intellec- 
tuelfe Einwirkung auf den Thäter in der Regel dazu dienen, den letzteren 
in jeinem bereit gefaßten verbrecherifchen Entjchluffe zu beftärfen. Ander- 
jeit3 fann aber auch dem vermeintlichen Anftifter die Hilfe, welche er auf 
diefe Weife durch Beltärfung des Thäters im feinem verbrecherifhen Ent- 
ichluffe zur Verübung der That geleiftet hat, gewiß mit vollftem Rechte als 
eine abjichtliche zugerechnet werden; denn nachdem die Abficht deffelben 
fogar auf die Hervorbringung der ftrafbaren That duch Beftimmung 
des Thäters zu deren Berübung (alfo auf die ftrafbarfte Art der Theilnahme) 
gerichtet war, fo läßt es fich der Natur der Sache nach in feiner Weiſe be- 
zweifeln, daß auch eine blofe Unterftügung diefer That durch Beſtärkung 
des Thäterd in feinem beveit3 gefaßten verbrecherifchen Entjchluffe feinem 
Willen nicht entgegen und er vielmehr (eventuell) mit diefer Art der Mit» 
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wirkung zur Verübung der jtrafbaren That gleichfalls einverftanden gemejen 
ift. Demzufolge wird aljo in dem vorausgefeßten Falle der vermeintliche An- 
ftifter in der Regel ohne Ungerechtigkeit al8 Therlnehmer nah Art. 54 
Ziff. 3 bejtraft werden fünnen; und nur allein dann würde jede Beftrafung 
defielben zu unterbleiben haben, wenn thatjächlich feftgeftellt wird, daß feine 
intellectnelle Einwirkung auf den Thäter auch nicht zu deſſen Beftärfung 
in feinem verbrecherifchen Entſchluſſe dienlich geweſen ift. 

Was im Vorftehenden gejagt wurde, gilt übrigens nur von dem Falle, 
wenn der Thäter zur Zeit der auf ihn ausgeübten intellectwellen Einwirkung 
bereit3 den feften Entſchluß zur Verübung der in Frage ftehenden That 
gefaßt hatte; war dagegen der Entjchluß des Thäters zu jener Zeit nod 
ſchwankend und wurde er erjt durch die erfolgte Einwirfung des Andern zur 
völligen Reife gebracht, fo erfcheint der Icttere immer als der wahre An- 
ftifter der That. Daß es ſodann auch praktiſch von Erheblichfeit fein kann, 
ob Jemand Anftifter oder bloſer Gehilfe einer ftrafbaren That ift, ergibt 
fih aus der Vorſchrift des folgenden Art. 55 über die Beftrafung der Ge- 
hilfen. 

2. 

Kann Derjenige, welcher einen Andern anfänglih zur Ver 
übung einer ftrafbaren That angeftiftet hat, auch dann nod 
als Theilnehmer nach Art. 54 Ziff. 1 beftraft werden, wenn er 
feinen auf die Hervorbringung diefer That gerichteten verbre 
herifhen Willen nahträglich wieder aufgegeben und diefes dem 
Angeftifteten noch vor dem Beginne der Ausführung der That 
ausdrüdlich oder durch ungmeideutige Handlungen zu wiſſen ge: 
than, leßterer aber dennoch die fraglihe That verübt hat. 

Diefe Frage muß bei richtigem Berftändniffe des Gefeges unbedenklich 
verneint werden. 

Bor Allem würde es nämlich ſchon von vorneherein dem Geifte des 
Geſetzes ganz uud gar widerftreiten und fann es deßhalb ficherlich nicht in 
defien Intention gelegen fein, daß dem Anftifter zu einer Zeit, wo die An- 
ftiftung noch Feine ftrafbare That in's Dajein gerufen hat und demzufolge 
regelmäßig nod gar nicht zur Strafe gezogen werden fan, jeder Rücktritt, 
jede Umfehr zum Guten verfchloffen fein ſollte. Läßt ja doch das Geſetz 
ſogar jenen Uebelthäter, welcher die Ausführung der ſtrafbaren That bereits 
angefangen hat, in Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 47 immer noch ſtraf— 
frei, wenn er aus freiem Willen von der Vollendung der That abgeftanden 
ift; um wieviel weniger fan angenommen werden, daß die noch ohne allen 
thatſächlichen Erfolg gebliebene und deßhalb gejeglich noch ftraflofe Anſtif— 
tung nicht mehr widerrufen werden fünne und daß auf diefe Weile dem 
Angeftifteten anheimgegeben fei, den urfprünglichen Anftifter fogar gegen jeinen 
erklärten Willen zum Theilnehmer der zwar anfänglich von ihm gemwollten 
nachher aber wieder aufgegebenen ftrafbaren That zu machen, 


— 
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Abgefehen von den vorftehenden allgemeinen Erwägungen faun in dem 
porausgejegten Falle der Anftifter jedenfall3 aus dem Grunde nicht mehr 
als Anftifter der verübten That erachtet und beftraft werden, weil hier 
die Boransjegungen der Theilnahme nah Art. 54 Ziff. 1 nicht gegeben 
find. Als Theilmehmer nah Art. 54 Ziff. 1 (Anftifter) exfcheint nach der 
Beftimmung des Gefeges Derjenige, welcher durch imtellectuelle Einwirkung 
auf den Willen eines Anderen die ftrafbare That vorſätzlich verurfacht hat; 
es gehört hienach zum Weſen der Anftiftung, daß der Thäter die ftrafbare 
That in Gemäßheit der vom Anftifter auf feinen Willen ausgeübten vorjäß- 
lichen intellectuellen Einwirkung, d. 5. mit andern Worten in Ge 
mäßheit des Willens des Anftifters verübt. Diefe Vorausfegung ift 
aber offenbar dann nicht mehr gegeben, wenn der urfprüngliche Anftifter 
dem Thäter noch vor angefangener Ausführung der That feinen Willen, 
daß die ftrafbare That nicht verübt werden folle, ausdrüdlich oder durch un» 
zweideutige Handlungen zu erkennen gegeben hat, der Thäter aber troßdem die 
That verübt, da ja hier der Thäter nicht mehr in Gemäßheit, fondern viel- 
mehr geradezu gegen den Willen de3 urjprünglichen Anftifter8 Handelt, 
und fann fomit in einem folchen Falle von dem Anftifter, wenn gleich viel 
leicht jogar durch die anfänglich von ihm ausgeübte intellectuelle Einwirkung 
der Thäter in Wirklichfeit auf den Gedanken zur Ausführung der That ge— 
bracht und mit der Gelegenheit zu deren Verübung befannt geworden fein 
jollte, doch unter feinen Umftänden behauptet werden, daß er die ftrafbare 
That vorjäglich verurfacht habe. Segen wir alfo 3. B. den Fall, daß der 
A, welcher den B gedungen hat, das Haus des G in Brand zu fteden, vor 
Ausführung der That von Neue ergriffen wird und den dem B ertheilten 
Auftrag ausdrüdlich widerruft, legterer aber trogdem, vielleiht um in der 
Verwirrung des Brandes ftehlen zu fünnen, das Haus des C anzündet oder 
daß der A, welcher mit dem U wegen eines Prozeſſes in größter Feindfchaft 
lebt, den bei ihm in Diensten ftehenden B beauftragt, bei paflender Gelegen- 
heit mit dem G Streit anzufangen und ihn tüchtig dDurchzuprügeln, inzwifchen 
jedoch, bevor der B dieſen Auftrag vollzogen hat, eine volljtändige Ausjühn- 
ung zwifchen dem A und C zu Stande fümmt, in Folge dejjen beide die 
beiten Fremde zu einander werden und fogar eine Heirat zwilchen dem 
Eund eimer Tochter des A jtattfindet, was Alles dem B wohl befannt ift, 
daß aber der B trogdem mit dem ©, gegen welchen er jelbit feindjelig ges 
ſinnt ijt, bei einem zufälligen Zuſammentreffen im Wirthshaufe Händel an- 
fängt und ihn auf das Gröblichite körperlich mißhandelt, jo kann hier der A 
nimmermehr als Theilnehmer der von B verübten Brandftiftung beziehungs: 
weiſe Nörperverlegung erachtet und beftraft werden. Denn in den beiden 
angeführten Beifptelen wußte der B bei Ausführung der verbrecherifchen 
That, daß der A die Branditiftung am Hauſe des C, die förperliche Miß— 
handlung dejjelben nicht mehr wolle, da in dem einen Falle der A feinen 
früher ertheilten Auftrag ausdrüdlich widerrufen hatte, in dem andern Yale 


264 Theilnahme. Art. 52—54. 


‘aber foldhe auch dem B bekannt gewordene Thatfachen in Mitte getreten 
waren, welche die ftillfchweigende Zurüdnahme des früheren Auftrags außer 
allen Zweifel festen; es hat fomit hier der B nicht in Gemäßheit des Wil- 
lens des A, fondern au8 eigenem Antriebe gehandelt und fann alſo 
nicht gefagt werden, daß der A die von B verübte That durch intellectuelle 
Einwirfung auf den B vorfäglich verurſacht habe. 

Aus der vorftehenden Ausführung ergibt fi) von felbft die meitere 
Folgerung, daß in dem Falle, wenn der Widerruf von Seiten des Anſtifters erft 
zu einer Zeit erfolgt ift, wo der Angeftiftete bereits einen (ftrafbaren) Ver— 
fuh zur Ausführung der That gemacht hatte, der Anftifter immer als Theil- 
nehmer dieſes Verſuchs beftraft werden muß, wogegen ihm in diefem Falle 
die Vollendung der That, wenn der Thäter diefelbe nad erfolgtem Wider- 
rufe bewirkt, nicht zur Schuld zugerechnet werden kann. 

Schlieglih muß noch erwähnt werden, daß der Widerruf des Anftifters 
der Natur der Sache nad immer nur unter der Vorausfegung von Wirf- 
famfeit fein fan, wenn der Angeftiftete rechtzeitig, d. h. bevor er noch 
die ftrafbare That ausgeführt, beziehungsmeife auszuführen verjucht Hatte, 
Wiſſenſchaft davon erhalten hat, wogegen in dem Falle, wenn der An— 
ftifter zwar noch vor begonnener Ausführung der ftrafbaren That den Willen 
gehabt, den ertheilten Auftrag zu deren Berübung zurüdzunehmen, und dieſen 
feinen Willen auch ausdrüdlid oder durch unzmweidentige Handlungen äufßer- 
lich fundgegeben, der Angeftiftete aber, fei e8 weil e3 überhaupt zu ſpät 
mar oder fei e8 aus irgend einem andern Grunde (wie 3. B. in Folge Ein- 
tritts von zufälligen außer aller Berechnung des Anftifter8 gelegenen Um— 
ftänden), hievon erft zu einer Zeit Kenntniß erlangt hat, wo er die ftrafbare 
That bereit3 verübt oder wenigftens zu verüben verfucht hatte, eine Be- 
ftrafung des Anftifter3 als Theilnehmer nah Art. 54 Ziff. 1 unzweifelhaft 
ftattfinden muß. Denn da in einem ſolchen Falle der Angeftiftete bei 
Berübung der ftrafbaren That immer noch in Gemäßheit des ihm vom 
Anftifter gewordenen Auftrags gehandelt hat, jo hat hier in Wahr- 
beit der Anftifter die That durch jeinen Auftrag vorjäglih verurfadt, 
und muß derfelbe demgemäß auch als Theilnehmer der That nah Art. 54 
Ziff. 1 erachtet und beftraft werden. Der Umftand, daß der Anftifter 
den Willen hatte, den dem Angeftifteten ertheilten Auftrag wieder zu- 
rüdzunehmen, ohne daß jedoch dieſer Wille zur Realifirung gekommen 
ift, fann wohl bei der Strafausmeffung oder vielleicht im Gnadenwege 
Berüdfihtigung finden; die Eigenfchaft als Anftifter der That aber kann 
hiedurch in feiner Weiſe aufgehoben werden, und erjcheint vielmehr in 
diefem Falle die Beftrafung des Anſtifters ebenſo gerechtfertigt, wie die 
Beitrafung desjenigen Uebelthäters, welcher zu einer Zeit, wo er feiner 
Seits bereitS alles zur Bermirklihung einer ftrafbaren That Erforderliche 
gethan hatte, der verbrecherifche Erfolg aber noch nicht eingetreten war, 
von Reue ergriffen wurde und den Eintritt diefes Erfolges gerne verhindert 
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hätte, wenn ihm dieß noch möglich gewefen wäre. (Bgl. das oben ©. 206 
beim Berfuche Gejagte.) 
3. 

Was im Borftehenden von dem Anftifter gejagt wurde, 
gilt in analoger Weife auch von dem Gehilfen, jo daß alfo der- 
jenige, welcher einem Andern anfänglich irgend eine intellec- 
tuelle oder phyfifche Beihilfe zu einer ftrafbaren That geleiftet, 
nachher aber no vor dem Beginne der Ausführung der That 
diefe Hilfeleiftung gänzlich zu Nichte gemaht und außer Wirf- 
famteit gefegt hat, niemals als Theilnehmer (Öehilfe) der That 
beftraft werden kann. 

Da der vorftehende Sa im Grunde genominen blos eine Anwendung 
desjenigen, was eben von der Theilnahme duch Anftiftung gejagt wurde, 
auf die Theilnahme duch Beihilfe ift, jo kann Hinfichtlich feiner Begründung 
und feiner Conjequenzen im Allgemeinen auf das sub Ziffer 2 Geſagte Be- 
zug genommen werden, und wird hiezu nur noch Folgendes bemerft: 

Daß jene intellectuellen Gehilfen, welche vor der That eine bei oder 
nach der Ausführung der That zu leiftende Beihilfe verfprochen Haben, in 
dem Falle, wenn fie vor Beginn der Ausführung der That ihr gemachtes 
Berfprechen widerrufen und außer Wirkſamkeit gefegt haben, nicht als Theil- 
nehmer der That erachtet und beftraft werden fünnen, ift im Geſetze jelbft 
auf indirecte Weife deutlich ausgefprochen; denn da das Geſetz im Art. 54 
Ziff. 3 ausdrüdlich nur Denjenigen als Theilnehmer erklärt, welcher vor der 
That eine Beihilfe bei deren Ausführung oder deren Berheimlichung oder 
andere nach vollendeter That zu leiftende Hilfe oder Unterftügung verfprochen 
und nicht vor angefangener Ausführung fernen Rüdtritt von 
diefem Berjprehen ausdrüdlic oder durch unzmeideutige Handlungen 
zu erfennen gegeben hat, fo folgt hieraus per argumentum e contrario 
von jelbft, daß derjenige, welche zwar anfänglich eine bei oder nad) Aus» 
führung der That zu leiftende Beihilfe verfprochen, dieſes Verſprechen aber 
vor Beginn der Ausführung der That wieder zurüdgenommen hat, nicht mehr 
als Theilnehmer der That im Sinne des Gefeges erfcheint und folglich auch 
nicht als folcher beftraft werden kann. (Bgl. das oben sub III Ziff. 3 
Geſagte.) 

Es iſt nun allerdings richtig, daß das Geſetz nur allein bei jener Art 
von intellectueller Beihilfe, welche durch das Verſprechen einer bei oder nach 
Ausführung der That zu gewährenden Unterſtützung geleiſtet wird, beſon— 
ders hervorhebt, daß das außer Wirkſamkeit Setzen dieſer Beihilfe (durch 
Zurücknahme des gemachten Verſprechens) vor begonnener Ausführung der That 
die Eigenſchaft eines Theilnehmers (Gehilfen) der That beſeitigt, während es bei 
den übrigen im Art. 54 Ziff. 2 und 3 aufgeführten Arten einer der Aus— 
führung der That vorhergehenden Beihilfe — bei einer erſt im Zeit- 
punfte der Ausführung der That erfolgenden Beihilfe (Art. 54 Ziff. 4) 
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* 
wird von einem nachträglichen außer Wirkſamkeit Seen derſelben in ber 
Regel ohnehin feine Rede fein können — hievon feine- Erwähnung thut. 


Demungeachtet muß aber derfelbe Grundfag ganz in gleicher Weife überhaupt 
bei jeder Art einer der Ausführung der That vorhergehenden intellectuellen 
oder phyſiſchen Beihilfe zur Anwendung fommen; dieß folgt mit Nothwen- 
digfeit daraus, weil chen bei Demjenigen, welcher die anfänglich ge— 
leiftete Beihilfe nody vor dem Beginne der Ausführung der That wieder 
gänzlich außer Wirkſamkeit ſetzt und zu Nichte macht, die gefeglichen 
Erfordernifje eines Theilnehmers nah Art. 54 Ziff. 2 und 3 nicht 
mehr gegeben find. Segen wir 3. B. den Fall, daß der A dem zur 
Berfertigung falfchen Geldes entjchlojienen B zwar anfänglich zu dieſer 
That zuredet, oder ihm die hiezu nöthigen Werkzeuge gibt, oder ihm 
ein abgelegenes Zimmer feines Haufes, in welchem er von Niemanden beob- 
achtet werden kann, zum Prägen des faljchen Geldes einräumt, oder Die 
Berausgabung des faljchen Geldes zufagt, nachher aber, ehevor noch der B 
mit der DVerfertigung des faljchen Geldes angefangen hat, denjelben auf das 
Eindringlichfte von der Ausführung der That abmahnt, ihm die hiezu ge- 
gebenen Werkzeuge wieder hinwegnimmt, ihm die Benütung des zur unges 
ftörten Prägung des falſchen Geldes beftimmten Zimmers. unterfagt und un- 
möglih macht, ihm emdlich erklärt, er werde unter feinen Umftänden ein 
Stüd faljchen Geldes verausgaben, jo wird man gewiß nicht darüber in 
Zweifel jein können, daß in allen diefen Fällen der A die Eigenſchaft 
eines Theilnehmers bezüglich der von B trogdem verübten Münzfälfchung 
nah Maßgabe der Beltimmungen des Art. 54 Ziff. 2 und 3 ninmmer- 
mehr an fi trägt. Allerdings hatte nämlich in dem angegebenen Bei- 
jpiele der A anfänglich ſolche Handlungen vorgenommen gehabt, welche 
an fich das Berhältnig eines Theilmehmer® nah Art. 54 Ziff. 2 und 3 
an der von B verübten That zu begründen ‚geeignet waren, indem er 
den B im feinem verbrecherifchen Entſchluſſe vorjäglich beftärfte, ihm 
wiffentlih Werkzeuge zur Berübung der That lieferte, : Gelegenheit zu 
deren Ausführung verfchaffte, oder eine nach vollendeter That zu leiftende 
Hilfe im Voraus zufagte. Allein nachdem der A, bevor noch der B 
die von ihm beabjichtigte That auszufithren angefangen hatte, denſelben 
wieder von der Ausführung der That abgemahnt, ihm die gelieferten Werk: 
zeuge zu deren Verübung hinweggenommen, die Benütung der ihm zu ihrer 
Ausführung verjchafften Gelegenheit unmöglich gemacht, die gemachte Zufage 
einer nach vollendeter That zu gewährenden Hilfe zurüdgenommen, und auf 
diefe Weife thatfächlich die von ihm anfänglich geichehene (intellectuelle oder 
phyſiſche) Dilfeleiftung zu der von B verübten That zu einer Zeit, wo eine 
objectiv jtrafbare Ihat überhaupt noch nicht vorlag, und alfo auch eine Be— 
ftrafung des A wegen der von ihm vorgenommenen Handlungen gejeglich 
noch gar nicht Play greifen fonnte, vollftändig annullirt und außer Wirk: 
ſamkeit gefegt hat, jo kann hier ficherlich nicht mehr behauptet werden, daß 
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der A zu der von B verübten Münzfälfhung durch vorfägliche Beſtärkung 
dejjelben in feinem verbrecherifchen Entjchluffe, durch mifjentliche Yieferung der 
Werkzeuge oder Verſchaffung der Gelegenheit zu deren Ausführung, durch 
Zufage -einer nach vollendeter That zu gewährenden Hilfe mitgewirkt habe, 
und kann demzufolge Auch eine Beftrafung des A als Theilnehmer (Gehilfe) 
der Münzfälfhung nad Art. 54 Ziff. 2 und 3 unter feinen Umftänden 
Plag greifen. — 

Auch bei der Theilnahme durch Beihilfe kann es vorfommen, daß Der-. 
jenige, welcher zu den die ftrafbare That vorbereitenden Handlungen eine 
Hilfe geleiftet hat, nachher aber noch vor Beginn der Ausführung der That 
von Reue ergriffen wird, in Folge der Beichaffenheit der geleifteten Hilfe 
oder aus irgend einem andern Grunde nicht mehr im Stande ift, die ge- 
ihehene Hilfeleiftung außer Wirffamfeit zu fegen; jo wenn in dem ange 
führten Beiſpiele der A von dem B die Rückgabe der ihm zur Verübung der 
Münzfälfhung gelieferten Werkzeuge verlangt, legterer aber diefe Rückgabe 
verweigert. — In einem folchen Falle fann der von Reue ergriffene Gehilfe 
nur allein dadurch fi vor der Beltrafung als Theilnehmer der That 
fiher ftellen, daß er entweder, infoferne ihm dieß möglich ift, die Aus— 
führung der in Frage ftehenden That jelbft verhindert, oder der Obrigfeit 
von der bevorjtehenden Verübung der That jo rechtzeitig Anzeige macht, daß 
von ihr deren Ausführung gehindert werden fann. Geſchieht dieſes nicht, 
hat aljo in dem angeführten Beifpiele der A von dem B zwar noch vor 
Beginn der Ausführung der Münzfälfhung die Rückgabe der ihm gelieferten 
Werkzeuge zur Verübung der That verlangt, legterer aber deren Rückgabe 
verweigert und mit diefen Werkzeugen die Münzfälſchung wirklich verübt, fo 
erfcheint der A troß der gejchehenen Nüdforderung immer noch als Theil- 
nehmer der von B verübten Münzfälihung nach Art. 54 Ziff. 2 und muß 
er als folcher bejtraft werden, da er hier in Wirklichkeit durch die Lieferung 
der Werkzeuge dem B eine abfichtlihe Hilfe zur Verübung der That nad) 
Art. 54 Ziff. 2 geleiftet hat. — 

Bon felbft verfteht es fich endlich, daß Derjenige, welcher die anfäng- 
(ich geleiftete Beihilfe zu den eine ftrafbare That vorbereitenden Handlungen 
noch vor dem Beginne der Ausführung der That wieder vollitändig annullirt 
und außer Wirffamfeit gejegt hat und deshalb nach der vorjtehenden Aus- 
führung nicht mehr als Theilnehmer der That erjcheint, doch immer noch unter 
Umftänden, wenn nämlich die im Art. 62 bejtimmmten VBorausjegungen ge— 
geben find, wegen unterlaffener Verhinderung die That ftrafbar fein kann. 

4 


Was ift Nechtens im Falle Verübung einer jtrafbaren That 
von mehreren Perjonen im Gomplotte. 

Da das gegenwärtige Geſetzbuch abgejehen von eimer in den Art. 102 
Ziff. 2 und 103 vorkommenden Specialbeftimmung über die Berjchwör- 
ung beim Hochverrathe feine Borfchriften über das Complott und deſſen 


268 Theilnahme. Art. 52—54. 


Beitrafung enthält, kann die angeregte Frage nur allein durch die An- 
wendung der in den Art. 52 und 54 enthaltenen allgemeinen Grundfäge 
über die Theilnahme und deren Beftrafung auf den Fall des Complotts ihre 
Löſung finden. Was nun vor Allem 

1. das Wefen des Complotts anlangt, fo ift ein folches nach der 
Lehre der Wifjenfchaft dann vorhanden, wenn fich mehrere Perſonen, welche 
von der gleichen Abficht auf Hervorbringung einer beftimmten ftrafbaren That 
befeelt find, mit einander vereinigen, um diefe That als ihren Gefammtmwillen 
zur Ausführung zu bringen. 

Zu einem Complotte wird alfo vor Allem ftetS eine Mehrheit von 
Perfonen erfordert, wobei übrigens ſchon die Zahl zwei al3 genügend erjcheint. 

Dieſe mehreren Perfonen müſſen ferner die Richtung des Willens auf 
eine beftimmte ftrafbare That haben; jedoch ift es feinesmwegs gerade ab— 
folut nothwendig, daß das Complott blos die Verübung einer einzigen ftraf- 
baren That zum Gegenftande hat, und kann daffelbe vielmehr ebenſowohl 
auch fi) auf die Verübung mehrerer ftrafbaren Handlungen beziehen, in— 
foferne nur die mehreren ftrafbaren Handlungen im Voraus beftimmt 
‚und in fih abgeſchloſſen find. 

Ferner ift es eim nothwendiges Erforderniß des Complotts, daß 
die Abfiht der mehreren Perfonen fammt und fonder8 auf die Hervor— 
bringung der in Frage ftehenden flrafbaren That gerichtet ift; Jeder von den 
Complottanten muß die Verwirklichung der ftrafbaren That als feine eigene 
Angelegenheit betrachten, jo daß aljo jeder von ihmen bezüglich diefer 
That die Eigenjchaft eines Urhebers an fi) trägt. Wer die ftrafbare 
That nicht als feine That hervorbringen, jondern blos die Ausführung der 
verbrecherifchen Abficht eines Andern unterftügen will, der erfcheint niemals 
als wahrer Complottant, fondern immer nur als Gehilfe der That. 

Endlih gehört zum Complotte noch die Vereinigung der mehreren 
Perfonen, um die von Allen gleihmäßig beabfichtigte That als ihren Ge— 
fammtmwillen zur Ausführung zu bringen; dabei ift es jeboch keineswegs 
abfolut erforderlich, daß die einzelnen Complottanten jämmtlich eine pofitive 
Mitwirfung zur Ausführung der That leiften, wie dieß allerdings in der 
Regel der Fall zu fein pflegt, fondern es fann auch vorfommen, daß nach 
der getroffenen Vereinbarung die That nur von einem Einzigen oder von 
Einigen der Complottanten ausgeführt wird, mwährend die Webrigen ver- 
abredungsgemäß ganz unthätig zu bleiben haben, wie 3. B. wenn bei 
einem auf Berübung eines Mordes gerichteten Complotte die einzelnen 
Complottanten unter einander dahin übereinfommen, daß nur Einem von 
ihnen die Ausführung der That übertragen werde, und ‚Das Loos dariiber 
entfcheiden laffen, wer diefer Eine fein foll. 

2. Was fodann die Frage anlangt, wie die einzelnen Theilnehmer eines 
Eomplottes zu bejtrafen find, fo kann es 

a) vor Allem feinem Zweifel unterliegen, daß die Eingehung des 


“ 
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Complotts an fich in der Negel noch nicht ftrafbar ift. Die blofe Ver— 
bindung und Berabredung Mehrerer zur Begehung einer ftrafbaren That 
bildet nämlich nur eine die ftrafbare That vorbereitende Handlung; folche 
Handlungen aber, durch welche die Ausführung einer ftrafbaren That ledig. 
(ich vorbereitet, aber noch nicht angefangen worden ift, unterliegen in Ge— 
mäßheit der Vorſchrift des Art. 51 grundſätzlich feiner Strafe. Demgemäß 
müſſen alfo fämmtliche Complottanten der Regel nad infolange, als nicht 
wenigftens ein ftrafbarer VBerfuch zur Ausführung der in Frage ftehenden 
That gemacht worden ift, völlig ftraflos bleiben; eine Ausnahme von diefer 
Regel tritt nur da ein, wo das Gefeg im feiner zweiten Abtheilung aus 
befonderen Gründen auch jchon die bloje Verbindung und Verabredung zur 
Ausführung einer ftrafbaren That ausdrüdlih mit Strafe bedroht, wie dies 
bei der Vorbereitung zum Hochverrathe durch- Theilnahme an einer Ver— 
Ihwörung (Art. 102 Ziff. 2 und Art. 103) der Fall ift. 

b. Wurde die ftrafbare That wirklich im Complotte ausgeführt oder 
auszuführen verfucht, jo werden alle Complottanten ohne Ausnahme, melde 
nicht an der Verwirklichung der That unmittelbaren Antheil genommen 
haben und deshalb jelbit als Thäter beziehungsmweife Mitthäter erfcheinen, 
alsintellectuelle (Mit-) Urheber der That, d. h. alfo als Theilnehmer 
nah Art. 54 Ziff. 1 zu erachten und zu beftrafen jein. Beim Complotte 
ift nämlich vermöge feiner inneren Natur, da bier die jtrafbare That durch die 
Bereinigung der einzelnen Complottanten zu einem Gefammtwillen zur 
Ausführung kommt, immer eine wechjelfeitige Anftiftung gegeben; die 
jtrafbare That wurde hier von den jämmtlichen einzelnen Complottanten 
durch ihre Bereinigung zu einem Gefammtwillen und die dadurch nothwendig 
hervorgerufene gegenfeitige intellectuelle Einwirkung auf den Willen jedes 
Einzelnen vorfäglich verurſacht und erjcheint ſomit Jeder von ihnen ohne 
Rückſicht auf feine phyſiſche Mitwirkung bei der Ausführung in Folge 
feiner Theilnahme am Complotte für fih allein ſchon als intel- 
lectueller (Mit-JUrheber der That. Demgemäß müfjen alfo 3. B. auch 
in dem Falle, wenn bei einem auf Verübung eines Mordes gerichteten Come 
plotte die Ausführung der That nur einem einzigen durch das Loos hiezu 
beftimmten Complottanten übertragen wird, die fämmtlichen fibrigen Mit. 
complottanten, welche verabredungsgemäß gar feinen phufifchen Antheil an 
der Berübung der That genommen haben, als Theilnehmer nach Art. 54 
Ziff. 1 des von diefem Einzigen verübten Mordes beftraft werden. 

Eine nothwendige Folge davon, daß nach der vorftehenden Ausführung 
die jämmtlichen nicht felbit als Thäter erfcheinenden Theilnehmer eines Com- 
plottes abgejehen von ihrer phyſiſchen Mitwirkung, welche bei Einzelnen 
von ihnen allerdings auch in einer Hilfeleiftung bei Ausführung der That 
beftehen kann, ſchon vermöge ihrer Betheiligung am Complotte die Eigenfchaft 
eines intellectuellen Miturhebers der That an fich tragen, befteht darin, 
daß bei einem wirklichen Complottanten die im folgenden Urt. 55 beftimmte 
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Herabjegung der auf die verübte That geſetzten ordentlichen Strafe, welche 
das Gejeg den Gerichten nur allein in den Fällen einer Theilnahme durch 
Beihilfe (Art. 54 Ziff. 2—4) geitattet, nicht Pla greifen fann. — In der 
Natur der Sache liegt es übrigens, daß beim Complotte, wiewohl die ſämmt— 
lihen Complottanten in Folge des Umftandes, daß die That fid) als Das 
Produft ihres Gejammtwillens darftellt und Feder derfelben die Eigenfchaft 
eines (phyſiſchen oder intellectwellen) Urhebers an fich trägt, an fich gleich 
jtrafbar find, doch Einzelne fich vor den Andern durch eine erhöhte intellec- 
tuelle oder phyſiſche Thätigfeit beſonders hervorthun und deßhalb relativ 
ftrafbarer fein fünnen, und pflegt man im diefer Beziehung namentlich die 
Anftifter des Complotts, welche den erjten Impuls zu der verbrecherifchen 
Berbindung gegeben haben, ferner die Nädelsführer, welche den Plan zur 
Ausführung der That entworfen haben, und die Anführer, melche die 
phyſiſche Ausführung der That felbft geleitet haben, von den übrigen Theil- 
nehmern des Complotts, den jogenannten gemeinen Complottanten zu un 
terſcheiden. Wo in dieſer Weife ein weſentlicher Unterjchied hinfichtlich der 
Thätigfeit der einzelnen am Complotte betheiligten Perfonen befteht, da muß 
in jenen Fällen, in welchen feine abjolut bejtinmtte Strafe in Frage ift, was 
nach den Syſteme dieſes Gefeßbuches nur bei äußerft wenigen ftrafbaren 
Handlungen vorfonmt, bei der Etrafzumefiung innerhalb des gejeglichen 
Maximums, und Minimums hierauf geeignete Rückſicht genommen werden. 

c) Die Beantwortung der Frage, ob derjenige Complottant, welcher 
noch vor begonnener Ausführung der ftrafbaren That feinen Austritt 
aus dem Complotte ausdrüclich oder durch unzweideutige Handlungen den übrigen 
Complottanten zu erfennen gegeben hat, als Theilmehmer der dennoch 
verübten ftrafbaren That bejtraft werden kann, kann nicht zweifelhaft fein, 
wenn man dasjenige ind Auge faßt, mas vorher sub Ziff. 2 über den Fall 
gejagt wurde, wenn der Anftifter dem Angeftifteten vor dent Beginne der 
Ausführung der That die Zurüdnahme des ihm ertheilten Auftrags erflärt, 
(eßterer aber troßdem die in Frage ftehende That ausführt; denn da beim 
Complotte eine wechjeljeitige Anftiftung vorliegt, jo muß das vom Ans 
ftifter Gefagte in gleicher Weife auch auf den Complottanten Anwendung 
finden. Aus der dafelbjt gegebenen Ausführung ergibt fich aber, daß der— 
jenige Complottant, welcher vor dem Beginne der Ausführung der That 
feinen Genoſſen (ausdrüdlih oder durch unzmweidentige Handlungen) den 
Austritt aus dem Complotte erklärt hat, nicht mehr die gefeglichen Merk— 
male eines Theilmehmers dieſer That an ſich trägt, und begründet ſomit 
nach dieſem Geſetzbuche der rechtzeitig erklärte Nüdtritt vom Complotte 
allein fchon, ohne daß hiezu eine Anzeige des Complotts bei der Obrig- 
feit erfordert wird, fiir den einzelnen Complottanten völlige Straflofigkeit, 
infoferne nicht etwa die gejeglichen Vorausſetzungen zu einer Beftrafung 
wegen unterlaffener Verhinderung von Verbrechen nach Art. 62 gegeben find. 
Was endlich 
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d) den Fall anlangt, wenn bei einem Complotte, ſtatt der’ verabredeten 
eine andere ftrafbare That verübt wird, jo müſſen in einem folchen Falle bezüg- 
lich derjenigen Complottanten, welche jih an der erfolgten Abmeihung von 
der getroffenen Verabredung nicht betheiligt haben, die oben sub Ziff. V 
aufgeftellten allgemeinen Grundfäge zur Anwendung fommen, und wird in 
diefer Beziehung auf die dortielbit gegebene Erörterung verwieſen. 

9. 

Wie verhält es jih mit der Beftrafung der Mitglieder 
einer Bande. 

Eine Bande ift nach der Lehre der Wilfenfchaft dann gegeben, wenn 
fih mehrere Berfonen zur fortgefegten (bei jeder paflenden Gelegenheit zu 
widerholenden und jomit gemwerbsmäßigen) VBerübung einer ungewiſſen Menge 
von ftrafbaren Handlungen, welche nur allein der Art nad vorher bejtimmt 
find, im Einzelnen aber zum Voraus ganz unbeftimmt gelaſſen werden, 
mit einander vereinigen; von welcher Art die ftrafbaren Handlungen 
find, auf deren Verübung es abgefehen ift, ob fie blos eine einzige oder 
mehrere verfchiedene Kategorien von Verbrechen umfaflen, erjcheint für dem 
Begriff der Bande gleichgiltig. 

Bom Complotte unterjcheidet ſich die Bande nad) der aufgeftellten Be- 
griffsbeftimmung mejentlich dadurch, daß das Complott ftet3 auf die Ver— 
übung eines jpeciell beftimmten verbrecherifchen Einzelactes gerichtet ift, wäh— 
rend bei der Bande nur ein Allen gemeinjamer Entfchluß zur Verübung 
von ftrafbaren Handlungen einer gewiſſen Kategorie bei eintretender guter 
Gelegenheit ohne jedwede beftimmte Nichtung auf eine einzelne jpecielle That 
vorhanden ift. Daher fann namentlih auch in dem Falle nicht von einer 
Bande gejprochen werden, wenn fich eine Meehrheit von Perjonen zur Ber- 
übung von mehreren im Boraus genau beftimmten und hiemit abgejchlofjenen 
ftrafbaren Handlungen oder auch zur Berübung einer bejtimmten längere 
Zeit hindurch fortzufegenden ftrafbaren That mit einander vereinigen, und. 
(tegt vielmehr hier ein Complott vor. — 

Das vormwürfige Gejegbuch enthält in feinem allgemeinen Theile gar 
feine Beftimmungen über die Bande, und auch im jpeciellen Theile iſt der- 
jelben nur injomweit gedacht, als es beim Diebftahle (Art. 274 Ziff.5) und 
beim Raube (Art. 301 Ziff. 3) für einen befonderen eine höhere Strafe 
zur Folge habenden Erjchwerungsgrund erflärt ift, wenn drei oder mehrere 
Perfonen, welche fih zur fortgejegten Verübung von Raub oder Diebftahl 
verbunden haben, den Diebftahl oder Naub gemeinschaftlich verübt oder bei 
dejjen Ausführung in der im Art. 54 Ziff. 4 bezeichneten Art mitgewirkt 
haben. Die Frage dagegen, wie es fich mit der Beftrafung der einzelnen 
Bandenmitglieder verhält, ift im Geſetze ganz unberührt gelaffen, und kann 
jomit deren Beantwortung nur aus den allgemeinen gejeglichen Beitimmungen 

über die Beftrafung der TIheilnahme entnommen werden. 
| Aus diefen Beſtimmungen ergibt fich vor Allem, daß die bloje Ver— 
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einigung mehrerer Perfonen zu einer Bande gerade fo wie die blofe- Ein- 
gehung eines Complott3 (vgl. das sub Ziff. 4 lit. a Gefagte) für ſich 
allein noch nicht ftrafbar ift und vielmehr eine Beſtrafung überhaupt erft 
dann Plag greifen fann, wenn von der Bande oder einzelnen Gliedern der- 
jelben eine ftrafbare That wirklich ausgeführt oder auszuführen verfucht 
wurde. Im Uebrigen bringt e8 der Begriff einer Bande nothwendig mit 
fih, daß der Ausführung einer ftrafbaren That immer ein befonderer 
Entjhluß zu deren Berübung von Seiten der bei der Ausführung be- 
theiligten Bandenmitglieder vorhergegangen fein muß. War e8 nur ein ein- 
ziges Bandenmitglied, welches diejen befondern Entſchluß faßte und die That 
ausführte, jo muß dafjelbe felbftverftändlich ala Thäter diefer That beftraft 
werden. Haben fi) aber an der Faſſung des befondern Entjchluffes und 
der Ausführung einer im Zwecke der Bereinigung gelegenen ftrafbaren That 
mehrere Bandenmitglieder betheiligt, fo werden immer die Borausjegungen 
eines auf die Verübung der That gerichteten Complottes gegeben fein und 
müſſen aljo in diefem alle die ſämmtlichen treffenden Bandenmitglieder 
bezüglich diefer That als Complottanten erachtet und beftraft werden. So— 
mit bleibt nur noch zu” unterſuchen übrig, ob Diejenigen Bandenmitglieder, 
welche fich bei der Faſſung des befondern Entjchlufjes zur Verübung einer 
beftimmten im Zwede der Bereinigung gelegenen ftrafbaren That und deren 
Ausführung nicht betheiligt haben, gleichfalls als Theilnehmer diefer That 
zu beftrafen find? _ 

Diefe Frage wird auch nach Maßgabe dieſes Gejegbuches ungeachtet 
des Umftandes, daß dafjelbe feine fpeciellen Beftimmungen über die Be- 
ftrafung der Bande enthält, bejaht werden müſſen. Die blofe TIhatjache, 
daß Jemand Mitglied einer Bereinigung von mehreren Perfonen ift, welche 
fi) ohne jedwede Willensrichtung auf eine fpecielle That im Allgemeinen 
den Zwed vorgefegt haben, bei aufftoßender Gelegenheit ftrafbare Handlungen 
einer gewifjen Kategorie zu verüben, ift nämlich für fich allein zwar aller- 
dings nicht dazu geeignet, einen Solchen als intellectuellen Urheber be- 
ziehungsweife Miturheber der von andern Mitgliedern der Bande ohne fein 
Zuthun verübten ftrafbaren Handlungen diefer Kategorie erjcheinen zu laſſen; 
denn nachdem die Bereinigung zur Bande nicht die Verübung einer be- 
ftimmten That zum Zwecke hat, und deshalb jede von den einzelnen Banden- 
mitgliedern verübte im Zwecke der Bereinigung "gelegene That immer erft die 
Faſſung eines befondern auf die Ausführung diefer That gerichteten Ent- 
ſchluſſes von Seiten der treffenden Bandenmitglieder erfordert, jo fann man 
von Demjenigen, welcher zur Faſſung eines ſolchen befondern Entjchluffes 
zur Ausfilhrung einer beftimmten That in gar feiner Weife mitgewirft Hat, 
auch nicht behaupten, daß er diefe fpecielle That durch intellectuelle Einwirk— 
ung auf die treffenden Bandenmitglieder verurſacht oder auch nur mitverur- 
fat habe. — Dagegen wird das bei der Ausführung einer beftimmten 
im Bwede der Vereinigung gelegenen That nicht betheiligte Bandenmitglied 
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ohne Ungerechtigkeit als intellectueller Gehilfe diefer That nach Art. 54 
Ziff. 3 erachtet und beftraft werden können. Schon der Begriff der Ver— 
einigung zu einer Bande bringt es nämlich mit fih, daß alle Bandenmit- 
glieder fich gegenfeitig die Berheimlichung (Nichtanzeige) der von den einzelnen 
Genoſſen verübten ftrafbaren Handlungen, ſowie die Leiftung jeder andern 
nad vollendeter That veranlaßten (pofitiven) Hilfe und Unterftägung im 
Voraus zufihern, mag mın die fragliche Zufiherung mit ausdrüdlichen 
Worten oder mag fie blos ftillfchweigend durch den Eintritt und beziehungs- 
weiſe die Aufnahme in die Bande gefchehen fein. Im der Erwartung der 
erfolgenden Verheimlichung und nöthigenfall® zu gewärtigenden Hilfe und 
Unterſtützung werden von den einzelnen Bandenmitgliedern die von ihnen unternom- 
menen ftrafbaren Handlungen verübt, und trägt diefe Erwartung zur Beftär- 
fung derfelben in ihrem verbrecherifchen Entjchluffe bei; ſomit erfcheint e8 auch nur 
al3 gerecht und der Natur der Sache entiprechend, daß jedes Mitglied der Bande 
Ihon in Folge diefer Eigenfchaft bezüglich aller von den übrigen Banden- 
genofjen ohne fpecielle Betheiligung von feiner Seite verübten ftrafbaren 
Handlungen, infomweit diefe Handlungen zu den im Zmwede der Bereinigung 
gelegenen gehören, als intellectuellev Gehilfe Sellxchmer nah Art. 54 
Ziff. 3) betrachtet und beſtraft wird. 

Daß fodann der noch vor erfolgter Verübung einer ftrafbaren Handlung 
durch die Bande ausdrücdlih oder durch unzmweideutige Handlungen erklärte 
Austritt aus derfelben für fich allein fchon völlige Straflojigkeit bemirkt, 
infoferne nicht etwa die Voransfegungen zu einer Beſtrafung wegen unterlafjener 
Verhinderung ftrafbarer Handlungen nah Art. 62 gegeben find, fomwie daß 
ferner in dem Falle, wenn der Austritt erft zu einer Zeit gefchieht, wo be- 
reit3 ftrafbare Handlungen aus dem Schooße der Bande (fei e8 num mit 
“ oder ohne fpecielle Betheiligung des Austretenden) hervorgegangen find, der 
gejchehene Austritt wenigftens die Mitverantwortlichfeit für die nad 
her von der Bande zur Ausführung kommenden ftrafbaren Handlungen auf- 
hebt, bedarf im Hinblide auf Dasjenige, was oben sub Ziff. 3 gefagt wurde, 
feiner weiteren Ausführung; eine Anzeige der Bande bei der Obrigfeit ift 
nach) Maßgabe diefes Gefegbuches nicht dazu erforderlih, um dem aus. 
der Bande Austretenden wegen der weiter von derjelben zur Berübung kom— 
menden ftrafbaren Handlungen außer Verantwortung zu jegen. 

6 


Was ift Nehtens, wenn die Mehrheit oder Gefammtheit 
einer Korporation oder eines Bereines eine ftrafbare That in der 
in der Körperfchaftsperfaffung oder in den Gejellfhaftsftatuten 
vorgefchriebenen Weife beſchließt und diefe That wirklich zur 
Ausführung gebracht wird. 

In einem ſolchen Falle kann nicht die Körperſchaft oder der Verein 
als ſolcher, ſondern es können blos die einzelnen Mitglieder, inſoweit 
ſie nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzbuches als Thäter oder Theil— 

Hocheder, Strafgeſetzbuch. I. Br, 18 
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nehmer der That erjcheinen, bejtraft werden. Subject einer ftrafbaren 
That können nämlich der Natur der Sahe nad) nur wirflihe phyſiſche 
Perfonen fein, welche Denk- und Willenspvermögen befigen. Korpo— 
rationen und Bereine haben wohl in vermögensrechtlicher Beziehung eine 
fingirte Perfönlichfeit, im Uebrigen aber kann von einer Gleichſtellung 
derfelben mit den phyſiſchen Perſonen Feine Rede jein. In dem bier 
vorausgeſetzten Falle wurde die jtrafbare That nicht von der Korporation 
oder dem Bereine, jondern vielmehr von den einzelnen Mitgliedern der 
Korporation oder des Vereines bejchlojien und ausgeführt; demgemäß 
fünnen auch nur jene Mitglieder der Korporation oder des Vereines, welche 
zur Beſchlußfaſſung oder Ausführung der That mitgewirkt haben, und jomit 
die Eigenjchaft eines Thäters oder Theilnehmers an fich tragen, diejerhalb 
zur Verantwortung und Strafe gezogen werden. 


Art. 55. 


In den Fällen des Artifel 54 Ziff. 2 bis 4 fteht den Gerichten 

die Befugniß zu, die Strafe des Theilnehmers 

1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes= oder Jebenslänglicher Zucht- 
hausftrafe bedroht find, auf Zuchthaus nicht unter acht Jahren, 

2) bei allen andern ftrafbaren Handlungen bis zu einem Viertheile des 

niedrigften Strafmaßes vorbehaltlich deffen, was in den Artikeln 17, 

20 und 26 bejtimmt ijt, 
herabzufegen. 

Im Falle der Theilnahme an einem ftrafbaren Verſuche darf die 
Strafe nur nad) Maßgabe der auf die Vollendung gejegten Strafe ge- 
mildert werden. 

Wird in Folge der in Abfag 1 den Gerichten eingeräumten Bes 
fugnig wegen Theilnahme an einer Handlung, die mit Zuchthausftrafe 
bedroht ift, auf Gefängnißſtrafe erfannt, jo find mit derjelben die in Ar- 
tifel 28 bezeichneten Folgen zu verbinden. 


Entw. von 1855 Art. 43; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 der Abo. K. 
8b. 1. ©. 41, 181; der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 99, Prot. Bd. ©. 221; Entw. 
von 1860 Art. 56; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. ©. 
134, 286, Abth. II. S. 10, 198, 422, 478, der Reiher. K. Beil. Bd. ©. 21, 53, 
492, Prot. Bd. I. ©. 39, 77, Bb. I. S. 128, 292, 


Im Art. 52 hat das Gefeg bezüglich der Beſtrafung der Theilnahme 
den allgemeinen Grundjag aufgeftellt, daß jeden Theilnehmer diejenige 
Strafe treffen foll, welche auf die vom Thäter verübte That (nach ihrer 
„objectiven Bejchaffenheit) gejegt ift. Wie jehr diefer Grundfag in der Natur 
der Sache jeine Rechtfertigung findet, wurde bereit bei der Erörterung des 
Art. 52 auseinandergejegt, dabei aber auch insbeſondere darauf aufmerffam 
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gentacht, daß das Gejeg keineswegs verkennt, daß die Schuld der einzelnen 
Theilnehmer an einer ftrafbaren That je nach der Art ihrer Mitwirfung 
eine verjchiedene jein Tann, fondern vielmehr bei der Ausmeſſung der auf 
die verübte That gejegten Strafe zwifchen dem gefelichen Minimum und 
Marimum die Abjtufungen der Schuld der einzelnen Theilnehmer berück— 
ſichtigt wiſſen will. 

In vielen Fällen kann aber die Art und Weiſe der Mitwirkung eines 
Theilnehmers zur Verübung einer ſtrafbaren That eine ſo geringfügige ſein, 
daß ſelbſt das Minimum der auf die verübte That geſetzten Strafe für 
ſein Verſchulden viel zu hoc) jein würde. Das Geſetz räumt deshalb im 
vorstehenden Artikel, um jede übermäßige Härte auszuſchließen, den Gerichten 
bezüglich der im Art. 54 Ziff. 2 mit 4 aufgeführten Kategorien von Theil- 
nehinern die Befugniß ein, bei der Strafausmefjung auch unter das 
Minimum der auf die verübte That gejegten Strafe in der näher beftimmten 
Weile herabzugehen. 

Im Einzelnen ift zu vorjtehendem Artikel Folgendes zu bemerken : 


1. Nach klarer Vorſchrift des Gefeges ift es den Gerichten nur allein ı 


bei den Theilnehmern nach Art. 54 Ziff. 2—4, d. h. alſo bei der Theil- 
nahme duch Beihilfe geftattet, unter das Minimum der auf die verübte 
That gefegten Strafe in der bezeichneten Weife herabzugehen; bei der Theil- 
nahme duch Anftiftung dagegen (Art. 54 Ziff. 1) kann ein folches Herab- 
gehen unter das Minimum der ordentlichen Strafe niemals Plätz greifen. 


Dieß hat feinen Grund darin, weil der Anftifter als geiftiger Vater der - 


That nicht blos ebenfo ftrafbar, fondern in der Regel fogar noch meit 
jtrafbarer ift, wie der Thäter ſelbſt, und fomit die factifche Vorausſetzung, 
bei deren Borhandenjein nach der Intention des Geſetzes eine Herabjegung 
der auf die verübte That gefegten Strafe unter das gejeßlihe Minimum für 
den Theilnehmer der That anı Plage ift, eine nur geringfügige Mitwirkung 
zur Verübung der That und folgeweife eine mindere objective Strafbarfeit 
des Theilnehmers al3 des Thäters, bei der Anftiftung niemal® vorfommen 
fann. 

Daß fodann bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei melden das Geſetz 
in leichteren Fällen oder bei bejonders mildernden Umftänden die Berhängung 
einer geringeren als der außerdem bejtinimten Strafe geftattet, es jederzeit 
in der Befugniß der Gerichte fteht, die Strafe eines Theilnehmers nad) 
Art. 54 Ziff. 2—4 bis zu einem BViertheile der für die leichteren Yälle 
angedrohten geringeren Strafe herabzufegen, ohne daß hiebei Etwa darauf 
anfommt, ob auf Seiten des Thäters felbft ein leichterer Fall als gegeben 
erachtet und alfo bei diefem die für folche Fälle beftimmte geringere Strafe 
zur Anwendung gebracht wird oder nicht, wurde bereit? oben zu Art. 52 
auf ©. 243 dargethan. 

2. Zm Falle der Theilnahme an einem ftrafbaren Verſuche ift nad 
Borjchrift des Gefeges bei dem Theilnehmer nach Art. 54 Ziff. 2—4 eine 

18* 
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doppelte Herabfegung der ordentlichen Strafe wegen Verſuchs (Art. 49) 
und Theilmahme nicht zuläffig, und darf vielmehr die Strafe hier immer 
nur nah) Maßgabe der auf die vollendete That gejegten Strafe gemildert 
werden. Da nämlic) die Gründe, melche beim Verſuche häufig für eine 
außerordentlihe Strafmilderung dem Thäter gegenüber fprechen, mie insbe- 
fondere die Möglichkeit, daß der Thäter vielleicht auch ohne Dazwiſchenkunft 
eines fremden Hindernifjfes freiwillig von der Vollendung der That abge- 
ftanden märe, wenigftend nicht in gleichem Maaße bei dem Theilnehmer ge- 
geben find, jo bietet die ohnehin jehr bedeutende Strafherabfegungsbefugniß, 
welche der vorftehende Artikel den Gerichten einräumt, genügenden Spielraum 
dar, um bei einem Theilnehmer nad Art. 54 Ziff. 2 —4 gegebenen Falls 
auch den Umftand, daß die ftrafbare That nicht zur Vollendung gefommen 
ift, hinreichend berüdfichtigen zu fünnen. 

Bei dem Theilnehmer nah Art. 54 Ziff. 1 (Anftifter) erfcheint da- 
gegen, da hier eine Milderung der Strafe aus dem Gefichtspunfte der Theil- 
nahme überhaupt gar nicht Pla greift,. eine Herabfegung der ordentlichen 
Strafe nad) Maßgabe des Art. 49 allerdings zuläffig, wenn die ftrafbare 
| That von Seiten des Thäters nur bis zu einem Verſuche gediehen ift. Im 
gleicher Weife läßt es fich auch nicht bezmweifeln, daß bei dem Theilnehmer nad 
Art. 54 Ziff. 2>—4 (Gehilfen) eine doppelte Herabjegung der ordentlichen 
Strafe in dem Balle Plag greifen fan, wenn bei ihm irgend ein fonftiger 
Strafmilderungsgrund wie 3. B. geminderte Zurechnungsfähigfeit (Art. 68) 
oder Schadenserfag (Art. 74) gegeben ift; denn die ſich blos auf den Ver— 
ſuch beziehende Ausnahmsbeftimmung des vorftehenden Artifel3 ſteht einer 
jolhen doppelten Strafherabjegung offenbar nicht entgegen, und ließe fi 
auch nirgends ein innerer Grund denken, weshalb diefelbe in diefem Falle 
ausgejchloffen fein follte, 

3. Da nad "der Auffaffung diefes Geſetzbuchs der Theilnehmer an 
einer ftrafbaren That grundfäglich ebenfo ftrafbar ift wie der Thäter jelbit, 
müffen denjelben auch alle jene Straffolgen treffen, welche die vom Thäter 
verübte That nach fich zieht. Das Gefeg trifft deshalb im legten Abjage 
des vorjtehenden Artikels Vorforge dafür, daß bei dem Theilnehmer nad 
Art. 54 Ziff. 2—4 auch in dem Falle, wenn bei erfolgender Herabjegung 
der ordentlichen Strafe in Gemäßheit der BVBorjehrift des Art. 16 Abſ. 2 
anftatt der an jich gedrohten Zuchthausftrafe nur auf Gefängnißſtrafe er- 
fannt wird, die gejeglich mit der Zuchthausjtrafe verbundenen Straffolgen 
des Art. 28 eintreten. Bei der völligen Uebereinftimmung dieſer geſetzlichen 
Beſtimmung mit der im Art. 49 Abſ. 3 beim Verſuche enthaltenen wird 
hier auf daS bei der ‚Erläuterung des Art. 49 auf ©. 221 sub Ziff. 3 
Geſagte verwieſen. 
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Art. 56. 


Mer einen Andern durch Verfprechen oder Geben eines Lohnes oder 
Gefchenfes zur Verübung eines Verbrechens oder Vergehens gedungen hat, 
fol jelbft dann, wenn der Gedungene fich Feines ftrafbaren Verſuchs 
ſchuldig gemacht hat, mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten, falls die 
That, zu welcher er den Andern gedungen hat, ein Verbrechen ift, und 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre, falls diefelbe ein Vergehen ift, bes 
jtraft werden, es ſei denn, daß er die Ausführung felbjt verhindert oder 
die Nichtausführung gebilligt hat. Zugleich kann auf die in Art. 28 
bezeichneten Etraffolgen oder auf einzelne derjelben dann erfannt werden, _ 
wenn mit der Strafe derjenigen That, zu welcher gedungen wurde, diefe 
Folgen verbunden find oder durch richterlichen Ausspruch verbunden werden 
fünnen. 

Das Gleiche gilt von denjenigen, der, um einen Andern zur Ver- 
übung eines Verbrechens oder DVergehens zu beitimmen, Gewalt ange= 
wendet oder mit einem Angriffe auf Leib oder Yeben oder mit Brandjtiftung 
gedroht hat. : 

Entw. von 1855 Art. 455 Gejeßg. Ausih. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
3b. 1. ©. 41, 181, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 100, Prot. Bd. S. 223; Entw. 
von 1860 Art. 57; Gefeßg. Ausih. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. 1. 
— ns 286, Abth. II. ©. 11, 199, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 23, Prot. Bb. 1. 

Bereit oben bei der Erörterung des Art. 52 auf S. 245 murde dar- 
gethan, daß die Anftiftung zu einer ftrafbaren That ganz in gleicher Weife 
wie jede andere Art der Theilnahme nach Maßgabe der Beftimmungen diejes 
Geſetzbuchs regelmäßig infolange ftraflos bleiben muß, als nicht die That, 
zu welcher angeftiftet wurde, wirflih ausgeführt oder wenigſtens ein ſtraf— 
barer Berjuch zu deren Ausführung gemacht worden ift. Demgemäß kann 
alfo der Anftifter der Negel nach einer Strafe nicht unterliegen: 

a. wenn ihm die Anftiftung gänzlich mißlungen ift, indem der Wille 
des Anzuftiftenden durch ihm überhaupt nicht zur Verübung der That be- 
ftimmt wurde, welchen Falls man gewöhnlid von einer verſuchten An- 
ftiftung zu ſprechen pflegt; 

b. wenn zwar die Anftiftung an fih gelungen ift, indem der Wille 
des Anzuftiftenden wirklich zur Verübung der ftrafbaren That beſtimmt und 
fomit die Anftiftung vollendet wurde, Ddiejelbe aber trogdem erfolglos 
geblieben ift, jei e8 nun daß der Angeftiftete noch vor Beginn der Aus- 
führung feinen Willen wieder geändert hat, oder ſei es daß er nach bereits 
angefangener Ausführung von der Bollendung der That freiwillig abge: 
ftanden ift. 

Diefe Regel erleidet durch die Beſtimmungen diefes und des folgenden 
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Artikel8 eine Ausnahme. ES gibt nämlich gewiſſe Mittel der Anftiftung, 
welche in fo hohem Grade gefährlih und ohne Rüdficht darauf, ob hiedurch 
eine ftrafbare That verurfacht wurde, jo vermwerflic find, daß es gerecht umd 
nothwendig erjcheint, auch ſchon die blofe Anftiftung für ſich mit Strafe zu 
belegen. Wo dieſes der Fall ift, da bildet die Anftiftung ein felbftitän- 
diges NReat; das Geſetz erflärt hier das gefährliche und verwerflihe Mittel, 
defjen ſich der Anftifter bei der Anftiftung bedient, ganz abgefehen von den 
gejeglihen Beftimmungen über die Beftrafung der Theilnahme als ftrafbar. 
Daß dieſes Reat feine Stellung nicht in der zweiten Abtheilung des Geſetz— 
buchs, welche ſich mit den einzelnen ftrafbaren Handlungen befaßt, erhalten 
hat, jondern fofort hier bei der Theilnahme behandelt wird, findet feine Er- 
Härung darin, meil dafjelbe mit den Betimmungen über Theilnahme in 
einem unverfennbaren Zufammenhange ſteht und nebſtdem auch allerdings 
infoferne einen allgemeinen Charakter an fich trägt, als die hier für felbft- 
ftändig ftrafbar erflärten Arten der Anftiftung bei allen ftrafbaren Hand— 
(ungen ohne Unterſchied vorfommen fönnen. 

Was nun zunäckhft die- Vorfchrift des vorftehenden Artifel3 anlangt, jo 
ift hierüber im Einzelnen Folgendes zu bemerken : 

1. Die Anftiftungsmittel, welche das Geſetz hier als felbftftändig 
ftrafbar erklärt, find 

a. das Dingen durch Geben oder Verfprechen eines Yohnes oder Ge- 
ſchenkes. — Das Gefeß erklärt Denjenigen al3 ftrafbar, welcher einen An- 
dern gedungen hat; daraus folgt von jelbft, daß zu dem hier vorgejehenen 
Reate nothwendig ein vollendetes Dingen erfordert wird. Allein dieſes 
Erfordernig darf nicht in der Weife aufgefaßt werden, als ob das Dingen 
auch auf Seiten de8 Gedungenen vollendet und alfo ein Vertrag zwiſchen 
dem Dingenden und dem Gedungenen, wornad der Lestere fich gegen Zahlung 
eines bejtimmten Yohnes von Seiten des Erfteren zur Verübung der ftraf- 
baren That verpflichtet, zum wirklichen Abjchluffe gefommen jein müßte; 
vielmehr muß ein vollendetes Dingen im Sinne des Geſetzes immer ſchon 
dann angenommen werden, wenn das Dingen nur auf Seiten des Din- 
genden zur Vollendung gefommen ift, d. h. wenn derfelbe fih Demjenigen ge- 
genüber, welcher zur Verübung der ftrafbaren That beftimmt werden joll, 
verbindlich gemacht hat, ihm für die Verübung diefer That einen be- 
ftimmten Yohn zu geben, ohne daß hiebei Etwas darauf anfommt, ob diejer 
Andere ſich auch wirklich zur Verübung der That gegen den zugefiherten Lohn 
entſchloſſen und jeine Bereitwilligfeit hiezu erflärt hat oder nicht, und fällt demzufolge 
nicht allein die vollendete, ſondern auc die blos verſuchte Anftiftung 
mittel3 Dingens (vgl. das im Eingange Gefagte) unter die Strafbeitimmung 
diejes Artikel. Daß das Geſetz in der angegebenen Weife ausgelegt werden 
muß, ergibt fi vor Allem ſchon aus der oben erörterten ratio des Geſetzes, 
welches das Anftiftungsmittel mittel3 Dingens um Lohn wegen jeiner be- 
jondern Berwerflichkeit ſchon an ſich ohne alle Rüdficht darauf, welhe Wir 
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fung e8 auf den Anzuftiftenden geäußert hat, beftraft wiſſen will; nebftdem 
wird dieß aber noch mehr dadurch außer Zweifel geftellt, daß auch bei dem im 
zweiten Abſatze dieſes Artifel& als felbitftändig ftrafbar erflärten weiteren 
Anftiftungsmittel, wie dieß dev Wortlaut des Geſetzes ſelbſt auf das Klarſte 
zu erfennen gibt, nicht blos die vollendete, fondern auch jchon die blos ver: 
ſuchte Anftiftung mit Strafe bedroht ift, und ein innerer Grund für eine 
verfchiedene Behandlungsmweife der im erften und zweiten Abjate dieſes Ar- 
tifel8 aufgeführten Anftiftungsmittel in der angegebenen Beziehung völlig 
undenkbar wäre !), 

Das Dingen muß fodann durch Geben oder Berfprechen eines Lohnes 
oder Geſchenkes gefchehen fein. Worin der Lohn oder das Gefchenf be- 
fteht, ob in Geld, geldwerthen Sachen oder irgend einer andern in Geld 
gar nicht anzufchlagenden Yeiftung, erjcheint völlig gleichgiltig; denn die be- 
fondere Verwerflichkeit diefes Mittel der Anftiftung wird ſchon allein durch 
den Umftand begründet, daß für die Verübung einer ftrafbaren That über- 
haupt eine Gegenleiftung gegeben oder verjprochen und fomit dieje Ver— 
übung zum Gegenftande eines Vertrages gemacht wird. 

Weiter erklärt das Geſetz als jelbitftändig ftrafbar 

b. die Anftiftung mittel3 Gemaltanwendung oder mitteld Drohung 


) Mit der bier gegebenen Auslegung der Worte des Gejeges „gedungen bat’ 
ftebt zwar allerdings eine im Gefeßg. Ausich. dev Abg. K. (Bd. I. ©. 182 ber 
Verhandlg. von 1856/58) von dem Abg. Dr. Völk gemachte Aeußerung, „daß er 
unter dem Dingen einen fürmlichen Bertrag zwifchen dem Dingenden und Gedun- 
genen verjtehe, zu welchem Vertrage wieder ein Verſuch gemacht werden Fonne,‘ jo: 
wie die Erwiberung des Minifterialraths von Neumapr: „diejer Verſuch befeitige 
ih durch die Bejtimmung, daß der Verſuch eines Vergehens nur dann ftrafbar fein 
jolle, wenn diejes im Gefege ſpeciell beſtimmt iſt,“ nicht im Einflange. Allein dem: 
ungeachtet dürfte die bezeichnete Auslegung aus den oben angeführten Gründen dem 
Seite des Gefeges entſprechen, und jpricht biefür namentlich aud noch die Erwägung, 
daß außerdem die fragliche Gefetesbeftimmung ihren practijchen Werth völlig ver: 
lieren würde. Zum wirklichen Abjchluffe eines förmlichen Vertrags zwifchen bem 
Dingenden und Gedungenen bezüglich der Ausführung einer jtrafbaren That wird es 
nämlich der Natur der Sache nad blos dann fommen, wenn dev Gebungene zur 
Ausführung der That entjchlofjen. iftz in einem folhen Falle wird aber die That in 
ber Regel auch von dem Gedungenen ausgeführt oder wenigftens auszuführen ver: 
jucht werden, und erjcheint jomit bier mit Nüdfiht auf das Syſtem des 
Geſetzbuchs über die Beitrafung des Zuſammenfluſſes (Art. 84) die Strafbeftimmung 
diefes Artikels ohne bejondere practifche Bedeutung, da ja der Dingende ohnehin als 
Theilnehmer der von dem Gebungenen verübten That bejtraft werden muß. Die 
Strafbeftiimmung dieſes Artitels bat unverkennbar bauptjächlih den med, 
gerade jene Fälle zu treffen, in welchen «8 nicht zur Ausführung der That oder einem 
Berjuche derjelben von Seiten des Gedungenen fommt; dieſer Zwed würbe aber dem 
Borbergefagten zufolge gänzlich vereitelt werden, wenn man zur Anwendbarkeit diejer 
Strafbeitimmung verlangen wollte, daß der Wille des Gedungenen wirklich zur Aus: 
führung ber That beftimmt worden und ein fürmlicher Vertrag zwijchen ihm und 
dem Dingenden über die Verübung der That zum Abſchluſſe gekommen fein müſſe. 
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mit einem Angriffe auf Leib oder Leben oder mit Brandftiftung. Daß 
bei diefer Art der Anftiftung auch fchon die verſuchte Anftiftung ftrafbar 
ift, wird duch die Worte des Geſetzes jelbft „wer, um einen Andern 
zur Verübung eines Verbrechens zu beftimmen, Gewalt angewendet oder 
gedroht hat” außer Zweifel getellt. 

Was die hier aufgeführten Anftiftungsmittel anlangt, jo erfcheint es 
völlig gleichgiltig, ob die Gewaltanwendung mehr oder weniger gefährlich, ob 
die Drohung leicht ausführbar und überhaupt geeignet war, auf den Anzu- 
ſtiftenden Eindruf zu machen und ob endlich die Gewalt oder Drohung 
gegen den Anzuftiftenden unmittelbar gerichtet oder nur mittelbar dazu be- 
ftimmt war, auf deffen Willen einzumirfen, indem 3. B. der Anftifter das 
in feiner Gewalt befindliche Kind des Anzuftiftenden mißghandelt, dafjelbe zu 
tödten droht, um legteren dadurch zur Verübung der That zu beftimmen ; 
denn das Geſetz erklärt jede phufifche oder moralifche Vergewaltigung eines 
Andern in der bezeichneten Art, um ihn zur VBerübung einer ftrafbaren That 
zu beftimmen, al3 ftrafbar, ohne in den angeführten Beziehungen eine Ein- 
Ichränfung zu machen. 

2. Die bezeichneten Arten der Anftiftung bilden nur inſoweit jelbft- 
ftändig ftrafbare Handlungen, als es ſich um die Anftiftung zur Berübung 
eine® Verbrechens oder eines Vergehens handelt; die Anftiftung zu 
einer Webertretung gleichfalls als jelbftftändig ftrafbar zu erfläreft, wurde bei 
der Geringfügigfeit diefer Kategorie von ftrafbaren Handlungen nicht für 
nothmendig erachtet. 

Aber auch die Anftiftung zur Verübung eines Verbrechens vder Ber- 
gehens fällt nur allein in dem Falle unter die Strafbeftimmung des vor- 
ftehenden Artifel3, wenn der Anzuftiftende zur unmittelbaren Berübung 
ber That durch eigenes Handeln beftimmt werden follte, d. h. alſo mit 
andern Worten, wenn die Anftiftung dem Thäter gegenüber ftattgefunden 
hat; hatte diejelbe blos die Beitimmung eines Andern zur Theilnahme 
an der Berübung einer ftrafbaren That zum Zmede, wie 5. B. wenn ber 
A dem B um Lohn dazu dingt, ihm den Abdrud eines Schlüffels zu ver- 
Ihaffen, welcher zur Ausführung eines von ihm felbft oder von einem Dritten 
beabfichigten Diebſtahls benugt werden foll, jo kann diefe Strafbeftimmung 
feine Anwendung finden. Diefe Einfchränftung ergibt ſich ſchon aus den 
Morten des Gejeges „zur Verübung eines Verbrechens ‚oder Vergehens“, 
und wird diefelbe durch den meiteren Sag „wenn der Gedungene fi 
feines ftrafbaren Verſuchs ſchuldig gemacht hat“ noch mehr außer Zweifel 
geftellt ; denn da ein ftrafbarer Verſuch niemals von einem Theilnehmer, 
fondern immer nur von dem. Thäter begangen merden kann, jo kann aud 
unter dem Gebungenen nur der Thäter gemeint fein und folgt hieraus von 
felbft, daß das Geſetz blos die Anftiftung eines Andern zur unmittelbar ei- 
genen Berübung der ftrafbaren That im Sinne hat. Auch findet diefe Ein- 
ſchränkung ihre innere Rechtfertigung darin, weil die befondere Verwerflichkeit 


Theilnahme. Art. 56, 281 


der bezeichneten Arten der Anftiftung gerade dann am meiften hervortritt, 
wenn der intellectuelle Urheber einer ftrafbaren That fi auf diefe 
Weiſe ein gefügiges Werkzeug zur Ausführung feiner verbrecheriichen Abficht 
verſchaffen mill. 

3. Die Strafe des bier behandelten Reates der Anftiftung ift eine 
verfchiedene, je nachdem die den Gegenjtand der Anjtiftung bildende That 
ein Berbreden oder Vergehen bildet. Ber der Anftiftung zu einem Ver— 
geben ift hiebei in manchen Fällen die Möglichkeit gegeben, die bloje er— 
folglos gebliebene Anftiftung nach Maßgabe diejes Artifel3 mit einer Höheren 
Strafe zu belegen, als für das fragliche Vergehen jelbft gedroht ijt; denn 
während bei Vergehen die angedrohte Strafe nicht jelten in ihrem Maximum 
nur drei, jehs und neun Monate Gefängnig beträgt, oder auch blos in 
einer nicht jehr bedeutenden Geldftrafe (vgl. 3. B. Art. 390) befteht, be— 
droht das Geſetz die fragliche Anftiftung zu was immer für einem Vergehen 
mit Gefängnig bis zu eimem Jahre. Bon diefer Möglichkeit Gebrauch zu 
machen, werden jedoch die Gerichte wohl nur jelten veranlaßt fein, da 
die erfolglos gebliebene Anftiftung zu einer ftrafbaren Handlung, wenn fie 
auch im der hier bezeichneten Art gefchehen ift, in der Regel doch nicht ftrafbarer 
fein wird, wie die Verübung der fraglichen Handlung felbft, und da nebit- 
dem auch aus dem Umftande, daß die Anftiftung zu einem Vergehen mit 
_ einer niedrigeren Strafe wie die Anftiftung zu einem Verbrechen bedroht, die 
Anftiftung zu einer Webertretung aber gar nicht für felbftftändig jtrafbarer 
erklärt ift, fich überhaupt der Wille des Gejeges zu erfennen gibt, daß die 
Strafe des Reates der Anftiftung fich immer hauptfählic nach der Straf- 
barfeit der den Gegenftand der Anftiftung bildenden Handlung richten foll. 

Bei der Beurtheilung der Frage, ob die Anftiftung ein Berbrechen, 
Vergehen oder eine Uebertretung betroffen hat, darf in Gemäßheit der Vor. 
fchrift des folgenden Art. 65 immer nur die objective Beihaffenheit der 
Handlung, auf welche ſich die Anftiftung bezogen hat, ohne Rüdjichtnahme auf 
etwaige in der Perjon des Anzuftiftenden vorhandene befondere Milderungs- oder 
Erhöhungsgrände der Strafbarkeit in Betracht gezogen werden. Was jodann 
insbefondere jene ftrafbaren Handlungen anlangt, bei melden das Gejeg in 
leichteren Fällen ftatt der am fich gedrohten Verbrechensitrafe eine Vergehens- 
ftrafe oder ftatt der Vergehensitrafe eine Webertretungsitrafe zu verhängen 
geftattet, fo erjcheint hier immer die Höhere Qualification der Handlung 
al3 maßgebend, da der Art. 2 des Gefegbuchs Far entnehmen läßt, daß 
das Gefeg die fraglichen Handlungen objectiv nad ihrem jchwereren Cha- 
rafter beurtheilt haben mill. . 

5. Auch Derjenige, welcher bereit3 einen Andern zur Verübung eines 
Berbrehens oder Vergehens gedungen oder um ihn zu deifen Verübung zu 
beſtimmen, Gewalt oder Drohungen der bezeichneten Art angewendet hat, 
muß nach Vorſchrift des Gefeges in dem Falle ftraflos bleiben, wenn er 
die den Gegenftand der Anftiftung bildende That jelbft verhindert oder 
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deren Nichtausführung gebilligt hat. — Das Geſetz läßt alſo offen- 
bar aus friminalpolitifchen Gründen auch nach erfolgter Vollendung des 
Neates der Anftiftung noh thätige Reue mit der Wirfung völliger 
Straflofigfeit zu. Zur Uebung diejer thätigen Neue wird erfordert, daß 
der Anftifter „die Anftifter der Ausführung der in Frage ftehenden ftrafbaren 
That entweder jelbft verhindert, mas namentlich auch durch blofe Zurücknahme 
des ertheilten Auftrags gefchehen fann und mohl in der Regel auf diefe 
Weiſe gefchehen wird, oder daß er mwenigftens die ohne fein Zuthun von 
dem Angeftifteten erfolgte Unterlaffung der Ausführung der That billigt. 
Die Billigung der von dem Angeftifteten unterlaffenen Ausführung der That 
kann übrigend nur in dem Falle eine Wirkung äußern, wenn fie zu einer 
Zeit erfolgt, wo noch fein Einfchreiten der Obrigfeit wegen der verübten An- 
ftiftung ftattgefunden hat; denn wenn dieſe Einfchränfung auch im Gefege 
nicht ausdrüdlich angeführt ift, jo muß diefelbe doch als fich von felbft ver- 
ftehend erachtet werden, da es allen Grundfägen des Strafrecht3 miderftreiten 
würde und deshalb unmöglich im Willen des Geſetzes gelegen fein kann, 
dem Uebelthäter die Möglichkeit an die Hand zu geben, daß er fih auch 
noch nach bereit erfolgtem Einjchreiten der Obrigkeit durch Uebung thätiger 
Reue der vermirkten Strafe entziehe. Ein folches die Uebung thätiger Reue 
ausſchließendes Einjchreiten der Obrigfeit wird aber von dem Zeitpunfte an 
al8 gegeben erachtet werden müſſen, mo der Anftifter bereit3 wegen der von 
ihm verübten Anftiftung verhaftet oder in Unterfuhung gezogen oder 
die Einleitung einer Unterfuhung gegen ihn angeordnet if. Bis zu dem 
angegebenen Zeitpunfte gejtattet nämlich das Gejeg gemäß der Vorſchrift des 
Art. 196 auch beim Meineide, bei welchem gleichfall3 unter Umftänden 
völlige Straflofigfeit dur Zurücdnahme der gemachten falfchen Angabe Plag 
greifen fan, die Hebung der thätigen Reue, und wird es bei der offenbaren 
Gleichartigkeit der Verhältniſſe ficherlich gerechtfertigt erjcheinen, dieſe Be— 
ftimmung in dem hier vorausgefegten Falle in analoge Anwendung zu bringen. 
Was fodann noch den im Gefege nicht befonderd erwähnten Fall an- 
langt, wenn der Anftifter zwar den ertheilten Auftrag noch vor begonnener 
Ausführung der That zurüdgenommen, der Thäter aber demungead- 
tet die That ausgeführt hat, jo ergibt fich aus den allgemeinen PBrincipien über 
Theilnahme, daß in diefem alle der Anftifter gleichfalls völlig ftraflos 
bleiben muß. Daß nämlich hier der Anftifter nicht mehr als Theilnehmer 
der verübten That erachtet und beftraft merden kann, wurde bereits oben 
bei Art. 54 auf ©. 262 ausgeführt. Aber auch eine Beitrafung megen 
des Reates der jelbitftändig ftrafbaren Anftiftung nad) Maßgabe diejes Ar: 
tifel3 kann hier nicht Pla greifen; denn da im diefem Falle der Anftifter 
die Ausführung der That, infomweit der Thäter durch ihn dazu beftimmt 
worden war, durch die Zurücdnahme des ertheilten Auftrags felbft ver— 
hindert hat, jo ift hier die Vorausfegung, bei deren Vorhandenfein die 
jelbftftändig ftrafbare Anftiftung ftraflos bleiben muß, offenbar gegeben, und 
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fann hiebei der Umftand, daß der Thäter dennoch die That aus eigenem 
Antriebe ausgeführt hat, dem urfprünglichen Anftifter der Natur der Sache 
nah in feiner Weife zur Schuld zugerechnet werden. 

d. Aus der im Eingange dieſes Artifel3 erörterten Natur der hier 
behandelten bejonderen Arten der Anftiftung - al3 eines felbftftändigen 
Delictes ergeben ſich ſchließlich noch die beiden nachftehenden Schluß- 
folgerungen: 

a. Wenn bei einer ſolchen Anftiftung außer dem unmittelbaren Thäter 
derjelben auch noch andere Perfonen als Theilnehmer nah Art. 54 mitge- 
wirft haben, jo muß die Strafbeitimmung des vorftehenden Artifel3 auch auf 
die fämmtlihen Theilnehmer diefer Anftiftung Anwendung finden. Diefer 
Sag ijt nur eine nothwendige Conjequenz der allgemeinen gejeglichen Vor— 
jhriften über die Beitrafung der Theilnahme und bedarf derfelbe deshalb 
feiner weiteren Begründung. 

b. Falls die den Gegenftand der Anftiftung bildende ftrafbare That von 
dem Angeftifteten wirklich ausgeführt oder auszuführen verfucht wurde, ift der 
Anftifter nicht bloS der Theilmahme an der vom Thäter verübten 
That nah Art. 54 Ziff. 1, fondern nebftdem auch nocd des Vergehens 
der felbitjtändig ftrafbaren Anjtiftung nad Maßgabe diefes Artikels ſchuldig. 
In dem angeführten Falle hat nämlich der Anftifter in ein und derfelben 
Handlung zwei Strafgejege übertreten, da er einerjeitS durch die von ihm 
ausgeübte “ intellectuelle Einwirkung auf den Willen des Thäters ſich der 
Theilnahme an der von diefem verübten That jchuldig gemacht, andererfeits 
aber zur Erreichung des Zmedes, den Willen des Thäter8 zur Verübung 
der That zu beftimmen, fich eines folchen Mittel bedient hat, welches das 
Geſetz wegen feiner bejondern Verwerflichkeit ſchon an fi als ein felbftftän- 
diges ſtrafbares Neat erklärt; jomit find hier unverkennbar die gefeglichen 
Borausfegungen gegeben, bei deren Borhandenfein nad Vorfchrift des unten 
folgenden Art. 84 Abf. 2 ein (idealer) Zufammenfluß von ftrafbaren 
Handlungen vorliegt. Die Richtigkeit des angeführten Sages läßt fih um 
jo weniger bezweifeln, wenn man die Confequenzen ins Auge faßt, zu welchen 
die Annahme, daß in dem vorausgejegten Falle fein Zufammenfluß, fondern 
fediglich eine Theilnahme an der vom Thäter verübten ftrafbaren That ge- 
geben fei, führen würde. Da nämlich die im diefem Artikel bezeichnete Art 
der Anftiftung zu was immer für einem Bergehen mit Gefängnig bis zu 
einem Jahre bedroht ift, bei manchen Vergehen aber die Strafe blos in 
Gefängniß bis zu drei, ſechs oder neun Monaten oder auch blos in 
Geldftrafe befteht, jo füme man zu dem Nefultate, daß hier der An- 
ftifter in dem Falle, wenn feine Anftiftung ohne Erfolg geblieben ift, 
härter beftraft werden könnte, als wenn diefelbe die Verübung der That 
wirflih nach fich gezogen bat, was ficherlich nicht im Willen des Ge- 
ſetzes gelegen fein fann. 
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Art. 57. 


Mer öffentlich vor einer Menfchenmenge oder mitteld eines Pref- 
erzeugniffes zur Verübung einer ftrafbaren That aufgefordert hat, ift, 
wenn die Aufforderung die Vollendung oder einen ftrafbaren Verfuch der 
That zur Folge hatte, als Theilnehmer nad Art. 54 Ziffer 1 zu be— 
ftrafen. 

Iſt ein Erfolg nicht eingetreten, fo foll die auf ein Verbrechen ge— 
richtete Aufforderung mit Gefängniß bis zu einem Jahre, womit Geld- 
ftrafe bis zu vierhundert Gulden verbunden werden kann, die auf ein 
Bergehen gerichtete mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, womit Geld- 
ftrafe bis zu zweihundert Gulden verbunden werden fann, beftraft werden. 


Entw. von 1855 Art, 46; Gejeßg. Ausih. Verb. von 1856.58 der Abg. K. 
Pb. I €. 42, 185, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 105, Prot. Bd. ©. 226; Entw. von 
1860 Art. 58; Gefeßg. Ausich. Verb. von 1860/61 der Aba. KR. Abth. I. S. 135, 
Abth. II. ©. 11, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 44. 


Ein weiteres Mittel der Anftiftung, welches das Geſetz abweichend von 
den allgemeinen Beftimmungen über Theilnahme jhon an fih, auch wenn 
es feinen Erfolg hatte, mit Strafe bedroht, bildet die Aufforderung zur 
Berübung einer ftrafbaren That, infoferne fie entweder öffentlih vor 
einer Menſchenmenge oder mittels eines Preßerzeugniffes gefchieht. 

1. Die Beftimmung des vorftehenden Artifel3 bezieht ſich nur auf 
Aufforderungen zur Verübung einer beftimmten ftrafbaren That; verbre- 
cherifche Aufforderungen unbeftimmten Inhalts, aufreizende Redensarten all- 
gemeiner Art u. dgl. fünnen wohl unter Umftänden nah Art. 118 oder 
135 des Gejegbuchs ftrafbar fein, niemals aber unter die Strafbeftimmung 
diejes Artifel8 jubfumirt werden. Die Richtigfeit dieſes Satzes ergibt ſich ſchon 
aus dem Wortlaute des Geſetzes felbft „wenn die Aufforderung die Vollen- 
dung oder einen ftrafbaren Verſuch der That zur Folge hatte”, und mird 
diefelbe durch den Zuſammenhalt der Beſtimmung diejes Artifel® mit jener 
der bereit3 erwähnten Art. 118 und 135 noch mehr außer Zweifel ge- 
jtellt '). Uebrigens verftcht es fich von jelbft, daß eine Aufforderung zu 
einer beſtimmten jtrafbaren That nicht blos dann, wenn die den Gegenftand 
der Aufforderung bildende That mit directen Worten benannt wird, fon- 
dern ebenfo gut auch in dem Falle gegeben ift, wenn diefe That zwar nur 
indirect in verftedter Form, aber doch in einer ſolchen Weiſe zu erfennen 
gegeben wird, daß nad den obwaltenden Umftänden darüber, welche (be- 
ftimmte) That gemeint ift, ein Zweifel nicht beftehen kann. 


) Bol. die Aeußerungen des Profeſſors Dr. Dollmann und bes Abg. Dr. 
Edel im Geſetzg. Ausſch. der Abg. K. bei der Berathung über Art. 139 des Ent: 
wurjs von 1855 Bb. I. ©. 503 unb 504 ber Verh. von 1856/58. ° 
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Die Aufforderung muß ferner, wie fich dieß aus der allgemeinen Bor- - 
Ichrift des Art. 6 ergibt, eine ernjtlih gemeinte fein, d. h. der Auf- 
fordernde muß auch wirklich den Borjag haben, durch feine Aufforderung 
auf den Willen anderer Perjonen einzumirfen und fie zur Verübung der in 
Frage ftehenden That zu beftimmen; blofe hingeworfene Aeußerungen ohne 
diefen Vorſatz, mie ſolche mitunter vorzufommen pflegen, fallen gleichfalls 
nicht unter die Beſtimmung dieſes Artifels. 

2. Nur zwei Arten der Aufforderung find e8, melche das Geſetz im 
porjtehenden Artikel eigens behandelt, nämlich 

a. die öffentlihe Aufforderung vor einer Menfhenmenge — 
Was vor Allem die Bedeutung des Wortes „öffentlich“ anlangt, jo wurde 
bereit8 bei Art. 8 auf ©. 72 erörtert, daß für den Begriff der Deffent- 
fichfeit nicht der Ort, wo, fondern vielmehr einzig und allein die Art und 
Weiſe, wie eine Handlung vorgenommen wird, entjcheidend ift, und wird 
deshalb hier auf die dort gemachte nähere Ausführung verwieſen. | 

Die Aufforderung muß aber auch „vor einer Menſchenmenge“ er- 
folgt fein. Eine Beſtimmung darüber, was unter einer Menjchenmenge zu ver- 
ftehen fei, findet fich ungeachtet des Umſtandes, daß diefer Ausdruf an vielen 
Stellen des Geſetzbuchs wie 3. B. in den Art. 104, 109, 118, 139 x.x. 
gebraucht ift, im Geſetze nirgends vor. Im urfprünglichen Gefegentwurfe 
von 1855 mar zwar allerdings eine desfallfige allgemeine Beſtimmung ent- 
halten, dahin gehend, daR zu einer Menjchenmenge eine Anzahl von wenig- 
ſtens zehn Perjonen erfordert werde; allein diefe Beftimmung wurde bei 
der Berathung jenes Gefegentwurf3 in den Geſetzgebungsausſchüſſen beider 
Kammern geftrihen und bejchlofien, die Beurtheilung darüber, ob eine Men— 
ſchenmenge als gegeben zu erachten jei, infoferne nicht bei einzelnen Reaten - 
ausdritclich etwas Bejonderes beftimmt wurde, was jedoch nirgends gejchehen 
ift, in jedem concreten Falle dem richterlichen Ermefjen zu überlaſſen ). Man 
ging dabei von der Erwägung aus, daß für die Beantwortung der Frage, 
wieviel Perfonen zu einer Menfchenmenge erforderlich jeien, immer die Ber- 
hältnifje des concreten Falles maßgebend und jomit die Aufitelung eines 
allgemeinen Grundfages in diefer Beziehung nicht thunlich fei; wenn es 
nämlich auch nicht in Abrede zu ftellen jei, daß zehn Perfonen unter Um— 
jtänden fchon eine Menfchenmenge im Sinne des Gefeges bilden könnten, 
jo gebe e3 doch auch Fälle, in welchen es nicht angehe, dieje Zahl als ge- 
nügend zu erachten, wie 3.8. wenn bei einer Zufammenrottung nach Art. 139 
nur zehn Perfonen einer impofanten Militärmacht gegenüberftünden. In 
dem fpätern Gefegentwurfe von 1860 wurde fodann den Befchlüffen der Ge- 
ſetzgebungsausſchüſſe entjprechend eine Beltimmung über den Begriff einer 


— — — — — 


N Bol. Art.7 des Entw. von 1855 und die Verhdl. hierüber im Geſetzg. Ausſch. 
von 1856/58 ber Abg. K. Bd. I. ©, 80, ber Reichsr. K. Prot. Bd. ©. 66, 
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. Menfchenmenge nicht mehr in das Gefeg aufgenommen. Demzufolge ift alfo 
das vichterlihe Ermeſſen in der Beurtheilung der Frage, ob eine Menfchen- 
menge gegeben jei, in jedem einzelnen Falle völlig unbefchränft; jedoch dürfte 
der Umftand, daß die im urfprünglichen Gejegentwurfe enthaltene Beftimmung, 
wornach zu einer Menfchenmenge wenigſtens zehn Perjonen als erforderlich 
erklärt wurden, lediglich au dem Grunde feine Aufnahme in das Gefeß er- 
halten hat, weil diefe Anzahl unter Umftänden noch nit genügend 
fein könnte, immerhin geeignet jein, einen Anhaltspunft für das Ermeſſen 
des Richters abzugeben und denfelben namentlich dazu zu bejtimmen, bei einer 
geringeren Zahl als zehn Perſonen nicht leicht das Vorhandenfein einer 
Menfchenmenge anzunehmen. — 

Das Gefeß verlangt fodann eine öffentliche Aufforderung vor, d. h. 
nach der ſprachlichen Bedeutung diefes Wortes in gleichzeitiger Gegen- 
wart der zu einer Menjchenmenge erforderlichen Anzahl von Perjonen, und 
fann fomit die Beftimmung des vorjtehenden Artifel3 feine Anwendung fin- 
den, wenn eine Aufforderung zwar zu noch fo vielen Yenten, aber nicht zu 
gleicher Zeit, fondern nach einander gemacht worden ift. 

b. Weiter gehört hierher die Aufforderung mittel3 eines Preßer— 
zeugniſſes. Was unter einem Preßerzeugnifje zu verftehen ift umd umter 
welchen Vorausfegungen auch andere Schriften und jinnliche Darftellungen 
den Preßerzeugnifien gleich zu achten find, ift im Art. 8 des Gefeßbuchs 
bejtimmt. 

3. Wer auf eine der vorbezeichneten Arten zur Verübung einer ftraf« 
baren That aufgefordert hat, foll nach Vorſchrift des Geſetzes, wenn die 
Aufforderung die Bollendung oder einen ftrafbaren Verſuch der That 
zur Folge hatte, als Theilmehmer nah Art. 54 Ziff. 1 beitraft werden. 
Durch die Worte des Geſetzes „wenn die Aufforderung die Vollendung 
oder einen ftrafbaren Verſuch der That zur Folge hatte” mird flar aus— 
gedrüdt, daß die bloſe Thatfache der gejchehenen Berübung der den Gegen- 
genftand der Aufforderung bildenden ftrafbaren That für ſich allein noch 
keineswegs hinreichend ift, um den Auffordernden als Theilnehmer nad 
Art. 54 Ziff. 1 beftrafen zu können; vielmehr erfcheint eine ſolche Beſtrafung 
nur dann zuläffig, wenn ein wirfliher Cauſalzuſammenhang zwiſchen 
der Aufforderung und der gejchehenen Berübung der That befteht, d. h. 
alfo wenn gerade die Aufforderung es war, welche den Thäter zur Berübung 
der fraglichen That bejtimmt hat. 

In der voraufgeführten gejeglichen Beſtimmung ift eine Abweichung von 
den allgemeinen Grundfägen über Theilnahme und deren Beftrafung 
nicht enthalten; denn wer duch eine ernftlich gemeinte Aufforderung 
einen Andern zur Verübung einer ftrafbaren That beftimmt hat, der hat‘eben 
diefe That durch intellectuelle Einwirkung auf den Willen des Andern vor- 
fäglich verurfaht und find fomit bei ihm alle gejeglichen Merkmale eines 
Anftifters (Theilnehmers nah Art. 54 Ziff. 1) gegeben. Nur befteht 
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bei den vorbezeichneten Arten der Anftiftung infoferne eine Eigenthümlichkeit, 
als hier der Anftifter fich mit feiner Aufforderung zur Verübung der ftraf- 
baren That nicht an eine beſtimmte Perſon wendet, fondern vielmehr den 
Samen der That auf das Ungewiſſe hin ausſtreut, allerdings mit der Ab- 
ficht, daß er bei dem Einen oder dem Andern Wurzel fchlage, aber ohne 
diefen Einen fpeciell ind Auge zu nehmen und zu bearbeiten. Mit Rücdficht 
auf das bezeichnete befondere Berhältnig wurde e3 zur Befeitigung jeden 
Zweifels darüber, ob auch derartige an personae incertae gerichtete 
Aufforderungen gegebenen Fall eine TIheilnahme nach Art. 54 Ziff. 1 be- 
gründen können, für zweckmäßig erachtet, dieſes ausdrüdlich im. Gefege aus- 
zufprechen. 

4. Aber au wenn die Aufforderung ohne Erfolg geblieben ift, 
d. h. alfo wenn fie entweder überhaupt gar feine Wirfung auf den Willen 
eined Andern geäußert hat oder wenn Derjenige, deſſen Wille hiedurch zur 
Berübung der That beftimmt wurde, nicht bis zu einem ftrafbaren Verſuche 
fortgefchritten ift, erklärt das Geſetz diejelbe abweichend von den 'allgemeinen 
Beftimmungen über die Beitrafung der Theilnahme dann als jtrafbar, wenn 
jie auf die Verübung eines Verbrechens oder eines Vergehens gerichtet 
gewejen if. Die erfolglo8 gebliebene . Aufforderung der bezeichneten Art 
bildet fomit in dem angeführten. Falle ein jelbitftändiges Reat und müfjen 
demgemäß bei demfelben gerade jo wie bei dem im. vorhergehenden Artikel 
behandelten Neate, fall3 zu defjen Verübung außer dem unmittelbaren Thäter aud) 
noch andere Perjonen mitgewirkt haben, die gejeglichen Vorfchriften über die 
Beftrafung der Theilnehmer gleichfalls wieder zur Anwendung fommen. Da- 
gegen fann in dem Falle, wenn die Aufforderung die Berübung der That 
oder einen ftrafbaren Verſuch derjelben zur Folge hatte, der Auffordernde 
nicht neben der Theilnahme an der verübten That auch noch des Reates der 
felbjtftändig ftrafbaren Aufforderung für fchuldig erachtet werden; denn es 
ericheint bier die Annahme eines (idealen) Zufammenfluffes, wenn glei an 
fich die beim vorhergehenden Artikel sub Ziff. 5 lit. b angeführten Gründe 
hiefür ſprechen würden, durch den Umftand ausgefchloffen, daß das Geſetz 
die im vorſtehenden Artikel bezeichneten Arten der Aufforderung ausdrücklich 
nur für den Fall, wenn die Aufforderung ohne Erfolg geblieben ift, als 
felbftftändig ftrafbar erklärt. Da nun aber die erfolglos gebliebene 
Aufforderung felbftverftändlich niemals ftrafbarer fein kann wie die von Erfolg 
begleitete, jo muß e8 auch als durchaus unzuläffig erachtet werden, bei der 
erfolglos gebliebenen Aufforderung zu einem mit einer geringeren als der im 
zweiten Abjage dieſes Artikels beftimmten Strafe bedrohten Vergehen eine 
höhere Strafe auszufprechen, als fiir diefes Vergehen jelbjt gedroht ift. 

5. Die Anwendbarkeit der hier aufgeftellten Vorſchriften über die Be- 
ftrafung der erfolglos gebliebenen Aufforderung der bezeichneten Art erjcheint 
da ausgejchloffen, wo das Gejeß im feiner zweiten Abtheilung Specialbe- 
ftimmungen in diefer Beziehung enthält, wie dieß allerdings bei manchen 
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Neaten fo z. B. bei der Aufforderung zu einem hochverrätherifchen Unter— 
nehmen (Art. 108) der Fall ift. 


Art. 58. 


Begünftigung. Der Begünftigung macht ſich ſchuldig, wer ohne vor- 
heriges Verſprechen oder Einverſtändniß erſt nach begangener 
That in Beziehung auf diefelbe dem Thäter oder einem 
Theilnehmer wiſſentlich dadurch fürderlich ift, daß er 

1) um denjelben der Beitrafung zu entziehen, ihm ver- 
birgt oder ihm zur Flucht behilflich ift, oder 

2) den Gegenftand oder die Spuren der That oder die 
Ueberführungsmittel befeitigt oder fonft eine Handlung 
zu dem Zwecke begeht, um diejelben der Kenntnif des 
Gerichts zu entziehen, oder 

3) die durch die That geivonnenen Sachen bei fich auf- 
nimmt, am. fich bringt, zu deren Aufbewahrung oder 
Berwerthung verhilft oder dem Thäter oder einem 
Theilnehmer in anderer Weiſe Beiftand leiftet, um 
ihnen die bei der That ae die Vortheile zu 


ſichern. 


— von 1855 Art. 48; Geſetzg. Ausſch. Verh. von — der Abg. K. 
Bd. I. ©. 43, 188, der Reichsr. 'g. Beil. Bd. ©. 107, Prot. Bd. 229; un von 
eo Art. 59; Gefebg. Ausſch. Verh. von — der Abg. 8. Abt. . ©. 135, 
Abtb. II. ©. 11; der Neihsr. K. Beil. Bd. ©. 28, Brot. Bd. 1. ©. 


Weſentlich verſchieden von der Theilnahme ift die Begünftigung, 
d. h. derjenige ftrafbare Vorſchub, welchen Jemand in Beziehung auf eine 
ftrafbare That dem Thäter oder einem Theilnehmer erſt nach begangener 
That ohne vorausgegangenes Verſprechen oder Einverftändniß 
feiftet. Während nämlich der Theilmehmer, wie dieß oben bei der Erör- 
terung des Art. 52 im Eingange dargethan wurde, dem verbrecherifchen 
Entjchluffe des Thäters felbft beitritt, feinen Willen ebenſo wie der Thäter 
auf das Zuftandefommen der ftrafbaren That richtet und hierauf abzielende 
Handlungen vornimmt, findet der Begünftiger die verübte That als etwas 
bereit8 Geſchehenes und nicht mehr Abzuänderndes vor. Wenn er bei 
diefer Sachlage dem Thäter oder einem Theilnehmer in Beziehung auf die jtrafbare 
That Vorſchub leiftet, jo fan daraus in feiner Weife gefolgert werden, daß 
er in gleicher Weife auch zur Verübung der That ſelbſt, falls dieſe noch 
nicht gefchehen gewefen wäre, mitgewirkt haben wiirde, und daß alſo jein 
verbrecherifcher Wille ebenjo ftarf fei, wie der des Thäters oder Theilnchmers. 
Mit Rüdfiht auf diefe Verſchiedenheit hat denn auch dieſes Geſetzbuch in 
Mebereinftimmung mit faft allen neueren Strafgefeggebungen die Begüinftigung 
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gefondert von der Theilnahme behandelt und die Strafe des Begünftigers 
weitaus niedriger als jene des Thäters und. des Theilnehmers geftellt. 

Was num vorerit 

1. die Begriffsbeftimmung der Begünſtigung anlangt, ſo gehören 
dazu im Allgemeinen folgende Erforderniſſe: 

a. eine Förderung d. h. ein Vorſchub, welcher dem Thäter oder 
Theilnehmer einer ftrafbaren That in Beziehung auf dieſelbe geleiſtet 
wird. — Die bloße Billigung der von einem Andern verübten ftrafbaren 
That kann niemals eine Vegünftigung begründen, da hierin eine Förderung 
der That nicht enthalten ift. Aus demfelben Grunde fällt auch die bloße 
Theilnahme an den Vortheilen einer ftrafbaren That an fich nicht unter den 
Begriff der Begünftigung; nur allein dann kann eine Begünftigung darin 
gefunden werden, wenn jie zugleich auch eine Förderung der verübten That 
involvirt, was allerdings häufig der Fall fein wird. — 

b. Diefe Förderung darf erſt nah begangener That ftattfinden. 
Die Begünftigung jegt immer eine ohne irgend welche Mitwirfung des Be- 
günftigers zu Stande gekommene jtrafbare Hauptthat voraus, mag nun dieſe 
Hauptthat vollendet oder blos bis zum Berfuche gediehen fein. Daraus 
folgt von felbft, daß in dem Falle, wenn Jemand zu einer Zeit, wo zwar 
der Thäter bereits Alles zur Heworbringung der ftrafbaren That gethan 
hatte, der zur Vollendung diefer That nothwendige verbrecherifche Erfolg 
aber noch nicht eingetreten war, den Eintritt diefes Erfolges durch feine 
Thätigkeit befördert, feine Begünftigung jondern vielmehr, wie dieß bereits 
oben auf ©. 241 erwähnt wurde, wahre Theilnahme vorliegt; denn ein 
Solcher ift nicht exit nach begangener That thätig geworden; er hat viel- 
mehr dadurch, daß er die Herbeiführung des verbrecherifchen Erfolges be- 
förderte, zur Verübung der ftrafbaren That jelbft mitgewirkt. | 

Wer alfo z. B. dem BVergifteten vorjäglich das Gefäß mit dem Gegen- 
gifte, melches er zur Befeitigung der Wirfung des Giftes nehmen will, hin- 
wegreißt, der ijt nicht VBegünftiger, fondern vielmehr wahrer Theilnehmer 
des Mordes. — 

ec. Die Förderung muß ohne vorheriges Berfpreden oder Ein- 
verftändniß gejchehen; denn wer vor Verübung der That eine nach der 
That zu leiftende Förderung irgend einer Art in Beziehung auf diefelbe zu- 
gefagt hat, der ericheint als Theilnehmer der That nach Art. 54 Ziff. 3, 
da er jchon vor begangener That in eine Beziehung zu derjelben getreten ift. 

d. Die Förderung, welche dem Thäter oder Theilnehmer geleiftet wird, 
muß endlich wiſſentlich gejchehen; der Begünftiger mug wiſſen, daß feine 
Handlung dem Thäter oder TIheilnehmer in Beziehung auf die began- 
gene ftrafbare That fürderlih if. Daß der Begünftiger eine ganz ſpe— 
cielle Kenntniß von allen einzelnen Umftänden der begangenen That habe, 
it zwar im Allgemeinen fein nothwendiged Exfordernig dev Begünftigung ; 
jedoch verfteht e3 fich in Gemäßheit der in dem fpäteren Art. 69 enthaltenen 

Hocheder, Strafgeſetzbuch. I, Br. 19 
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gefeglichen Beftimmungen über Irrthum und Ummiffenheit von felbft, daß 
dem Begünftiger die geleiftete Begünftigung nur infoweit zur Schuld zu- 
gerehnet werden fann,.ald er die Größe und Schwere der begünftigten 
Hauptthat gefannt ‚hat, und erjcheint es aus diefer Rüdficht bei dem Um- 
ftande, daß nad) Vorſchrift des folgenden Artikels 59 die Beſtrafung der 
Begünftigung eine verfchiedene iſt, je nachdem fie ſich auf ein Berbrechen, 
Vergehen oder eine Webertretung bezieht, allerdings immer von wejentlicher 
Bedeutung, ob der Begünftiger Kenntnig von denjenigen Momenten hatte, 
welche auf die rechtliche Dualififation der begünftigten That al3 Verbrechen, 
Vergehen oder Uebertretung von Einfluß find. 

2. Nicht jede Förderung und jeder Vorſchub, welcher ohne vorhe- 
riges Berfprechen oder Einverftändniß nad begangener That in Beziehung 
auf diefelbe einem Thäter oder Theilnehmer woifjentlich geleiftet wird, be- 
gründet eine ftrafbare Begünftigung; vielmehr hat das Gejeg, um zu ver- 
hindern, daß nicht auch Handlungen von ganz unfträflihem Charakter wie 
3. B. die Einlegung einer Fürſprache zu Gunften des Diebes bei dem Be— 
ftohlenen, damit diefer feine gerichtliche Verfolgung beantrage, die freimillige 
Uebernahme der gerichtlichen Vertheidigung eines Uebelthäters u. dergl. unter 
den Begriff der Begünſtigung fallen, die einzelnen Kategorien von Hand— 
lungen, melche es als Begünftigung beftraft wiffen will, ausdrüdlich und 
beftimmt angeführt. ALS eine ftrafbare Begünftigung erfcheint hienach: 

a. Das Berbergen des Uebelthäterd ſowie das Behilflihfein zu 
defien Flucht, um ihn der Deftrafung zu entziehen. — Das bloße bei 
fih Aufnehmen eine Verbrecher, ohne daß damit ein eigentliches Verbergen 
defjelben verbunden ift, begründet nah Maßgabe dieſes Gejegbuhs feine 
Begünftigung. — Unter den Begriff des Behülflichjeins zur Flucht fällt 
nicht allein der direct fondern auch jeder indirect geleiftete Beiftand hiezu, 
wie 3. B. das Berfchaffen einer falfchen Legitimation, um unerkannt ent- 
fommen zu können u. dgl. — Das Berbergen ſowohl wie auch das Behilf- 
fichfein zur Flucht begründet aber nur dann eine Begünftigung, wenn es 
in der Abſicht geſchieht, um den Uebelthäter der Beftrafung zu ent- 
ziehen. Demzufolge kann namentlich in dem Wale, wenn Jemand einen 
Uebelthäter, welcher entjchlofjen ift, ſich bei der gerichtlichen Aburtheilung zu 
ftelen, nur deßhalb verborgen hat, um ihn der Unterfuhungshaft während 
des Yaufes der Unterfuhung zu entheben, eine Beftrafung wegen Begünfti- 
gung nicht eintreten. 

b. Die Befeitigung des Öegenftandes der That, der Spuren der That 
und der Ueberführungsmittel, fowie überhaupt die Vornahme irgend einer Hand- 
fung zu dem Zwede, um die voraufgeführten Anhaltspunkte für die Unterſuch— 
ung der Kenntniß des Gerichts zu entziehen. Die bezeichneten Hand- 
lungen dienen nämlich mittelbar dazu, den Mebelthäter der Beftrafung zu ent- 
ziehen, indem hiedurch die gerichtliche Verfolgung der That oder wenigftens 
die Lieferung des Schuldbemeifes erfchwert oder ganz unmöglich gemacht wird, 
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und ftehen fomit diefe Handlungen mit den sub lit. a. angeführten auf 
gleicher Stufe. 

c. Das bei ſich Aufnehmen oder an fih Bringen der durch die That 
gewonnenen Sachen, das Berhelfen zu deren Aufbewahrung oder Verwer— 
tbung ſowie überhaupt jeder. Beiftand, welcher dem Thäter oder einem 
Theilnehmer in anderer Weife zu dem Zwecke geleiftet wird, um ihm die 
bei der That beabfichtigten Vortheile zu fihern. — Der Schlußjag 
diefer Beftimmung läßt Mar entnehmen, daß das Geſetz hier alle jene Hand- 
lungen ohne Ausnahme treffen will, welche in irgend einer Weife die Siche- 
rung der vom Uebelthäter beabfichtigten Bortheile, d. h. alfo der Folgen 
der That bezweden, mag nun diefer Zwed vom Begünftiger erreicht worden 
fein oder nicht, und ift die hiebei erfolgte Aufzählung der am häufigften 
vorfommenden Handlungen der bezeichneten Art lediglich exremplificative 
geſchehen. 

3. Die Frage, ob eine ſtrafbare Begünſtigung nach Maßgabe des 
vorſtehenden Artikels auch dann vorliegt, wenn Jemand dem Begünſtiger 
einer ſtrafbaren That in Beziehung auf die von ihm begangene Begünfti- 
gung einen Vorſchub leiftet, wie 3. B. wenn der A den B, welcher ſich der 
Begünftigung eines Mordes jchuldig gemacht hat, verbirgt oder ihm zur 
Flucht behilflih ift, um ihn der Beftrafung zu entziehen, wird wohl bejaht 
werden müſſen. Wenn nämlich auch das Geſetz blos Denjenigen als Be- 
günftiger erklärt, welcher dem Thäter oder Theilnehmer in Beziehung 
auf die begangene That förderlich ift, jo fteht doch diefer Umftand einer 
Beitrafung desjenigen,- welcher dem Begünftiger einer ftrafbaren That “in 
Beziehung auf die ftattgehabte Begünftigung eine Förderung leiftet, in feiner 
Weife entgegen. Die Begünftigung bildet nämlich nad) der Auffafjung diejes 
Geſetzbuchs ein eigenes mit jelbftftändiger Strafe bedrohtes Delict; wer ſich 
aljo der Begünftigung einer ftrafbaren That ſchuldig gemacht hat, der er- 
icheint al3 der Thäter eines eigenen Delictes, des Vergehens der Be— 
günftigung, und find demzufolge bei demjenigen, welcher dem Thäter 
dieſes Delictd nad) begangener That in Beziehung auf diejelbe Vorſchub 
feiftet, die Erfordernifje einer ftrafbaren Begünftigung, wie ſolche im vor- 
ftehenden Artikel feitgefegt find, allerdings gegeben. Erjcheint aber dem 
Borgefagten zufolge eine Beitrafung wegen Begünftigung in dem vorausge— 
fegten Falle durch den Wortlaut des Gefeges nicht ausgefchloffen, jo wird 
es um fo weniger einem Bedenken unterliegen können, daß eine ſolche Be— 
ftrafung gegebenen Falls ftattfinden muß, da ein innerer Grund, weßhalb 
die Begünftigung hier nicht ebenfo wie bei jedem andern Bergehen zur Strafe 
gezogen werden follte, in feiner Weile zu erjehen wäre. 

Die Eigenfhaft der Begünftigung als eines eigenen mit jelbftftändiger 
Strafe bedrohten Delict3 bringt es ferner mit fich, daß die allgemeinen ge— 
jeglichen Beftimmungen über Theilmahme auch bei der Begünftigung anmwend- 
bar find, und muß fomit 3. B. derjenige, welcher einen Andern anftiftet, 
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einen Verbrecher zu verbergen, um ihn der Beftrafung zu entziehen, als 
Theilnehmer der von dieſem begangenen Begünftigung nach Art. 54 Ziff. 1 
beftraft werden. 


Art. 59. 


Den Begünftiger trifft, wenn die That, auf welche fich die Be— 
günftigung bezieht, ein Verbrechen ift, Gefängniß bis zu zwei Jahren, 
womit Gelditrafe bis zu vwierhundert Gulden verbunden werden Fann, 
und wenn diefe That ein Vergehen ift, Gefängnig bis zu ſechs Monaten 
oder Geldjtrafe bis zu zweihundert Gulden. 

Die Begünftigung einer Uebertretung wird nur beftraft, wo das 
Geſetz dieſes bejonders bejtimmt. 

Entw. von 1855 Art. 49; Gefeßg. Ausjch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Pd. J. S. 43, 189, ber Reicher. K. Beil. Bd. ©. 108, Prot. Bd. ©. 230; m 
von 1860 Art. 60; Geſebg * als von 1860/61 der Abg. K. Abtb. IL 
ber Reichsr. K. proi. Bd. J. 


Was die Strafe der Begünſtigung anlangt, ſo iſt es in der Doctrin 
und Geſetzgebung ſehr beſtritten, ob dieſelbe ſich ſchlechthin nach der Strafe 
der begünſtigten Hauptthat zu richten, alſo mit dieſer in verhältnißmäßiger 
Abſtufung gleichſam als niedrigerer Grad derſelben parallel zu laufen habe, 
oder ob die Begünſtigung als ein delictum sui generis aufzufaſſen und mit. 
einer felbitjtändigen Strafe zu belegen fei. — Das gegenwärtige Geſetzbuch 
hat ſich dem legteren Syſteme angejchloffen, und tft dieß vorzugsweiſe aus 
der Rückſicht gefchehen, weil die Begünftigung, wie dieß im vorhergehenden 
Artikel ausgeführt wurde, ihrer Natur nad) die ftrafbare That, auf welche 
fie fich bezieht, al3 eine bereitS abgeſchloſſene und vollendete Thatfache vor- 
ausfegt, und fohin in feiner Weije unter den Begriff einer Theilnahme an 
diefer That geftellt werden kann. 

1. Das Gefeg erflärt nur allein die Begünftigung eines Verbrechens 
oder Vergehens als allgemein ftrafbar; die Begünftigung einer Weber: 
tretung unterliegt mit Rückſicht auf die untergeordnete Natur und geringe 
Strafbarkeit diefer Gattung von ftrafbaren Handlungen regelmäßig feiner 
Strafe, und erleidet diefe Regel blos da eine Ausnahme, wo in der zweiten 
Abtheilung des Geſetzbuchs ausdrüdlich etwas Anderes beftimmt ift. — 

2. Wenn glei das Gefeg nad dem im Eingange Gefagten die Be 
günftigung als ein eigenes Reat auffaßt und mit felbfttändiger Strafe be- 
droht, fo verfennt es doch feineswegs das in der Natur der Sache begrün- 
dete accefjorifche Verhältniß, im welchem diefelbe zu der Hauptthat fteht, 
und hat es vielmehr mit Rückſicht hierauf die Strafe der Begünftigung, 
wenn die Hauptthat ein Verbrechen ift, in ihrem Marimum weit höher feſt— 
geſetzt, als wenn diefelbe blos ein Vergehen iſt. — Bei Beurtheilung der 
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Frage, ob die Hauptthat ein Verbrechen oder ein Vergehen bildet, darf in 
Gemäßheit der Worfchrift des unten folgenden Art. 65 immer nur die ob» 
jective Strafbarkeit der fraglichen That in Betracht gezogen werden; auch 
fann e8 im Hinblide auf die VBorfchrift des Art. 2 feinem Zweifel unter- 
liegen, daß bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei melden das Geſetz dem 
Richter geftattet, in leichteren Fällen ftatt der gedrohten Verbrechens- auf 
eine Vergehens- oder ftatt der Vergehens- auf eine Uebertretungsftrafe zu 
erfennen, für die Bemeffung der Strafe der Begünftigung immer die höhere 
Dualififation der Handlung maßgebend ift. — 

3. In der Natur der Sache liegt es, daß bei der Ausmeffung 
der Strafe der Begünſtigung immerhalb des dem richterlichen Ermeſſen ge- 
währten Spielraums bauptfählih auf die Strafe der Haupthandlung, 
zu welcher die Begünftigung geleiftet wurde, Niücdficht zu nehmen iſt. — 
Was hiebei insbefondere die Begünftigung von Vergehen anlangt, fo geftattet 
zwar der Wortlaut des Gefeges unter Umftänden allerdings, die Begünfti- 
gung mit einer höheren Strafe zu belegen, als fir die Hauptthat felbft ge— 
droht ift, da die Strafe der Begünftigung eines Vergehens alternativ auf 
Gefängniß bis zu fechs Monaten oder Geldftrafe bis zu zweihundert Gulden 
feftgefegt ift, während bei manchen Vergehen das Marimum der gedrohten 
Strafe nur drei Monate Gefängniß oder auch nur Geldftrafe bis zu zwei— 
hundert Gulden beträgt. Allein es muß trogdem als durchaus unzuläffig 
erachtet werden, gegen den Beglinftiger eine härtere Strafe zu verhängen, 
als für die begünftigte Hauptthat ſelbſt gedroht ift; denn man fäme fonft 
zu dem widerfinnigen Refultate, daß der dem Uebelthäter nach begangener 
That geleiftete Beiftand dann, wenn er nicht im Voraus (vor begangener 
That) verjprochen war, härter beftraft würde, als dieß in dem offenbar 
weit ftrafbareren Falle gefchehen fünnte, wenn derfelbe im Voraus zugefichert 
gewefen wäre, und alfo nad PVorfchrift des Art. 54 Ziff. 3 umter den 
Geſichtspunkt einer wirflihen Theilnahme an der That fallen wiirde, — 

4. Das gegenwärtige Gefegbuch hat es — abweichend von den meiften 
andern Strafgefeggebungen — unterlaffen, die fogenannte gewerbsmäßige 
Begünftigung als einen höheren Grad der Begünftigung auszufcheiden und 
mit fehwererer Strafe zu bedrohen. Da nämlich das Maximum der auf 
die Begünftigung überhaupt gefegten Strafe (Bei der Begünftigung von Ver 
brechen zmweijähriges Gefängniß und vierhundert Gulden Geldftrafe, bei der 
Begünftigung von Vergehen aber jechsmonatliches Gefängniß) feineswegs unbeden- 
tend ift, fo wird dafjelbe in der Regel ausreichen, um auch die Fälle der 
gewerbsmäßigen Begünftigung genügend treffen zu fünnen, und erjcheint deß— 
halb die Aufftellung einer allgemeinen Beltimmung über eine höhere Be- 
ftrafung der gewerbsmäßigen Begünftigung nicht nothwendig. Was aber 
jene befondern namentlich bei Diebftahl, Raub und Unterfchlagung vorkom— 
menden Arten der gewerbsmäßig betriebenen Begünftigung (Hehlerei) anlangt, bei 
welchen wegen ihrer außerordentlichen Gefährlichkeit eine höhere Beſtrafung 
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ſich als ein wirkliches Bedürfniß darftellt, fo wurde diefem Bedürfniffe durch 
die Aufnahme geeigneter Specialbeftimmungen in der zweiter Abtheilung des 
Geſetzbuchs (Art. 308— 313) entfprechende Rechnung getragen, und verfteht 
es fi von felbft, daß durch diefe Specialbeftimmungen die Anmwendbarfeit 
der hier aufgeftellten allgemeinen VBorfchriften über die Beftrafung der Be— 
günftigung ausgefchloffen erſcheint. — 


Art. 60. 


Wenn mit der Strafe derjenigen That, auf welche ſich die Be— 
günftigung bezieht, die in dem Art. 28 bezeichneten Folgen verbunden 
find oder durch richterlichen Ausspruch verbunden werden fünnen, fo fteht 
dem Gerichte die Befugniß zu, auch gegen den Begünftiger diefe Folgen 
oder einzelne derfelben im Strafurtheile zu verhängen. 


Entw. von 1855 Art. 50; Geſetzg. re Verh. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 43, 190, der Reichsr. K. Beil. Bd. 109, Brot. Bd. ©. 235; a 
von 1860 Art. 61; Geſetzg. Ausſch. — von 1860/61 der Abg. K. Abth. II. 
11, der Reichsr. 8 Prot. Bd. J. ©. 45. 


Da die Begünſtigung immer in einem gewiſſen acceſſoriſchen Ver— 
hältniſſe zu derjenigen ſtrafbaren That ſteht, auf welche ſie ſich bezieht, 
räumt das Geſetz den Gerichten die Befugniß ein, die Straffolgen 
des Art. 28 inſoweit, als ſie mit der Strafe der begünſtigten Hauptthat 
nothwendig verbunden geweſen wären oder wenigſtens hätten verbunden werden 
können, ganz oder theilweiſe auch gegen den Begünſtiger auszuſprechen. — 

Daraus, daß das Geſetz im vorſtehenden Artikel blos von den Straf— 
folgen des Art. 28 ſpricht, folgt von ſelbſt, daß weitere Straffolgen mit 
Ausnahme derjenigen, welche wie die Konfiskation (Art. 34) überhaupt bei 
jeder Verurtheilung zuläſſig ſind oder welche wie die Suspenſion vom Amte 
und Gehalte während des Vollzugs einer Gefängnißſtrafe (Art. 33) ſchon 
kraft des Geſetzes eintreten, bei der Verurtheilung wegen Begünſtigung auch 
dann nicht Platz greifen können, wenn dieſelben mit der Verurtheilung wegen 
der begünſtigten Hauptthat hätten verbunden werden können oder müſſen. 


Art. 61. 


Verwandte und BVerfchwägerte in aufs und abfteigender Linie, leib— 
liche Gefchwilter und Verſchwägerte im zweiten Grade der Seitenlinie 
nach bürgerlicher Berechnung, Ehegatten, Adoptiveltern und Ndoptivfin- 
der, Pflegeeltern und Pflegefinder, Bormund, Nebenvormund und Mün— 
del derjenigen Perfon, zu deren Vortheil die Begünftigung ftattgefunden 
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hat, unterliegen Feiner Strafe wegen folder Begünftigungshandlungen, 
welche lediglich den Schuß diefer Perfon gegen Entdeckung oder gericht- 
liche Berfolgung bezweckt haben. 


Entw. von 1855 Art. 51; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. KR. 
Bd. 1. ©. 43, 1%, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 110; Prot. Bd. ©. 236; Entw. 
von 1860 Art. 62; Geſetzg. un rd von 1860/61 der Abg. KR. Abth. I. ©. 
11; der Reichsr. R. Prot. Bd. 1. S 


Daß die nächſten Angehörigen des Uebelthäters von der Strafe der 
Begünſtigung freigelaſſen werden, wenn ihre Handlung lediglich Folge der 
in jenem Angehörigkeitsverhältniſſe begründeten Pietät war, iſt eine Vorſchrift, 
welche nicht allein durch ein allgemeines menſchliches Gefühl, ſondern insbeſon— 
dere auch durch Gründe der Geſetzgebungspolitik unabweislich geboten iſt, da ſie 
namentlich dazu beiträgt, die Zutraulichkeit und Unbefangenheit der nächſten 
Angehörigen unter einander zu befördern, und auf dieſe Weiſe den Familienver— 
band, welcher eine der wefentlichften Grundlagen des Staates bildet, zu ftär- 
fen und zu befeftigen. — 

1. Zu den nächften Angehörigen des Uebelthäters werden nad) Maß—⸗ 
gabe dieſes Geſetzbuchs gerechnet: 

a) Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender 
Linie und zwar ohne Unterfchied des Grades, alfo Eltern, Großeltern, Urgroßeltern 
xc.2c.; Kinder, Enkel, Urenfel zc. zc.; ferner Schwiegereltern, Schwiegergroß- und 
Urgroßeltern Er Schwiegerföhne und Schmwiegertöchter, Schwiegerenfel, 
Schwiegerurenfel x. ꝛc., endlich Stiefvater oder Stiefmutter, Stiefgroßpater 
oder Stiefgroßmutter ꝛc. ꝛc.; Stieffinder, Stiefenfel x. ꝛc. 

b) 2eiblihe Geſchwiſter ohne Rüdficht darauf, ob fie voll- oder halb- 
bürtig find. Eigentliche Stiefgefchwifter, welche weder denfelben Vater noch 
diefelbe Mutter haben, werden nicht zu dem mächiten Angehörigen gezählt; 
ebenfo auch nicht alle übrigen Seitenverwandten, wie Onkel, Tante, Neffe, 
Nichte, Gefchwifterfinder ꝛc. xc. 

c) Berfhwägerte im zweiten Grade der Seitenlinie nach bürgerlicher 
Berehnung, d. h. alfo Schwäger und Schwägerinnen im eigentlichen Sinne 
des Wortes, nämlich die Gefchwifter des Ehegenofien und die Ehegenoſſen 
der Geſchwiſter; 

d) Ehegatten; dabei verfteht es ſich von felbft, daß nicht allein das 
durch die Ehe begründete Verhältniß der Ehegatten unter fich, fondern aud) 
das in Folge der Ehe entftandene Schwägerfchaftsverhältnig in auf- und ab- 
fteigender und in der Seitenlinie mit der Beendigung der Ehe und aljo 
namentlich auch in dem Falle wieder aufhört, wenn die Ehe für ungültig 
erflärt oder dem Bande nad gefchieden wird, wogegen einer bloßen zeitweifen 
oder lebenslänglichen Trennung bon Tifch und Bett eine folche aufhebende 
Wirkung in feiner Weife zufommt. 

e) Adoptiv» und Pflegeeltern, fowie Adoptiv» und Pflege: 
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finder; hieher gehört auch das gleich der Adoption auf einer rechtlichen That- 
fache beruhende Verhältnig zwiichen eingefindfchafteten Eltern und Kindern. 

f) Bormund, Nebenvormund und Mündel. Bloße Curatoren, 
wie folche z. B. bei der cura prodigorum zur Verwaltung des Vermögens vor- 
fommen und ebenjo die Curanden fallen nicht unter die voraufgeführten Per— 
fonen; dieß ergibt fich zweifellos daraus, weil dem Geſetzbuche der Unter 
ſchied zwifchen Vormündern und Curatoren, wie dieß namentlich der Art. 28 
Ziff. 5 darthut, vecht wohl befannt iſt, trogdem aber hier des Curators 
feine Erwähnung gefchieht, und erjcheint die auch um deßwillen gerechtfer- 
tigt, weil zwifchen Curatoren und Curanden in dem angegebenen Sinne fein 
ſolches Angehörigfeitsverhältniß, wie zwifchen Bormund und Mündel befteht. 

Bezüglich der Frage, ob und inwieweit die Beltimmung des vorftehen- 
den Artikels auch auf die außereheliche Berwandtichaft Anwendung fin- 
det, wird auf die allgemeine Vorfchrift des Art. 7 des Geſetzbuchs ver- 
wiefen. — , 

2. Die bezeichneten Perfonen unterliegen nur allein wegen ſolcher Begünfti- 
gungshandlungen keiner Strafe, welche lediglih den Schu des Webelthäters 
vor Entdeckung oder gerihtliher Berfolgung bezwedt haben. Zu wel: 
her von den im Artikel 58 aufgeftellten Kategorien die geleiftete Begünfti- 
gungshandlung gehört, erjcheint völlig gleichgültig; denn jede Begünftigungs- 
handlung ohne Ausnahme muß jtraflos bleiben, wenn ihr der angegebene 
Zwed zu Grunde gelegen hat. In Folge defjen kam ein und diefelbe Hand— 
lung je nach BVerfchiedenheit des Zweckes bald ftraflos, bald ftrafbar fein; 
fo ift 3. B. die von einer der angeführten Perfonen erfolgte Aufnahme der 
durch die verübte That gewonnenen Sachen ftraflos, wenn fie deshalb gejche- 
hen ift, um die Entdeckung des Thäters zu verhindern, ftrafbar dagegen, 
wenn fie aus geminnfüchtiger Abficht oder um. dem Thäter die Bortheile 
feiner That zu fichern, ftattgefunden hat. Da fodanı das Gejeg zur Straf- 
lofigfeit der Begünftigung ausdrüdlich verlangt, daß die Begünftigung ledig- 
(ih, d. h. aljo ausfchließend den Schuß des Uebelthäters bezwedt habe, jo 
kann namentlich auch in dem Falle, wenn der Begünftiger zwar allerdings 
fi) durch das perfünliche Intereſſe an der Perfon des Uebelthäters zu feiner 
Handlung mitbeftimmen ließ, dabei aber zugleich auch noch ein anderes felbit- 
füchtigeS Intereſſe, wie die Theilnahme an den VBortheilen der That, im Auge 
hatte, feine Straflofigkeit eintreten. 

In der Natur der Sache liegt es, daß auch joldhe Handlungen, welche - 
lediglich den Schuß des bereit3 entdedten und im Unterfuchung gezogenen 
oder vielleicht fjchon verurtheilten Webelthäter8 vor der gerichtlihen Be— 
ftrafung bezweden, ftraflos bleiben müſſen; denn wenn auc das Gejeß nur 
von den den Schuß des Uebelthäters vor Entdeckung oder gerichtlicher Ver— 
folgung bezwedenden Handlungen fpricht, fo folgt dieß doch mit Nothwendig- 
feit daraus, weil die Beftrafung nur einen Beftandtheil der gerichtlichen Ver- 
folgung im meiteren Sinne bildet und alfo der Schug vor gerichtlicher Be— 
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ſtrafung unter dem allgemeinen Ausdrucke „Schutz vor gerichtlicher Verfol— 
gung“ zugleich mit inbegriffen iſt. 

3. Die Vorſchrift des vorſtehenden Artikels kann dann keine Anwen— 
dung finden, wenn der von einer der hier aufgeführten Perſonen dent Uebel— 
thäter nach begangener That geleiftete Vorſchub jhon im Voraus verjpro- 
hen war; denn in einem ſolchen Falle liegt Feine Begünftigung, fondern 
wahre Theilmahme an der verübten That (Art. 54 Ziffer 3) vor, welche 
niemal3 und alfo auch dann nicht ftraflos bleiben darf, wenn das Motiv 
derjelben bloßes perjönliches Intereffe für die Perfon des Uebelthäters ge- 
weſen tft. 


Art. 62, 


— Inländer und im Inlande ſich aufhaltende Ausländer, 

barer Handlungen. welche glaubhafte Kenntniß von der bevorſtehenden Aus— 
führung eines Hochverraths, Landesverraths, Aufſtandes, 
eines Verbrechens der Majeſtätsbeleidigung, der Fälſchung 
von Geld oder öffentlichen Creditpapieren, einer Nothzucht, 
eines Mordes, Raubes, Menſchenraubes oder eines das 
Leben von Menſchen gefährdenden gemeingefährlichen Ver— 
brechens erlangt haben und ſich in der Lage befinden, das— 
ſelbe ohne Gefahr für ſich oder andere ſchuldloſe Perſonen 
durch Anzeige bei der Obrigkeit, Warnung des Bedrohten 
oder auf andere Weiſe abwenden zu können, gleichwohl 
aber dieß unterlaſſen, ſollen, wenn das Verbrechen wirklich 
ausgeführt oder ein ſtrafbarer Verſuch zur Ausführung ge— 
macht worden iſt, mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder 
an Geld bis zu zweihundert Gulden beſtraft werden. 

Die in Art. 61 bezeichneten Perſonen unterliegen jedoch 
diejer Strafbeftimmung nicht, wenn ihmen die Verhinderung 
des Verbrechens nur durch Anzeige bei der Obrigfeit mög— 
lich gewejen wäre. 

Entw. von 1555 Art. 52; Geſetzg. Ausich. Verb. von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. J. ©. 43, 190, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 111, Prot. Bd, ©. 237; Entw. 
von 1560 Art. 63; Geſetzg. un: Verb, von ei der Abg. K. Abth. I. 5.1535, 
Abıh. I. ©. 12, der Reiher. 8. Prot. Bo. 1. &. 


* Die unterlafjene Berhinderung ftrafbarer Handlungen begründet 
in dem Falle, wenn fie fchon im Voraus verjprochen war, immer eine Theil: 
nahme an der verübten That nach Art. 54 Ziffer 3, wie dieß bereitS oben 
auf 9.240 näher ausgeführt wurde, und folgt hieraus von felbft, daß das 
Geſetz, wenn es hier eigene Beftimmungen über die Unterlaffung der Berhinde- 
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rung ftrafbarer Handlungen aufftellt, Hiebei nur die ohne vorheriges 
Berjprehen erfolgte Unterlaffung im Sinne hat. 

Der nämlich Kenntnig von der bevorftehenden Ausführung einer ftraf- 
baren That erhalten Hat und die ihm leicht mögliche Verhinderung diefer 
That unterläßt, dem fällt gleichfall3 ein ftrafbares Verſchulden zur Laſt; er 
läßt nicht blos eine moralifche Verpflichtung außer Acht, jondern er macht 
fih einer wirflihen Pflihtverlegung durch Zumiderhandeln gegen eine 
Federmann obliegende allgemeine Birgerpflicht fchuldig, und erfcheint der 
Staat um fo mehr dazu berechtigt, diefe Pflichtverlegung mit Strafe zu be- 
legen, da diefelbe mit einer unmittelbaren Gefährdung der Nechtsficherheit 
des Staates oder des einzelnen Individuums verknüpft ift. Deshalb wurde 
auch in dieſem Geſetzbuche die unterlaffene Verhinderung ftrafbarer Hand- 
(ungen in das Bereih der Strafgefege gezogen; dabei hat jedoch das Ge— 
ſetz die Strafbarfeit einer folchen Pflichtverlegung in Berüdfichtigung des 
Umftandes, daß es nicht im Einflange mit dem Volksgefühle ftehen würde, 
auch die unterlaffene Berhinderung ftrafbarer Handlungen von geringerer 
Bedeutung zu beftvafen, auf diejenigen Fälle befchränft, in welchen es ſich 
um die Verübung eines der im vorftehenden Artifel fpeziell benannten 
das gemeine Wohl oder das Leben von Menfchen gefährdenden bejonders 
fhweren Berbreden handelt. — 

1. Subjekt des hier in Frage ftehenden Neates können nur Inlän— 
der oder im Inlande fih aufhaltende Ausländer fein. Der bayerifche 
Staat ift nämlich zwar allerdings dazu berechtigt, den Inländern und ebenfo 
auch den Ausländern, infolange diefelben fi im Inlande aufhalten und dem: 
gemäß momentan unter dem Schuße und unter der Herrfchaft der bayerischen 
Strafgejege ftehen, die Verpflichtung zur pofitiven Thätigfeit der Verhinde— 
rung von Berbrechen geſetzlich aufzulegen; dagegen fteht ihm ein folches Recht 
gegenüber den im Auslande befindlichen Ausländern in feiner Weife zu, da 
für Ddiefe Feine bürgerliche Verpflichtung gegen den bayerischen Staat und 
defien Angehörige bejteht und ihnen ſomit auch die Nichtbeachtung eimer 
folden für fie nicht eriftivenden Verpflichtung nicht zur Schuld gevechnet 
- werden kann. 

2. Zum Dafein des Reates der unterlaffenen Verhinderung ftrafbarer 
Handlungen gehören folgende Exrforderniffe: 

a) Eine glaubhafte Kenntniß von der bevorftehenden Ausfüh- 
rung eines der fpeziell benannten Verbrechen. Dadurch, daß das Gefeg eine 
glaubhafte Kenntniß verlangt, gibt e3 deutlich zu erkennen, daß bloße 
Muthmaßungen, vage Gerüchte noch Feine Verpflichtung begründen, für die 
Berhinderung einer ftrafbaren Handlung thätig zu fein; die Duelle der Kennt— 
niß muß vielmehr jo bejchaffen fein, daß wenigftens die Wahrfcheinlichkeit 
für deren Wahrheit fpricht, jo daß ein verftändiger Menfch daran glauben 
wird. Die glaubhafte Kenntnig muß ferner auch den Punkt umfaffen, daß 
die Ausführung eines der fpeziell benannten Verbrechen bevorfteht; 
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dabei ift jedoch diejes Erforderniß immer ſchon dann vorhanden, wenn der die 
Hinderung Unterlafjende nur Kenntniß von dem thatfählihen Unterneh: 
men hatte, in welchem nach der gejeglichen Begriffsbeftimmung der That- 
beftand eines Hochverraths, Yandesverrath3 zc. x. enthalten ift, ohne daß 
Etwas darauf anfommt, ob derjelbe auch gewußt hat, daß dieſes Unterneh: 
men vechtlich da8 Verbrechen des Hochverraths zc. ꝛc. bildet. 

b) Die Möglichkeit, die Ausführung der That ohne Gefahr fir 
fi oder andere fchuldlofe Perfonen abwenden zu können. Wo die Hinde- 
rung einer ftrafbaren That nur mit eigener Gefahr gefchehen kann, da 
wäre e8 mit Nücdficht darauf, daß der Staat feinen fich felbft vergefjenden 
Heroismus von den Bürgern verlangen fanın, nicht gerechtfertigt, eine Be— 
ftrafung wegen unterlaffener Verhinderung eintreten zu laffen; und ebenjo 
erſcheint eine ſolche Beftrafung auch dann nicht zuläßig, wenn die Hinderung 
ohne Gefahr für ſchuldloſe, d. h. an der Ausführung der That nicht 
betheiligte dritte Perjonen nicht möglich ift, da hier eine Colliſion verfchie- 
dener Pflichten befteht. — Die Gefahr muß aber, wie dieß der Wortlaut 
des Geſetzes far zu erfennen gibt, die Perfon des von der Ausführung 
der That Unterrichteten felbft, oder eines Dritten betroffen haben; bloße 
Vermögensgefährdungen bilden an fich feinen Entjchuldigungsgrund für die 
Unterlaffung der Verhinderung. Auch verfteht es fi von felbft, daß das 
Geſetz nur eine mit der Hinderung der That unmittelbar verbundene, 
feinesweg3 aber auch entferntere, damit in feinem directen Zufammenhange 
ftehende Gefahren, wie 3. B. die Möglichkeit, daß der an der That Gehin- 
derte ih im Zufunft rächen fünnte, im Sinne hat; denn wollte man auch 
folche entfernte Gefahren gleichfalls als Entfchuldigungsgrund gelten laffen, 
jo würde die Strafbeftimmung des vorftehenden Artifel8 rein illuforifch, da 
diefelben wohl bei jeder Hinderung einer ftrafbaren That vorkommen können. 

Durch welches Mittel die Abmwendung der That bewirkt werden fann, 
erfcheint völlig gleichgültig; denn wenn auch das Geſetz die Anzeige bei der 
Obrigkeit und die Warnung des Bedrohten al3 die zunächſt liegenden Mit- 
tel namentlich anführt, fo iſt doch diefe Anführung, wie dieß der Beifat 
„oder auf andere Weife” entnehmen läßt, bloß eremplificative gefchehen, und 
befteht aljo die Verpflichtung zur Hinderung auch in dem Falle, wenn diefe 
Hinderung nad) der Sachlage, z. DB. weil die Ausführung der That bei der 
Kenntnißerlangung gerade begonnen wird, zwar nicht mehr im der bezeich- 
neten Art, wohl aber durch Vorftellungen, Drohungen, perfünliches Ein- 
greifen, Dazmwifchenwerfen von Hinderniſſen u. dgl. möglich ift. 

c) Die Abwendung der That muß vorfäglich unterlaffen worden 
fein; denn wenn diefes Erforderniß auch im vorftehenden Artikel nicht befon- 
der hervorgehoben ift, jo ergibt fich dasfelbe doch aus der allgemeinen Bor- 
ichrift des Art. 6 des Geſetzbuchs. — Die Unterlafjung der Abmwendung 
einer ftrafbaren That erfcheint dann als eine vorjägliche, wenn Derjenige, 
welcher glaubhafte Kenntnig von der bevorftehenden Ausführung der 
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That gehabt und diefelbe abzuwenden unterlafien hat, wußte, daß ihm die 
. Abwendung „ohne Gefahr möglich fei, und zugleich den Willen hatte, die 
That ungehindert zur Ausführung kommen zu lafjen. 

Daß derſelbe auch ein befonderes Intereffe an der Ausführung der 
That gehabt, welches ihn zu der Interlafjung der Abwendung bewogen hat, 
oder daß er durch Ddiefe Unterlaffung die Verübung der That zu befördern 
beabfichtigt habe, wird zu einer vorfäglichen Unterlaffung feinesmegs erfordert, 
und erjcheint vielmehr nach der bereits oben zu Art. 6 auf ©. 55 gemach— 
ten Ausführung das Motiv, welches ihn zur Unterlaffung der Abwendung 
beftimmt hat, völlig gleichgültig. Demzufolge fällt 3. B. insbefondere auch 
derjenige unter die Strafbeftimmung des vgrftehenden Artikels, welcher die 
ihm ohne Gefahr mögliche Hinderung eines Mordes bloß um degmillen unter 
laffen hat, weil die zu ermordende Perfon in feiner Beziehung zu ihm fteht 
und es ihm bei feiner vermwilderten Gefinnungsweife ganz eimerlei ift, ob 
eine ihm fremde Perfon ermordet wird, oder nicht; denn es war hier immerhin 
der Wille des Unterlaffenden darauf gerichtet, den Mord, deſſen Hinderung 
ihm möglich war, zur Ausführung fommen zu laffen, und liegt fomit eine 
vorjägliche Unterlaffung der Hinderung vor. Dagegen fann von einer vor- 
jäglihen Unterlaffung der Hinderung dann feine Rede fein, wenn Jemand 
die ihm durch Anzeige bei der Obrigfeit oder in anderer Weife mögliche 
Hinderung deghalb unterläßt, weil er annehmen zu dürfen glaubt, daß der Be- 
drohte ohnehin auf feiner Hut und felbft im Stande fein werde, den Angriff mit 
leichter Mühe abzumehren, oder wenn er in der irrigen Meinung, den Uebel- 
thäter durch Abreden von feinem verbrecherifchen Vorhaben abwendig gemacht 
zu haben, von weiteren ficheren Mitteln zur Hinderung Umgang nimmt, oder 
wenn er zu feinem Entjchluffe über die Wahl des Mittels zur Hinderung fommen 
fann und dariiber den rechten Moment verfäumt; denn in den angeführten Fällen 
wurde die Abwendung der That offenbar nicht vorfäßlich, fondern vielmehr nur 
aus Fahrläffigfeit, aus Irrthum, aus Unentfchloffenheit unterlaffen. 

d) Endlih muß das Verbrechen wirklich ausgeführt oder ein ftraf- 
barer Berfuch zu deſſen Ausführung gemacht worden fein; folange dieß 
nicht der Fall ift, liegt eine ftrafbare Handlung überhaupt noch nicht vor 
und kann fomit auch von einer Beftrafung wegen unterlafjener Verhinderung 
feine Nede fein. Da das Geſetz ausdrüdlich verlangt, daß das Ver— 
brechen ausgeführt oder auszuführen verjucht worden fein muß, fo kann 
bei der unterlaffenen Berhinderung eines Aufftandes, welches Reat nad) 
Art. 139 Abſ. 2 unter Umftänden auch im Bergehensgrade gegeben fein 
fann, eine Beftrafung bloß in dem alle Pla greifen, wenn der jtattgehabte 
Aufftand die Merkmale eines Verbrechens des Aufjtandes nach Art. 139 
Abf. 1 am ſich trägt, und fteht dieß auch ganz im Einflange damit, daß 
das Geſetz nah dem Eingangs Gejagten eine Beftrafung wegen unterlafjener 
Verhinderung überhaupt nur dann für notwendig erachtet, wenn die nicht 
berhinderte That von befonderer Schwere und Gefährlichkeit ift. 
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3. Auf die im Urt. 61 bezeichneten Perſonen, d. h. alfo auf die 
nähften Angehörigen des Uebelthäters kann die Strafbeftimmung des 
vorftehenden Artikels feine Anwendung finden, wenn ihnen die Verhinderung 
des Verbrechens nur durch Anzeige bei der Obrigkeit möglich geweſen 
wäre. Diefen Perfonen liegt nämlich zwar gleichfall8 ebenjo wie jedem An- 
dern im Allgemeinen die Berbindlichkeit zur Verhinderung der bezeichneten 
Verbrechen ob, und find diefelben unbedingt hiezu verpflichtet, wenn fie die 
Berhinderung ohne Anzeige bei der Obrigkeit 3. B. durch Warnung des 
Bedrohten, Einfperren des Uebelthäters, Hinwegnahme der zur Verübung der 
That erforderlichen Werkzeuge oder im irgend anderer Weiſe bewirken können. 
Dagegen kann fich bei ihnen diefe Verbindlichkeit niemals fo weit erftreden, 
daß fie nöthigenfall® auch dazu gehalten wären, behufs der Verhinderung 
Anzeige bei der Obrigfeit zu exjtatten, weil eine ſolche Denunciationspflicht 
dem natürlichen Gefühle widerftreiten und den für den Staat wichtigen Ver— 
band der Familie ftören umd gefährden würde; und e8 find die fraglichen 
Perſonen ſelbſt dann nicht zur Anzeige bei der Obrigkeit zur Bewirkung der 
Verhinderung der That verbunden, wenn diefe Anzeige, wie dieß bei einem 
erft in der Vorbereitung begriffenen Verbrechen in der Regel der Fall fein 
wird, gar feine jchädlichen Folgen für den Uebelthäter nad) fich gezogen hätte, 
da das Geſetz diefelben aus dem angeführten Grunde ganz unbedingt von 
der Verpflichtung zur Anzeige befreit hat. 

4. Daß auch Derjenige jtrafbar ift, welcher einen Andern zur Unter: 
lafjung der Berhinderung der jtrafbaren Handlung anftiftet, kann der Na- 
tur der Sache nad einem Zweifel nicht unterliegen. Allein ein Solcher 
wird nicht als Theilnehmer des Reates der unterlaffenen Berhinderung 
jtrafbarer Handlungen, fondern vielmehr als Theilnehmer der nicht 
verhinderten That jelbit zu bejtrafen fein; denn er hat offenbar durch 
Hinwegräumung eines Hindernifjes der Ausführung zur Verübung der That jelbjt 
abjichtlih mitgewirkt und trägt er font, je nachdem die von ihm bemirkte 
Abhaltung des Andern von der Hinderung der That ſchon vor dem Beginne 
der Ausführung oder im Zeitpunfte der Ausführung ftattgefunden hat, 
die gejeglihen Merkmale eines Theilnehmers nah Art. 54 Ziffer 2 bezie- 
hungsweiſe Ziffer 4 an fid. 

5. Die Beſtimmung des vorjtehenden Artifel8 bezieht fih nur auf 
die Unterlafjung der Verhinderung ftrafbarer Handlungen; fie fann fo- 
mit in dem Falle nicht zur Anwendung kommen, wenn Jemand die ihm 
ohne Gefahr mögliche. Rettung eines Andern aus einer Lebensgefahr, in 
"welche derfelbe durch Zufall oder eigenes Verſchulden gerathen ift, vorfätzlich 
unterläßt, und ift vielmehr in einer ſolchen allerdings äußerft unmoralifchen 
Handlungsweife höchſtens unter Umftänden ein polizeiliches Reat (vgl. Art. 56 
des Polizeiftrafgefegbuchs) enthalten, 
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Art. 63. 


Beamte oder üffentliche Diener, welche glaubhafte Kenntnig von 
der bevorftehenden Ausführung einer ftrafbaren Handlung erlangt haben 
und vermöge ihres Amtes oder öffentlichen Dienftes die Begehung diefer 
Handlung zu verhindern verpflichtet find, follen, wenn fie diefe Verhin— 
derung unterlajfen und die ftrafbare Handlung wirklich ausgeführt oder 
ein ftrafbarer Verſuch zur Ausführung gemacht worden ift, als Theil: 
nehmer diefer Handlung beitraft werden. 

Zugleich kann gegen diefelben, wenn nicht ohnehin die Beſtimmungen 
der Art. 28 und 29 Anwendung finden, der Verluſt des Amtes oder 
öffentlichen Dienftes als Straffolge ausgejprochen werden. 


Entw. von 1855 Art. 53; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. R. 
3b. I. ©. 44, 192; der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 113, Prot. Bd. ©. 242; Entw. 
von 1860 Art. 64; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. 
©. 286, Abth. I. ©. 12, 199, der Reichsr. K. Prot. Bb. I. ©. 45. 


Die Berpflihtung, bevorftehende ftrafbare Handlungen zu verhindern, 
ift der Natur der Sade nach eine viel größere und demgemäß auch das 
Bumiderhandeln gegen dieſe Verpflichtung weit ftrafbarer bei ſolchen Perfonen, 
welche nicht allein vermöge ihrer allgemeinen Biürgerpflicht, fondern nebftdem 
auch vermöge einer befonderen Dienftespflicht zur Verhinderung von 
ftrafbaren Handlungen verbunden find. Deshalb ftellt das Geſetz bezüglich 
diefer Perfonen eigene Beſtimmungen auf, welche von der allgemeinen Bor: 
fchrift des vorhergehenden Artikels in doppelter Beziehung abweichen; einer- 
ſeits ift nämlih hienach bei den fraglichen Perfonen die Verpflichtung zur 
Berhinderung eine viel ausgedehntere, und amdererfeitS wird bei ihnen 
die Unterlaffung der Verhinderung auch weit ftrenger beſtraft. Die ein- 
zelnen Punkte, welche hier einer befonderen Hervorhebung bedürfen, find folgende: 

1. Die Beitimmung diefes Artikels kann nicht auf alle Beamten umd 
öffentlichen Diener Anwendung finden, welche die Verhinderung einer ftraf- 
baren Handlung unterlaffen haben; fie bezieht fich vielmehr nur auf diejenigen, 
welche vermöge ihre8 Amtes oder öffentlichen Dienftes fpeziell dazu 
verpflichtet gewejen find, Die verübte fonfrete Handlung zu verhindern, 
demungeachtet aber dieſes zu thun verfäumt haben; dabei ift es übrigens felbft- 
verftändlih völlig gleichgültig, ob die Verhinderung aller ftrafbaren Hand- 
lungen ohne Unterfchted oder nur der gerade in Frage ftehenden im ihrer 
dienftlichen Berpflihtung gelegen ift. 

2. Während bei anderen Perfonen nur die unterlaffene Verhinderung 
der wenigen im Art. 62 fpeziell aufgeführten Verbrechen mit Strafe bedroht 
ift, erflärt das Gefeg im vorftehenden Artifel bei den bezeichneten Beamten 
und öffentlichen Dienern überhaupt die Unterlaffung der Verhinderung einer 
ftrafbaren Handlung für ftrafbar; Ddiefelben find jomit zufolge der Vor: 
ſchrift des Art. 4 des Geſetzbuchs der Strafbeftimmung diefes Artifels wegen 
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jeder unterlaffenen Berhinderung einer ftrafbaren That unterworfen, mag 
nun diefe That den Charakter eines Verbrechens, Bergehens oder 
einer Uebertretung an fid tragen. 

3. Während das Geſetz im vorhergehenden Artikel die unterlaffi ene 
Verhinderung einer ftrafbaren Handlung von Seiten anderer Perfonen bloß 
dann als ftrafbar erflärt, wenn diefen Perfonen die Hinderung ohne Gefahr 
für ſich und ſchuldloſe dritte Perfonen möglich war, ift beziiglich der bezeich- 
neten Beamten und öffentlihen Diener eine folhe Einjhränfung nicht ge— 
macht. In Folge deſſen kann bei den Beamten und öffentlihen Dienern 
der Umftand, daß die Verhinderung mit eigener Gefahr verbunden geme- 
fen wäre, an fih feinen Entjhuldigungsgrund für die Unterlaffung der Hin- 
derung abgeben und findet dieß auch feine innere Rechtfertigung darin, weil 
bei diefen Perfonen die Rückſicht auf die drohende eigene Gefahr der fpezi- 
ellen Dienftespfliht nachjtehen muß. Dabei verfteht es fich übrigens von 
jelbft, daß auch bei dem betreffenden Beamten und öffentlichen Dienern eine 
Beitrafung wegen unterlaffener Verhinderung in dem Falle nicht Pla greifen 
fann, wenn die Gefahr für fie eine unbedingt zwingende gemefen ift, 
d. h. wenn die Hinderung der ftrafbaren Handlung das eigene Verderben 
fiher oder doc mit größter Wahrfcheinlichfeit nach fich gezogen hätte; denn 
wenn dieß auch im vorjtehenden Artikel nicht befonders ausgeſprochen ift, jo 
folgt dieß doch aus der allgemeinen Borfchrift des fpäter zur Erörterung 
fommenden Art. 67 Abſ. 2, da in einem foldhen alle die Freiheit der 
Willensbeftimmung durch die Gewalt der Umftände ausgefchloffen erfcheint 
und deshalb die gejchehene Unterlaffung der Verhinderung auch nicht mehr 
zur Schuld zugerechnet werden kann. — In gleicher Weife wird aber auch 
die umterlaffene Berhinderung einer ftrafbaren Handlung zweifellos dann 
ftraflo8 bleiben müfjen, wenn der Beamte oder öffentlihe Diener die Hinde- 
rung aus dem Grunde unterlaffen hat, weil ihm diefelbe nur mit Gefahr 
für ſchuldloſe dritte Perfonen möglich geweſen wäre; denn es liegt fchon 
an fih in der Natur der Sade, daß die Verhinderung einer ftrafbaren 
Handlung da nicht gefelich geboten fein kann, wo diefelbe nur auf Koſten 
ſchuldloſer dritter Perfonen gefchehen könnte, und ift jedenfalls auch hier bei 
dem die Hinderung Unterlafjenden in Folge der vorliegenden Eollifion ver- 
ſchiedener Pflichten die Freiheit der Willensbeſtimmung ausgejchloffen. 

4. Die Ausnahmsbeftimmung des Art. 62 Abſ. 2, wornach die 
im Art. 61 bezeichneten nächften Angehörigen feiner Beftrafung wegen unter- 
laffener Berhinderung unterliegen, wenn ihnen die Hinderung nur durch An- 
zeige bei der Obrigfeit möglich gewejen wäre, findet auf die Beamten und 
öffentlichen Diener, wie fich dieß aus dem Stillſchweigen des vorftehenden 
AUrtikeld in der angegebenen Beziehung Har ergibt, Feine Anwendung. Die 
hierin liegende Strenge erjcheint dadurch gerechtfertigt, weil perfönliche Be— 
ziehungen das Bumiderhandeln gegen die übernommene Dienftespflicht vor 
bem Geſetze nicht ftraflos machen können. 
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5. Die zur Verhinderung einer ftrafbaren Handlung dienftlich ver- 
pflichteten Beamten und öffentlichen Diener müfjen nach VBorfchrift des Ge- 
fees auch in dem Falle, wenn fie die Hinderung ohne vorheriges Ber 
ſprechen unterlaffen, al® Theilnehmer der verübten Handlung beftraft 
werden; denn diefelben fünnen mit Recht al3 wahre Mitjchuldige der ftraf- 
baren Handlung erachtet werden, da die Verübung diefer Handlung nur 
duch die Verlegung ihrer jpezielen Dienftespflicht möglich geweſen ift. — 
Die Frage, ob die im Art. 55 bei gewifjen Kategorien von Theilnehmern 
dem Richter geftattete Herabjegung der ordentlichen Strafe auch bei der 
unterlafjenen Verhinderung einer jtrafbaren Handlung nad Maßgabe des vor: 
ftehenden Artifel3 Platz greifen kann, muß unbedenklich bejaht werden. Das 
Geſetz geftattet nämlich die im Art. 55 beftimmte Strafherabjegung in allen Fäl- 
len, in welchen die Theilnahme nicht in einer Anftiftung, jondern nur in einer 
Beihilfe zu der jtrafbaren That bejteht. Die Unterlafjung der Verhin— 
derung einer ftrafbaren That enthält aber ihrer Natur nad) blos eine nega- 
tive Beihilfe zu diefer That in ſich; es kann deshalb das Gefeg, wenn 
e3 eine folche Unterlaffung als Theilnahme erklärt und beftraft wijjen will, 
hierunter nur die Theilnahme dur Beihilfe im Sinne haben, und muß 
jomit die Vorſchrift des Art. 55 zweifellos auch hier zur Anwendung kommen '). 

6. Da ein Beamter oder öffentlicher Diener, welcher durch die unter- 
lajfene Verhinderung einer jtrafbaren Handlung feiner Dienftespflicht abſicht— 
lic) zumidergehandelt hat, in den meijten Fällen nicht mehr würdig jein 
wird, in feiner dienftlichen Stellung zu verbleiben, jo räumt das Geſetz den 
Gerichten die Befugniß ein, gegen denfelben den Verluſt des Amtes oder 
öffentlichen Dienftes ohne Rückſicht darauf, ob die nicht verhinderte That 
dieje Straffolge nad) ſich ziehen könnte oder nicht und felbjt in dem Falle 
auszufprechen, wenn dieſe That blos eine Uebertretung bildet und ſomit die 
Unterlaffung der Verhinderung gleichfalls nur mit einer Uebertretungsftrafe 
beftraft werden fanı. Machen die Gerichte von diefer Befugniß Gebrauch, 
jo müſſen fie in Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 398 des Gejegbuchs 
immer zugleich aucd den Verluft der von dem Amte oder Dienjte abhängen- 
den oder aus dem früheren Befige defielben herrührenden Rechte im Stra: 
urtheile ausfprechen. 

7. Daß der Beamte oder öffentliche Diener, welcher feiner Dienftpflicht 
entgegen die Verhinderung einer jtrafbaren Handlung unterlafjen hat, auch 
in dem Falle der Strafbeſtimmung des vorjtehenden Artifel3 unterworfen 
ift, wenn die nicht verhinderte Handlung nur auf Antrag gerichtlich 
verfolgt werden darf, kann jowohl der Natur der Sache wie auch dem 
Wortlaute des Geſetzes nach, welches feine Einfchränfung in der angegebenen 


) Vergl. auch die Aeußerung des Minijterialratbs von Neumayr bei der Be: 
rathung über Art. 400 des Gejegentwurfs von 1860 im Gejeßg. Ausich. der Abg. 
K. Abth. II. S. 85 der Verb. von 1860/61. 
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Beziehung macht, einem Zweifel nicht unterliegen. Was aber die Frage an- 
langt, ob in eimem ſolchen Falle die Beftrafung wegen der unterlafjenen 
Verhinderung gleichfal8 von der Antragjtellung auf Verfolgung der That 
abhängig ift, jo wird im Ddiefer Beziehung auf die fpäter zur Erörterung 
fommende Vorſchrift des Art. 39 des Gefeßbuchs verwieſen. 


- Art. 64. 


Kae olsungener Beamte oder Öffentliche Diener, welchen ein begangenes 

— Verbrechen oder Vergehen, zu deſſen Anzeige ſie vermöge 
ihres Amtes oder öffentlichen Dienſtes verpflichtet ſind, 
bekannt geworden iſt und welche dieſe Anzeige unterlaſſen, 
ſollen, wenn fie nicht wegen vorausgegangenen Einverſtänd— 
niſſes als Theilnehmer zu bejtrafen find, bei unterlaffener 
Anzeige eines Verbrechens mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren, womit Geldftrafe bis zu vierhundert Gulden ver- 
bunden werden fann, und bei unterlaffener Anzeige eines 
Vergehens mit Gefängniß bis zu fechs Monaten oder an 
Geld bis zu zweihundert Gulden beftraft werden. 

Zugleich kann gegen diefelben der Berluft des Amtes 
oder Hffentlichen Dienſtes als Straffolge ausgejprochen 
werden. | 

Entw. von 1855 Art. 54; Gejegg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 44, 192, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 114, Prot. Bd. ©. 243; Entw, 


von 1860 Art. 65; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. 
S. 136, 287, Abth. II. S. 12, 199; der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 23, Prot. Bd. TI. 
S. 45. 


De 


Im vorjtehenden Artikel handelt das Gefeg von der nicht im Vor— 
aus verjprodhenen Unterlaffung der Anzeige einer ftrafbaren That; denn 
war die Unterlaffung der Anzeige ſchon vor der Begehung der That ver» 
Iprochen geweſen, fo ift immer eine Theilnahme an diefer That nach Art. 54 
Ziff. 3 gegeben, wie dieß bereits oben auf ©. 240 ausgeführt wurde. 

Was mun die nicht im Voraus verfprochene Nichtanzeige einer 
bereit3 verübten jtrafbaren That anlangt, jo waltet bei ihr ein anderes 
Verhältniß ob, wie bei der Nihthinderung einer erft bevorftehenden ftraf- 
baren That. inerfeit3 ift nämlich eine jolche Anzeige, da es fich hier nicht 
wie bei der Verhinderung ftrafbarer Handlungen um Abmwendung einer dem 
Staate oder defjen Angehörigen unmittelbar drohenden Gefährdung handelt, 
ſchon an ſich durch feine jo dringende Bitrgerpflicht geboten, daß es als 
nothwendig erfcheinen könnte, die Vernachläßigung diefer Pflicht mit krimi— 
neller Strafe zu bedrohen; und andererjeit3 läßt es fich auch nicht ver- 
fennen, daß es viele Fälle gibt, in welchen die Anzeige jenen Charakter der 

Hocheder, Strafgefegbuh. L Bd. 230 
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Denunciation an fich trägt, von welchem ſich das allgemeine Gefühl mit 
Widerwillen abwendet. Mit Rückſicht hierauf hat das Gefeß von Aufftel- 
lung einer allgemeinen Strafbeitimmung wegen Unterlaffung der Anzeige 
begangener ftrafbarer Handlungen Umgang genommen, und nur allein bei 
ſolchen Perfonen, welchen eine fpecielle Pflicht zur Anzeige obliegt, näme« 
(ih bei jenen Beamten und öffentlihen Dienern, melde vermöge ihres 
Amtes oder öffentlihen Dienftes zur Anzeige der ftrafbaren Handlungen 
überhaupt oder wenigſtens der gerade in Frage ftehenden befonders ver- 
pflichtet find, die Unterlaffung der Anzeige als ftrafbar erflärt. 

1. Auch bei den angeführten Beamten und öffentlichen Dienern ift blos 
die Unterlaffung der Anzeige eines begangenen (vollendeten oder auch nur 
verfuchten) Verbrechens oder Bergeheng, von deſſen Verübung fie Kennt- 
niß erlangt haben, mit Strafe bedroht; die Nichtanzeige einer Mebertretung 
bildet, da fie bei der Geringfügigkeit diefer Kategorie von Handlungen von 
feiner jonderlichen Bedeutung ift, Fein ftrafrechtliches Neat und bleibt die- 
felbe vielmehr lediglich der disciplinären Einfchreitung überlaffen. 

2. Die Unterlaffung der Anzeige muß in Gemäßheit der allgemeinen 
Borfehrift des Art. 6 vorſätzlich gefchehen ſein; liegt ihr eine bloße Fahr- 
läßigfeit wie 3. B. Vergeßlichteit zu Grunde, fo kann die Strafbeftimmung 
dieſes Artifel3 feine Anwendung finden. 

3. Das Geſetz fpricht blos von der unterlaffenen Anzeige eines began- 
genen Verbrechens oder Vergeffens, ohne hiebei der unterlafjenen An- 
zeige der Perſon de8 Uebelthäters felbft Erwähnung zu thun. Aus 
diefem Umftande fann jedoch in feiner Weiſe die Folgerung abgeleitet werden, 
als ob das Gefeß nur die Unterlaffung der Anzeige des verübten Verbrechens 
oder Vergehens in objectiver Beziehung beftraft haben, dagegen aber die 
Unterlaffung der Anzeige der dem Beamten oder öffentlihen Diener be- 
fannten PBerfon des Uebelthäters jtraflos lafjen wollte, und wäre vielmehr 
eine folhe Annahme der ratio des Geſetzes geradezu entgegen. Das Gejek 
erachtet die unterlaffene Anzeige begangener Verbrechen und Vergehen bei 
den betreffenden Beamten und öffentlichen Dienern aus dem Grunde für 
friminell ftrafbar, weil fich diejelben durch eine folche Unterlaffung eimer 
Verlegung ihrer fpeciellen Dienftespfliht jehuldig machen; da aber 
diefe Perfonen durch ihre Dienftespflicht immer zur Anzeige ihrer gefamm- 
ten Kenntniß über das begangene Verbrechen oder Vergehen, fomoh! mas 
die That felbft als auch was die Perfon des Thäters betrifft, ver- 
pflichtet find, fo läßt es fich nicht bezmeifeln, daß nad dem Willen des 
Gejeges die Unterlafjung der Anzeige nach den beiden angegebenen Bezie- 
hungen der Strafbeitimmung des vorftehenden Artikels unterworfen if. 
Demgemäß miüfjen die Worte des Geſetzes „melde diefe Anzeige (d. b. 
die Anzeige des ihnen befaunt gewordenen Berbrechen® oder Vergehens 
unterlafjen“ in dem angeführten meiteren Sinne interpretitt und muß 
aljo namentlich auch derjenige Beamte oder öffentliche Diener, welcher 
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äwar das begangene Verbrechen oder Vergehen zur Anzeige bringt, dabei 
aber die ihm befannte Perfon des Thäters oder eines Theilnehmers vor- 
Täglich verfchweigt, nach Maßgabe diefes Artikels beftraft werden. 

4. Das im Art. 61 bezeichnete Angehörigfeitsverhältnig fann 
bei der unterlafjenen Anzeige begangener Verbrechen oder Vergehen ganz in 
gleicher Weife, wie dieß nach dem beim vorhergehenden Art. 63 sub Ziff. 4 
Gefagten bei der unterlafjenen Verhinderung ftrafbarer Handlungen der Fall 
ift, feine Straflofigfeit der betreffenden Beamten oder öffentlichen Diener 
bemirfen. 

5. Die Strafe der unterlaffenen Anzeige von Verbrechen und Ver— 
gehen ift ganz diefelbe, welche das Gefeg im Art. 59 fiir die Begünftigung 
feftgejeßt hat, und findet deßhalb das dortfelbjt sub Ziff. 2 und 3 Geſagte 
auch hierher Anwendung. 

Dieſe völlige Gleichſtellung rückſichtlich der gedrohten Strafe läßt deut- 
ih erkennen, daß das Geſetz die unterlafjene Anzeige eines begangenen Ber- 
brechens oder Bergehens von Seiten der hiezu verpflichteten Perfonen als 
eine Art der Begünftigung der in Frage ftehenden That auffaßt, mie 
dieß auch der Natur der Sache entjpriht. — Straffolgen fönnen mit 
der Berurtheilung wegen unterlafjener Anzeige (abweichend von der Beitim- 
mung de Art. 60 bei der Begünftigung) mit Ausnahme der in das Er— 
mefjen des Gerichtes gejtellten Verhängung des Verluftes des Amtes oder 
öffentlichen Dienftes, wobei nach Vorfchrift des Art. 398 immer auch zu- 
gleich der Verluft der von dem Amte oder Dienfte abhängenden oder aus 
deifen früheren Befige herrührenden Rechte auszusprechen ift, niemals ver- 
bunden werden. 

6, Die Frage, ob bei dem VBorhandenfein der gejeglichen Voraus— 
jegungen auch die umnterlafjene Anzeige eines nur auf Antrag zu beftra- 
jenden Verbrechens oder Vergehens unter die Strafbeftimmung diefes Ar- 
tifel8 Fällt, muß zweifellos bejaht werden; denn das Gefe erklärt die 
Unterlaffung der Anzeige ganz allgemein für ftrafbar, ohne bezüglich 
der nur auf Antrag zu beftrafenden Reate eine Ausnahme feftzufegen, und 
erjcheint dieß auch um deßwillen vollkommen gevechtfertigt, weil einerfeit3 in 
vielen Fällen von vorneherein noch gar nicht ermefjen werden fann, ob die 
verübte That von Amtswegen oder nur auf Antrag gerichtlich zu verfolgen 
ift und fomit der Staat allerdings ein Interefje daran hat, von allen ver- 
übten ftrafbaren Handlungen ohne Unterfchied Kenntniß zu erhalten, und 
weil andererjeit3 auch die Deurtheilung der mitunter zweifelhaften Frage, ob 
die Verfolgung der That nad der Sachlage von einer Antragftellung ab- 
hängig ift, feinenfalls den zur Anzeige verpflichteten Perjonen überlaffen 
werden kann. Daß übrigens bei einer nur auf Antrag ftrafbaren That 
auch die Beitrafung wegen unterlafjener Anzeige diefer That von einem An— 
trage auf gerichtliche Berfolgung der That abhängig ift, wird bei Art. 89 
gezeigt werden. 

20* 


— 
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7. In der Natur der Sache liegt es, daß in dem Falle, wenn ein 
Dritter zur unterlaſſenen Anzeige eines begangenen Verbrechens oder Ver— 
gehens auf irgend eine Weiſe, wie z. B. durch Anſtiftung des betreffenden 
Beamten hiezu mitgewirkt hat, derſelbe als Theilnehmer des im vor— 
ſtehenden Artikel bezeichneten Reates beſtraft werden muß; denn da die 
unterlaſſene Anzeige ein eigenes mit ſelbſtſtändiger Strafe bedrohtes Delict 
bildet, ſo müſſen bei ihr auch die allgemeinen Beſtimmungen über die Be— 
ſtrafung der Theilnahme Anwendung finden. 


Art. 65. 


IR Vorbehaltlich der VBorfchriften des Art. 52 Abſatz 2 
| und Art. 69 ift bei Bemeſſung der Strafe der Theilneh- 
mer und Degünftiger jenes Strafgefeg zu Grunde zu 
legen, welches auf die von dem Thäter verübte jtrafbare 

Handlung anwendbar ift. 

Sind mehrere Thäter vorhanden, auf deren Handlungen 
nicht dasfelbe Strafgefeß anwendbar ift, fo ijt unter dem 
obigen Vorbehalte jenes Strafgejeg, nach welchem die That 
am ſchwerſten ftrafbar erfcheint, bei jümmtlichen Mitfchul- 
digen und DBegünftigern zu Grunde zu legen. 

Deitehen nur für die Perfon eines einzelnen Thäters, 
Theilnehmers oder Begünftigers befondere Gründe, welche 
jeine Strafbarfeit erhöhen, mindern, ausschließen oder til 
gen, fo follen dieſe bei Beurtheilung der Strafbarfeit der 
Mebrigen weder zum Bortheile noch zum Nachtheile der- 
jelben in Betracht gezogen werden. 


Entw. von 1855 Art. 55; — * Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. J. S. 44, 193, der Reihsr. K . Beil. Bd. ©. 115, Prot. Bd. ©. 246; Entw. 
von 1860 Art. 66; Geſetzg. Auoſch. Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abth. 1; 
©. 12, 88, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 46. 


Es ift eine fowohl in der Doctrin mie in der Geſetzgebung äußerft 
beftrittene Frage, ob und inmiemweit in dem alle, wenn bei einer ftrafbaren 
That mehrere Mitthäter oder wenn außer dem Thäter (beziehungsweife den 
Thätern) noch Theilnehmer und Begünftiger vorhanden find, die auf die 
Strafbarfeit der That Einfluß habenden bejondern BVerhältnifje und Be— 
ziehungen, welche nur in der Perfon eines Thäter8, Theilnehmers oder 
Begünftiger8 gegeben find, bei Beurtheilung der Strafbarfeit der übrigen 
Thäter, Theilnehmer und Beglinftiger der That in Betracht zu ziehen find, 

Das gegenwärtige Gejegbuch hat dieje Frage im vorftehenden Artikel 
in einer ebenfo einfachen als der Natur der Sache entiprechenden Weife 
gelöft, wie dieß die nachftehende Erörterung zeigen wird. 
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. Der erite Abjag des Art. 65 fohreibt vor, daß bei Bemeffung der 
Strafe Der Theilnehmer und Begünftiger — vorbehaltlih der Be 
fimmungen des Art. 52 Abi. 2 und des Art. 69 — jenes Strafgefek 
zu Grunde zu legen fei, weldes auf die vom Thäter verübte 
ftrafbare Handlung anwendbar tft. 

Dabei hat das Gefeß, mwenn es von der „vom Thäter verübten 
ftrafbaren, Handlung“ fpriht und das auf diefe Handlung anwend— 
bare Strafgefeß für die Bemefjung der Strafe der Theilnehmer und Be- 
günftiger al8 maßgebend erflärt, hierunter die vom Thäter verübte ftrafbare 
Handlung nah ihrer objectiven Befhaffenheit im Sinne, wie fie 
abgejehen von etwaigen für die Perſon des Thäters beftehenden befonderen | 
(fubjectiven) Gründen, melche deſſen Strafbarfeit individuell erhöhen, mil- 
dern, ausfchliegen oder tilgen, blos nach ihrer äußeren Erfcheinung recht- 
(ich zu qualificiren ift; dieß ergibt fich aus der im legten Abſatze des vor» 
ftehenden Artifel3 enthaltenen Beftimmung, melche nachher zur Erörterung 
fommen wird. — 

Im Einzelnen tft bezüglich der Vorſchrift des erften Abſatzes des Ar- 
titel8 65 Folgendes zu bemerken: 

1. Wie aus der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs zu erſehen ift, 
fennt das Geſetz eine Reihe von ftrafbaren Handlungen (Verbrechen, Ver— 
gehen und Webertretungen), zu deren Thatbeftande nach der gefeglichen 
Begriffsbeftimmung nothwendig ein gewiſſes perjönlihes Verhältniß 
Desjenigen, welcher fich einer jolchen ftrafbaren Handlung ſchuldig macht, 
erfordert wird, jo daß in dem Falle, wenn diefes perjönliche Verhältniß 
nicht vorhanden wäre, entweder gar feine oder mwenigftens eine ganz andere 
ftrafbare Handlung vorliegen wiirde. So gehört 3.8. zum Reate der Blut- 
fchande nach Art. 208— 211 das Ddortjelbft bezeichnete perfönliche Berwandt- 
fchafts- oder Shwägerfhaftsverhältnig zwifchen den Concumbenten; 
fehlt diefe einen integrivenden Beftandtheil des Thatbeftandes bildende Vor— 
ausfegung, jo ift eime ftrafbare Handlung gar nicht gegeben. So wird 
ferner zum Thatbeftande des Kindsmords nad Art. 231 nothwendig erfordert, 
daß die im Geburtsafte begriffene oder furz zuvor begriffen geweſene 
Mutter e3 ift, welche das Kind tödtet; erfolgt die Tödtung des Kindes 
durch eine andere Perfon, fo liegt nicht das Verbrechen des Kindsmords, 
fondern das Verbrechen des gewöhnlichen Mords oder Todtſchlags nad) 
Art. 228 und 229 vor. Ebenfo verhält es fi mit den im vierundzwan— 
zigften Hauptſtücke der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs (Art. 364 u. folg.) 
aufgeführten befonderen Reaten der Beamten, öffentlichen Diener ıc.; bei 
allen diefen Reaten ift das perfönliche Verhältniß al8 Beamter oder öf- 
fentliher Diener eine nothwendige Vorbedingung des Thatbeftandes, 
und würde diefelbe Handlung, von einem Andern als einem Beamten oder 
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öffentlichen Diener verübt, nach VBerfchiedenheit der Fälle entweder ein an- 
deres Reat bilden oder ganz ftraflos fein. — 

An der Natur der Sache liegt es, daß eine ftrafbare That, zu deren 
Thatbeftande nach der gefeglichen Begriffsbeftimmung ein gewiſſes perjönliches 
Berhältnig in dem vorbezeichneten Sinne erfordert wird, nur von jolchen 
Perfonen, bei welchen dieſes perfönliche Verhältniß wirklich gegeben ift, 
verübt werden fann. 

Wenn nun aber bei einer ftrafbaren That Thäter, Theilmehmer 
und Begünftiger zugleich vorhanden find, -jo kann es auch vorkommen 
und ift dieß erfahrungsgemäß fehr häufig der Fall, daß ein derartiges per- 
fönliches Verhältnig, welches auf den Thatbeſtand, d. h. auf die rechtliche 
Dualififation der verübten Handlung nach ihrer objectiven Erſcheinung von 
größtem Einfluffe ift, nicht bei allen diefen Perfonen, fondern nur bei Ei- 
nem oder Einigen von ihnen gegeben iſt. In folchen Fällen entjteht jomit 
die Frage, melden Einfluß das in Frage ftehende nur allein. bei dem Thäter 
' oder einem Theilnehmer oder einem Begünftiger der That beftehende perſön— 
liche Berhältnig auf die übrigen Perfonen, bei welchen es nicht beiteht, aus- 
zuiben im Stande ift. 

Aus der im erften Abſatze des Art. 65 enthaltenen Gejegesporfchrift 
ergeben fich im diefer Beziehung die nachftehenden zwei äußerft wichtigen 
Grundfäge: 

A. Die in der Perjon des Thäters beftehenden perfönlihen 
Berhältnifje, welche auf die rehtlihe Qualification der von 
ihm verübten Handlung nach ihrer objektiven Erſcheinung (d. h. 
alfo auf den Thatbeftand diefer Handlung) von Einfluß find, 
äußern ihre Wirfung nicht blos auf den Thäter, fondern aud 
auf jeden Theilnehmer und Begünftiger der That. 

Die Vorſchrift des Gejeges, daß bei Bemefjung der Strafe der Theil- 
nehmer und Begünftiger jenes Strafgefeg zu Grunde zu legen fei, welches 
auf die vom Thäter verübte ftrafbare Handlung (nach ihrer objektiven 
Erjcheinung) anwendbar ift, ift nur eine Folge und praftifche Anwendung 
des eben aufgeftellten Grundjages. Selbftverftändlic müſſen nämlich bei 
Beantwortung der Frage, welches Strafgejeg auf die vom Thäter 
verübte ftrafbare Handlung anwendbar ift, immer auch die in der Perfon 
des Thäters beftehenden perſönlichen Verhältniſſe, welche auf die rechtliche 
Dualification der von demfelben verübten Handlung nad ihrer  objectiven 
Erfcheinung von Einfluß find, in Betracht gezogen werden; ift aber diejes 
der Fall, jo ergibt fi daraus von jelbft, daß das Gefeg, wenn es 
dasjenige Strafgefeg, welches auf die vom Thäter verübte ftrafbare 
Handlung anwendbar ift, für die Bemefjung der Strafbarkeit der Theil 
nehmer und Begünftiger als maßgebend erklärt, damit zugleih den 
Grundfag ausfpriht, daß alle in der Perfon des Thäters befte- 
benden perſönlichen BVerhältniffe, welche auf die rechtliche ualification 
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der verübten Handlung nach. ihrer objektiven Erſcheinung von Einfluß find, 
ihre Wirkung nicht blos auf den Thäter, fondern auch auf jeden Theilnehmer 
und Begünftiger äußern müſſen. — Wenn aljo 3. B. der Nichtbeamte A 
den Beamten B zur Begehung einer Amtsuntreue (Art. 386) anftiftet oder 
ihm dazu Hilfe leiftet, oder wenn er nach vollbrachter Amtsuntreue ſich einer 
Begünftigungshandlung in Beziehung auf diejelbe ſchuldig macht, fo muß 
der A zweifellos als Theilnehmer beziehungsweife Begünftiger der von B 
verübten Amtsuntreue erachtet und beftraft werden; denn das in der 
Perfon des B beftehende Verhältniß eines Beamten ift auf die rechtliche 
Dualification der von ihm verübten Handlung von Einfluß, indem in 
Folge dieſes VBerhältniffeg auf die von B verübte Handlung das Gtraf- 
gejeg über Amtsuntreue anmendbar ift, und muß ſonach das fragliche 
Berhältnig dem Borgefagten zufolge auch auf den Theilnehmer oder 
Begünftiger A feine Wirkung in der Art äußern, daß bei Bemefjung 
feiner Strafbarkeit gleichfalls das Strafgefeg über Amtsuntreue zu Grunde 
gelegt wird, wenn gleich bei ihm das Verhältniß eines Beamten nicht 
befteht und er ſonach für feine Perfon ein Verbrechen der Amtsuntreue 
gar nicht verüben könnte. In ähnlicher Weife muß derjenige, welcher einen 
Vater zur Verübung des Beifchlafs mit feiner Tochter angeftiftet hat, als 
Theilnehmer des Vergehens der Blutſchande (Art. 208), derjenige, welcher 
einem Vormunde dazu behilflich geweſen ift, feine Miindel einem Andern 
zum Zwede der Befriedigung der Gejchlechtsluft zuzuführen, als Theilneh- 
mer de3 Vergehen der Kuppelei (Art. 220), derjenige, welcher die von einer 
Schwangern vorgenommene KindSabtreibung durch Befeitigung der Frühge— 
burt begünftigt hat, al3 Begünftiger einer KindSabtreibung (Art. 243) x. 
beftraft werden; denn in allen diejen Fällen hat das in der Perſon des 
Thäters beftehende perfünliche Verhältnig der Verwandtſchaft, der Vormundſchaft, 
der Schwangerfchaft eine objektive Bedeutung für die rechtliche Qualification 
der verübten Handlung, indem hiev durch dieſes Verhältniß dasjenige 
Strafgefeg beftimmt wird, welches auf die vom Thäter verübte Hand- 
(ung anwendbar, und folgeweife auch für die Bemeſſung der Strafe ber 
Theilnehmer und Begünftiger der That maßgebend ift. 

Daß der im Vorftehenden erörterte gefeglihe Grundjag, daß alle auf 
den Thatbeftand der verübten Handlung Einfluß übenden perfönlichen 
Berhältniffe des Thäters ihre Wirkung auch auf die Theilnehmer und 
Begünftiger der That erſtrecken, vollkommen berechtigt und innerlich be- 
gründet ift, läßt fich nicht im Abrede ftellen, wenn man das Weſen 
der Theilnahme und Begünſtigung gehörig ins Auge faßt. Die Theilnahme 
ſowohl wie die Begünſtigung bildet nämlich ihrer innern Natur nach immer 
ein Acceſſor ium der vom Thäter verübten That; der Theilnehmer hat zu 
der vom Thäter verübten That vorſätzlich angeſtiftet oder‘ Hilfe geleiſtet; 
diefe That, wie ſolche objectiv beſchaffen iſt, wollte er hervorbringen oder 
unterſtützen; und, ebenſo hat auch der Begünſtiger (vorausſetzlich) die vom 
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Thäter verübte That gekannt, und wollte er in Beziehung auf diefe That, 
wie fie objectiv gefchehen ift, nach ihrer Verübung förderlich ſein. 

Demgemäß erfcheint e3 auch nur der Gerechtigkeit entjprechend, wenn 
für die Bemeffung der Strafe der Theilnehmer und Begünftiger der That- 
beftand der vom Thäter verübten That überhaupt als maßgebend 
erachtet wird und fomit diejenigen perfönlichen Berhältnifie des Thäters, 
welche den Thatbeftand der von ihm verübten That beftimmen, auch auf die 
Theilnehmer und Begünftiger ihre Wirkung äußern. — 

Aus der im erften Abſatze des Art. 65 enthaltenen Geſetzesvorſchrift 
ergibt ſich aber auch noch der weitere Grundſatz: 

B. Die in der Perfon eines Theilnehmers oder Begünfti- 
ger8 beftehenden perfönlihen Berhältniffe, welche auf die recht— 
fihe Dualififation der vom Thäter verübten Handlung nad 
ihrer objectiven Erfheinung einen Einfluß auszuüben im 
Stande wären, fönnen weder auf den Thäter und die übrigen 
Theilnehmer und Begünftiger, noh auch (abgeſehen von der 
Strafzumeffung) auf den treffenden Theilnehmer und Be- 
günftiger felbft irgend eine Wirkung äußern. 

Dadurh, daß das Gefeg jenes Strafgefeg, welches auf die vom 
Thäter verübte ftrafbare Handlung anwendbar ift, auch für die Bemefjung 
der Strafe der Theilnehmer und Begünftiger ald maßgebend erklärt, 
ſpricht es zugleich per indirectum aus, daß allen in der Perſon eines 
Theilnehmers oder Begünftigers beftehenden auf den Thatbeftand der ver- 
übten Handlung Einfluß übenden perfönlichen Verhältniffen eine Bedeutung 
bezüglich der Strafbarfeit diefer Handlung überhaupt nicht zufommt. Das 
Gebot des Gefeges, die Strafe der Theilnehmer und Begünftiger nach jenem 
Strafgefege zu bemefjen, welches auf die vom Thäter verübte Handlung 
anwendbar ift, enthält nämlich zugleich ein Verbot in fich, ein anderes als 
das bezeichnete Strafgefeg bei Bemeflung der Strafe der Theilnehmer und 
Begünftiger zu runde zu legen; durch dieſes Verbot ift aber von felbft 
auch die Möglichkeit ausgefchloffen, auf die in der Perfon eines Theilneh- 
mer3 oder Begünftiger beftcehenden befonderen Verhältniſſe, welche von Ein- 
fluß auf den Thatbeftand der vom Thäter verübten That fein würden, jo 
daß diefe That rechtlich anders zu qualificiren und ein anderes Strafgeſetz 
darauf anwendbar wäre, in anderer Weiſe al3- etwa bei der Strafaus- 
meſſung Rüdfiht zu nehmen. 

Segen wir alfo z. B. den Fall, daß der Beamte A zur Entwendung 
von Geldern, welche ihm vermöge feines Dienftverhältnifjes zugänglich find, 
den Nichtbeamten B anftiftet oder ihm hiezu eine Beihilfe leiftet, fo fann 
bier der Beamte A nur als Theilnehmer eines Diebſtahls, feineswegs 
aber wegen Amtsuntreue beftraft werden, da in der von dem Thäter — dem 
Nihtbeamten B — verübten Handlung, zu welcher der A angeftiftet oder Hilfe 
geleiftet hat, nur der Thatbeftand eines Diebftahls enthalten ift, und kann 
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hiebei der Umftand, daß diefelbe Handlung, wenn fie von dem Anftifter be- 
ziehungsweiſe Gehilfen A felbft ausgeführt worden wäre, vermöge des in 
feiner Perfon beftehenden bejonderen Verhältniſſes als Beamter das höhere 
Neat der Amtsuntreue bilden würde, weder auf den Thäter B, noch auf den 
A jelbft eine Wirkung äußern, fondern nur allenfall® bei der Strafzu— 
mefjung des B in Berüdfichtigung gezogen werden. 

Der innere Grund, weshalb nad) dem Willen des Gefeges die in der 
Perjon eines Theilmehmers oder Begünftigers vorhandenen befondern Verhältniffe, 
welche eine andere rechtliche Qualification der vom Thäter verübten Hand» 
lung zu bewirfen im Stande wären, weder auf den Thäter und die übrigen 
Theilnehmer und Begünftiger, noch auch (abgejehen von der Strafzumeflung) 
auf den treffenden Teilnehmer oder Begünftiger jelbjt eine Wirkung äußern 
fönnen, liegt auch bier wieder in dem rein accefforifhen Charafter 
der Theilnahme und Begünftigung zu der vom Thäter verübten That, da 
es doch immer nur die vom Thäter verübte ftrafbare Handlung nad ihrer 
objectiven Erjcheinung ift, welche der Theilmehmer hervorbringen oder unter- 
ftügen, der Begünftiger hinterher fördern mollte. 

2. Die bisher erörterte Vorfchrift des Gefeges, dag bei Bemeffung 
der Strafe der Theilnehmer und Begünftiger immer dasjenige Strafgefet, 
welches auf die vom Thäter verübte That anwendbar ift, zu Grunde gelegt 
werden muß, fann jedoch nur inſoweit, als das Gefe nicht bei einzelnen 
Reaten ausdrüdlich etwas Anderes beftimmt, und vorbehaltlich der Be- 
ftimmungen des Art. 52 Abf. 2 und Art. 69 zur Anwendung kommen. — 
In erfterer Beziehung fett nämlich das Geſetz in der zweiten Abtheilung des 
Geſetzbuchs bei manchen ftrafbaren Handlungen, wie namentlich beim Ber- 
brechen des Kind 3mords, aus befondern Gründen eine Ausnahme von der aufge- 
ftellten Regel feft, worüber das Nähere bei Art. 231 erörtert werden wird. 
In legterer Beziehung verfteht es ſich von felbit, daß die allgemeine Regel 
des Art. 65 Abſ. 1 den Specialbeftimmungen weichen muß, melche ber 
Art. 52 Abf. 2.und der Art. 69 für den Fall enthält, wenn die Abficht 
eines Theilnehmers auf die Herporbringung oder Unterftügung einer andern 
al3 der vom Thäter verübten That gerichtet war, oder wenn ein Theilnehmer 
oder Begünftiger ein in der Perfon des Thäters beftehendes befonderes Ver- 
hältniß, welches auf den Thatbeftand der vom Thäter verübten Handlung 
von Einfluß ift, nicht gefannt hat. Man vergl. in diefer Beziehung das oben 
©. 247 Gefagte, fowie die Erläuterung des fpäter folgenden Art. 69. — 

3. Die Vorschrift des Art. 65 Abſ. 1 zeigt am deutlichiten, von 
welch’ äußerft wichtigen practifchen Folgen es in vielen Fällen ift, daß die 
Frage, ob Jemand felbft als Thäter oder ob er nur al8 Theilnehmer der 
von einem Andern verübten That erfcheint, richtig gelöft wird. Setzen wir 
3. B. den Fall, daß der Poftbeamte A fich des ganz unzurehnungsfähigen B 
bedient, um die unbefugte Deffnung eines der Poft anvertrauten Briefes zu 
bewirken. Hier erfcheint nach der oben ©. 230 gegebenen Erläuterung der 
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A felbft ala Thäter der verübten ſtrafbaren Handlung, und bildet dieſe Hand- 
fung mit Rückſicht auf das perfünliche Verhältniß des A als Poftbeamter 
das Vergehen der Verlegung des Poftgeheimniffes nad) Art. 387, welches 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre und falls Jemand durch die Handlung 
benachtheiligt wurde, mit Gefängniß von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
beftraft wird. Wollte man dagegen hier ivriger Weife den B als Thäter und 
den A nur als Anftifter, d. h. alfo als Theilnehmer der von B verübten 
Handlung betradhten, jo käme man zu einem ganz anderen Refultate. Die 
von B ohne die Abficht, einem Andern zu ſchaden oder fich oder einem An- 
bern einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, vorgenommene unbefugte 
Deffnung des fremden Briefes würde fich nämlich als eine Uebertretung 
der Berlegung fremder Geheimnifje nad) Art. 337 Abſ. 3 darftellen, welches 
Reat blos mit Geld bis zu fünfzig Gulden oder mit Arreft bis zu vierzehn 
Zagen zu beftrafen, und nebftdem nach Vorfehrift des Art. 341 nicht ‘von Amts- 
wegen, fondern nur auf Antrag des Berlegten zu verfolgen ift; fomit könnte 
bier der A in Folge des Umftandes, daß er unrichtiger Weife nicht jelbft 
al8 Thäter fondern nur als Anftifter der von B verübten Handlung erachtet 
würde, in Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 65 Abſ. 1 nicht wegen Ver— 
gehens der Berlegung des Poftgeheimniffes nah Art. 387 fondern blos 
wegen Theilnahme an der Uebertretung der Verlegung fremder Geheimniffe 
nah Art. 337 Abſ. 3 und auch diefes nur im Falle erfolgter Antragftellung 
auf gerichtliche Verfolgung der That beftraft werden, wogegen der B megen 
Unzurehnungsfähigfeit unter allen Umftänden ftraflos bleiben muß. Einige 
weitere Beifpiele, durch welche die Wichtigkeit einer richtigen Beantwortung 
ber Frage, wer im jedem einzelnen Falle als der wirkliche Thäter erfcheint, 
noch mehr in das Licht geftellt wird, wurden bereitS oben auf ©. 230 an- 
geführt. = 


Wie bereit8 oben bei Art. 52 auf ©. 232 erwähnt wurde, kann eine 
firafbare That auch von mehreren Perfonen in der Art verübt werden, 
daß jede derfelben ala Thäter beziehungsmeife Mitthäter erjceint. 
Wenn in einem folhen Falle die verübte Handlung wegen befonderer auf 
ihre rechtliche Oualification Einfluß übender Verhältnifie, welche in der Per- 
fon des einen Mitthäter8 beftehen, bei den andern aber nicht gegeben find, 
ſich nicht als daſſelbe Reat für ſämmtliche Mitthäter darftellt und demge— 
- mäß auf die verübte Handlung verſchiedene Strafgeſetze anwendbar fein 
würden, fo fragt es fich, nach welchem der verfchiedenen auf die verübte 
Handlung anwendbaren Strafgefege die Strafe der einzelnen Mitthäter jo 
wohl, wie auch der allenfallfigen Theilnehmer und Begünftiger der That zu 
bemeſſen ift. 

Der zweite Abfag des vorftehenden Artikels entfcheidet diefe Frage da⸗ 
hin, daß in einem ſolchen Falle jenes Strafgeſetz, nach welchem die 
That als die ſchwerere erſcheint, bei ſämmtlichen Thätern, 
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Theilnehmern und Begünftigern zu Grunde zu legen ift; denn 
wenn fich das Gejeg der Worte „bei fämmtlihen Mitfhuldigen und 
Begünftigern“ bedient, jo faßt es hier offenbar die Thäter und Theil 
nehmer unter der Collectivbezeihnung „Mitjchuldige” zufammen. 

Segen wir alfo 3. B. den Fall, daß der Beamte A und der Nicht- 
beamte B fich mit einander verbinden, ein gerichtliches Teſtament, melches 
dem A vermöge feines Dienfte8 anvertraut ift, zu fälfchen, um fich hiedurch 
einen rechtswidrigen VBortheil zu verfchaffen, und die That unter Beihilfe des 
C gemeinſam miteinander ausführen. Diefe That bildet abgejehen von dem 
zugleih darin enthaltenen vollendeten oder verfuchten Betruge für den Mit: 
thäter A mit Rückſicht darauf, daß derfelbe Beamter ift und die Fälfhung 
eine Urfunde zum Gegenftande hatte, welche ihm vermöge feines Amtes zu- 
gänglich war, das mit Zuchthaus bis zu zwölf Jahren bedrohte Verbrechen 
des Mißbrauchs des Amtes zur Fälfhung von Urkunden nad Art. 371 
Abi. 2; bezüglich des Mitthäters B dagegen charakterifirt fich diefe That, 
da bei ihm die in der Perfon des A beftehenden bejondern Verhältniſſe 
nicht gegeben find, al3 das mit Gefängniß nicht umter einem Monate und 
nebftdem facultativ mit Geldftrafe bis zu taufend Gulden bedrohte Vergehen 
der Fälſchung einer öffentlichen Urkunde nad Art. 176 und 178 Abf. 2. 
Daß in dem voraufgeführten Falle der A eines Verbrechens des Mißbrauchs 
des Amtes zur Fälfhung einer Urkunde (als Thäter) für ſchuldig zu erachten 
und demgemäß zu beftrafen ift, liegt ohnehin in der Natur der Sache. 
Ebenfo kann hier der C ohne Ungerechtigkeit als Theilnehmer des bezeichneten 
Verbrechens betrachtet und beftraft werden, da derfelbe auch die Abſicht, an 
der von dem A verübten ihm vorausjeglih nah allen ihren gejeglichen 
Mertmalen wohl befannten ftrafbaren Handlung Theil zu nehmen, gehabt 
und zur Entftehung diefer That thatſächlich mitgewirkt hat. Was aber 
den B anlangt, fo erjcheint es mit Rüdficht darauf, daß die That, welche 
derfelbe hervorbringen wollte und in Gemeinſchaft mit dem A wirklich aus- 
geführt hat, nach ihrer objektiven Befchaffenheit fich nicht blos als das Ver— 
gehen der Urfundenfäljchung, fondern wegen der perfönlichen Beziehungen 
des A auh noch als das höhere Neat des Verbrechens des Miß— 
brauchs des Amtes zur Fälfhung von Urkunden charakterifirt, gleichfalls nur 
als eine Forderung der Gerechtigkeit, daß er als Mitthäter des bezeich- 
neten Berbrehens behandelt und beftraft wird. 


III. 


Im letzten Abſatze des Art. 65 ſpricht das Geſetz den Grundſatz aus, 
daß die nur in der Perſon eines einzelnen Thäters, Theilnehmers oder 
Begünſtigers beſtehenden beſondern Gründe, welche die Strafbarkeit er- 
böhen, mildern, ausfhließen oder tilgen, bei Beurtheilung der 
Strafbarteit der Uebrigen weder zum Vortheile noh zum Nach— 
theile derfelben in Betracht gezogen werden follen, 


) 
N) 
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Es gibt nämlich eine Reihe von perfönlichen Berhältniffen, melche 


‘feine objective Bedeutung in dem oben sub Ziff. I. angegebenen Sinne, fon- 


dern nur eine rein fubjeftive Bedeutung haben, indem fie den That- 
beftand, die objektive Bejchaffenheit der verübten That in feiner Weife be- 
rühren, dagegen aber auf die ſubjektive Strafbarfeit desjenigen Indi— 
piduums, in deſſen Perfon fie vorhanden find, unter Umftänden einen großen 
Einfluß ausüben. 

Zu den perfönlichen Verhältniſſen diefer Art gehören vor Allem die 
gejeglihen Ausſchließungsgründe der Strafbarfeit, wie 3. B. Irrthum 
(Art. 69), Befehl (Art. 71), die Eigenfchaft als Ausländer, infoweit diefelbe 
nach Vorſchrift des Art. 12 einer Beftrafung entgegenfteht; ſodann die ge— 
jeglichen Tilgungsgründe der Strafbarfeit wie 3. B. der Tod eines 
Schuldigen (Art. 91), die Verjährung (Art. 92); endlich diejenigen Gründe, 
welche die Strafbarkeit erhöhen, im welcher Beziehung bei manchen Reaten 
wie bei der Kindsabtreibung (Art. 244), beim Raube (Art. 301 Abi. 4) 
u. f. w., namentlich der Rückfall und Zuſammenfluß von befonderer Bedeu— 
tung find, oder welche die Strafbarfeit mildern, wie 3. B. die gemtinderte 
Zurehnungsfähigkeit (Art. 69), die Jugend (Art. 77) u. dgl. Die ſämmt— 
lichen voraufgeführten Kategorien von befondern Berhältnifien und Beziehungen 
tragen umperfennbar nur einen perjönlichen Charakter an fih, und er- 
fcheint es deßhalb durch die Gerechtigkeit felbft unabmeislich geboten, daß 
diefelben auch nur auf die Perfon Desjenigen, bei welchem fie gegeben 
find, die im Gefege begründete Wirkung äußern. Wenn aljo 3. B. eine 
Brandftiftung, welche objectiv da8 im Art. 347 vorgefehene Verbrechen 
der Branditiftung bildet, von einem jungen Menfchen begangen wird, welcher 
zur Zeit der Verübung der That erſt zwölf Jahre alt geweſen ift, jo kann 
demjelben megen des in feiner Perfon beftehenden Berhältnifjes der Jugend 
die verübte That nad) Maßgabe der Beftimmungen der Art. 76 und 77 
des Geſetzbuchs, wenn ihm die zur Unterfcheidung der Strafbarfeit feiner 
Handlung erforderliche Ausbildung gefehlt hat, gar nicht, wenn er aber 
der Zurechnung fähig erfannt wird, nur als Bergehen zugerechnet werden; 
demungeachtet muß aber hier in dem Falle, wenn der jugendliche Mifjethäter 
von einem Andern, bei welchen das die Strafbarfeit ausfchließende oder we— 
nigſtens mildernde Verhältniß der Jugend nicht gegeben ift, zur Verübung der 
Brandftiftung angeftiftet oder bei deren Ausführung unterftügt wurde, der 
Letztere eines Verbrechens der Bramdftiftung für fchuldig erklärt und mit 
der für diefe That gedrohten Strafe beftraft werden. In ähnlicher Weife 
fann es bei der Mitwirkung mehrerer Perjonen zur VBerübung eines Diebitahls, 
welcher ſich nach feiner objectiven Bejchaffenheit als ein Vergehen des 


‚ Diebftahls nad Art. 282 charafterifirt, der Fall fein, daß bei dem einen 


oder dem andern Mitfchuldigen, weil er rüdfällig ift, die That ein Ver— 
brechen des Diebftahls nach Art. 276 des Gefegbuchs bildet; trotz dieſes 
Umftandes können aber hier die übrigen Mitfchuldigen nur wegen Ver— 
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gehenS des Diebftahls beftvaft werden, und wäre es die größte Un- 
gerehtigfeit, wenn man den in der Perfon eines einzelnen Mitfchuldigen 
vorhandenen Straferhöhungsgrund des Rückfalls, welcher den objektiven 
Thatbeftand des verübten Diebſtahls gar nicht berührt, auch den übrigen 
Zhätern oder Theilnehmern zurehnen und diefelben gleichfalls eines Ver— 
brechens des Diebjtahls für ſchuldig erachten wollte u. dgl. mehr, 


LY, 


Aus dem Zufammenhalte der im erften und dritten Abſatze des Art. 65 
enthaltenen gejeglichen Beſtimmungen ergibt ſich mit voller Klarheit, welch 
großen Unterſchied es macht, ob in der zweiten Abtheilung des Gejegbuchs 
bei jenen Reaten, bei welchen das Geſetz ein gewiſſes perfönliches Verhält— 
niß befonders in Betracht zieht, dieſem perjönlichen Verhältniſſe nach dem 
Willen des Gefeges eine objektive Bedentung zufommt, fo daß im Falle 
Vorhandenfeins defjelben objektiv ein anderes Reat mit eigenem That- 


beftande vorliegt, oder ob das Gefeg dem in Frage ftehenden perfün- | 
lichen Verhältniſſe blos eine jubjeftive Bedeutung beilegt, indem «8 


hierin Lediglich einen befonder8 wichtigen und deshalb in außerordentlicher 


Weife zu berüdjichtigenden Erhöhungs- oder Milderungsgrund der 


Strafbarkeit erblidt. Im erfteren Falle äußert ein folches perjönliches Ver— 


hältniß nad) der oben sub Ziff. 1 gegebenen Ausführung, wenn es auch nur | 


in der Perjon des Thäters allein befteht, jeine Wirkung dennoch auf alle 
Theilnehmer und Begünftiger der That, wogegen dafjelbe dann, wenn es in 
der Perfon des Thäters nicht gegeben ift, wohl aber bei einem Theilnehmer 
oder Begünftiger fich vorfindet, nicht einmal auf den treffenden Theilnehmer 
oder DBegünftiger jelbit (abgefehen von der Strafzumefjung) einen Einfluß 
auszuüben vermag. Im legteren Falle dagegen äußert das perfönliche Ver- 
hältniß, nad) der eben gegebenen Erörterung feine Wirkung immer ausjchließ- 
lich auf Denjenigen, in deſſen Perjon es befteht, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, ob er Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger der That ift. So 
hebt 3. B. das Gejeg beim Zodtjchlage (Art. 230) und bei der Körperver- 
letzung (Art. 236 und 237 Abſ. 2) das perfünliche Verhältniß des Descen- 
denten zu den Ascendenten befonders hervor. Allein dieß gefchieht nicht im 
der Urt, daß es den Todtjchlag und die Körperverlegung an Ascendenten 
für ein eigenes Reat mit jelbftftändigem Thatbeftande erklärt; vielmehr faßt 
das Gefeg das perjünlihe Verhältniß des Defcendenten gegenüber dem 
Ascendenten lediglich als einen ganz bejonders zu berüdfichtigenden fub- 
jeftiven Erhöhungsgrund der Strafbarfeit auf, und bedroht es 
deshalb die beiden angeführten Reate, wenn fie von einem Defcendenten an 
einem Ascendenten verübt werden, mit einer höheren al8 der gewöhnlichen 
Strafe. Bildet aber dem Vorgefagten zufolge das perjönliche Verhältniß 
des Defcendenten zum Ascendenten beim Zodtjchlage und der Körperverlegung 
nach der Auffaffung des Geſetzes nur einen ſubjektiven Erhöhungsgrund der 
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Strafbarfeit, fo ‚folgt daraus von felbft, daß hier die Vorfchrift des 
dritten Abſatzes des vorftehenden Artikels zur Anwendung kommen muß, 
d. h. mit andern Worten, daß in dem Falle, wenn bei einem Todtſchlage 
oder einer Körperverlegung mehrere Thäter oder außer dem Thäter auch 
Theilnehmer und Begünftiger vorhanden find und der Getödtete beziehungs- 
weile Mißhandelte der Ascendent eines Thäters, Theilnehmers oder Begün— 
ftigerd der That ift, mohl bei der Beftrafung diejes Thäters, Theilnehmers 
oder Begünftiger8 die höhere Strafe des Art. 230 beziehungsmeie des 
Art. 236 und 237 Abſ. 2 zu Grunde gelegt werden muß, dagegen aber 
für die Beftrafung aller übrigen Betheiligten, bei welchen das bezeichnete 
perfönliche Verhältniß nicht befteht, die gewöhnliche Strafe des Todtſchlags 
beziehungsmweife der Körperverlegung maßgebend ift. — So zieht ferner das 
Geſetz bei der Tödtung eines Kindes von Seiten der Mutter das perfönliche 
Berhältniß, in welchem fi die Mutter während oder gleich nach der Geburt 
befindet, im Art. 231 befonders in Betracht. Dieſem perfönlichen Verhält- 
niffe legt aber das Gefe nicht, wie dieß in den vorher angeführten Bei- 
fpielen der Fall iſt, eine blos jubjeftive, jondern vielmehr eine objektive 
Bedeutung bei; denn dafjelbe bejchränft jich nicht darauf, für die während 
oder gleich nach der Geburt erfolgte Tödtung des Kindes durch die Mutter 
eine mildere Strafbeftinmung wie für den gewöhnlichen Mord oder Todt- 
ſchlag aufzuftellen, jondern es erflärt vielmehr diefe Tödtung als ein eigenes 
von dem Morde und Todtjchlage verjchiedenes Reat mit einem jelbit- 
ftändigen Thatbeftande, nämlich als das Verbrechen des Kinds— 
mords. Demzufolge wäre aljo hier in Gemäßheit des im Art. 65 Abf. 1 
ausgefprochenen allgemeinen Grundſatzes die Strafe der Theilnehmer eines 
Kindsmord3 eigentlich nicht nach dem ftrengeren Strafgefege über Mord und 
Todtſchlag, jondern nach jenem über den Kindsmord zu bemefien. Da nun 
aber der Gefeßgeber es beim Kindsmorde aus bejondern bei Art. 231 zu er- 
Örternden Gründen nicht für angemefjen erachtet, die mildere Strafe des 
Kindsmords auch bei den Theilmehmern diefes Reates, bei welchen das bei 
der gebärenden Mutter vorhandene bejondere Verhältnig ſelbſtverſtändlich 
nicht gegeben ift, eintreten zu lafjen, jo mußte eine jpecielle Beftimmung, 
wodurch die Anwendbarkeit des im Art. 65 Abj. 1 aufgeftellten gefeglichen 
Grundfages über die Beftrafung der Theilnehmer bei dem Kindsmorde aus— 
geſchloſſen wird, in das Gefeg aufgenommen werden, und ift deshalb im 
zweiten Abſatze des Art. 231 ausdrücklich vorgejchrieben, daß gegen andere 
Perfonen, melche an der Tödtung des Kindes Theil genommen haben, 
die Beftimmungen iiber Theilnahme an einem Morde oder Todtſchlage zur 
Anwendung zu fommen haben. 


Die allgemeinen Grundfäge, welche der vorftehende Artikel hinfichtlich 
der Beurtheilung der Strafbarfeit der Theilnehmer und Begünftiger aufſtellt, 
müffen auch in den in den Art. 56 und 57 angeführten Fällen einer jelbit- 
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ftändig ftrafbaren Anftiftung, jo wie bei der unterlaffenen Verhinderung 
ftrafbarer Handlungen (Art. 62 und 63) und bei der unterlaffenen Ans 
zeige begangener Verbrechen und Vergehen (Art. 64) Anwendung finden. Wenn 
nämlich auch im vorftehenden Artifel nur von Theilnehmern und Be— 
günftigern die Rede ift, und die voraufgeführten Reate nad) Maßgabe diefes 
Geſetzbuchs eine Theilnahme oder Begünftigung im ftrengen Sinne des 
Wortes allerdings nicht begründen, fo ift doch aus der Weberjchrift des 
fünften Hauptftüds deutlich zu entnehmen, daß das Geſetz unter Theilnahme 
und Begünftigung im weiteren Sinne auch die bezeichneten Reate begreift, 
Daß aber, hier die Worte „Iheilnehmer und Begünftiger” in diefem weite- 
ven Sinne gebraucht find, wird ſchon durch die äußere Stellung klar aus— 
gedrückt, welche das Geſetz dem vorftehenden Artikel am Schlufje des von 
der Theilnahme und Begünftigung handelnden Hauptftiif3 gegeben Hat; und 
e3 läßt fich dieß bei dem innern Zufammenhange, in welchem die felbftftän- 
dig ftrafbare Anftiftung umd die unterlaffene Verhinderung ftrafbarer Hand- 
lungen mit der Theilnahme, die unterlaffene Anzeige begangener ftrafbarer 
Handlungen aber mit der VBegünftigung fteht, um fo weniger bezweifeln, da 
nirgends ein Grund zu erfehen wäre, meshalb die hier aufgeftellten allge- 
meinen Grundſätze bei diefen Reaten nicht in gleicher Weife wie bei der 
eigentlichen Theilnahme und Begünftigung zur Anwendung kommen follten. 


Art. 66. 


Sind bei einer ftrafbaren Handlung mehrere Thäter oder Theil- 
nehmer vorhanden, jo haften jümmtliche für Schadenserfag und Koſten 
unter folidarifcher Verbindlichkeit. 


Gefeßg. Ausih. Verb.” der Abg. K. von 1856/58 Bd. I. ©. 61; Entw. von 
1860 Art. 67; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. S. 136, 
Abth. UI. ©. 12; der Reiher. K. Prot. Bd. I. ©. 46. 


Bon den beiden im vorftehenden Artikel entjchiedenen Fragen, in wel- 
cher Weife im Falle Zuſammenwirkens wehrerer Perjonen bei Verübung 
einer ftrafbaren That die Einzelnen für Schadenserjag einerſeits und für 
die Koften der Unterfuchung andererjeit haftbar find, ift zwar ftrenge ge— 
nommen die erftere civilrechtlicher und die legtere ftrafprocefjualer Natur; 
da jedoch in der Pfalz nach der dort beftehenden Geſetzgebung dieje beiden 
Fragen nicht im Civilgefegbuche beziehungsweife im Geſetzbuche über das 
Strafverfahren, fondern in dem bisherigen Strafgejegbudhe (Art. 55 des 
Code p6nal) behandelt find, jo erſchien es zur Vermeidung der Lücke, welche 
außerdem in der Pfalz mit dem Wegfallen des bisherigen Strafgeſetzbuchs 
in der angegebenen Beziehung entftehen würde, unumgänglid nothwendig, 
eine Beftimmung hierüber in das neue Strafgejegbud; aufzunehmen. — 
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1. Die Vorfchrift, daß in dem Falle, wenn bei einer ftrafbaren 
Handlung mehrere Thäter oder Theilnehmer vorhanden find, fämmtliche für 
Schadenserjag unter ſolidariſcher Berbindlichfeit haften, findet ſich 
gleihmäßig nicht nur im gemeinen Rechte, jondern auch faft in allen Bar: 
titulargefeggebungen vor. Da nämlich in dem vorausgejegten Falle die 
ftrafbare Handlung nur durh das Zuſammenwirken ſämmtlicher Mitjchul- 
digen zu Stande gefommen ift und demgemäß Jeder derjelben die Entſtehung 
diefer Handlung verjchuldet hat, jo entjpricht es auch nur den Anforderun- 
gen der Gerechtigfeit, daß Jeder von ihnen die Folgen der Handlung zu 
vertreten und aljo für den dadurch veranlaßten Schaden folidarifch, zu haften 
bat. — Was aber von dem Schadenserfage gilt, muß in gleicher Weife 
auch von den Kojten der Unterfuchung gelten. Denn die Unterfuchungs- 
foften find im Grunde genommen nicht3 Anderes als ein dem Staate durch 
die PVerübung der jtrafbaren Handlung zugefügter Schaden, indem der— 
jenige, welcher eine ftrafbare Handlung verübt, den Staat dadurch nöthigt, 
eine Unterfuhung einzuleiten und die mit der Unterfuhung verbundenen 
Auslagen zu machen; deshalb erjcheint es vollfommen gerechtfertigt, dag das 
Geſetz die folidarifche Verbindlichkeit der mehreren Thäter und Theilnehmer 
einer ftrafbaren Handlung für den Schadenserjag auch auf die Unterfuchungs- 
foften ausgedehnt hat. — Eine jolidarifche Verbindlichkeit der mehreren 
Thäter oder Theilnehmer einer jtrafbaren Handlung bezüglich der Geld- 
ftrafen, zu welchen fie verurtheilt werden, befteht dagegen im feiner Weife, 
und würde fi) auch eine jolidariihe Haftbarfeit in dieſer Beziehung um 
desmwillen als durchaus unzuläffig darftellen, weil es ein unverrüdbarer 
Grundſatz des Strafrechts ift, daß die Strafe immer nur den Schuldi- 
gen jelbit treffen darf. — 

2. Das Gejeg erflärt nur die mehreren Thäter und Theilneh- 
mer, nicht aber aud) die Begünftiger der ftrafbaren Handlung fiir Schadens- 
erſatz und Koften folidarifch haftbar; daraus folgt von felbft, daß die Be— 
glinftiger immer nur in joweit zur Yeiftung von Schadenserfaß und Tragung 
der Unterfuchungsfoften verbunden find, als die vorgenommene Begünftigungs- 
handlung einen Schaden und Koften verurfaht hat. Der Begünftiger tritt 
nämlich immer erſt nach begangener That in eine Beziehung zu derfelben; 
er trägt alfo in feiner Weife eine Schuld an der Entſtehung der ftrafbaren 
Handlung, und wäre. e8 deshalb eine offenbare Ungerechtigkeit, wenn man 
denjelben gleichfalls für die Folgen dieſer Handlung folidarifch verantwortlich 
machen wollte. 

3. Die Beltimmung des vorjtehenden Artifel® muß zweifellos auch 
auf Beamte umd öffentliche Diener, welche mit Verlegung ihrer Dienftes- 
pfliht die Berhinderung einer ftrafbaren Handlung unterlafjen, Anwendung 
finden, da diejelben nad) der Anfchauung Des Gejeges fich einer Theil- 
nahme an der verübten Handlung jehuldig machen und nach Vorſchrift des 
Art. 63 als Theilmehmer beftraft werden müſſen. — Dagegen erfcheint auf 
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andere Perfonen, welche wegen unterlafjener Verhinderung ftrafbarer Hand- 
(ungen nah Art. 62 zu beftrafen find, und ingleichen auch auf Beamte und 
öffentliche Diener, welche wegen ımnterlaffener Anzeige eines Verbrechens oder 
Bergehens unter die Strafbeftimmung des Art. 64 fallen, die Beſtimmung 
des vorftehenden Artifeld nicht anwendbar, da fowohl die unterlaſſene Ber- 
binderung ftrafbarer Handlungen nad) Art. 62 wie auch die unterlaffene 
Anzeige nach Art. 64 vom Gefete nicht unter den Gefichtspunft einer Theil- 
nahme an der verübten That geftellt ift, jondern vielmehr, wie dieß nament- 
lich die für die beiden voraufgefüihrten Neate gedrohte Strafe deutlich zu erfen- 
nen gibt, nur als eine Art von Begünftigung aufgefaßt wird. — 

4. Durch die Beftimmung des vorjtehenden Artifels wird die Frage, 
wer zur Feitfegung und Zuerkennung des zu leiftenden Schadenserſatzes zu— 
ftändig ift, micht berührt und alſo im diefer Beziehung in feiner Weife 
Etwas an den beftehenden Competenzverhältniffen geändert; dieß folgt nicht 
allein aus dem Wortlaute des Geſetzes felbft, jondern auch aus dem im 
Eingang angeführten Grunde, welcher die Aufnahme der eigentlich civilrecht— 
lichen Beitimmung über den Schadenserjag in das Strafgefegbuch veranlaßt hat. 


Sechſtes Hauptſtück. 
Gründe, welche die Strafbarkeit ausſchließen oder mildern. 


Art. 67. 


Tagan ER Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn 
„goteit, Urebeite dem Handelnden zur Zeit der That wegen Blodjinnes, 
— Wahnſinnes, Raſerei, höchſten Grades der Betrunkenheit 
oder aus ähnlichen Urſachen die Fähigkeit der Selbſtbe— 
ſtimmung oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der 

That nöthige Urtheilskraft gänzlich gemangelt hat. 
Gleiches gilt in dem Falle, wenn zur Zeit der That 
die Freiheit der Willensbeſtimmung des Handelnden durch 
Gewalt oder Drohung gegen ihn oder einen ſeiner in 
Art. 61 genannten Angehörigen oder durch Nothſtand aus— 

geichloffen war. 

Gntw. von 1855 Art. 56, 58 und 62; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber 
Abg. K. Bo. 1. S. 47, 48, 54, 196, 200, 229, der Reihsr. K. Beil. Bd. ©. 121, 
131, Brot. Bd. ©. er 262, Entw. von 1860 Art. 68; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 


1860/61 be der Abg. K. Abth. iR S. 136, Abtb. II. ©. 12, der Reider. K. Brot. 
Bb 46. 


Hocheder, Strafgeſetzbuch. L Br. 21 


” 
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Die Grundlage des Strafrechts ift nad der umbeftrittenen Lehre der 
Wiſſenſchaft die Freiheit des menfchlihen Willens. Daraus folgt von felbft, 
daß Demjenigen, welcher eine objeftiv ftrafbare Handlung begeht, diefe Hand- 
lung nur dann zur Schuld zugerechnet werden kann, wenn er überhaupt fähig 
ift, mit Willführ, d.h. nad) freier Wahl ſich felbt für das Gute oder Böje 
zu bejtimmen; denn mur in diefem Falle erfcheint die gefegte Handlung als 
das Produft feines freien Willens. Die Möglichkeit, mit Willführ 
fih jelbft für das Gute oder Böſe zu bejtimmen, begründet demnach die 
Zurehnungsfähigfeit, und diefe ijt die abfolute fubjeftive Bedingung 
einer ftrafbaren Handlung; von einem Unzurehnungsfähigen kann wohl eine 
den Strafgefegen äußerlich (objektiv) zumwiderlaufende, niemals aber eine (fub- 
jeftiv) ftrafbare Handlung begangen werden. Wiewohl nun die Zured- 
nungsfähigfeit mit Rückſicht auf Die Beichaffenheit der menfchlichen Natur 
die Regel bildet, fo kann diefelbe doc) auch aus befonderen Gründen bei 
dem Handelnden zur Zeit der That ausgejchlofjen gewejen fein. Und zwar 
fann der Grund der Ausſchließung entweder 

A in der Perfon des Handelnden jelbft liegen, oder 

B außerhalb der Perjon defjelben gegeben fein. 

ad A. 

Bon den in der Perſon des Handelnden ſelbſt liegenden Aus- 
Ihliegungsgründen der Zurechnungsfähigfeit handelt der erjte Abjag des vor- 
ftehenden Artifele. Das Gefeß ftellt in diefer Beziehung den allgemeinen 
Grundfag auf, daß eine ftrafbare Handlung nicht vorhanden ift, wenn dem 
Handelnden zur Zeit der That die Fähigkeit der Selbſtbeſtim— 
mungoder die zur Erfenntniß der Strafbarfeit der That nöthige 
Urtheilsfraft gänzlich gemangelt hat, und führt es dabei beifpiels- 
weije als ſolche Zuftände, melche die bezeichnete Wirkung hervorzubringen 
im Stande find, den Blödfinn, den Wahnfinn, die Raferei und den höchſten 
Grad der Betrunfenheit auf; denn daß diefe Aufzählung eine blos erempli- 
ficative, und im feiner Weife eine erjchöpfende fein joll, ergibt fih mit vollfter 
Evidenz aus dem im Gejeße gemachten Zufage „oder aus ähnlichen Ur- 
ſachen.“ 

Dieſes Verfahren des Geſetzes bei der Behandlung der in der Perſon 
des Handelnden gelegenen Ausſchließungsgründe der Zurechnungsfähigkeit iſt 
durch die Natur der Verhältniſſe geboten. Die Claſſifikation und Benennung 
derjenigen Seelenzuftände, melde die Zurechnungsfähigfeit völlig aufheben, 
ift nämlich dur die Wiffenfchaft feineswegs fefigeftellt, fondern es bejtehen 
hierüber unter den Medicinern immer noch jehr viele Streitfragen. Unter 
diefen Umftänden erfcheint eine erjchöpfende Aufzählung aller hieher gehörigen 
Seelenzuftände einerfeitS gar nicht möglih, und muß fich vielmehr der Ge— 
jeggeber darauf befchränfen, im Principe feitzuftellen, mie der Seelenzu- 
ftand des Handelnden bejchaffen jein müfje, um eine Ausfchließung der 
Zurehnungsfähigfeit bewirken zu fönnen, und hiebei zum befjeren VBerftänd- 
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nifje beiſpielsweiſe einige von denjenigen Seelenzuftänden, bezüglich deren es 
ganz unbeftritten ift, daß fie die Zurechnungsfähigfeit aufzuheben im Stande 
find, bejonders namhaft zu machen; andererfeitS ift aber auch eine jold. 
erihöpfende Aufzählung in feiner Weife nothwendig, da das im Geſetze auf- 
geftellte allgemeine Prinzip die über die Thatfrage urtheilenden Geſchwornen 
und Richter in den Stand fest, im jedem fonfreten Falle unter Berüdfich- 
tigung der abgegebenen ärztlichen Gutachten jelbft ermefjen zu können, ob 
der Seelenzuftand des Handelnden die zur Ausjhliegung der Zurechnungs- 
fähigfeit erforderlichen Merkmale an ſich trägt oder nicht. — Im Einzelnen 
ift hier Folgendes zu bemerken: 

1. Das Geſetz erklärt als Ausichliegungsgrund der Zurechnungsfähig- 
feit vorerft den gänzlihen Mangel der Fähigfeit der Selbftbe- 
ftimmung. Bon jelbft verfteht es fich, daß das Gefeg, wenn e8 von dem 
Mangel der Selbjtbeftinnmungsfähigfeit jpricht, hierunter den Mangel der 
Fähigkeit, nah freier Wahl, mit Willführ jich ſelbſt zu beftimmen, im 
Sinne hat; denn Derjenige, welchem die Freiheit der Wahl bei feinem Han— 
dein abgeht, wird im Gebiete des Strafrecht überhaupt nicht als hand- 
lungsfähig betrachtet. Der völlig Blödjinnige, der Wahnfinnige u. dgl. hat 
zwar auch einen Willen, und befigt er aljo an jich genommen die Fähigfeit, 
fich felbft zu beftimmen; allein er erfcheint demungeachtet al3 unzurechnungs- 
fähig, mweil er feinen freien Willen hat, jondern fein Handeln unter dem 
Banne der Naturnothwendigfeit fteht. — 

Weiter erflärt das Geſetz auch noch den gänzliden Mangel der 
zur Erfenntniß der Strafbarfeit der That nöthigen Urtheils- 
kraft als Ausjhließungsgrund der Zurechnungsfähigkeit. Diefer Ausſchließ— 
ungsgrund ift im Grunde genommen in dem zuerft angeführten ſchon enthal- 
ten; denn wer in der menjchlihen Entwidlungsftufe jo tief fteht, daß er das 
Öute von dem Böfen nicht zu unterjcheiden vermag, dem it, wenn ihm 
auch der Wille überhaupt nicht abgeſprochen werden kann, doch die freie 
ſich ſelbſt bewußte Wahl zwifchen dem Guten und Böfen ganz und gar 
benommen, und erjcheint ein Solcher aljo vom ftrafrehtligen Standpunfte 
aus gleichfalld völlig unfähig, ſich jelbjt zu beſtimmen. 

In der Natur der Sache liegt es, daß bei Würdigung der Frage, ob 
dem Handelnden ein Ausfchliegungsgrund der Zurechnungsfähigfeit zur Seite 
fteht, immer nur der Seelenzuſtand defjelben zur Zeit der That, d. h. 
in demjenigen Zeitpunfte, in welchem er die ihm zur Yaft liegende verbreche- 
rifhe Handlung vorgenommen hat, maßgebend fein Fann, wie dieß auch das 
Geſetz ausdrücklich ausſpricht. Hienach kommt es alfo z. B. bei der Theile 
nahme durch Anftiftung auf denjenigen Zeitpunft an, in welchem die vor- 
jäglihe Einwirkung auf den Willen des Angeftifteten ftattgefunden hat, wie— 
wohl bier die erfolgte Anftiftung den Charakter der Strafbarfeit erft im 
jenem Momente annimmt, in welchem der Angeftifiete die ftrafbare That 
ausgeführt, beziehungsweife auszuführen verjucht hat; und in ähnlicher Weife 
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iſt auch bei der Teilnahme durch eine vor Berübung der That geleiftete 
Beihilfe ftetS der Zeitpunkt der gefchehenen Hilfeleiftung entjcheidend. 

2. Was die einzelnen Seelenzuftände anlangt, welche in Folge gänz- 
lichen Mangels der Fähigfeit der Selbjtbeftimmung beziehungsweife der zur 
Erfenntnig der Strafbarfeit der Handlung nöthigen Urtheilsfraft die Zu- 
vehnungsfähigfeit auszuschließen im Stande find, fo laffen fich diefelben in 
folgender Weiſe eintheilen: 

I. BZuftände, vermöge deren die Fähigteit der Selbtbeftimmung und 
die zur Erkenntniß der Strafbarfeit der Handlung nöthige Urtheilstraft noch 
gar nicht zur Wirklichkeit gefommen ift. Sicher gehören: 

a) die frühe Jugend, fo lange die geiftige Entwicdlung des Men- 
chen noch nicht fo weit ausgebildet ift, um die Strafbarkeit feiner Handlung 
unterfcheiden und den Reizen der Natur widerjtehen zu können. In dieſer 
Beziehung enthält das Gefeß im folgenden Art. 76 bejondere Bejtimmungen, 
worauf hier verwiefen wird; 

b) der Zuftand eines völlig Wilden Hieher gehören nicht allein 
die Angehörigen wilder Völferfchaften, bei welchen das Nechtsbewußtjein nur 
mangelhaft und überhaupt in ganz anderer Weife al3 bei cultivirten Völ— 
fern entwidelt ift, jondern es muß hieher insbefondere auch Derjenige 
gerechnet werden, melcher von Kindheit an von der menfchlichen Geſellſchaft 
gänzlich abgeſchloſſen war, und aljo ohne irgend eine Erziehung, namentlich 
auch ohne die fchon in den blojen Umgange mit andern Menjchen liegende, 
aufgewachfen iſt; denn bei einen Solchen dauert dev bei der frühen Jugend 
nambaft gemachte Grund der Unzurechnungsfähigteit auch nach dem Eintritte 
des normalen Zeitpunftes der geiftigen Neife fort. 

c) Die Taubftummbheit; diefelbe begründet jedoch nicht unbedingt, 
jondern nur in dem Falle Unzurechnungsfähigfeit, wenn dev Taubftumme 
ohne allen Unterricht geblieben ift. Dem Taubftummen find vermöge jeines 
Zuftandes die Wege des Umgangs, des Beifpiel und der Erfahrung ver- 
ſchloſſen, durch welche die Erziehung des feiner Sinne mächtigen Menfcen, 
wenn er auch feinen befondern Unterricht erhält, bewirkt wird, und fann des— 
halb der umunterrichtete Taubftumme nicht für befähigt erachtet werden, die 
Bedeutung feiner Handlungen, ihre Folgen und ihre Strafbarfeit einzufehen. 
Inſoferne dagegen der Taubſtumme, wie dieß erfahrungsgemäß mit dem 
beiten Erfolge gejchehen kann, Unterricht und Erziehung genoffen und hie 
durch jenen Grad geiftiger Ausbildung erlangt hat, um die Bedeutung feiner 
Handlungen einfehen zu können, muß derjelbe allerdings der Zurechnung fähig er— 
kannt werden; jedoch wird auch bei dem unterrichteten Taubſtummen wegen feines 
anormalen Zuftandes, vermöge dejjen er mit andern Menfchen nicht auf 
gleicher Stufe ftehend erachtet werden kann, wohl in der Negel Veranlaſſung 
gegeben fein, den im folgenden Art. 68 beſtimmten außerordentlihen Mil 
derungsgrund der Strafbarkeit anzunehmen. 

d) Der angeborne Blödfinn; diefer ſchließt die Zurechnungs— 


Mangelan Sclbftbeftimmungsfäbigf., Urtheilsfr. od. freier Willensbeft. Art.67. 325 


fähigfeit unbedingt aus, wenn ev im einen jede geiftige Ausbildung unmög- 
lich machenden Grade vorhanden ift; andernfalls muß derjelbe ebenfo, mie 
die Taubftummheit behandelt werden, d. h. es hängt dann Alles davon ab, 
ob und mit welchem Erfolge dev Blödfinnige Unterricht und Erziehung genofjen 
bat, und ift dieß namentlich bei den jogenannten Fären (Halbblöden) der Fall. 

I. Zuftände, vermöge deren die bereitS zur Wirflichfeit gefom- 
mene Fähigkeit der Selbjtbeftimmung und die zur Erkenntniß der Straf- 
barfeit der Handlung nöthige Urtheilsfraft wieder aufgehoben erjcheint. 
Und zwar kann dieſe Wiederaufhebung gejchehen : 

a) Su vorübergehender Weife. Hieher gehören: 

a) die Trunfenheit; Ddiefelbe jchliegt nämlich, wie dies das Geſetz 
jelbjt befagt, die Zurechnungsfähigkeit dann aus, wenn fie in ihrem höch— 
ften, d. h. im einem folchen Grade vorhanden ift, daß hiedurch das Be— 
wußtjein, die Möglichkeit de3 Denkens momentan ganz aufgehoben erjcheint; 
hat fie diefen äußerſten Grad noch nicht erreicht gehabt, fo kann jie immer 
blos als auferordentlicher Milderungsgrund der Strafbarfeit nah) Maßgabe 
des folgenden Artifel3 68 in Betracht fonımen. Ob die Trunfenheit eine 
verfchuldete oder unverfchuldete war, ift für die Frage der Ausfchliegung der 
Zurehnungsfähigfeit völlig gleichgiltig; auch derjenige, welcher fi das An— 
trinten eines Raufches im Voraus vornimmt oder welcher weiß, daß der 
Genuß eines beſtimmten Getränfes bei ihm Beraufhung zur Folge hat, und 
dafjelbe dennoch trinkt, muß wegen Mangels der Zurechnungsfähigfeit ftraflos 
bleiben, wenn er im höchſten Grade der Trumfenheit eine objektiv ftrafbare 
Handlung verübt. — Biel pflegt man ferner über den Fall zu ftreiten, wenn Jemand 
ſich abfichtlich betrinft, um im Zuftande des Rauſches eine ftrafbare Hand- 
lung zu verüben, und diefe Handlung dann auch wirklih im betrunfenen 
BZuftande vollführt. Nach Mafgabe der Beftimmungen dieſes Geſetzbuches 
fann es feinem Zweifel unterliegen, daß auch in diefem Falle wegen man— 
gelnder Zurechnungsfähigfeit eine jtrafbare Handlung dann nicht vorhanden 
ift, wenn der Thäter zur Zeit der Ausführung der That im höchſten, alles 
Bewußtſein aufhebenden Grade betrunfen geweſen ift, da bei dem Vorhan— 
denjein diefer Vorausjegung demjelben zur Zeit der That die zur Erfenntnig 
der Strafbarfeit der Handlung nöthige Urtheilsfraft gänzlich gemangelt 
hat. MUebrigens wird der Fall, daß Jemand eine jchon vorher bejchloffene 
ftrafbare That im einen abſichtlich herbeigeführten Zuftande des höchſten 
Grades der Trunfenheit ausführt, kaum jemals vorfommen und wird viel- 
mehr, wenn die Ausführung einer vorher bejchlojfenen That im trunfenen 
Zuftande wirklich erfolgt, die Trunfenheit in der Negel nod nicht bis zu 
jenem Grade vorgefchritten geweſen fein, welcher alies Bewußtſein völlig auf- 
hebt ; follte aber dennoch der fragliche Fall fich einmal ereignen, jo erjcheint 
es auch vollfommen gerechtfertigt, den Thäter für feine That nicht verant- 
wortlich zu machen, weil hier einerfeitS in Folge des völlig aufgehobenen 
Bewußtſeins ein Caufalzufammenhang zwifchen der Ausführung der That und 
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dem vorher gefaßten verbrecherifchen Entſchluſſe nicht gegeben und anderer- 
feit8 die Ausführung der That felbit im Zuftande gänzlicher Unzurechnungs- 
fähigfeit gefchehen ift. — 

Hat die Ausführung einer vorher bejchloffenen ftrafbaren Handlung 
zwar im Zuftande einer abjichtlich herbeigeführten Trunkenheit, jedoch bei 
noch vorhandenem Bewußtſein ftattgefunden, jo kann die Trunkenheit nicht 
einmal als Milderungsgrumd der Strafbarkeit in Betracht fommen und 
ift alfo hier namentlich auch die Anmendbarfeit der Beftimmung des 
folgenden Artifel3 68 über geminderte Zurechnungsfähigkeit ausgeſchloſſen. 
Wer nämlich eine ftrafbare Handlung bei voller Ueberlegung bejchließt, ſich 
fodann zu deren Ausführung dur den übermäßigen Genuß von Ge— 
tränfen abfichtlich in einen Zuftand geiftiger Aufregung verjegt, und auch 
in diefem Zuftande den vorher gefaßten verbrecherifchen Entſchluß unverrückt 
fefthält und zur Ausführung bringt, bei dem ift ein unmittelbarer Caufal- 
zufammenhang zwifchen dem bei voller Ueberlegung gefaßten Entſchluſſe zur 
Ausführung der ftrafbaren Handlung und der erfolgten Ausführung ſelbſt 
gegeben; deßhalb muß Hier die ganze auf die Ausführung der That abzie- 
lende Thätigkeit des UWebelthäters in ihrem Zufammenhange gewürdigt wer- 
den, und da fchon das zum Zmwede der Ausführung der That bei voller 
Ueberlegung geichehene Sichverfegen in den Zuftand der Trumfenheit 
einen Theil diefer Thätigfeit bildet, jo fan Hier auch nicht angenommen 
werden, daß die Fähigkeit der Selbſtbeſtimmung oder die zur Beurtheilung 
der Strafbarfeit der That nöthige Urtheilstraft bei Veriibung der That ge- 
mindert geweſen jei. — 

6) Der Affekt, jedoch jelbjtverftändlich gleichfall3 nur infoweit, als 
er im höchſten völlige Bewußtlofigfeit nach fich ziehenden Grade vorhanden 
ift, was erfahrungsgemäß gewöhnlich nur bei dem Affefte des Zornes umd 
des Schredens und auch hier nur felten vorzufommen pflegt. — Daß nad) 
den Beftimmungen dieſes Geſetzbuches auch der höchſte Grad des Affefts 
einen Ausfchliegungsgrund der Zurechnungsfähigfeit bilden kann, folgt mit 
Nothwendigkeit daraus, weil das Geſetz grundfäglich überhaupt jeden Zu— 
ftand, welcher die Fähigkeit der Eelbftbeftimmung oder die zur Erfenntniß der 
Strafbarkeit der That nöthige Urtheilstraft aufhebt, als Grund der Unzurech— 
nungsfähigfeit erachtet und ſomit der das Bewußtſein völig aufhebende höchſte 
Grad des Affekts gleichfalls unter die bezügliche Vorſchrift des Geſetzes fällt. 

y) Die Zuftände des Schlafes, wobei man die Schlaftrunfenheit, das 
Schlafwandeln (Nahtwandeln) und den Zuftand des Traumes zu unterjchei- 
den pflegt. 

d) Die verjchiedenen vorübergehenden Seelenftörungen, mozu 
por Allem der vorübergehende Wahnfinn gehört; nebitdem pflegt man aber noch 
eine Menge anderer Zuftände hierher zu rechnen, wie 3. B. die Hallucinationen 
(Sinnestäufhungen), die Trunffucht, die verfchiedenen mit: der Förperlichen 
Entwidelung zufammenhängenden angebliden Manien (unmwiderftehlichen 
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Triebe), namentlich die Pyromanie (Brandftiftungstrieb), die Kleptomanie 
(Stehltrieb) ze. ꝛc. — Darüber, welche derartigen Zuftände die Zurechnungs> 
fähigkeit auszuschließen im Stande find, beftehen in der mediciniſchen Wiſſen— 
Ihaft die größten Streitfragen; deshalb laſſen fich beſtimmte Vorſchriften im 
dieſer Beziehung nicht aufftelen, und muß vielmehr hier immer der con- 
erete Fall ind Auge gefaßt und hienach beurtheilt werden, ob der Handelnde 
noch in der Sage geweſen ift, fich ſelbſt beftimmen und die Strafbarfeit ſei— 
ner Handlung einjehen zu können, oder ob er fih in Folge einer zur Zeit 
der That vorhandenen Seelenftörung unter dem Einflufjfe der Naturnoth- 
wendigfeit befunden hat. 

b. In dauernder Weife. 

Hierher gehören die fortdauernden Seelenftörungen Geiſtes— 
franfheiten) jeder Art, wie 3. B. nicht angeborner Blödfinn, Irrſinn, Narr: 
heit, Wahnfinn, Tollfinn ꝛc. x. Da aud bier wieder die Forjchungen der 
medicinifchen Wiffenfchaft über die Benennung und Eintheilung der verjchie- 
denen Geiftesfrankheiten noch nicht zum Abjchluffe gediehen find, jo läßt fich 
eine nähere Beitimmung darüber, welche fortdauernden Ceelenftörungen 
die Fähigkeit der Selbftbeftimmung und die zur Erfenntniß der Strafbarkeit 
einer Handlung nöthige Urtheilsfraft völlig aufheben, nicht aufftellen, und 
muß fich deshalb darauf bejchränft werden, nur im Allgemeinen auf mehrere 
erfahrungsgemäß bei den fortdauernden Seelenftörungen vorfommenden Er- 
iheinungen, deren Beachtung für die richtige Beurtheilung der Frage, ob in 

einem concreten Falle Zurechnungsfähigkeit anzunehmen fei, von großer Wich— 
feit fein kann, befonder8 aufmerffam zu machen. 

Bor Allem darf man nämlich nicht außer Acht laffen, daß einzelne geiftige 
Krankheiten verjchiedene Stufen haben und aljo nicht abjolut jondern nur 
in dem Falle Unzurechnungsfähigfeit begründen, wenn fie in einem höheren 
Grade vorhanden find. Sodann tritt bei manchen von diefen Krankheiten die 
Eigenthümlichkeit ein, daß fie nur nach gemwiffen Beziehungen das Be— 
wußtſein ftören, während dafjelbe im Uebrigen ganz normal ift, was nament- 
lich nicht felten bei der Narrheit (firen Ideen) der Fall zu fein pflegt. 
Endlih fommt es auch bei gewiſſen Geiftesfranfheiten wie z. B. beim 
Wahnſinn vor, daß mitunter lichte Zwifchenräume eintreten, in welchen 
das Bewußtſein von fich felbft und der Außenwelt völlig ungetrübt ift. 

In Folge der angeführten Erjcheinungen fann unter Umftänden aud) 
ein erwiefenermaßen Geiftesfranfer bezüglich einer bejtimmten von ihm 
verübten ftrafbaren Handlung mit vollem Rechte der Zurechnung für fähig 

erfannt werden, weil eben feine Unzurechnungsfähigfeit nur eine partielle 
oder relative ift; jedoch wird im einem folchen Falle wohl immer Beran- 
laſſung gegeben fein, den außerordentlichen Strafmilderungsgrund der gemin- 
derten Zurechnungsfähigfeit nad) Maßgabe des folgenden Artikels anzunehmen, 
da die völlige Gleichftellung eine® partiell oder relativ geiftig franfen Men— 
ſchen mit einem geiſtig völlig geſunden ſicherlich nicht zu rechtfertigen wäre. 
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3. Die Zurechnungsfähigkeit i in der Perjon des Handelnden bildet zwar 
die Regel, weil fie der innern Einrichtung der menfchlichen Natur entfpricht; 
allein eine Präjumtion der Zurechnungsfähigkeit gibt es im Strafrechte nicht, 
da dafjelbe e8 nur mit der materiellen Wahrheit zu thun hat, und muß 
deshalb die Zurechnungsfähigfeit, injofern nad den obwaltenden Verhält— 
niffen überhaupt ein vernünftiger Zweifel hierüber beftehen fann, immer er- 
wiejen werden. — Das gewöhnliche Beweismittel, um die Zurehnungsfähig- 
feit darzuthun, werden die Öutachten der Sachverftändigen fein; dabei find 
jedoch die über die Thatfrage urtheilenden Geſchwornen und Richter, da fie 
blos nach ihrer freien Ueberzeugung zu urtheilen haben, keineswegs an dieje 
Gutachten gebunden, uud ftcht es vielmehr in ihrem Ermeſſen, melden 
Werth fie denfelben beilegen wollen. 

4. Was die Frageftellung an die Geſchwornen anlangt, jo darf 
eine eigene Frage über die Zurechnungsfähigfeit des Handelnden zur Zeit 
der That niemals geftellt werden. Die Gejchwornen find nad) den Beftimm- 
ungen des Strafprocefies darüber zu fragen, ob ſich der Angeſchuldigte der 
ftrafbaren That ſchul dig gemadt hat. Zur Prüfung der Schuldfrage gehört 
aber nothwendig auch die Prüfung der Zurehnungsfähigfeit zur Zeit der 
That, da bei dem Mangel derjelben eine ftrafbare That und aljo aud) 
eine Schuld des Angeklagten überhaupt nicht vorliegt, und ift jomit in der 
allgemeinen Schuldfrage immer jchon die Frage über die Zurechnungsfähigfeit 
bei der Berübung der That mitenthalten. 

ad D. 

Die Zurehnungsfähigfeit fann auch durch Gründe, melde außer: 
halb der Perſon des Handelnden liegen, ausgefchlojjen fein; es fann 
nämlich eine Perſon, welche am jich die Fähigkeit beſitzt, ſich nach freier 
Wahl für das Gute oder Böfe zu beſtimmen, durch äußere Umftände in 
eine ſolche Yage verjett fein, dag das im diefer Yage vorgenommene Handeln 
nicht mehr als ein freies Handeln erfcheint. — Bon diefen Ausichliegungs- 
gründen der Zurechnungsfähigfeit handelt das Gefeg im zweiten Abjage des 
porftehenden Artikels, indem es daſelbſt vorichreibt, dag eine ftrafbare Hand- 
lung dann nicht vorhanden ift, wenn zur Zeit der That die Freiheit der 
Willensbeftimmung des Handelnden duch Gewalt, Drohung oder 
Nothitand ausgefchlojjen war. 

Im Allgemeinen muß bier vor Allem darauf aufmerfjam gemacht werden, 
dag im Sinne des Geſetzes eine Ausſchließung der Freiheit der Willensbeftim- 
mung nicht blos in dem Falle vorliegt, wenn dem Handelnden eine andere 
Willensbeftimmung abjolut unmöglich war; vielmehr muß eine jolche Aus- 
ſchließung nach der Intention des Gefeges aud dann angenommen werden, wenn 
auf die Willensbeftimmung eines vollkommen willensfähigen Menjchen durch) 
äußere Umftände ein fo ftarfer geiftiger Drud ausgeübt worden ift, daß es 
fich mit Rüdficht auf die Bejchaffenheit der menſchlichen Natur nicht mehr rechtfer— 
tigen ließe, denjelben dafür, daß er dieſem Drude nicht widerftanden hat, ftraf- 
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rechtlich verantwortlich zu machen. Der Menfch ift nämlich zwar allerdings 
Ion nad) den Grundfägen der Moral dazu verpflichtet, fih Durch äußere 
Einwirkungen nicht zum Böfen verleiten zu laffen, fondern vielmehr dieſen 
Einwirkungen feine eigene Willenskraft entgegenzufegen. Allein es können 
auch Fälle eintreten, im welchen die äußeren Einwirkungen ‚einen jo außer: 
ordentlichen jtarken Einfluß auf den Willen auszuüben im Stande find, daß 
man dem von diefen Einwirkungen betroffenen Individuum nad dem Maaße 
der Willenskraft, welches einem gewöhnlihen Menſchen innezumohnen pflegt, 
nicht mehr zumuthen kann, dem auf feinen Willen geübten Drude zu mis 
derjtehen. In folchen Fällen erachtet das Gefeß die Freiheit der Be— 
ftimmung des Willens bei dem Handelnden gleichfalls als ausgejchlojfen, 
und findet dieß auch feine innere Nechtfertigung darin, weil das Strafgeſetz 
bei feinem Menſchen einen das gewöhnliche Maaß überfteigenden Grad von 
Willenskraft vorausfegen und verlangen fann. — Welche einzelnen außerhalb 
der Perjon des Handelnden liegenden Gründe die Freiheit der Willengbe- 
ftimmung auszufchliegen im Stande find, ift im Gefege nicht blos exemplifi— 
cative, jondern erfchöpfend und ausfchließend bejtimmt. ALS jolche 
Gründe erjcheinen : 

a. Die Gewalt oder Drohung gegen den Handelnden jelbft oder 
gegen einen feiner im Art. 61 bezeichneten Angehörigen. — Einer näheren 
Beitimmung darüber, wie die Gewalt oder Drohung bejchaffen fein müfe, 
bat ſich das Geſetz abfichtlidy ganz und gar enthalten. Ob die gegen den 
Handelnden oder einen feiner fraglichen Angehörigen geübte Gewalt fo geartet 
war, daß ihr der Handelnde nach den obmaltenden Berhältniffen nicht mehr 
widerjtehen fonnte, hängt nämlich zumeift von den Umftänden des concreten 
Falls ab und Lafjen fich deshalb beſtimmte Borfchriften darüber, welche Merk— 
male eine die Zurechnungsfähigfeit ausfchließende Gemalt oder Drohung an 
fih tragen müſſe, nicht wohl aufjtellen, wenn man fich nicht der Gefahr aus- 
jegen will, daß die Anwendung diefer Borfchriften in der Praris häufig 
zu unrichtigen Reſultaten führt. Aus diejer Rückſicht hat es das Geſetz für 
zweckmäßig erachtet, nur allein die Wirkung, welche die Gewalt oder Droh— 
ung gehabt haben muß, nämlich daß hiedurch die Freiheit der Willensbe- 
ftimmung ausgefchloffen war, zu bejtimmen, die Beurtheilung darüber aber, 
ob die im eimem concreten Falle geübte Gewalt oder Drohung nad ihrer 
Beichaffenheit dazu geeignet war, dieſe Wirkung hervorzubringen, dem ver- 
nünftigen Ermefjen der über die TIhatfrage urtheilenden Geſchwornen und 
Richter zu überlaffen. Sache des Richters der That ijt es aljo, in jedem 
einzelnen Falle unter Berüdjichtigung der Größe der jtattgehabten Verge— 
waltigung oder Drohung, der Perfönlichfeit und Individualität des hievon 
Betroffenen, der Möglichkeit, fich der in Frage ftehenden Gefahr in anderer 
Weife zu entziehen, des Verhältniffes zwifchen der Schmere de3 drohenden 
Uebels und der zu deſſen Abwendung vorgenommenen ftrafbaren Handlung, 
ſowie aller jonftigen obwaltenden Umftände zu prüfen, ob die geübte Gewalt 
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oder Drohung im Etande war, einen jo ftarfen geiftigen Drud auf den 
Willen des Handelnden zu äußern, daß auch der rechtlich gefinnte Menſch 
mit dem gewöhnlichen Grade menfchlicher Willensftärke diefem Drude nicht 
zu widerftehen verimocht hätte — denn nur allein bei dem VBorhandenfein 
diefer Voransjegung liegt nach dem im Eingange Geſagten eine wirkliche 
Ausſchließung der Freihert der Willensbeftimmung im Sinne des Gejeges 
vor — und hienach feine Entjcheidung zu erlaffen. Dabei läßt es ſich 
insbefondere nicht bezweifeln, daß der Nichter bei feiner Prüfung nicht allein 
die förperliche jondern ebenjo auch eine blos moralifche (3. B. durd) ein 
vollftändiges Abhängigfeitsverhältniß begründete) Gewalt, welde auf den 
Handelnden ausgeübt wurde, nicht allein Drohungen auf Yeib oder Yeben, 
ſondern aud Drohungen, welche die Ehre oder das Vermögen betreffen, 
in Betracht ziehen darf; denn wenn es auch allerding® nur felten vor- 
fommen wird, daß die durch eine Gewalt oder Drohung der bezeichneten 
Art hervorgerufene Einwirkung auf den Willen zur Berübung einer ftrafbaren 
That fo mächtig ift, daß man auch dem rechtlich gefinnten Menfchen eine 
Widerftandsleiftung nicht mehr zumuthen kann, fo fteht doch an fich nichts 
entgegen, eine foldhe Gewalt oder Drohung bei dem Borhandenfein der be- 
zeichnefen Vorausfegung gleichfalls als Ausjchließungsgrund der Freiheit der 
Willensbeftimmung zu berüdfichtigen, da das Gefeg dem richterlichen Ermeſſen 
in feiner Weife eine Schranfe gefett hat. 

b. Als weiteren Ausſchließungsgrund der Freiheit der Willensbeftinm- 
ung bezeichnet das Gefeß den Nothitand. Unter Nothitand verfteht man 
im Strafrechte jene Yage eines Menjchen, in welcher demfelben als einziges 
Rettungsmittel zur Abwendung einer durch) zufällige Ereigniffe herbeigeführten 
ihm jelbjt oder einem Andern drohenden Gefahr die Verübung einer objec- 
tiv ftrafbaren Handlung erfcheint, wie 3. B. wenn der Schiffbrüchige feinen 
Schidjalsgenofien von dem Brette, an welches fich derjelbe anklammert, in 
die Fluthen Hinabftögt, um ſich ſelbſt in den Beſitz diefes Brettes zu ſetzen 
und auf diefe Weife fein Leben bis zum Eintreffen von Hilfe zu erhalten, 
oder wenn das Leben der gebährenden Mutter nur durch Perforation des 
Kindes gerettet werden fann und der Arzt mit Einwilligung der Mutter 
zu diefer Handlung jchreitet u. dgl. Beim Nothſtande tritt ſomit geichfalls eiu 
pfohologifher Zwang für den Handelnden ein, und unterjcheidet fich derjelbe 
von der sub litt. a. erörterten Gewalt oder Drohung nur allein dadurch, 
daß die Zmwangslage bei der Gewalt oder Drohung durch abfichtlihe Ein- 
wirkung eines Dritten, beim Nothftande dagegen lediglich durch Zufall, 
durch die Verkettung der Umftände herbeigeführt wird. _ Dabei erjcheint es 
völlig gleichgültig, ob der Nothſtand verſchuldet, d.h. durch eine unvorfichtige 
Handlung des darin Befindlichen ſelbſt herbeigeführt oder ob er unverjchuldet 
ift; denn es liegt in der Natur der Sache, daß die Strafbarfeit einer That, 
welche Jemand in einem factifch begründeten Nothftande verübt hat, nicht 
von den Urſachen abhängen kann, welche die Lage des Nothftandes veran- 
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laßt haben. — Bei der innern Verwandtfchaft zwifchen der durch Nothftand 
und der dur) Gewalt oder Drohung herbeigeführten Ausfhliegung der Frei— 
beit der Willensbeftimmung kann hier auf das sub litt. a. Öefagte verwieſen 
werden, was in gleicher Weije auch hierher analoge Anwendung findet. Einer 
bejondern Hervorhebung bedarf nur der Umftand, daß das Geſetz die Ausſchließ— 
ung der Freiheit der Willensbeftimmung durch Nothftand nicht blos dann, wenn e3 
fih) um Abwendung einer eigenen Gefahr, fondern ebenfo auch in dem Falle 
anzunehmen geftattet, wenn es fich um Abwendung der einer dritten Per: 
fon drohenden Gefahr handelt, wie 3. B.. wenn Jemand einem Andern 
gewaltſam Pebensmittel oder Berbandftücde hinwegnimmt, um einem Ber- 
hungernden Labung oder einem Berblutenden einen Berband zu verjchaffen ; 
dieß ergibt fi) mit voller Gewißheit aus der Wortfaffung des Geſetzes, 
welches Feine Einfchränfung in der angegebenen Beziehung gemacht hat. 


Art. 68. 


Iſt durch den Richter der That entjchieden, daß die Fähigkeit der 
Selbjtbeftimmung oder die zur Grfenntnig der Strafbarfeit der That 
nöthige Urtheilsfraft oder die Freiheit der Millensbeftimmung des Han— 
deinden zwar nicht vollig ausgefchloffen (Art. 67), aber doc in erheb- 
lihem Grade gemindert war, jo ift eine’ geringere als die gejegliche 
ordentliche Strafe und zwar nach folgendem Mafftabe zu verhängen: 

1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes- oder lebenslänglicher 
Zuchthausſtrafe bedroht find, iſt auf Zuchthaus von 8 bis 20 Jah— 
ren zu erfennen; 

2) bei Verbrechen, die im höchſten Strafmape mit lebeuslänglicher, 
im niedrigften aber mit zeitlich bejtimmter Zuchthausſtrafe bedroht 
find, darf höchſtens nur auf Zuchthaus von 16 Jahren erfannt, 
ed fann aber bis zu einem Viertheile des niedrigiten Mafes der 
angedrohten Strafe herabgegangen werden ; 

3) bei allen andern ftrafbaren Handlungen darf nicht über die Hälfte 
des höchſten Maßes der angedrohten Strafe hinaus, ed kann 
aber vorbehaltlich deifen, was in den Art. 17, 20 und 26 be- 
ſtimmt ift, bis zu einem Viertheile des niedrigjten Maßes dieſer 
Strafe herabgegangen werden. Wäre hienach auf eine Gefängnif- 
Strafe zu erfennen, welche drei Monate nicht überfteigt, jo Fann 
ftatt derjelben eine entjprechende Geldftrafe, jedoch nicht über 
fünfzig Gulden, verhängt werden. Bei Lebertretungen kann ftatt 
der Arreftitrafe auf eine Gelditrafe bis zu zehn Gulden erfannt 
werden. 


Entw. von 1855 Art, 83 und 84; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber 
Abg. K. Bd. I ©. 54, 200, 207, 229, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 133, Brot. 
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Bd. ©. 267; Entw. von 1860 Art. 69; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 ver 
Abg . K. Abth. I. ©. 136, Abth. 11. ©. 12, der Reiher. K. Beil. Bd. S. 29, Prot. 
Bd. 1. ©. 46. 

Die im vorhergehenden Artifel erörterten Gründe der Unzurechnungs- 
fähigfeit, und zwar ſowohl die in der Perjon des Handelnden gelegenen 
(Affekt, Trunkenheit, Taubjtummheit, Blödfinn ꝛc. ꝛc.) wie auch die auf 
äußeren Umftänden beruhenden (Gewalt, Drohung und Nothſtand), ſchlie— 
Ben zum. größten Theile die Zurehnungsfähigfeit nicht abjolut, fondern 
vielmehr nur relativ aus; fie begründen nämlich) nach der gegebenen 
Erläuterung nur allein in dem Falle Unzurechnungsfähigfeit, wenn fie 
in einem folchen Grade, beziehungsmweife unter jolchen Umftänden vorhan- 
den find, daß hiedurch die Fähigkeit der Selbſtbeſtimmung oder die 
zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That nöthige Uxtheilsfraft oder die 
Freiheit der Willensbejtimmung völlig ausgefchlofjen erjcheint. Alle 
diefe blos relativen Ausfchliegungsgründe der Zurehnungsfähigfeit fünnen 
aber der Natur der Sache nad bei dem Handelnden zur Zeit der That 
auch in einem folhen Grade, beziehungsweife unter ſolchen VBorausfegungen 
vorhanden jein, daß hiedurch die Fähigkeit der Selbjtbeftimmung oder 
die zur Erkenntniß der Strafbarfeit der That nöthige Urtheilsfraft oder die 
Freiheit der Willensbeftimmung zwar nicht völlig ausgejchloffen, aber doch 
in erheblidem Grade gemindert ift. ir einem jolchen Falle muß 
zwar Die verübte ftrafbare Handlung dem Handelnden zweifellos zur 
Schuld zugerechnet werden, da er ja dieſelbe vorausjeglih im Zuftande 
der Zurehnungsfähigfeit begangen hat; allein es erjcheint hier die Schuld 
dejjelben doch unverfennbar in einem weit milderen Yichte, weil ev in Folge 
des bedeutenden Einfluffes, welchen das in feiner Perfon felbft begründete 
oder im einem äußeren Umftande gelegene bejondere Verhältniß auf fein aller: 
dings noch freies Handeln ausgeübt hat, dem Zuftande der Unfreiheit mehr 
oder weniger nahe gerückt ift. 

Mit Nüdjicht hierauf erachtet das Gefeß in dem angeführten Falle 
einen außerordentlihen Milderungsgrund der Strafbarkeit des 
Handelnden gegeben, welchen man nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauche mit 
dem Ausdrude „geminderte Zurehnungsfähigfeit” zu bezeichnen 
pflegt"), und fchreibt es deßhalb vor, daß hier den Handelnden eine gerin- 
7) Der Ausdruck „geminderte Zurechnungsfähigkeit“ it im Grunde genommen 
juriftiich nicht richtig. Die Zurehnungsfähigkeit, d. h. die Möglichkeit, fidy mit 
Willkühr ſelbſt zu beftimmen, läßt fich ihrem Begriffe nach nicht in verjchiedene 
Grade eintheilen; vwielmehr gibt es bei der Beantwortung der Frage, ob Jemand zur 
Zeit der That zurechnungsfähig geweſen ift, immer nur zwei Alternativen: Entweder 
wurde die Handlung noch im AZuftande freier MWillensbejtimmung begangen, dann 
iſt ſofort volle Zurechnungsfähigkeit gegeben; oder ſie wurde im Zuſtande unfreier 

illensbeſtimmung begangen, dann liegt nicht ein niederer Grad der Zurechnungs— 
fähigkeit, ſondern völlige Unzurechnungsfähigkeit vor. — Was man nach dem ge— 
wöhnlichen Sprachgebrauche unter geminderter Zurechnungsfähigkeit verſteht, iſt nach 
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gere als die gefegliche ordentliche Strafe treffen fol. — Im Einzelnen muß 
bier bemerft werden: 

1. Die im vorftehenden Artifel beftimmte außerordentliche Strafe kann 
nur allein in dem Falle Plag greifen, wenn volle Gewißheit darüber 
befteht, daß der Handelnde zur Zeit der That überhaupt zurehnungs- 
fähig gewejen iſt; ift dieß nicht der Fall, läßt fich nach den obwaltenden 
Umftänden eine fichere Ueberzeugung in dieſer Beziehung nicht gewinnen, wie 
dieß allerdings, namentlich bei Anfängen von Geiftesfranfheiten mitunter 
porzufommen pflegt, jo muß die Echuldfrage ganz und gar verneint 
werden, weil hier das fubjeftive Erforderniß der Strafbarfeit einer Hand» 
lung nicht erwiefen if. — 

2. Das BVorhandenfein des außerordentlichen Strafmilderungsgrundes 
der geminderten Zurechnungsfähigfeit darf blos dann angenommen werden, 
wenn die Fähigkeit der Selbtbeftimmung oder die zur Erfenntniß der Straf: 
barfeit der That nöthige Urtheilsfraft oder die Freiheit der Willensbe- 
ftimmung des Handelnden in erheblihem Grade gemindert war. Durch 
den Beifag „in erheblichem Grade” gibt das Geſetz deutlich feinen Willen 
zu erfennen, daß nicht fchon jeder auch nur geringfügige Grad von Trunfen- 
heit, Affeft, Verſtandesſchwäche, Ausbildungsmangel ꝛc. ꝛc. eine Herabfegung 
der ordentlichen Strafe nad) Maßgabe diefes Artifel3 zur Folge haben fol, 
daß vielmehr hiezu immer ein folcher Zuftand des Handelnden zur Zeit der 
That erfordert wird, welcher einen wejentlihen Einfluß auf den Willen 
defjelben auszuüben im Stande war, und erfcheint dieß auch um deßwillen 
gerechtfertigt, weil die unbedeutenderen Einwirkungen, welche auf den Willen 
de3 Handelnden ftattgefunden haben, bei der Ausmefjung der gefeglichen 
ordentlihen Strafe in gemügender Weife berücfichtigt werden können. 

3. Die Entjcheidung darüber, ob der Angefchuldigte im Zuftande ge- 
minderter Zurechnungsfähigkeit gehandelt hat, bildet nach der ausdrüdlichen 
Beitimmung des vorftehenden Artikels, wie dieß auch im Art. 22 des Ein- 
führungsgefeges zum Straf- und Polizeiftrafgefegbuche noc beſonders aus— 
geiprochen ift, einen Beftandtheil dev Thatfrage, und darf hiebei bei der 
Aburtheilung von Gefchwornen nah dem citivten Artikel des Einführungs- 
u B 
der oben gegebenen Erörterung in Wirflichfeit nichts Anderes, als em geringerer 
Schuldgrad, d. h. ein geringerer Grad der Strafbarfeit einer vollflommen zu: 
rechenbaren Handlung, welcher bei der Ausmefjung der Strafe eine außergewöhnliche 
Berückſichtigung erbeifcht. Da übrigens in den dießrheinifchen Provinzen Bayerns 
der Ausdrud „geminderte Zurechnungsfähigkeit“ in Folge des Umftandes, daß folder 
im Art.3 des nunmehr außer Wirkfamfeit getretenen Gefeges von 29. Auguft 1848, 
die Abänderungen des zweiten Theiles des Strafgefeßbuchs vom Jahre 1813 betreffend, 
gebraucht war, allgemein eingebürgert ift, und eine irrige Auffafjung über deſſen 
eigentlihen Sinn nicht zu beforgen fteht, fo erfcheint es zwedmäßig, auch bei der 
Erläuterung diefes Strafgeſetzbuchs zur Bezeichnung des im vorjtehenden Artikel bes 
handelten außerordentlichen Milderungsgrundes der Strafbarfeit den Ausdrud „ge— 
minderte Zurechnungsfähigkeit“ beizubehalten. 
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gefeges die Stellung einer Frage über geminderte Zurechnungsfähigkeit unter 
Strafe der Nichtigkeit niemals verweigert werden, wenn während der Ver- 
handlung das BVorhandenfein derjelben behauptet worden if. — Hat der 
Richter der That entjchieden, daß der Uebelthäter im Zuftande geminderter 
Zurehnungsfähigfeit gehandelt habe, jo ſteht es nicht mehr in dem Ermejjen 
des die Strafe ausjprechenden Richters, ob er die gefetliche ordentliche oder 
die im vorjtehenden Artikel beftimmte außerordentliche Strafe zur Anwendung 
bringen will; vielmehr muß dann bei Zumeffung der Strafe immer das 
nah Maßgabe dieſes Artikels herabgejegte Strafmaaß zu Grunde gelegt 
werden. 

4. In welchem Maaße im Falle geminderter Zurechnungsfähigteit die 
gefegliche ordentlihe Strafe herabgejegt werden muß, ift in Ziff. 1—3 des 
vorftehenden Artikels bejtimmt. 

Was hiebei insbefondere die im Abjage 3 enthaltene VBorfchrift anlangt, 
daß bei den mit zeitlicher Freiheitsjtrafe oder mit Geldſtrafe bedrohten Hand- 
lungen nicht über die Hälfte des höchſten Maaßes der angedrohten 
Strafe hinausgegangen werden darf, jo kann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß das Geſetz hier unter dem Ausdrude „die Hälfte des höchſten Maaßes 
der angedrohten Strafe” nicht etwa die Hälfte des Strafmarimums abjolut 
genommen, fondern vielmehr die Hälfte defjelben im VBerhältniffe zu dem 
gedrohten Minimum, d. h. alfo mit andern Worten die Mitte zwi- 
chen dem Marimum und Minimum der gefeglichen ordentlihen Strafe im 
Sinne hat und bezeichnen will... Die Wirfung der geminderten Zurechnungs- 
fähigkeit foll bei den mit zeitlicher Freiheits- oder mit Geldftrafe bedrohten 
Handlungen nah dem Willen des Gefeges darin beftehen, daß einerfeits 
unter feinen Umftänden das Medium der abgejehen von der geminderten 
Zurehnungsfähigfeit verwirften Strafe überfchritten, andererfeit3 aber 
jelbft bis zu einem Viertheile des Minimums diefer Strafe herabgegangen 
werden darf. Wenn hienach 3. B. das Verbrechen der Majeftätsbeleidigung 
(Art. 122), welches mit Zuchthausftrafe (won vier) bis zu zwölf Jahren be- 
droht ift, im Zuftande geminderter Zurehnungsfähigfeit begangen wurde, 
fo ift Zuchthaus in der Dauer von acht Fahren das Marimum, und Ge— 
fängniß in der Dauer von einem Jahre da8 Minimum der gefeglich zu: 
läßigen Strafe '). 

1) Mit der vorfiebenden Auffafjung dev Worte des Geſetzes ſteht zwar bie 
Aeußerung des Neferenten Abg. Dr. Weis im Geſetzg. Ausſch. der Abg. K. Bd. 1. 
S. 208 der Berbandl. von 1856/58, daß in dem alle, wenn es ſich um Zuchthaus 
von 5-— 20 Jahren bandle, bei geminderter Zurehnungsfäbigkeit im Maximum bis 
auf 10 Jahre Zuchthaus erkannt werden könne, im Widerjprucde; denn im dem 
angeführten Beifpiele beträgt zwar allerdings die Hälfte des Marimums der gedrob- 
ten Strafe abjolut genommen 10 Jabre Zuchthaus; dagegen berechnet fich bier die 
Hälfte des Marimums im VBerbältnifje zu dem Minimum dev angevrobten 
Strafe, welche dem DObengefagten zufolge allein maßgebend fein fann, auf 125 ‚Jahre 
Zuchthaus. Allein diefes von dem Abg. Dr. Weis angeführte Beifpiel, bei welchem 
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Bon felbft verfteht es fich ferner, daß bei jenen Reaten, bei melchen 
Gefängniß- oder Arreftftrafe und Geldftrafe cumulativ gedroht ift, im 
Falle Vorhandenfeins geminderter Zurechnungsfähigfeit die Cumulirung diefer 
beiden Strafen, je nachdem diefelbe im Geſetze geboten oder dem Richter nur 
geftattet ift, gleichjall8 eintreten muß, beziehungsweife eintreten Tann; dabei 
muß jedoch hier die vorgejchriebene Herabjegung der gefeglichen ordentlichen 
Strafe ftet3 an den beiden cumulativ gedrohten Strafen vorgenommen 
werden. — Fit endlich die Gefängniß- oder Arreftftrafe alternativ mit 
der Gelditrafe gedroht, jo bleibt auch bei der geminderten Zurechnungsfähig- 
feit dem Richter die Wahl, welche von den beiden alternativ gedrohten 
Strafen er indem nad Vorfchrift des vorjtehenden Artifel3 reducirten Maaße 
zur Anwendung bringen will. | 

5. Das Gefeß fchreibt vor, daß die gefetliche ordentliche Strafe bei 
dem Vorhandenſein geminderter Zurechnungsfähigfeit herabgejegt werden joll. 


ein an fich Teicht erflärliches und im Gange der Debatte nicht weiter beachtetes Ver— 
jehen unterlaufen zu fein fcheint, kann der oben gegebenen Auslegung des Gejeßes 
um fo weniger entgegenfteben, da man außerdem, wenn man entgegen dieſer Aus— 
legung den Ausdrud „die Hälfte des höchſten Maßes der angebrohten Strafe‘ abjo: 
lut nebmen wollte, zu dem Refultate käme, daß die geminderte Zurechnungsfähigkeit 
bei den einzelnen jtrafbaren Handlungen in ganz ungleicher Weiſe behandelt würde, 
indem das zuläffige Strafmarimum bei der geminderten Zurechnungsfähigkeit bald 
das Minimum der ordentlichen Strafe weit überjteigen, bald mit demfelben geradezu 
zufammentreffen, bald endlich fogar geringer, als diefes Minimum jein würde. 
So würde beifpielsweife bei dem mit Zuchthausſtrafe von vier bis zwanzig Jahren 
bedrohten Verbrechen des Pandesverratbs (Art. 113) im Falle VBorbandenfeins gemin— 
derter Zurehnungsfäbigfeit, das zuläflige Strafmarimum Zuchtbaus in der Dauer 
von 10 Jahren fein, alfo weit mehr als das Minimum der ordentlichen Strafe be— 
tragen. Dagegen würde bei dem mit 4= bis Sjührigem Zuchthauſe bedrohten 
Verbrehen des Meineids (Art. 192) Zuchthaus in der Dauer von 4 Xabren, und 
bei dem mit 12= bis 20jährigem Zuchthauſe bedrohten Verbrechen des Todtichlags 
(Art. 229 Abf. 1) Zuchthaus in der Dauer von 10 Jahren als das zufäffige Strafmari: 
mum erjcheinen, und alfo diefes Marimum in dem einen Falle mit dem Minimum 
der ordentlichen Strafe zufammenfallen, in dem andern jogar unter diefes Minimum 
herabfinfen. Eine ſolche Ungleichheit in der Berückſichtigung der geminderten Zurech— 
nungsfähigfeit wäre aber völlig principlos und irrationell, und folgt bieraus von 
jelbft, daß die oben gegebene Auslegung des Gefeßes, welche von der Annahme aus: 
gebt, daß der Beſtimmung des Gefeges das vollfommen berechtigte Princip zu Grunde 
liegt, es jolle bei der geminderten Zurechnungsfäbigfeit dem Nichter ftets das Hin: 
aufgeben bis zum Medinum der ordentlihen Strafe geftattet fein, die allein rich— 
tige it. Und es läßt ſich dieß um fo weniger bezweifeln, da auch die vom Minis 
fterialratbe von Neumayr bei der Beratbung über die Einführung der mildernden Im: 
ftände im Gefeßg. Ausſch. der Abg. K. (Bd. J. ©. 460 der Verhandlg. von 1856/58) 
gemadyte Aeußerung: „es bleibe ja dem Ermefjen des Richters nad) den gefaßten Be: 
Ihlüfjen über die Beftrafung dev geminderten Zurechnungsfähigkeit immer freigeftellt, 
bei der Etrafansmefjung bis zur Hälfte des Marimums der ordentlichen Strafe 
binaufzugeben“” deutlich zu erkennen gibt, daß die Vertreter der Staatsregierung 
gleichfalls die bier fragliche Gefeßesbeftimmiüng in dem oben erörterten Einne aufs 
gefaßt haben. 
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ALS die gefegliche ordentliche Strafe erfcheint aber der Natur dei Sache nad 
immer diejenige Strafe, welche für Die verübte That an fi, d. h. abge- 
jehen von den gefeglichen Beſtimmungen über die Ausmeſſung der Strafe 
gedroht ift, und darf deghalb bei Beurtheilung der Frage, welches die geſetz— 
liche ordentliche Strafe der verübten That ift, insbefondere feine Rückſicht 
auf ſolche Umſtände genommen werden, welche den Nichter lediglich dazu 
ermäcdtigen, bei der Strafausmellung aud unter das Minimum der ge 
feglich gedrohten Strafe herabzugehen, wie dieß namentlich beim Berfuche 
(Art. 49), bei der Theilnahme (Art. 55) und beim Schadenserfage (Art. 74) 
der Fall ift. Hat alfo 3. B. Jemand fi einer Theilnahme durch Beihilfe 
an einem Naube höchiten Grades bei geminderter Zurechnungsfähigfeit fchul- 
dig gemacht, jo bildet die im Art. 302 Abſ. 2 angedrohte Todesitrafe 
die gejegliche ordentliche Strafe, und muß jomit hier in Folge des Vorhan— 
denfeins der geminderten Zurechnungsfähigfeit an Stelle diefer Strafe die in 
Ziff. 1 des vorftehenden Artikels gedrohte Strafe von acht bis zwanzig 
Jahren Zuchthaus treten. 

Dagegen kann es feinem Zweifel unterliegen, daß im Falle Zufammen- 
treffend der geminderten Zurechnungsfähigkeit mit einem von den bezeichneten 
Umftänden, welcher ein Herabgehen unter die geſetzliche Strafe bei der Straf- 
ausmefjung gejtattet, dem Richter die Befugniß zufteht, bei Ausmeſſung 
der in Folge des Vorhandenfeins geminderter Zurechnungsfähigfeit ermäßig- 
ten Strafe auf diefen Umftand in der im Geſetze beſtimmten Weife Rück— 
ficht zu nehmen; denn es erjcheint hier die nach Maßgabe des vorjtehenden 
Artikels reducirte Strafe als die gefegliche Strafe, welche die Uebelthäter 
für die verübte That abgejehen von dem vorhandenen meiteren Umftande, 
welcher ein Herabgehen unter die gefeßliche Strafe bei der Strafausmeffung 
in das Ermefjen des Nichters ftellt, verwirft hat und liegt es jomit. in der 
Natur der Sache, daß diefer legtere Umftand den Richter auch noch zu einer 
weiteren Herabjegung der wegen der geminderten Zurechnungsfähigfeit bereits 
reducirten Strafe berechtigt. 

Demgemäß hat alfo in dem oben angeführten Beifpiele einer im Zus 
ftande geminderter Zurechnungsfähigkeit ftattgehabten Theilnahme durch Bei— 
hilfe an einem Raube höchſten Grades der Richter bei der Strafausmefjung 
einen Spielraum von zwei Jahren Gefängniß bis zu zwanzig Jahren Zucht 
haus, da hier die gejegliche Strafe, welche die verübte That abgejehen von 
der bloßen Betheiligung des Uebelthäters als Gehilfe nach fid) ziehen muß, 
dem Obengejagten zufolge in Zuchthaus von act bis zwanzig Jahren be- 
fteht, bei einem Theilnehmer durch Beihilfe aber nach Vorfchrift des Art. 55 
Ziff. 2 dem Richter die Befugniß zufteht, bis zu einem Biertheile des 
‚niedrigften Strafmaßes herabzugehen, 

Was fodann insbejondere noch jene ftrafbaren Handlungen anlangt, bei 
welchen das Gefeß für leichtere Fälle oder bei bejonders mildernden 
Umftänden eine niedrigere als die außerdem beftimmte Strafe androht, fo 
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erfcheint Hier, mie dieß bereits oben auf ©. 243 erwähnt wurde, immer 
der ganze dem vrichterlichen Ermeffen zu Gebote ftehende Strafrahmen 
vom Minimum der Strafe flir die leichteren Fälle bis zum Marimum der- 
felben für die fehwereren Fälle als die gefegliche ordentliche Strafe und 
ift es nur die Ausdrucksweiſe des Geſetzes, diefe ordentliche Strafe in jenen 
Fällen, in welchen dem Richter ein ganz beſonders weiter, zwei verfchiedene 
Strafarten umfafjender Spielraum für die Strafausmefjung offengelaffen ift, 
in der bezeichneten Weife zu firiren. In Folge defjen muß, wenn eine 
ſolche ftrafbare Handlung im Zuftande geminderter Zurechnungsfähigfeit be- 
gangen wird, bei Vornahme der im vorftehenden Artifel gebotenen Reduktion 
der, ordentlichen Strafe immer der angeführte gefammte Strafrahmen zu 
Grunde gelegt werden!). Seen wir aljo 3. B. den Fall, daß ein durch 
vorgängige Reizung veranlaßter Todtjchlag, für welches Reat das Geſetz im 
Art. 229 Abi. 2 Zuchthaus bis zu acht Jahren und bei bejonders mildern- 
den Umftänden Gefängniß nicht unter zwei Jahren angedroht hat,. bei ge- 
minderter Zurehnungsfähigfeit verübt worden ift, jo ift hier Zuchthaus in 
der Dauer von fünf Jahren das Marimum und Gefängniß in der Dauer 
von ſechs Monaten das Minimum der Strafe, welches dem Richter bei der 
Strafausmefjung zu Gebote fteht; denn einerſeits bildet hier fünfjährige 
Zuchthausſtrafe das Medium der ordentlichen Strafe von zwei Jahren‘ Ge— 
fängniß bis zu acht Jahren Zuchthaus, und andererſeits erjcheint Gefängniß 
in der Dauer von ſechs Monaten al3 der vierte Theil des in Gefängniß 
von zwei Jahren beitehenden Minimums der ordentlichen Strafe. 

6. Bei den mit Geldftrafe bedrohten Vergehen fann e3 vorfommen, 
daß bei erfolgter Berübung der That im Zuftande geminderter Zurechnungs- 
fähigfeit da8 Marimum der Strafe, welche den Uebelthäter nad) Maßgabe 
der im vorftehenden Artikel beftimmten Strafherabjeßung treffen kann, nicht 
mehr den Betrag von 150 fl. überfteigt; fo kann beifpielsweife ein Beamter 
oder öffentlicher Diener, welcher fich einer Beſtechung nad Art. 366 Abj. 1 
bei geminderter Zurechnungsfähigfeit ſchuldig macht, nur mit Geldftrafe bis 
zu 150 fl. beftraft werden. Da nun der Art. 1 des Geſetzbuchs vorjchreibt, 
daß Handlungen, welche die Geſetze mit einer‘ Geldftrafe bedrohen, deren 
höchſter Betrag Hundert umd fünfzig Gulden nicht überfteigt, Uebertretungen 
find, fo fragt es fich, ob in dem vorausgefeßten Falle die an fich ein Ber- 
gehen bildende ftrafbare Handlung in Folge des Umftandes, weil fie bei geminderter 
Zurehnungsfähigfeit veriibt wurde und deshalb feine den Betrag von 150 fl. itber = 
fteigende Geldftrafe nach fich ziehen kann, die Natur einer Vebertretung annimmt? 


) Bol. die Meußerung des Minifterialvatbs von Neumayr im Geſetzg. 
Ausfh. der Abg. K. Bd. I. ©. 459 der Verhandlg. von 1856/58 und die Beſprech— 
ungen des Gefeßg. Ausich. der Abg. K. über das Aufgeben des Syſtems ber mil» 
dernden Umftände in der Eitung vom 6. März 1858 Bb. II. ©. 229 dieſer Vers 
bandfungen; ſodann die Aeußerungen des Abg. Dr. Barth und des Referenten Dr. 
Weis im Geſetzg. Ausfch. der Abg. K. Abth. II, ©. 88 der Berbdlg. von 1860/61. 
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Diefe Frage muß fiherlich verneint werden. Denn da nad) dem Syſteme 
des Geſetzbuchs die Geldftrafe bei Vergehen auch dann, wenn fie im Betrage 
unter 150 Gulden zugemefjen wird, immer noch eine Vergehensſtrafe bildet, 
fo fann aus dem Umftande, dag in einem jpeziellen Falle zufolge gejeßlicher 
Beftimmung die Zumeſſung der Strafe für die ein Vergehen bildende ftraf- 
bare Handlung wegen vorhandener bejonderer Umftände in einem 150 fl. 
nicht überfteigenden Betrage erfolgen muß, keineswegs die Schlußfolgerung 
gezogen werden, daß die Handlung für den concreten Fall ihre Qualification 
als Bergehen verliert und zu einer bloßen Uebertretung herabſinkt; viel- 
mehr hätte das Gefeß, wenn eine ſolche Umänderung des Charakters der 
Handlung in Folge des bezeichneten Umftandes in feinem Willen gelegen 
wäre, dieß jedenfall ausdrüdlich ausfprechen müſſen. Da aber eine des- 
fallfige Beftimmung im Gefege nicht enthalten ift, jo folgt daraus von 
felbft, daß die geminderte Zurechnungsfähigfeit bei den mit Geldftrafe bedroh— 
ten Vergehen eine Aenderung der Natur der Handlung niemals zu bewirken 
im Stande ift; und es läßt fich dies um fo weniger bezweifeln, da auch 
bei den mit Gefängnißftrafe bedrohten Vergehen nicht geftattet ift, im Yalle 
geminderter Zurechnungsfähigfeit ftatt der Gefängnißftrafe auf Arreſtſtrafe 
zu erfennen, und hierin fich gleichfall® der Wille des Gefeges zu erkennen 
gibt, daß bei Bergehen wegen Borhandenfeins geminderter Zurechnungsfähigkeit 
eine Umwandlung des Charafter3 der Handlung in eine Webertretung über- 
haupt nicht Play greifen joll!). 

In Ziffer 3 des vorftehenden Artikel ift ferner den Gerichten die 
Befugniß eingeräumt, in dem Falle, wenn das Marimum der Strafe, 

’) Daß auch bie beiden Gejeggebungsausfchüffe der Meinung waren, daß bie 
geminderte Zurehnumngsfäbigfeit nad den bierüber beftehenden gefeßlichen Beſtimm— 
ungen bei Vergehen eine Umwandlung des Charakters der Handlung in eine Weber: 
tretung niemals bewirfe, Taffen die gepflogenen Verhandlungen mit voller Gewißheit 
entnehmen. Bezüglich des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeorbneten 
geht dieß hervor aus den Neußerungen, welche der Abg. Dr. Weis bei der Be- 
ſprechung über die beabfichtigt gewejene Einführung des Syftems der mildernden 
Umftände zuerft mündlich gemacht und dann in feinem besfalls erftatteren Vortrage 
Ihriftlich niedergelegt hat. Vrgl. Bd. I. ©. 499 und 534 der Verb. von 1856/58. 
Bezüglich des Gefeggebungsausfchuffes der Kammer der Reichsräthe wird dieß 
durch die Faſſung außer Zweifel geftellt, welche der Art. 83 bes Entwurfes von 1855 
nad) den Beſchlüſſen diefes Ausfchuffes erhalten follte, denn wiewohl diefer Ausſchuß 
die Geldftrafe bei Uebertretungen anfänglich Geldbuße zu nennen beichloffen hatte 
und jich überall dieſes Ausdruds zur Bezeichnung der Geldftrafe als Uebertretungs— 
ftrafe- bediente, ift in dem befagten Artikel nach feiner damaligen Fafjung nur von 
einer Herabjegung des Maßes der Geldftrafe, und nicht von einer Umwandlung 
derjelben in Geldbuße die Rede und ift hieraus deutlich zu entnehmen, daß an eine 
Umwandlung des Charakters einer ald Vergehen ftrafbaren Handlung in eine Weber: 
tretung im Folge Vorhandenſeins geminderter Zurechnungsfähigkeit gar nicht gedacht 
wurde. Vrgl. Art. 1 im Zuſammenhalte mit Art. 65 der vorläufigen Redaction 
bes erſten Theils des Gefeßentwurfs von 1855 nach den proviforifchen Beichlüffen 
bes Geſetzg. Ausſch. der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 239 und 267. 
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welche für die im Zuſtande geminderter Zurechnungsfähigkeit verübte ſtrafbare 
Handlung nah Maßgabe der vorzunehmenden Herabſetzung der ordentlichen 
Strafe erkannt werden Fann, eine drei Monate’ nicht überfteigende Gefäng- 
nißftrafe ift, Statt derjelben eine Geldftrafe nicht über fünfzig Gulden zu 
verhängen; daß aber auch dantı, wenn die Gerichte von diefer Befugnig 
Gebrauch machen, die Handlung den Charakter eines Bergehens beibehält, 
fann nach der eben gemachten Ausführung einem Zweifel nicht unterliegen. 

7. Es fann auch .vorfommen, daß mehrere Gründe, welche den Han- 
deinden als gemindert zurechnungsfähig erfcheinen laffen, zu gleicher Zeit zu 
jammentreffen, wie 3.8. wenn ein an fich geiftesfchwacher oder in hohem 
Grade betrunfener Menſch durch Drohungen zur Verübung einer ftrafbaren 
That bejtimmt wird und in Folge defjen nach Lage der Sache nicht blos 
die zur Erfenntniß der Strafbarfeit der That nöthige Urtheilsfraft, fon- 
dern auch die Freiheit der Willensbeftimmung in erheblichem Grade 
gemindert gewejen ift. In einem folchen Falle kann die ordentliche Strafe 
nicht doppelt, fondern nur einmal in der gefeßlich beftimmten Weiſe herab- 
gefegt werden. Der innere Grund, weshalb das Geſetz bei dem Vorhan- 
denjein der im vorftehenden Artifel bezeichneten Vorausfegungen eine Herab- 
jegung der ordentlichen Strafe eintreten läßt, ift nämlich der Zuftand der 
geminderten Zurehnungsfähigfeit, in welchem ſich der Webelthäter 
bei Verübung der That befunden hat; diefer Zuftand kann aber der Natur 
der Sache nad, wenn gleich durch mehrere Urfachen veranlaßt, doch immer 
nur einmal gegeben jein und folgeweife auch nur einmal beridfichtigt werden ; 
es muß jomit in dem vorausgefegten Falle dem Richter überlafjen werden, 
bei Ausmeſſung der nad Maßgabe dieſes Artikels herabgejegten Strafe das 


„gleichzeitige Zufammentreffen mehrerer Gründe für die Annahme geminderter 
Zurechnungsfähigkeit, injoferne hiedurch die Zurechnungsfähigfeit in einem 


bejonders hohen Grade gemindert erfcheint, geeignet in Betracht zu ziehen. 


Art. 69 . 


| — Wenn Jemand bei ſeiner Handlung einen Thatum— 


ſtand nicht kannte, durch deſſen Daſein die Strafbarkeit 
jener Handlung bedingt iſt, ſo iſt die letztebe ſtraflos. 

Waren dem Handelnden ſolche Thatumſtände unbe— 
kannt, durch deren Daſein die Strafbarkeit der Handlung 
erhöht wird, ſo werden dieſe Umſtände bei der Beſtrafung 
außer Berückſichtigung gelaſſen. 

In wie ferne in dem einen oder anderen Falle eine 
Beſtrafung wegen Fahrläſſigkeit einzutreten habe, iſt nach 
den in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuches enthaltenen 
Vorſchriften zu bemeſſen. 

22* 
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Entw. von 1855 Art. 59; Geſetzg. Ausſch. Berb. von 1856/58 der Abg. K. 
8b. I. ©. 48, 199, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 136, Prot. Bd. ©. 275; Entw. 
von 1860 Art. 71; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
136, 287, Abth. Il. S. 12, 200, der Reiher. K. Prot. Bd. I. ©. 48, 85. 


In diefem und dem folgenden Artifel handelt das Geſetz von dem 
Einfluffe, welchen der Irrthum des Handelnden auf die Strafbarkeit feiner 
Handlung ausübt; dabei läßt die beigefügte Randrubrik „Irrthum und Un» 
wiſſenheit“ deutlich entnehmen, daß das Gejeg hiebei den Irrthum in der 
weiteren Bedeutung des Wortes, d. h. aljo ebenſowohl die unrichtige 
Borftellung (eigentlichen error) wie auch die bloße Unfenntniß (igno- 
rantia) im Sinne hat. 

Der Irrthum kann entweder ein Thatirrthum oder ein Rechtsirr— 
thum fein. Bezüglih des erjteren, von welchem der vorftehende Artikel 
Handelt, ift Folgendes zu bemerken: 

1. Die bier aufgeftellten gejeglichen Beftimmungen über den Irrthum 
in TIhatumftänden ftehen im engften Zufammenhange mit Demjenigen, mas 
oben bei Art. 6 auf ©. 56 über das Wejen des Vorſatzes gefagt wurde. 
Dortjelbft wurde ausgeführt, daß eine objektiv ftrafbare Handlung nur 
dann als vorjäglich begangen zu erachten ift, wenn der Handelnde dieſe 
Handlung in allen ihren vom Gejege als wejentlich erflärten Beltand- 
theilen und Merkmalen gewußt und gewollt hat. Die Kenntnig aller 
wejentlichen Beitandtheile und Merkmale der ftrafbaren Handlung bildet jo- 
mit ein unumgänglich nothwendiges Erfordernig des Vorſatzes; daraus folgt 
aber von felbft, daß dem Handelnden dann, wenn ihm bei feiner Handlung 
ein Thatumſtand, durch welchen die Strafbarfeit der Handlung bedingt 
oder erhöht wird, nicht befannt geweſen ift, die verübte Handlung bezie- 
hungsweife der ihre Strafbarfeit erhöhende Thatumftand auh nicht als 
vorjäglih zur Schuld zugerechnet werden kann. — Diefen fih ſchon 
aus den Weſen des Vorſatzes ergebenden Grundſatz ſpricht das Geſetz zur 
größeren Deutlichfeit im vorftehenden Artikel ausdrüdlich aus; denn wenn es 
dajelbft bejtimmt, daß im Falle der Unkenntniß eines die Strafbarfeit der 
Handlung bedingenden Thatumftandes die Handlung ftraflos bleiben, 
im Falle der Unkenntniß eines die Strafbarkeit der Handlung erhöhenden 
Thatumftandes aber diefer Umftand bei der Beftrafung außer Berüdfid- 
tigung gelaffen werden ſoll, dabei jedoch ausdrüdlic die Einfhränfung 
beifügt, daß die Frage, inwieferne in dem einen oder andern Falle eine Be— 
ftrafung wegen Fahrläſſigkeit einzutreten habe, nad) den in der zweiten 
Abtheilung des Gefegbuchs enthaltenen Vorſchriften zu bemeſſen fei, jo ift 
damit im Wirklichkeit nichts Anderes gejagt, als daß erfteren Falls 
die Handlung überhaupt, letteren Falls der die Strafbarkeit der- 
jelben erhöhende Thatumftand dem Handelnden nicht als vorfäg: 
lich, fondern nur nach Umftänden als fahrläßig zugerechnet werden 
darf. Wer alfo z. B. mit feiner eigenen Tochter, welche er für eine An- 
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dere hält, den Beiſchlaf vollzieht, kann nicht wegen Blutfchande (Art. 208), 
wer jeinem Kinde im der irrigen Meinung, dadurch deſſen Lebenskraft ftärfen 
zu können, Arjenif zum Effen gibt und dadurch deſſen Tod verurfacht, kann 
nicht wegen Mords (Art. 228) jondern höchſtens wegen fahrläffiger Tödtung 
(Art. 232), mer ein alleinftehendes zur Aufbewahrung von Futtervorräthen 
dienendes fremdes Gebäude in Brand fegt, ohne zu wiſſen, daß fich dafelbft 
zur Zeit der Anlegung des Feuers Menſchen aufhalten, kann nicht wegen 
des höheren Grades der Brandftiftung nad) Art. 347, fondern bios wegen 
des niedrigeren Grades derſelben nad) Art. 348 beftraft werden, u. dgl. mehr. 

2. Was das Geſetz hier über den Thatirrthum beftimmt, findet auf jeden 
Handelnden, alfo nicht blos auf den Thäter, jondern auch auf den Theil- 
nehmer und Begünftiger einer ftrafbaren Handlung Anwendung; dieß 
folgt schon aus der unbefchränkten Faffung des Geſetzes und ift dieß nebft- 
dem in dem von der Beltrafung der Theilnahme und Begünſtigung handeln 
den Art. 65 ſogar ausdrücklich hervorgehoben. 

3. Aus der Vorſchrift des vorſtehenden Artikels ergibt ſich zugleich 
als argumentum e contrario der ohnehin in der Natur der Sache liegende 
Sat, daß ein Jrrthum in folhen Thatunftänden, welche die Strafbarkeit 
der Handlung weder bedingen noch erhöhen, ohne allen Einfluß auf 
die Strafbarfeit dieſer Handlung ift, und macht es hiebei feinen Unterfchied, ob 
der Irrthum das Objekt der Handlung oder die Beichaffenheit derfel- 
ben beziehungsmweife des dabei gebrauchten Mittels oder den urjählichen 
Zufammenhang zwiichen der Handlung und dem eimgetretenen Erfolge 
betroffen hat. So liegt ein die Strafbarkeit der Handlung nicht berühren: 
der Irrthum namentlich) dann vor, wenn der Thäter die von ihm beabfich- 
tigte ftrafbare That aus Verwechslung zwar an einem andern als dem von ihm ver- 
meinten aber doc) immerhin an einem tauglichen Objekte, an welchem die in Frage 
ftehende That gleichfalls begangen werden fann, vorfäglich vollbracht hat, wiez. 2. 
wenn der A, welcher den B körperlich mißhandeln will, im Dunkel der Nacht den 
Ü für den B hält und diefem die eigentlich für den B beftimmten Schläge 
verfegt. Daß in Zieſem Falle dem A die dem C zugefügte Mißhandlung als 
vorfäßlich begangen zugerechnet und derfelbe ungeachtet feines Irrthums 
in der Perſon des Mißhandelten des (vollendeten) Reates der vorfäglichen 
Körperverlegung fiir fehuldig erachtet werden muß, wurde bereits oben bei 
Art. 47 auf ©. 213 gezeigt und wird hier auf das dortjelbft Gefagte 
verwieſen. 

Ganz in ähnlicher Weiſe verhält es ſich aber auch dann, wenn z. B. 
der Giftmiſcher ſein Opfer aus Irrthum mit Strychnin ſtatt, wie er glaubt, 
mit Blauſäure vergiftet, oder wenn der Tod Desjenigen, welchem in mör— 
deriſcher Abſicht mit einem Dolche eine Wunde zugefügt worden iſt, nicht 
unmittelbar durch dieſe an ſich nicht tödtliche Wunde, ſondern vielmehr da— 
durch herbeigeführt wird, weil die Spitze des Dolches, ohne daß dieſes der 
Thäter wußte, in Gift getaucht war und dieſes Gift ſich dem Blute mit- 
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theilte, oder wenn Derjenige, welcher in mörderifcher Abficht von der Brücke 
in den Fluß geftürzt wird, nicht durch Ertrinken, wie der Thäter meint, 
fondern durch Zerichellen des Kopfes am einem Steine oder durch einen im 
Folge der plöglihen Einwirkung der Kälte herbeigeführten Schlaganfall fein 
Leben verliert u. dgl, mehr. In allen diefen Fällen hat der Thäter die 
Tödtung feines Opfers vorfäglich bewirkt, da diejenige Handlung, durch 
welche er deſſen Tod herbeizuführen beabfichtigte, das Beibringen des Giftes, die 
Verwundung mit dem Dolce, das Hinabftürzen in den Fluß, auch wirklich 
diefen Erfolg nach fich gezogen hat, und muß derjelbe ſomit hier überall 
eines Verbrechens des (vollendeten) Mordes für jchuldig erkannt werden; 
der Irrthum, im welchem fich der Thäter bei feiner Handlung Hinfichtlic) 
der Beichaffenheit des von ihm gebrauchten Mittel3 oder hinfichtlid der Art 
und Weife des Cauſal-Zuſammenhangs zwifchen feiner Handlung und dem ein- 
getretenen Erfolge befunden hat, erfcheint hiebei ohne Bedeutung, meil es 
bei dem Verbrechen des Mordes ganz gleichgültig ift, ob der Tod durch 
diefes oder jenes Gift, durch eine tödtlihe Wunde oder durch Vergiftung 
des Blutes, dur Ertrinfen oder durch Zerfchmettern des Kopfes oder durd) 
Herbeiführen eines Schlaganfall verurfacht worden ift und ſomit diefer 
Irrthum feinen die Strafbarfeit der Handlung bedingenden oder er- 
höhenden Thatumſtand betroffen hat. 

4. Was in dem Falle Rechten ift, wenn der Thäter verinöge eines 
factifchen Irrthums die verbrecherifhe Handlung mit einem untauglidhen 
Mittel oder an einem untauglichen Objekte guözuführen verfucht hat, 
wurde bereits bei Art. 47 auf ©. 208 u. ff. erörtert. 

5. Die Entfcheidung darüber, ob der Uebelthäter bei feiner Handlung 
einen auf die Strafbarfeit derjelben Einfluß habenden Umftand nicht gekannt 
hat, fteht immer dem Richter der That zu, und darf hiebei nach ausdrüd- 
licher Vorfchrift des Art. 22 des Einführungsgefeges zum Straf- und Po- 
Itzeiftrafgejeßbuche in Schwurgerichtsfällen in dem Falle, wenn während der 
Verhandlung das BVorhandenfein eines Irrthums in einem die Strafbarkeit 
erhöhenden Thatumftande behauptet wurde, die Stellung einer Frage hier- 
über an die Öefchwornen bei Strafe der Nichtigkeit nicht verweigert werden. Da— 
gegen hat eine eigene Frageftellung über einen die Strafbarfert der Handlung 
bedingendeh Thatumſtand nicht ftattzufinden, da cin folcher Irrthum 
jede Schuld des Angeflagten ausfchließt und alfo im Falle deſſen Vorhan— 
denſeins ohnehin die allgemeine Schuldfrage verneint werden muß. 

6. Schließlich muß noch erwähnt werden, daß die zweite Abtheilung 
des Geſetzbuchs bei einzelnen ftrafbaren Handlungen Spezialbeftimmun- 
gen enthält, durch welche die Anmendung der allgemeinen Vorjchriften des 
porjtehenden Artifel3 über den Thatirrthum theilmweife ausgefchlofjen wird. 
Bei manden ftrafbaren Handlungen erklärt nämlich das Geſetz das Borhan- 
denfein eines gemwifien Thatumftandes al3 ein nothmwendiges Erforderniß des 
Thatbeftandes des fraglichen Neates, jchreibt aber zugleich ausdrücklich vor, 
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daß die Unfenntniß (d. h. das bloße Nichtwiffen im Gegenfage zu dem 
eigentlichen error im engeren Sinne) diejes Thatumftandes ohne Einfluß 
auf die Strafbarfeit des Webelthäters fein fol. So ift das Verbrechen des 
Mißbrauchs zum Beifchlafe nah Art. 205 durch das Dafein des Thatum— 
ftande8 bedingt, daß die mißbrauchte Perfon das Alter von zwölf Jahren 
noch nicht: zurücgelegt hat; die bloße Unkenntniß des Alters der mißbrauchten 
Perfon kann aber nach Vorſchrift des Art. 227 einen Entfchuldigungsgrund 
für den Uebelthäter nicht begründen. Ein ähnliches Verhältniß waltet ferner 
ob bei den in den Art. 212, 215, 216, 220 — 222 aufgeführten ftraf- 
baren Handlungen. 


Art. 70. 


Die Unwiffenheit über das Beftehen eines Strafgefeges überhaupt 
oder über Art und Größe der Strafe, die Meinung, als ob die durch 
das Gefep verbotene Handlung nah dem Gewiſſen oder der Religion 
erlaubt gewejen fei, endlich die Befchaffenheit des Endzweckes oder Be— 
weggrundes, um deffen willen der Entichluß zur That gefaßt wurde, 
Schließen die Strafbarfeit nicht aus. 


Entw. von 1855 Art. 60; Geſetzg. pn Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. J. S. 48, 199, der Reichsr. R. Beil. Bd. ©. 138, Prot. Bd. ©. 276; Cum. von 
1860 Art. 72; Geſetzg. — von 1860/61 der Abg. K. Abth. 1.5 . 12, ber 
Reichsr. K. Prot. Br 


Bei dem Rechtsirrthume, von meldem der vorftehende Artikel 
handelt, pflegt man den Geſetzesirrthum (error legis), d. h. die Un- 
wiffenheit über das Beflehen des treffenden Strafgefeges oder unrichtige 
Borftellung von deſſen Inhalte, und den eigentlihen Rechtsirrthum im en- 
geren Sinne (error juris), d. 5. die Unkenntniß von der Rechtswibrigfeit 
der verübten Handlung zu unterjcheiden. 

1. Der Gefegesirrthum kann in feiner Weife einen Einfluß auf 
die Strafbarkfeit der verübten Handlung ausüben; denn der vorftehende Ar- 
titel jchreibt ausdrüdlih vor, daß die Unmiffenheit über das Beſte— 
ben eines Strafgejeges überhaupt oder über Arseund Größe 
der Strafe die Strafbarkeit nicht ausſchließt. — Diefe Beftimmung des 
Sefeges fteht im vollſten Einflange mit den Principien der Gerechtigkeit. 
Der innere Grund der Strafbarfeit einer Handlung beruht nämlich nicht 
auf dem ftrafdrohenden Gejege, welches nur die Strafbarfeit des allgemein 
als ftrafwürdig Anerkannten wirklich ausfpricht, fondern vielmehr auf der 
Rechtswidrigkeit der Handlung; hieraus folgt aber von felbft, daß die 
Strafbarfeit einer Handlung nicht davon abhängig fein kann, ob der Uebel- 
thäter bei deren Verübung jpecielle Kenntniß von dem Beftehen des treffen- 
den Strafgejeges und deſſen Inhalte gehabt hat oder nicht. 
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Wohl zu beachten ift übrigens, daß vom Standpunkte des Straf- 
rechts aus als ein Gefegesirrthum nur allein die Unfenntniß des in Frage 
ftiehenden Strafgejeges erfcheint, und gibt dies aud der vorftehende Ar- 
titel felbft Deutlich dadurch zu erkennen, daß er lediglich die Unmiffenheit 
über das Beſtehen eines Strafgejeges überhaupt oder über Art und Größe 
der Strafe als bedeutungslos für die Strafbarfeit der verübten Handlung 
erklärt. Dagegen bildet die Unfenntniß irgend eines anderen, z. B. eines 
Civil- oder Adminiftrativ- oder Sirchengejeßes im Gebiete des Straf- 
rechts feinen Geſetzesirrthum, jondern vielmehr einen Irrthum in einem 
Thatumftande, auf welchen die Beftimmungen des Art. 69 Anmendung 

finden müffen. Demgemäß fann aljo dem Webelthäter in dem alle, wenn 
ihm das Beftehen eines Civil-, Adminiftratio- oder Kirchengejeßes, welches 
die Strafbarfeit feiner Handlung bedingt, nicht befannt geweſen ift, dieſe 
Handlung nach Vorſchrift des Art. 69 niemals als vorjäglich begangen 
zugerechnet werden. Go jchreibt z. B. der Art. 217 vor, daß der Ehebrud) 
in der dort bezeichneten Weife zu beftrafen fei; eine eigene Begriffsbeftim- 
mung des Ehebruchs hat das Geſetz nicht aufgeftellt, weil es fi nad den 
Beftimmungen de3 Kirchenrechts ohnehin von jelbft verfteht, daß man unter 
Ehebruch "die Verlegung der Treue in gejchlechtlicher Beziehung, welche ein 
Ehetheil dem andern während beftehender Ehe fehuldig ift, Durch fleijch- 
lichen Umgang mit ‘einer andern Perjon begreift. Nun ift es eine Satzung 
des fatholifchen Kirchenrecht, daß auch bei erfolgter lebenslänglicher Schei- 
dung von Tiſch und Bett die Ehe noch fortbeftehen bleibt, und begeht 
folgeweife auch der lebenslänglich von Tiſch und Bett gejchiedene Ehegatte 
einen Ehebruch, wenn er mit einer andern Perfon den Beifchlaf voll- 
zieht. Segen wir aber den leicht möglichen Fall, daß ein lebensläng- 
ih von Tiſch und Bett gefchiedener Ehegatte die allerdings aus - der 
Auffaffung der Ehe vom Ffatholifhen Standpunkte mit Nothwendigfeit 
folgende, aber für einen ungebildeten Menjchen ſchwer begreiflihe Satzung 
des Kirchenrehts, daß die Ehe auch nach erfolgter lebenslängkicher Schei- 
dung von Tiſch und Bett noch fortbefteht, nicht kennt umd in der feften 
Meinung, die beftandene Ehe fei durch die erfolgte lebenslängliche Scheidung 
‚ vollftändig aufgelöft und habe font auch die für immer von ihm gefchie- 
dene Ehefrau feinen Anſpruch mehr auf Haltung der ehelichen Treue, mit 
einer andern Perſon fleifhlichen Umgang pflegt, jo wird ein jolcher Ehegatte 
gewiß nicht (auf Antrag des gejchiedenen Ehetheils) wegen Ehebruchs beftraft 
werden fönnen; denn er hat einen Thatumftand, durch deſſen Dafein die 
Strafbarkeit der Handlung bedingt ift, nämlich die Thatſache, daß nad 
den Fatholifchen Stirchengefegen die von ihm eingegangene Ehe troß der er- 
folgten lebenslänglihen Scheidung noch fortbefteht und er immer noch 
zur Haltung der ehelichen Treue verpflichtet war, nicht gefaunt, und 
muß ſomit nad Vorſchrift des Art. 69 die von ihm verübte (objectiv 
rechtswidrige) Handlung ftraflos bleiben. — So beftimmt ferner der fol- 
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gende Art. 71, daß der dienftlich umtergebene Beamte oder öffentliche Die- 
ner wegen des Vollzugs einer ihm von feinem Borgefegten innerhalb 
feines Gejhäftsfreijeß und in gehöriger Form anbefohlenen nad 
den bejtehenden Gefegen ftrafbaren Handlung ftraflos bleiben muß, wenn die 
Handlung blos einen Mißbrauch oder eine Weberjchreitung der Amtsgewalt 
oder eine Berlegung der Amtspflicht des Vorgefegten enthält. eben mir 
nun den Ball, daß der dienftlich Untergebene eine derartige ihm von feinem 
Borgejegten befohlene Handlung vollzogen hat, von welcher er aus Unkennt— 
niß der beftehenden Borichriften irrthümlich glaubte, daß fie innerhalb des 
Geſchäftskreiſes des Vorgeſetzten gelegen und in gehöriger Form befohlen 
worden jei, während in der Wirklichfeit eines dieſer beiden Erforderniſſe 
oder alle beide nicht gegeben find, jo ftellt fich diefer Irrthum gleichfalls als 
ein thatſächlicher Irrthum dar, welcher die Straflofigfeit des Untergebenen 
bewirken muß, weil er einen die Etrafbarfeit der Handlung bedingenden 
Thatumftand betroffen hat. 

2. In gleicher Weife mie der Gefegesirrthum kann auch der Rechts— 
irrthum im engeren Sinne, d. h. die Unfenntnig der Rechtswidrigkeit der 
Handlung feinen Einfluß auf die Strafbarfeit derfelben ausiben; denn es 
enthält der vorftehende Artikel in diefer Beziehung die ausdrüdliche Beftim- 
Ming, „daß die Meinung, als ob die durch das Geſetz verbotene Hand- 
fung nad) dem Gewiſſen oder der Religion erlaubt gemejen jei, die 
Strafbarfeit derfelben nicht ausschließt.” — Ihre innere Rechtfertigung fin- 
det diefe Beſtimmung in der nothmendigen Uebereinftimmung der Strafgejege 
des Staates mit dem natürlichen Rechts- und Sittlichfeitsgefühle, 
mie folches nach dem jegigen Etande der Kultur nicht blos dem bayerifchen 
Bolfe, jondern überhaupt allen civilifirten Bölfern gleichmäßig innewohnt. 
Den Gegenftand des Strafrechts bildet nämlich nur allein das allgemein 
als Unrecht Anerfannte; das Bemwußtfein defjen aber, was nad) allgemeiner 
Anfhauung für recht oder unrecht, gut oder bös gehalten wird, ift eine noth- 
mwendige PVorausfegung der Zurehnungsfähigfeit überhaupt und folgt 
daraus von jelbft, daß der Zurehnungsfähige ji auf die Unkenntniß 
der Rechtswidrigkeit der verübten Handlung zu jeiner Entjchuldigung nicht 
berufen kann. — Dagegen wird die Strafbarfeit der Handlung durch den 
Rechtsirrthum allerdings dann ausgefchloffen, wenn derjelbe feinen Grund 
darin hat, weil den Uebelthäter die Fähigkeit, das Rechte und Unrechte 
zu unterjcheiden, gänzlich gemangelt hat, wie dieß nad) der bei Art. 67 ges 
machten Erörterung nicht blos bei Blödſinnigen u. dgl. jondern insbeſondere 
auch bei Berjonen, welche abgejperrt von aller menschlichen Geſellſchaft auf: 
gewachjen find, oder bei Angehörigen einer fremden nicht cultivirten Natio- 
nalität, bei welcher das Nechtsbemußtfein nur mangelhaft und in ganz an— 
derer Weife wie bei cultivirten Völkern entwickelt ift, vorkommen kann. Allein 
hier erjcheint als die eigentliche Urfache der Ausſchließung der Strafbarfeit 
der Handlung nicht der Rechtsirrthum des Handelnden, jondern vielmehr ber 
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völtge Mangel der zur Unterfcheidung der Strafbarfeit der Handlung 
nöthbigen Urtheilskraft, welcher Mangel nach Vorſchrift des Art. 67 
einen gejeglichen Aufhebungsgrund der Zurehnungsfähigteit bildet, 
und iſt ſomit Hierin eine, Abweichung von dem Grundſatze, daß der Rechts- 
irrthum an jich feine Straflofigfeit bewirkt, nicht enthalten. 

3. Bezüglich der Schlußbeftimmmmg des vorftehenden Artikels, „daß 
die Beichaffenheit des Endzmwedes oder Bemweggrundes, um deſſen 
willen der Entjchluß zur That gefaßt wurde, die Strafbarkeit nicht aus- 
ichließt,“ wird auf das bereits oben bei Art. 6 auf ©. 55 bei der Be- 
trachtung des Vorſatzes Gejagte verwieſen. 


Art. 71 


Befehl. Der Befehl zur Begehung einer jtrafbaren Handlung 
macht den Thäter nicht jtraflos. 

Dat jedoch ein Beamter oder öffentlicher Diener in- 
nerhalb feines Gefchäftsfreifes und in der gehörigen Form 
feinem dienſtlich Intergebenen eine Handlung befohlen, 
welche nach den beitehenden Geſetzen ftrafbar it, und hat 
der letztere diefen Befehl vollzogen, jo ift der Untergebene 
dann ftrafloes, wenn die Dandlung blos einen Mißbrauch 
oder eine Weberjchreitung der Amtsgewalt oder nur eine 
Verlegung der Amtspflicht des Vorgeſetzten enthält. 

In allen Fällen bleibt derjenige, welcher den Befehl 
ertheilt hat, ftrafrechtlich verantwertlich. 


Entw. von 1855 Art. 61; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. J. ©. 48, 210, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 139, Prot. Bd. ©. 277; Entw. von 
1860 Art. 73; ‚Sejehg. Ausſch. Verb. von 1860, er — Abg. K. Abth. l. ©. 136, 
Abth. I. ©. 12 ‚ der Reiher. K. Prot. Bd. I. ©. 


Bei Beantwortung der in diefem Artikel behandelten Frage, inwieweit 
der Befehl zur Begehung einer ftrafbaren Handlung den VBollbringer ftraf- 
(08 macht, geht das Gejeß von der in der Natur der Sache begründeten 
Anſchauung aus, daß der Befehl nur da Straflofigfeit bewirken fann, wo 
auf der einen Seite das Recht, zu befehlen, und auf der andern Geite 
die Verpflichtung, unbedingt zu ge horchen, befteht. Ein ſolches unbe- 
dingtes Unterwürfigfeitsverhältniß ift aber heutzutage in der Regel nir- 
gend3 gegeben. Faßt man die Beziehungen zwifchen Kindern und Eltern, 
zwifhen Miündel und Vormund, zwifhen Schüler und Lehrer, zwi— 
ſchen Diener und Herrn, zwifchen Yehrling und Meifter u. dgl. ins Auge, 
To ift es zwar nicht zu beftreiten, daß die Kinder den Eltern, die Mündel 
den Bormündern, die Schüler den Lehrern gegenüber ꝛc. zc. im Allgemeinen 
zum Gehorfame verpflichtet find; allein diefe Pflicht zum Gehorfame geht 
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nad den heutigen Begriffen bei feinem diefer Verhältniffe jo weit, daß die 
Erfteren den Befehlen der Letzteren blindlings, d. h. mit Ausfchluß jeden 
Rechts zur Prüfung auch dann Folge leiften müßten, wenn der Befehl auf die 
Berübung einer ftrafbaren That gerichtet ift, und erjcheint ſomit durch einen 
jolhen Befehl die Freiheit der Willensbeftinnmung bei dem Vollbringer der 
Handlung feineswegs ausgejchlofjen. 

Mit Nücficht hierauf ftellt das Gejeg den Grundjag an die Spie, 
daß der Befehl zur Begehung einer ftrafbaren Handlung den Thäter, 
(d. h. den Bollbringer des Befehls, mag folcher nun eigentlicher Thäter, 
Theilnehmer oder Begünftiger einer ftrafbaren That fein) nicht ftraflos 
macht. Damit will jedoch das Geſetz nur ſoviel ausdrüden, daß der Be- 
fehl an ſich genommen feine Straflofigfeit bewirken fann; es fteht aljo 
diefe Beftimmung feineswegs entgegen, in dem Falle, wenn mit dem Befehle 
zugleich eine phyſiſche oder pſychiſche Gewalt verbunden geweſen ift, welche 
nad den obwaltenden Berhältnifien die Freiheit der Willensbeftimmung aus- 
zufchließen im Stande war, in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 67 Abf. 2 
Unzurehnungsfähigfeit des Handelnden anzunehmen und denfelben 
aus diefem Grunde ftraflos zu belaffen. | 

Eine Ausnahme von dem allgemeinen gejeglihen Grundjage, daß dem 
bloßen Befehle im Strafrechte eine Bedeutung nicht zufommt, tritt nur allein 
bei den dienftlich untergebenen Beamten und öffentliden Die- 
nern ein. Im Staatsdienfte fann nämlich dem Untergebenen aus politi- 
ſchen Gründen ein Prüfungsrecht über die materielle Legalität und Recht— 
mäßigfeit der ihm gewordenen dienftlichen Befehle nicht eingeräumt werden; 
vielmehr muß hier, wenn anders nicht der ganze Organismus de3 Dienftes 
gefährdet und geftört werden fol, der Untergebene dem Vorgejegten in allen 
reinen Dienftesfahen der Regelnah unbedingten Gehorſam leiften. 
Eine nothwendige Conſequenz diefes Verhältniſſes ift die im zweiten Abfage 
des vorftehenden Artifels enthaltene Beftimmung, daß in dem Falle, wenn 
ein Beamter oder öffentlicher Diener innerhalb feines Gejchäftskreifes und 
in der gehörigen Form feinem dienſtlich Untergebenen eine nad den 
beftehenden Gefegen ftrafbare Handlung befohlen hat, legterer wegen 
des Bollzugs diefes Befehls nicht geftraft werden darf, infoferne 
die fragliche Handlung blos einen Mißbrauch oder eine Weberfchreitung der 
Amtsgewalt oder eine Verlegung der Amtspflicht des Vorgefegten enthält. 

Im Einzelnen ift zu dieſer Vorſchrift folgendes zu bemerken: 

1. Der Befehl kann nur dann Straflofigkeit begründen, wenn der Ge— 
horhende dem Befehlenden dienftlich untergeben if. Ein dienftliches 
Subordinationsverhältnißg befteht nicht blos zwiſchen dem vorgefegten und 
dem untergeordneten Beamten, ſowie zwifchen dem Beamten und dem unter: 
gebenen öffentlichen Diener, jondern e3 kann ein folches auch zwiſchen den 
Öffentlichen Dienern untereinander vorfommen, infoferne der Eine dem An— 
dern vorgejegt if. — Wohl zu unterjcheiden von dem dienftlichen Subor- 
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dinationsperhältnifie ift das Verhältnig zwiſchen der vorgejegten Obrigkeit 
und den ihrer amtlichen Thätigfeit unterworfenen Staatsbürgern. Auf 
diejes letztere Verhältniß hat die hier zur Erörterung kommende Beſtimmung 
des Geſetzes feinen Bezug; der Befehl, weichen 3. B. der Richter an die 
Parthei, Der Polizeibeamte an einen Bewohner feines Amtsbezirts u. dgl. 
zur Begehung einer dem Strafgefege zumiderlaufenden Handlung erläßt, kann 
den Vollbringer der Handlung nicht ftraflos machen, und erfcheint dieß aud) 
vollfommen gerechtfertigt, da bei den Staatsbürgern die Pflicht zum Gehor- 
ſame gegen Die RVefehle der Chrigfeit ſich nur ſoweit erftredt, als der Be— 
fehl dem Geſetze conform ift, wogegen fie in dem Falle, wenn der Befehl 
eine mit Den beftehenden Geſetzen im Widerfpruche flehende Zumuthung ent- 
hält, zur WBermeigerung des Gehorſams nicht blos berechtigt fondern auch 
verpflichtet find. 

2. Der Befehl muß, wenn cv den dienftlich Untergebenen ftraflos machen 
ſoll, innerhalb des Gejhäftstreifes des Befehlenden gelegen und 
in der gehörigen Form ergangen fein. Auch der untergebene Beamte 
und öffentliche Diener ift nämlich feinem Vorgeſetzten nicht in allen Stüden, 
fondern nur inſoweit zum unbedingten Gehorſam verpflichtet, als die befoh- 
lene Handlung einerfeitS nad) den beftehenden Competenzverhältniffen zum 
amtlihen Wirkungsfreife des Vorgeſetzten gehört, und andererjeit3 in der ge 
hörigen, d. h. durch ausdrüdliche VBorfchrift oder durch die Gejchäftsübung 
feftgeftellten Form anbefohlen worden ift; fehlt eine diefer beiden Vorausſe— 
gungen, jo bejteht für den Untergebenen feine dienftliche Verpflichtung zum 
Bollzuge des erhaltenen Befehls und kann folgeweife in diefem Falle der 
Befehl des Vorgeſetzten die ftrafrechtliche Verantwortlichfeit des Untergebenen 
nicht aufheben. 

3. Der Dienftlihe Befehl kann aber auch nur dam Straflofigkeit be- 
wirfen, wenn die anbefohlene von dem dienſtlich Untergebenen vollzogene 
Handlung blos einen Mißbrauch oder eine Ueberfchreitung der Amtsgemwalt 
oder nur eine Verlegung der Amtspflicht des Vorgejegten enthält. In 
Folge diefer Beftimmung erjcheint der Untergebene ungeachtet des ihm er- 
theilten Befehls ftrafrechtlich verantwortlich: 

a) wenn die vollzogene Handlung ein jogenanntes gemeines Berbre- 
chen (den Ausdrud „Verbrechen“ im weiteren Sinne genommen) im Gegen: 
jage zu einem Amtsverbrechen bildet; dabei laffen die Worte des Geſetzes 
„blos einen Mißbrauch oder eine Weberfchreitung der Amtsgewalt oder nur 
eine Berlegung der Amtspflicht” Mar entnehmen, daß der Untergebene na— 
mentlich auch dann feinen Anfpruch auf Straflofigkeit machen kann, wenn in 
der Handlung neben einem Amtsverbrechen zugleich auch ein gemeines Ver— 
brechen enthalten ift; 

b) wenn die voklzogene Handlung der eigenen Dienftespflicht des Un- 
tergebenen zumider ift; denn da das Geſetz die Straflofigfeit ausdrüdlich 
davon abhängig macht, daß die Handlung bios einen Mißbrauch oder eine 
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Meberfchreitung der Amtsgewalt oder mur eine Verlegung der Amtspflicht 
des Vorgeſetzten enthält, jo folgt daraus von jelbjt, daß die Straflofig- 
feit auch dann ausgeſchloſſen erfcheint, wenn die Handlung zugleich auch eine 
Verlegung der dienftlihen Pflichten des Untergebenen ſelbſt involpirt. 

Diefe doppelte Einfchränfung findet ihre innere Rechtfertigung darin, 
weil in den beiden angeführten Fällen der Grund, weshalb der Untergebene 
außerdem zum unbedingten Gehorfame verpflichtet ift, die Unzuläßigfeit einer 
Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit des von dem VBorgefegten erlafienen 
Befehls nicht mehr einfchlägt; denn es Liegt hier die Unrechtmäßigfeit des 
ergangenen Befehls fofort ganz offen und zweifellos zu Tage und verfteht 
e3 fich hienach von felbft, daß der Untergebene in ſolchen Fällen zur Ver— 
meigerung des Gehorfams berechtigt und verpflichtet ift. Wenn aljo z. B. 
der Vorgeſetzte feinem Untergebenen befiehlt, eine zur Einleitung einer Unter- 
juhung führende falfche Anzeige gegen eine beſtimmte Perſon bei einer öf- 
fentlichen Behörde zu machen (Art. 199 Abf. 1) oder ein bei Gericht be- 
findfiches Teftament zu verfälfchen, (Art. 176, 177, Abi. 2 und 371 Abf. 
2) oder in der Eigenfchaft als Protofollführer unwahre Thatfachen in das 
ihm dictirte Protofoll niederzufchreiben und durch feine Mitunterfchrift zu 
beftätigen (Art. 371, Abſ. 1), und der Untergebene diefem Befehle Folge 
feiftet, jo muß derjelbe dieferhalb zur Strafe gezogen werden, da hier in 
der vollzogenen Handlung im den beiden erjten Fällen ein gemeines Delikt, 
in dem leßten alle aber wenigjtens eine Verlegung der eigenen ihm als 
Protofollführer obliegenden Dienftespflicht enthalten ift. 

4. Im Schlußfage des vorftehenden Artifel3 fpricht das Gejeß zur 
Beſeitigung jeden Zweifel ausdrüdliih aus, daß in allen Fällen Derjenige, 
welcher den Befehl ertheilt hat, ftrafrechtlih verantwortlich bleibt. Und 
zwar muß im dem Falle, wenn ein Untergebener im Vollzuge eines für ihn 
vollfommen verbindlichen Befehles eine objektiv ftrafbare Handlung verübt, 
der Vorgeſetzte nicht etwa als Theilnehmer (Anftifter) jondern vielmehr 
als der eigentlihe Thäter diefer Handlung erachtet werden. Der Unter— 
gebene bildet nämlich hier, da er dem ertheilten Befehle unbedingten Ge— 
horſam zu leiften verpflichtet ift, nur ein willenlofes Werkzeug in der Hand 
des BVorgefegten, und fteht ſomit diefer Fall mit jenem, wenn ein völlig 
Unzurechnungsfähiger als Mittel zur Verübung einer ftrafbaren Handlung 
benüßt wird, auf ganz gleicher Stufe; daß aber in dem leßteren Falle 
‚immer derjenige, welder den Unzurechnungsfähigen als Werkzeug benügte, 
als der Thäter erjcheint, wurde bereits oben bei Art. 52 auf ©. 230 dar- 
gethan und daſelbſt namentlich auch gezeigt, won welch großer praftijcher 
Bedeutung die richtige Yöfung der Frage, ob Jemand Thäter oder blos 
Theilnehmer der verübten That duch Anftiftung ift, mitunter fein kann.“) 


1) Daß im Falle eines volllommen verbindlichen Befehls nicht der Untergebene; 
fondern der befehlende Beamte jelbft als Thäter der verübten That erachtet werden 


350 Notbwehr. Art. 72 und 73, 


Art. 72. 


Nothmebr. Wer, um ſich oder Andere gegen einen bereits begonne- 
nen oder unmittelbar drohenden rechtswidrigen und gewalt- 


thätigen Angriff auf Perfon, Beſitz oder Eigenthum oder 
gegen widerrechtliches Gindringen in eine Wohnung oder 
ein Befisthum zu ſchützen, den Angreifer oder Eindringling 
tödtet oder verleßt oder überhaupt eine mit Strafe be— 
drohte Handlung verübt, ift ftraflos, infoferne er hiebei 
die Grenzen der Vertheidigung nicht ſchuldhaft überjchrit- 
ten hat. 

Das Nämliche gilt von demjenigen, der auf der Stelle 
den widerrechtlih Gingedrungenen wieder zu vertreiben, 
oder von dem auf der That betroffenen oder auf der Flucht 
begriffenen Räuber, Diebe oder anderen Angreifer den wi- 
derrechtlich entzogenen Beſitz beweglicher Sachen wieder zu 
erlangen ſucht. 

Die Ueberfchreitung der Grenzen der Vertheidigung 
ift als ſchuldhaft nicht zu erachten, wenn der Thäter nur 
aus Ueberraſchung, Beftürzung, Furcht oder Schrecken jene 
Ueberfchreitung begangen hat. 


Gntw. von 1855 Art. 63 und 64; Gejehg. Ausſch. Verb. von 1606/88 ber 
Abg. K. Bd. I. ©. 50, 214, ber Reicher. K. Beil. Bd. ©. 140, Prot. Bd. 278; 
.. von 1860 Art. 74; Geſebg. Ausſch. Verh. von 1860/61 = Abo. KR. Abın. I 

. 287, Abth. II. €. 12, 200; der Reiher. K. Prot. Bd. I. ©. 48. 


Art. 73. o 


Wenn durch den Richter der That entjchieden ift, daß der Thäter 
in Nothwehr gehandelt und nur die Grenzen derjelben ſchuldhaft über- 
fehritten hat, jo ift die auf die That gefeßte ordentlihe Strafe nad 
Maßgabe der Beitimmungen des Art. 68 herabzuſetzen. 


Entw. von 1855 Art. 65; Seiehe: Ausſch eur von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. €. 50, 214, ber Reihsr. K Beil. Bd. S. 142, Prot. Bd. ©. 281; Entw. 
von 1860 Art. 75; Geſetzg. Kusie — von 1860/61 der Abg. KR. Abth. 1. 
S. 12, ber Reicher. K. Brot. Bb. 


müffe, wurde im Gefeßgebungsausfhufje der Abg. K. von dem Abg. Dr. Ede 
-namentlich hervorgehoben, und ſcheint aud der Ausſchuß ſelbſt diefe Anjchau: 
ung getbeilt zu haben, da auf die besfallfige Bemerkung des Dr. Edel bie an: 
fänglich ‚von dem Referenten Dr. Weis proponirte Faffung des letzten Abſatzes des 
vorftehenden Artikels: „In allen Fällen ift jener Beamte, welcher den Befehl ertheilt 
bat, als Theilnehmer im Sinne des Art. 42 (nunmehr Art. 54) Ziff. 1 zu bejtra- 
fen‘ aufgegeben und ftatt deſſen die jegige Faſſung gewählt wurde, welche unverändert 
in dem neuen Gefeßentwurfe von — un von dba in das gegenwärtige Strafge— 
ſetzbuch übergegangen ift. Vgl. Bb. I. ©. 210—212 der Verhdlg. von 1856/58. 


— a ——— 
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Unter Nothwehr, wovon das Gefeg in den beiden vorjtehenden Ar- 
tifeln handelt, verfteht man die erlaubte Vertheidigung durch Privatgewalt 
gegen ungerechte Angriffe zum eigenen Schuge oder zum Schuge dritter 
Perfonen. Die Nothwehr bildet ein wirkliches Recht, deſſen innere Begrün- 
dung ſich aus der Rechtmäßigkeit der Selbtvertheidigung gegen einen unge: 
rechtfertigten Angriff ergibt. Zwar ift es allerdings richtig, daß zunächſt 
der Staat ausſchließend dazu berechtigt und verpflichtet ift, feine Angehöri- 
gen vor ungerechten Angriffen zu jehügen, und daß demzufolge injomweit, als 
der Staat diefen Schug wirklich gewährt, den einzelnen Staatsangehörigen 
das Recht der Selbftvertheidigung nicht zufteht. Allein es liegt der Natur 
der Sache nad) außer dem Bereiche der Möglichkeit, dag die Staatsgewalt 
allen Individuen in jeden Wugenblide ſchützend zur Seite fteht, und wird 
es deshalb immer Fälle geben, in welchen der Einzelne vom Schuge des 
Staate8 entweder ganz verlaffen, oder doc wenigſtens diefer Schug nicht 
ausreichend ift. In folchen Fällen tritt das Recht der Nothwehr in Wirkfan- 
keit, d. h. es räumt hier das. Geſetz dem Einzelnen die Befuguiß ein, 
ſowohl ſich ſelbſt zu "vertheidigen, als auch dritten Perſonen in ihrer Ver— 
theidigung beizuſtehen. 

Bei der Lehre von der Nothwehr ſind es folgende vier Punkte, welche 
einer eingehenden Erörterung bedürfen und einer ſolchen im Nachſtehenden 
unterſtellt werden ſollen: 

J. Die Bedingungen der Nothwehr; 

I. die Wirkung der Nothwehr; 

III. die Ueberjchreitung der Grenzen (Erzeß) der Nothwehr; 

IV, die Folgen einer ſolchen Ueberfchreitung. 

ad l, 

> Was zuerft die Bedingungen der Nothwehr anlangt, fo fann 

- 1. von einer Nothwehr immer nur gegenüber einem Angriffe die 
Rede fein. Durch dieſes Erforderniß tritt der weſentliche Unterjchied zwifchen 
des Nothwehr und dem Nothftande (vgl.S©.330) äußerlich ſcharf hervor; wäh- 
rend nämlich Nothwehr und Notbftand das VBorhandenfein einer Nothlage mit- 
einander gemein haben, muß diefe Nothlage bei dem in Nothwehr Befind- 
lichen nothiwendig durch einen Angriff von Seiten eines Dritten, bei dem im 
Nothftande Befindlichen dagegen durch Zufall, durch die en ei Um- 
ftände hervorgerufen fein. | 

Die Notwehr ift nach Vorſchrift des Gejeges ſowohl 

a. gegen Angriffe auf die Perſon, als auch 

b. gegen . Angriffe auf Befig und Eigenthum, d. 5. aljo gegen 
Angriffe auf das Vermögen geftattet. 

AS ein Angriff auf die Perfon erfcheinen nicht blos die Angriffe auf 
Leben, Gejundheit, Freiheit und Keuſchheit, fondern namentlich auch 
die Angriffe auf die Ehre; denn die legtere bildet gleichfalls ein Recht der 
Perfönlichteit und läßt es ſich deshalb nicht bezweifeln, daß nach Maßgabe 
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dieſes Gejegbuchs die Nothwehr auch gegen Angriffe auf die Ehre (jedoh, 
wie dieß nachher sub Ziff. 4 gezeigt werden wird, nur infoferne, als die 
Ehre thätlich angegriffen wird) zuläſſig ift. 

Was fodann die Angriffe auf Bejig oder Eigenthum anlangt, fo 
erſcheint es völlig gleichgültig, ob der Angriff auf eine bewegliche oder 
unbemweglihe Sache gerichtet ift, und enthält in legterer Beziehung, wie 
dieß das Gefeg zur Befeitigung jeden Zweifel ausdrüdlich hervorgehoben 
bat, die bloße Thatjache des Eindringens in eine Wohnung oder in ein 
Beſitzthum ſchon an fich ohne alle Rüdficht darauf, ob das Eindringen in 
der Abficht der Befigentfegung oder aus irgend einem andern Grunde wie 
3. B. zum Zwecke einer Durchſuchung gejchieht, einen die Ausübung der 
Nothwehr rechtfertigenden Angriff in fich. 

2. Der Angriff muß entweder bereit3 begonnen haben, oder er muß 
wenigften® unmittelbar bevorftehend, d. h. die Sachlage muß fo be- 
ichaffen fein, daß der Bedrohte darnach nicht anders annehmen kann, als 
daß der Gegner jofort zum Angriffe übergehen werde, wenn ihm nicht die 
Bertheidigung zuvorkommt. | 

Durch diefes Erfordernig, welches man in der juriftifchen Sprache ge- 
wöhnlich mit den Worten, daß der Angriff ein gegenmwärtiger fein müſſe, 
zu bezeichnen pflegt, ift das Gebiet der Nothwehr nach zwei Seiten hin ab- 
gegrenzt; es wird nämlich hiedurch klar ausgedrüdt, daß einerjeitd gegen 
erft fünftig mögliche und andererfeitS gegen bereit beendigte An- 
griffe das Recht der Nothwehr nicht Plat greift. Dieſe beiden Einfchrän- 
fungen find jchon im Begriffe der Nothwehr gelegen; denn es verfteht fich 
von jelbft, daß in dem Falle, wenn ein Angriff erjt für die Zukunft in 
Ausfiht fteht, wenn es alfo überhaupt noch ungewiß ift, ob derjelbe jemals 
eintreten wird oder nicht, und ebenjo auch dann, wenn ein Angriff zwar 
ftattgefunden, aber bereits volljtändig fein Ende erreicht hat, von einer Noth- 
mehr, d. h. von der Abwehr eines gemachten Angriffs feine Rede 
fein kann. 5 

Die Beendigung des Angriffs kann übrigens der Natur der Sache 
nach immer erft dann angenommen werden, wenn der durch den Angriff her- 
beigeführte Zuftand der Gefahr gänzlich befeitigt ift. Daß die Beendi- 
gung des Angriffs mit dem Momente der juriftiichen Vollendung der von 
dem Angreifer verübten ftrafbaren That zufammenfalle, ift keineswegs unbe- 
dingt nothmwendig, und kann es vielmehr ebenfomohl auch vorfommen, daß 
der Angriff auch nach diefem Zeitpunkte noch fortdauert. So erjcheint na- 
mentlich bei den Verletzungen der perfönlichen Freiheit, nämlich beim Men— 
Ichenraube (Art. 251), bei der Entführung (Art. 253) und bei der wider» 
rechtlichen Gefangenhaltung (Art. 255) der Angriff auf die geraubte, ent: 
führte oder gefangene Perfon erft dann beendigt, wenn diefe Berfon ihre Be- 
freiung aus der Gewalt des Verbrechers erlangt hat, und ift ſomit aud bis 
zu diefem Momente das Recht der Nothwehr fortwährend begründet. 
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Der zweite Abſatz des Art. 72 fchreibt vor, daß die gefelichen Be— 
ſtimmungen über Nothwehr auch auf Denjenigen Anwendung finden follen, 
„welcher auf der Stelle den widerrechtlich Eingedrungenen wieder zu ver- 
treiben, oder von dem auf der That betroffenen oder auf der Flucht begrif- 
fenen Räuber, Diebe oder andern Angreifer den widerrechtlich entzogenen 
Befig beweglicher Sachen wieder zu erlangen ſucht“; es find aljo Hier auch 
ſolche Handlungen, welche die Wiedererlangung eines bereits entzo- 
genen Befiges zum Gegenftande haben, als unter den Begriff der Noth- 
wehr fallend erklärt. Diefe Vorschrift fteht zwar fcheinbar mit dem Grund— 
jage, daß gegen bereit3 beendigte Angriffe eine Nothwehr nicht mehr Platz 
greift, im Widerfpruche; allein im Wirklichkeit ift hierin eine Verlegung dieſes 
Grundfages in feiner Weife enthalten. Nach den Beftimmungen des Eivil- 
vecht3 hat nämlich der gewaltfam aus dem Befige Entfetste, welcher fich Durch 
in continenti geübte Gewalt fofort wieder in den Befiß fest, und ingleichen 
auch derjenige, welcher den heimlich in fein Beſitzthum Eingedrungenen un- 
mittelbar nach erlangter Wifjenfchaft mit Gewalt wieder vertreibt, rechtlich 
den Befig noch gar nicht verloren gehabt. Eine nothwendige Confequenz 
hievon ift, daß bei einem Angriffe auf eine bewegliche oder unbemwegliche 
Sache die Beendigung des Angriffs. und folgeweife die Unzuläffigfeit der 
Nothwehr immer erft dann angenommen werden kann, wenn der vechtmäßige 
Befiger während eines erfennbaren dazmwifchen liegenden Beit- 
raumes der Möglichkeit, körperlich über die Sache zu verfügen, gänzlich be- 
raubt gemwejen ift; denn bis zu diefem Zeitpunfte erfcheint der Verluft des 
(rechtlichen) Befiges, da er immmer noch in continenti. abgewehrt werden kann, 
nicht als eine vollendete Thatſache, fondern nur als eine drohende Gefahr. 
Nun laffen aber die Worte des Gefeges „auf der Stelle zu vertreiben 
ſucht,“ und der Ausdruck „von dem auf der That betroffenen oder auf 
der Flucht begriffenen Diebe ꝛc. 2.” deutlich entnehmen, daß nach Maß- 
gabe dieſes Geſetzbuchs die auf die Wiedererlangung eines bereits faktiſch 
entzogenen Beſitzes abzielenden Handlungen nur allein in dem Falle unter 
den Begriff der Nothwehr fallen, wenn zwifchen dem Akte der widerrechtli— 
hen Entziehung des Befiges und dem Afte der gewaltfamen Wiedererlang- 
ung defjelben ein Verhältniß der Kontinuität befteht und in der Zwi— 
fchenzeit noch fein Moment des ruhigen Innehabens für den urjprüng- 
lichen Angreifer eingetreten geweſen ift, und fteht fomit die im zweiten Ab- 
fage des Art. 72 enthaltene Beftimmung, welche zudem auch völlig unent- 
behrlich ift, wenn das Recht der Nothwehr einen wirkſamen Schuß in Be— 
zug auf Belig und Eigenthum gewähren foll, feineswegs im Widerfpruche 
mit dem allgemeinen Orundjage, daß gegen bereits beendigte Angriffe die 
Nothwehr ausgefchlofjen ift. — Die Frage, ob ein folches BVerhältniß der 
Continuität zwifchen dem Afte der Entziehung des Befiges und der gemalt- 
famen Wiedererlangung deſſelben befteht, wie es das Geſetz verlangt, muß 


in jedem einzelnen Falle aus den Umftänden entnommen und von. den zur 
Hocheder, Strafgefegbud. L Bd. 23 
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Beurteilung der Thatfrage berufenen Gefhwornen oder Richtern nach ihrem 
freien Ermeſſen entſchieden werden. 

Wenn lbrigens auc den Vorgeſagten zufolge das Necht der Nothwehr 
in gewiſſer Beziehung die Befugnig zu folhen Handlungen dev Privatver- 
theidigung in fich fchließt, welche die Wiedererlangung eines bereits faktiſch 
entzogenen Beſitzes bezweden, fo ift doch diefe Befugniß in der Weije be- 
Ihränft, Daß der Act zur gewaltfamen Wiedererlangung des Beſitzes nur 
gegen Denjenigen, welder den urfprünglichen Angriff gemacht hat, 
ftattfinden, keineswegs aber auch gegen eine bei diefem Angriffe nicht bethei- 
ligte dritte Perfon, wie z. B. gegen jenen, in dejjen Hände das geftohlene 
oder geraubte Gut von dem auf der Flucht begriffenen Diebe oder Räuber 
bereit3 itbergegangen ift, gerichtet werden darf; dieß ergiebt fich deutlich aus 
den Worten des Gejeges „den mwiderrechtlid Eingedrungenen wieder zu 
vertreiben, von dem Räuber, Diebe oder fonftigen Angreifer zu er 
langen jucht." 

3. Der Angriff muß ein rechtswidriger, das Eindringen im die 
Wohnung oder das Befigthum ein widerrechtliches fein. Es gibt näm- 
{ich auch berechtigte Angriffe; zu diefen gehören nicht allein die innerhalb 
des gejeglichen Wirkungsfreifes ergehenden einen Angriff enthaltenden Amts— 
handlungen der Obrigkeit, wie z. B. Verhaftungen, Hausdurchſuchungen, Aus— 

pfändungen 2c. 2c., jondern insbefondere auch der Gegenangriff, welcher von 
Seiten des in Nothmwehr Befindlichen zur Abwehr des bereit3 begonnenen 
oder unmittelbar drohenden Angriffs gemacht wird. Gegen ſolche bered- 
tigte Angriffe findet Feine Nothwehr ftatt, da diefelbe nur gegen rechts— 
widrige Angriffe zuläffig ift. Demgemäß hat auch der Cat „gegen Noth- 
wehr gibt es feine Nothwehr,“ infoferne feine volle Nichtigkeit, als der in 
Notwehr Befindliche fich Feine Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr 
zu Schulden kommen läßt, wogegen gegen einen Erzeß der Nothwehr,, da 
hierin jelbjt wieder ein rechtswidriger Angriff enthalten ift, allerdings Noth- 
wehr zuläffig erfcheint, wie dieß unten ad IIT. gezeigt werden wird, 

Daß der rechtswidrige Angriff auch ſubjektiv verbreherifch fe, 
wird nicht erfordert; vielmehr genügt fchon die objektive Rechtswidrig— 
feit, um das Recht der Nothwehr zu begründen. Daher kann die Noth— 
wehr auch gegen einen Unzurechnungsfähigen wie 3.8. gegen einen Rafenden, 
welcher einen rechtswidrigen Angriff macht, ausgeiibt werden; ja fogar gegen 
den im Nothftande Befindlichen gibt e8 ein Recht der Notwehr, da der | 
Nothitand nach der oben zur Art. 67 Abf. 2 gegebenen Erörterung nur einen 
Ausihliegungsgrund der Strafbarfeit wegen vorhandener Unzurechnungsfähig— 

. feit bildet, keineswegs aber die objektive Nechtswidrigfeit der verübten ftraf- 
baren That aufhebt. 

4. Endlih muß der Angriff auch ein gewaltthätiger fein. Dieſes 
Erforderniß darf jedoch nicht in der Weiſe aufgefaßt werden, als ob zur 
Begründung der Nothwehr die Verübung einer eigentlichen Gewaltthat, d.h. | 
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die Anwendung einer überlegenen Kraft gegen Perfon oder Vermögen des 
Angegriffenen nothwendig wäre; vielmehr will das Geſetz, wenn es einen 
gewaltthätigen Angriff verlangt, damit nur foviel ausdrüden, daß ein thät- 
liches Einmwirfen auf der Rechtsiphäre des Angegriffenen in perfönlicher 
oder vermögensrechtlicher Beziehung ftattfinden müſſe. So erjcheint z. 8. 
das Recht der Nothwehr zweifello8 auch gegen Denjenigen begründet, welcher 
den freimillig in fein Haus Gekommenen durch Einjperren im Haufe feiner 
Sreiheit beraubt und in diefer Weife widerrechtlich gefangen hält, oder mel- 
her einen Andern heimlich ohne Verübung irgend einer Gewalt an Perfonen 
oder Sachen beftiehlt; denn wenn glei in den beiden angeführten Fällen 
bei Ausführung der ftrafbaren That eine eigentlihe Gewalt nicht ange- 
wendet wird, fo enthält doch das Einfperren im Haufe, das Hinwegnehmen 
der den Gegenftand des Diebftahls bildenden Sachen immerhin ein thätliches 
(materielles) Einwirken auf die Perſon, beziehungsweife das Vermögen des 
Andern in fih, und ift ſomit das Erfoderniß eines gewaltthätigen Angriffs 
in dem Sinne, in welchem bier das Wort „gewaltthätig” zu nehmen ift, 
offenbar gegeben. 

Daraus, daß das Gefeg einen gewaltthätigen Angriff als Bedingung 
der Nothwehr erklärt, ergibt fich ferner auch, dag nad) Maßgabe diefes Ge- 
fegbuch8 gegen blos wörtliche oder fymbolifche Angriffe auf die Ehre 
eine Nothwehr nicht zuläffig ift; denn wenn es ſich auch nach dem bereits 
oben sub Ziff. 1 Gefagten nicht bezweifeln läßt, daß unter den im Geſetze 
benannten „Angriffen auf die Perfon“ auch die nicht beſonders hervorge- 
bobenen Angriffe auf die Ehre begriffen find, weil die Ehre gleichfalls ein 
Recht der Perfönlichkeit bildet ıumd ſomit durch die Verlegung derjelben die 
Perjon felbft angegriffen wird, jo ift doch bei blos mörtlichen oder ſymboli— 
fhen Injurien das vom Gefege verlangte Merkmal eines gewaltthätigen 
Angriffs nicht gegeben. Demgemäß erjcheint aljo nach dieſem Geſetzbuche 

das Recht der Nothwehr gegen Angriffe auf die Ehre nur dann begründet, 
wenn der Angriff aus dem Gebiete der bloßen Verbal- und fymbolijchen 
Injurie heraustritt und in jenes der Thätlichfeit übergeht, wie z. B. 
"wenn Jemand mit Koth befchmiert oder in einem Narrenaufzuge zu ſchimpf— 
licher Schauftellung ausgefegt oder herumgeführt wird u. dgl., in welchen 
Falle das Erforderniß eines gewaltthätigen Angriffs im Sinne des Geſetzes 
“ allerdings gegeben ift. 

Was fodann insbefondere noch das Eindringen in eine Wohnung 
oder in ein Befisthum anlangt, jo hat das Geſetz hier das Erfordernig der 
Gewaltthätigfeit zwar nicht bejonders namhaft gemacht; allein es findet dieſer 
Umftand feine Erklärung darin, weil das bejagte Erfordernig jchon durch 
den Ausdrud „Eindringen“ felbft genugjam bezeichnet ift, da ein Eindringen 
ohne ein thätliches Einwirfen auf die Sache, d. h. alfo ohne eine Gewalt- 
thätigfeit im gefeßlichen Sinne ohnehin nicht möglich ift. 

5. Weitere Bedingungen, als die voraufgeführten werden vom Geſetze 

23* 
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zur Begründung des Rechts der Nothwehr nicht verlangt. Hienach tft es 
alfo vor Allen fein Erfordernig der Nothwehr, daß der Angriff ein unver- 
ſchuldeter gemwefen ift; vielmehr fteht das Necht der Nothwehr auch Dem- 
jenigen zur Seite, welcher den Angriff in irgend einer Weife, z. B. durch 
Schimpfworte, herausfordernde Redensarten ꝛc. ꝛc. ſchuldvoll provocirt hat; 
ebenfo auch Demjenigen, welcher urfprünglich felbjt der rechtswidrige Angrei- 
fer gewejen ift, imfoferne der Angegriffene durch Begehung eines Exceſſes 
der Nothwehr feinerjeit3 zu einem rechtswidrigen Angriffe übergeht; ja jogar 
dem Duellanten fann das Recht der Nothwehr in dem Falle nicht abge» 
jprochen werden, wenn fein Gegner ihn mit Außeradtlafjung der gewöhn— 
lichen Kampfesregeln angreift, wogegen bei Einhaltung diefer Regeln von 
einer Nothwehr bein Duelle um deswillen feine Rede fein kann, weil hier 
jeder der Duellanten al3 rechtswidriger Angreifer erſcheint. Wenn gleich 
nämlich in den angeführten Fällen die den rechtswidrigen Angriff veranlafjende 
Handlung jelbft als ftrafbar erfcheint, jo kann doch durch dieſen Umftand 
das Recht der Nothwehr gegen den das Moment der Nechtswidrigfeit 
an ſich tragenden Angriff nicht ausgefchloffen werden. 

Zu den Bedingungen der Nothwehr gehört ferner nah Maßgabe diejes 
Geſetzbuches auch nicht die Unmöglichkeit, dem rechtswidrigen Angriffe ohne 
Nachtheil ausweichen zu fönnen, und läßt es fich alſo insbefondere nicht 
bezweifeln, daß die Abwehr eines Angriffs nach dieſem Gefegbuche auch dann 
als Nothwehr erfcheint, wenn z. B. der Angegriffene im Voraus wußte, daß 
an einem beftinmten Orte ein Angriff auf ihm ftattfinden werde, trogdem 
aber ohne zwingende Veranlaffung fich dorthin begeben hat, oder wenu es 
demfelben vor dem Zeitpunfte, in welchen der Angriff auf ihn gemacht 
wurde, möglich geweſen ift, die Hilfe der Obrigfeit anrufen und dadurch den 
beabfihtigten Angriff völlig vereitelm zu können, er aber diefes zu thun 
unterlafjen hat; dagegen wird in den angeführten Beifpielen allerdings, wie dieß 
unten ad II. gezeigt werden wird, eine Weberfchreitung der Örenzen der 
erlaubten Bertheidigung (Exceß der Nothwehr) mit Recht als gegeben er- 
achtet werden können. 

ad II. 
Wirkung der Nothwehr. 

1. Die in Ausübung der Nothwehr erfolgte Vertheidigung gegen einen 
rechtswidrigen Angriff ift eine vehtmäßige Handlung. Denn wenn aud) 
an ſich die Selbftvertheidigung gegen Angriffe dem Einzelnen aus dem runde 
nicht geftattet ift, weil Selbfthilfe im einem geordneten Staate nicht Plag 
greifen darf und mir allein die Obrigkeit zur Abwehr von Angriffen be- 
rechtigt und verpflichtet ift, fo erjcheint doch infoweit, al8 die Abwehr eines 
Ungriffs von Seiten der Obrigkeit thatfächlich nicht ftattfindet, was bei der 
Nothwehr in Gemäßheit des Erfordernifjes eines bereits gegenmärtigen 
Angriffs immer der Fall ift, die Selbftvertheidigung als eine erlaubte und 
jogar als eine pflihtmäßige Handlungsweife. Eben aus diefer Rehtmäßig- 
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feit der in der Nothwehr geübten Vertheidigung folgt mit Nothwendigkeit, 
daß bei dem Borhandenfein der gefeglihen Bedingungen der Nothwehr all 
den Schug gegen den gemachten Angriff bezwedenden Handlun- 
gen ftraflos fein müffen, infoferne nur die Grenzen der Berthei- 
digumg (vergl. das unten ad IM. Geſagte) nicht fchuldhaft überſchritten 
werden. 

2. Die Straflofigkeit bezüglih aller zum Schutze gegen den gemachten 
Angriff vorgenommenen (objektiv ftrafbaren) Handlungen tritt unter der an- 
gegebenen Borausfegung nicht blos für den Angegriffenen felbft, fondern 
auch für jeden Dritten ein, welcher dem in rechter Nothwehr Begriffenen 
beifpringt; denn nachdem die Ausübung der Nothwehr eine an fich recht— 
mäßige Handlung ift, jo muß e8 der Natur der Sache nad) auch geftattet 
fein, andern in Nothwehr befindlichen Perfonen Beiftand zu leiſten. 
Und zwar ift die Berechtigung, einer andern in Nothwehr befindlichen Perjon 
beizuftehen, nicht erft von einer vorgängigen Aufforderung zur Hilfeleiftung 
von Seiten diefer Perfon abhängig und wäre vielmehr ein ſolches Verlangen 
um fo ungerectfertigter, da häufig die Hilfe gerade erft dann recht noth- 
wendig erjcheint, wenn den Angegriffenen die Anrufung derſelben gar nicht 
mehr möglich ift. 

3. Wie bereitS erwähnt, find nad) Vorfchrift des Geſetzes alle objektiv 
ftrafbaren Handlungen ohne Ausnahme, melde im Stande der Nothwehr 
ohne jchuldhafte Weberfchreitung der Grenzen der BVertheidigung verübt 
werden, ſtraflos. In der Regel werden nun allerdings die in der Noth- 
wehr verübten Handlungen gegen den Angreifer (oder Eindringling) 
gerichtet fein und in der Verlegung oder Tödtung deffelben beftehen, 
und hebt deßhalb das Geſetz Ddiefen Fall als den gewöhnlichen befon- 
ders hervor. Allein es kann auch vorkommen, daß andere objektiv ftraf- 
bare Handlungen als Tödtung oder Körperverlegung wie 3. B. Freiheitsbe- 
fchränfungen, Eigenthumsbefchädigungen zc. ꝛc. im Stande der Nothmwehr ver- 
übt werden, und ebenfo ift es auch möglich, daß durch eine bei Ausübung 
der Nothwehr begangene objektiv ftrafbare Handlung eine dritte beim An- 
griffe in feiner Weife betheiligte Perfon betroffen wird, wie z. B. wenn 
Derjenige, welcder den auf der Flucht begriffenen Dieb verfolgt, um ihm 
die gejtohlenen Sachen wieder abzunehmen, das Eigenthum eine Dritten 
befchädigt, indem ihm nur auf diefe Weife eine erfolgreiche Verfolgung des 
Diebes möglich ift u. dgl. — Auch ſolche gegen (ſchuldloſe) Dritte ge 
richtete objektiv ftrafbare Handlungen find nach Maßgabe diefes Geſetzbuches 
ftraflos, wenn fie in Ausübung der Nothwehr und ohne jchuldhafte Ueber- 
fchreitung der Grenzen der Bertheidigung begangen werden; denn das Geſetz 
erflärt nach vorheriger Hervorhebung der Tödtung oder Verlegung des An— 
greiferd ganz allgemein Denjenigen fir ftraflos, welcher überhaupt eine 
mit Strafe bedrohte Handlung (in der Richtung gegen wen immer, 
Da eine Einfchränfung nicht gemacht ift) verübt, und ift hiedurch Har aus- 
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gedrüct, Daß die direfte Richtung der Handlung gegen den Angreifer keines— 
wegs ein nothwendiges Erforderniß der Straflofigteit bildet, fondern mur 
allein der Gefichtspunft entjcheidend ift, ob die verübte objektiv ftrafbare 
Handlung den Schuß gegen den gemachten Angriff bezweckt hat. 


ad II. 


Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr. 

1. Bor Allem muß bier hervorgehoben werden, daß von einer Ueber— 

ſchreitung der Grenzen (einem Exceſſe) der Nothwehr immer blos dann die 
Rede fein kann, wenn die jämmtlichen ad I, erörterten gejeglihen Be- 
dingungen der Nothwehr vorhanden find; fehlt auch nur eine einzige von 
diefen Bedingungen, fo liegt überhaupt feine Nothwehr mehr vor, und fann 
fomit auch fein Exceß derjelben gegeben fein. Daß die Fälle, im welchen 
e8 an den Bedingungen der Nothmwehr fehlt, von den Fällen eines Excefjes 
der Nothwehr ftrenge gefchieden werden, ift namentlich aus dem Örunde praf- 
tifh von großer Wichtigfeit, weil bei dem Mangel einer gejelichen Beding— 
ung der Nothwehr die verübte objektiv ftrafbare Handlung nad) den gewöhn— 
lichen Strafbeftimmungen zu bemefjen ift, während bei einem Exceſſe der 
Nothwehr Die ad IV. zur Erörterung kommenden bejonderen Beftimmungen 
des Gefeges über die Beſtrafung der Weberjchreitung der Grenzen der Noth- 
wehr zur Anwendung zu kommen haben. Co können aljo z. B. Verlep- 
ungen, welche dem Angreifer zu einer Zeit zugefügt werden, wo der Angriff 
bereit3 vollftändig beendigt oder nod gar nicht unmittelbar dro- 
Hend ift, oder welche al3 Reaction gegen einen blos jymbolifchen oder 
wörtlichen Angriff auf die Ehre ftattfinden, niemals einen Exceß der Noth- 
wehr begründen und als folcher bejtraft werden, da hier das Erforderniß 
eines gegenwärtigen, beziehungsmeife eines gewaltthätigen Angriffs 
nicht gegeben ift. Dabei verfteht es fich übrigens von ſelbſt, daß auch in 
folchen Fällen, in welchen Jemand zur (angeblichen) Nothwehr fchreitet, ohne 
daß die fämmtlichen Bedingungen derjelben gegeben find, umd in Folge deſſen 
die Anwendbarkeit der fpeciellen VBorfchriften über die UWeberfchreitung der 
Nothwehr und deren Beftrafung ausgefchloffen erfcheint, unter Umftänden 
Beranlaffung gegeben fein fann, den Thäter wegen der von ihm verübten 
Handlung auf Grund der allgemeinen in den Art. 67 und 68 enthal- 
tenen gefeglichen Beftimmungen über Unzurechnungsfähigfeit und geminderte 
Zurechnungsfähigfeit entweder völlig ftraflos zu belaffen oder wenigftens 
mit einer milderen al3 der auf die Handlung gejegten ordentlichen Strafe 
zu belegen. 

2. Wenn aber auch die jänmtlihen Bedingungen zur Begründung der 
Nothwehr vorhanden find, jo hat doch das Necht der Nothwehr feine na— 
türliden Grenzen. Worin diefe Grenzen beftehen, ift zwar im Ge— 
jege nicht ausgeſprochen; allein es kann dieß nicht zweifelhaft fein, wenn 
man das Weſen der Nothwehr als eines bloßen Bertheidigungsrets 
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gehörig ind Auge faßt. Daraus folgt nämlich von felbft, daß alle diejenigen 
Handlungen unter die erlaubten Grenzen der Nothwehr fallen, welche zum 
Zwecke der Vertheidigung, zur Abwehr des Angriff3 nothwendig find, 
dagegen aber eine Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr dann vorliegt, 
wenn Handlungen vorgenommen werden, welche zur Erreichung des bejagten 
Zweckes nicht geboten erfcheinen. — Welche Handlungen zum Zwecke der 
Verteidigung nöthig find, fann immer nur aus den Umftänden des jedesmal 
vorliegenden Falles ermeſſen werden; es erjcheint deshalb auch eine fpecielle 
Alles erfchöpfende Aufführung der einzelnen Fälle, in welchen eine Ueber- 
Ihreitung der Grenzen der Nothmwehr gegeben ift, nicht wohl möglich und 
laſſen fich vielmehr in diefer Beziehung nur einige allgemeine Geſichts— 
punfte aufftellen. Da aber folhe allgemeine Gefichtspunfte ohnehin in 
der Natur der Sache liegen, und fomit (wenigftens im Texte des Geſetzes) 
füglih entbehrt werden fönnen, fo wurde es für zweckmäßig erachtet, von 
einer Aufnahme derjelben in das Gefeg ganz und gar Umgang zu nehmen 
und die Beanwortung der Frage, ob die Grenzen der erlaubten und noth- 
wendigen Vertheidigung als überfchritten zu erachten find oder nicht, in jedem 
einzelnen Falle Lediglih dem auf die Erwägung aller Umftände gebauten 
freien Ermeſſen der über die Ihatfrage entfcheidenden Geſchwornen oder 
Richter anheimzugeben. — Faßt man die einzelmen Beziehungen, nad) 
welchen eine Leberfchreitung der Grenzen erlaubter Vertheidigung überhaupt 
möglich ift, näher ins Auge, jo findet man, daß dieß in dreifacher Rich— 
tung gejchehen fann. 

a. Vor Allem ift eine jolche Ueberfchreitung dann gegeben, wenn der 
Act der Nothwehr an fich ganz unnöthig gemefen ift, weil der Angegriffene 
Gelegenheit hatte, in anderer Weife als durch Selbftvertheidigung ohne Ge— 
fahr fich dem Angriffe zu entziehen, das bedrohte Gut in Sicherheit zu 
bringen oder fonft die Abficht des Angreifer zu vereiteln. Wer alfo 3. B. 
im Voraus weiß, daß an einem beftimmten Orte ein Angriff gegen ihn ge— 
macht werden wird, trogdem aber ohne zwingende Beranlaffung, d. h. ohne 
daß ihn eine Pflicht dorthin ruft, diefem Angriffe frivol entgegen geht, wer 
in der Lage ift, einen ihm drohenden Angriff durch Herbeirufen der Hilfe 
der Obrigkeit von fich abwenden zu können, diefes aber zu thun unterläßt, 
der macht fich unzweifelhaft einer Weberfchreitung des Rechtes der Nothwehr 
ſchuldig; denn da hier der Angriff in unnachtheiliger Weife erfteren Falls 
ganz und gar vermieden, legteren Falls aber ohne Anwendung der Gelbit- 
vertheidigung befeitigt werden konnte, fo ftellt fi in beiden Fällen der Act 
der Nothwehr als ein unnöthiger dar. 

Was ſodann insbefondere die Frage anlangt, ob eine Ueberſchreitung 
der Nothwehr auch in dem Falle anzunehmen ift, wenn der Angegriffene fich 
dem Angriffe durch die Flucht entziehen konnte, diefes aber zu thun unter 
lafien hat, fo muß man, um diefe Frage richtig beantworten zu können, 
namentlich ins Auge faflen, daß der Act der Nothwehr nur dann als ein 
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unnöthiger betrachtet werden fann, wenn der Angriff ohne jede Gefahr 
in anderer Weife al3 durch Selbftvertheidigung abgemendet werden fonnte, 
Hieraus folgt nämlih von felbft, daß in dem Falle, wenn der Angegriffene 
fih blos Durch eine ſchimpfliche Flucht dem Angriffe hätte entziehen können, 
non einer Ueberſchreitung der Nothwehr feine Rede fein kann, da hier die 
Flucht allerdings mit Gefahr, nämlich mit Gefahr für die (ein Recht der 
Perjönlichfeit bildende) Ehre verbunden geweſen wäre und ſomit der Act der 
Nothwehr Feineswegs als ein unnöthiger erfcheint. War Hingegen die Sache 
fo gelagert, Daß der Angegriffene auch ohne Gefahr für feine Ehre hätte fliehen 
fünnen, jo muß allerdings eine Ueberjchreitung der Nothwehr angenommen 
werden. Dabei verfteht es fi) von ſelbſt, daß für die Beurtheilung der 
Trage, ob Die Flucht eine fchimpfliche gewejen wäre oder nicht, die herrſchen— 
den Anfichten der Zeit und insbefondere der Standesgenofjen maßgebend find. 
b. Eine Ueberfchreitung der Nothwehr liegt ferner dann vor, wenn 
die ftattgehabte Bertheidigung durch Privatgewalt zwar an ſich, aber nicht 
in einer jo intenfiven, dem Gegner fo verderblichen Weife nothwendig ge: 
wefen ift, wie fie wirklich geübt wurde, wenn alfo mit andern Worten das 
gehörige Maaß in der Vertheidigung nicht eingehalten worden ift, wie z. B. 
wenn der Angegriffene den Angreifer tödtet, während es für ihn ein Leichtes 
gewejen wäre, denjelben durch jeine überlegene Körperkraft zu übermältigen 
oder ihn Durch eine blofe Körperverlegung unfchädlich zu machen. Durch die 
Ueberfhreitung des gehörigen Maaßes der PVertheidigung von Seiten de3 
Angegriffenen fann namentlich auch der urjprüngliche Angreifer felbft in den 
Stand der Nothwehr verjegt werden. Segen wir 3. B. den Fall, daß der 
A und B, welche eine Strede weit von einander entfernt ftehen, in einen 
immer heftiger werdenden Wortwechjel gerathen, wobei es zuletzt jo weit 
fommt, daß der A auf den B in der ausgefprochenen Abficht, demfelben eine 
Ohrfeige oder Fauftfchläge zu verfegen, mit aufgehobenem Arme losgeht, 
daß aber nunmehr der B eine Art ergreift und jeinerfeit3 in einer das 
Leben gefährenden Weife auf den A eindringt, fo ift hier in der Handlungs: 
weiſe des B unzmeifelhaft eine Ueberfchreitung des Maaßes der Vertheidig— 
ung enthalten, da aller Borausficht nad ſchon das bloje Bemwaffnen des 
B mit der Urt Hingereicht hätte, um den unbewaffneten A von feinen Vor— 
haben, dem B eine Ohrfeige oder Fauftfchläge zu geben, abzubringen und 
Ihlimmften Falls der B, wenn der A trogdem von feinem Vorhaben nicht 
abgeftanden wäre, dann immer noch Zeit genug gehabt hätte, mit feinem 
in Händen habenden Vertheidigungsmittel dem Angriffe des A in wirkfamer 
Weife zu begegnen. Diefen Exceß der Nothmehr von Seite des B von fich 
abzuwehren, erfcheint der A vollfommmen berechtigt; denn derſelbe ift durch 
den nad) der Sachlage in feiner Weife gerechtfertigten Gegenangriff des B 
jelbft in den Zuftand der Nothwehr verfegt, da hier alle gefeglichen Vor— 
bedingungen der Nothwehr, ein bereit? begonnener rechtswidriger und 
gewaltthätiger Angriff auf das Leben, für ihn gegeben find. 
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Die Frage, ob das gehörige Maaß der Verteidigung von dem im 
Stande der Nothwehr Befindlichen eingehalten worden ift oder nicht, kann 
der Natur der Sache nad) immer nur aus den Umftänden des vorliegenden 
fonfreten Falles ermefjen werden, und find hiebei namentlich) die Perſönlich— 
feit des Angreifer3 und des Angegriffenen, Ort und Zeit des Angriffs, die 
Hülfsmittel auf beiden Seiten und dergl. in Betracht zu ziehen. 

c. Eine Ueberfchreitung der Nothwehr wird endlich auch dann anzu— 
nehmen fein, wenn die Nothwehr zwar in der Weife, wie fie wirklich geübt 
wurde, nöthig geweſen ift, um überhaupt ihren Zwed zu erreichen, dieſer 
Zwed aber durch feine Unbedeutenheit außer allem Berhältnifje zu 
dem Uebel fteht, welches dem Angreifer zugefügt worden ift. 

Damit will jedoch nicht gejagt werden, al3 ob bei der Nothwehr immer 
eine Verhältnißmäßigkeit der Vertheidigung zu dem Werthe des bedrohten 
Gutes in der Art ftattfinden müſſe, daß dem Angreifer fein größeres Uebel 
zugefügt werden dürfte, als dem Angegriffenen felbft gedroht hat. Ein ſolches 
Verlangen würde vielmehr ganz abgefehen von jener practifchen Unausführ- 
barfeit, indem ein Maaßftab, um das Uebel, und den Werth des bedrohten 
Gutes (Leben, Gefundheit, Freiheit, Ehre, Eigenthum) gegen einander ab- 
zumägen, gar nicht gefunden werden könnte, mit dem innerften Wefen der 
Nothwehr im directeften Widerjpruche ftehen. Die Nothwehr ift die Ber- 
theidigung des Rechtes gegen das Unrecht; als ſolche kann fie grund- 
jäglih Feiner weiteren Beichränfung unterliegen, als der in der Natur 
der Sache liegenden, daß fie nicht weiter ausgedehnt wird, als es zur 
Erreihung ihres Zweckes nöthig ift, und geht es aljo insbejondere in 
feiner Weife an, ihre Grenzen im Allgemeinen darnach zu beſtimmen, 
ob das bedrohte Gut ein höheres oder geringeres, ein erfeßliches oder 
unerfegliches if. — Allein es können Fälle vorfommen, wobei zwijchen 
der Größe des Uebels, welches dem Angreifer zur Erreihung des Zweckes 
der Nothwehr zugefügt werden muß, und zwijchen dem Intereſſe, mel- 
he3 der Angegriffene an der Erreichung dieſes Zweckes Haben kann, 
ein fo ganz erorbitantes Mißverhältniß befteht, daß die Ausübung 
der am ſich begründeten Nothwehr im der zur Erreihung des Zweckes 
nothwendigen Weife in der That als ein Act der höchſten Frivo— 
lität erfcheint. Seen wir 3. B. den Fall, daß ein vorübergehender Bett— 
fer von einem in der Nähe des Haufes aufgefhütteten Haufen Kartoffeln 
einige Stücke ergreift oder von einem dort ftehenden Apfelbaume einige 
Aepfel herabnimmt, und ungeachtet des abmahnenden Zurufes des Eigen- 
thümers der Kartoffeln beziehungsmweife der Aepfel, welcher vom obern Stode 
des Haufes aus zufieht, damit davon läuft. Wenn hier der Eigenthümer 
des jo ganz außerordentlich geringfügigen entwendeten Gutes fein mit einer 
Kugel geladenes Gewehr auf den davon eilenden Bettler losſchießt und den- 
felben tödtet oder lebensgefährlich verwundet, jo wird ungeachtet des Um— 
ftandes, daß die Wiedererlangung des widerrechtlich entzogenen Befiges des 
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entwendeten Gutes bei dem vom Bettler gewonnenen Borfprunge in anderer 
Weife nicht wohl möglich war, gewiß Niemand diefe Handlungsmeife eine 
gerechtfertigte nennen wollen, und wird vielmehr in dieſem wie in ähnlichen 
Fällen, welche übrigens in der Praris wohl nur jelten vorfommen werden, 
mit vollftem Nechte ein Erceß der Nothwehr angenommen werden müſſen. 
ad IV. 
Folgen der Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr. 

1. Die Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr enthält zwar immer 
eine widerrehtlihe Handlungsweife in fich; allein es walten bei ihr 
jo eigenthümliche Verhältniffe ob, daß es nicht angeht, die in folcher Ueber: 
jchreitung begangenen Handlungen ohne Weitere8 nach den gewöhnlichen 
Strafbeftimmungen zu beftrafen, und ftellt deshalb das Geſetz für den Fall 
überjchrittener Nothwehr bejondere Vorſchriften auf, wornach nach Geſtalt 
der Dinge entweder gänzlihe Straflofigfeit, oder wenigftens eine ge- 
vingere als die auf die verübte Handlung gefegte ordentliche Strafe ein- 
zutteten hat: Das Geſetz unterfcheidet nämlich zwifchen einer nicht ſchuld— 
haften und einer ſchuldhaften Ueberfchreitung der Nothwehr: 

a. Iſt die Ueberjchreitung der Nothwehr nicht ſchuldhaft gejchehen, 
fo müſſen die im folcher Heberjchreitung begangenen Handlungen nad) Bor- 
ichrift des Art. 72 Abj. 1 geradefo, wie die in gerechter Nothwehr verübten 
ganz und gar ftraflos bleiben, und erjcheint alſo in diefem Falle na— 
mentlich auch jede Beftrafung wegen Fahrläffigfeit abfolut ausgeſchloſſen. 
— Die Frage, unter welchen Borausjegungen die Ueberjchreitung der Noth- 
wehr als nicht ſchuldhaft gejchehen zu erachten ift, ift im legten Abjage des 
Art. 72 ausdrüdlich entfchieden; dieß ift nämlich immer dann der Fall, 
wenn die Meberfchreitung aus Ueberraſchung, Beftürzung, Furcht 
oder Schreden begangen wurde. Wer in feiner Bertheidigung zwar 
weiter gegangen ift, als e3 nach den obwaltenden Verhältniſſen zur Abwehr 
de3 Angriffs nöthig war, hiezu aber lediglich dadurch veranlagt wurde, weil 
ihm im Folge des Meberrafchenden des Angriffs die Zeit zum Nachdenfen 
fehlte, oder weil Beftürzung, Furcht oder Schreden auf ihn einwirkten und 
ihm die gehörige Ueberlegung unmöglich machten, der hat in einem Zuftande 
geftörter Beſonnenheit gehandelt; die Fähigfeit- zu beurtheilen, wie 
weit er zur Abwehr des Angriffs gehen müſſe, war bei ihm durch die ein- 
getretene Ueberrafchung, Beftürzung ꝛc. zc. momentan aufgehoben und erjcheint 
es deshalb nur al3 eine Forderung der Gerechtigkeit, daß einem Solchen die 
mit Ueberfchreitung der Grenzen der Vertheidigung verübten objectiv ftrafbaren 
Handlungen nicht al3 ſchuldhaft zugerechnet werden, 

b. Wenn aber aud die Ueberjchreitung der Örenzen der Nothwehr 
ſchuldhaft gejchehen ift, jo darf die in folcher Ueberjchreitung begangene 
Handlung doc) nicht mit der vollen nach der einfchlägigen Strafbeftimmyng 
verwirften Strafe belegt werden; vielmehr muß in diefem Falle in Gemäß: 
heit der Vorſchrift des Art. 73 immer eine Herabjegung der auf die ver- 
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übte Handlung gejegten ordentlichen Strafe nah Maßgabe der Beftimm- 
ungen des Art. 68 Pla greifen. Die eigenthümlichen Berhältniffe, welche 
bei der Nothwehr überhaupt obwalten, erheifchen nämlich auch beim Exceſſe 
der Nothwehr eine befondere Berüdfihtigung. Die Nothwehr ift, was nie— 
mals außer Acht gelaffen werden darf, durch einen rechtswidrigen und 
gemwaltthätigen Angriff veranlagt; wer aber durch einen jolchen unge— 
rechten Angriff zu feiner Selbftvertheidigung genöthigt wird, und dabei fich 
verleiten läßt, weiter zu gehen, als zu feiner Vertheidigung erforderlich ge— 
weſen ift, der hat jedenfall8 in einem Zuftande unverjchuldeter und ge— 
re&htfertigter Aufregung gehandelt und erfcheint deshalb jeine Schuld unter 
allen Umftänden in einen weit milderen Yichte, wie jene eines anderen Ue— 
beithäters, welcher ohne eine folche VBeranlaffung die nämliche jtrafbare Hand— 
fung verübte. Mit Rückſicht hierauf erachtet es das Geſetz für angemefjen, 
den Ercedenten in der Nothwehr nicht nach der vollen Strenge, fondern 
nur gleich einem Solchen zu bejtrafen, welcher im Zuftande geminderter Zu- 
rehnungsfähigfeit gehandelt hat. — Unter welchen Vorausſetzungen 
die Ueberfchreitung der Nothwehr als fchuldhaft zu erachten ift, ergibt ſich 
al3 argumentum e contrario aus der Vorjchrift des Art. 72 Abſ. 3. Denn wenn 
das Geſetz dafelbft ausdrüdlich nur diejenige Weberfchreitung der Grenzen 
der Bertheidigung als nicht ſchuldhaft erflärt, welche aus Ueberraſchung, 
Beftürzung, Furcht oder Schreden ftattgefunden hat, fo ift damit von jelbft 
ausgefprochen, daß es jede jonftige Ueberſchreitung, welcher feine der bezeich- 
neten Urjachen zu Grunde gelegen hat, al3 ſchuldhaft betrachtet wiſſen will. 
Wer alfo nicht aus Ueberraſchung, Beftürzung, Furcht oder Schreden, fondern 
aus irgend einer andern wenn gleich nur in Folge des rechtöwidrigen An— 
griffs entjtandenen und fomit am fich unverfchuldeten Gemüthsaufregung, wie 
3- B. aus Haß, Rache, Zorn, Habjuht u. dergl. einen Exceß der Noth- 
wehr begeht, dem muß dieſer Erceß nach der pofitiven Vorjchrift des Geſetzes 
als jchuldhaft zugerechnet werden, und erjcheint dieß auch jowohl vom 
Standpunkte der Gerechtigkeit wie auch von jenem der Geſetzgebungspolitik 
aus vollfommen gerechtfertigt und nothwendig, da einerfeits derlei Gemüths— 
aufregungen die Strafbarfeit der verübten Handlung wohl zu mildern, feines- 
wegs aber völlig aufzuheben im Stande find, und andererfeitS durch die Zu- 
fiherung gänzlicher Straflofigfeit auch für folche Fälle überjchrittener Noth— 
mehr vom Geſetze jelbft* zu Acten wilder Selbftrache und andern Exceſſen 
der Nothwehr aufgefordert werden würde. 

2. Die Beurtheilung darüber, ob die Weberfchreitung der Orenzen der 
Bertheidigung nur durch Ueberrafchung, Beftürzung, Furcht oder Schreden ver- 
anlaßt und fomit unverfchuldet ift oder nicht, fteht dem Nichter der That 
zu, und ift es für die richtige Yöjung diefer Frage von großer Wichtigkeit, 
daß hiebei nicht blos die vorhandenen objektiven Verhältniffe, fondern vor— 
zugsweiſe auch die jubjective Gemüthsbeſchaffenheit des Angegriffenen 
gehörig in Betracht gezogen wird; denn es liegt in der Natur der Sache, 
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daß derjenige, melcher ängftlihen und furchtfamen Gemüthes ift, weit eher 
wie der Beherzte die Faſſung verliert und durch feine Angft leicht zu Hand» 
lungen bhingeriffen wird, von welchen es zwar objektiv völlig unzweifelhaft 
ift, daß fie zum Zwecke der Bertheidigung in feiner Weife erforderlich ge- 
weſen find, welche er aber jubjektiv zu feiner Rettung für nothwendig ge- 
halten hat. — Was die Frageftellung an die Geſchwornen anlangt, fo 
hat eine eigene Frage darüber, ob der Angeklagte in Nothwehr ohne Ueber- 
Ichreitung der Grenzen der Vertheidigung oder wenigftens ohne jchuldhafte 
Ueberſchreitung diefer Grenzen gehandelt hat, nicht ftattzufinden; denn da die 
nicht überfchrittene und im gleicher Weife auch die nicht ſchuldhaft überfchrit- 
tene Nothwehr jede Berfhuldung des Angeklagten ausſchließt, jo ift dieſe 
Frage immer ſchon in der allgemeinen Schuldfrage enthalten und muß aljo 
bei der Annahme einer folchen Nothwehr die Schuldfrage überhaupt ver- 
neint werden. Dagegen muß eintretenden Fall3 darüber, ob der Angeklagte im 
Zuflande der Nothwehr gehandelt und nur die Grenzen der Bertheidigung 
ſchuldhaft überjchritten hat, eine eigene Frage an die Gejchwornen geftellt 
werden, und darf die Stellung diefer Frage, wenn während der Verhandlung 
das Borhandenfein ſchuldhaft überfchrittener Nothwehr geltend gemacht worden ift, 
in Gemäßheit der Borfchrift des Art. 22 des Einführungsgefeges zum Straf: 
und Polizeiftrafgefegbuche bei Strafe der Nichtigkeit nicht verweigert werden. 
3. Es kann aud der Fall vorkommen, daß bei Demjenigen, welcher 

fih eines jchuldhaften Ercefjes der Nothwehr ſchuldig macht und deshalb 
nicht mit der ordentlichen, fondern nur mit einer nach) Maßgabe des Art. 68 
herabgejegten Strafe beftraft werden kann, auch ohnedieß geminderte Zu: 
rehnungsfähigfeit nad Art. 68 anzunehmen wäre; wie 3.98. wenn Die 
ſchuldhafte Ueberfchreitung der Nothwehr von einem zwar nicht bis zur Bewußt— 
(ofigfeit, aber doc) in einem hohen Grade Betrunfenen oder von einem zwar 
nicht völlig blödfinnigen aber doc) geiftig jehr beſchränkten Menfchen began- 
gen wird. Hier entfteht die praftifch belangreiche Frage, ob eine Herab- 
jegung der gefeßlichen ordentlichen Strafe in der im Art. 68 beftimmten 
Weife nur einmal oder ob diefe Herabjegung doppelt ftattzufinden hat? 
Diefe Frage muß bei richtiger Würdigung der obwaltenden Verhält— 
niffe im erfteren Sinne entjchieden werden. Wie nämlich bereit3 bei der 
Erörterung des Art. 68 sub Ziffer 7 dargethan wurde, darf in dem Falle, 
wenn bei einer Perfon mehrere Umftände, welche den Zuftand der geminder- 
ten Zurechnungsfähigfeit begründen, zu gleicher Zeit zufanmentreffen, die im 
Art. 68 vorgefchriebene Hevabfegung der gefeglichen ordentlichen Strafe doch 
immer nur einmal vorgenommen und das Zufammentreffen der mehreren Die 
Anwendung des Art. 68 rechtfertigenden Umftände nur allein bei der Straf: 
zumeffung innerhalb des nad) Maßgabe des Art. 68 herabgefegten Straf 
rahmens entfprechend berüdfichtigt werden. Die im Art. 73 enthaltene 
Vorſchrift, daß bei fchuldhafter Ueberfchreitung der Örenzen der Nothmwehr 
die auf die verübte That gefeßte ordentliche Strafe nad) den Beftimmungen 
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des Art. 68 herabzufegen ift, ift aber nach der vorher sub Ziffer 1 lit. b. 
gemachten Ausführung nur allein dadurch hervorgerufen, weil bei dent ſchuld— 
haften Excefje der Nothwehr die thatfächlichen Vorausfegungen zur An- 
nahme geminderter Zurehnungsfähigfeit immer gegeben find. Das Geſetz 
nimmt als feitftehend an, daß der Ercedent in der Nothwehr durch den 
auf ihm gemachten vechtäwidrigen und gewaltthätigen Angriff in einen Zu— 
ftand folcher Aufregung verjegt wurde, daß bei ihm die Fähigkeit der 
Selbftbeftimmung und die zur Erkenntniß der Strafbarfeit der veriibten 
That nöthige Urtheilsfraft in erheblichem Grade gemindert erfcheint, und 
gibt deshalb die Entjcheidung darüber, ob die fchuldhafte Ueberfchreitung 
der Nothwehr im Zuftande geminderter Zurechnungsfähigfeit ftattgefunden 
hat, nicht mehr dem Ermeſſen des Nichters. der That anheim, fondern 
jchreibt fofort jelbft unbedingt vor, daß in einem ſolchen Falle der Art. 68 
ftet3 zur Anwendung gebracht werden muß. Bildet aber hiernach die fchuld- 
bafte Ueberjchreitung der Nothwehr feinen von dem im Art. 68 bezeichneten 
verfchiedenen Grund zur Herabjegung der ordentlichen Strafe, fo folgt dar- 
aus von felbit, daß bei ihr das Vorhandenfein noch eines anderen Um— 
ftandes, welcher gleichfalls die Anwendung des Art. 68 rechtfertigen wiirde, 
in feiner Weife eine doppelte Herabjegung der ordentlichen Strafe nad) Maß— 
gabe der Beſtimmungen des Art. 68 nach fich ziehen, fondern nur nad 
Geftalt der Dinge bei Ausmeſſung der einmal herabgefegten Strafe ge- 
eignet berücjichtigt werden fan; denn es ift diefer Fall mit jenem, wen 
mehrere die Annahme geminderter Zurechnungsfähigfeit begründende Um— 
ftände zu gleicher Zeit zufammentreffen, völlig identifh und muß Dderjelbe 
ſomit auch ganz in gleicher Weife behandelt werden). 


Art. 74. 


Swadenberſab. Hat derjenige, welcher durch eine ſtrafbare Handlung 
einem Anderen einen Vermögensnachtheil zufügte, den 


1) Zur Unterſtützung des bier aufgeſtellten Satzes läßt ſich auch noch anführen, 
daß der Geſetzgebungsausſchuß der Abg. K. bei der Berathung des früheren Entwurfs 
vom Jahre 1855, als er ſich für die Aufnahme des Syſtems der mildernden Um— 
ftände entjchieben hatte, auf Antrag des Referenten Dr. Weis nicht blos die Beſtimm— 
ungen bes Entwurfs über geminderte Zurechnungsfähigkeit, jondern auch jene über 
die Beftrafung dev ſchuldhaften Ueberfchreitung der Nothwehr aus dem Grunde zu 
jtreichen beichloß, weil neben dem allgemeinen Principe dev Berüdfichtigung mildern: 
der Umftände nicht noch eine befondere Strafermäßigung wegen gemins 
derter Zurechnungsfähigkeit bejtehen könne; denn hieraus iſt mit voller Klar: 
beit zu entnehmen, daß auch der Gefeggebungsausihuß der Abg. K. den Strafmil— 
derungsgrund der ſchuldhaft überjchrittenen Nothwehr mit jenem der geminderten 
Zurehnungsfäbigkeit als identisch erachtet hat. Vgl. die Geſetzg. Ausich. Verh. 
von 1856/58 Bd. I. ©. 538, Bd. II. ©. 215. 
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ganzen aus feiner Handlung entjpringenden Schaden durch 
Zurückgabe, Erſatz, Verzicht auf die durch die Handlung 
erworbenen Rechte oder in ähnlicher Weife wieder gut ge- 
macht, bevor er wegen der Handlung ergriffen, verfolgt 
oder bedrängt oder von Seite der Obrigkeit oder ihrer 
Diener zur Rede geftellt wurde, fo find die Gerichte be= 
fugt, die angedrohte Strafe vorbehaltlich deifen, was in 
den Art. 17, 20 und 26 bejtimmt ift, bis zur Hälfte des 
niedrigſten Maßes herabaujegen. 

Hat der Beſchädigte den ihm vom Thäter wirklich dar— 
gebotenen vollſtändigen Erſatz zurückgewieſen, ſo wird dies 
der geſchehenen Erſatzleiſtung gleich geachtet. 

Die Beſtimmung des Abſ. 1 findet auf jene ſtrafbaren 
Handlungen Feine Anwendung, bei denen eine Verletzung, 
Vergewaltigung, Gefährdung oder Bedrohung einer Perſon 
oder ein jonftiger Angriff auf eine folche ftattgefunden hat. 


Entw. von 1855 Art. 2834; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. KR. 
Bd. 1. ©. 400, Bd. U. ©. 114; Entw. von 1860 Art. 294; Geſetzg. Ausſch. Verb. 
von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. ©. 184, Abth. II. S. 54, der Reichsr. K. Beil. 
Bd, ©. 59, Brot. Bd. I. ©. 86. 


Es ift ein heutzutage von der Doctrin und Gefeggebung im Prinzipe 
allgemein anerkannter Grundfag des Strafrechts, daß der Erfaß des dur 
eine ftrafbare Handlung verurfahten Schadens nicht im Stande ift, den 
Uebelthäter ftraflog zu machen. Die Strafgewalt des Staates fchreitet 
gegen Denjenigen, welcher eine ftrafbare Handlung begangen hat, um des— 
willen ftrafend ein, weil durch die verübte Handlung ein Angriff auf die 
allgemeine Rechtsordnung im Staate, auf das Recht als ſolches gemacht 
worden ift, und ift dieß wie überhaupt bei allen, fo namentlich auch bei jenen 
ftrafbaren Handlungen der Fall, bei welchen die gefegliche Begriffsbe— 
ftimmung es mit fi) bringt, daß durch deren Verübung ein äußerer 
Schaden geftiftet wird. Yiegt aber hiernach der innere. Grund der Straf 
barfeit der mit Strafe bedrohten Handlungen nicht in der verurfachten äuße- 
ren Beihädigung, fondern vielmehr in der ftattgehabten Verlegung des 
Nechtes, fo folgt daraus von felbit, daß der Erſatz des geftifteten Scha- 
dens einen rechtlichen Aufhebungsgrund der Strafbarfeit nicht bilden kann. 

Bon dem Grundfage, daß der Schadenserfag feine Straflofigfeit des 
Uebelthäters zu bewirken im Stande ift, laffen jedoch viele Strafgejeggebun- 
gen, wie dieß namentlich auch im bayerifchen Strafgefegbuche von 1813 der 
Tall gewefen ift, aus criminalpolitifhen Gründen bald in größeren, 
bald im geringerem Umfange Ausnahmen eintreten, indem fie bei folchen 
ftrafbaren Handlungen, welche auf die Bereicherung des Uebelthäters ge- 
richtet find, der fogenannten thätigen Neue, d. 5. dem freiwillig geleifteten 
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Schadenserfage unter gewiffen Vorausfegungen die Wirkung völliger Stra f- 
loſigkeit beilegen. 

Das gegenwärtige Geſetzbuch Hat es nicht für väthlich erachtet, dem 
Beifpiele jener Strafgefeßgebungen zu folgen, welche dem Schadenserfage 
unter Umftänden eine fo große mit den Fundamentalprinzipien des Strafs 
vehts im Widerfpruch ftehende Bedeutung einräumen, und hat fich daſſelbe 
hiezu um fo weniger veranlaßt gefunden, da eine langjährige Erfahrung im 
diesfeitigen Bayern genugſam bewiejen hat, daß die criminalpolitifche Rück— 
ficht, den Uebelthäter durch die Ausficht auf völlige Straflofigfeit zur frei- 
willigen Schadloshaltung des Beichädigten zu beftinmen, feineswegs den 
praftifchen Werth hat, welchen man ihr gewöhnlich beizulegen pflegt. Da- 
gegen erblidt das Geſetz nach dem vorftehenden Artifel in dem freiwillig 
geleifteten Schadenserfage nicht blos bei den auf Bereicherung abzielenden, 
jondern auch bei andern ftrafbaren Handlungen unter beftimmten Einjchrän- 
fungen einen außerordentlihen Milderungsgrund der Strafbarfeit, welcher 
den Richter zu einem Herabgehen unter das Minimum der für die 
verübte Handlung gedrohten Strafe ermächtigt, und erfcheint diefe Auf- 
faffung durch die Erwägung gerechtfertigt, daß ſchon nach allgemeinen Grund- 
fügen die Reue des Webelthäters über die verübte ftrafbare That und das 
Beitreben, fein Unrecht foviel als möglich wieder gut zu machen, bei der 
Strafzumeffung Berüdfihtigung verdient. — Im Einzelnen ift zu diefem 
Artikel Folgendes zu bemerken: 

1. Die Beftimmung des Geſetzes über Schadenserjaß greift über— 
haupt bei allen ftrafbaren Handlungen ohne Unterfchied Pla, durch welche 
Jemanden ein Vermögensnachtheil irgend einer Art zugefügt worden 
ift, ohne daß dabei eine Verlegung, Vergewaltigung, Gefährdung oder Be- 
drohung einer Perfon oder ein Angriff auf eine folche ftattgefunden hat; dieß 
ergibt fi aus dem Zufammenhalte des erften und des legten Abſatzes dieſes 
Artikels. — Gfleichgiltig iſt es hienach vor Allem, zu welcher Gattung von 
Delicten die verübte ftrafbare Handlung gehört; gleichgiltig ift es ferner, ob 
die Zufügung eines Vermögensnachtheils der eigentlihe Zweck des Handeln- 
den geweſen oder ob diefelbe nur nebenbei vorgefommen ift; gleichgiltig ift 
es endlih, worin der zugefügte Vermögensnachtheil beftanden hat; nur 
allein das ift von Wejenheit, daß durch die verübte Handlung ein Vermö- 
gensnachtheil für einen Andern erfolgt, und eine Verlegung zc. ꝛc. oder 
ein Angriff auf eine Perfon damit nicht verbunden gemejen iſt. Mit 
Rückſicht hierauf kann alfo die Beſtimmung über Schadenserfag nicht allein 
bei Diebftahl, Unterfchlagung, Betrug und Amtsuntreue, fondern auch bei 
der EigenthHumsbefhädigung, Brandftiftung und den andern gemeingefährlichen 
Handlungen (jedoch nur unter der unten angeführten Befchränfung), bei der 
widerrechtlihen Benachtheiligung von Oläubigern, bei der Fälfhung von 
Geld oder öffentlichen Ereditpapieren, bei der Fälſchung und Unterdrüdung 
von Öffentlichen Urkunden u. dgl. Pla greifen; ja felbft beim Aufjtande und 
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bei der Störung de3 öffentlichen oder Hausfriedens kann fie Anwendung 
finden, infoweit nämlich dabei Fein Angriff auf eine Perfon, wohl aber eine 
Zerftörung oder Beihädigung fremden Eigenthums ftattgefunden hat; ebenfo 
bei dem Meineide, welcher von einer Parthei oder von einem Zeugen oder 
Sachverſtändigen in einer Civilſache!) geſchworen worden tft, bei dem Mif- 
brauche des Amtes zur Bedrüdung (Art. 376) oder zur Partheilichkeit 
(Art. 377) ꝛc. zc., kurz bei allen jenen Neaten, bei welchen nach ihrer ge- 
jeglichen Begriffsbeftimmung die Zufügung eines VBermögensnachtheils ohne 
Verlegung ꝛc. 2c. oder Angriff auf eine Perfon überhaupt denkbar ift. — 
Dagegen erfcheint die Anwendbarkeit der Beftimmung über Schadenserfag 
ausgejchloffen bei vorfäßlichen oder fahrläffigen Körperverlegungen, da das 
Geſetz ſchon die bloße Thatfache der Verlegung einer Perfon als Aus- 
ſchließungsgrund erflärt, ohne zu umnterfcheiden, ob die Verlegung beabfichtigt 
oder nicht beabfichtigt geweſen ift; ferner beim Raube, bei der Erpreſſung, 
bei der Eigenthumsbefhädigung, Brandftiftung und den anderen. gemeinge- 
fährlihen Handlungen infoweit, als dadurch die Verlegung oder Tödtung 
eines Menjchen oder wenigſtens Gefahr für Menfchenleben verurfacht worden 
ift, da in allen diefen Fällen neben der Zufügung eines VBermögensnachtheils 
zugleich auch eine Bedrohung, Vergemaltigung, Gefährdung oder Verlegung 
einer Perſon ftattgefunden hat; ebenfo bei der widerrechtlichen Gefangenhalt- 
ung fowie bei der Verläumdung oder Ehrenfränfung, da der Angriff auf 
Freiheit oder Ehre gleichfall8 einen Angriff auf die Perfon in fi enthält 
u. dgl. mehr. 

2. Die Erfordernifje, welche zum BVBorhandenfein des Milderungsgrun- 
des des Schadenserfages nothwendig erfcheinen, find folgende: 

a) E3 muß der verurfachte Schaden wieder gut gemacht oder we— 
nigftend die Erfagleiftung dem Beſchädigten wirflihd dargeboten worden 
fein. — Da3 Gefeß verlangt alfo vor Allem eine thatfächlihe Wieder- 
gutmahung des Schadens; das bloße, wenngleich von dem Beſchädigten 
acceptirte Verfprechen, den Schaden erfegen zu wollen, genügt ebenfo wenig, 
wie die Erklärung des Beihädigten, zufriedengeftellt zu fein, inſoweit nicht 
die Zufriedenftellung gerade durch erfolgte Wiedergutmachung des Scha- 
dens bewirkt ift; denn das Geje erachtet den Milderungsgrund des Scha— 
denserfages nur dann gegeben, wenn ein wirklicher Erſatz des Schadens 
ftattgefunden hat, feineswegs aber auch dann, wenn der Beichädigte, vielleicht . 
weil er die Unmöglichkeit, Schadenserfag erlangen zu künnen, von vorneherein 
einfieht, oder aus Mitleid für den Uebelthäter oder aus Rückſicht für deſſen 
Familie oder aus was immer für einem andern Grunde fich für befriedigt 
erklärt, ohne wirklich zu vollem Schadenserjage gelangt zu fein. Nur allein 


!) Ueber den Meineid in Straffahen enthält das Gefeß in ber zweiten Ab— 
theilung des Geſetzbuches (Art. 196) eine befondere Beftimmung, wornad bei dem— 
jelden die Hebung thätiger Neue ausnahmsweije völlige Straflofigkeit begründet. 
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das fteht der gefchehenen Wiedergutmachung des Schadens gleich, wenn der 
Erjag des Schadens dem Beichädigten wirklich dargeboten, von leßterem 
aber defien Annahme aus irgend einem Grunde, 3. B. weil er größere An- 
ſprüche zu haben vermeint, oder weil er überhaupt feinem Erſatz geleiftet 
haben will, zurückgewieſen worden ift; denn im diefem Falle fprechen diejel- 
ben Gründe zu Gunſten des Uebelthäters, wie im Falle wirklich erfolgten 
Scadenserfages, und liegt es auch in der Natur der Sache, daß e3 nicht 
in die Willführ des Beichädigten geftellt werden kann, die Lage des Uebel— 
thäter8 zu verſchlimmern. — Bon einem gefchehenen wirklichen Darbieten 
des Erſatzes fann blos dann gefprochen werden, wenn der Erſatz realiter 
offerirt wird; es muß mit andern Worten einerjeit8 die fofortige Leiſt— 
ung des Erſatzes angeboten werden und andererfeitS auch die unmittel- 
bare Realifirung der fofortigen Erfagleiftung in der Macht des Aner- 
bietenden gelegen fein. 

b) Die Wiedergutmachung, beziehungsmweife die Darbietung des Erfages 
muß ferner den ganzen aus der verübten Handlung entfpringen- 
den Schaden umfaflen; eine blos theilmeife -Peiftung oder Darbietung des 
Erfages kann nad) dem Willen des Geſetzes niemals ein Herabgehen unter 
die gejeßliche ordentliche Strafe rechtfertigen, fondern nur allein bei der Straf- 
zumefjung innerhalb de8 Minimum! und Marimums der ordentlichen Strafe 
berüdfichtigt werden. — Die Ausdrudsweife des Gefeges „den ganzen aus 
feiner Handlung entjpringenden Schaden” im Zufammenhalte damit, daß das 
Geſetz unmittelbar vorher ganz allgemein von dem einem Andern zugefügten 
„Bermögensnachtheile” fpricht, läßt wohl feinen Zweifel darüber zu, daß das 
Geſetz hier die fämmtlihen Schadenserfaganfpriüce jeder Art, 
welche dem Beichädigten aus der verübten Handlung gegen den Webelthäter 
zuftehen, im Sinne hat, und fteht dieß auc mit der ratio der gefeglichen 
Beftimmung über Schadenserfag, wornah nur die vollftändige Befeitig- 
ung de3 einem Andern durch die verübte Handlung zugefügten VBermögensver- 
(uftes bei der Strafzumeffung unter Umftänden eine außerordentliche Berück— 
fichtigung finden fol, im Einklange. Wenn alfo z.B. der Dieb bei Verübung 
eines Diebftahls Behältnifje und Schränfe gewaltfam erbrocdhen hat, jo muß er 
auch den durch diefes Erbrechen entjtandenen Schaden wieder gutmachen; wenn er 
die geftohlene Sache aus ihrer Verbindung mit einer andern herausgeriſſen hat, jo 
muß er nicht blos den gemeinen Werth der geftohlenen Sache, welcher nach Art. 272 
bei Bemeſſung der Größe des verübten Diebftahl3 zu Grunde zu legen ift, 
fondern vielmehr jenen Werth, welchen fie in ihrer früheren Verbindung hatte, 
ſammt dem durch ihre Herausreißung verurfachten anderweitigen Schaden erfegen 
u. dgl. mehr. Dabei verfteht es ſich übrigens von jelbit, daß in dem Falle, 
wenn der Uebelthäter dazu bereit war, dem Beichädigten vollftändigen Erſatz 
nach jeder Beziehung zu Teiften, der legtere aber feine Anforderungen niedriger 
ſtellte, als fie ihm wirklich zuftanden, der Vorſchrift des Geſetzes durch die 
Befriedigung der geftellten Anforderungen vollfommen Genüge geleiftet ift. — 

Hocheder, Strafgeſetzbu ch. I. Br. 24 
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In welder Weife die Wiederguimahung des Schadens erfolgt, erjcheint 
völlig gleichgültig; denn das Geſetz gibt dadurch, daß es zwar die Zurüd- 
gabe, den Erſatz und den Verzicht auf die durch die Handlung erworbenen 
Rechte namentlich aufführt, dabei aber zulegt den allgemeinen Zuſatz „oder 
in ähnlicher Weife” beifügt, deutlich zu erkennen, daß nur allein die That— 
fache der erfolgten Wiedergutmahung des ganzen Schadens entjceidend 
ift, ohne daß es hiebei auf die Art und Weife diefer Wiedergutinachung weiter 
anzufommen bat. 

c. Die wirklich gejchchene oder dargebotene Erjagleiitung muß von Dem- 
jenigen, welcher durch die jtrafbare Handlung den VBermögensnachtheil zuge: 
fügt hat, d. h. aljo von dem Uebelthäter jelbit ausgegangen fein. Dieß 
darf jedody nicht in der Weiſe aufgefaßt werden, al3 ob der Uebelthäter die 
Erfagleiftung nothwendig unmittelbar vorgenommen haben müfje; vielmehr 
ift nach der zweifellofen ratio des Geſetzes dieſem Erforderniffe jchon dann 
genügt, wenn der Uebelthäter felbjt es war, welcher die Erjagleiftung, ſei es 
num in eigener Perfon oder durch einen Dritten, bewirkt hat. — Haben meh— 
tere Perfonen an der Verübung der That Theil genommen, fo fann 
der Natur der Sache nad) nicht blos der Thäter, jondern ebenſowohl auch jeder 
Theilnehmer dadurch, daß er den Erjag des ganzen Schadens, welcher aus 
der umter gegenfeitiger Mitwirkung verübten ftrafbaren Handlung entjtanden 
ift, leiftet oder darbietet, fich des Milderungsgrundes des Schadenserjages . 
theilhaftig machen; denn wenn im dritten Abjage des Artifels von dem vom 
Thäter dargebotenen Erjage gejprochen wird, jo ift hier das Wort „Thäter“ 
nicht in feiner engeren Bedeutung, jondern al3 gleichbedeutend mit Uebelthä- 
ter, gebraucht, wie dieß auch an andern Stellen des Gejegbuhs (3. B. im 
Art. 96) mitunter vorkommt. Wird in einem folden Falle die Erfagleiftung 
von jämmtlihen Thätern und Theilnehmern gemeinſchaftlich bewirkt oder 
dargeboten, jo greift der fragliche Milderungsgrund auch bei Jedem derjel- 
ben gleihmäßig Plag; ift dieß nicht der Jall, fo fann er nur Denjenigen zu 
Gute fommen, welche die Yeiftung oder Darbietung des Erjages bewertitelligt 
haben. 

Was fodann die Begünftigung anlangt, jo hat bei ihr der Milder— 
ungsgrund des Schadenserfages bei dem Umftande, daß fiir die Beſtrafung 
der gewöhnlichen Begünftigung (Art. 59) ein Strafminimum überhaupt nicht 
feftgefegt ift, in der Negel feine praftiihe Bedeutung. Nur allein injoferne 
erfcheint auch hier der befagte Milderungsgrund von Belang, als das Ge- 
jeg in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs die Begünftigung gemifjer 
ftrafbarer Handlungen als ein eigenes Reat behandelt und mit höherer 
Strafe bedroht, wie dieß namentlich bei der Hehlerei (Art. 308) der Fall 
ft. Wiewohl nun duch die Hehlerei, wie überhaupt durch jede Begünftigung 
ein Bermögensnachtheil eigentlich nicht zugefügt wird, da die Beichädigung 
des von der begünftigten That Betroffenen zur Zeit der Vornahme der Be— 
günftigungshandlung immer bereits eine vollendete Thatſache bildet, fo fann 
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doch Hieraus in feiner Weile die Folgerung abgeleitet werden, daß bei der 
Hehlerei der Milderungsgrund des Schadenserfages gar nicht Play greifen 
fünne; vielmehr bringt es der Umſtand, daß jede Begünftigung immer eine 
Betheiligung au der verübten Hauptthat in ſich enthält und alfo in 
einem accefforifchen Verhältniſſe zu dieſer That jteht, nothwendig mit fich, 
daß auf den Hehler, wenn er dem durch die begünftigte Hauptthat Beſchä— 
digten feinen Schaden vollftändig erjegt, die Beftimmungen über Schadens- 
erfag bei dem Vorhandenſein der fonftigen gejeglichen Vorausſetzungen gleich- 
fall Pla greifen müſſen. 

d. Endlih muß die Peiftung oder Darbietung des Erfaßes zu einer’ 
Zeit erfolgt fein, mo der Uebelthäter wegen der verübten Handlung noch 
nicht ergriffen, verfolgt, bedrängt, oder von Seite der Obrigkeit oder 
ihrer Diener zur Nede gejtellt worden ift. — Das Gefeß will nur dem 
freiwillig geleifteten oder dargebotenen Erjage eine ftrafmildernde Wirkung 
beilegen. Die Borausjegung einer freiwillig, d. h. aus eigenem innern 
Atriebe (gleichviel aus welchen Motiven) gejchehenen Erfagleiftung kann aber 
dann nicht mehr als gegeben erachtet werden, wenn der Webelthäter fich be— 
reits in einer Lage befunden Hat, im welcher er willen mußte, daß feine Ent: 
dedung und jtrafrechtliche Verfolgung wegen der verübten That entweder 
ihon erfolgt, oder doch unmittelbar bevorjtehend ift; deßhalb läßt das 
Geſetz, ſobald einmal die angeführten Verhältniſſe eingetreten find, den 
Milderungsgrund des Schadenserfages nicht mehr zu und legt e8 einer un— 
ter ſolchen Umſtänden gejchehenen Erjagleiftung, da hier der Uebelthäter fich 
nur im Dasjenige gefügt hat, was feine Entdedung ohnehin unausbleiblich 
nach jich ziehen muß, einen Werth überhaupt nicht bei. 

Während das Ergreifen, Berfolgen und Bedrängen des Uebel- 
thäter8 nach Vorſchrift des Geſetzes ohne Rückſicht darauf, ob ſolches von 
Seite der Obrigfeit oder ihrer Diener oder ob e3 von Seiten des Beſchä— 
digten oder einer fonftigen Privatperfon jtattgefunden hat, den Milder- 
ungsgrund des Schadenserfages ausschließt, Fommt dem zur Nede Stel— 
len diefe Wirfung nur dann zu, wenn es von der Obrigfeit oder einem 
obrigfeitlichen Diener ausgegangen ift. Diefe VBerfchiedenheit hat ihren Grund 
darin, weil dem bereit3 ergriffenen, verfolgten oder bedrängten Uebelthäter 
die Hoffnung, unentdeckt zu bleiben, völlig entzogen und ſomit hier, wenn 
auch ein Einjchreiten der Obrigfeit -oder ihrer Diener noch nicht erfolgt ift, 
eine freiwillige Erſatzleiſtung in dem vorher erörterten Sinne doch niemals 
mehr möglich erjcheint, wogegen bei dem bloßen zur Nede Stellen nicht daſ— 
ſelbe Verhältniß obwaltet, da bier die Gefahr der Entdeckung wenigſtens 
Dann, wenn dafjelbe nur von einer Privatperfon gejchieht, immer noch eine 
entferntere ift. Db übrigens das zur Rede Stellen von Seiten einer Pri— 
vatperfon nicht zugleich auch ein Bedrängen im fich enthält, was immer 
dann der Fall fein wird, wenn es in einer Weiſe ftattfindet, woraus der 
Uebelthäter entnehmen muß, daß feine Entdedung bereits erfolgt oder nicht 
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mehr abzuwenden ift, muß aus den Umftänden des fonfreten Falles ermef- 
fen werden. — Was fodann insbejondere das „Verfolgen“ des Uebelthäters 
anlangt, jo deutet die Zufammenftellung mit dem „Ergreifen“ und „Be 
drängen“, jowie die Gegenüberjtellung zu dem „zur Rede Stellen von Sei- 
ten der Obrigfeit und ihrer Diener” unverkennbar darauf hin, daß hierunter 
nicht die gerichtliche Verfolgung, d. h. die Einleitung einer ftrafrechtlichen 
Unterfuchung, fondern vielmehr die NachthEle nach dem entfliehenden Uebel— 
thäter gemeint iſt, und entſpricht auch dieſe Auslegung allein der ratio des 
Geſetzes, welches keineswegs die objektive Thatſache der eingetretenen ſtraf— 
rechtlichen Verfolgung des Uebelthäters, ſondern lediglich das ſubjektive Mo— 
ment, ob derſelbe noch aus freiem innern Antriebe gehandelt hat, für die 
Begrenzung des Zeitpunftes, bis zu welchem Schadenserjag mit der Wirfung 
eines Strafmilderungsgrundes geleiftet werden fann, als entjcheidend betrachtet. 
Demzufolge kann die bloße Einleitung einer Unterfuchung gegen den Uebel- 
thäter und jelbft die Erlaffung eines Berhaftsbefehles oder Stedbriefes ge— 
gen denjelben der Anwendbarkeit der Beftimmung tiber Schadenserfag an ſich 
nicht entgegenftehen, da in diefen Handlungen ein Verfolgen des Uebelthäters 
im Sinne des Geſetzes nicht enthalten ift; dagegen wird allerdings in dem 
Falle, wenn der Uebelthäter von der gejchehenen Einleitung einer gegen ihn 
gerichteten Unterfuchung einmal Kenntniß erlangt hat, der Milderungsgrund 
des Schadenserfages nicht mehr Play greifen fünnen, da hier der Uebel- 
thäter jedenfalls bereit8 bedrängt, d. h. in eine Yage verfegt ift, wornach 
er nicht mehr hoffen Fonnte, den Händen der Strafjuftiz zu entgehen. 

3. Die Wirkung des Milderungsgrundes des Schadenserjages befteht 
darin, daß der Richter dadurch ermächtigt wird, bis auf die Hälfte des 
Minimums der gejeglich verwirkten Strafe herabzugehen. Daß das Geſetz 
das Herabgehen unter die gefegliche ordentliche Strafe im Falle geleifteten 
Schadenserfages nicht gebietet, fondern blos fakultativ geftattet, hat feinen 
Grund darin, weil bei dem Umftande, daß der fragliche Milderungsgrund 
nicht auf diejenigen Handlungen, bei welchen die Zufügung eines Vermögens— 
nachtheile8 den - eigentlichen Zwed des Handelnden bildet, eingefchränft, fon- 
dern überhaupt bei allen ftrafbaren Handlungen, durch welche irgend eine 
Art von Vermögensnachtheil ohne gleichzeitigen Angriff auf eine Perſon zu— 
gefügt wird, für zuläflig erflärt ift, der Natur der Sache nad) aud viele 
Fälle vorfommen können, in welchen dem geleifteten Schadenserfage nur eine 
ganz geringe oder gar feine Bedeutung beigemefjen werden kann. Die Be- 
antwortung der Frage, ob Veranlaſſung gegeben ift, von der im vorftehenden 
Artikel eingeräumten Strafherabjegungsbefugnig Gebrauch zu machen, wird 
hienach immer wmefentlih davon abhängen, in welchem Verhältniſſe der zu- 
gefügte und wieder erfegte Bermögensnachtheil zu der in der That lie- 
genden Gefammtverfhuldung fteht; da aber gerade in dieſer Beziehung 
Alles von den Umftänden des fonfreten Falles abhängt, jo hat es das Ge- 
jeg für das Zweckmäßigſte erachtet, hier lediglich das Ermeſſen der Richter 
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walten zu laffen, und gibt e8 ſich dem Bertrauen hin, daß diefelben von 
der ihmen eingeräumten Befugniß nicht in übermäßiger Weife fondern nur 
in wirflich dazu geeigneten Fällen Gebrauch machen werden. 

4. Die Entjcheidung darüber, ob der Milderungsgrund des Schadens- 
erfages in einem fonfreten Falle vorliegt, fteht bei den zur Zuftändigfeit der 
Schmwurgerichte gehörigen Sachen inımer den Geſchwornen zu, und darf hie= 
bei nach Art. 22 de3 Einführungsgefeges zum Straf und Polizeiftrafgejeg- 
buche, wenn das Vorhandenfein dieſes Milderungsgrundes während der Ver— 
handlung behauptet worden ift, die Stellung der betreffenden Frage an die 
Gefchwornen bei Strafe der Nichtigkeit nicht verweigert werden. 

Diefe Beſtimmung des Einführungsgejeges kann fich librigens der Na- 
tur der Sache nah nur auf den Fall beziehen, wenn bei einer ftrafbaren 
Handlung, bei welcher der Milderungsgrund de3 Schadenserfages geſetzlich 
Plag greifen fann, die Stellung einer hierauf bezüglichen Frage beantragt 
wird, wogegen das Gericht dann, wenn diefe Vorausfegung nicht gegeben ift, 
zur Burüdweifung des Antrags auf eine desfallfige Frageſtellung berechtigt 
und verpflichtet ift. 

5. Wenn der Milderungsgrund des Schadenserſatzes beim Verfuche, bei 
der Theilnahme durch Beihilfe oder bei einer ftrafbaren Handlung vorfommt, 
bei welcher im leichteren Fällen eine niedrigere als die außerdem gedrohte 
Strafe zu verhängen geftattet ift, jo ermächtigt das VBorhandenfein diejes 
Milderungsgrundes den Richter, bis zur Hälfte des Minimums derjenigen 
Strafe herabzugehen, welche für die verübte Handlung unter Berüdfihtigung 
des Umftandes, daß blos ein Berfuch (Art. 49) oder eine Theilnahnmte durch 
Beihilfe (Art. 55) oder ein leichterer Fall vorliegt, erfannt werden fanır ; 
denn es erjcheint in einem folchen Falle die nach Maßgabe der gejeglichen 
Beftimmungen über die Beltrafung des Verfuchs, der Theilnahme oder eines 
feichteren Falles verwirfte Strafe als diejenige Strafe, welche für die verübte 
Handlung abgejehen von dem Milderungsgrunde des Schadenserſatzes vom 
Sefege angedroht ift, und find fomit die Gerichte im alle gelei- 
fteten Schadenserfages befugt, die ſe Strafe bis zur Hälfte ihres niedrigften 
Maaßes weiter zu reduciren. 

In gleicher Weife find ferner auch bei dem Zufammentreffen des Mil: 
derungsgrundes des Schadenserfages mit jenem der geminderten Zurechnungs- 
fähigfeit (Art. 68) beide Milderungsgründe neben einander im der im Ge— 
ſetze beftimmten Weife zu berüdjichtigen; dieß ergiebt fich unzweifelhaft daraus, 
weil einerjeits der Milderungsgrund des Schadenserfages af ganz anderen 
faftifchen und rechtlichen Borausfegungen wie jener der geminderten Zurechnungs- 
fähigfeit beruht, und weil andererfeitS nirgends eine gejegliche Beftimmung 
befteht, durch welche die gleichzeitige Berüdfichtigung diefer beiden Milder- 
ungsgründe im Falle ihres BZufammentreffens ausgefchloffen wäre. Segen 
wir alfo 3. B. den Fall, daß der A fich im Zuftande geminderter Zurech— 
nungsfähigfeit einer Theilmahme durch Beihülfe an einem nach Art. 274 
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ftrafbaren Drebftahle ſchuldig gemacht, den ganzen dem Beftohlenen zugefügten 
Schaden aber nachher rechtzeitig wieder qut gemacht hat. Hier muß vor 
Allem wegen Verübung der That im Zuftande geminderter Zurechnungsfähig- 
feit eine Reduction der im Art. 274 gedrohten vier- bis zmölfjährigen 
Zuchthausſtrafe nad) Mapgabe des Art. 68 eintreten, und erfcheint in Folge 
diefer Reduction Gefängniß von einem Jahre als das Minimum und Zucht: 
haus von act „Jahren als das Maximum derjenigen Ztrafe, welche der 
Richter verhängen kann. Zodann berechtigt aber der Umstand, daß der A 
bloßer Gehülfe bei Verübung der That gewejen it, den Richter nach Vor— 
fchrift des Art. 55, das Strafminimum von einem Jahre Gefängniß noch 
weiter um ein Viertheil, d. h. auf dreimonatliches Gefängniß herabzujegen ; 
und diefes Minimum von drei Monaten fann endlich wegen geleifteten Scha— 
denserjages wiederum auf die Hälfte, aljo auf Gefängniß von einem Monate 
und fünfzehn Tagen ermäßigt werden. Hiernach ift es aljo in dem ange- 
führten Beifpiele dem Richter anheimgegeben, die Ztrafe des Uebelthäters 
zwifchen einem Monate und fünfzehn Tagen Gefängnig als Minimum und 
acht Fahren Zuchthaus als Marimum auszumeiien. 


Art. 75. 


Eo oft unter Anwendung der Art. 68, 73 oder 74 eine Gefäng- 
nißftrafe wegen einer Dandlung ausgefprochen wird, mit deren ordent- 
licher Strafe die im Art. 23 bezeichneten Folgen Fraft des Geſetzes ein- 
getreten oder durch richterlichen Ausſpruch zu verbinden geweſen wären 
oder hätten verbunden werden können, bleibt es, joferne im Gejege nicht 
ein Anderes bejtimmt ift, dem Ermeſſen der Gerichte anheimgegeben, ob 
jene Folgen oder welche derjelben gegen den VBerurtheilten einzutreten 
haben. 


Entw. von 18555 Art. 8 ; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58, der Aby. RK. 
Bd. I. S. 55, 250; der Neiher. 8. Beil. Bo. 2. 143, Prot. Bd. ©. 285; Entw. 
von 1860 Art. 70, Art 75 Abi. 25 Geſetzg. Ausich. Verb. von 1860/61 der Aba. 
K. Abth. I. S. 136, Abth. U. ©. 12, 89; der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 48, W. 


Die Frage, welchen Einfluß das Vorhandenfein des Strafmilderungs- 
grundes der geminderten Zurechnungsfähigfeit (Art. 68), des Exceſſes der 
Nothwehr (Art. 73) und des Schadenserfages (Art. 74) auf die Straffol— 
gen ausübt, beantwortet jic) nad) Maßgabe der Beſtimmung des vorjtehen- 
den Artifel8 in folgender Weife: 

I. Die angeführten Strafmilderungsgründe können nur allein auf 
die im Art. 28 bezeichneten Ztraffolgen eine Wirkung äußern. Alle 
übrigen Straffolgen, wie z. B. die Stellung unter Polizeiaufjiht (Art. 36), 
die Verwahrung in einer Polizeianftalt (Art. 40), die Ausweifung der Aus: 
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länder (Art. 43), die Aufhebung der Eidesfähigkfeit beim Meineide (Art. 192) zc.:c. 
werden dadurch in feiner Weife berührt, und müſſen vielmehr auch bei dem 
VBorhandenjein eines der erwähnten Strafmilderungsgründe die gewöhnlichen 
gejeglichen Beſtimmungen über den Eintritt diefer Straffolgen Pla greifen, 
da das Geſetz eine abweichende Beftimmung in diefer Beziehung weder im 
porftehenden Artifel, noch an einer andern Stelle des Geſetzbuchs enthält. 
Uebrigens fommt e3 bei der Stellung unter Polizeiauffiht und der Aus- 
weifung der Ausländer in Folge der allgemeinen gejeglichen Beftimmungen 
über deren Zuläſſigkeit allerdings mitunter vor, daß diefe Straffolgen, wie: 
wohl fie mit der ordentlichen Strafe der verübten That hätten verbunden 
werden fönnen, doch dann nicht mehr eintreten können, wenn bei einer an 
ih ein Verbrechen bildenden ftrafbaren Handlung wegen Borhandenfeins 
eines der fraglichen Milderungsgründe unter das Minimum der ordentlichen 
Strafe herabgegangen wird, und in Folge deffen diefe Handlung für den 
concreten Fall die Natur eines Vergehend annimmt. Da nämlich nad) Bor- 
Ichrift der Art. 36 und 43 die Stellung unter Polizeiaufficht und die Aus» 
weiſung der Ausländer zwar bei jeder Verurtheilung wegen Verbrechens, bei 
der Berurtheilung wegen eines Vergehens aber nur da, mo dieß das Geſetz 
ausdrüclich beftimmt, zuläffig erjcheint, fo bringt es in dem vorausgefegten 
Falle die erfolgende Strafherabfegung nothmwendig mit fi, daß hier der 
Richter einen Ausfpruch über die Zuläffigkeit der Stellung unter Polizei- 
aufjicht, beziehungsweife der Ausmeifung des Ausländers nicht in allen Fällen, 
jondern vielmehr nur allein dann erlaffen fann, mern eine folche Handlung 
in Frage ift, bei welcher das Gejeg ausdrüdlich auch bei der Verurtheilung 
wegen Vergehens den Eintritt diefer Etraffolge für zuläffig erflärt. So 
fann 3. B. gegen Denjenigen, welcher wegen eines im Zuftande geminderter 
Zurechnungsfähigfeıt verübten Meineides (Art. 192) zu einer Oefängniß- 
ftrafe verurtheilt wird, memals Stellung unter Polizetauffiht Play greifen, 
da feine gejegliche Beitimmung befteht, wornach diefe Straffolge bei der Ver— 
urtheiliung wegen eine3 Vergehens des Meineides als zuläffig erklärt ift. 
Dagegen erjcheint allerdings gegen Denjenigen, welcher einen an fih als 
Verbrechen ftrafbaren Diebftahl verübt hat, aber wegen geleifteten Schadens» 
erfages nur mit Gefängniß beftraft wird, die Stellung unter Polizeiaufſicht 
ftatthaft; denn der Art. 291 des Geſetzbuches fchreibt ausdrüdlich vor, daß 
bei jeder wegen Diebftahls zuerfannten Gefängnißftrafe die Zuläffigfeit 
der Stellung unter Polizeiauffiht ausgejprochen werden fann. 

2. Bezüglich der in Art. 28 bezeichneten Straffolgen ftellt das Geſetz 
die Regel auf, daß jedesmal, fo oft unter Anwendung der Art. 68, 73 oder 
74 eine Öefängnißftrafe ausgeiprochen wird, e8 dem freien Ermeffen 
der Gerichte anheimgegeben fein foll, darüber zu beftimmen, ob diejenigen 
Straffolgen des Art. 28, welche die Strafe der verübten That ohne das 
Borhandenfein des Strafmilderungsgrundes, weil diefe Strafe außerdem bie 
Zudthausftrafe geweſen wäre, fchon fraft des Gejeges nach fich gezogen 
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hätte, oder welche mit der Strafe durch vichterlichen Ausfprud hätten ver- 
bunden werden müffen oder können, ganz oder theilweife einzutreten haben. 
Die Worte des Gefeges „unter Anwendung der Art. 68, 73 und 74“ 
dürfen hiebei nicht im der Weife verftanden werden, als ob die angeführte 
Beftimmung über die Straffolgen nur auf den Fall Bezug hätte, wenn ein 
wirkliches Herabgehen unter das Minimum der gefeglichen ordentlichen 
Strafe wegen des in Frage ftehenden Strafmilderungsgrundes ftattfindet; 
vielmehr begründet das bloße Borhandenjein des Strafmilderungsgrundes 
für ſich allein ſchon die Befugniß des Richters, über die mit der ordentli- 
hen Strafe der verübten That verbundenen Straffolgen nach feinem Ermeffen 
zu verfügen, ohne daß es darauf ankommt, ob bei der Strafausmeffung unter 
das Minimum der ordentlichen Strafe herabgegangen wird oder nit. Daß 
das Geſetz in diefem Sinne ausgelegt werden muß, läßt fih um jo meniger 
bezweifeln, da die Verhängung der Straffolgen des Art. 28 oder einzelner 
derjelben mitunter auch bei folchen Vergeben geboten erfcheint, bei welchen, . 
wie 3. B. beim Bergehen unzüchtiger Handlungen nah Art. 216, beim 
Vergehen der Untreue der Vormünder nach Art. 331 ꝛc. x. ein Minimum 
der prdentlihen Strafe überhaupt nicht feitgejegt und alfo ein Herabgehen 
unter diejelbe gar nicht möglich ift; denn man würde fonft zu dem Refultate 
kommen, daß bei folchen Reaten im Falle Vorhandenſeins des Strafmilder- 
ungsgrundes des Art. 68 oder 74 die Anwendbarkeit der Beftimmung des 
vorjtehenden Artifel8 völlig ausgeſchloſſen wäre. 

Eine Ausnahme von der hier aufgeftellten Regel des Gefeges über die 
Straffolgen ift in der zweiten Abtheilung des Gefegbuches bei dem Reate 
der Amtsuntrene feitgefegt, indem hier zufolge der fpeciellen Beſtimmung des 
Art. 386 auch dann, wenn bei einer an fich als Verbrechen ftrafbaren Amts- 
untreue wegen geleifteten Schadenerfages nur auf Gefängnißftrafe erkannt 
wird, der Eintritt der Straffolgen des Art. 28 immer im Strafurtheile aus: 
gejprochen werden muß. 

3. Das Gefeß enthält keine Beftimmung darüber, wie es mit den 
Straffolgen des Art. 28, welche mit der ordentlichen Strafe der verübten 
That hätten verbunden werden müſſen oder können, in dem Falle zu halten 
ift, wenn unter Anwendung der Art. 68, 73 oder 74 auf eine Öeldftrafe 
(als Vergehensſtrafe) erfannt wird. Dieſes Stillſchweigen des Geſetzes läßt 
nur die Deutung zu, daß in einem ſolchen Falle die mit der ordentlichen 
Strafe imperativ oder facultativ verbundenen Straffolgen des Art. 28 nie— 
mals Plag greifen fünnen, ohne daß es hiebei einen Unterſchied macht, 
ob die verübte That ſchon an jich mit Geldftrafe bedroht oder ob die Geld- 
ftrafe (bei der geminderten Zurechnungsfähigfeit) in Gemäßheit der den Ge— 
richten im Art. 68 Ziff. 3 eingeräumten Befugniß an Stelle der urjprüng- 
lich gedrohten Gefängnißſtrafe getreten: ift. ' 

Die Beſtimmung des vorftehenden Artikels über die Straffolgen des 
Art. 28 bei dem Vorhandenfein eines von den in den Art. 68, 73 und 
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74 bezeichneten Strafmilderungsgründen ift nämlich (abgefehen von dem in 
Folge der allgemeinen Borfchrift des Art. 28 feiner befondern Erwähnung 
bedürfenden Falle der Verhängung einer Zuchthausftrafe) eine erfhöpfende 
und ausfhließende; denn daß das Gefeg fich nicht darauf bejchränfen 
wilt, lediglich die Hinfichtlich der Straffolgen eintretenden Abänderungen 
anzuführen, ergibt ſich insbefondere daraus, weil daffelbe auch den Fall be- 
handelt, wenn eine ftrafbare That in Frage ift, mit deren ordentlicher Strafe 
die Straffolgen des Art. 28 ganz oder theilweife hätten verbunden werden 
fönnen, und in diefer Beziehung anordnet, daß dann, wenn unter Anwendung 
des Art. 68, 73 oder 74 eine Gefänguißftrafe ausgefprodhen wird, die Ver- 
hängung diefer Straffolgen gleichfalls dem Ermefjen der Gerichte anheimge: 
geben fein, d. h. alſo mit andern Worten, daß es hier ungeachtet des 
Borhandenfeind de3 Strafmilderungsgrundes bei der den Gerichten ohnehin 
äuftehenden Befugniß fein Berbleiben haben ſolle. Stellt aber dem Vor: 
gefagten zufolge das Gefeg im vorftehenden Artikel eine erfchöpfende und 
ausjchließende Beftimmung über die Straffolgen des Art. 28 auf, fo ift 
damit die Unzuläßigkeit, die mit der ordentlichen Strafe verbundenen Straf- 
folgen des Art. 28 im Falle einer unter Anwendung der Art. 68, 73 oder 
74 erfolgenden Erkennung einer Geldftrafe eintreten zu laſſen, von felbft 
dargethan, da das Geſetz nur allein dan, wenn unter Anwendung der be- 
zeichneten Artiket auf eine Gefängnißftrafe erfannt wird, die Verhängung 
diefer Straffolgen dem Ermefjen der Gerichte anheimgibt. Hienach kann 
alfo z.B. gegen den Beamten, welcher wegen eines im Zuftande geminderter 
Zurehnungsfähigfeit begangenen Vergehens der Beftehung nad Art. 366 
Abſ. 1 oder auch (in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 68 Ziff. 3) nad) 
Art. 366 Abſ. 2 zu einer Geldftrafe verurtheilt wird, der Verluft feines 
Dienftes nicht ausgejprocdhen werden, wiewohl bei der ordentlichen Strafe 
der That die Berhängung der bezeichneten Straffolge in dem einen Falle 
geftattet, in dem amdern aber fogar geboten iſt.!) 

1) Die hier erörterte Frage ift weder in den Motiven der Gefegentwürfe, noch 
in ben Berhandlungen ber Gefeßgebungsausichüffe berührt worden, und ſcheint über: 
haupt ber Fall, daß auch bei einigen Reaten, welche unter Anwendung des Art. 68, 
73 oder 74 mit Geldſtrafe beftraft werden fünnen, bie Verhängung einzelner 
Straffolgen des Art. 28 theils geboten, theils geftattet ift, dem Gejeßgeber nicht 
vor Augen gefchwebt zu haben, Eine andere Entſcheidung ber angeregten Frage als 
die oben angeführte ift aber nad der pofitiven Vorfchrift des Art. 75 nicht wohl 
möglihd. Man kann nämlid vor Allem aus dem Stillſchweigen des Geſetzes nicht 
die Folgerung ableiten, daß dann, wenn unter Anwendung der fraglichen Artikel auf 
eine Geldftrafe erfaunt wird, eine Aenderung hinſichtlich der mit der ordentlichen 
Strafe der That verbundenen Straffolgen überhaupt nicht Plag greife; denn es kann 
unmöglih im Willen des Geſetzes gelegen fein, daß beim Vorhandenſein eines Straf: 
milderungsgrundes der Richter, wenn auf eine Geldfirafe erfannt wird, bie mit ber 
ordentlihen Strafe nothwendig verbundenen Straffolgen verhängen müfje, während 
bei Erkennung der (ſchwereren) Gefängnißſtrafe die Verhängung diefer Straffolgen 
fediglich feinem Ermeſſen anbeimgegeben ift. Ebenjo gebt es aber auch nicht an, 
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Art. 76. 


Jugend. Gine Perſon, welche zur Zeit der That das fechzehnte 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hatte, ift ftraflos, wenn 
ihr die zur Unterjcheiduug der Etrafbarfeit ihrer That 
erforderliche Ausbildung gefehlt hat. 

Fällt einer folchen Perſon eine mit Todes oder Zucht— 
hausftrafe oder mit einer im höchſten Maße zwei Jahre 
überfteigenden Gefängnißftrafe bedrohte vorfäglihe That 
zur Laft, und erfolgt lediglich auf Grund der Beitimmung 
des Abi. 1 die Freiſprechung derſelben eder die Einftel- 
lung des Verfahrens, jo fann in dem Erfenntniffe ihre 
Unterbringung in einer Erziehungsanſtalt für verwahrlofte 

‚ jugendliche Perſonen angeordnet werden. 

Gleiche Anordnung ift gegen eine folche Perſon auch in dem 
Falle, da ihr ein nach Art. 283 ftrafbarer Diebitahl zur 
Laft liegt und die Freifprechung oder die Ginftellung des 
Verfahrens Iediglih auf Grund der Beltimmung des 
Abf. 1 erfolgt, dann zuläffig, wenn diefe Perfon ſchon frü— 
ber einmal einen Diebjtahl begangen hat und lediglich auf 
Grund der Beftimmung des Abi. 1 deren Freiſprechung 
oder die Ginftellung des Verfahrens erfolgt ift. 

Der Vollzug der in Abſ. 2 und 3 bezeichneten Anord— 
nungen ift Sache der Polizeibehörde. Die Kreisverwalt- 
ungsftelle, in deren Bezirfe die jugendliche Perſon heimat— 
berechtigt ift, erläßt die erforderlichen Beſtimmungen über 
die Dauer des Aufenthaltes in der Anftaltz derfelbe darf 
jedoch nicht über das achtzehnte Lebensjahr hinaus erſtreckt 
werden. 


— — — — 


die Analogie, in Anwendung zu bringen, und es in dem Kalle, wenn bei dem Vor— 
handenfein eines von den fraglicen Strafmilverungsgründen auf eine Geldftrafe ers 
fannt wird, binfichtlih der mit der ordentlichen Strafe verbundenen Straffolgen bes 
Art. 28 wegen Gleichheit des gefeglichen Grundes geradefo zu balten, wenn auf eine 
Gefängnißſtrafe erfannt wird, d. h. den Eintritt diefer Straffolgen dem richterlichen 
Ermeſſen anbeimzugeben; denn da die Straffolgen des Art. 25, wenn fie aud 
vom Gejege nicht als eigentliche Strafe erklärt find, doch immer einen Beſtand— 
theil der durch die verübte That verwirften Strafe im weiteren Sinne bilden, jo 
erfcheint bier in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 3 des Geſetzbuchs (vgl. das auf 
3.46 Gefagte) die Ergänzung einer Lüde des Gejeßes im Wege der Analogie nicht 
zuläffig. Somit bleibt mir die oben angeführte Auslegung des Gejepes übrig, wel: 
cher auch um fo weniger ein Bedenken entgegenftebt, da ein Bedürfniß, im Falle 
einer unter Anwendung bev Art. 68, 73 oder 74 erfolgenden Erkennung einer Geld: 
ftrafe die mit ber ordentlichen Strafe der verübten That verbundenen Straffolgen 
des Art. 28 eintreten zu fajjen, in der Praris ſich kaum jemals ergeben wird, 


= 
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Iſt der jugendliche Angeſchuldigte ein Ausländer, fo 
iſt in den Fällen der Abi. 2 und 3 die Ablieferung des- 
felben an feine Obrigkeit im Grfenntniffe anzuordnen. 

Läßt ſich diefe Ablieferung nicht bewerfjtelligen, fo 
fann die Polizeibehörde ftatt derfelben die Unterbringung 
in einer Anftalt der oben erwähnten Art verfügen. 

Die Koften der Interhaltung in der Anftalt fallen, 
foweit fie weder aus dem Vermögen des daſelbſt Unterge— 
brachten noch von feinen alimentationspflichtigen Verwand— 
ten beftritten werden können, der Staatskaſſe zur Yait. 


Entw. von 1855 Art. 57; Geſetzg. Ausich. Verb. von 1856/58, der Abg. KR. 
Bo. I. €. 52, 216, der Reiser. K. Beil. Bd. ©. 144, Brot. Bd. ©. 284; Entw. 
von 1860 Art. 76; Geſetzg. Ausjch. Verb. von 1860/61, der Abg. K. Abtb. I. 
S. 137, Abth. II. &. 13, 95; der Reiher. K. Beil. Bd. ©. 31, 61, Prot. Bo. I. 
S. 49, 91. 


Nach der Eimichtung der Natur tritt bei dem Menfchen das Bewußt— 
fein des im bürgerlichen Yeben beftehenden Kreifes von Pflichten und ebenjo 
auch die fittliche Kraft, den Reizen der Natur widerftehen zu können, exft 
dann ein, wenn er einen gewiſſen Grad körperlicher und geiftiger Ausbil- 
dung erlangt hat; bevor dieſe Ausbildung erfolgt ift, erfcheint derjelbe 
ihon in Gemäßheit der allgemeinen Borjchrift des vorausgegangenen Art. 67 
im Gebiete des Strafrechts als unzurechnungsfähig, weil ihm die Fähigkeit 
der Selbftbejtimmung und die zur Erfenntniß der Ztvafbarfeit feiner Hand— 
(ungen nöthige Urtheilsfraft gänzlich mangelt, — Der Zeitpunft, in 
welchem der Menjch jo meit ausgebildet ift, um als kriminell zurechnungs- 
fähig gelten zu können, läßt fich im Allgemeinen mit Gewißheit nicht be- 
ftimmen, da dieſer Zeitpunft nicht allein von den Flimatifchen und Cultur— 
verhältniffen eines Nolfes, fondern namentlich auch von der förperlichen und 
geiftigen Beſchaffenheit des einzelnen Jndividuums abhängt; und wenn die 
meiften pofitiven Gejeggebungen demungeachtet in der Regel drei Altersftufen, 
nämlich eine erjte, in welcher abjolute Unzurechnungsfähigteit- angenommen 
wird, eine zweite, im welcher die Zurechnungsfähigkeit zwar als möglich 
aber nicht als nothmwendig erachtet wird, und eine Dritte, von deren Be: 
ginne au die Zurechnungsfähigteit als vorhanden anzunehmen ift, zu unter 
fcheiden pflegen, jo gefchieht dies nur aus Rückſichten der Zweckmäßigkeit 
und namentlich aus dem Grunde, um bei Perjonen von ganz zartem Alter, 
welche erfahrungsgemäß niemals als zurehnungsfähig erfannt werden, die 
Einleitung einer ftrafrehtlichen Unterfuhung von vorneherein auszufchliegen. 

"Das gegenwärtige Geſetzbuch hat ſich darauf befchräuft, jene Altersitufe 
feftzufegen, nach deren Eintritt dev Menſch regelmäßig als zurehnungs: 
fähig zu betrachten ift, und beſtimmt es als joldhe das zuriüdgelegte 
ſechszehnte Yebensjahr. Ber allen Perfonen unter ſechszehn Jahren gibt 
das Gefeg ohne Aufftellung einer abjoluten Grenze der Unzurechnungsfähig- 
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feit in jedem einzelnen Falle die Entjcheidung darüber, ob diefelben zur 
Zeit der That zurechnungsfähig gemefen find, der Beurtheilung der Gerichte 
anheim. — Im Einzelnen ift hier Folgendes hervorzuheben: 

1. Wiewohl das Geſetz grundſätzlich als Regel annimmt, daß Perjonen 
nach zurücgelegtem ſechszehntem Lebensjahre als vollfommen zurechnungsfähig 
zu erachten find, fo erfcheint e8 doch in feiner Weiſe ausgejchloffen, daß 
auch Perfonen über fechszehn Jahren aus dem Grunde, weil bei ihnen 
nach ihrer förperlichen und geiftigen Ausbildung die Fähigkeit der Selbitbe- 
ſtimmung oder die zur Erfenntniß der Strafbarfeit der That nöthige Urtheils- 
kraft noch gar nicht oder wenigſtens noch nicht in vollem Maaße vorhanden 
ift, als unzurechnungsfähig beziehungsmeije als gemindert zurechnungsfähig 
erachtet werden fünnen; denn das Gefeg mill bei Perfonen über jechszehn 
Zahren nur die Jugend als ſolche nicht mehr befonders berüdfichtigt wiſſen, 
wogegen im Uebrigen der Natur der Sache nach die allgemeinen Vorſchriften 
der oben erörterten Art. 67 und 68 des Geſetzbuchs Anwendung finden müſſen. 

2. Der Beweis darüber, ob eine Perfon das jechszehnte Yebensjahr 
zur Zeit der That d. 5. im demjenigen Zeitpunfte, in welchem fie die 
ihr zur Laft liegende verbrecherifhe Handlung vorgenommen bat, bereit3 
überjchritten hatte, wird in der Regel duch das Geburtszeugniß ohne 
Schwierigfeiten zu erbringen fein. Sollte aber je einmal, weil die frag- 
liche Perfon ihren mwahren Namen verjchweigt und derjelbe nicht zu er- 
mitteln ift, die Beibringung eines glaubhaften Geburtszeugniffes unmöglich 
und das Alter über oder unter fechszehn Jahren überhaupt zweifelhaft fein, 
jo muß dafjelbe in anderer Weife, wie 3. B. durch Zeugen oder Sachver— 
ftändige herzuftellen gefucht werden. Der Ausspruch darüber, ob eine Perfon 
zur Beit der That bereits fechszehn Jahre alt gemejen ift, gehört zur That- 
frage, und haben alfo hierüber gegebenen Falls die Geſchwornen zu ent- 
iheiden. — Was die Berehnung des Alters anlangt, fo hat diejelbe bei 
dem Mangel einer bejondern gejeglichen Beftimmung in der Weife, wie in 
cioilrechtlicher Beziehung, d. h. nach dem Kalenderjahre zu gejchehen, jo daß 
mit dem Antritte des fiebenzehnten Geburtstages das jechszehnte Yebensjahr 
al3 zurüdgelegt zu betrachten ift. 

3. Berfonen unter ſechszehn Jahren find nach Vorſchrift des Ge— 
feges ftraflos, wenn ihnen die zur Unterfcheidung der Strafbarfeit der 
verübten That erforderliche Ausbildung gefehlt hat. — Aus diefer 
gefeglichen Vorſchrift ergibt fich von felbft die Nothwendigkeit, daß jedesmal, 
fo oft ſich der Verdacht -einer ftrafbaren That gegen eine Perfon unter 
ſechszehn Jahren ergibt, eine ftrafrechtliche Unterfuhung dieferhalb eingeleitet 
werden muß und daß diefes insbejondere auch dann zu gejchehen hat, wenn 
diefe Perfon ſich noch im ganz zartem Alter befindet; denn da eine gefeß- 
liche Präfumtion für die Unzurehnungsfähigfeit bis zu einem gemiffen Alter 
nicht befteht, jo muß im jedem einzelnen Falle erft durch die Unterfuchung 
hergeftellt werden, ob die fragliche Perfon nad) den Grade ihrer Ausbil- 
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dung als zurehnungsfähig zu erachten ift oder nicht. Ein ſolches Berfahren 
ift denn auch in der That im Willen des Gejeges gelegen; ja es hat jo- 
gar das Geſetz obſchon die drei Gefeggebungsfaktoren, wie ſich dieß aus 
den in den Geſetzgebungsausſchüſſen gepflogenen Verhandlungen klar ergibt, 
jämmtlich darüber einverftanden waren, daß nad den Hlimatifchen und Cul— 
turverhältnifjen des bayrischen Staates die Möglichkeit der Friminellen Zu- 
rechnungsfähigfeit regelmäßig erft mit dem zurücdgelegten zwölften Yebens- 
jahre für gegeben zu erachten fei, gerade au8 dem Grunde eine Beftimmung 
über die Altersgrenze der abfoluten Unzurechnungsfähigfeit nicht in das Ge- 
jegbucdy aufgenommen, um auf diefe Weife auch in dem alle, wenn eine 
Perfon von geringerem Alter eine ftrafbare That verübt hat, die Einleitung 
einer Unterfuhung nothwendig zu machen. Bei Perfonen unter 16 Jahren, 
welche noch nicht jo weit ausgebildet find, um als zurechnungsfähig erfannt 
zu werden, liegt nämlich die eigentliche Duelle der Verübung von ſtrafbaren 
Handlungen meiftentheil3 in einer Bernadhläffigung ihrer Erziehung. 
Falls nun eine folche Perfon durch die von ihr begangene Handlung eine durch 
vernachläfjigte Erziehung herporgerufene verwilderte Geſinnung und befondere 
Neigung zu Verbrechen an den Tag gelegt hat, von Seiten ihrer Eltern 
oder fonftigen dazu berufenen Perfonen aber nad) ihrer perjönlichen Bes 
Ichaffenheit eine geeignete Einwirkung zur Ausrottung diefer Gefinnung nicht 
zu erwarten fteht, fo erjcheint es fomwohl im Intereſſe des Staates ald aud) 
im Intereſſe diefer Perfonen jelbft geboten, daß diejelben in einer Erzieh- 
ungsanftalt untergebracht werden, um fie von der Bahn des Laſters zurüd- 
führen und zu einem ordentlichen Gliede der menſchlichen Geſellſchaft heran- 
bilden zu fünnen. Die Cognition darüber, ob die Unterbringung einer ſolchen 
ftrafrechtlich noch unzurehnungsfähigen Perſon in einer Erziehungsanftalt 
veranlaßt ift, ſoll aber nach dem Willen des Geſetzes, wie dieß der zweite Abjag 
des vorftehenden Artikels vorfchreibt, den Gerichten zuftehen. Die Gerichte 
find jedoch der Natur der Sache nach nur dann im Stande, eine der Sach— 
(age entjprechende Entjheidung in der angegebenen Beziehung zu geben, 
wenn eine Unterfuchung ſowohl bezüglich der verübten That felbft als auch 
bezüglich der Familienverhältniffe des Thäters vorausgegangen it; dephalb 
will das Geſetz auch bei Perfonen von fo zartem Alter, daß die friminelle 
Unzurechnungsfähigfeit derjelben von vorneherein auf der Hand liegt, eine 
Unterfuchung wegen der von ihnen verübten ftrafbaren That zu dem 
Zwede eingeleitet haben, damit das treffende Gericht in den Stand gefegt 
wird, einen auf die genaue Kenntniß und Würdigung aller in Betracht zu 
ziehenden VBerhältnifje gebauten Ausspruch über die Nothwendigfeit einer Un- 
terbringung der fraglichen Perjon in einer Erziehungsanftalt erlajien zu kön— 
nen. — Aus der vorjtehenden Ausführung ergibt ſich zugleich, wie jehr es 
bei der Führung der Unterfuchungen wegen der von Perfonen unter ſechs— 
zehn Jahren verübten ftrafbaren Handlungen nothwendig und dem Geijte des 
Sefeges entjprechend ift, namentlich auch die Familienverhältniſſe diefer 
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Perfonen in der oben angedenteten Richtung mit möglichfter Vollftändigfeit 
zu erheben. 

4. Das Geſetz erklärt eine Perfon unter jechszehn Jahren für ftraflos, 
wenn ihr die zur Unterjcheidimg der Strafbarkeit ihrer That erforderliche 
Ausbildung gefehlt hat. Der Umftand, dag das Gejeg die Ausbildung der 
jugendlichen Perjon zur Unterfcheidung der Strafbarkeit „der von ihr ver- 
übten That“, nicht aber die Ausbildung zur Unterfheidung der Strafbarfeit 
ihrer Handlungen im Allgemeinen für maßgebend erflärt, läßt deutlich 
erfennen, daß bei der Prüfung der Zurechnungsfähigkeit einer ſolchen Perjon 
nur allein ihre Zurechnungsfähigfeit in Bezug auf die concrete That, 
welche den Gegenftand der Unterjuchung bildet, ins Auge zu faffen ift. Im 
der Natur der Sache liegt e3 nämlich, daß bei jugendlichen Perſonen das 
Bewußtſein der Strafbarkeit fich nicht für alle Arten von ftrafbaren Hand- 
lungen gleichzeitig entwidelt; jo befteht 3. B. diejes Bewußtſein zweifellos 
früher bezüglidy der dolojen als bezüglich der culpofen ftrafbaren Handlungen, 
früher bezüglich derjenigen Handlungen, welche einen Angriff auf das Leben 
einer Perjon oder auf fremdes Eigenthunt enthalten, wie Mord, Diebitahl ıc. xc., 
al8 bezüglich jener, welche fich blos als die Nichterfüllung einer ftaatsbürger- 
lichen Pflicht darftellen, wie die unterlaffene Verhinderung von Verbrechen 
u. dergl. mehr. Um eine jugendliche Perfon beftrafen zu lönnen, wird aber 
immer vorausgefegt, daß fie die Bedeutung der von ihr verübten That 
in bürgerlichen Peben erkannt habe; denn mur unter diefer Vorausfegung 
fann ihr diefe That zur Schuld zugeredinet werden. 

5. Das. Geſetz räumt den ©erichten die Befugniß ein, in dem Falle, 
wenn die ftrafbarg Handlung, welche der jugendlichen nicht für zurechnungs- 
fähig erkannten Perfon zur Yaft fällt, eine vorjägliche und nebftdem von 
jolher Bedeutung ift, daß das Gefeg hiefür die Todes- oder Zuchthausftrafe 
oder wenigftend eine im höchſten Maaße zwei Jahre überjteigende Gefäng- 
nißftrafe androht, die Unterbringung diefer Perſon in einer Erziehungsanftalt 
für verwahrloste jugendliche Perfonen zu verfügen. Eine ſolche Berfügung 
fann nicht allein bei der Aburtheilung im öffentlicher Sigung in dem erfol- 
genden freiſprechenden Erfenutnifje, jondern auch jchon im Stadium der 
Borunterfuhung im dem im geheimer Sitzung ergehenden Erfenntnifie auf 
Einftellung des Strafverfahrens ausgefprochen werden. Nah dem Willen 
des Gejeges foll nämlich in dem Falle, wenn fich durch die geführte Vor— 
unterfuchung bereits unzweifelhaft herausgeftellt hat, daß die jugendliche Perſon 
unter fechszehn Jahren nach dem Grade ihrer geiftigen Ausbildung noch 
nicht als zurechnungsfähig erachtet werden fann, eine Verweiſung derjelben 
zur Aburtheilung in die öffentlihe Sigung überhaupt nicht jtattfinden, da 
hier die Verhandlung in öffentlicher Sigung, welche häufig nicht blos für 
den Angefchuldigten ſelbſt fondern namentlich auch für dejien Familie ſehr 
rühlbar fein würde, ganz unnöthig und zwecklos wäre; e3 räumt deshalb das 
Gefeg für ſolche Fälle die Cognition darüber, ob eine Unterbringung der 
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fraglihen Perſon in einer Erziehungsanftalt einzutreten habe, den mit der 
Beſchlußfaſſung auf die Vorunterſuchung in geheimer Sigung befaßten 
Richtern ein, in deren Befugniß es natürlich auch fteht, allenfallfige Ergänzungen 
der Vorumterfuchung zu dem Zwede anzuordnen, um fich die nöthige Infor- 
mation zu einer jachgemäßen Entjcheidung des ihrer Cognition unterftellten 
Punktes zu verjchaffen. 

Sowohl bei der Aburtheilung in öffentlicher Sigung, wie auch bei der 
Einftellung des Strafverfahren in geheimer Sigung darf die Unterbringung 
der jugendlichen Perſon in einer Erziehungsanftalt immer nur dann verfügt 
werden, wenn einerjeitS die gepflogene öffentliche Verhandlung, beziehungs- 
- weile das Nefultat der geführten Vorunterfuhung feinen Zweifel dariiber 
beitehen läßt, daß die fragliche Perfon eine mit Todes- oder Zuchthaus: 
ftrafe oder mit einer im höchſten Maaße zwei Jahre überfteigenden Gefängniß— 
jtrafe bedrohte vorfägliche ftrafbare That wirkflih begangen habe, und 
wenn andererfeits gerade das jugendliche Alter der Perfon der Grund 
ihrer Unzurechnungsfähigfeit if. Im erfterer Beziehung jchreibt nämlich das 
Geſetz mit ausdrüdlihen Worten vor, daß einer foldhen Perſon eine ftrafbare 
That von der angegebenen Beichaffenheit zur Yaft fallen müſſe, und fann 
jomit -der bloje Verdacht der Verübung einer derartigen That niemals die 
Unterbringung in einer Erziehungsanftalt zur Folge haben. In letzterer 
Beziehung ift aus der bereitS oben sub Ziff. 3 gemachten Darlegung klar 
zu entnehmen, daß nach dem Willen des Geſetzes die Unterbringung eines 
friminell unzurechnungsfähigen jugendlichen Miſſethäters in einer Erziehungs- 
anftalt nur allein in dem Falle Plag greifen fol, wenn eine ſolche Perjon 
durch die Verübung der ftrafbaren That eine durch vernachläffigte Erziehung 
hervorgerufene verwilderte Geſinnung und befondere Neigung zu Ber- 
brechen kundgegeben hat, welcher durch zweckmäßigen Unterricht und Erziehung 
entgegengewirft werden muß; diefe VBoransfegung ift aber offenbar dann nicht 
gegeben, wenn abgejehen von dem jugendlichen Alter und der deshalb noch 
mangelnden geiftigen Ausbildung irgend ein anderer Grund der Unzurech— 
nungsfähigfeit, z. B. meil die Freiheit der Willensbeftimmung zur Zeit der 
That durch Gewalt, Drohung oder Nothftand ausgejchlofien war, vorhanden 
ift. Aus diefer Rückſicht erflärt das Geſetz die Unterbringung einer jugend- 
(ihen Perfon in einer Erziehungsanftalt blos in dem Falle für zuläffig, 
wenn die Freifprehung derjelben oder die Einjtellung des Strafverfahrens 
lediglich auf Grund der Beitimmung des Abi. 1 des vorftehenden Artikels, 
d. h. alfo auf Grund des Mangels der zur Unterfcheidung der Strafbarkeit 
ihrer That erforderlichen Ausbildung erfolgt ift, und würde es hienach ebenjo 
ſehr dem Wortlaute wie dem Geiſte des Gefetes widerſprechen, wenn man 
auch in anderen Fällen die Unterbringung einer ſolchen Perſon in einer Er- 
ziehungsanftalt verfügen wollte. 

Damit jodann von dem Gerichte auch in dem Falle, wenn eine Perſon 
unter jechszehn Jahren vor dem Schwurgerichte abgeurtheilt wird und 
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in Folge der von den Gefchwornen gefchehenen Verneinung der Schuldfrage 
freigefprochen werden muß, bemejjen werden kann, ob die Freifprechung we- 
gen de3 jugendlichen Alter8 oder aus einem andern Grunde erfolgt ift, und 
ob demgemäß die gejeßliche VBorausjegung, bei deren Vorhandenſein die Un— 
terbringung der fraglichen Perfon in einer Erziehungsanftalt verfügt werden 
darf, gegeben erjcheint, fchreibt der Art. 23 des Einführungsgejeges zum 
Straf» und WPolizeiftrafgefegbuche ausdrüdlih vor, daß die Gefchwornen, 
wenn fie eine Perjon unter jechszehn Jahren lediglich deshalb, weil ihr die 
zur Unterfcheidung der Strafbarkeit ihrer That erforderliche Ausbildung ge- 
fehlt hat, für nichtfchuldig erklären, diejes bei ihrem Wahrjpruche immer an- 
geben müſſen, und ift e8 Pflicht des Schwurgerichtspräfidenten, die Gejchwor- 
nen gegebenen Falls auf diefe ihnen obliegende Verbindlichkeit befonders auf- 
merkſam zu machen. 

6. Im dritten Abjage des vorftehenden Artikels beftimmt das Geſetz 
eine Ausnahme von der im zweiten Abjage aufgeftellten Regel, daß die 
Unterbringung der ftrafrechtlih unzurechnungsfähigen Perfonen unter ſechs— 
zehn Jahren in einer Erziehungsanftalt nur wegen folcher ftrafbaren Hand- 
lungen Plag greifen kann, welche mindeftens mit einer im höchften Maaße 
zwei Jahre uüberfteigenden Gefängnißftrafe bedroht find. Der Natur der 
Sache nach erjcheint nämlich eine Einwirkung von Seiten des Staates auf 
die Erziehung in der Regel gerade bei jolchen jugendlichen Perjonen, welche 
wiederholt in den Fehler des Diebftahls zurüdfallen, ganz beſonders 
zwedmäßig und nothwendig; denn es läßt hier der erfolgte Rüdfall in den 
meiften Fällen entnehmen, daß die fragliche Perfon entweder einen ganz be- 
jondern Hang zu. Diebereien hat, welchem in der zur Erziehung berufenen 
Familie nicht mit den gehörigen Mitteln entgegengewirkt wird, oder daß die 
Anleitung zur Verübung von Diebftählen vielleicht gar von dem natürlichen 
Erziehern jelbft ausgeht. Nach Maafgabe der im zweiten Abjage enthalte- 
nen gejeglichen Beftimmung könnte aber bei den friminell unzurehnungsfähi- 
gen Perfonen unter ſechszehn Jahren, wenn fie auch noch jo oft Diebjtähle, 
welche nach Art. 283 als Uebertretungen jtrafbar find, d. h. Diebftähle bis _ 
zum Betrage von zehn Gulden ohne fonftige erjchwerende Umftände begehen und 
dieferhalb im Unterjuchung gezogen würden, die Unterbringung in einer Er- 
ziehungsanftalt niemals ftattfinden; denn wenn auch nah Borjchrift des 
Art. 282 Ziff. 3 jeder Diebftahl nach Art. 283 beim Rückfalle ein Ber- 
gehen bildet und mit Gefängniß nicht unter einem Monate, aljo mit einer 
im höchſten Maaße zwei Jahre überfteigenden Gefängnißjtrafe bedroht ift, jo 
erfcheint es doch nicht möglich, dag die voraufgeführten Perfonen jemals un- 
ter die Strafbeftimmung des Art. 282 Ziff. 3 fallen, weil zu ihrer An— 
wendbarfeit eine bereitS früher erfolgte Berurtheilung megen Diebjtahlg 
erfordert wird, eine folche aber bei diejen Perfonen nicht vorfommen kann. 
Um dem auf diefe Weije fich ergebenden Mangel abzuhelfen, räumt da& 
Geſetz beim Diebjtahle abweichend von der im zweiten Abjage des vorftehen- 
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den Artikels aufgeftellten Regel den Gerichten die Befugniß ein, die Unter- 
bringung in einer Erziehungsanftalt auch in dem Falle auzuordnen, wenn 
einer friminell unzurechnungsfähigen Perjon unter fechzehn Jahren zwar bios 
ein nach Art. 283 ftrafbarer mit Arreftftrafe bedrohter Diebftahl zur Laſt 
fällt, diefelbe aber bereit3 früher einmal einen Diebftahl begangen hat und 
(ediglich auf Grund ihres jugendlichen Alter deren Freifprehung oder die 
Einftellung des Strafverfahrens erfolgt ift. 

Nach Maßgabe dieſer Geſetzesvorſchrift berechtigt die bloſe Thatſache, 
daß einem jugendlichen Uebertreter gleichzeitig mehrere real fonfurrirende 
Diebftähle nach Art. 283 zur Yaftfallen, für fich allein noch feinesweg3 dazu, die Un- 
terbringung defjelben in einer Erziehungsanftalt anzuordnen; vielmehr wird 
biezu immer erfordert, dag die fragliche Perfon vor der erfolgten Verübung 
eine8 oder mehrerer nach Art. 283 ftrafbaren Diebftähle ſchon wegen Dieb- 
ftahl8 in Unterfuchung geweſen und lediglich deshalb, weil ihr die zur 
Unterſcheidung der Etrafbarfeit ihrer That nöthige Ausbildung gefehlt hat, 
ſtraflos belaffen worden ift. — Bon welcher Befchaffenheit der früher be- 
gangene Diebftahl gemwejen ift, erjcheint völlig gleichgültig; felbjt die voraus- 
gegangene Berübung eines Felddiebftahls nach Art. 284, welch letterer 
geringer ftrafbar wie ein Diebftahl mach Art. 283 ift, ermächtigt das Ge- 
richt zur Anordnung der Unterbringung des jugendlichen Uebertreters in einer 
Erziehungsanftalt, da das Gejeg eine Einjchränfung in der angegebenen 
Beziehung nicht gemaht hat. Dagegen fünnen diejenigen Reate, welche 
nad gefeßlicher Beftimmung nicht unter den Begriff des eigentlichen Dieb- 
ſtahls fallen, fondern als bloſe Frevel bezeichnet und beftraft werden, näm— 
lich die Jagd- und Forftfrevel (Art. 292) jowie die Fifchereifrevel (Art. 289) hier 
nicht in Betracht kommen; dieß folgt mit Nothwendigfeit daraus, weil "das 
Geſetz nach ausdrüdlicher Vorſchrift einen bereits früher begangenen Dieb- 
ſtahl erfordert, jene Reate aber, welche aus bejondern Gründen von dem 
Diebftahle ausgefchieden und eigens benannt und behandelt find, im feiner 
Weiſe mit dem Diebftahle auf gleiche Stufe geftellt werden fünnen. 

7. Die Beurtheilung darüber, ob bei dem VBorhandenfein der Voraus— 
jegungen, unter welchen die Unterbringung einer ſtrafrechtlich unzurechnungs— 
fähigen Perſon unter fechzehn Jahren in einer Erziehungsanftalt überhaupt 
zuläffig erfcheint, im concreten Falle Beranlafjung gegeben ift, von der geſetzlich 
eingeräumten Befugniß Gebrauch zu machen, überläßt das Gefeg, ohne irgend 
welche Directiven im diefer Beziehung zu geben, dem freien Ermefjen der 
Gerichte. Uebrigens muß hier bejonder8 darauf hingemwiefen werden, daß 
die Eognition über die Unterbringung in einer Exziehungsanftalt vorzugs- 
weife aus dem Grunde den Gerichten zugemwiefen worden ift, um auf dieſe 
Weiſe eine fichere Bürgichaft dafür zu gewinnen, daß die fragliche Maßregel, 
welche immer in das Familienleben tief eingreift und in der Regel ſowohl 
von den Eltern wie auch von der treffenden Perjon jelbit jehr ſchwer empfun- 
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wendet werde, wo in der That ein dringendes Bedürfniß hiefür befteht. 
Ein foldes Bedürfniß wird aber immer blos dann gegeben fein, wenn die 
Zuftände der Familie, welcher die fragliche Perfon angehört, von der Art 
find, daß eine ordentliche Erziehung derjelben in diefer Familie in feiner 
Weife zu erwarten ftcht, wie dieß z. B. bei Bettlern-, Baganten- oder Diebs- 
familien u. dergl. der Fall iſt. — Gegen jedes richterliche Erkenntniß, welches 
darüber entſcheidet, ob eine jugendliche Perſon in einer Erziehungsanſtalt 
unterzubringen iſt, mag ſoſches nun in öffentlicher Sitzung oder mag es in 
geheimer Sitzung gelegentlich der Einſtellung des Strafverfahrens ergangen 
ſein, räumt das Geſetz ſowohl dem Staatsanwalte wie auch dem Angeſchul— 
digten und demjenigen, welchem das Recht der Erziehung zuſteht, das Rechts— 
mittel der Berufung und beziehungsweiſe Nichtigkeitsbeſchwerde ein; 
das Nähere hierüber iſt im Art. 24 des Einführungsgeſetzes beſtimmt. 
8. Der Vollzug der von den Gerichten angeordneten Unterbringung 
in einer Erziehungsanftalt jteht lediglich der Polizeibehörde zu und muß 
deshalb die treffende Perjon, foferne ſie verhaftet it, nach befchrittener 
Rechtskraft der erlajjenen Verfügung diefer Behörde überliefert werden. — 
In der Wahl der Erziehungsanftalt ift die Polizeibehörde infoferne bejchränft, 
al3 die Unterbringung in einer Erziehungsanftalt für verwahrloste jugendliche 
Perfonen gejchehen muß; es erjcheint hienach namentlich unzuläffig, jugendliche 
Perjonen weiblichen Gejchlechts in eine von den in neuerer Zeit mitunter be- 
ftehenden Erziehungsanftalten für bereits erwachjene verwahrloste weib— 
liche Perjonen unterzubringen, was aud aus Gründen der Zwedmäßigfeit 
offenbar nicht räthlich wäre. Im Uebrigen ift es der Polizeibehörde unbenommen, 
ob fie die Unterbringung in einer öffentlichen aus Staatsmitteln errichte- 
ten _ oder’ in einer privaten wie 3. B. im einer von einen mohlthätigen 
Vereine gegründeten Erziehungsanftalt bethätigen will. Ebenſo iſt es auch 
Sache der Polizeibehörde (Kreisverwaltungsftelle der Heimathsbehörde), die 
Dauer des Aufenthalts in der Anftalt,. welche fich jedoch niemals über das 
achtzehnte Jahr hinaus erftreden darf, zu beftimmen und ftellt es die Wort- 
fafjung des Geſetzes „erläßt die erforderlichen Beitimmungen über die Dauer 
des Aufenthalts in der Anftalt“ insbeſondere außer Zweifel, daß die Polizei- 
behörbe zu jeder Zeit befugt ift, die Entlaffung der fraglichen Perſon aus 
der Anftalt zu verfügen. 
9 Ber Ausländern haben die Gerichte an Stelle der Unterbring- 
ung in einer Erziehungsanftalt die Ablieferung des Ausländer an 
feine Obrigfeit im Erfenntnifje anzuordnen ; dabei tritt jedoch hier die 
Henderung ein, daß bei dem Vorhandenſein der gejeglichen VBorausjegungen 
zur Anordnung der Unterbringung in einer Erziehungsanftalt die Ablieferung 
des Ausländers an feine Obrigfeit nicht mehr im Ermeſſen des Gerichtes 
fteht, fjondern vielmehr unter allen Umftänden verfügt werden muß. — 
Stellt fi hinterher die Ablieferung des Ausländers an feine Obrigkeit als 
unausfihrbar dar, fo ift die Polizeibehörde befugt, feineswegs aber ver- 


Jugend. Art. 76, 387 


pflichtet, die Unterbringung des Ausländers in einer Erziehungsanftalt für 
verwahrloste jugendliche Perfonen nach Maßgabe der vorher erörterten Be— 
ftimmungen eintreten zu laſſen. 

Die Frage, ob gegen das richterliche Erkenntniß, welches die Abliefer- 
ung eines noch friminell unzurechnungsfähigen ausländifchen Miffethäters an 
jeine Obrigfeit anordnet, das Rechtsmittel der Berufung, beziehungsmeife 
NichtigkeitSbefchwerde Platz greift, muß ficherlih bejaht werden. Bor Allem 
bringen es nämlich fchon die allgemeinen Grundprinzipien des Strafprocefjes 
mit fih, daß gegen ein Erkenntniß, welches ausjpricht, daß einer Perfon 
eine von den in den Abfägen 2 und 3 des vorftehenden Artikels angeführten 
(objectiv) ftrafbaren Handlungen zur Laft fällt und an diefen Ausipruch 
nachtheilige Wirkungen knüpft, die gewöhnlichen Rechtsmittel geftattet fein 
müffen. Sodann ergibt fich dieß aber auch aus der Analogie der bereits 
erwähnten pofitiven Vorſchrift des Art. 24 des Einführungsgefeges zum 
Straf- und Polizeiftrafgefegbuche, wodurch den daſelbſt bezeichneten Intereſ- 
jenten gegen jedes über die Unterbringung einer jugendlichen Perfon in einer 
Erziehungsanftalt entjcheidende Erkenntniß ausdrüdlich dag Recht der Be— 
rufung beziehungsweife NichtigfeitSbefchwerde eingeräumt ift; denn nachdem 
die Polizeibehörde durch den auf Grund des vorftehenden Artikels erlaffenen 
richterlichen Ausfpruh, daß ein jugendlicher Ausländer an feine Obrigkeit 
abzuliefern fei, die Ermächtigung erhält, unter Umftänden auch die Unter- 
bringung diefer Perjon in einer Erziehungsanftalt zu verfügen, fo folgt dar— 
aus von jelbft, daß die bezeichnete Beftimmung des Einführungsgefeges auch 
auf die über die Anordnung der Ablieferung eines jugendlichen Ausländers 
an feine Obrigkeit entfcheidenden Erkenntniſſe analoge Anwendung finden 
muß. — 

Schlieglih muß noch darauf aufmerffam gemacht werden, daß die im 
vorjtehenden Artikel beftimmte Ablieferung eines noch Friminell unzurehnungs- 
fähigen Ausländer an feine Obrigfeit ihrer Natur nad) von der eine Straf: 
folge bildenden Ausweifung der Ausländer (Art. 43) weſentlich verjchieden 
ift, wie dieß auch fchon die vom Gejege gewählte verjchiedene Bezeichnung 
far entnehmen läßt, und fann in Folge defjen die Anordnung einer folchen 
Ablieferung im vichterlichen Erfenntniffe niemals die der Ausmweifung zus 
fommenden Wirkungen (vgl. Art. 145) nad fi ziehen. | 

10. Die Koften der Unterhaltung in der Erziehungsanftalt find zus 
nächſt aus dem Vermögen des Untergebrachten felbft, und wenn er ein fol- 
ches nicht befigt, von denjenigen Verwandten deffelben zu beftreiten, welchen 
nach den Beftimmungen des einfchlägigen Eivilrechts die Alimentationspflicht 
obliegt; find auch Feine alimentationspflichtigen Verwandten gegeben, fo 
müfjen die Koften von der Staatskaſſe getragen werden. Die Cognition 
über den Kojtenpunft kann übrigens, da die Mafregel der Unterbringung 
in einer Erziehungsanftalt abgejehen von dem den Gerichten übermwiejenen 
Ausipruche Über ihre Zuläßigkeit eine veine Verwaltungsſache ift, auch 
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nicht dem Strafgerichte, ſondern nur der einſchlagigen Verwaltungsbehörde 
zuſtehen ). 


Art. 77. 


Wird bei einer Perſon, welche zur Zeit der That das ſechzehnte 
Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hatte, erkannt, daß fie die zur Unter— 
Scheidung der Strafbarfeit ihrer That erforderliche Ausbildung gehabt 
Habe, jo ift eine geringere als die gejegliche ordentliche Strafe und zwar 
nach folgendem Maßſtabe zu verhängen : 

1) bei Verbrechen, die entweder unbedingt oder doch im höchten 
Strafmape mit Todes- oder Tebenslänglicher Zuchthausftrafe be 
droht find, ift auf Gefüngnißftrafe von zwei bis zehn Jahren, 

2) bei nur mit zeitlich bejtimmter Zuchthausftrafe bedrohten Ver: 
brechen auf Gefängniß bis zu fünf Jahren zu erfennen ; 

3) bei vorjäglichen Vergehen und Webertretungen darf nicht über die 
Hälfte des höchſten Maßes der angedrohten Strafe hinaus=, es 
kann aber vorbehaltlich deijen, was in den Art. 17, 20 und 26 
beſtimmt ift, unter das niedrigfte Maß diefer Strafe herabgegangen 
werden, Wäre hienach auf eine Gefängnißftrafe zu erkennen, 
welche drei Monate nicht überfteigt, jo kann ftatt derjelben eine 
entfprechende Arreftitrafe verhängt werben ; 

4) wegen Nahrläffigfeit tritt immer nur Arreftitrafe ein. 

Erfolgt die Verurtheilung wegen Theilnahme oder Verſuchs, fo ift 
die Strafe nach Maßgabe derjenigen, mit welcher die Hauptthat bezieh- 
ungsweife die Vollendung bedroht ift, auszumeſſen. 


Gntw. von 1855 Art. 80 und 81; ic Ausſch. Verb. von 1856/58 ber 
Abg. K. Bd. I. S. 52, 216, der Reichsr. K . Beil. Bd. ©. 148, Prot. Bd. ©. 2%; 
Entw. von 1860 Art. 77; Geſebg. Ausſch. Verb. von 1860,61 der Ab 8. ot. 
€. 137, Abtb. II. ©. 14, der Reichsr. 8. Beil. Bd. ©. 33, Prot. Bd. € 


Wenn eine Perjon unter jechzehn Fahren nach ihrer individuellen 
Entwidlung der friminellen Zurehnung fähig erfannt wird, jo kann doch bei 
ihr die volle Neife des Verftandes und Stärke des Willens noch nicht als 
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1) Daß auch der Geſetzgebungsausſchuß der Abg. K. ſowie die Vertreter ber 
Staatsregierung die Entſcheidung über den Koſtenpunkt als zur Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsbehörden gehörig erachtet haben, läßt wohl der Umſtand entnehmen, daß 
die Beſtimmung über die Koſten überhaupt nur aus dem Grunde in das Geſetz auf— 
genommen wurde, damit nicht im Falle der Unvermögenheit des Untergebrachten 
ſelbſt und ſeiner alimentationspflichtigen Verwandten die Gemeinden vom Stand— 
punkte der Armenpflege aus für die Koſten der Unterbringung in Anſpruch genom— 
men werden können. Vgl. die Geſetzg. Ausſch. Verb. der Abg. K. von 1856,/68 
Bd. J. S. 227. 
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vorhanden angenommen werden. Deßhalb geht es auch nicht am, eine folche 
Perfon mit einem geiftig vollkommen ausgebildeten Menſchen Hinfichtlich der 
Strafbarfeit auf gleiche Stufe zu ftellen, und muß vielmehr das jugendliche 
Alter unter jechzehn Fahren nach der Beftimmung des vorftehenden Artifels 
immer al8 ein außerordentlicher Milderungsgrund der Strafbarfeit 
in Betracht gezogen werden. — Dem jugendlichen Alter nach zurücdgelegtem 
fechzehnten Lebensjahre läßt das Gefeß eine befondere Berüdfichtigung nicht 
mehr zu Theil werden; allein gerade der Umpftand, daß dem Alter bis zum 
zurüdgelegten fjechzehnten Jahre die Wirfung eines außerordentlichen Straf- 
milderungsgrundes beigelegt ift, gibt deutlich zu erfennen, daß es nur dem 
Geiſte des Gefeges entiprehend ift, die an das zurückgelegte jechzehnte Le— 
bensjahr angrenzende Altersftufe immer als einen äußerft wichtigen Milder- 
ung3grund bei Ausmeffung der ordentlichen gefeglichen Strafe zu berüd- 
fichtigen. 

1. Da Berfonen unter jechzehn Jahren dem Alter der crimmmellen 
Unzurechnungsfähigfeit immer noch fehr nahe ftehen, fo jchließt das Geſetz 
bei ihnen die mit entehrenden Folgen verbundene Zucht hausſtrafe ganz 
und gar aus und läßt felbft für die jchwerften Verbrechen nur allein Ge— 
fängnißftrafe eintreten; dabei geftattet e8 jedoc abweichend von der im 
Art. 17 aufgeftellten Regel bei den unbedingt oder im höchften Strafmaße 
mit Todes- oder lebenslänglicher Zuchthausftrafe bedrohten Verbrechen die 
Gefängnißftrafe ausnahmsweiſe bis zu einem Marimum von zehn Jahren 
zuzuerfennen, weil bei diefen ſchwerſten Verbrechen das gewöhnliche Marimum 
der Gefängnißftrafe von fünf Jahren in vielen Fällen in feinem richtigen 
Verhältniffe zu der Verſchuldung des Mifjethäters ftehen würde. 

— 2 Denn das Gefeß in Ziff. 3 des vorftehenden Artikels vorjchreibt, 
daß bei vorfäglichen Vergehen und MUebertretungen nicht über die Hälfte 
des höchſten Maaßes der angedrohten Strafe hinaus-, wohl aber unter 
das niedrigfte Strafmaaß bis zu dem abjoluten Minimum der treffenden 
Vergehens-, beziehungsmeife Uebertretungsftrafe herabgegangen werden darf, 
fo ift hier unter dem Ausdrude „die Hälfte des höchften Maaßes der an— 
gedrohten Strafe” ganz im gleicher Weife, wie dieß auch bei der analogen 
Borfchrift des Art. 68 Ziff. 3 der Fall ift, die Mitte zmwifchen dem Mi- 
nimum und Maximum diefer Strafe zu verftehen, und wird in dieſer 
Beziehung auf das bei Art. 68 auf ©. 334 Gefagte verwiejen. 

3. Das Gefeg räumt in Ziff. 3 des vorftehenden” Artifel3 den Ge— 
richten die Befugniß ein, bei denjenigen mit Gefängnißftrafe bedroh- 
ten Vergehen, bei welchen nach erfolgter Vornahme der vorgefchriebenen Her: 
abjegung der ordentlichen Strafe das zuläßige Strafmarimum drei Mo- 
nate nicht überfteigt, ftatt der Öefängnißftrafe auf eine entiprechende Arreſt— 
ftrafe (bis zu zweiundvierzig Tagen als dem gejeglihem Marimum diefer 
Strafart — vgl. Art. 20) zu erfennen, und ift e8 alfo hier dem Ermeſſen 
der Gerichte anheimgegeben, ob fie die verübte That als Vergehen oder 
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end. At 
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als Webertretung qualifiiiven und a wollen. Dagegen kann bei 
Der Geldftrafe die Herabfegung Det ME ein vorſätzliches Vergehen gedroh- 
ten ‚ordentlichen Strafe niemals eine Umwandlung des Charafters der Hand- 
fung in eine Webertretung nach ſich ziehen, und behält vielmehr hier nad) 
Der bei der analogen Beftimmung des Art. 68 Ziff. 3 auf S. 337 gege- 
Benen Ausführung, auf welche hiemit verwiefen wird, die Hawdlung felbft 
in dem Falle den Charakter eines Vergehens bei, wenn das zuläßige Ma- 
rimum der nach Maßgabe des vorjtehenden Artikels herabgejegten Strafe 
Den Betrag von 150 fl. nicht mehr überfteig.. Daß das Gefeg in Diefer 
Weiſe bei vorfäglichem Bergehen nur dann, wenn fie mit Gefängnißftrafe, 
rriht aber auch dann, wenn fie mit einer Geldftrafe bedroht find, in 
Folge des Milderungsgrundes des jugendlichen Alters eine Ummandlung 
Des Charakters der Handlung in eine Webertretung geftattet, erjcheint 
zwar an fi auffallend; allein es findet dieß jeine Erflärung in den 
Strafbeftimmungen der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs. Die Geldftrafe 
als Bergehenzftrafe ift daſelbſt entweder ausjchließend oder alternativ 
oder cumulativ angedroht. Die Anzahl der ausſchließend mit Geld- 
ftrafe bedrohten Bergehen ift eine äußerſt geringe, und find dieß überhaupt 
nur ſolche Reate, mwelche ihrer Beichaffenheit nach von Perfonen unter jed- 
zehn Jahren (vgl. 3. B. Art. 366, 390, 391) nicht wohl begangen werden 
fünnen. Bei den vielen alternativ mit Gefängniß oder Geldftrafe bedroh— 
ten Vergehen ift e8 den Gerichten ohnehin unbenommen, die Gefängnißitrafe 
als Strafart zu wählen und fodann gegebenen Falls in Anwendung der 
Schlußbeftimmung der Ziff. 3 des vorſtehenden Artifels ftatt derjelben eine 
Arreftftrafe auszufprechen; ein Bedürfniß, hier auch für den Fall der Ber: 
hängung einer Geldftrafe die Tualification der That als Webertretung zu 
geftatten, befteht um degmillen nicht, weil bei jugendlichen Perfonen die Geld- 
ftrafe ohnehin ihrer Natur nach cine weniger paffende Strafart ift und 
deßhalb die Gerichte regelmäßig nicht in der Yage jein werden, zur Ver— 
hängung der alternativ gedrohten Geldftrafe zu greifen. Was endlich die 
cumulativ mit Gefängnig- und Geldſtrafe bedrohten Vergehen anlangt, 
fo maltet bei denjenigen, bei welchen die Cumulirung beider Strafarten den 
Gerichten blos geftattet ift, ganz daſſelbe Verhältnig ob, wie bei den 
alternativ mit Gefängniß- und Geldftrafe bedrohten Neaten; jene wenigen 
Vergehen aber, bei welchen die Cumulirung beider Strafarten gejeglih ge- 
boten ift, find durchgehends mit jo hohen Strafen bedroht, daß bei ihnen 
die gejegliche Vorausſetzung, bei deren Vorhandenjein nad der Schlußbe- 
ftimmung der Ziff. 3 des vorftehenden Artifel3 auch die Erkennung auf 
Arreftftrafe an Stelle der Gefängnißftrafe zuläßig ericheint, ohnehin nicht 
gegeben ift'). 


— — — — — 


1) Die Schlußbeſtimmung der Ziffer 3 des Art. 77, wonach bei den mit Ge— 
fän gnißſtrafe bedrohten Vergehen unter Umſtänden auch die Beſtrafung mit einer 
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4. Dur. die im legten Abjage dieſes Artifel3 enthaltene Vorfchrift 
wird die Anmendbarfeit der in den Art. 49 und 55 enthaltenen gefeßlichen 
Beftimmung, mornad beim Verſuche und bei der Theilnahme nad 
Art. 54 Ziff. 2— 4 den Gerichten ein Herabgehen unter die für die Voll— 
endung beziehungsweije für die Hauptthat gedrohte Strafe geftattet ift, bei 
dem Mildernngsgrumde der Jugend ausgeſchloſſen. Yon praftifcher Bedeu- 
tung ift dieſe Vorſchrift nur allein im dem sub Ziff. 1 des vorftehenden 
Artifel8 behandelten Falle, wenn eine jugendliche Perjon fich einer unbedingt 
oder doch im höchften Strafmaaße mit Todes: oder lebenslänglicher Zucht- 
hausftrafe bedrohten ftrafbaren Handlung fchuldig gemacht hat, da blos in 
diefem Falle ein Strafminimum feftgefeßt, dagegen bei allen übrigen ftrafba- 
ven Handlungen eine Einfchränfung in diefer Beziehung ohnehin nicht ge 
macht ift. Der Grund, weshalb das Gefeg in dem angeführten Falle eine 
weitere Reduktion der nad) Maßgabe diejes Artikels herabgefegten Strafe 
wegen Berfuchs oder Theilnahme nicht zuläßt, liegt darin, weil hier der 
den Gerichten für die Strafausmeflung gewährte Spielraum von zwei bis 
zehn Jahren Gefängnig fo weit gefaßt ift, daß die unterbliebene Vollendung 
der That oder die Betheiligung als bloßer Gehilfe auch innerhalb dieſes 
Strafrahmens ausreichend berüdjichtigt werden kann. 

5. Die Frage, ob der im Art. 68 bejtimmte Milderungsgrund der 
geminderten Zurehnungsfähigfeit neben dem Milderungsgrunde der 
Jugend Pla greifen kann, jo daß eine doppelte Neduftion der Strafe ein- 
mal nach Art. 77 und einmal nad Art. 68 einzutreten hätte, muß bei rich 
tiger Würdigung ficherlih verneint werden. 

Der Milderungsgeund der Jugend beruht lediglich darauf, weil ein 
Meñnſch unter fechzehn Jahren noch nicht als vollfommen zurechnungs— 
fähig erachtet werden kann; das Geſetz nimmt bei Perjonen unter jechzehn 
Jahren, ohne es auf eine Unterfuchung in diefer Beziehung ankommen zu 
laſſen, jchon von vorneherein als feftftehend an, daß bei ihnen geminderte 


blojen Webertretungsftrafe geftattet ift, war im Gefeßentwurfe von 1855 nicht ent— 
balten und verdanft diefelbe ihre Entftehung unverkennbar den Anſchauungen, weldye 
ſich im Gefeßgebungs:Ausichuffe der Abgeordneten-Kammer bei der Beratbung über 
bie Einführung der mildernden Umftände (Band II ©. 216 der Verhandlungen von 
1856/58) geltend machten. Es wurde nämlich dazumal von diefem Ausſchuſſe bes 
ſchloſſen, in dem Artikel über den Strafmilderungsgrund des jugendlichen Alters bie 
Beftimmung aufzunehmen, „dab in Fällen, wo das zuläjlige Warimum ber Ge— 
fängnißitrafe drei Monate nicht überfteigt oder das Geriht auf bloße Gelb- 
ftrafe zu erfennen befugt ift, eine entiprechende Ucbertretungsftrafe verhängt 
werben könne.“ Dieſe Beftimmung bat, joweit fie die Gefängnißftrafe betrifft, Auf— 
nahme in den Entwurf von 1860 gefunden; foweit aber hienach auch bei der Geld- 
ftrafe (als Vergebensftrafe) die Verhängung einer Webertretungsftrafe geftattet fein 
ſollte, ift diefelbe in diefem Entwurfe ohne Angabe eines fpeziellen Grundes wegge: 
laſſen und bei den Gefeßgebungsausichußverbandlungen von 1860/61 nicht mehr 
reprodueirt worden, Der eigentlihe Grund biefer Weglafjung kann übrigens nach 
ber Natur der Sache wohl nur in den oben dargelegten Verhältniſſen Tiegen. 
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Zurehnungsfähigkeit im einem vorzugsweiſe hohen Grade gegeben fei, und 
läßt deghalb gegen jolche Perfonen nur die im vorftehenden Artikel beſtimmte 
außerordentliche Strafe Play greifen, welche ſelbſt noch weit niedriger gegrif- 
fen tft, mie jene Strafe, welche nach Art. 68 bei der auf einem fonftigen 
Grunde beruhenden geminderten Zurechnungsfähigkeit einzutreten hat. In 
der Natur der Sache liegt es aber, daß der Zuſtand der geminderten Zu- 
rehnungsfähigfeit, wenn er auch aufjer der Jugend noch durch andere Um— 
ftände veranlaßt ift, doch dem jugendlichen Miffethäter nicht in doppelter 
Weije (vgl. das bei Art.68 auf S.339 Gefagte) zu Gute gerechnet werden 
darf, und erſcheint demgemäß die gleichzeitige Anwendung der Beftimmung 
des Art. 68 neben jener des vorftehenden Artikels nicht zuläfjig.") 


) Im den Verhdl. des Geſetzg. Ausfchujles der Abg. K. von 1860/61 Abth. 11. 
S. 89 findet fih im Widerfpruche mit dem bier aufgeftellten Sage die Bemerkung: „Zu 
Art. 77 wurde auf Anregung bes Referenten anerkannt, daß Abſ. 2 ausdrücklich nur 
eine weitere Reduktion der Strafe wegen Theilnahme oder Verſuchs ausſchließe, da— 
gegen im alle der Goncurrenz ber Jugend mit gemindberter Zurehnungsfäs 
bigfeit eine boppelte Reduction einzutreten habe. Allein diefer Bemerkung wirb 
aus mehrfahen Gründen ein entjcheidendes Gewicht nicht beigelegt werden können. 

Bor Allem widerftreitet die gejonderte Berüdfihtigung der geminderten Zurech— 
nungsfäbigfeit neben ber Jugend der innern Natur biefer beiden Strafmilderungs: 
gründe, wie dieß bereits oben dargethan wurde. Daß das jugenblihe Alter 
nichts Anderes als ein Zuftand der geminderten Zurechnungsfähigkeit ift, läßt ſich 
mit Grund nicht in Abrede ftellen. Wer noch auf der Stufe der Entwidlung fteht, 
dem fehlt auch dann, wenn er ſchon als zurehnungsfähig zu erachten ift, immer 
noch die volle Stärfe bes Willens, um ben Anreizungen der Natur widerjteben, 
und die volle Reife des Verſtandes, um bie Strafbarfeit der verbrecherijchen 
Handlungen gleid einem erwachſenen Menjchen einjeben zu fonnen. Somit 
erjcheint bei ihm die Fähigkeit der freien Selbftbeftiimmung und bie zur 
Erkenntniß der Strafbarfeit jeiner Handlungen nöthige Urtbeilsfraft in erheb- 
lihem Grabe gemindert; daß aber bei dem Vorhandenſein diefer Vorausjegungen 
der Zuſtand geminderter Zurechnungsfähigkeit im gefeglichen Sinne gegeben ift, wird 
durch den Inhalt des Art. 68 außer Zweifel geftellt. Wenn aber hienad das jugend: 
liche Alter, injoweit hiedurch bie Zurechnung nicht völlig ausgejchloffen wird, in 
MWirflichkeit nur einen Zuftand der geminderten Zurehnungsfäbigkeit bildet, welcher 
im Gefeße aus bejondern Gründen eigens hervorgehoben und abweihend von ben 
allgemeinen Beftimmungen behandelt ift, fo ift bamit die Unzuläffigfeit einer gleich: 
zeitigen Anwendung der Beftimmungen über jugendliches Alter und über geminderte 
Zurechnungsfähigkeit von jelbft dargethan; denn es muß bier die allgemeine Rechts: 
regel Plag greifen, daß durch die lex specialis die Anwendbarfeit der lex generalis 
ausgeſchloſſen wird. 

Ferner würde die Annahme, daß die Beftimmungen über geminderte Zurechnungs— 
fähigfeit neben dem Strafmilderungsgrunde der Jugend zur Anwendung fommen 
fönnten, in der Praris zu den größten Ungleichheiten führen. 

Derjelbe Grund, welcher eine Perſon unter fechzehn Jahren als gemindert zu: 
rechnungsfähig erfcheinen läßt, der Mangel einer vollen Reife des Verftandes und 
Stärke des Willene, kann der Natur der Sache nad) auch nach zurüdgelegtem ſech— 
zehnten Lebensjahre noch fortdauern, indem es mitunter Menjchen gibt, welde aus: 
nahmeweiſe jpäter als in dem vom Gejete amgenommenen normalen Zeitpunfte bes 
Alters von fechzehn Jahren ihre vollftändige körperliche und geiftige Entwidlung er: 
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In ähnlicher Weife kann ferner auch in dem Falle, wenn fich eine cri- 
minell zurechnungsfähige Perfon unter fechzehn Jahren einer jhuldhaften 
Ueberfchreitung der Nothwehr jchuldig gemacht hat, eine doppelte 
Herabjegung der ordentlichen Strafe nad) Maßgabe des vorjtehenden Artifel3 
und des Art. 73 beziehungsweife Art. 68 nicht Plag greifen; denn bei der 
ſchuldhaften Ueberjchreitung der Nothmehr läßt das Geſetz nach der bei Art. 
73 auf ©. 364 gegebenen Ausführung gleichfalls lediglich au dem Grunde 
eine Milderung der ordentlichen Strafe eintreten, weil hier der Thäter als 
im Zuftande geminderter Zurechnungsfähigfeit handelnd präfumirt wird, und 
würde aljo auch hier die gleichzeitige Herabjegung der ordentlichen Strafe 
nach vorftehendem Artikel und nah Art. 73 eine nicht zu vechtfertigende 
doppelte Berüdfichtigung des bei dem Uebelthäter zur Zeit der That vorhan- 
denen Buftandes der geminderten Zurechnungsfähigfeit enthalten. 


fangen. In einem foldhen Falle kann zwar bie fpecielle Beftimmung des vorjteben: 
den Artikels über die Jugend feine Anwendung finden, weil eben die fragliche Per: 
jon das fechzehnte Lebensjahr bereits überfchritten hat; dagegen muß bier die allge: 
meine Vorſchrift des Art. 68 über geminderte Jurehnungsfähigkeit Play greifen. 
Daß nun bei einer Perſon über ſechzehn Jahren, deren Zurehnungsfähigfeit wegen 
noch nicht erlangter gehöriger Ausbildung, gleichzeitig aber auch noch aus einem andern 
Grunde, wie 5. B. wegen Trunfenheit gemindert erfcheint, der Zuftand der geminder— 
ten Zurehnungsfäbigfeit nur einmal berüdfichtigt werden darf, fann im Hinblide auf 
die Vorfchrift des Art. 68 und das dortſelbſt auf S. 339 Gefagte nicht zweifelhaft fein. 
Eine ſolche Perſon befindet fih aber mit ciner Perfon unter fechzehn Jahren, 
welche ſchon vermöge gefegliher Präfumtion als nicht gehörig ausgebildet erachtet 
wird und nebftdem im Zuftande der Trunkenheit gehandelt hat, ganz in gleicher Lage, 
und wäre es deshalb eine mit den Anforderungen der Gerechtigkeit nicht vereinbare 
Ungleihbeit, wenn man bier die bei beiden Perfonen ganz in berjelben Weife aus 
einem zweifachen Grunde beftehende geminderte Zurechnungsfähigkeit bei dem Einen 
nur einmal, bei dem Andern dagegen doppelt in Berüdjihtigung ziehen wollte. Daß 
eine ſolche Ungleichheit im Willen bes Gefeges gelegen fei, läßt ſich ficherlih nicht 
annehmen und jpricht diefer Umstand gleichfalls gegen die Richtigkeit der im Geſetz— 
gebungsausichuffe der Abg. K. von 1860/51 gemachten Bemerkung. 

Sodann fteht aber auch die fragliche Bemerkung im directen Widerfpruche mit den 
Anjhauungen, wie joldye bei den früheren Verhandlungen vom Jahre 1856/58 im Geſetzg. 
Ausſch. der Abg. K. felbft ausgefprochen und dazumal zum Beſchluſſe erhoben worden find. 
Nachdem nemlich im befagten Ausſchuſſe in der Sitzung vom 15. Mai 1857 die 
Aufnahme des Syſtems der mildernden Umftände in das Geſetzbuch an Stelle ber 
Vorſchriften über die geminderte Zurechnungsfähigfeit beſchloſſen und der Abg. Dr. Weis 
mit ber Vortragserftattung über die dadurch nothwendig werdenden Aenberungen bes 
allgemeinen Theiles des Strafgeſetzbuchs beauftragt worden war, beantragte leßterer 
in feinem bdesfalfigen Vortrage, in dem Artikel über den Einfluß der mildernden 
Umftände auf die Beftrafung am Schluſſe die Beftimmung aufzunehmen: „In den 
Fällen des Art. 75 (d. h. bei einer der Zurehnung fähig erkannten Perfon unter 
fehzehn Jahren) findet eine weitere Ermäßigung der Strafe wegen mil: 
dernder Umjtände nicht ftatt.“ Bol. die Verb. des Geſetzg. Ausſch. der Abg. 
K. von 1856/58 Bd. I S. 528 und 529. Bei der Berathung im Ausſchuſſe ſelbſt 
(2b. II ©. 210— 212 der Verhandlg.) bemerkte ſodann Dr. Weis: „Der legte Ab: 
jag (des jraglichen Artikels) enthalte die Beftimmung, daß, da bie Beflrafung jugend: 
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6. Bei den fogenannten fortgefegten ftrafbaren Handlungen, bei 
welchen, mie dieß unten zu Art. 84 näher erörtert werden wird, die ſämmt— 
(then verbrecherifchen ZTheilhandlungen immer nur als eine einzige That 
zu betrachten und zu beftrafen find, mird es nicht felten der Fall fein, daß 
die einzelnen Theilhandlungen theilweife in die Zeit vor und theilmeife im 
die Zeit nach zurüdgelegtem jechzehnten Yebensjahre fallen. 

Wenn hier die nach zurücgelegtem jechzehnten Yebensjahre vorgenom- 
menen Theilhandlungen für fich allein jhon den Thatbeftand der im Frage 
ftehenden ftrafbaren Handlung erihöpfen, mie dieß z. B. bei der fortge- 
jegten Blutſchande unter Gejchmiftern (Art. 209), bei welcher nach der Be- 
fchaffenheit des Reates überhaupt jede Theilhandlung den verbrecherifchen 
Thatbeftand in fich enthält, oder auch bei einem nah Art. 282 Ziff. 1 
ftrafbaren Diebftahle, infoferne das nach zurüdgelegtem jechzehntem Yebens- 


licher Verbrecher durch fpecielle Vorſchriften geregelt jei, Die dort feſtgeſetzten 
Strafen wegen mildberndber Umftände nit weiter rvedbucirt werden 
fönnten. Diefe Beſtimmung rechtfertige fih von ſelbſt. Eine nohmalige Reduc— 
tion der ohnedieß fhon in hohem Grabe ermäßigten Strafen wegen mildernder Um: 
ftände ſei nicht zuläſſig.“ Demyemäß wurde denn auch der von dem Abg. Dr. Weis - 
proponirte Artifel über die Wirkungen‘ der mildernden Umftände mit dem Beifage, 
welcher die Anwendbarkeit der Beftimmungen über die mildernden Umſtände neben 
dem Strafmilderungsgrunde ber Jugend fiir unzuläßig erklärte, im Ausſchuſſe ange: 
nommen. Nachdem aber auf diefe Weife dargetban ft, daß der Ausſch. der Abg. K. 
eine weitere Berüdfichtigung von mildernden Umftänden neben dem Strafmil: 
berungsgrumde ber Jugend für abjolnt unzuläßig erachtet bat, jo erjcheint es hiemit 
völlig unvereinbar, daß eine befondere Berüdfichtigung der geminderten Zurech— 
nungsfähigfeit, welche nichts Anderes als eine jpecielle Art von mildernden Umſtänden 
bildet, neben dem Milderungsgrunde der Jugend in der Intention diefes Ausſchuſſes ges 
legen gewefen fein follte. Es läßt fi deshalb nicht anderes annehmen, als daß die erwähnte 
bei den Verhandlungen von 1860/61 erfolgte Bemerkung, weldye zudem auch jeder 
näheren Motivirung entbehrt, auf einem leicht erflärlichen Verjeben, wie z. B. auf 
einer Verwechslung dev geminderten Zurehnungsfäbigfeit mit dem Milderungsgrunde 
des Echadenserjaßes (Art. 74) berubt, welch letzterer allerdings nach feiner innern Na— 
tur neben dem Milderungsgrunde der Augend Berückſichtigung finden fann, und wäre 
e8 auch aus biefer Rückſicht nicht gerechtfertigt, wenn man der bezeichneten Bemerkung, 
welche zudem nur von einem der Gejeßgebungsfactoren ausgegangen iſt, ein ent— 
icheidendes Gewicht beilegen wollte. 

Schließlich muß als ein weiterer Unterftügungsgrund für die Nichtigkeit bes 
aufgeftellten Satzes, daß eine doppelte Reduction der Strafe wegen Jugend nad) 
Art. 77 und wegen geminberter Zurechnungsfäbigfeit nach Art. 68 niemals Plag 
greifen kann, noch der Umftand angeführt werden, daß der oberfte Gerichtshof auch 
unter der Herrjchaft ber früheren Strafgefeßgebung, unter welcher die geminderte 
Zurechnungsfähigkeit im biefjeitigen Bayern gemäß Art. 3 des Geſetzes vom 29. Aus 
quft 1848, bie Abänderung einiger Beftimmungen des erſten Theils des Strafgeſetz— 
buchs betreffend, gleichfalls bereits einen außerordentlihen Strajmilderungsgrund bil: 
bete, eine doppelte Nebuction der gefeßlichen Strafe im Falle Zufanmentreffens des 
jugendlichen Alters mit andern Gründen der geminderten Zurchmungsfähigfeit für 
unzuläßig erklärt hat. Bol. die Zeitfchrift für Gefeßgebung und Rechtspflege des 
Königreihs Bayern Bb. II.©. 479. 
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jahre Geftohlene jchon ohne Hinzurechnung des vorher Entwendeten den 
Werth von zehn Gulden überfteigt, der Fall ift, jo muß der Natur der 
Sache nad) den Uebelthäter nicht die nah Maßgabe des vorftehenden Arti— 
fel3 herabgefegte, fondern vielmehr die auf die Handlung gedrohte ordentliche 
Strafe treffen, da hier die That in allen ihren mwejentlichen zum gejeglichen 
Thatbeftande nothwendigen Merkmalen auch in der Periode nach zurüdgeleg- 
tem fechzehntem Yebensjahre begangen morden if. Allein es kann auch 
vorfommen, daß die einzelnen theils vor theils mac zurücdgelegtem ſech— 
zehnten Yebensjahre begangenen Theilhandlungen erft in ihrer Vereinig— 
ung den Thatbeftand einer gewiſſen ftrafbaren Handlung enthalten, wie z. B. 
wenn bei einem fortgejegten nah Art. 274 Ziff. 2 ftrafbaren Diebftahle 
das vor zurücgelegtem jechzehnten Yebensjahre Geftohlene zwanzig Gulden 
und das nach diefem Zeitpunfte Geftohlene neunzig Gulden werth ift, jo 
daß alſo nur durch die Zufammenrechnung diefer beiden Summen der zum 
Thatbeftande eines Diebſtahls nah Art. 274 Ziff. 2 erforderliche Betrag 
des Entmwendeten von hundert Gulden fich herausftellt. 

“ In einem folchen Falle kann den Thäter niemals die für die Handlung 
gedrohte ordentlihe Strafe treffen; denn es wurde hier eine wejentliche Theil- 
handlung der Gejammtthat, ohne welche der Thatbeftand eines Diebitahls 
nah Art. 274 Ziff. 2 gar nicht begründet ift, erſt nach zurückgelegtem 
jechzehntem Yebensjahre begangen, und ift alfo die VBorausjegung, bei deren 
Borhandenfein die ordentliche Strafe Platz greifen kann, daß nämlich der 
Uebelthäter zur Zeit der VBerübung der That das fechzehnte Yebens- 
jahr bereit zurücgelegt hatte, offenbar nicht gegeben. Demzufolge muß alfo 
in diefem Falle eine Herabjegung der ordentlichen Strafe nad) Maßgabe des 
vorftehenden Artikels ftattfinden; dabei erleidet jedoch hier die Strafherabjegung 
die ſich von felbft 'verftehende Einfhräntung, daß niemald unter dasjenige 
Strafmaaß herabgegangen werden darf, welches der Uebelthäter für die nad) 
zurücdgelegtem ſechszehntem Yebensjahre verübten Theilhandlungen der ftraf- 
baren That für ſich alleim ſchon verwirft hat, und erfcheint hienach in dem 
angeführten Beijpiele, wiewohl die Ziff. 2 des vorftehenden Artifeld ein 
Strafminimum nicht feftfegt, doch in Gemäßheit der Beftimmung des Art. 
282 eine geringere Strafe als einmonatliches Gefängniß gefeglich nicht zu— 
läſſig. 

7. Bei manchen ſtrafbaren Handlungen legt das Geſetz dem (realen) 
Zufammenfliffe die Wirkung bei, daß den Uebelthäter entweder ein hö— 
heres Strafmaaß oder jelbft eine höhere Strafgattung (Verbrechens: ftatt 
BVergehensftrafe) treffen muß, wie dieß 3. B. beim Diebftahle (Art. 275), 
beim Raube (Art. 301 Ziff. 4), beim Betruge (Art. 320) u. dgl. mehr 
der Fall ift. Die Beantwortung der Frage, welche Strafe dann einzutreten 
bat, wenn die einzelnen zufammentreffenden ftrafbaren Handlumgen theil= 
weiſe vor umd theilweife nach zurüdgelegtem fjechzehnten Yebensjahre verübt 
wurden, kann nicht zweifelhaft fein, wenn man den Umftand ins Auge faßt,. 
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daß das Gefeg hier die mehreren zufammentreffenden Handlungen al® eine 
mit felbftftändiger Strafe bedrohte Geſammtthat betrachtet. Wurde nämlich 
ein mwefentliher Beftandtheil diefer Geſammtthat fchon vor zurücdgelegtem 
jechzehntem Yebensjahre verübt, jo fann auch den Webelthäter unter feinen 
Umftänden die für die Geſammtthat gedrohte ordentliche Strafe treffen, ſon— 
dern es muß bier dieſe Strafe nah Maßgabe des vorftehenden Artikels 
herabgefegt werden; dabei darf jedoch ſelbſtverſtändlich niemals auf eine 
niedrigere Strafgattung oder ein geringeres Strafmaaß erfannt werden, als 
der Uebeithäter für die nach zurücdgelegtem jechzehnten VYebensjahre verüb- 
ten ftrafbaren Handlungen für ſich allein ſchon verwirft hat. Hienach 
muß aljo 3. B. den Dieb, welcher von drei zufammentreffenden Diebftählen 
nad Art. 274 zwei vor und einen nach zurücdgelegtem fechzehnten Yebene- 
jahre verübt hat, Zuchthausftrafe bis zu zwölf Jahren treffen; denn einer- 
ſeits fann hier die für die drei fonfurrivenden Diebftähle im Art. 275 be» 
ftimmte ordentlihe Strafe von. Zuchthaus bis zu fechszehn Jahren nicht 
Plag greifen, weil der Thäter zwei von den Diebftählen vor dem fechzehn- 
ten Vebensjahre begangen hat; und andererfeitd darf unter die im Art. 274 
beftimmte Strafe von Zuchthaus bis zu zwölf Jahren nicht herabgegangen 
werden, da der nad zurüdgelegtem fechzehnten Yebensjahre verübte Diebftahl 
für ſich allein ſchon diefe Strafe nach ſich ziehen muß. 


Art. 78. 


Auf die im Art. 283 bezeichneten Straffolgen fann gegen junge 
Leute, welche gemäß Art. 77 einer Verurtheilung unterliegen, niemals 
erfaunt werden. 

Die Vorſchriften über Stellung unter Rolizeiauffiht und Verwahr⸗ 
ung in einer Molizeianftalt finden auf diefelben in allen Fällen, in 
welchen diefe Mafregeln mit der ordentlichen Strafe der verübten That 
hätten verbunden werden fünnen, jedoch mit der Bejchränfung Anwendung, 
daß an die Stelle der Verwahrung in einer Rolizeianftalt die Unter: 
bringung in einer Grziehungsanftalt für verwahrloste jugendliche Per— 
fonen zu treten hat. 


Entw. von 1855 Art. 85; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 53, 55, 217, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 149, Prot. Bd. 5.291; Entw. 
von 1860 Art. 78; Geſetzg. Aush. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 
138, Abtb. II. ©. 14, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 34, Prot. Bd. I. ©. 52. 


1. Nachdem das Geſetz die Verurteilung junger Leute unter jechszcehn 
Jahren in eine entehrende Strafe für durchaus unzuläßig erachtet, erjcheint es 
nur als eine jih von felbft verftehende Conſequenz, daß daljelbe im vor— 
ftehenden Artitel abjolut verbietet, die entehrenden Straffolgen 
des Art. 28 gegen folche junge Leute auszuſprechen. — Das Geſetz fpricht 
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hier nur von den im Art. 28 bezeichneten Straffolgen und werden alfo 
die jonftigen Straffolgen hiedurh in feiner Weife berührt; demgemäß muß 
insbefondere die Aufhebung der Eidesfähigfeit (Art. 31), infoweit die Verurthei— 
(ung wegen gewifjer ftrafbaren Handlungen diefe Straffolge , gefeglich nach 
fich zieht, wie dieß beim Meineide (Art. 192) und unter Umftänden bei der 
Berläumdung (Art. 258) der Fall ift, auch gegen Perfonen unter fechzehn 
Jahren Play greifen. 

2. Die Vorfchriften über Stellung unter Polizeiaufficht haben 
nach Inhalt des zweiten Abſatzes des vorſtehenden Artikels auf Perſonen 
unter ſechzehn Jahren in allen Fällen Anwendung zu finden, in welchen 
dieſe Maßregel mit der ordentlichen Strafe der verübten That hätte ver— 
bunden werden können. In Folge dieſer Beſtimmung ſteht im Hinblide auf 
die Borfchrift des Art. 36 den Gerichten die Befugniß zu, in dem Falle, 
wenn die von dem jugendlichen Mifjethäter verübte That nach ihrer objef- 
tiven Erjcheinung (abgefehen von dem Milderungsgrunde der Jugend) ein 
Verbrechen bildet, oder wenn jie zu jenen Vergehen oder Uebertretungen ge- 
bört, bei welchen das Gejeg die Stellung unter Polizeiaufjicht ausdrüdlich 
geftattet, die Zuläßigkeit diefer Maßregel im verurtheilenden Erkenntniſſe 
auszufprechen; der Polizeibehörde bleibt es dann überlaffen, den wirklichen 
Eintritt der vom Gerichte für zuläßig erklärten Stellung unter Polizeiauf- 
fiht nah) Maßgabe der in den Art. 37 und 38 enthaltenen Anordnungen 
zu verhängen'). 

3. Diejelbe Beftimmung, wie bezüglich der Stellung unter Polizeiauf- 
ficht, enthält das Geſetz auch bezüglich der Verwahrung in einer Poli- 

) Die jpecielle Beſtimmung des vorjtehenden Artikels bringt es mit fi, daß 
die Straffolge der Stellung unter Polizeiauffiht unter Umjtänden bei dem Milder: 
ungsgrunde der Jugend felbit da Plag greifen kann, wo fie bei Anwendung bes 
Art. 68 über geminderte Zurechnungsfähigkeit ausgefchlofien wäre; fo fann 3. 8. 
dann, wenn eine jugendliche Perfon wegen Meineids zu einer Gefängnißftrafe ver: 
urtbeilt wird, im Strafurtheile die Stellung unter Polizeiaufſicht als zuläßig erklärt 
werben, ba ber Meineid objectiv ein Verbrechen bildet, während dieß bei Demjenigen, 
gegen welchen wegen Meineids begangen bei geminderter Zurechnungsfähigkeit eine 
Sefängnißftrafe ausgejprochen wird, nad) dem bei Art. 75 auf ©. 375 Gefagten nic» 
mals der Fall fein fann. Ein innerer Grund für diefe Verjchiedenbeit ift nicht zu 
erfehen, und ſcheint vielmehr diefelbe, da im Gegentbeile dem Milderungsgrunbe des 
jugendlichen Alters eine weit größere Bedeutung wie jenem ber geminderten Zurech— 
nungsfähigfeit beigelegt ift, unabfichtlich in das Geſetz gekommen zu fein; übrigens 
ift die bezeichnete Verſchiedenheit um deßwillen ohne befonderen Belang, weil bie 
Zulaffung der Stellung unter Polizeiauffiht immer von dem richterlichen Er: 
meſſen abhängt und die Gerichte alfo da, wo dieſelbe bei der gewöhnlichen gemin: 
derten Zurechnungsfäbigfeit nicht eingetreten wäre, bei dem Milderungsgrunde bes 
jugendlichen Alters gleichfalls davon Umgang nehmen können. Ein ähnliches Ber: 
hältniß ergibt fich im Folge der BVBorfchrift des Art. 78 gegenüber den gefeglichen Be: 
flimmungen über Bejtrafung des Verjuhs und der Theilnabme duch Beihilfe und 
wird in dieſer Beziehung auf das bei Art. 49 ©. 222 und bei Art.55 S. 274 Ge: 
fagte verwiefen. 
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zeianftalt, jedoch mit der ausdrücklichen Anordnung, daß an die Stelle 
der Verwahrung in einer Bolizeianftalt die Unterbringung in einer Erzieh- 
ungsanftalt für verwahrlofte jugendliche Perfonen (vgl. Art, 76) zu 
treten hat. In Folge deſſen fteht den Gerichten, wenn eine zur Zeit der 
Verübung der That noch im Alter umter jechzehn Jahren ftehende Berjon 
wegen eines folchen Bergehens oder einer folchen Uebertretung, wobei die 
Verwahrung in einer Polizeianftalt als Straffolge überhaupt Pla greifen 
fann, verurtheilt wird, und nebftdem die Strafe, falls ein Vergehen in 
Frage ift, zwei Jahre Gefängniß nicht überfteigt, die Befugniß zu, im 
Strafurtheile die Unterbringung des Uebelthäters in einer Erziehungsanftalt 
für verwahrlofte jugendliche Perſonen nad beendeter Strafe als zuläßig 
zu erflären. Sache der Polizeibehörde ift es dann, über den wirklichen 
Eintritt der vom Gerichte für zuläßig erklärten Unterbringung in einer Er- 
ziehungsanftalt zu entjcheiden; dabei find hinfichtlich der Dauer der Unterbring- 
ung lediglich die in den Art. 40 und 42 enthaltenen Borfchriften über die 
Dauer der Berwahrung in einer Polizeianftalt maßgebend, und findet na- 
mentlich die im Art. 76 beftimmte Einſchränkung, wornach bei den kriminell 
unzurehnungsfähigen jugendlichen Perfonen die Dauer der Unterbring- 
ung in einer Erziehungsanftalt niemals das achtzehnte Yebensjahr überfteigen 
darf, in dem bier vorausgefegten Falle, wo die Unterbringung die Natur einer 
Straffolge an fi trägt, feine Anwendung. 

4. Bei Ausländern unter fechzehn Jahren muß an die Stelle der 
Stellung unter Polizeiaufjiht und der Verwahrung in einer Polizeianftalt, 
(beziehungsweiſe der Unterbringung in einer Erziehungsanftalt) die Yandes- 
vermweifung nah Maßgabe der Beitimmungen des Art. 43 treten. Denn 
nachdem das Geſetz die Vorſchriften über Stellung unter Polizeiaufficht und 
Verwahrung in ‚einer Polizeianftalt bei jungen Yeuten unter fechzehn Jahren 
ohne jede Einfchränfung für anwendbar erklärt, fo folgt daraus von felbft, 
daß bei denfelben auch jene Beftimmungen Anwendung finden müſſen, gemäß 
deren bei Ausländern die Pandesverweifung als Surrogat für die bezeich- 
neten Maßregeln einzutreten hat. 


Art. 79. 


Berbrechen, welche jungen Perfonen von ber im Art. 76 Abi. 1 
bezeichneten Altersftufe zur Laft gelegt werden, find Hinfichtlich des Ver: 
fahrens fowie der Straffolgen als Vergehen zu betrachten. 

Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. Bd. J. S. 52, 217, der Reichsr. 
K. Beil. Bd. ©. 151, Prot. Bd. ©. 292; Entw. von 1860 Art. 79; Gefeßg. Ausſch. 
Verb. von 1860/61 der Aba. K. Abth. I. ©. 138, Abthl. II. S. 14, der NReicher. 
K. Beil, Bd. ©. 35, Prot. Bb. I. ©. 58. 

1. Da die von Perfonen unter fechzehn Jahren verübten objectiv ein 
Verbrechen bildenden ftrafbaren Handlungen in Gemäßheit der Beftimm- 
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ung des Art. 77 immer nur mit einer Vergehensftrafe beftraft wer- 
den können, fo jchreibt das Gefeg vor, daß die denfelben zur Laft gelegten 
Berbrehen auch ſchon Hinfichtlih des Verfahrens ald Vergehen zu be- 
traten find. In Folge defjen müſſen bei der Unterfuhung und Aburtheil- 
ung der von Perfonen unter fechzehn Fahren begangenen Verbrechen die für 
die Behandlung der Vergehen beftehenden ftrafprocefjualen Beftimmungen zur 
Anwendung kommen und wird auf diefe Weife das befonders peinliche Er- 
fcheinen jo junger Leute vor dem Schwurgerichte in allen jenen Fällen be 
feitigt, in welchen feine Complicität mit Berbredjern im Alter über ſechs— 
zehn Jahren gegeben und kein durch die Preffe verübtes Reat in Frage ift. 
Daß ſodann die von Perfonen unter ſechzehn Fahren verübten Berbrechen 
auch hinfichtlich der Straffolgen als Bergehen zu betrachten find, ift eine 
fih von felbft verftehende Confequenz der rechtlichen ualification diefer 
Handlungen als bloßer Bergehen. 

2. Nah Maßgabe der Bejtimmungen des Art. 77 fann bei Perſonen 
unter fechzehn Jahren auch eine Umwandlung des Charafter8 einer objectiv 
ein Vergehen bildenden ftrafbaren Handlung in eine Lebertretung ftatt- 
finden. Wie es in einem ſolchen Falle mit der Unterfuhung und Abur- 
theilung der betreffenden Handlung zu halten ift, ift zwar im Geſetze nicht 
ausdrücklich entſchieden; allein es ergibt fich dieß mit voller Klarheit aus 
dem Zufammenhalte der Vorſchrift des vorftehenden Artikels mit jener des 
Art. 2 des Geſetzbuches. Die vorfäglichen Vergehen, bei welchen es nad 
der Beftimmung des Art. 77 Ziff. 3 unter Umftänden dem Ermefjen des 
Gerichtes anheingegeben ift, ftatt der angedrohten Gefängnißftrafe auf eine 
Arreftftrafe zu erfennen, müſſen nämlich binfichtlich des Verfahrens ftet3 als 
Bergehen betrachtet werden, da hier der im Art. 2 ausgefprochene Grund- 
fag zur Anwendung kommen muß, daß überall da, wo das Geſetz lediglich 
geftattet, ftatt der Vergehens- eine Webertretungsftrafe auszufprechen, die 
Handlung erjt mit dem die niedrigere Strafe zuerfennenden Urtheile die Natur 
einer Mebertretung annimmt. Dagegen find die von Perfonen unter fechzehn 
Jahren verübten fahrläfjigen Vergehen, welche nah Ziff. 4 des Art. 77 
immer mit Arreftftrafe beftraft werden müffen, auch ſchon Hinfichtlich des 
Berfahrens als Uebertretungen zu behandeln; denn in der Beitimmung 
des vorftehenden Artikels, daß die von Perfonen unter fechzehn Jahren ver- 
übten Verbrechen auch ſchon Hinfichtlich des Verfahrens als Vergehen zu be- 
trachten find, fpricht fich unverkennbar der Wille des Geſetzes aus, daß 
dann, wenn eine niedrigere Qualification der verübten ftrafbaren That in 
Folge Beitrafung derfelben mit einer geringern als der an fich gedrohten 
Strafe nicht von dem Ermefjen des Gerichtes abhängt, fondern unter allen 
Umftänden geboten ift, diefe niedrigere Qualification auch ſchon für die 
Unterfuhung und Aburtheilung der fraglichen That maßgebend fein fol, und 
muß deßhalb diefe Beftimmung in dem vom Geſetze nicht ausdrüdlich ent- 
ſchiedenen Falle einer gefeglich gebotenen Umwandlung des Charakters einer 
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ftrafbaren That von einen: Vergehen im eine Webertretung in analoge An- 
wendung gebracht werden. 


Art. 80. 


Die auf Grund des Art. 77 erkannten Freiheitsftrafen find, wenn 
ihre Dauer einen Monat nicht überfteigt, in den Bezirks- bezichungsweife 
Molizeigerichtsgefängniffen, jedoch mit jtrenger Abjonderung der jugendlis 
hen Sträflinge von den übrigen zu vollziehen. 

Weberfteigt die Strafdauer einen Monat, fo hat der Vollzug in 
bejonderen, ausfchließlich für jugendliche Perſonen beftimmten Gefangen- 
anftalten zu gejchehen, in welchen vorzugsweife auf zweckmäßige Erzie— 
hung der Sträflinge zu wirken ift. 

— von 1855 Art. 82; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 52, 217, ber Reicher. K. Beil. Bd. S. 152, Prot. Bd. ©. 293; Entw. 


1860 Art. 60; Geſetzg. Ausic. ig: von 1860/61 ber Abg. K. Abth. I. 
. 138, Abth. I. ©. 14, der Reiher. K. Brot. Bd. I. ©. 54. 


Die im vorjtehenden Artifel enthaltenen bejondern Beftimmungen über 
den Vollzug der gegen junge Yeute unter fechzehn Jahren erfannten Ge— 
fängniß- und Arreftftrafen find dadurch veranlaßt, weil einerſeits bei jolchen 
jungen Leuten während ihrer Strafzeit namentlich auf eine entjprechende Er- 
ziehung hingewirft werden muß, die Erreichung dieſes Zweckes aber nur 
in eigens hiezu eingerichteten Strafanjtalten möglich erjcheint, und andererfeits 
die Unterbringung jugendlicher Mifjethäter in den gewöhnlichen Strafanftalten 
ſich auch wegen des nachtheiligen Einfluffes, welchen das Zufanmenleben mit 
gereifteren Berbrechern auf fie ausüben würde, als unzuläfjig darftellt. 

1. Das Gejeg handelt hier von dem Vollzuge der auf Grund des 
Art. 77 erkannten Freiheitsſtrafen. Hienach hat e3 aljo nicht darauf 
anzufommen, ob eine Perfon zur Zeit des Strafvollzugs das fechzehnte 
Lebensjahr bereit3 überfchritten hat oder nicht; vielmehr müſſen die Beftimm- 
ungen des vorftehenden Artifel3 bei allen jenen Perfonen, welche wegen einer 
vor zuridgelegtem fechzehnten Lebensjahre verübten That zu einer reis 
heitsſtrafe verurtheilt worden find, ohme weitere Rückſichtnahme auf deren 
Alter im Zeitpunfte des Beginns des Strafvollzug zur Anwendung kommen, 
und erjcheint dieß auch um deßwillen gerechtfertigt, weil bei ſolchen Perſonen 
einerfeit3 der Beginn des Strafvollzugs wohl nur äußerſt felten weit tiber 
das fechzehnte Lebensjahr Hinausfallen wird, und andererſeits ſelbſt in folchen 
Fällen die Vermifchung derfelben mit andern Verbrechern nicht als räthlich 
erachtet werden fann. — In der Natur der Sache liegt es übrigens, daß 
die befondern Beitimmungen des vorftehenden Artifeld über den Strafvoll- 
zug dann nicht Plag greifen können, wenn eine Perfon wegen mehrerer fon- 
furrivenden ftrafbaren Handlungen, welche theil3 vor theils nach zurüdge- 
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legtem jechzehnten Lebensjahre verübt worden find, zur Erftehung einer Frei- 
heitäftrafe verurteilt iſt; denn die oben angeführte ratio des Geſetzes läßt 
deutlich erkennen, daß der vorjtehende Artikel nur die lediglid auf Grund 
de3 Art. 77 erkannten Freiheitäftrafen im Sinne hat, und kann in dem be- 
zeichneten Falle blog unter Umftänden von der Beftimmung des folgenden 
Art. 81 Gebrauch gemacht werden. 

Wenn fodann das Gefeg e3 von der Dauer der Strafe abhängig macht, ob 
diefelbe in den Bezirks⸗ beziehungsmeife Bolizeigericht3gefängnifjen oder in den für 
jugendliche Perſonen beftimmten Gefangenanftalten zu vollziehen ift, fo erſcheint 
bier nicht die Dauer der urjprünglich erkannten, fondern vielmehr die Dauer 
der im Zeitpunkte des eigentlichen Beginnes des Strafvollzug noch zu er- 
ftehenden Strafzeit maßgebend, und wird in diefer Beziehung auf das bei 
der Erörterung der analogen BVorfchrift des Art. 18 auf ©. 111 Gefagte 
verwieſen. 

2. Daß bei Perſonen unter ſechzehn Jahren die Anordnung des Voll—⸗ 
zugs der Gefängnißftrafe im Zuchthaufe nach Maßgabe der Vorfchrift des 
Art. 18 Abſ. 3 nicht Play greifen kann, folgt abgefehen von Allem Andern 
ihon daraus, weil bei ihnen die Straffolgen des Art. 28, deren Verwirkung 
die nothwendige Borbedingung für die Zuläßigfeit einer ſolchen Anordnung 
bildet, zufolge der Beſtimmung des Art. 78 niemal3 eintreten fönnen. — 
Dagegen erjcheint die Anordnung des Vollzugs der Gefängnißftrafe in einer 
Feftung bei jungen Leuten unter fechzehn Jahren allerdings zuläßig. Einerſeits 
fünnen nämlich folche Verhältniffe, bei deren Borhandenfein das Geſetz nad) 
der zu Art. 19 gegebenen Erörterung den Bollzug der Öefängnißftrafe in 
einer Feftung für angemeffen erachtet, bei Perſonen unter fechzehn Jahren 
ganz im gleicher Weife wie bei erwachjenen Perfonen vorfommen, und fchlägt 
aljo bei erfteren der Grund des Geſetzes gleichfalls ein. Andererſeits fteht 
aber auch der Inhalt des vorftehenden Artifel3 der Anordnung des Straf- 
vollzugs in einer Feſtung bei Perfonen unter fechzehn Jahren nicht ent- 
gegen; denn es ift Hier nur bezüglich der Perfonen im Alter unter jechszehn 
Jahren eine andere generelle Beltimmung an die Stelle der (gleichfalls 
generellen) von dem Strafvollzuge an Perfonen im Alter über fechzehn. 
Jahren handelnden Borfchriften der Art. 18 und 20 gefegt, und erjcheint 
alſo hiedurch nad) allgemeinen Rechtsgrundfägen die Anwendbarkeit der jpe- 
ciellen Beftimmung de3 Art. 19 bei dem Vorhandenſein der gefeglichen 
Borausfegungen keineswegs ausgefchloffen ). Dabei verfteht es ſich jedoch 


1) In Folge der Beſtimmung des vorftchenden Artikels kann es übrigens 
möglicher Weife fommen, daß auch Perfonen, bei weldhen die Borausjeßungen du 
dem Strafvollzuge in einer Feftung gegeben wären, demungeachtet zur arfiehumgiieen 
Strafe in die gewöhnlichen Gefangenanftalten für jugendliche Perjonen rn. N N 
den müſſen, wenn nicht allenfalls im Gnadenwege Abhilfe gewährt wird. —— 4 
nämlich dann der Fall, wenn eine ſolche Perſon zu einer Arreſt ſtrafe = reitrafe 
wird, welche die Dauer eines Monats überfteigt, da einerfeits bei ber * - 
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von ſelbſt, daß auch beim Strafvollzuge in der Feſtung für eine ſtrenge Ab— 
ſonderung der jugendlichen Sträflinge von den übrigen Verurtheilten ſowie 
für eine zweckmäßige Erziehung derſelben Vorſorge getroffen werden muß. 


Art. 81. 


Die Staatsregierung iſt ermächtigt, auch Minderjährige über ſech— 
zehn Jahre, welche eine Gefängnißſtrafe in einer Gefangenanſtalt zu er- 
jtehen haben, in eine für jugendliche Perfonen beftimmte Gefangenanftalt 
verbringen zu laffen, vorausgefeßt, daß die Dauer ihrer Strafzeit die 
ihrer Minderjährigfeit nicht überjchreitet. 

Geſetzg. Ausich. Verb. wen 185658 der Abg. K. Bd. I. ©. 222, 227, der 
Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 152, Prot. Bd. ©. 293; Entw. von 1860 Art. 81; Ge: 
ſetzg. Ausich. von 1860/51 der Abg. K. Abth. II. ©. 14, der Reichsr. K. Brot. Bd. 
I. ©. 54. 


Da die Rückſichten, melde die Abjonderung der wegen einer vor zu- 
rückgelegtem fechzehnten Yebensjahre verüibten ftrafbaren Handlung zu eimer 
Freiheitftrafe verurtheilten Perfonen von den übrigen Sträflingen nothmwendig 
machen, nicht felten bei Perjonen, melde zur Zeit der That bereit3 das 
jechzehnte Pebensjahr überfchritten hatten,') ganz in gleicher Weife gegeben 
fein können, fo räumt das Gejeg der Staatsregierung die Ermächtigung ein, 
bei dem Vorhandenſein der nachjtehenden zwei Vorausfegungen auch minder- 
jährige Perfonen der legteren Kategorie, welche zur Erftehung einer Ge- 
fängnißftrafe verurtheilt find, ihre Strafe in einer fir jugendliche Per- 
jonen beftimmten Gefangenanftalt verbüßen zu laffen. E3 darf nämlich 

a. die Dauer der Strafzeit diefer Perfonen das Alter ihrer Min- 
derjährigfeit nicht überfchreiten; diefe Einfchränfung beruht darauf, meil 
Volljährige von den für jugendliche Perjonen bejtimmten Gefangenanftalten 
möglichft ferne gehalten werden jollen, ein Wechjel im Straforte während 
der Strafzeit aber nicht angemeſſen wäre. Sodann muß 

b. die zu erftehende Gefängnißitrafe eine folche fein, welche nah Vor— 
ichrift des Art. 18 in einer Gefangenanftalt zu vollziehen wäre; denn 
was die im Bezirfsgerichtsgefängniffe und im Zuchthaufe zu vollziehenden 


die Anordnung des Strafvollzugs in einer Feſtung geſetzlich nicht zuläßig ift und 
andererjeits nach der pofitiven Vorſchrift des vorftebenden Artikels auch alle die Dauer 
eines Monats überfteigenden Arreftitrafen nicht, in den Polizeigerichtsgefängnifien, 
jondern in den für jugendliche Berjonen bejtimmten Gefangenanftalten zu vollziehen find. 

1) Dafi der vorjtenende Artikel mur folhe Perſonen im Sinne baben fann, 
welche wegen einer nad zurüdgelegtem fechbszchnten Lebensjahre verübten That zu 
einer Gefängnißſtrafe werurtbeilt find, ergibt fid) daraus, weil alle auf Grund 
des Art. 77 erkannten Gefängnißitrafen ohne Rüdjicht auf das Alter im Zeit: 
punfte des Beginns des Strafvollzugs ohnehin unter die VBorjchrift des Art. 80 fallen. _ 
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Sefängnißftrafen anlangt, jo jind die erfterem zu furz, als daß bier die 
2 3erbüßung in einer für jugendliche Perfonen beftinnmten Gefangenanftalt be- 
| ondere Vortheile darbieten fünnte, und bei den leßteren darf der richterlichen 
Anordnung über den VBollzugsort der Strafe nicht entgegengehandelt werben. 


Art. 82. 


Hat eine Perſon, welche zur Zeit der That zwar das jechzehnte 
Lebensjahr zurückgelegt hatte, aber noch minderjährig war, fich eines mit 
Todesftrafe bedrohten Verbrechens ſchuldig gemacht, jo ift ftatt der To— 
desjtrafe auf lebenslängliche Zuchthausitrafe zu erfennen. 


Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Aba. 8. Bd. 1. ©. 221, 227, der 
Reihsr. K. Beil. Bd. ©. 153, Prot. Bd. S. 294; Geſetzg. Ausfch. Verb. von 
1860,61 der Abg. K. Abth. I. S. 138, 285, Abt. I. &. 14, 200, der Reichsr. 
K. Beil. Bd. ©. 36, Prot. Bd. ©. 55, 98. 


Wenn gleich das Geſetz das zurüdgelegte fechzehnte Yebensjahr als 
denjenigen Zeitpunkt betrachtet, in welchem die volle VBerantwortlichteit des 
Menfchen für feine Handlungen im ftrafrechtlicher Beziehung einzutreten hat, 
jo trägt dafjelbe doc Bedenken, gegen eine Perfon, welche zwar das ſech— 
zehnte Yeben jahr überjchritten aber das Alter der Volljährigkeit noch nicht erreicht 
hat, die fchmwerfte von allen Strafen, die Todesstrafe, Pla greifen zu 
laffen. Bei den noh im Alter der Minderjährigfeit ftehenden Perfonen  ift 
nämlich, wenn fie auch die zur Erkenntniß der Strafbarfeit ihrer Handlungen 
erforderliche Ausbildung in vollem Maaße befigen, die fittliche Kraft, den 
Anreizungen zum Verbrechen zu mwiderftehen und die Gelegenheiten hiezu zu 
vermeiden, doch nicht in demfelben Grade wie bei einem völlig Erwachſenen 
vorhanden und muß deshalb aud das jugendliche Alter nach zurückgelegtem 
jechzehnten Yebensjahre, wie dieß bereit® bei der Erörterung des Art. 77 
im Eingange befonderd hervorgehoben murde, ſtets als ein fehr wichtiger 
Milderungsgrund bei Ausmeſſung der Strafe innerhalb der ordentlichen 
Strafgrenzen in Berückſichtigung gezogen werden. Da aber bei den mit 
Todesstrafe bedrohten Verbrechen eine ſolche Rückſichtnahme bei Ausmefjung 
der ordentlichen Strafe den Nichter in dev Regel nicht möglich wäre, weil 
die Todesftrafe faft überall abfolut augedroht ift, jo ſchreibt das Gefeg vor, 
dag gegen eine Perfon, welche ein mit Todesftrafe bedrohtes Verbrechen zu 
einer Zeit verübt hat, wo fie zwar das fechzehnte Yebensjahr bereits 
zurücgelegt hatte, aber noh minderjährig gemefen ift, anftatt der Todes- 
ftrafe auf lebenslängliche Zuchthausitrafe erfannt werden foll; und es er- 
achtet die Ausfchliegung der Todesſtrafe bei Minderjährigen um fo mehr 
als geboten, da es jedenfall eine große Härte wäre, menn der Staat 
eine Perfon, welche er wegen ihres jugendlichen Alters zur jelbftjtändigen 
Beforgung ihrer eigenen Angelegenheiten und zum VBollgenufje der bürger- 

26* 


404 Anrechnung ber Unterfuhungsbaft. Art. 83. 


lichen Rechte noch nicht für befähigt erachtet, für ihre Handlungen in ftraf- 
rechtlicher Beziehung mit dem Leben verantwortlich machen würde. 

Die Frage, ob eine Perfon zur Zeit der That noch minderjährig ge- 
weſen ift, muß nah den einfchlägigen civilrehtlihen Beftimmungen 
bemefjen werden. Bei den Inländern dauert hienach die Dinderjährlg 
feit vegelmäßig bis zum zurüdgelegten einundzwanzigften Lebensjahre; fie 
fann jedoch ausnahmsmweife in Folge ftattfindender Großjährigkeitserklär— 
ung per rescriptum prineipis auch ſchon in einem früheren Zeitpunkte auf: 
hören, und kann in einem folchen Falle eine Umwandlung der vermirkten 
Todesftrafe in lebenslänglihe Zuhthausftrafe auch ſchon vor zurücgelegtem 
einundzwanzigſten Vebensjahre nicht mehr ftattfinden, weil hier die gefeßliche 
Borausfegung der Minderjährigfeit, durch deren VBorhandenfein die Anwend— 
barkeit der Vorſchrift des vorftehenden Artikels bedingt ift, nicht mehr gege- 
ben erjcheint. Bei den Ausländern muß die Frage, ob fie noch minderjährig 
find,_immer nad) den Gefegen ihres ausländischen Wohnorts beurtheilt werden. 


Art. 83. 


en: Wenn ein Ungeflagter ohne eigened Verſchulden eine 
baft. mehr als einmonatliche Unterſuchungshaft erduldet hat, fo 
ift diefelbe bei zeitlich beftimmten Zuchthaus-, bei Gefäng- 
niß= und Geldftrafen in der Art zu berüdfichtigen, daß 
zwar im Grfenntniffe die verwirfte ordentliche Strafe aus- 
gefprochen, hievon aber fo viel, als die Dauer der unver- 
fehuldet erlittenen Haft beträgt, für bereits getilgt erflärt 
wird, wobei bezüglich der Geldftrafen der im Art. 27 feit- 

gejepte Maßſtab in Anwendung Fommt. 
Bei Uebertretungen ift jede erlittene Unterfuchungshaft 
in Anrechnung zu bringen. | 


Entw. von 1855 Art. 86; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 55, 230, der Reiher. K. Beil. Bd. ©. 154, Prot. Bd. S. 296; Entw. 
von 1860 Art. 82; Gejeßg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. 
©. 139, Abth. II. ©. 15, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 37. Prot. Bb. I. ©. 56. 


Die Unterfuhungshaft bildet infoweit, als fie zum Bmede der Un- 
terfuhung uothwendig erfcheint, ein von dem Verbrecher ſelbſt verjchul- 
detes Uebel, welches mit Recht über ihn verhängt worden ift. 

Infoweit dagegen die Unterfuhungshaft nach den beftehenden gefeglichen 
Beltimmungen zu dem angeführten Zwede nicht erforderlich gemejen ift, 
ftellt fich diefelbe als ein Uebel dar, welches der Staat dem Verbrecher ohne fein 
Berfhulden in Beziehung auf die verübte ftrafbare Handlung ſchon vor Er- 
fennung der Strafe zugefügt hat, und erjcheint es deßhalb nur als eine For- 
derung der Gerechtigkeit, da auf diefes während des Laufes der Unterſu— 
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Hung unverfchuldet erlittene Uebel bei der Beftrafung des Verbrechers zu 
deffen Gunften Rüdficht genommen werde. Dabei fann jedoch die Unterfu- 
chungshaft ihrer Natur nach nicht, wie dieß bei der geminderten Zurechnungs- 
fähigfeit (Art. 68), bei der Jugend (Art. 77) und unter Umftänden beim 
Schadenserfage (Art. 74) der Fall ift, einen außerordentlihen Strafmilder- 
ungsgrund begründen, durd melden eine Aenderung der gejeglichen Strafe, 
ein Herabgehen unter das Minimum derjelben bei Fällung des Straferkennt- 
nifje8 bewirkt wird; fie fann vielmehr nach richtiger Auffaffung nur die Wir- 
fung äußern, daß fie bei dem Vollzuge der zuerfannten ordentlichen Strafe 
dem Berurtheilten zu Gute gerechnet wird. Dem entjprechend fchreibt das 
Gefeg im vorftehenden Artifel vor, daß in dem Falle, wenn ein Angeflagter 
eine unverfchuldete Unterfuhungshaft erlitten hat, im Erfenntniffe zwar die 
verwirkte ordentliche Strafe ausgefprodhen, von diefer Strafe aber bei 
den zeitlich begrenzten Freiheitäftrafen und bei der Geldftrafe foviel, als 
die Dauer der unverfchuldet erlittenen Unterfuchungshaft beträgt, für bereits 
getilgt erklärt werden fol. Bei der Todes- und lebenslänglichen Zucht- 
hausftrafe findet eine Rüdfichtnahme auf die unverfchuldet erlittene Unterſu— 
hungshaft um degmwillen nicht ftatt, weil hier eine Anrechnung derfelben durch 
die Natur diefer Strafen ausgefchloffen erfcheint.") 

Im Einzelnen ift zu vorftehendem Artikel Folgendes zu bemerken: 

1. Nach Vorſchrift des Gefeßes darf nur allein die von dem Angeflag- 
ten ohne eigenes Verſchulden erlittene Unterfuhungshaft als bereit3 er- 
ftandene Strafe angerechnet werden. 

Unter welhen Borausfegungen eine Unterfuchungshaft als unver— 
ſchuldet erlitten erfcheint, ift zwar im Gefege nicht näher beftimmt; allein 
die Natur der Sache bringt es mit fich, daß dieß immer dann der Fall ift, 
wenn die Unterfuhungshaft weder durch die Befchaffenheit der verübten 
ftrafbaren That an fich noch durch die perfönlichen Verhältniffe des Be- 
ſchuldigten veranlagt gemwefen, noch auch dur das Benehmen deſſelben 
während des Laufes der Unterfuchung ſchuldvoll herbeigeführt worden ift. 

Was die eigentliche Urfache der unverfchuldet erlittenen Unterfuchungshaft 
geweſen ift, erfcheint völlig gleichgültig; denn für den Begriff einer unver: 
ſchuldeten Unterfuhungshaft ift nur das negative Moment entjcheidend, daß 
die Unterfuchungshaft ohne VBerfhulden des Angeklagten ftattgefun- 
den hat. — Mit Rüdficht hierauf erfcheint vor Allem als unverfchuldet erlitten 

a) eine ohne Berfchulden des Angeklagten eingetretene Unterfuchungs- 
baft. Umverfchuldet eingetreten ift aber nach dem Borhergefagten die Unter 


') Eine Beftimmung darüber, daß die unverfchuldete Unterjuhungsbaft, wenn 
fie über zwei Jahre gedauert hat, eine Umwandlung der Todesitrafe in Tebensläng: 
liche Zuchthausſtrafe nach fich zieben folle, wie dieß eigentlich in der Konfequenz der 
Vorſchrift des Art. 13 Abſ. 3 liegen würde, wurbe um befwillen nicht in das Geſetz 
aufgenommen, weil e8 kaum benfbar ift, daß eine zwei Jahre bauernde unverjchuldete 
Verlängerung der Unterfuhungshaft jemals vorfommen wird. 
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fuhungshaft nicht blos dann, wenn fie nach den zur Zeit ihres Eintritts 
beftandenen thatſächlichen Berhältniffen gejeglich gar nicht geftattet war, jo 
daß jie alſo im Wirklichkeit geſetzwidrig geweſen ift, jondern insbejondere 
auch in dem Falle, wenn diefelbe zwar nach den damals vorliegenden Ber: 
hältniffen an ich geboten, aber nach dem (zu jener Zeit noch nicht befann- 
ten) wahren Sachverhalte, wie er fich jpäter noch im Yaufe der Vorun— 
terfuchung oder bei der Aburtheilung herausgeftellt hat, nicht gerechtfer- 
tigt gemwejen ift. Nehmen wir aljo z. B. an, daß ein Unterfuchungsrichter 
auf die Angaben des Beftohlenen oder die Ausfagen von Zeugen hin eine 
Unterfuhung wegen Berbrehens des Diebſtahls nad) Art. 274 des Ge— 
jegbuches einleitet umd in Folge defjen den Angefchuldigten, in deſſen Perſon 
abgejehen von der Befchaffenheit der That als ein mit Zuchthausftrafe von 
mehr als acht Jahren bedrohte Verbrechen (vgl. Art. 38 des Einführungs- 
gejeßes) ein gejeglicher Grund zur Berhaftnahme nirgends gegeben ift, ver: 
haftet und während des Yaufes der Unterfuhung in Haft behält, daß aber 
hinterher der Angeklagte blos eines Vergehens des Diebftahls für jchuldig 
erfannt wird, jo liegt hier unzweifelhaft der Fall einer ohne Verſchul— 
den des Angeklagten eingetretenen Unterfuchungshaft vor; denn es wurde 
in dem vorausgejegten Falle die Unterfuchungshaft nur durch die Unkenntniß 
des Unterfuchungsrichters über die wahre Beichaffenheit der verübten That, 
jomit jedenfalls durch einen Umſtand veranlaßt, welcher außer der Schuld 
des Angeklagten gelegen geweſen iſt. 

Weiter erſcheint aber auch als unverſchuldet erlitten 

b) jede ohne Verſchulden des Angeklagten erfolgte Berlängerung 
der Unterfuhungshaft. Unverjchuldet verlängert erjcheint die Unterjuhungs- 
haft dann, wenn fie zwar mit Necht verhängt worden ift, aber in Folge von 
Umständen, welche außerhalb der Schuld des Angeklagten gelegen find, län- 
ger gedauert hat, als dieß ohne den Eintritt diefer Umftände nach dem ge- 
mwöhnlichen Gange der Fall gewejen wäre. Dabei kann eine folche unver: 
fchuldete Verlängerung nach der Natur der Sache verjchiedene Urjachen ha- 
ben; fie kann nämlich veranlagt fein entweder durch die Schuld der mit der 
Unterfuhung und Aburtheilung der That betrauten Staat3organe, wie 
3. B. weil die Fortführung der Unterfuchung eine Zeit lang ganz liegen geblieben 
ift, weil unnöthige offenbar außerhalb des Zweckes der Unterfuchung liegende 
Unterfuhungshandlungen vorgenommen wurden, weil die Aburtheiiung durch) 
die Einwendung unbegründet befundener Rechtsmittel von Seiten der Staats: 
behörde gegen das Verweiſungserkenntniß verzögert wurde u. dgl. mehr, oder 
durch die Schuld dritter Perjonen, wie 3. B. weil ein Theilnehmer 
hartnädig leugnete oder zugleich auch mehrerer anderer ftrafbarer Handlun: 
gen verdächtig war, und dadurch die Unterfuchung trog des fofort abgelegten 
Geftändnifjes von Seiten des einen Angeklagten jehr in die Yänge gezogen 
wurde, weil ein Mitjchuldiger gegen das Verweiſungserkenntniß die Berufung 
und Nichtigteitsbefchwerde ergriffen hat und in Folge deſſen auch die Abur- 
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theilung des bei dem Verweiſungserkenntniſſe ſich beruhigenden Angeklagten 
ausgejegt werden mußte u. dgl, oder endlich durch den Eintritt zufälliger 
Ereignifje, wiez. B. weil ein Zeuge oder Mitjhuldiger wegen Krankheit lange 
Zeit gar nicht vernommen werden konnte, weil die Unterfuhungsakten zu 
Verluft gingen und in Folge deſſen die bereit3 gepflogenen Unterfuchung3- 
handlungen nochmals gepflogen werden mußten, weil die Verkündung des 
nad) gepflogener öffentlicher Berhandlung zu erlaffenden Urtheils wegen ein- 
getvetener Krankheit eines der aburtheilenden Richter erft lange nad) Ablauf 
des im Art. 319 des Strafprozeßgefeges vom 10. November 1848 beftimms« 
ten äußerſten Termins von acht Tagen erfolgen konnte, u. dgl. mehr. 

2. Die vom Angeklagten ohne eigenes Verſchulden erlittene Unterfuch- 
ungshaft, mag folche nun unverjchuldet eingetreten oder mag fie nur unver- 
Ihuldet verlängert worden fein, darf nach Vorſchrift des Gefeges nur allein 
in dem alle als erftiandene Strafe angerechnet werden, wenn fie mehr 
als einen Monat gedauert hat, und muß hiebei der Monat nach der im 
Art. 6 des Einführungsgefeges enthaltenen Beftimmung ftet3 zu dreißig Ta- 
gen gerechnet werden. 

Durch dieſe Einſchränkung will das Geſetz eine bis ins Kleinliche gehe 
ende Unterfuhung darüber, ob eine unverfchuldete Unterfuhungshaft ftatt- 
gefunden hat, abjchneiden, und Hat dafjelbe um jo weniger Anftand genom- 
men, die befagte Einjchränfung aus Zwednäßigfeitsgründen zu treffen, da 
der Richter in Folge feines Strafzumefjungsrehts ohnehin in der Regel 
Spielraum genug haben wird, die unverſchuldete Unterfuchungshaft, wenn fie 
nicht über einen Monat beträgt, bei der Ausmeſſung der Strafe innerhalb 
des gejeglihen Minimums und Marimums in billige Berüdfihtigung zu 
ziehen. Was hiebei insbefondere die unverfchuldete Verlängerung der Un- 
terſuchungshaft anlangt, jo erjcheint es völlig gleichgültig, ob diefe Verlän- 
gerung in continuo mehr als einen Monat gedauert, oder ob fie in meh» 
reren Zwifchenräumen ftattgefunden hat, fo daß fich erft durch Zufammen- 
rechnung der einzelnen zu verjchiedenen Zeiten jtattgefundenen Verzögerungen der 
Unterfuhung und Aburtheilung eine Gefammtdauer von mehr al3 einem Mo— 
nate herausftellt; denn nad) der feinen Zweifel zulaffenden Fafjung des Ge— 
feges ift nur allein der Umstand entjcheidend, daß der Angeklagte bis zum 
Tage der Erlaffung des Urtheils eine unverjchuldete Unterfuchungshaft von 
mehr al3 einem Monate überhaupt erlitten hat. In der Natur der Sache 
liegt e3 ferner, und wird dieß auch durch die Worte des Gefeges, „jo viel 
al3 die Dauer der umverfchuldet erlittenen Haft beträgt”, Kar ausgedrüdt, 
daß bei dem Vorhandenjein der eben erwähnten Vorausſetzung nicht blos 
der einen Monat überfteigende Betrag, fondern vielmehr die ganze Dauer 
der umverfchuldet exlittenen Unterfuchungshaft als beveit3 erftandene Strafe 
angerechnet werden muß. 

3. Der gejeglihe Grundſatz, daß nur allein eine un verſchuldet erlittene 
Unterfuchungshaft, welche mehr als einen Monat gedauert hat, als 
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erftandene Strafe angerechnet werden ſoll, erleidet eine durchgreifende Aus— 
nahme durch die im zmeiten Abſatze des vorftehenden Artikels enthaltene Be- 
ftimmung, daß bei Uebertretungen jede erlittene Unterfuhungs- 
haft — ohne Rüchſicht darauf, ob fie verfchuldet oder umverfchuldet mar, und 
ohne Rüdficht auf ihre Dauer, — in Anrechnung zu bringen ift. ' 

Bei den Uebertretungen fteht nämlich in den meiften Fällen das durch 
die Unterfuhungshaft herbeigeführte Uebel außer allem Berhältniffe zu der 
verwirften Strafe jelbft, und erfcheint es deßhalb um fo mehr als billig, 
hier jede Unterfuhungshaft ald Strafe anzurechnen, da bei diefen Reaten 
ohnehin in der Regel eine Verhaftnahme zum Zwecke der Unterfuhung ge 
ſetzlich nicht ftatthaft erfcheint. 

4. Rüdfichtlih der Art und Weife der Anrechnung der Unterfuchungs- 
haft fchreibt das Gefeg vor, daß bei der zeitlichen Zuchthaus- und der 
Gefängnißftrafe foviel von der zuerfannten Strafzeit, ald die Dauer 
der unverſchuldet erlittenen Haft beträgt, für bereits getilgt erflärt werden foll. Wenn 
gleich es fich nämlich nicht verfennen läßt, daß die Unterfuchungshaft eigent- 
ih nur mit der gewöhnlichen Gefängnißftrafe im Wejentlichen auf gleicher 
Stufe fteht, mogegen die Zuchthausftrafe und ebenfo auch die im Zuchthaufe 
zu vollziehende Gefängnißftrafe weit intenfiver ift, fo wurde es doc für an- 
gemefjen erachtet, auch bei den legterwähnten Strafen die Unterfuhungshaft 
in ihrem wollen Betrage als erftandene ‚Strafzeit anrechnen zu laffen, meil 
die Freiheitsentziehung doch immer dasjenige Moment ift, melches bei 
den Freiheitsftrafen am meiften in Anfchlag gebracht zu merden pflegt und 
erfahrungsgemäß von den Sträflingen darauf, ob ihre Behandlung während 
der Strafzeit etwas mehr oder weniger ftrenge ift, ein großes Gewicht nicht 
gelegt wird. 

Ber der Arreftftrafe muß gleichfalls immer die Unterfuchungshaft 
in ihrer vollen Dauer als Strafzeit angerechnet werden, ohne daß es 
einen Unterfchied macht, ob die Arreftftrafe eine einfache oder eine 
gefhärfte ift; denn mern aud das Gefeß eine ausdrücdliche Beftimm- 
ung über die Art der Anrechnung der Unterfuhungshaft an der Ar: 
reftftrafe nicht enthält, fo ergibt ſich dieß doc aus der Gleichartigfeit der 
Arrefiftrafe mit der Gefängnißftrafe. Bei der Geldftrafe endlich muß der 
Betrag der Geldftrafe, welchen die anzurechnende Unterfuchungshaft nach dem 
im Art. 27 feftgefegten Maßftabe von drei Gulden Geld — einem Tage 
Gefängniß oder Arreft beziehungsweife Unterfuchungshaft repräfentirt, ermit- 
telt und ſodann diefer Betrag als bereit getilgt erflärt werden. 

Was fodann insbefondere noch den Fall anlangt, wenn ein Ange: 
Hagter zu einer Gefängnif- und Geldftrafe, beziehungsmeife Arreft- und 
Geldftrafe cumulativ verurtheilt wird, fo bringt e8 die Natur der Sache 
hit fi, daß hier die Unterfuchungshaft immer zunächft an der Gefängniß- 
Oder Arreftftrafe, und nur infoferne, als diefe Strafe nicht hinreicht, an der 
Geldſtrafe anzurechnen ift. 
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5. Bei der Anrechnung der Unterfuhungshaft an einer Geldftrafe ala 
Mebertretungsftrafe muß in dem Falle, wenn einmal die unverfchuldete 
Unterfuchungshaft zweiundvierzig Tage gedauert hat, vegelmäßig die ganze 
zuerfannte Geldftrafe als bereit getilgt erklärt werden, ohne daß es weiter 
AmEaN: anzufommen hat, ob nad dem Maßſtabe von drei Gulden Geld 
— einem Tage Unterſuchungshaft noch ein ungetilgter Reſt der zuerkannten 
Strafe verbleiben würde oder nicht. Wie nämlich die Vorſchrift des Art. 27 
Abſ. 4 deutlich zu erkennen gibt, erachtet es das Geſetz wegen der geringen 
Strafbarkeit der mit Geldſtrafe bedrohten Uebertretungen nicht für zuläſſig, 
daß bei vorhandener Unmöglichkeit, eine als Uebertretungsftrafe zuerfannte 
Geldftrafe in natura zum Bollzuge zu bringen, eine Freiheitsentziehung von 
längerer Dauer als von zweiundvierzig Tagen als Surrogat an die Stelle 
der Geldftrafe trete; denn wenn auch der Art. 27 zunädft nur von dem 
Falle fpricht, wenn in Folge der Zahlungsunfähigfeit des Verurtheilten 
die Ummandlung der Geldftrafe in Freiheitsſtrafe (Arreft) nothwendig wird, 
fo muß doch die desfallfige Beftimmung megen offenbarer Gleichheit des 
geſetzlichen Grundes zweifellos auch dann zur Anwendung fommen, wenn 
aus irgend einem andern Grunde der Vollzug einer Geldftrafe als Ueber- 
tretungäftrafe in natura unmöglih ift. Eine ſolche Unmöglichkeit des Boll- 
zugs der Geldftrafe in natura liegt aber auch in dem Falle vor, wenn 
die Anrechnung der Unterfuchungshaft an einer Geldftrafe zu geſchehen hat, 
indem bier der Berurtheilte faktiſch ſchon vor erfolgter Verurtheilung eine 
Freiheitöftrafe an Stelle der von ihm verwirkten Geldftrafe erftanden hat; es 
muß fomit in diefem Falle die Beftimmung des Art. 27 Abi. 4 gleichfalls 
Anwendung finden umd erfcheint in Folge deffen, wenn die Unterfuchungshaft 
einmal zweiundvierzig Tage gedauert hat, immer die ganze Geldftrafe ohne 
Rüdfiht auf ihre Größe als bereits getilgt. 

Aus dem bisher Gefagten ergibt fich ferner auch noch die meitere 
Schlußfolgerung, daß in dem Falle, wenn durch die Unterfuchungshaft nur 
ein Theil der Geldftrafe als Uebertretungftrafe getilgt ift und hinterher die 
Ummandlung des verbleibenden Reſtes derjelben in Urreftftrafe wegen Zahl» 
fungsunfähigkeit des Verurtheilten nothwendig wird, die Dauer diefer Arrejt- 
- ftrafe unter allen Umftänden in der Weife begrenzt ift, daß die Arreftftrafe 
und die anzuvechnende Unterfuhungshaft zuſammen niemal® mehr als 
ziweiundvierzig Tage betragen dürfen; es bildet diefer Sag nur eine noth- 
wendige Confequenz der vorher gemachten Ausführung und erfcheint deshalb 
eine nähere Begründung defjelben nicht nothmwendig. 

Bon felbft verfteht e3 fich übrigens, daß die hier aufgeftellten Säge 
über die Anrechnung der Unterfuchungshaft an der Geldftrafe als Ueber: 
tretungsftrafe bei den in Specialgefegen behandelten Uebertretungen, bei 
welchen nach der Beftimmung des Art. 7 des Einführungsgefeges zum 
Straf- und Polizeiftrafgefegbuche die an die Stelle einer umeinbringlichen 
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Geldftrafe tretende Arreftitrafe die Dauer von zweiundvierzig Tagen über- 
fteigen darf, entjprechende Modificationen erleiden müſſen. 

6. Die Vorſchrift des Gefeges über Anrechnung der Unterjuhungshaft 
hat bei den zeitlich bejtimmten Freiheitsftrafen der Natur der Sache nad) 
in jenen Fällen feine Anwendung zu finden, in welchen das Geſetz gebietet, 
dem in Unterfuchungshaft befindlichen Verurtheilten die Unterfuchungshaft 
jofort in die zu erftehende Strafzeit einzurechnen, und märe es aljo 
namentlich nicht gerechtfertigt, wenn das Gericht zweiter Inſtanz bei erfol- 
gender Verwerfung der vom Staatsanwalte ergriffenen Berufung gegen 
das eine Gefänignißftrafe ausfprechende Urtheil erſter Inſtanz zugleich ver- 
fügen würde, daß an der im erjter Inſtanz zuerfannten Gefängnißſtrafe fo- 
viel, als die durch die Ergreifung der unbegründeten Berufung herbeigeführte 
Verlängerung der Unterfuchungshaft beträgt, für bereits erjtanden zu erach— 
ten ſei; denn es greift hier ohnehin die Vorſchrift des Art. 23 Abi, 2 
Plag, wornad von dem Tage, an welchem das Urtheil erjter Inſtanz ohne 
Ergreifung der Berufung rechtsfräftig geworden wäre, der Beginn der 
Strafzeit gerechnet werden muß, und wird alſo jchon auf dieſe Weife dem 
Berurtheilten die im Folge der ergriffenen Berufung unverfchuldet erlittene 
Unterfuchungshaft in vollem Maaße zu Gute gerechnet. 

Dagegen muß allerdings dann, wenn im erfter Inſtanz eine Geld: 
ftrafe erfannt worden ift und blos der Staatsanwalt eine für unbegründet 
befundene Berufung ergriffen hat, im Urtheile zweiter Inſtanz die Anrech— 
uung der duch die Ergreifung der Berufung herbeigeführten Verlängerung 
der Unterfuchungshaft an der zuerfannten Geldftrafe bei Uebertretungen 
unter allen Umftänden, bei Vergehen aber inſoweit, al3 die Berlängerung 
mehr als einen Monat beträgt, ausgefprochen werden, da hier die jpecielle 
Borfchrift des Art. 23 über dem Beginn der Strafzeit bei Freiheitsſtrafen 
der Anwendung der gejeßlichen Beitimmung über die Anrechnung der um: 
verjchuldeten Unterfuchungshaft der Natur der Sache nad) nicht entgegen- 
fteht. — Hiebei kann fich bei Vergehen insbejondere auch die Eigenthünlich- 
feit ergeben, daß eine ſchon früher während des Yaufes der Unterfuchung 
ftattgehabte unverfchuldete Verlängerung der Unterfuchungshaft, welche bei 
der Aburtheilung in erfter Inftanz um deßwillen nicht berüdfichtigt werden 
fonnte, weil fie die Dauer eines Monats nicht überftieg, nunmehr dem 
Verurtheilten gleichfalls als bereits erftandene Strafe anzurechnen ift. Denn 
jobald einmal die durch die Ergreifung der unbegründet befundenen Beruf- 
ung der Staatsbehörde herbeigeführte Verlängerung der Unterfuhungshaft, 
fei es num für ſich allein oder ſei es auch in Verbindung mit einer bereits 
früher ftattgehabten „unverfchuldeten Verlängerung, die Dauer eines Monats 
überfteigt, muß nach dem bereit3 oben sub Ziff. 2 Geſagten jederzeit die 
ganze Zeit der wenn gleich in einzelnen Zmwijchenräumen erfolgten un- 
verfchuldeten Verlängerung der Haft an der zuerfannten Strafe angerechnet 
werden. — 
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7. Schließlich muß noch die Frage einer furzen Betrachtung unterftellt 
werden, wie e8 fich mit der Anrechnung der umverjchuldeten Unterfuchnngs- 
haft in dem alle verhält, wenn bei erfolgter Berurtheilung eines verhafteten 
Angeflagten zu einer Geldftrafe blos der Staatsanwalt das Rechtsmittel 
der Berufung oder NichtigfeitSbefchwerde gegen das ergangene Urtheil an- 
meldet, daffelbe aber vor ftattfindender Verhandlung wieder zurüdnimmt, 
oder wenn das blos von der Staatsbehörde ergriffene Rechtsmittel der 
NichtigfeitSbefchwerde vom oberften Gerichtshofe verworfen wird? — In 
diefer Beziehung muß unterfchieden werden, ob die zuerfannte Gelditrafe 
eine Vergehens- oder eine Uebertretungsitrafe ift. 

a. Dei erfolgter Verurtheilung zu einer Geldftrafe wegen eines Ver— 
gehens kann in dem vorausgefegten Falle eine Anrechnung der auf dieſe 
Weiſe unverjchuldet erlittenen Unterfuchungshaft, wenn auch diefelbe mehr als 
einen Monat beträgt, doc, niemals Play greifen. Die Anrechnung der 
Unterfuchungshaft als erftandene Strafe ſetzt nämlich, da fie (abgefehen von 
den UWebertretungen) blos dann geftattet ift, wenn die Unterfuchungshaft eine 
„nverfchuldete war und nebſtdem über einen Monat gedauert hat, nothwendig 
eine voransgegangene Prüfung der obwaltenden Berhältniffe von Seiten des 
aburtheilenden Gerichts und einen hierauf gebauten ausdrüdlichen Ausſpruch 
in dem ergebenden Erfenntniffe voraus, wie dieß auch jchon der Wortlaut 
des Gefeges, daß im Erkenntniſſe die vermwirfte ordentliche Strafe aus: 
gejprochen, hievonaber foviel, als die Dauer der unverfchuldet erlittenen Haft 
beträgt, für bereits getilgt erflärt merden fol, deutlih zu erkennen gibt. 
Nun iſt aber eimerjeitS bei erfolgender Zurücknahme des vom Staatsanmwalte 
angemeldeten Rechtsmittels ein Ausjpruch über die Anrechnung der Unter- 
juhungshaft in dem Straferfenntniffe nicht möglich, weil mit der er- 
flärten Zurücknahme das bereit erlaſſene Erkenntniß die Rechtskraft be- 
ichreitet und alſo ein meiteres Erfenntniß in der Sache überhaupt nicht 
mehr ergeht. Und andererfeitS kann auch im dem alle, wenn der oberfte 
Gerichtshof das von der Staatsbehörde- eingewendete Rechtsmittel der Nich— 
tigfeitSbejchwerde verwirft, in dem desfallfigen Erkenntniſſe ein Ausſpruch 
darüber, daß ein Theil der zuerfannten Strafe wegen unverjchuldet erlittener 
Unterfuhungshaft für bereits getilgt zu erachten fei, nicht erfolgen; denn da 
die Thätigfeit des oberjten Gerichtshofs gejeglich fich lediglih auf die Prü 
fung der Frage zu bejchränfen hat, ob eine Nichtigkeit des angefochtenen 
Erfenntniffes wegen unrichtiger Anwendung des Gefeges oder wegen Ver— 
legung einer weſentlichen Förmlichkeit gegeben ift, jo liegt eim folder Aus— 
fpruch offenbar außer feiner Zuftändigfeit. Mit Rückſicht hierauf können 
in dem vorausgejegten Falle die gejeglichen Beftimmungen über Anrechnung 
der Unterfuhungshaft nicht zur Anmendung kommen, wiewohl es an fidh 
allerdings dem Geifte des Gejeges entjprechend wäre, wenn hier dem Ber- 
urtheilten gleichfall3 die ohne fein Berjchulden eingetretene Verlängerung der 
Unterfuhungshaft an der zuerfannten Strafe zu Gute gerechnet würde. Es 
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bleibt deshalb dann, wenn der Berurtheilte zahlungsfähig ift und alfo die 
erfannte Geldftrafe in natura zum Vollzuge zu fommen bat, nur dem 
Gnadenmwege möglich, durch entjprechenden Nachlaß der Strafe vermiitelnd 
einzugreifen. — Falls dagegen wegen Zahlungsunfähigfeit des Verurtheilten 
eine Ummandlung der erkannten eldftrafe in Gefängnißftrafe einzutreten 
hat, muß nad) dem oben auf Seite 130 Gefagten die Vorfchrift des 
Art. 23 Abf. 2 über die Berechnung des Anfangs der Strafzeit bei Ver— 
hafteten zur Anmendung kommen, d. h. e8 muß hier die Oefängnißftrafe 
von dem Tage an gerechnet werden, an welchem ohne die Ergreifung des 
Rechtsmittel3 von Seiten des Staatsanwaltes da3 Urtheil rechtäfräftig ge- 
worden wäre, und findet alfo auf diefe Weife ungeachtet der Unanwendbar— 
feit des vorftehenden Artifels die Anrechnung der umverfchuldeten Ver— 
(ängerung der Unterfuchungshaft als Strafe in Folge der gefeglichen Be— 
ftimmungen über den Anfang der Strafzeit bei Freiheitäftrafen dennoch ftatt. 

b. Wenn die zuerfannte Geldftrafe eine Uebertretungsftrafe ift, 
fo muß in dem vorausgejegten Falle die erlittene Unterfuchungshaft dem 
Berurtheilten unter allen Umftänden an der Geldftrafe nach dem gefeglichen 
Maßftabe zu Gute gerechnet werden, mag nun die Geldftrafe in natura 
vollziehbar oder wegen Uneinbringlichfeit in Arreſtſtrafe umzuwandeln fein. 
Das Geſetz macht nämlich bei Webertretungen die Anrechnung der Unter: 
fuchungshaft nicht von dem Vorhandenfein befonderer VBorausfegungen und 
von einem ausdrüdlichen Ausipruche des aburtheilenden Gerichts im Straf- 
erfenntnifje abhängig, jondern jchreibt vielmehr ohne meitere Einfchränfung 
por, daß bei Uebertretungen jede Unterfuchungshaft in Anrehnung zu 
bringen ift; es fteht fomit hier auch in dem Falle, wenn die Unterſuch— 
ungshaft nach ergangenem Strafurtheile noch fortgedauert hat und deshalb 
eine Rückſichtnahme hierauf bei Erlaſſung des Strafurtheiles ſelbſt nicht mög— 
lich geweſen iſt, der Anrechnung derſelben in keiner Weiſe ein Hinderniß 
entgegen, und muß eben in einem ſolchen Falle, wenn nicht ohnehin die 
ganze Geldſtrafe wegen Uneinbringlichkeit in Arreſtſtrafe umzuwandeln und 
in Folge deſſen die fragliche Unterſuchungshaft nach Vorſchrift des Art. 23 
Abſ. 2 als Strafzeit zu rechnen iſt, wenigſtens der dieſer Unterſuchungshaft 
entſprechende Betrag unter analoger Anwendung des im Art. 27 bezeichneten 
Verfahrens in Arreſtſtrafe verwandelt und als bereits getilgt erklärt werden. 

8. Den gleichfalls möglichen Fall, daß einem Angeſchuldigten während 
des Laufes der Unterſuchung andere Uebel als die Unterſuchungshaft, wie 
z. B. die Anwendung unerlaubter Zwangsmittel zur Erpreſſung eines Ge— 
ſtändniſſes oder die Detention in einem ſeiner Geſundheit nachtheiligen Ge— 
fängniſſe ohne fein Verſchulden zugefügt werden, hat das Geſetz mit Still- 
ſchweigen übergangen und konnte es dieß um fo mehr thun, da derartige Bor- 
gänge bei der Einrichtung der vaterländifchen Strafrechtspflege, wenn fie 
überhaupt jemals vorkommen follten, jedenfalls äußerft felten fein werden. 
Mebrigens wird es nur dem Geifte des Gefeges entfprechen, daß das Gericht, 
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falls ein Angeflagter irgend einmal ein folches anderweites Uebel im 
Laufe der Unterfuhung ohne fein Verſchulden erlitten hat, hierauf bei der 
Strafausmefjung zu Gunften des Ungefchuldigten geeignet Rüdficht 
nimmt; denn in der Beftimmung des vorftehenden Artikels fpricht fih un- 
verfennbar der Grundſatz des Geſetzes aus, daß dem Uebelthäter ein nicht 
Durch den Zweck der Unterfuchung gebotenes Uebel, welches ihm durch die 
Unterfuchung zugefügt worden ift, bei feiner Beftrafung zu Gute fommen foll. 

9. Daß die Beftimmung des Art. 16 Abſ. 2 über Verwandlung der 
Zuchthausſtrafe in Oefängnißftrafe, falls fie unter vier Jahren zuerkannt 
wird, fowie jene des Art. 22 Abſ. 3 über die Berechnung der Freiheits- 
ftrafen bei der Anrechnung der Unterfuchungshaft feine Anwendung finden 
fann, wurde bereit3 bei Art. 16 auf ©. 103 und bei Art. 22 auf Geite 
123 erörtert. 


Siebentes Hauptitüd. 
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Art. 84. 
—* Hat Jemand 
— Ara 1) in verſchiedenen Handlungen mehrere Verbrechen, 
(ungen Vergehen oder Webertretungen begangen, oder 

2) in ein und derfelben Sandlung mehrere Strafgefege 
zugleich oder ein und dasjelbe Strafgefeß in mehr- 

facher Richtung übertreten, 
fo fol nur dasjenige Strafgefeg, welches die ſchwerſte 
Strafausmeffung zuläßt, in Anwendung gebracht werden. 
Trifft im dem unter Ziff. 1 bezeichneten Falle eine Geld- 
ftrafe mit einer Gefängniß- oder Arreftitrafe, oder treffen 
mehrere Geldftrafen zufammen, jo find diefe Strafen neben- 
einander zu verhängen. Die gefammte Geldftrafe darf je- 
doch, wenn es ich Lediglich um Uebertretungen handelt, 
nicht Hundert und fünfzig Gulden, und wenn es fich um 
Bergehen oder um Vergehen und Lebertretungen handelt, 

nicht taufend Gulden überfteigen. 
Die geſetzlichen Beſtimmungen bezüglich der in dem 
Art. 28, 36, 40 und 43 bezeichneten Straffolgen fommen 
zur Anwendung, wenn fich unter den zujammentreffenden 
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jtrafbaren Handlungen auch nur eine, fei es ſelbſt die mit 
der geringeren Strafe bedrohte, befindet, welche die An- 
wendung jener Beftimmungen oder einzelner derjelben recht- 
fertigt. 

Entw. von 1855 Art. 357; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abo. K. 
Bd. 1. ©. 55, 235, der-Neihsr. K. Beil. Bd. ©. 159, Brot. Bd. ©. 3035; Entw. 
von 1860 Art. 835 Gefeßg. Ausjch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. I. ©. 139, 
Abth. II. S. 15, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 57. 


In diefen und den drei folgenden Artifeln handelt das Geſetzbuch von 
dem Zufammenfluffe ftrafbarer Handlungen. Hiebei muß vor Allem 
darauf aufmerkfam gemacht werden, daß der Ausdruck „Zufammenfluß” bier 
im weiteren Sinne gebraudt ift; es liegt nämlich nach der Auffafjung 
dieſes Geſetzbuchs ein Zufammenfluß von ftrafbaren Handlungen immer dann 
vor, wenn mehrere ftrafbare Handlungen, welche noch nicht oder wenigftens 
noch nicht vollftändig beftraft find, in einer Perfon zufammentreffen, und 
ift alfo ein folcher insbefondere auch in dem Falle gegeben, wenn eine Per— 
fon nad erfolgter rechtskräftiger Berurtheilung, jedoch no vor 
vollftändig erftandener Strafe (vgl. Art. 87) neuerdings eine jtraf- 
bare Handlung verübt. Im engeren Sinne pflegt man dagegen unter 
dem Zufammenfluffe nur das Zufammentreffen mehrerer jtrafbaren Handlun- 
gen in derfelben Perfon zu verjtehen, welche jämmtlih zur gemeinfamen 
Aburtheilung zu kommen habeı. 

Der Zufanmenfluß iſt entweder 

a. ein vealer (verfchiedenzeitiger), wenn eine Perfon in verſchiede— 
nen Handlungen mehrere ftrafbare Reate begangen hat, ſei e8 nun, daß 
durch die verfchiedenen Handlungen auch verfchiedene Strafgeſetze wie z. B. 
bei Körperverlegung und Diebjtahl verlegt find, oder daß hiedurch nur daj- 
jelbe Strafgeſetz mehrmals verlegt erjcheint, jo daß alſo eine fucceffive Wie- 
derholung defjelben ftrafbaren Neates wie z. B. bei mehreren Diebjtählen 
gegeben iſt. Oder er ift 

b. ein idealer (gleichzeitiger), wenn eine Perfon in einer Handlung 
mehrere ftrafbare Neate begangen hat; dabei können wiederum durch die 
eine Handlung entweder verfchiedene Strafgefege zugleich verlegt fein, wie 
3. B. menn der Bater feine Tochter nothzüchtigt und auf diefe Weife fich 
zu gleicher Zeit der Nothzucht und der Blutfchande ſchuldig macht; oder e3 
fann hiedurch nur ein und dafjelbe Strafgefeß im mehrfacher Nichtung ver- 
legt erjcheinen, wie 3. B. wenn Jemand zwei Perfonen einen Napf vergif- 
tetevr Suppe in mörderifcher Abficht vorfeßt und hiedurch den Tod von Bei- 
den verurſacht. 

Die angeführte Unterfcheidung zwifchen dem realen und idealen Zufammen- 
fluſſe, welche auch vom Geſetze jelbft im Eingange diefes Artikels ausdrücklich hervor- 
gehoben ift, erfcheint namentlich um degmwillen von Wichtigfeit, weil die Beftrafung 
des realen Zuſammenfluſſes wenigstens theilweije eine andere, wie die des idealen ift. 
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Im vorftehenden Artifel handelt das Gefeg zunächſt von dem Falle, 
wenn die mehreren noch nicht beftraften ftrafbaren Handlungen einer Perfon 
gleichzeitig zur Aburtheilung fommen Was nun 

I: 

das Syſtem des Geſetzbuchs bei der Behandlung des Zufammenflufjes 
anlangt, fo ift in diefer Beziehung im Allgemeinen Folgendes zu bemerken: 

1. Rüdfichtlih der Beftrafung des BZufammenfluffes ftehen fich auch) 
heutzutage noch in der Doctrin und in der Geſetzgebung zwei völlig verſchie— 
dene Syſteme gegenüber. Das eine, das fogenannte Cumulirungsſyſtem, 
will jo viele Strafen erfannt und vollzogen wiſſen, als ftrafbare Handlungen 
überhaupt begangen wurden; das andere, das fogenannte Abjorbirungs- 
ſyſtem, ftellt den Grundfag auf, daß immer nur die Strafe der ſchwer— 
ften ftrafbaren Handlung angewendet, die Summe aller übrigen ftrafbaren 
Handlungen aber blos als Grund einer höhern Ausmefjung der gejeg- 
lichen Strafe der ſchwerſten Handlung innerhalb der ordentlihen Strafgren- 
zen, joweit dieß überhaupt thunlich ift, berücfichtigt werden joll. 

Das jogenannte Cumulirungsſyſtem ift aber einerfeit3 in feiner ftrengen Eon- 
fequenz gar nicht durchführbar, da manche Strafen, wie 3. B. Todes- und 
Freiheitsftrafe, lebenslängliche und zeitliche Freiheitsitrafe ihrer Natur nad) 
nicht mit einander vereinigt werden fünnen; andererfeitS würde die ftrenge 
Sefthaltung deſſelben auch da, wo es durchführbar erjcheint, zu offenbarer 
Ungerechtigkeit führen, weil die Freiheitsitrafen durd jede ohme vorherige 
Unterbrechung eintretende Verlängerung auch an intenfiver Schwere zu— 
nehmen, und jomit der juccefjive Bollzug der mehreren verwirkten Freiheits- 
jtrafen auch eine fehr bedeutende vom Gefege nicht beabfichtigte innere Straf- 
ſchärfung nad fich ziehen würde. Zwar haben es einzelne Strafgefeggebun- 
gen verfucht, dem legteren gegen das Cumulirungsſyſtem jprechenden Uebel- 
ftande dadurch abzuhelfen, daß fie bei dem Zufammentreffen mehrerer mit 
zeitlichen Sreiheitsftrafen bedrohten Handlungen nicht die ſämmtlichen ver- 
wirkten Strafen im ihrer vollen Dauer neben einander Plag greifen lafjen, 
jondern nur vorfchreiben, der auf das ſchwerſte Neat gejegten Strafe noch 
einen verhältnigmäßigen Theil der fir die Übrigen ftrafbaren Handlungen 
verwirkten Strafen beizufegen; allein es läßt fich nicht verfennen, daß folche 
caſuiſtiſche Berechnungen binfichtlih der Addirung der einzelnen Strafen et- 
was ſehr Mipliches haben und mitunter zu ganz unpajjenden Refultaten 
führen müſſen. 

Mit Rückſicht auf die angeführten dem Cumulirungsſyſteme entgegen- 
ftehenden Bedenfen hat es das gegenwärtige Geſetzbuch vorgezogen, im Prin- 
cipe dem Abſorbirungsſyſteme zu folgen, welches jich namentlich aud) durch 
feine große Einfachheit auszeichnet, und eine Ausnahme hievon nur da ein- 
treten zu lafjen, mo ganz bejondere Gründe dieß als zweckmäßig erjcheinen 
lajjen; und es trägt um jo weniger Bedenken, fich dem legteren Syſteme 
anzufchliegen, da faſt durchgehends die Strafjäge für die einzelnen ftrafbaren 
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Handlungen fehr weit gefaßt find und hiedurch dem Nichter genügender 
Spielraum gegeben ift, den Zuſammenfluß von ftrafbaren Handlungen bei 
der Strafausmefjung in geeigneter Weife zu berüdfichtigen. Demgemäß ftellt 
der vorftehende Artikel den Grundfag an die Spige, daß beim Zujamnten- 
fluffe nur dasjenige Strafgefes in Anwendung gebracht werden fol, 
welches die ſchwerſte Strafausmeſſung zuläßt. Daß biebei der Zu- 
jammenfluß bei der Ausmefjung der für die fchwerfte ſtrafbare Handlung 
gedrohten gejeglichen Strafe, inſoweit diefe Strafe nicht eine abſolut beftinmte ift, 
immer als ein die Strafbarfeit des Uebelthäters erhöhender Umftand in 
Berücfihtigung gezogen werden muß, folgt ſchon aus den. allgemeinen Prin- 
cipien des Strafrehts, und hat das Gefeß von einer. befonderen Hervorhe— 
bung diefer Wirkung des Zufammenfluffes nur aus dem Grunde Umgang 
genommen, weil dem Strafrichter die Regeln der Strafausmefjung ohnehin 
befannt fein müſſen. 

2. Das vom Gefege angenommene Abforbirungsfyftem erleidet bei dem 
idealen Zufammenfluffe gar keine Ausnahme. Bei dem realen Zufammen- 
fiuffe dagegen greift bei der Geldftrafe eine Ausnahme Platz. Das Gefeg 
geftattet nämlich zwar nicht die Verbindung der Geldftrafe mit einer Ver— 
brechensſtrafe, da die Verhängung eines fo geringfügigen Strafübels ne- 
ben der jchweren Strafe des Todes oder Zuchthaufes mehr den Charakter 
der Kleinlichfeit an fih tragen würde; dagegen fchreibt e8 vor, daß in dem 
Falle, wenn eine Geldftrafe (fei es nun für ein Vergehen oder für eine 
Uebertretung) mit einer Gefängniß- oder Arreftftrafe, oder wenn meh— 
rere Öeldftrafen (ohne Rückſicht auf ihren Charakter als Vergehens- oder 
Uebertretungsftrafe) zufammentreffen, diefe Strafen neben einander zu 
verhängen find. 

Die Zuläßigkeit einer Verbindung der Geldftrafe mit der Gefängniß- 
und Arreftftrafe hat nämlich das Gefe ohnehin bereits thatfächlich dadurch 
anerkannt, daß es bei vielen ftrafbaren Handlungew die Geldftrafe cumula- 
tiv mit den bezeichneten Freiheitsftrafen androht. Ebenfo erfcheint aber auch 
die Verbindung der mehreren neben einander verwirkten Geldftrafen als 
zwedmäßig, weil hier jenes Bedenken, welches nad dem Obengefagten bei 
den Freiheitsftrafen der Cumulirung entgegenfteht, nicht gegeben ift; dabei 
fügt jedoch das Gefeg, um jede Härie zu vermeiden, ausdrüdlich die Be— 
ſchränkung bei, daß bei der Cumulirung der Geldftrafen die gefammte 
Geldftrafe, wenn e8 fi um mehrere Vergehen oder um Bergehen und 
Mebertretungen handelt, nur bis zum Betrage von taufend Gulden, dem 
gefeglihen Marimum der Geldftrafe für Vergehen, wenn es ſich aber bios 
um Uebertretungen handelt, nur bis zum Betrage von Hundert und fünf: 
zig Gulden, dem gefeglihen Marimum der Geldftrafe für Uebertretungen, 
zuerfannt werden darf. 

Nah Maßgabe diefer gefeglihen Beftimmung muß übrigens beim Zu— 
jammenflufje von Bergehen und Uebertretungen die Verbindung der mehreren 
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Geldftrafen, infoweit diefelben den Betrag von 1000 Gulden nicht überftei- 
gen, ohne Rückſicht darauf Platz greifen, ob durch die einzelnen Uebertre- 
tungsftrafen für fish betrachtet das gejeglihe Marimum der Geldftrafe als 
Uebertretungsftrafe zu 150 Gulden überjchritten wird oder nicht, fo daß 
3. B. gegen bdeyjenigen, welcher fich eine8 mit Geldftrafe bis zu 500 
Gulden bedrohten Verbrecheus und nebftdem zweier Uebertretungen ſchuldig 
gemacht bat, von denen jede mit Geldſtrafe bis zu 150 fl. bedroht ift, 
möglicherweife eine Gejammtftrafe von 500-+150-+-150, d. 5. aljo von 
800 Gulden ausgefprochen werden fann; denn es fchreibt das Geſetz beim 
Zufaumenfluffe von Bergehen und Uebertretungen die Verbindung der 
mehreren Geldſtrafen vor, ohne dabei eine weitere Einfchränfung als 
jene zu machen, daß die gefammte Geldftrafe nicht 1000 Gulden über- 
fteigen darf.') 

In Folge der angeführten Ausnahmsbeftimmung hat nad Maßgabe 
dieſes Gefegbuches das Cumulirungsfyftem unter der angegebenen Bejchränf- 
ung Plag zu greifen bei dem-realen Zufammenflujje 

a) eines mit Oefängnißftrafe bedrohten Vergehens mit einem mit eld- 
ftrafe bedrohten Vergehen; 

b) eines mit Gefängnißftrafe bedrohten Vergehens mit einer mit Geld- 
ftrafe bedrohten Webertretung, 

c) mehrerer mit Geldftrafe bedrohten Vergehen, 

d) eines mit Geldftrafe bedrohten Vergehens mit einer mit Arreftftrafe 
bedrohten Uebertretung, 

e) eines mit Geldftrafe bedrohten Vergehens mit einer mit eldftrafe 
bedrohten Webertretung, 

f) einer mit Arreft bedrohten Webertretung mit einer mit Geldftrafe 
bedrohten Uebertretung: endlich 

g) mehrerer mit Geldſtrafe bedrohten Webertretungen. 

Was hiebei insbejgmdere das Zufammentreffen einer Gefängnißftrafe mit 
einer Geldftrafe anlangt, jo hat eine Cumulirung diefer beiden Strafen auch 
in dem Falle einzutreten, wenn die Oefängnißftrafe zufolge richterlicher An— 
ordnung im Zuchthauſe zu vollziehen ift, da durch diefe Bollzugsweife 
nach der oben zu Art. 18 gemachten Erörterung die Natur der Strafe als 
einer Gefängnißftrafe in feiner Weiſe verändert wird. 

3. Nach dem Syſteme dieſes Geſetzbuchs find viele Reate alternativ 
mit Gefängniß- oder Geldftrafe, beziehungsmweife mit Arreſt- oder Geldftrafe 
bedroht, jo daß die Wahl zmwifchen den beiden Strafarten dem Ermefjen 
des Richters anheimgeftellt ift. Treffen mehrere ſolche Reate bei einer 


) Bol. die Meußerungen ber Reihsräthbe von Heinz und von Maurer ſo— 
wie des fol. Staatsminifters der Juftiz Freiherrn von Mulzer bei der Berathung 
über die analoge Beftimmung im Art. 24 Ziff. 4 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs Prot. Bd. 1. 
©. 430 der Geſetzg. Ausſch. Verb. der Reichsr. K. von 1860/61. 

Hocheder, Strafgefegbud. I. Bo. 27 
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Perfon zufammen, fo ift die Strafart, welche der Richter nach den obmwal- 
tenden Berhältniffen für jedes einzelne Reat zu wählen fir angemeffen er- 
achtet, dafiir entfcheidend, ob das Abforbirungs- oder Cumulirungsſyſtem ein- 
zutreten hat; infoferne er nämlich für fämmtliche Reate die Gefängniß-, be— 
ziehungsmeife Arreftitrafe wählt, kann nur das die fchwerfte Ausmefjung der 
Freiheitsftrafe zulaffende Strafgefeg zur Anwendung fommen; infoferne er 
dagegen für alle oder einzelne der 'zufammentreffenden Reate Geldftrafe zu 
verhängen für gut findet, muß eine Cumulirung der mehreren Geldſtrafen 
beziehungsmweife der Geldftrafe mit der Freiheitsftrafe ftattfinden. 

4. Bei manchen Reaten ift die cummlative VBerhängung von Gefängniß- 
und Geldftrafe, beziehungsweiſe von Arreft- und Geldſtrafe geboten. Treffen 
mehrere folche Reate zufammen, fo muß nothwendig theilweife das Abforbirungs- 
und theilweife das Cumulirungsſyſtem Pla greifen. Auf der einen Geite 
fann nämlich hier, infomweit auf Gefängniß- oder Arreftftrafe zu erfennen iſt, 
nur das die fchwerfte Ausmeflung der Freiheitsftrafe zulaffende Strafgefek 
angewendet merden; auf der andern Seite müſſen aber die cumulativ mit 
der Freiheitsftrafe verwirkten Geldftrafen unter Beachtung der gejeßlichen 
Beihränktung bezüglih des zuläffigen Marimums neben einander verhängt 
werden. In ähnlicher Weife verhält es fich auch bei dem Zufammentreffen 
mehrerer Neate, bei welchen das Geſetz die cumulative Verhängung von Ge— 
fängnig- und Geldftrafe beziehungsweife von Arreſt- und Geldftrafe geftat- 
tet in dem alle, wenn hier der Richter die cumulative Verbindung beider 
“ Strafarten für angemefjen erachtet. 


II. | 

Nach Vorſchrift des Gefeges muß in jenen Fällen des Zufanmenfluffeg, 
in welchen das Abſorbirungsſyſtem Pla zu greifen Hat, dasjenige Strafge- 
jeß zur Anwendung fommen, welches die ſchwerſte Strafausmeffung 
zuläßt. In diefer Beziehung muß 

1. vor Allem darauf aufmerffam gemacht werden, daß bei der Beur- 
theilung der Frage, welches Strafgefeg die ſchwerſte Strafausmefjung zu— 
(äßt, nicht blos die objectine Seite der einzelnen ftrafbaren Handlungen 
ins Auge gefaßt werden darf, fondern daß hiebei insbefondere auch die etwa 
vorhandenen außerordentlihden Strafmilderungsgründe wie 3. B. 
geminderte Zurechnungsfähigkeit u. dgl., welche ein Herabgehen unter die ge- 
jegliche ordentliche Strafe notbwendig machen, in Betracht gezogen werden 
müſſen. Der Richter muß, wenn er das die jchwerfte Strafausmeffung zu= 
lafjende Strafgefeß richtig erfennen will, vorerft genau feititellen, was 
die gefeßliche Strafe jeder einzelnen ftrafbaren Handlung nad) ihrer objektiven 
und fubjeftiven Erfcheinung ift, und jodann bei der Strafausmeffung die 
Strafe derjenigen Handlung zu Grunde legen, welche das höchſte Straf- 
marimum zu verhängen geftattet. 

2. Daß eine Berbrehensftrafe immer ſchwerer als eine Bergehensftrafe 
und ebenfo eine Bergehensftrafe jchwerer als einellebertretungsftrafe ift, 


- 
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kann nad dem Syſteme dieſes Geſetzbuchs feinem Zweifel unterliegen; dem: 
zufolge wird namentlich auch im Falle idealen Zufammenfluffes eines mit . 
Geldftrafe bedrohten Vergehens mit einer mit Arveftftrafe bedrohten Ueber- 
tretung, da bei dem idealen Zufammenfluffe eine Cumulirung der Geld- 
und Arreftftrafe nicht zuläffig erjcheint, die Arreftftrafe jederzeit durch die 
für das Vergehen gedrohte Gelditrafe abjorbirt. 

Da bei dem außerordentlichen Strafmilderungsgrunde der Jugend (Art. 77) 
und ebenfo beim Duelle (Art. 164 und 167) die Öefängnißjtrafe nach Umftänden 
ausnahmsweiſe in der Dauer bis zu zehn Jahren erkannt werden darf, jo kann 
der Fall eintreten, daß beim Zufammenflufje eines Verbrechens mit einem Vergehen 
die Gefängnißftrafe nach dem auf das Vergehen anmendbaren Strafgefege in 
einer weit längeren Dauer zugemefjen werden kann, als dieß nach dem 
Strafgejeße für das verübte Verbrechen bezüglich der Zuchthausſtrafe geftat- 
tet ift. So ift 3. B. in dem Falle, wenn eine Perfon zugleich wegen eines 
im Alter unter fechzehn Jahren -verübten Mordes und megen einer nad) 
zurücgelegtem jechzehnten Yebensjahre verübten Nothzucht (Art. 204 Abj. 1) 
abgeurtheilt wird, die Strafe de8 Mords Gefängnig von zwei bis zu zehn 
Fahren, die Strafe der Nothzucht aber Zuchthaus von vier bis acht Jahren, 
und wenn das letere Reat im Zuftande der geminderten Zurechnungsfähig- 
feit verübt worden ift, jo fann daffelbe im Marimum nur mit Zuchthaus 
in der Dauer von jechd Jahren beftraft werden. Wo in diefer Weife die 
für das Bergehen gedrohte Gefängnißftrafe in längerer Dauer al3 die für 
das Berbrechen gedrohte Zuchthausftrafe zuerfannt werden fann, da muß 
demungeachtet das die Zuchthausftrafe androhende Strafgefeg immer als 
das die ſchwerſte Strafausmeffung zulaffende erachtet werden; und es muß 
dieß insbefondere felbft dann gejchehen, wenn nach dem in den Art. 86 
und 87 für die Umwandlung einer Gefängnißftrafe in Zuchthausftrafe auf- 
geftellten Maßſtabe von vier Tagen Gefängniß — drei Tagen Zuchthaus 
die Gefängnißftrafe fich als die relativ fchwerere Strafe darftellt, mie dieß 
an dem vorher angeführten Beifpiele der Fal ift, indem bier das Maris 
mum der für das Vergehen gedrohten Gefängnißftrafe von zehn Jahren 
nach dem bezeichneten Maßitabe gleich fieben und einem halben Jahre Zucht— 
haus ift, wogegen das Marimum der für das Verbrechen gedrohten Strafe 
blos ſechs Jahre Zuchthaus beträgt. Die Berurtheilung wegen eines Ver— 
brechens ift nämlich nad dem Syſteme des Gefeßbuchs unter allen Um— 
ftänden ſchwerer, als die Verurtheilung wegen eine8 Vergehens; da aber 
die Berurtheilung wegen Verbrechens nothwendig durch die Zuerkennung einer 
Verbrechensſtrafe bedingt ift, jo folgt hieraus von felbft, daß das die Ver— 
hängung der Zuchthausftrafe zulaffende Strafgefeß ſtets ſchwerer als das 
nur eine Gefängnißftrafe androhende Strafgefeß erfcheint, ohne daß es auf 
die zuläfjige Dauer diefer beiden Strafen anzufommen hat. 

3. Bei dem idealen Zufammenfluffe kann ſich auch, da hier das Ab: 
jorbirungsfgften ausnahmslos Play zu greifen hat, in dem übrigens wohl 
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nur felten eintretenden Falle, wenn ein mit Gefängniß- und ein mit Geld- 
ftrafe bedrohte Vergehen oder eine mit Arreft ımd eine mit Geldftrafe be- 
drohte Webertretung ideal mit einander fonfurriven, die Frage ergeben, ob 
das die Gefängniß- beziehungsmeife Arreftftrafe, oder das die Geldftrafe an- 
drohende Strafgefeg als das ſchwerere zu erachten ift. In diefer Beziehung 
wird zunächſt immer der Umftand entjcheidend fein, ob mit Rückſicht auf den 
int Art. 27 aufgeftellten gefeglichen Ummandlungsmaßftab der Geldftrafe in 
Gefängniß-, bezichungsweife Arreftitrafe das die Freiheits- oder das die Geld- 
ftrafe androhende Strafgefeß ein höheres Strafmaaß geftattet; bei gänzlicher 
velativer Gleichheit des zuläßigen Maaßes beider Strafen wird dagegen die 
Freiheitsftrafe als die fchwerere betrachtet werden müflen, da die Geldftrafe 
nach dem Syſteme diefes Geſetzbuchs die legte Stufe einnimmt. 

4. Bei dem Zufanmenfluffe ſolcher ftrafbaren Handlungen, welche mit 
derjelben Etrafart bedroht find, fanıı es vorfonmen, daß der Strafjaß 
für die eine Handlung fowohl im Minimum als aud im Marimum weiter 
gefaßt it, wie jener fiir die andere Handlung, fo daß aljo das eine Straf: 
gejeß bezüglich des Minimuns, das andere bezüglid des Marimums als 
das fchwerere erfcheint, wie 3. B. mern das mit Zuchthaus von zwölf bis 
zwanzig Jahren bedrohte Verbrechen des Todtjchlags (Art. 229 Abj. 1) 
und das mit Zuchthaus micht umter acht Jahren bedrohte Verbrechen der 
vorjäglichen Brandftiftung (Art. 347) mit einander konkurriren. In einem 
jolhen Falle muß zwar das den weiteren Strafſatz enthaltende Strafgefek 
zur Anwendung gebracht werden, da dafjelbe jedenfalls die ſchwerſte Straf: 
ausmefjung zuläßt; allein es kann hier der Richter bei der Strafausmefjung 
nicht unter das Minimum der für die fonfurrirende andere Handlung ge 
drohten Strafe herabgehen, da der Natur der Sache nach Derjenige, welder 
mehrere Gefegesübertretungen begangen hat, niemals eine geringere Strafe 
erleiden fan, al3 er ſchon für die eine diefer Gefegesübertretungen allein 
verwirft hat. ft der Straffaß für die fonfurrirenden ftrafbaren Handlungen 
zwar im Marimum gleich, aber im Minimum verfchteden, fo erſcheint das— 
jenige Strafgeſetz als das fchmerere, welches ein höheres Minimum der 
Strafe feſtſetzt. 

5. Es ift eine fich von felbft verftehende Forderung der Gerechtigfeit, 
daß dem Mebelthäter im Falle des Zufammenfluffes mehrerer ftrafbaren 
Handlungen die fämmtlihen Straffolgen treffen müſſen, welche er durch 
die einzelnen von ihm verübten Handlungen verwirkt hat, und fchreibt des— 
halb das Gefeß zur Befeitigung jeden Zweifel im legten Abſatze des vor- 
ftehenden Artifel3 ausdrüdlich vor, daß die gefeglichen Beftimmungen über 
die Straffolgen der Art. 28, 36, 40 und 43 immer zur Anwendung zu 
fommen haben, wenn irgend eine der zufanmentreffenden ftrafbaren Hand— 
lungen die Anwendung diefer Beftimmungen oder einzelner derfelben rechtfertigt. 

Bei den Straffolgen des Art. 28 bringt es übrigens die Natur der 
Sache mit fich, daß bei der Berurtheilung zu einer Verbrechensſtrafe ein 
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Ausfprud über den Eintritt aller oder einzelner diefer Straffolgen im Straf- 
urtheile, wenn gleich ein folcher Ausſpruch an fich durch eine konkurrirende 
als Bergehen ftrafbare Handlung gerechtfertigt wäre, doch niemals zu erfol- 
gen Hat, da in Folge der Verurtheilung zur Verbrechensſtrafe die ſämmt— 
lihen Straffolgen des Art. 28 ohnehin ſchon Fraft des Gefeges ein- 
treten, und aljo hier ein ſpecieller Ausjpruc über deren Eintritt überflüſſig 
und dem Geifte des Gefeges entgegen wäre. 

6. Die im vorftehenden Artikel enthaltenen VBorfchriften über die Be— 
ftrafung des Zufammenfluffes erleiden durch die Beitimmungen des befon= 
dern Theiles des Geſetzbuchs mehrfahe Ausnahmen. Bei gemiffen Gattungen 
von jtrafbaren Handlungen, wie 3. B. Diebjtahl, Hehlerei, Betrug 2, er- 
Icheint nämlich die wiederholte Begehung, der gewerbsmäßige Betrieb in ganz 
bejonders hohem Grade ftrafbar und gemeingefährlich, und erachtet es des— 
halb das Gejeg für nothwendig, bei diefen Handlungen für den Fall des Zufam- 
menflufjes unter Umftänden eine der Gattung oder wenigftens der Dauer nad) 
höhere Strafe anzudrohen. Soweit in diefer Weiſe die zweite Abtheilung 
des Geſetzbuchs bei einzelnen ftrafbaren Handlungen (vgl. z. B. die Art. 
275, 301 Ziff. 4, 320 ꝛc. x.) fpezielle Beftimmungen enthält, können die 
allgemeinen Borfchriften über die Beftrafung des Zufammenfluffes feine An- 
wendung finden. 

III. 

Sehr wichtig, mitunter aber jchwierig ift e8, von dem Zufammenfluffe 
jene Fälle auszufcheiden, in welchen blos ſcheinbar ein Zufammenfluß ge— 
geben, in Wirklichkeit aber ein folcher nicht vorhanden ift, fondern vielmehr 
blos eine einzige ftrafbare Handlung vorliegt. Eine ſolche Ausfcheidung 
des fcheinbaren vom wirklichen Zufammenfluffe ift vor Allem ſchon aus dem 
Grunde nothwendig, weil der Richter fein Urtheil immer richtig formuliven 
muß und Niemanden zweier ftrafbaren Handlungen für jchuldig erklären 
darf, wenn er in der That nur eine einzige verübt hat. Sie ift aber auch 
um deßwillen von großer Exrheblichfeit, weil einerjeits der Umftand, ob ſich 
Jemand einer oder mehrerer ftrafbaren Handlungen jchuldig gemacht hat, 
auf die Strafausmefung immer einen bedeutenden Einfluß ausüben wird, 
und andererjeits unter Umftänden die richtige Beantwortung der Frage, ob 
nach den gegebenen Verhältniffen mehrere, oder ob nur eine einzige ftraf- 
bare Handlung vorhanden ift, auch dafür entjcheidend fein kann, melches 
Strafgefeß zur Anwendung zu fommen hat. 

In der angeführten Beziehung find es namentli die nachjtehenden 
Punkte, welche einer befondern Hervorhebung bedürfen: _ \ 

1. Die Verübung einer ftrafbaren That ift nicht immer ſchon mit 
einem einzigen Acte verbrecherifchen Handelns abgefchlofjen, wie z.B. wenn 
der Mörder fein Opfer mit einem Schuffe oder mit einem Dolchſtiche 
tödtet, vielmehr kommt es fehr häufig vor, daß eine ftrafbare That durch 
mehrere einzelne Momente verbrecherifchen Handelns ind Werk gejeßt 
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wird, welche einzelnen Momente zwar äußerlih von einander unterfchieden 
werden können, aber doch in einem fo unmittelbaren zeitlihen Zu— 
fammenhange unter einander ftehen, daß fein Beruhenlaffen der verbredhe- 
rifchen Thätigkeit, Fein Stillftand des Uebelthäter in der Ausführung der 
That nach einmal erfolgtem Beginne derfelben bemerkbar: ift. 

In einem folhen Falle liegt, infoferne nur die einzelnen Momente des 
verbrecherifchen Handelns fich nach ihrer objectiven Beichaffenheit ala Be- 
ftandtheile oder Stufen ein und derjelben Nechtsverlegung darftellen, fein . 
Zufammenfluß, fondern nur eine einzige und zwar blos eine einfache ftraf- 
bare That (im Gegenfage zu einer fortgejegten, wovon gleich nachher die 
Rede fein wird) vor. Wenn alfo 3. B. der A dem B, um denfelben in 
der Achtung feiner Mitbürger herabzufegen, bei ein und derfelben Gelegen— 
heit die Verübung mehrerer durch die Strafgefege als Berbrechen oder Ver- 
gehen erklärten Handlungen nachredet, oder wenn der Brandftifter einen 
Bauerkhof in unmittelbarer Aufeinanderfolge an mehreren Punkten zugleich 
anftet, oder wenn der Mörder zuerft fein Gewehr auf feinen fliehenden Feind ab- 
fchießt,. dann den durch den Schuß Verwundeten ungeachtet feiner Gegenmwehr 
an das nahe Ufer des Fluſſes fchleppt und dort deſſen Tod durch Ertrinfen 
bewirkt, jo ift hier ein (nicht fortgefegtes) Meat der Berläumdung, der 
Brandftiftung, des Mords gegeben; denn es ift Elar, daß hier das treffende 
Strafgefeß überall nur in einer einzigen Nichtung übertreten worden ift. 

2. Ein Zufammenfluß liegt ferner nicht vor im alle einer fortge- 
festen ftrafbaren Handlung. — Das gegenwärtige Geſetzbuch fpricht wohl in 
feinem allgemeinen Theile einmal von der Fortjegung einer ftrafbaren Hand- 
lung, indem e3 im Art. 95 eine Borjchrift darüber gibt, mann bei fortge- 
festen ftrafbaren Handlungen die Verjährung der gerichtlichen Berfolgung 
beginnt; und ebenfo ift auch in dem bejondern Theile mitunter, wie 3. B. 
im Urt. 171, von einer Fortfegung die Rede. Eine Beltimmung darüber 
aber, unter welhen Borausjegungen eine fortgefegte ftrafbare Handlung als 
gegeben zu erachten und wie die Fortfegung zu behandeln fei, ift im Geſetz— 
buche nirgends enthalten, und müſſen deshalb in diefer Beziehung, infoweit 
nicht in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuches bei einzelnen ftrafbaren 
Handlungen fpecielle Vorſchriften gegeben find, die durch die Strafrechts— 
wiſſenſchaft feftgeftellten allgemeinen Grundfäge zur Anwendung kommen. 

Nach der Lehre der Wiſſenſchaft ift eine fortgefegte ftrafbare Handlung 
dann vorhandenmggenn der Uebelthäter ein und dieſelbe von ihm bejchloffene 
ftrafbare That in mehreren der Zeit nah von einander getrennten 
Acten verbreheriihen Handelns zur Ausführung ‚bring. In einem 
folhen Falle ift allerdings jede der einzelnen zeitlich verfchiedenen ver- 
brecherifchen Theilhandlungen ſchon für fich allein ftrafbar; allein dieſe ein— 
zelnen Theilhandlungen können um deßmillen, weil fie eimerfeit3 blos aus 
einem Entjchluffe entjtanden find, andererfeitS aber auch nad) ihrer objectiven 
Beſchaffenheit blos eine ftrafbare That darin enthalten ift, nur als ein 
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Ganzes betradhtet werden, und liegt demgemäß hier feine Mehrfachheit 
von ftrafbaren Handlungen, jondern in Wirklichkeit nur eine einzige ftraf- 
bare Handlung vor. 

Das wahre Merkmal der fortgejegten ftrafbaren Handlungen bildet das 
vereinigte Zufammentreffen der Einheit des verbrecherifchen Entfchluffes 
einerfeit8 und der Einheit der ftrafbaren That in objectiver Be- 
ziehung andererfeits. In erfterer Beziehung müſſen alle einzelnen ftraf- 
baren Theilhandlungen aus einem einzigen urfprünglich gefaßten und ſtets 
feftgehaltenen verbrecherifchen Entjchluffe hervorgegangen fein, wobei es ſich 
übrigens von felbft verfteht, daß dieſer Entjchluß fein vager, noch in unbe- 
ftimmte Umrifje zerfliegender gemwejen fein darf, fondern vielmehr die Ber- 
übung einer beftimmten firafbaren That zum Gegenftande gehabt haben muß; 
fehlt diefes fubjective Moment, was namentlich auch dann der Fall ift, 
wenn der verbrecherifche Entſchluß bereits wieder völlig aufgegeben war und 
erft nachträglich neuerlich fich gebildet hat, fo liegt feine Fortfegung " ‚ndern 
wahrer Zufammenfluß vor. In legterer Beziehung müſſen die einzelnen 
Theilhandlungen fo bejchaffen fein, daß fie auch objectiv als Beltand- 
theile oder Stufen einer ftrafbaren Handlung ſich darftellen und fich aljo 
unter einen Thatbeftand zuſammenfaſſen lafjen; deshalb erjcheint es von 
großer Wichtigkeit, bei jeder einzelnen im Geſetzbuche für ftrafbar erflär- 
ten Handlung richtig zu erkennen, welche Rehtsbeziehung nad der Auf- 
fafjung diefes Geſetzbuchs das eigentliche Objekt der ftrafbaren Handlung bildet, 
und ift in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs bei der Erörterung der ein- 
zelnen Reate hierauf befondere Rüdficht zu nehmen. — Dem BVorgefagten zu— 
folge macht fih z. B. Derjenige, welcher einen Andern aus dem eben zu 
ſchaffen beſchloſſen hat, nur eines fortgefegten Verbrechens des Mordes fchul- 
dig, wenn er demjelben mehrere Dofen Gift in längeren BZmwifchenräumen 
beibringt, oder wenn er zuerft vom Berftede aus ihn zu erſchießen fucht, 
ohne ihm jedoch zu treffen, und dann nach längerer Zeit, al er wieder mit 
demselben zufammentrifft, ihm ein Meſſer in das Herz ftößt; in gleicher 
Weiſe begeht der Ehemann, welcher regelmäßig allwöchentlih ein gemifjes 
Haus befucht und dort getroffener Verabredung gemäß immer ein Mädchen, 
wenn gleich nicht immer daffelbe, zur Befriedigung feiner Luft zugeführt er- 
hält, nur einen fortgefegten Ehebruch; ein Beamter, welcher gegen einen An- 
gejchuldigten, um ein Geftändnig in einer Strafſache von ihm zu erprefien, 
während des ganzen Yaufes der Unterfuchung verjchiedenartige unerlaubte 
Zwangsmittel anwendet, begeht nur ein fortgeſetztes Vergehen des Miß— 
brauchs der Strafgewalt (Art. 380); denn in allen diefen Fällen find einer 
jeit8 die einzelnen verbrecherifhen Handlungen vorausjeglih das Product 
eines Entſchluſſes, und andererſeits enthalten fie auch objectiv nur 
eine, wenn gleich durch verfchiedene Theilhandlungen fortgejegte Rects- 
verlegung, da hier nur das Leben einer Perfon zerftört, die eheliche Treue 
nur in Beziehung auf eine Ehe verlegt, die Strafgewalt nur gegenüber 
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einer Perfon mißbraucht wurde. — Setzen wir dagegen 3.3. den Fall, daß 
heute ein Student nach vollzogenem Duelle fi mit feinem Gegner wieder 
völlig ausföhnt, nach einiger Zeit aber, weil er fich inzwifchen neuerdings 
von demfelben beleidigt glaubt, ihn wiederholt Herausfordert und ein zweites 
Duell mit ihm befteht, oder daß Derjenige, welcher im Wirthshaufe bei 
einem von der Schranne heimkehrenden Bauern viel Geld wahrnimmt und 
ihn deshalb, wenn gleich vergeblich auf dem Heimwege räuberifh überfallen 
hat, nach einiger Zeit zufällig zuficht, wie demfelben Bauern auf dem Ge— 
richte ein Kapital zurücdbezahlt wird, und daraufhin auf denfelben neuerdings 
einen mißlungenen Raubanfall macht, jo fann hier offenbar nicht von einer 
Fortjegung gejprochen werden, fondern es liegen vielmehr zwei fonfurrirende 
Neate des Zweikampfs, zwei Verſuche des Raubes vor, weil hier der zweiten 
verbrecherifchen Handlung ein neuer Entfchluß zu Grunde lag, und fomit 
das fubjective Erforderniß der Fortfegung, die Einheit des Entſchluſſes 
nicht gegeben ift. In gleicher Weife macht fich ferner Derjenige, welcher zu 
gleicher Zeit den Entſchluß faßt, den A und den B körperlich zu mißghandeln, 
die C und die D zu nothzüchtigen, und diefe Handlungen ſucceſſive aus— 
führt, zweier Körperverlegungen, beziehungsweife zweier Verbrechen der Noth— 
zucht fchuldig; denn da Bier die Gefundheit beziehungsweife die Gefchledts- 
ehre zweier Perfonen verletst wurde, jo fehlt hier das zur Fortjegung erfor- 
derliche objektive Moment, die Einheit der That. 

Die im BVorftehenden entwidelten allgemeinen Grundjäge über den Be— 
griff und die Merkmale einer fortgejegten ftrafbaren Handlung fönnen übrigens 
felbftverftändlih nur infomweit zur Anmendung fommen, al3 nicht das Gejeß- 
bucd in feiner zweiten Abtheilung bei einzelnen ftrafbaren Handlungen Spe- 
ztalbeftimmungen in der angegebenen Beziehung enthält, wie dieß namentlich 
beim Diebftahle (Art. 273), bei der Unterfhlagung (Art. 296) und beim 
Betruge (Art. 321) der Fall if. 

Die mitunter beftrittene Frage, ob auch bei fahrläßigen Rechtsver— 
legungen die Fortjegung einer ftrafbaren Handlung vorfommen fann, muß 
nad der richtigen Auffaſſung ficherlich verneint werden; es folgt dieß noth— 
wendig daraus, weil bei der Fahrläffigfeit ein rechtswidriger Erfolg unab- 
fichtlich herbeigeführt worden fein muß, und deshalb bei ihr der Natur 
der Sache nad) von einer Einheit des verbrecherifchen Entjchlufjes in 
Beziehung auf die verübte That, welche Einheit nad) der gegebenen Aus— 
einanderfegung ein mefentliche® Erfordernig der Fortfeßung bildet, niemals 
die Rede fein fann. 

3. Nah Maßgabe diefes Gefegbuches wird zum Thatbeftande mancher 
ftrafbaren Handlungen oder eines höheren Grades derjelben in Gemäßheit 
der aufgeftellten Begriffsbeftimmung nothmwendig eine Mehrfahheit von 
Nechtsverlegungen erfordert. In einem foldhen Falle, in welchem man 
nad) der juriftifchen Ausdrudsmweife jehr bezeichnend von dem VBorhandenfein 
einer zufammengefegten ftrafbaren That zu fprechen pflegt, liegt zwar 
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allerdings an fich ein Zufammenfluß von ftrafbaren Handlungen vor. Allein 
da hier das Gefeß die mehreren zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen 
vermöge ausdrücdlicher VBorfchrift nur als ein eigenes ſtrafbares Reat erklärt, 
jomit aljo erft durch den Zufammenfluß der mehreren Rechtsverlegungen 
der Thatbeftand diefes eigenen Reates begründet wird, ſo kann vom Stand- 
punfte diefes Geſetzbuchs aus hier fein BZufammenfluß, fondern nur 
eine (einzige) ftrafbare Handlung als gegeben erachtet werden; und es läßt 
fich dieß um fo weniger bezweifeln, da ja das Geſetz bereits bei der Feſt— 
fegung der Strafe des zufammengefegten Neates auf das Zufammentreffen 
der mehreren Rechtsverlegungen entjprechende Rückſicht genommen hat, und 
e3 fonac offenbar allen Grundfägen der Gerechtigkeit widerftreiten würde, 
wenn man bier neben dem zufammengefegten Reate auch noch das Vorhan— 
denfein der einzelnen fchon darin enthaltenen Rechtsverlegungen annehmen und 
auf diefe Weife ein und diefelbe Rechtsverlegung doppelt in Anrechnung 
bringen wollte. 

Als Beifpiele ſolcher fogenannten zufanmengefegten ftrafbaren Hand» 
lungen fönnen dienen die Störung der Benützung von Telegraphen höheren 
Grades nah Art. 358, infoferne diefelbe durch Wegnahme der Draht- 
leitung oder anderer Zugehörungen des Telegraphen in Ddiebijcher (und 
fomit in eigennüßiger) Abficht erfolgt, der Raub nad Art. 301 Ziff. 2, 
die Widerfegung nah Art. 136 Ziff. 1 und Art. 137 Ziff. 1, injo- 
ferne fie durch körperliche Mißhaudlung verübt wird ac. zc., indem hier im 
erften Falle eine Störung der Benügung des Telegraphen und ein Dieb- 
ftahl, im zweiten Falle ein Raub und eine Störung des Hausfriedens 
(Art. 156), im dritten Falle eine Widerfegung und eine vorfägliche Körper: 
verlegung zufammentreffen müſſen, und erft durch die beiden konkurrirenden 
Nechtsverlegungen der Thatbeſtand des bezeichneten zufanmengefegten Reates 
gebildet wird. 

Der aufgeftellte Sat, daß bei zufammengefegten ftrafbaren Handlungen 
fein Zufammenfluß vorliegt, fondern nur eine einzige ftrafbare That gegeben 
ift, verhält fich übrigens nicht unbedingt, fondern nur mit einer gewiſſen 
Einfchräntung in Richtigkeit. Wo nämlich das Geſetz die eine Nechtsver- 
(egung al3 einen Erjchwerungsumftand der andern betrachtet und beim Hin— 
zuteitte der erfteren für die legtere eine höhere Strafe beftimmt, da Liegt 


nur allein infoferne fein Zufammenfluß vor, als die vom Gefege für einen 


blofen Erſchwerungsumſtand erklärte Nechtöverlegung für ſich allein niedri- 
ger ftrafbar ift, al3 das in Frage ftehende zufammengefegte Reat; ift 
diefes nicht der Fall, erfcheint vielmehr die als Erſchwerungsumſtand erkfärte 
Rechtsverlegung nach den begleitenden Umftänden in einem höheren oder 
auch felbft nur in gleichem Grade ftrafbar, wie das treffende zufammenge- 
jegte Neat, fo muß jederzeit ein Zufammenfluß al3 vorhanden erachtet werden. 

Die angeführte Einfchräntung ift jo fehr in der Natur der Sache 
begründet, daß dieſelbe kaum einer mweitern Rechtfertigung bedarf. Das Ge- 


\ 


426 Zuſammenfluß noch nicht abgeurtheilter ſtrafbarer Handlungen. Art. 84. 


je geht, wenn es bei einer. ftrafbaren Handlung das Hinzutreten einer an— 
dermweiten Rechtöverlegung als ein bloſes Erſchwerungsmoment dieſer ftraf- 
baren Handlung erklärt, hiebei immer von der ſich von felbft verftehenden 
Vorausſetzung aus, daß die anderweite NRechtsverlegung nur in einem mit 
geringerer Strafe, al3 für die erwähnte zufammengejegte ftrafbare Handlung 
beftimmt ift, bedrohten Grade concurrirt; dieß ergibt fi mit voller Gewiß— 
heit daraus, weil ja andern Falls, wenn die eine Wechtsverlegung für fich 
allein ſchon in gleichem oder gar in höherem Grade ftrafbar ift, wie das 
fragliche zufammengejegte Reat, der beftehende Zujammenfluß eine Berüd- 
fihtigung durch Feftfegung einer höheren Strafe für das zujammengejeßte 
Neat, als für die eine der beiden concurrivenden Rechtsverletzungen allein 
verwirkt ift, noch in feiner Weife gefunden hat. Kann aber bienach bei 
einer vernünftigen Geſetzesauslegung fein Zweifel darüber beftehen, daß das 
Geſetz die mit einer ftrafbaren Handlung concurrivende anderweite Rechts- 
verlegung nur injomweit als ein blojes Erſchwerungsmoment diefer Handlung 
erachtet, al3 die anderweite Rechtsverlegung geringer jtrafbar ift, wie die frag- 
lihe Handlung unter Berüdfihtigung des erwähnten Erſchwerungsmomentes, 
jo folgt daraus von felbft, daß in dem Falle, wenn die concurrivende Rechts— 
‚ verlegung für fich allein gleich oder höher ftrafbar erſcheint, ſtets ein wahrer 
Zufammenfluß als gegeben erachtet werden muß. 

Segen wir alſo 3. B. den Fall, daß bei einer im diebifcher Abficht 
vorgenommenen Wegnahme des ZTelegraphendrahtes und dadurch herbeige- 
führten Störung der Benügung des Telegraphen der concurrirende Diebftahl, 
weil der auf frifcher That ergriffene Webelthäter, um mit dem geftohlenen 
Drahte zu entkommen, eine Perfon vergewaltigt hat, nach Art. 274 Ziff. 4 
al8 Verbrechen ftrafbar ift, während die Strafe der Störung der Benügung 
des Telegraphen nach Art. 358 blos in Gefängniß nicht unter drei Mo- 
naten bejteht, oder daß bei einer Widerfegung nad) Art. 137 Ziff. 1 die 
bei der Widerfegung zugefüigte körperliche Mißhandlung eines obrigfeitlichen 
Diener mittel Anwendung einer Waffe gejchehen ift, fo daß aljo die con- 
currirende förperlihe Mißhandlung nad) Art. 234 Ziff. 3 ſchon für fich 
ganz in gleicher Weife, wie die Widerfegung felbft, mit Gefängniß bis zu 
zwei Jahren zu beftrafen ift, jo liegt hier dem Vorgeſagten zufolge erjteren 
Falls ein idealer Zufammenfluß eines Verbrechens des Diebjtahls mit einem 
Bergehen der Störung der Benütung eines Telegraphen und letzteren Falls 
ein ſolcher Zufammenfluß eines Vergehen der Widerfegung mit einen Ver— 
gehen der vorfäglichen Körperverlegung vor. 

4. Auch abgejehen von dem eben erörterten Falle der zuſammenge— 
fegten ftrafbaren Handlungen fommt e3 nicht felten vor, daß eine verübte 
That die Merkmale verfchiedener ftrafbarer Handlungen an fi) trägt und 
deshalb unter verjchiedene gefegliche Begriffsbeftimmungen fubjumirt werden 
kann, demungeachtet aber fih nur als eine einzige Nechtöverlegung dar- 
Stellt. Dieß ift nämlich vor Allem 
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a) dann der Fall, wenn unter dem verfchiedenen ftrafbaren Handlungen, 
unter welche fi) die verlibte That ſubſumiren läßt, das Verhältnig von 
Art und Gattung befteht, indem diefe That eimerfeitS unter die Kategorie 
eine allgemeinen Gattungsbegriffs einer ftrafbaren Handlung fällt, anderer: 
jeit8 aber auch die Merkmale eines von diefer Gattung gefeglich ausgeſchie— 
denen jelbftftändigen bald mit höherer, bald mit geringerer Strafe bedrohten 
Neates an ſich trägt. Im einem folhen Falle kann der Uebelthäter immer 
nur einer einzigen Nechtöverfegung und zwar felbftverftändlih der fpeciel- 
leren für fchuldig erachtet werden; denn der Geſetzgeber gibt hier durch 
die ausdrückliche Ausfheidung der jpeciellen Art von der Gattung auf das 
unzmeifelhaftefte zu erkennen, daß bei dem Vorhandenſein der für die fpecielle 
Art beftimmten Merkmale der allgemeine Gattungsbegriff nicht zur Anwen— 
dung gebracht werden darf. So enthält 3. B. die Unterfchlagung der dem 
Beamten vermöge feines Dienftverhältniffes anvertrauten Gelder ſowohl die 
Merkmale einer Unterfchlagung (Art. 293), wie auch jene der Amtsuntrene 
(Art. 386), die Ermordung des Kindes von Seiten der Mutter gleich nad) 
der Geburt ſowohl die Merkmale eines gewöhnlichen Mords oder Todt- 
fchlags (Art. 228 beziehungsweife 229), wie auch jene eines Kindsmords 
(Art. 231) im fich; demungeachtet liegt aber hier fein Zufammenfluß, fondern 
nur das eine fpeciellere Reat der Amtsuntreue beziehungsmeife des Kinds- 
mord3 vor. 

Nicht minder ift aber auch | 

b) ein Zufammenfluß dann nicht vorhanden, wenn eine verübte That 
fi zwar unter die Begriffsbeftimmungen mehrerer ftrafbaren Handlungen 
fubfumiren läßt, dabei aber in der einen mit einer fjchwereren Strafe be— 
drohten Handlung lediglich ein weiter fortgefchrittenes Stadium, eine 
höhere Stufe derfelben Rechtsverlegung, wie in der andern mit ge- 
ringerer Strafe bedrohten Handlung enthalten if. 

Denn wenn auch bier der Thatbeftand von verjchiedenen Abftufungen 
einer ftrafbaren Handlung gegeben ift, fo ift e8 doch immer nur eine Rechts— 
beziehung, welche der Uebelthäter durch feine That verlegt hat, und kann 
derſelbe deshalb auch nur einer einzigen Rechtsverletzung, nämlih der am 
höchſten ftrafbaren Stufe der fraglihen Handlung, neben welcher die etwa 
gleichzeitig vorhandenen geringeren Stufen als bereit3 darin enthalten nicht 
mehr eigens in Betracht kommen können, für ſchuldig erachtet werden. So 
unterfcheidet 3. B. das Gefegbuh in den Art. 136 Ziff. 1 und 2 umd 
Art. 137 Ziff. 1 und 2 mehrere mit verfchiedenen Strafen bedrohte Stu- 
fen des Reates der Widerfegung, je nachdem die Widerfegung an einen Be- 
amten oder au einem obrigfeitlihen Diener, je nachdem fie ferner blos 
durch Drohung ohne Waffen oder durch gewaltthätiges Handanlegen, körper— 
liche Mifhandlung und Drohung mit Waffen begangen worden iſt. Segen 
wir nun den Fall, daß der A, welcher die in einer Unterfuhung gegen ihn 
bejchlofjene Hausſuchung nicht gefchehen lafjen will, dem die Vornahme die- 


428 AZufammenfluß noch nicht abgeurtbeilter ftrafbarer Handlungen. Art. 84. 


fer Hausfuchung beabfichtigenden Unterfuchungsrichter, ſowie dem dabei afjiftiren- 
den erichtsdiener zuerſt droht, fie die Treppe hinunterzuftürzen, wenn 
fie herauffämen, und jodann, da fich diefelben durch diefe Drohung nicht 
abjchreden laſſen, ſowohl am dem Gerichtsdiener wie auch an den Unterfuch- 
ungsrichter ſelbſt gemaltthätig Hand anlegt, jo liegen hier offenbar die in 
den Art. 136 und 137 fejtgefegten verfchiedenen Abftufungen des Reates 
der Widerfegung gegen die Obrigfeit vereinigt vor; trogdem fann aber nur 
ein Reat der Widerfegung (und.zwar fein fortgejegtes, jondern nad) dem 
sub Ziff. 1 Geſagten nur ein einfaches, da die That vorausfeglich in einem 
einzigen ununterbrochenen Acte vor fich ging) als gegeben, erachtet werden, für 
welches den Thäter die auf die höchſte Stufe diefes Reates gejegte Strafe 
de3 Art. 136 Ziff. 1 treffen muß. 

9. Häufig ift es der Fall, daß eine ftrafbare Handlung als Mittel 
zur Berübung einer andern jtrafbaren Handlung begangen wird, wie 3. B. 
wenn Jemand einen Brand jtiftet, um in der entftehenden Verwirrung un- 
entdedt ftehlen zu können, oder um den Tod feines in dem angezündeten 
Haufe fchlafenden Feindes durch Verbrennen zu bewirken, in welchem alle 
die Brandftiftung lediglih das Mittel zur Verübung eines Diebftahls be- 
ziehungsweife eines Mordes bildet. In einem folhen Falle ift regelmäßig 
ein wahrer Zufammenfluß gegeben; denn es liegt hier objectiv eine Mehr- 
fachheit von Nechtsverlegungen vor, von welchen jede in der Abficht des 
Handelnden gelegen war, und erfcheint hiebei der Umftand, daß die eine 
Nechtsverlegung nur als das Mittel zur Verübung einer andern gedient hat, 
ohne weitere Bedentung, da nad) dem bereits zu Art. 6 auf ©. 56 bei 
der Erörterung des Vorſatzes Geſagten der Zwed, welchen der Handelnde 
durch eine ftrafbare Handlung zu erreichen fucht, infoferne nicht das Geſetz bei 
einzelnen Reaten ausdrüclic etwas Anderes beftimmt, überhaupt gleichgültig ift. 
Eine fih von felbft verftehende Ausnahme von der angeführten Regel 
tritt jedoch in dem Falle ein, wenn die mehreren Nechtsverlegungen, welche 
in der als Mittel benügten umd der als Zweck angeftrebten Handlung ge— 
geben find, nach der Auffajfung diejes Gejegbuchs in ihrer Vereinigung ein 
mit eigener Strafe bedrohtes felbitftändiges (zufammengefegtes) Reat 
bilden, und wird im diefer Beziehung auf das bereit3 .oben sub Ziff. 3 
Geſagte verwiefen. Ä 

6. Endlich kann auch der Fall vorfommen, daß ein und Diefelbe 
Handlung einerfeitS die gefeglichen Merkmale einer nach dieſem Geſetz— 
buche ftrafbaren Handlung an fich trägt, andererjeitS aber zugleich auch nach 
einem außerhalb des allgemeinen Strafgefegbuchs liegenden anderweiten 
Geſetze ftrafbar erjcheint. 

Diefer Fall ift im Wefentlichen identifch mit dem bereit erwähnten, wenn 
auf ein und diefelbe That die Begriffsbeftimmung von verfchiedenen in die— 
jem Strafgefeßbuche aufgeführten ftrafbaren Handlungen anwendbar ift, da 
der Umftand, daß es in dem einen Falle ganz verjchiedene Gefeße, in dem 
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andern dagegen blos verſchiedene Geſetzesſtellen deſſelben Geſetzbuchs ſind, 
unter welche ſich die verübte That zugleich ſubſumiren läßt, keinen 
innern, ſondern nur einen blos äußerlichen Unterſchied begründet. Demzu— 
folge erſcheinen in dem vorausgeſetzten Falle für die Beurtheilung der Frage, 
ob ein wahrer Zuſammenfluß gegeben iſt oder nicht, diejenigen Geſichtspunkte 
maßgebend, welche im Vorhergehenden sub Ziff. 4 und 5 bezeichnet worden 
ſind. Wo nämlich zwiſchen der auf die verübte That anwendbaren Beſtim— 
mung des anderweiten Geſetzes und jener des allgemeinen Strafgeſetzbuchs 
das Verhältniß von Art zur Gattung beſteht, da liegt kein Zuſammen— 
fluß, ſondern nur eine einzige, nach dem treffenden beſondern Geſetze ſtraf— 
bare That vor; denn es hat hier der Geſetzgeber dadurch, daß er neben der 
Beftimmung des allgemeinen Strafgefegbuchs für gewiſſe Fälle, welche an 
ſich gleichfalls unter diefe Beftimmung fallen würden, eine befondere An— 
ordnung in einem Specialgefege getroffen hat,'auf das unzweifelhaftefte feinen 
Willen zu erkennen gegeben, daß die Anwendbarkeit der allgemeinen ftraf- 
gefeglichen Beftimmungen auf die fraglichen Fälle ausgejchloffen fein und 
diefelben nur nach den Beltimmungen des treffenden Specialgefeges beur- 
theilt werden follen. Wo dagegen ein folches Berhältnig von Art zur Gat- 
tung zwifchen der auf die verübte That anwendbaren Beltimmung des an- 
dermeiten Geſetzes und jener des allgemeinen Strafgejeßbuchs nicht befteht, 
fondern vielmehr in diefer That in Wirklichkeit eine Mehrfahheit von 
Gefegesübertretungen enthalten ift, von welchen die eine als Mittel zur 
Berübung der andern gedient hat, da liegt ftet3 ein wahrer Zujammen- 
fluß vor. 
IV. 

Die Beftimmungen, welche der vorftehende Artikel über die Beftrafung 
des idealen und realen Zufammenflufjes aufftellt, beziehen fi) nur auf den 
Zufammenfluß von folhen ftrafbaren Handlungen, welche die Natur eines 
Berbrechens, Vergehen oder einer ftrafrechtlihen MUebertretung an fich 
tragen, wobei e3 übrigens felbftverftändlih ganz gleichgültig ift, ob eine 
ftrafbare Handlung der bezeichneten Art in dem vormwürfigen allgemeinen 
Strafgefeßbuche oder ob fie in einem Specialgefege mit Strafe bedroht ift. 

Allein es kann auc vorfommen, daß mit Verbrechen, Bergehen oder 
ftrafrechtlichen Uebertretungen folche ftrafbare Handlungen ideal oder real 
fonfurriven, welche nad) Maßgabe der Beftimmungen des Polizeiftrafgefeg- 
buch oder nach einem deßfalls beftehenden bejondern Gejege die Natur einer 
Polizeiübertretung am fi tragen, zu welch legteren Kategorie von ſtraf— 
baren Handlungen nach dem Syſteme der bayrischen Gefeßgebung nicht blos 
die eigentlichen polizeilichen Reate im engeren Sinne, fondern insbefondere 
auch die fogenannten fiscalifchen Webertretungen gehören. 

Wie es in einem ſolchen Falle mit der Beftrafung des Zufammenfluffes 
zu halten ift, ift im Art. 24 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs beftimmt, welcher 
lautet: 
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„Hat Jemand in einer und derjelben Handlung zugleich mehrere 
Polizeiübertretungen oder neben folchen eine oder mehrere nach andern 
Öefegen ftrafbare Handlungen begangen, fo joll nur dasjenige Straf- 
geſetz, welches die ſchwerſte Strafausmeffung zuläßt, in Anwendung gebracht werben. 

Hat Jemand duch verfhiedene Handlungen mehrere Bolizeitiber- 
tretungen oder neben foldhen eine oder mehrere nach andern Gefegen 
ftrafbare Handlungen begangen, jo ift die durch jede Polizeiüibertretung 
verwirfte Strafe neben der nach andern Geſetzen etwa begründeten Strafe 
mit folgenden Bejchränfungen in Anwendung zu bringen: 

1. neben einer Verbrechensſtrafe ift auf eine verwirkte Arreftitrafe nicht 
zu erkennen; 

2. bei dem Zuſammentreffen einer Arreftitrafe mit Gefängnißftrafe ift 
erftere in Oefängnißftrafe zu verwandeln, jedoch darf die Gefammtftrafe das 
für das Aabgeurtheilte Vergehen bejtehende höchfte gefeglihe Strafmaaß nicht 
überjchreiten; 

3. bei dem Zufammentreffen mehrerer Arrefiftrafen darf die Gefammt- 
ftrafe 42 Tage Arreft nicht überfteigen ; 

4. bei dem Zufammentreffen mehrerer Geldftrafen darf, wenn es ſich 
um MWebertretungsftrafen handelt, die Summe von 150 Gulden, wenn Ber- 
gehend» und Webertretungsftrafen zu verbinden find, die Summe von 1000 
Gulden nicht üiberfchritten werden, foferne nicht auf Grund einer bejondern 
gefeglichen Beftimmung eine höhere Strafe Pla greift, welche in dieſem 
Valle allein auszufprechen ift. 

Auf die in Gemäßheit der Artifel 10° — 15 oder fonftiger befonderer 
gefeglicher Beftimmungen zuläßigen Folgen einer Polizeiübertretung hat deren 
Bufammentreffen mit einer andern Polizeiüibertretung oder einer nad 
fonftigen Gefegen ftrafbaren Handlung feinen Einfluß. Jedoch ift.auf 
Verwahrung in einer Polizeianftalt nicht zu erfennen, wenn der Schuldige 
zu einer Verbrechensſtrafe oder zu einer zwei Jahre überfteigenden Gefäng- 
nißftrafe verurtheilt wird.“ ') 

Nah Maßgabe diefer Beftimmungen greift 

1. bei dem idealen Zufammenfluffe einer Polizeiüibertretung mit einer 
ftrafrechtlihen Handlung ganz in nämlicher Weife, wie dieß bei dem idealen 
Zufammenfluffe mehrerer ftrafrechtlihen Handlungen unter fi) der Fall ift, 
ohne alle Ausnahme das Abjorbirungsfyftem Plag, indem hier immer 
nur das die ſchwerſte Strafausmeffung zulaffende Strafgefeg in Anwendung 
gebracht werden darf, und der beftehende ideale Zufammenfluß blos bei Zu- 
mefjung der nad) diefem Strafgejege verwirkten Strafe innerhalb des gefeß- 


) Bol. hiezu den Art. 24 des Entwurfes des Polizeiftrafgefeßbuches von 1860; 
jodann die Verhandlg. hierüber im Gefeßg. Ausſch. der Abg. K. Abth. I. S. 148, 
210, 294, 327; Abth. II. ©. 25, 206, 371, in jenem der Reichsr. K. Beil. Bd. 
S. 307, Prot. Bd. I. ©. 428. 
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fihen Minimums und Marimumd als Erſchwerungsgrund Berüdfichtigung 
finden kann. Was biebei die Frage anlangt, welches Strafgefeß ala das 
die ſchwerſte Strafausmefjung zulaffende erjcheint, jo wird in diefer Beziehung 
auf das oben sub Ziff. II Gefagte verwieſen. 

2. Bei dem realen Zufammenfluffe von Polizeitibertretungen mit 
ſtrafrechtlichen Handlungen ftellt zwar das Geſetz das Cumulirungsſyſtem 
als Regel auf; allein es erleidet dieſes Syſtem ſehr weſentliche Beſchränkungen. 

a. Vor Allem erklärt es das Geſetz für unzuläßig, neben einer Ver— 
brechensſtrafe auf eine für eine concurrirende Polizeiübertretung verwirkte 
Arreſtſtrafe zu erkennen, und findet dieß ſeine Rechtfertigung darin, weil 
der Vollzug der Arreſtſtrafe neben der Todes- und lebenslänglichen Zucht— 
hausſtrafe ohnehin faktiſch unmöglich iſt, aber auch die Verhängung einer 
Arreſtſtrafe neben der zeitlichen Zuchthausſtrafe um deßwillen nicht angemeſſen 
erſcheint, weil der Arreſtſtrafe ſelbſt in ihrem zuläßigen Maximum von 42 
Tagen (nah dem geſetzlichen Umwandlungsmaßſtabe des folgenden Art. 86 
— 30 Tagen Zuchthaus) gegenüber der niemals unter vier Jahren betra- 
genden Zuchthausſtrafe Fein großes Gewicht beigelegt werden fann, und zu=' 
dem auch bei der Zumefjung der zeitlichen Zuchthausftrafe innerhalb der ge- 
jeglichen Strafgrenzen ftet3 hinreichende Gelegenheit gegeben ift, auf die 
vorhandene reale Concurrenz einer Polizeiübertretung in geeigneter Weife 
Rücficht zu nehmen. Dagegen muß 

b. die für eine real concurrivende Polizetübertretung verwirkte Gelb- 
ftrafe auch neben einer Verbrechensftrafe ausgefprochen werden, da das Ge- 
jeß im diefer Beziehung eine Ausnahme von dem die Regel bildenden Cu— 
mulirungsſyſteme nicht feftgefegt hat. ES ift nämlich zwar keineswegs zu 
verfennen, daß da, wo nur eine geringe das regelmäßige Marimum diefer 
Strafe bei Polizeiüibertretungen zu 150 Gulden nicht überſteigende Geldftrafe 
in Frage ift, die Verhängung derfelben neben einer Berbrechensftrafe den 
Charakter der Kleinlichfeit an fih trägt. Allein es gibt auch nicht felten 
porfommende Polizeiüibertretungen, bei welchen ausnahmsmeife Geldftrafen 
von ganz außerordentlicher Höhe eintreten können, wie dieß 3. B. bei Zoll 
contraventionen, doppelten oder zu hohen Brandverficherungen u. dgl. der 
Fall ift; und nur allein die Nücficht auf diefe befondern Fälle hat den Ge- 
jeggeber bewogen, die Cumulirung der für eine Polizeiübertretung verwirkten 
Geldftrafe mit einer Verbrechensftrafe anzuordnen, da hier eine folhe Cu— 
mulirung unter Umftänden allerdings am Plage und von großer Bedeutung fein 
fann. Und es hat der Gefeßgeber um fo weniger Bedenken getragen, die Cu— 
mulirung der durch eine Polizeiübertretung verwirkten Geldftrafe mit einer 
Verbrechensſtrafe eintreten zu laſſen, da das Geſetz den Gerichten ohnehin 
Mittel an die Hand gibt, im jenen Fällen, in welchen eine ſolche Cumulirung 
fleinlih und deshalb nicht zwedmäßig erfcheint, diefelbe zu vermeiden; denn 
einerſeits kann bei dem realen Zufammenfluffe von Verbrechen mit Polizei- 
übertretungen, welche nur mit geringen Geldftrafen bedroht find, in Gemäß- 
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heit der Borjchrift des Art. 31 des Strafprocefgefeges vom 10. November 
1848 ſchon die Unterfuhung und Verweiſung der fonfurrirenden Polizei- 
übertretungen unterbleiben; andererfeits ift bei ſehr vielen mit Geldftrafe 
bedrohten Polizeiüibertretungen die Geldftrafe nur alternativ mit der Arreft- 
ftrafe angedroht, fo daß aljo durch die dem Nichter freiftehende Wahl der 
Strafart des neben einer Verbrechensftrafe nicht zuläßigen Arreftes die Cu— 
mulirung der Geldſtrafe mit der Verbrechensitrafe gleichfalls befeitigt wird, 
und wird es nur dem Geifte des Gefeges entjprechen,. menn die Gerichte 
darauf bedacht find, durch die angeführten geſetzmäßigen Ausfunftsmittel die 
keineswegs in der Intention des Geſetzes gelegene Cumulirung gering- 
fügiger Geldſtrafen mit einer Verbrechenstrafe zu umgehen. !) 

Was fodann die Frage anlangt, ob im Falle der Uneinbringlicfeit 
einer neben einer Berbrechensftrafe erfannten Geldftrafe eine Ummandlung 
der legteren in Freiheitsftrafe eintreten muß, fo ift diefelbe bei der Todes— 
und lebenslänglichen Zuchthausſtrafe in Folge der Natur diefer Strafen ohne 
practifhe Bedeutung. Dagegen muß bei dem Zufanmentreffen einer Geld- 
‚ftrafe mit der zeitlihen Zuchthausftrafe allerdings eine Umwandlung der un— 
einbringlichen Geldftrafe in Arreftftrafe nach Borfchrift des Art. 7 des Po- 
lizeiftrafgefegbuch8 beziehungsweife des Art. 7 Abſ. 3 des Einführungsge- 
ſetzes Pla greifen, und fodann die Arreftftrafe nach dem in dem folgenden 
Artikel 86 aufgeftellten Maßftabe weiter in Zuchthausftrafe verwandelt werden. 
Denn die Beftimmung des Art. 24 Ziff. 1 des Polizeiftrafgefegbuhs, daß 
neben einer Verbrechensſtrafe auf eine verwirfte Arreftjtrafe nicht zu erkennen 
ift, fteht einer Umwandlung der Geldftrafe in Arreftitrafe in feiner Weife 
entgegen, da hier nicht auf eine verwirkte Arreſtſtrafe erfannt wird, fondern 
vielmehr die Arreftitrafe nur als Surrogat an die Stelle der bereit er- 
fannten Geldftrafe tritt, und müſſen deshalb die allgemeinen gejeglichen 
Beftimmungen über Umwandlung einer uneinbringlichen Geldftrafe als Po— 
lizeiübertretungsftrafe zur Anwendung fommen; und es läßt ſich dieß um fo 
weniger bezweifeln, da e3 einerſeits ſchon an fi in der Natur der Sache 
liegt, daß eine einmal erkannte Strafe, infoweit dieß überhaupt möglich ift, 
auch zum Bollzuge gebracht werden muß, und da es andererſeits auch eine 


) In der Pfalz ftcht nad) der dortigen Prozehgefeßgebung (vgl. Art. 1 in 
Berbindung mit Art. 22, 29, 61, 70, 145 ꝛc. bes Code d’instr. crim.) die öffent: 
lihe Klage der Regel nach ausſchließlich der Staatsbehörde zu; es ift fomit dortjelbft 
zunächſt der Staatsanwaltſchaft die Aufgabe geftellt, im Falle eines Zuſam— 
menfluffes von geringfügigen mit Geldftrafe bedrohten Polizeiübertretungen mit Ver: 
brechen durch Nichtverfolgung der erfteren die im Geifte des Geſetzes Tiegende Aus: 
gleihung herbeizuführen, und kann dieß um fo weniger einem Anftande unterliegen, 
da unter dev Herrjchaft des Code d’instr. crim. die Befugniß der Staatsanwaltjchaft, 
ftrafbare Handlungen aus ftrafpolitifchen Gründen unverfolgt zu laſſen, ohnehin all: 
gemein anerfannt if. Bol. Le Graverend, Traite de la legislation criminelle 
Chap. I. Sect. I, $. IH. und Sect. II. 
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mit den Grundfägen der Gerechtigkeit nicht zu vereinbarende Ungleichheit 
wäre, wenn man die erkannte Geldjtrafe bei dem Bermögenden vollziehen, 
bei dem Umvermögenden dagegen unvollzogen laſſen wollte. Was aber 
die weitere Ummandlung der Arreftjtrafe in Zuchthausftrafe anlangt, fo ift 
diefe Ummandlung für den hier vorausgefegten Fall im Gefege zwar nicht 
ausdrücklich angeordnet; allein es ergibt fich die Zuläßigkeit und Nothwendig- 
feit einer folden Umwandlung aus der Analogie der Vorſchrift des folgenden 
Art. 87, indem hieraus mit vollfter Klarheit der Wille des Geſetzes zu 
entnehmen ift, daß in dem alle, wenn ein Berurtheilter zugleich eine jchwe- 
vere und eine geringere ?Freiheitsftrafe zu erftehen hat, derjelbe nicht zur 
jucceffiven Erſtehung diefer Strafen von einer Strafanftalt in die andere 
verbracht werden darf, fondern vielmehr: immer eine Verwandlung der ger 
ringeren Strafe in die fehwerere eintreten muß. 

©. Die Berhängung der durch eine Polizeiübertretung verwirtten Ar- 
reftfirafe neben einer Gefängnißftrafe erklärt das Gefeg mit der Ein« 
ihräntung für zuläßig, daß die Dauer der Arreft- und Gefängnißftrafe zu- 
ſammen niemals das für das abgeurtheilte Vergehen angedrohte höchſte 
gejeglihe Strafmaß überfchreiten darf, und legt es hiebei zugleich dem ab- 
urtheilenden Richter die Berpflichtung auf, im Strafurtheile fofort die Ver— 
mandlung der Arreftftrafe in Gefängnißftrafe zu verfügen, und auf dieſe 
Weife die Gefammtftrafe auszufprechen, welche der Berurtheilte hienach 
als Gefängnißftrafe zu erftehen hat. 

Nach Maßgabe diefer Gefegesbeftimmung ift es nicht ſowohl das Eu- 
mulirungs- jondern vielmehr im Grunde genommen das Abſorbirungsſyſtem, 
welches bei dem realen Zufammenflufje einer mit Arreftftrafe bedrohten Po— 
lizetübertretung mit einem mit Öefängnißftrafe bedrohten Vergehen Play 
greift. Das Gejeg will, daß bei einer ſolchen Konkurrenz der Richter 
bez der Ausmeljung der Vergehensſtrafe auf die konfurrivende Polizei— 
übertretung al3 einen Erfchwerungsgrund entſprechende NRüdficht nehme; 
diejen Gedanfen drüdt das Gefeg durch die Vorſchrift aus, daß die Arreft- 
ftrafe infoweit, al3 hiedurch das Marimum der für das fonkurrivende Ber- 
gehen angedrohten gejeglihen Strafe nicht überftiegen wird, zwar neben der 
Gefängnißftrafe ausgeiprochen, jedoch zugleich in Gefängnißſtrafe verwandelt 
werden foll, und hat es diefe Fafjung abfichtlicy aus dem Grunde gewählt, 
um hiedurch den Richter ausdrüdlih darauf aufmerffam zu machen, daß 
ihm gejeglich die Verpflichtung obliegt, bei Ausmeſſung der Bergehens- 
ſtrafe die fonfurrivende Polizetübertretung als einen Erſchwerungsgrund be- 
jonder8 in Betracht zu ziehen.) 


!) Die Vorschrift des Art. 24 des Volizeiftrafgefegbuhs, daß beim Zuſammen— 
treffen einer Arreftftrafe mit Gefängnißftrafe die erftere in Gefängnißftrafe zu ver: 
wandeln ift, die Gefammtfirafe aber das für das abgeurtbeilte Ver— 
gehen beftebende höchſte gefeglide Strafmaaß nicht überſchreiten 
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Bei der Verwandlung der Arreftitrafe in Gefängnißitrafe muß die 
Arreſtſtrafe regelmäßig in ihrer vollen Dauer in Anfag gebracht werden; 
eine Ausnahme findet nur in dem Falle ftatt, wenn die Erftehung der Ge— 
fängnißftrafe im Zuchthaufe (vgl. Art. 18) angeordnet wird, indem hier bei 
der Verwandlung der Arreftitrafe eine Reduction derjelben auf drei Biertheile 
ihrer Dauer eintreten muß, und mird fich zur Begründung diejes Satzes 
auf Dasjenige bezogen, was in diefer Beziehung bei der Erörterung des 
folgenden Art. 87 vorgetragen werden wird. — Bon jelbit verfteht es ſich 
fodann, daß für die Entſcheidung der Frage, ob die Gefängnißſtrafe nach 
der Vorſchrift des Art. 18 in der Gefangenanftalt oder im Bezirfägerichts- 
gefängniffe zu vollziehen ift, immer die Gejammtitrafe maßgebend ift, 
welche der Berurtheilte für daS Vergehen und die concurrivende Bolizeiüber- 
tretung zufammen im Gefängniſſe zu erftehen hat. 

d. Trifft eine mit Geldjtrafe bedrohte Polizeiüibertretung mit einer 
mit Gefängniß- oder Arreftitrafe bedrohten ftrafrechtlichen Handlung 
oder umgefehrt eine mit Arreftitrafe bedrohte Polizeiübertretung mit einer 
mit Geldftrafe bedrohten ſtrafrechtlichen Handlung veal zufammen, jo 
müflen die beiden vermwirkten Strafen ftet? neben einander ausgefprochen 
werden, da das Geſetz eine Abweichung in dieſer Beziehung nicht beſtimmt. 


barf, fann mitunter zu eigenthümlichen vom Gefeggeber gewiß nicht beabfichtigten 
Refultaten führen. Die Zuwiderhandlungen gegen das Zolljtrafgejek vom 17. No— 
vember 1837, weldye nach der bisherigen Gefeßgebung unter die Kategorie der ſoge— 
genannten fisfalijchen Uebertretungen gebörten, behalten zufolge ber ausdrüdlichen 
Borfhrift des Art. 7 des Einführungsgefeßes zum Straf: und Polizeiſtrafgeſetzbuche 
(vgl. nebſtdem den Art. 33 des bejagten Gejeges) auch in Zukunft den Charakter 
einer blojen polizeilichen Nebertretung an ſich und muß bei diefen Uebertretungen, 
wie dieß der bezeichnete Art. 7 gleichfalls ausdrüdlich bejtimmt, injoweit im Zoll: 
ftrafgefege Freiheitsftrafe augebroht ift, auf Arreſtſtrafe erfannt werden. Die im 
Zollftrafgefeße angebrohten Freibeitsitrafen find aber theilweife von außerordentlicher 
Höhe; jo ift 3. B. gleich im F. 4 dieſes Geſetzes Freiheitsſtrafe bis zu vier Jabren 
angedrobt ꝛc. Segen wir num den gewiß leicht möglichen Fall, daß mit einer in der 
bezeichneten Weije ftrafbaren ZJuwiderbandlung gegen das Zolljtrafgejeg irgend ein 
geringfügiges mit Gefängnißftrafe bedrobtes Vergeben, wie z. B. eine Wider: . 
jeßung nach Art. 137 Abi. 2, worauf Gefängnißitrafe bis zu ſechs Monaten 
gefegt ift, real Fonfurrirt, jo kann in Gemäßheit ber Vorichrift des Art. 24 
des Polizeiſtrafgeſetzbuchs den Schuldigen nur jehbsmonatlihe Gefängniß— 
ftirafe treffen, wäbrend er obne die Konkurrenz des bezeichneten Vergehens 
vielleiht mit einer mebrere Jahre dauernden Arreftitrafe beſtraft wor: 
den wäre. — Der einzige Ausweg, um diefes offenbare Mißverhältniß, welches 
wohl unabfichtlih im das Gejeß gekommen ift, zu vermeiden, bejtinde darin, 
daß man umter Bezugnahme auf Art. 7 Abi. 2 des Ginführungsgeieges die im 
$. 22 des Zollftrafgejeges enthaltene Beſtimmung, daß bei dem Zuſammentreffen 
einer Zollübertretung mit andern Verbrechen oder Vergeben die für eritere bejtimmte 
Strafe zugleidy mit der für leßtere vorgefchriebenen zur Anwendung zu fommen 
babe, auch nah Ginführung der neuen Gejeßbücher als eine lex specialis für fort- 
beftebend und aljo die Anwendung der im Polizeiſtrafgeſetzbuche enthaltenen allge: 
meinen Bejtimmungen über die Beftrafung des Zuſammenfluſſes bier als ausgeichloj: 
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e. Bei dem realen Zufammenfluffe einer polizeilichen und einer 
ſtrafrechtlichen Uebertretung, welche beide mit Arreft bedroht find, tritt 
zwar gleichfalls eine Cumulirung der beiden verwirkten Arveftitrafen, jedoch 
mit der Einſchränkungein, daß die hienach auszufprechende Gefammtftrafe das gejet- 
liche Maximum der Strafart des Arreftes von 42 Tagen niemals überſteigen darf, 

In der Natur der Sache liegt es übrigens, daß diefe Einfhränfung 
dann nicht Play greifen kann, wenn die eine der fonfurrirenden Webertret- 
ungen, wie dieß nach Art. 7 des Einführungsgefeges in Specialgejegen aus- 
nahmsweiſe der Fall jein kann, für ſich allein ſchon mit einer die Dauer 
von 42 Tagen überfteigenden Arreftitrafe bedroht ift, und muß vielmehr 
bier in gleicher Weife, wie dieß die Ziff. A des Art. 24 des Polizeiftraf- 
gejegbuhs in dem analogen Falle bei dem Zufammentreffen mehrerer mit 
Geldjtrafe bedrohten Uebertretungen vorjchreibt, die lettere Strafe allein 
ausgefprochen werden; denn wenn auch das Gefeß bei der Arreftftrafe eine 
desfalljige ausdrüdliche Beſtimmung nicht enthält, jo muß diefelbe doch als 
fich von ſelbſt verftehend erachtet werden, da die vorhandene Konkurrenz nie- 
mals eine Beranlafjung darbieten kann, eine geringere Strafe zu erkennen, 


als ohne diejelbe für die eine der fonfurrivenden Uebertretungen allein ein— 
getreten fein würde. 


ſen erachten würde, Diejem Auswege jtebt jedoch das Bedenken entgegen, daß bie 
Anwendbarkeit dev Bejtimmungen des Bolizeiftrafgefeßbuchs über die Beſtrafung des 
Zujammenfluffes auf die Zolldefraudationen bei der Berathung über ben 
Art. 24 dieſes Geſetzbuchs von den drei Gefeßgebungsfaktoren expressis verbis 
anerfannt worden iſt; denn jowobl von den Mitgliedern der Gejeßgebungsausichüfie 
wie aud) von den Bertretern der Staatsregierung wurde ausbrüdlich hervorgehoben, 
man müjje bei Feſtſtellung dev Beſtimmungen über die Beftrafung des Zuſammen— 
fl fies von Polizetübertretungen mit jtrafrechtlihen Handlungen auf die möglicher 
Weiſe auferordentlih hohen Geldftrafen bei Zolldefrandationen Rückſicht neh: 
men und wurde vorzugsweile aus diefem Grunde in Ziff. 1 des Art. 24 nur bie 
Erkennung einer Arreſtſtrafe neben einer Verbrechensftrafe für unzuläſſig erklärt, 
dagegen aber die Verbindung der für Polizetlibertretungen verwirkten Geldftrafen 
mit einer Verbrechensjtrafe geftattet. Vgl. die bereits auf Seite 430 in der Anmerk— 
ung angefübrten Ztellen aus den Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61, woraus die 
ganze Entſtehungsgeſchichte des jeigen Art. 24 des Polizeiftrafgefeßbuchs zu entneb: 
men ift. Auch Lime man, wenn man die erwähnte Beltimmung des $. 22 des 
Zollſtrafgeſetzes als jortbeftebend erachten wollte, zu dem Reſultate, daß die für eine 
Zollübertretung verwirkte Arreſtſtrafe gleichfalls neben einer Verbrechensſtrafe 
ausgeiprocen werden müßte, was offenbar gegen das Syſtem der neuen Gefeßgebung 
bezüglich der Beſtrafung des Zufammenflufjes wäre. — Was im Borftebenden von 
dem realen Aufammenfluffe einer Zuwiderhandlung gegen das Zollftrafgefeß mit 
einen Vergehen gejagt wurde, kann übrigens auch im gleicher Weife bei einem 
idealen Zujammenfluffe diefer Art vorkommen, da bier nach Vorfchrift des Art. 24 
des Polizeiftrafgefeßbuchs immer das die ſchwerſte Strafausmeſſung zulaffende 
Strafaefeß in Anwendung kommen muß, das eine Vergebensftrafe androbende Straf: 
gefeg aber nad dem Syſteme des Gefegbuchs unter allen Umſtänden jchwerer wie 
dasjenige ift, welches nur die Erfennung einer Webertretungsitrafe geftattet, wenn 
gleich die zuläffige Dauer der legteren Strafe jene der Vergehensjtrafe überſteigt. 
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f. Treffen in Folge eines realen Zufammenfluffes von Polizeiüber- 
tretungen mit Bergehen oder ftrafrechtlihen Uebertretungen mehrere 
Geldjtrafen zufammen, jo müſſen die mehreren verwirkten Gelditrafen in- 
ſoweit mit einander cumulirt werden, als hiedurch, wenn «8 fih blos um 
Uebertretungsftrafen handelt, daS gefeßlihe Marimum der Geldftrafe 
al Mebertretungsfirafe von 150 Gulden, wenn es fich aber um Berge- 
hens- und Uebertretungzftrafen handelt, das gefegliche Marimum der 
Geldftrafe als Bergehensftrafe von 1000 Gulden nicht überftiegen wird, 
und erleidet dieſe Regel nur allein in dem Falle eine Ausnahme, wenn für 
eines der konkurrirenden Reate in Folge einer bejondern gejeglichen Beſtim— 
nung für fich allein ſchon eine den Betrag von 150 beziehungsweise 1000 Gulden 
überfteigende Geldftrafe verwirkt ift, indem hier diefe Höhere Strafe ausgeſprochen, 
dabei aber von den übrigen gleichzeitig verwirkten Gelditrafen Umgang genom- 
men werden muß. 

Was fodann insbefondere noch den Fall einer Konkurrenz von mehreren 
mit Geldftrafe bedrohten Polizeiübertretungen (oder auch von polizeis 
lichen und ftrafrechtlichen Webertretungen) mit einem gleichfalls Geldſtrafe 
nach fich ziehenden Vergehen anlangt, fo fteht auch hier mieder (vergl. 
das oben sub I Ziff. 2 Gefagte) der Umftand, daß die mehreren Weber- 
tretungsftrafen für fich betrachtet, in ihrer Vereinigung das gejegliche Mari- 
mum der Geldftrafe ala MUebertretungsftrafe, d. h. aljo den Betrag von 
150 fl. überfteigen, der Cumulirung diefer Strafen nicht entgegen, wenn 
nur die Oefammtjtrafe für dieſe mehreren Webertretungen und für das 
fonkurrivende Vergehen zufammen nicht mehr als 1000 Gulden beträgt; 
denn das Geſetz jchreibt bei dem Zufammentreffen von Bergehens- und 
Mebertretungsftrafen die Verbindung der mehreren verwirften Oeldftrafen 
vor, ohne hiebei eine weitere Einfchränfung zu machen, als daß durch die Ge— 
jammtjtrafe die Summe von 1000 Gulden nicht überjchritten werden darf, Hie— 
nad) kann alfo 3. B. derjenige, welcher zwei Polizei und zwei ftrafrechtliche 
Uebertretungen, von denen jede im Maximum mit 150 Gulden Geldftrafe 
bedroht ift, nebſtdem aber auch ein mit Geldftrafe big zu 300 Gulden bedrohtes 
Bergehen begangen hat, ohne Gefegesverlegung zu einer Gefammtjtrafe von 
900 Gulden, nämlich wegen der vier Uebertretungen zu viermal 150 — 
600 Gulden und wegen des Vergehens zu 300 Gulden verurteilt werden, 
während denfelben in dem Falle, wenn das fonfurrivende Bergehen nicht 
vorhanden wäre, für die vier Mebertretungen nur allein eine Geldftrafe von 
150 Gulden als das gefeglihe Marimum der Geldftrafe als Mebertretungs- 
ftrafe treffen könnte, 

3. Was endlich die Straffolgen anlangt, jo liegt es in der Na- 
tur der Sache, daß nicht blo bei dem realen, fondern auch bei dem idealen 
Zufammenfluffe von BPolizeiübertretungen mit folchen Handlungen, welche 
nad) dem Strafgeſetzbuche ftrafbar find, gegen den BVBerurtheilten die ſämmt— 
lihen Straffolgen eintreten müffen, welche ev durch die einzelnen, von ihm 
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verübten theils polizeilicden theils ftrafrechtlichen Neate verwirkt hat, und 
ichreibt deßhalb auch der Art. 24 des Polizeiftrafgefeßbuchs ausdrüdlich vor, 
daß auf die zuläffigen Folgen einer Polizeiübertretung deren Zufammentreffen 
mit einer nach fonftigen Geſetzen ftrafbaren Handlung feinen Einfluß bat. 
Die Einſchränkung, welche das Gefeß hiebei macht, daß auf Verwahrung in 
einer Polizeianftalt, wenn gleich diefelbe als Folge einer konkurrirenden Po— 
Itzeiübertretung für zuläffig erklärt ift, doch in dem Falle nicht erkannt 
werden darf, wenn der Schuldige zu einer Verbrechensftrafe oder zu einer 
zwei Fahre überfteigenden Gefängnißitrafe (für ein Vergehen allein oder auch 
als Gejammtftrafe für ein Vergehen und eine mit Arreft zu beftrafende 
Polizetibertretung) verurtheilt wird, findet ihre Rechtfertigung darin, weil 
das Gefeg nach der bei dem vorausgegangenen Art. 40 diefes Geſetzbuchs 
gegebenen Ausführung die Verwahrung in einer Polizeianftalt bei der Ver— 
uctheilung zu einer mehr al8 zwei Jahre betragenden Freiheitsftrafe grund- 
fäglich überhaupt nicht fiir ftatthaft erachtet. 
2 


Zum Schluffe muß noch die Frage ind Auge gefaßt werden, in melcher 
Weife die Aburtheilung der einzelnen fonfurrirenden Reate zu gefchehen 
hat, wenn ein idealer oder realer Zufammenfluß von folchen ftrafbaren 
Handlungen gegeben ift, zu deren Aburtheilung nad den beftehenden Kom— 
‚petenzbeftimmungen nicht ein und daßfelbe fondern verfchiedene Strafgerichte 
oder jonftige Organe zuftändig find. 

In diefer Beziehung fteht im biesfeitigen Bayern durch Die Vorſchrift 
des Art. 52 des Strafprozeßgefeges vom 10. November 1848, die Abän- 
derungen des zweiten Theils des Strafgefegbudhs von 1813 betreffend, vor 
Allem foviel außer Zweifel, daß beim Zufammenfluffe von ſolchen ftrafbaren 
Handlungen, welche theils zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte und theils 
zue BZuftändigfeit der Bezirfägerichte gehören, aud die vor daß Bezirks— 
gericht gehörigen Reate gleichzeitig von dem Schwurgerichte abzuurtheilen 
find. Aber auch abgefehen von diefem im Strafprozeßgefege ausdrücklich 
entfchiedenen Falle wurde im diesfeitigen Bayern unter der Herrichaft des 
Strafgefeßbuhs von 1813 auf Grund der darin enthaltenen materiellen Be- 
ſtimmungen tiber die Beftrafung des Zufammenfluffes') und in analoger 
Anwendung der bereits erwähnten Vorfchrift des Art. 52 des Strafprozeß- 
gefeßes vom 10. November 1848 ftet3 der Grundſatz als Regel feſtge— 
halten, daß die Aburtheilung aller einem Angefchuldigten gleichzeitig zur 
Laſt fallenden ftrafbaren Handlungen von dem nämlichen Gerichte in einem 
und demfelben Urtheile zu gefchehen habe, und daß folgeweife bei dem Zu— 
fammenfluffe von folchen ftrafbaren Handlungen, welche vor verjchiedene 
Strafgerichte zur Aburtheilung gehören, das höhere für das fchwerere 


1) Val. die Art. 108, 109 und 110 des Strafgefeßbuhs von 1813 und bie 
Verordnung vom 12, September- 1815. 


438 AZufammenflug noch nicht abgeurtheilter ftrafbarer Handlungen. Art. 84, 


Reat competente Gericht auch die ohne das Borhandenfein eines Zufammen- 
fluſſes außerhalb feiner Zuftändigfeit gelegenen Handlungen abzuurtheilen 
habe. So wurde namentlich) vom oberften Gerichtshofe in mehrfachen Er- 
kenntniſſen!) theils auf indirecte Weife, theils aber auch ausdrüdlich ausge- 
fprochen, daß die gewöhnlichen Strafgerichte des Zuſammenhangs wegen 
auch zur Aburtheilung aller mit Verbrechen oder Vergehen fonfurrivenden 
Polizeiübertretungen, deren Aburtheilung vor der Einführung des 
neuen Straf» und Polizeiftrafgefegbuchs den Adminiftrativbehörden als den 
geſetzlich beftellten Bolizeiftrafgerichten zuftand, nunmehr aber regelmäßig 
durch die hiefür bejtellten Einzelmrichter zu gefchehen hat, competent jeien. 

In gleicher Weife wurde ferner durch die Rechtſprechung des oberiten 
Gerichtshofs entjchieden, daß die regelmäßig zur Zuftändigfeit der Forftftraf- 
gerichte gehörenden Forftfrevel im Falle des Zufammenfluffes mit Ber: 
brechen oder Bergehen durch die gewöhnlichen Strafgerichte abzuurtheilen 
feien.?) Nicht minder liegt auch durch ein oberftrichterliches Erkenntniß“) 
ein Präjudiz dafür vor, daß in dem Falle, wenn die Aburtheilung einer 
Militärperfon wegen eines gemeinen Verbrechens oder Vergehen? nach dem 
Geſetze vom 1. Juli 1856, die gemifchtgerichtlichen Unterfuchungen betreffend, 
von dem Militärgerichte dem bürgerlichen Strafgerichte überlaffen wird, die 
Zuftändigfeit des letzteren Gerichts ſich auch auf die rein militärifchen 
außerden ftet3 nur der Cognition der Militärgerichte unterftellten Vergehungen 
diefer Perfon des Zufammenhangs wegen zu erftreden habe. 

Der dem Borgefagten zufolge unter der Herrihaft des Strafgeſetzbuchs 
von 1813 ſtets als Regel feitgehaltene Grundfag der gleichzeitigen Abur- 
theilung aller einer Perſon zur Yaft fallenden jtrafbaren Handlungen durch) 
das nämliche Gericht hat durch die neue Strafgefeggebung in feiner Weife 
eine Abänderung erlitten. Zwar ift diefer Grundjag weder im Straf- und 
Polizeiftrafgefegbuche jelbft, noch auch in den Einführungsgejege zu dieſen 
Gejegbüchern mit ausdrüdlichen Worten ausgefprochen; allein die im Vor— 
hergehenden erörterten Beftimmungen, welche der Art. 84 des Strafgefet- 
buchs und der oben wörtlich angeführte Art. 24 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
) Bol. die A der Zeitſchrift ser Geſetzgebung und Reiptöpflege des Königreichs 
Bayern Bd. I. S. 499, Bo. IV. ©. 241 und Bo. VI. 215 veröffentlichten Gr: 
fenntnifie des — Geriitshefs vom 27. November 1854, vom 19. Auni 1857 
und insbejondere vom 25. Juni 1859. 

2) Bal. die in der erwähnten Seitfchrift Bd. I. 2. 2851 und Bd. II. S. 300 
veröffentlichten Erfenntniffe des oberjten Gerichtshofes vom 22. Juni 1854 und vom 
20, Juli 1855. 

) Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 13. Auguſt 1858 veröffentlicht in 
Bd. V. S. 322 der mehrerwähnten Zeitjchrift. — Das Gefeg vom 1. Juli 1856, 
die gemifchtsgerichtlichen Unterfuchungen betveifend, welches bisher nur im diesfeitigen 
Bayern Geltung batte, tritt im Folge der Beftimmung des Art. 3 des befagten Ge— 
eg der Einführung des neuen Strafgeleßbuchs auch für die Pfalz in Wirk— 


Zufammenfluß noch nicht abgeurtbeilter ftrafbarer Handlungen. Art. 84. 439 


über die Beftrafung des Zufammenfluffes enthalten, beruhen unverkennbar 
auf der Vorausfegung einer gleichzeitigen Aburtheilung aller einer 
Perfon zur Laft fallenden ftrafbaren Handlungen, und fünnen die fraglichen 
Beitimmungen überhaupt nur unter diefer Vorausfegung zur Anwendung ge 
bracht werden. Somit gibt alſo das Geſetz durch den materiellen Inhalt 
feiner Borfchriften über die Beftrafung des Zufammenfluffes auf eine 
ganz unzweifelhafte Weife feinen Willen zu erkennen, daß im. Falle eines 
idealen oder realen AZufammenfluffes von ftrafbaren Handlungen die 
ſämmtlichen einzelnen fonfurrivenden Neate durch ein und dasjelbe 
Gericht abzuurtheilen find; die Frage aber, welches von den verjchie- 
denen für die einzelnen Fonfurrivenden Reate zuftändigen Gerichten die Ab— 
urtheilung vorzunehmen Hat, kann nach allgemeinen Nechtsprincipien ſowie 
in analoger Anmwendung der Vorſchrift des Art. 52 des Strafprozeßgejehes 
vom 10. November 1848 nur dahin beantwortet werden, daß dieß immer 
von dem Höheren für dag fchwerere Heat competenten Gerichte gefchehen muß. *) 


') Während in den Art. 31 und 52 des im diesfeitigen Bayern geltenden 
Strafprozehgefeges vom 10. November 1848 ausdrüdlich vorgejchrieben ift, daß alle 
einer Perfon zur Laſt fallenden Verbrechen und Vergehen gleichzeitig zur Unterſuchung 
und Aburtheilung zu kommen haben, welde Vorſchrift nad fonftanter Praris auch 
auf fonfurrirende geringe ftrafbare Handlungen analog angewendet wird, findet fich 
in dem in ber Pfalz geltenden Code d’instr. erim. eine ähnliche allgemeine Beſtimm— 
ung nicht vor; denn derjelbe enthält bezüglich der gleichzeitigen Verhandlung mehrerer 
einer Perfon zur Yaft liegenden ftrafbaren Handlungen nur die Anordnung, daß bie 
Anflagefammer ber diejenigen conneren ftrafbaren Handlungen, worüber bie 
Acten zu gleicher Zeit vorliegen, in einem und demfelben Urtbeile zu erfennen habe, 
wobei nebſtdem der Begriff der Gonnerität in ziemlich einfchränfender Weile feſtge— 
jtellt ift, und Eonnte demzufolge im Uebrigen nad dem Syſteme der pfälzifchen Pro— 
zeßgefeßgebung bisher eine gefonderte Verfolgung wegen der mehreren Fonfurrirenden 
firaibaren Handlungen derſelben Perfon ftattfinden. Vgl. insbefondere die Art. 226 
und 227 des Code d’instr. crim. Allein diefes Syſtem kann in Folge der Einführ« 
ung des neuen Strafgefeßbuchs in der Pfalz wohl nicht mehr aufrecht erhalten bleiben, 
und muß vielmehr auch dort in Zukunft der Grundſatz als Regel feftgehalten wer: 
ben, daß alle gegen eine Perjon vorliegenden ftrafbaren Handlungen gleichzeitig ab» 
zuurtheilen und zu diefem Zwecke an das für das fehwerere Neat zuftändige Gericht 
zu werweifen find; denn nachdem einmal die materiellen Beitimmungen des neuen 
Strafgeſetzbuchs über die Beftrafung des Zuſammenfluſſes auf der Vorausjegung 
einer gleichzeitigen Aburtbeilung aller Eonkurrivenden jtrafbaren Handlungen beruben, 
jo äjt es eine unbedingte Nothiwendigfeit, daß aud) der Strafprozeß diefen Beſtimm— 
ungen angepaßt wird, und müſſen deshalb alle einer gleichzeitigen Aburtbeilung ent— 
gegenftehenden Vorjchriften des Code d’instr. erim. durch das neue Strafgeſetzbuch 
als ftilljchweigend aufgehoben erachtet werden. Zwar Fünnte man biegegen einwenden, 
daß in Gemäßbeit der in den folgenden Art. 85 und 86 enthaltenen Beltimmungen 
auch unter der Herrſchaft des gegenwärtigen Strafgefegbuhs eine juccefjive Abur— 
tbeilung der verjchiedenen konkurrirenden ftrafbaren Handlungen einer Perſon ftatt: 
finden könne. Allein einerjeits find diefe Beftimmungen, wie. dieß in ben Motiven 
des in bdiefer Beziehung im Wefentlihen völlig unveränderten Gejeßentwurfs vom 
Jahre 1855 Mar ausgefprohen und von dem Negierungscommifjär Hofrath Dr. 
Dollmann bei ben Verhandlungen des Gejeggebungsausihufies ber Abg. Kammer 
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Wenn übrigens auch dem Vorgefagten zufolge der Grundfag einer 
gleichzeitigen Aburtheilung aller einer Perfon zur Yaft fallenden ftrafbaren 
Handlungen durch das zur Aburtheilung des jchwerften Reates zuftändige 
Gericht als Regel feftgehalten werden muß, fo fteht diefe Regel doc tel. 
neswegs ausnahmslos da. 

Bor Allem bringt es nämlich fhon die Natur der Sade mit fich, daß 
der bezeichnete Grundſatz überhaupt nur bei denjenigen ſtrafbaren Handlun— 
gen zur Anwendung kommen kann, deren Aburtheilung nach den beſtehenden 
organiſchen Beſtimmungen von einem eigentlichen (generellen oder ſpeziellen) 
Strafgerichte zu geſchehen hat, wogegen derſelbe überall da ausgeſchloſſen 
erſcheint, wo der Staat irgend einer andern Behörde oder einem ſonſtigen 
Organe eine Strafbefugniß eingeräumt hat. So können z. B. discipli— 
näre Verfehlungen, welche ſich wegen ihrer eigenthümlichen Natur überhaupt 
nicht in den Kreis der gewöhnlichen (ſtrafrechtlichen oder polizeilichen) Ueber— 
tretungen einreihen laffen, abgejehen von dem Falle, wenn eine Stellung des 
ſchuldigen Beamten vor Gericht nach Art. 395 diefes Geſetzbuchs ftattfindet, niemals 
einen Gegenſtand der ftrafgerichtlihen Aburtheilung bilden, wenn fie 
gleich mit andern firafbaren Handlungen konkurriren, da der $. 13 der neun- 
ten Berfaffungsbeilage die Disciplinarftrafgewalt den Amtsvorftänden und vor: 
gejegten Amtsbehörden überträgt und auch der Art. 46 des gegenwärtigen 
Geſetzbuchs ausdrüdlich vorfchreibt, daß durch. die ftrafgerichtliche Verfolgung 
die Ausübung der Disciplinargewalt nicht ausgefchloffen wird. So ift fer- 
ner in dem Art. 20 des Cinkommenfteuergefeges vom 31. Mai 1856, 
Art. 16 des Kapitalventenftenergefeged vom nämlichen Tage und Art. 32 
des Gewerbfteuergefeges vom 1. Juli 1856 die unbefugte Verweigerung des 
Eintritte8 in den Steuerausfhuß mit einer Geldfirafe bedroht und dabei 
zugleich beſtimmt, daß die Fällung des Strafbefchluffes bei der Einfommen» 
und KRapitalrentenfteuer der Diftriktspolizeibehörde, bei der Gewerb— 
fteuer aber dem Steuerausſchuſſe felbjt zuftehe; im Folge deſſen kann 
der Strafrichter eine mit andern ftrafbaren Handlungen konfurrivende unbe: 
fugte Verweigerung de3 Eintritt3 in den Steuerausſchuß auch nicht zum Bes 


von 1856/58 (Bb. 1. S. 237) befonbers hervorgehoben worden ift, nur für ben 
Fall gegeben, wenn die fonfurrirenden Handlungen jucceffive zur Entdbedung ges 
fangen, und beshalb eine „leichzeitige Aburtbeilung bderfelben unmöglich geweſen 
ift, und wird, alfo gerade hiedurch noch mehr außer Zweifel geftellt, daß nad dem 
Syſteme des Geſetzbuchs alle bBefannten ftrafbaren Handlungen einer Perfon, in: 
foferne fie auf die Beftrafung überhaupt einen Einfluß zu äußern geeignet jind, 
gleichzeitig zur Aburtheilung zu fommen haben; andererjeits führt auch der materielle 
Inhalt der Beitimmungen des Art. 85 und 86 immer zu dem gleichen Rejultate, 
baß das für das jchwerjte Reat zuftänbige Gericht die Geſammtſtrafe für 
bie jämmtlichen konkurrirenden Handlungen auszufprechen bat, und würde alſo nur 
ein völlig nutz- und zwedlofer erhöhter Aufwand von Zeit und Koften verurſacht, 
wenn man entgegen bem Geifte bes Gejeßes auch die gleichzeitig befannten 
fonkurrirenden Reate einer Perſon fucceffive zur Aburtheilung bringen wollte, 
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hufe einer gleichzeitigen Aburtheilung an fich ziehen. In ähnlicher Weiſe ift 
durch den Art. 26 des Einkommen-, Art. 22 des Kapitalrenten- und Art. 45 
des Gewerbſteuergeſetzes der Ausfpruch der auf die unterlaffenen oder un- 
richtigen Steuerfaflionen gefeglich gedrohten Geldftrafen, welche unter Um— 
ftänden eine außerordentliche Höhe erreichen können, den aus der Zahl der 
"Mitbürger gewählten Steuerausſchüſſen übertragen, und können demge- 
mäß die bezeichneten fisfalifchen Uebertretungen auch nicht im alle beftehen- 
der (realer oder ſelbſt idealer) Konkurrenz mit andern ftrafbaren Handlungen 
von dem Strafrichter — werden u. dgl. mehr.!) 


) Der aufgeſtellte Satz, daß ber Zuſammenfluß einer zur Zuſtändigleit ber 
Strafgerichte gehörigen ſtrafbaren Handlung mit einer ſolchen Handlung, bezüglich 
‚deren einer andern Behörde oder einem ſonſtigen Organe eine Strafbefugniß einge— 
räumt ift, feinen Uebergang diefer Strafbefugnig an das trefjende Gericht bewirken 
fann, ftebt mit der Rechtiprehung bes oberjten Gerichtshofs, wornach unter ber 
Herrſchaft des Strafgeſetzbuchs von 1813 alle Polizeiüibertretungen ungeachtet bes 
Umijtandes, daß fie an fih zur Juftändigfeit der Verwaltuingsbebörben gehörten, im 
Falle eines Aufammenflujjes mit Verbrechen oder Bergeben von den Gerichten ab- 
geurtbeilt werden mußten, in Feiner Weife im Widerjpruche; denn die Verwaltungs: 
behörden bildeten nach den damaligen organijchen Einrichtungen ein wirkliches zur 
Aburtheilung aller geringeren Rechtsverlegungen fowie der Rechtsgefährdungen beitell- 
tes Strafgeriht, und ift alfo in diefer Rechtſprechung eine Abweichung von dem 
aufgeftellten Sage nit enthalten. Auch wird es namentlih aus dem Grunde um 
jo notbwendiger fein, an dem bezeichneten Sage fetzubalten, da in jenen wenigen 
Fällen, in welden nad der jegigen Gefeßgebung die Befugniß zum Ausfpruche einer 
Strafe nit den Strafgerichten jondern einem andern Organe zuſteht, das die Strafe 
ausſprechende Drgan nah dem Willen des Gefeßes meijtentbeils gewiſſe „Eigen: 
ſchaften befiten muß, welche bei den Strafrichtern gar nicht gegeben find; fo bat 
31.8. das Gefeß die Prüfung der Steuerfaffionen bei der Einfommen:, Kapitalrenten: 
und Gewerbefteuer und folgeweije aud die Berbängung der gefeglichen Strafen wegen 
unrichtiger oder unterlajjener Zaffion den Steuerausihüffen um deßwillen übertragen, 
weil diefe Prüfung nur von den aus der Zahl der Mitbürger gewählten Vertrauens: 
männern, welde mit den Berbältnifien der einzelnen Steuerpflichtigen befannt find, 
möglüch ift, und verjtebt es ſich hienach von jelbft, daß die Beſtrafung wegen unrich— 
tiger oder unterlafiener Steuerfaffion niemals von dem Strafgerichte erfolgen kann. — 

Mebrigens läßt es fidy nicht verfennen, daß in Folge der Beſtimmungen bes 
Art. 24 des Polizeiftrafgefegbuchs über die Beltrafung des Zuſammenfluſſes in 
jolhen Fällen, in welchen dem Borgejagten zufolge bei mehreren konkurrirenden 
ftrafbaren Handlungen die Strafe wegen der einen von dem Ötrafgerichte, wegen ber 
andern aber von einem jonftigen Organe ausgeſprochen werden muß, allerdings Ver: 
widlungen entſtehen können. Segen wir 3. B. den Fall, daß der A eine unrichtige 
Steuerfaffion abgegeben und hiefür eine Geldftrafe von 200 Gulden verwirft, zugleich 
aber auch eine fonftige mit Geldftrafe bedrohte polizeiliche oder ftrafrechtliche Ueber: 
tretung begangen bat. In diefem Falle darf gegen den A nad der Bejtimmung ber 
Ziff. 4 des erwähnten Art. 24 nur bie für die unrichtige Steuerfaffien verwirfte 
Seldftrafe von 200 Gulden allein ausgeiprohen werden. In Folge dejien muß bier 
ber Strafrichter, jofern er bei der Aburtbeilung der konkurrirenden Webertretung von 
der Beftrafung wegen unrichtiger Steuerfaffion Kenntniß bat, auf Grund ber Be: 
ftimmung des Art. 24 Ziff. 4 von dem Ausipruche einer weiteren Strafe Umgang 
nehmen; wenn aber diefes nicht der Fall ift umd gegen ben A neben ber Strafe 


- 


442 Andere Fälle des Zufammenfluffes. Art. 85. 


Aber auch bei dem Zufanmenfluffe von ſolchen ftrafbaren Handlungen, 
welche jämmtlid von wirklichen Strafgerichten abzuurtheilen find, kommt 
es mitunter vor, daß in Folge fpecieller gefeglicher Beitimmungen eine 
gleichzeitige Aburtheilung derſelben nicht Play greifen kann. So ift z. B. 
in dem Art. 13 des Gejeges vom 4. Juni 1848, die Berantwortlichfeit 
der Minifter betreffend, beſtimmt, daß durch das auf Anklage der Kammern 
des Yandtags gegen -einen Staatsminiſter ftattfindende Verfahren vor dem 
Staatsgerichtshofe die zuftändige Wirkſamkeit der ordentlichen Strafgerichte 
bezüglidy der etwa fonfurrivenden gemeinen oder Amtsverbrechen oder Ver— 
gehen nicht ausgefchloffen werde, und erfcheint e8 in Folge defjen offenbar 
unzuläffig, daß andere ftrafbare Handlungen eines Minifters zu gleicher Zeit 
mit der zur Zuftändigfeit des StaatsgerichtShofes gehörenden Pflichtverlegung 
defjelben zur Aburtheilung kommen. Im ähnlicher Weife hat bei verfünde- 
tem Standrechte das ftandrechtliche Verfahren gegen die angefchuldigte 
Perfon nah Art. 449 Theil II. des Strafgefegbuches von 1813 fih nur 
auf dasjenige ihr zur Yaft gelegte Verbrechen zu erjtreden, für welches das 
Standrecht angeordnet worden ift. 


Art. 85. 


——— Wer wegen einer Handlung rechtskräftig zu einer 
fluffee, Strafe verurtheilt worden ift, darf wegen einer anderen 
ftrafbaren Handlung, deren er ſich vor jener Berurtheilung 
gleichfalls jchuldig gemacht hat, nur dann gerichtlich ver- 
folgt und beftraft werden, wenn fih annehmen. läßt, da 
für beide Straffälle zuſammen bei gleichzeitiger Aburtheils 
ung eine hinfichtlich der Gattung oder des Maßes oder 
der Folgen ſchwerere Beftrafung eingetreten fein würde, 
als ihm wegen der zuerjt abgeurtheilten Handlung wirklich 
zuerfannt wurde. 
An dieſem Falle bat das Gericht in dem fpäteren 
Strafurtheile die für beide Straffülle nach den Vorſchrif— 
ten des Art, 84 treffende Gefammtftrafe auszufprechen. 
Entw. von 1855 Art. 88; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. R. 
Bd. I. ©. 56, 236, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 163, Prot. Bd. ©. 314; Entw. 
von 1860 Art. 84; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. J. S. 140, 
Abth. I. ©. 15, der Reiher. K. Beil. Bd. S. 37, Brot. Bd. J. ©. 57. 
Nicht felten wird es vorkommen, daß von mehreren real konkurrirenden 
ftrafbaren Handlungen die eine erft dann zur Entdedung gelangt und alfo 


von 200 Gulden wegen unrichtiger Steuerfaſſion eyigegen den geſetzlichen Bejtimm- 
ungen noch eine weitere Geldftrafe wegen ber konkurrirenden Uebertreiung rechtsfräf: 
tig erkannt wird, jo ijt hierin offenbar eine Gefegesverleßung enthalten, weldhe nur 
im Gnadenwege bejeitigt werben kann. 
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auch erſt dann zur Aburtheilung kommen fann, wenn Die andere bereits 
rechtöträftig abgeurtheilt, ja vielleicht die hiefür ausgefprochene Strafe ſchon 
theilmeife oder gänzlich verbüßt ift. Bei Beantwortung der Frage, wie e8 
in einem folhen Falle gehalten werden joll, geht das Geſetz von dem allein 
richtigen, dem Prinzipe der Rechtsgleichheit entfprechenden Gedanken aus, daß 
der zufällige Umftand, ob die fonfurrivenden ftrafbaren Handlungen gleichzeitig 
oder ob fie fuccefjive zur Aburtheilung gelangen, feinen Einfluß auf die 
Größe der fir die fraglichen Handlungen verwirkten Strafe äußern fann, 
fondern vielmehr in dem einen wie in dem andern Falle den Lebelthäter die 
Strafe in gleichem Maaße treffen muß, und ftellt es demgemäß im vorfte- 
henden Artikel den Grundfag auf, daß der wegen einer ftrafbaren Hand- 
lung zu einer Strafe VBerurtheilte wegen einer anderweiten ftrafbaren Hand- 
lung, deren er fich vor jener Verurtheilung jchuldig gemacht hat, nur allein 
in dem Falle gerichtlich verfolgt und beftraft werden darf, wenn für die bei- 
den (oder mehreren) ftrafbaren Handlungen zufammen im Falle ihrer gleich- 
zeitigen Aburtheilung den Uebelthäter nach Maßgabe der im vorhergehenden 
Artikel 84 enthaltenen gefeglichen Beftimmungen über die Beftrafung des 
Zuſammenfluſſes vorausfichtlich eine im irgend einer Beziehung ſchwerere 
Strafe getroffen haben würde, als ihm bereit3 wegen der zuerft abgeurtheil- 
ten Handlung zuerfaunt worden ift. 

1. Das Gefeß jpricht hier nur allein von dem Falle, wenn der Uebel- 
thäter zur Zeit, wo die eine ftrafbare Handlung zur Entdedung gelangt, 
megen der andern Handlung bereits vechtsfräftig abgeurtheilt ift. Der— 
jelbe Grundſatz, welchen das Geſetz für diefen Fall aufftellt, muß aber auch 
dann zur Anwendung kommen, wenn die eine jtrafbare Handlung zwar noch 
vor eimgetretener Rechtskraft de8 wegen einer andern Handlung ergangenen 
Strafurtheild, aber doch erſt bei Vornahme der Aburtheilung diefer Hand: 
(ung oder wenigftens zu einer Zeit entdedt wird, wo gegen das bejagte 
Strafurtheil noch ein ordentliches Nechtsmittel zuläflig oder in der Schwebe 
ift; dieß folgt nicht allein aus der völligen innern leichartigfeit des legter- 
wähnten Falles mit dem im Gefege angeführten, fondern es ift dieß auch 
in den ‚beftehenden Strafprozegordnungen (Art. 213 des Strafprozeßgeſetzes 
vom 10. November 1848 und Art. 379 des Code d’instr. crim.) aus» 
drücklich vorgejchrieben. 

2. Die gerichtliche Verfolgung und Beltrafung wegen der anderweiten 
ftrafbaren Handlung, deren fi) der Uebelthäter vor feiner VBerurtheilung 
wegen der einen Handlung jchuldig gemacht hat, darf blos dann ftattfinden, 
wenn ſich annehmen läßt, dag im Falle gleichzeitiger Aburtheilung bei- 
der Handlungen eine jchwerere Strafe, al& für die eine Handlung bereits 
zuerkannt ift, eingetreten fein würde. 

Das Geſetz will nämlich zur Vermeidung unniüger Weitwendigfeiten 
eine nochmalige Verfolgung nicht blos da, wo ungeachtet des nachträglich 
entdeckten Zufanmenfluffes eine ſchwerere Beftrafung des Uebelthäters nad 
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der Sachlage gar nicht hätte Platz greifen können, ſondern insbeſondere 
auch in jenen Fällen ausgeſchloſſen wiſſen, in welchen zwar allerdings für 
das mit der erſten Aburtheilung befaßte Gewicht die Möglichkeit beſtanden 
hätte, auf eine ſchwerere Strafe zu erkennen, wenn damals die fpäter ber 
fannt gewordene ftrafbare Handlung gleichzeitig abzuurtheilen gemejen märe, 
aber doch die obwaltenden Umftände es nicht als wahrfcheinlich erjcei- 
nen lafjen, daß das Gericht von diefer Möglichkeit Gebrauch gemacht haben wiirde. 

3. In der Natur der Sache liegt es, daß nicht blos eine ſchwerere 
Beftrafung Hinfihtlih der Gattung, fondern auch eine folche Hinfichtlich 
des Maaßes der Strafe oder der Folgen eine nochmalige Verfolgung we— 
gen der neuerlich entdedten ftrafbaren Handlung rechtfertigt. Bei Prüfung 
der Frage, ob eine dem Maaße nach ſchwerere Beitrafung eingetreten wäre, 
ift bei Freiheitsftrafen nicht blos das äußerlihe Maaß der Strafe, d. h. die 
Dauer derfelben, jondern insbejondere auch das innerlihe Maaß in Be- 
ziehung auf die Intenſivität der Vollzugsweiſe in Betracht zu ziehen; denn 
nah dem Willen des Gejeges foll den Webelthäter in jeder Beziehung 
diefelbe Strafe treffen, welche bei gleichzeitiger Aburtheilung der fonfurriren- 
den Reate gegen ihn erkannt worden wäre. Da nım einerfeit3 der Vollzug 
der Zuchthaus- und Gefängnißftrafe in einer Feftung (Art. 19) weniger em- 
pfindlih, als in den gewöhnlichen Strafanftalten, und andererfeit3 der BVoll- 
zug der Gefängnißſtrafe in einem Zuchthaufe (Art. 18 Abſ. 3) meit inten- 
fiver, als in einer Gefangenanftalt ift, fo erfcheint eine wiederholte gericht- 
liche Berfolgung und Aburtheilung insbefondere auch in dem Falle veranlaßt, 
wenn in dem bereitS ergangenen Strafurtheile der Vollzug der zuerfannten 
(vorausfeglic noch nicht erftandenen) Zuchthaus- oder Gefängnißftrafe in einer 
Feftung angeordnet ift, diefe Anordnung aber vorausfichtlich bei gleichzeitiger 
Aburtheilung der neuerlich entdedten Handlung nicht erlaffen worden märe, 
oder wenn in dem früheren Strafurtheile eine Anordnung Hinfichtlich) des 
Vollzugs der erkannten (noch unerftandenen) Gefängnißftrafe in einem Zucht— 
hauſe nicht enthalten ift, während eine folche Anordnung dem Vermuthen 
nad) bei gleichzeitiger Aburtheilung der neu entdedten Handlung vom Gerichte 
erfolgt fein mirde. — Was fodann die Straffolgen anlangt, fo- begründet 
nicht allein.der Eintritt der im Art. 28 bezeichneten, fondern auch jener von 
fonftigen Straffolgen, mie der Ausfpruch über die Zuläffigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufficht oder Verwahrung in einer Polizeianftalt, die Landes— 
verweifung und der lebenslängliche Verluſt der Eidesfähigfeit, eine ſchwerere 
Beftrafung im Sinne des Gefeßes. Uebrigens verfteht es fich von jelbft, 
daß die Gerichte nur dann gehalten find, wegen des bloßen Eintritt3 von 
Straffolgen eine Verfolgung der neuerlich entdedten ftrafbaren Handlung ein- 
treten zu laffen, wenn den fraglichen Folgen nach den obmwaltenden Berhält- 
niffen auch wirklich eine praftifche Bedeutung zufommt; denn ſchon der 
Wortlaut des Geſetzes „darf verfolgt werden,“ läßt deutlich entnehmen, 
daß dafjelbe dem richterlichen Ermefjen in der Beurtheilung darüber, ob die 
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Wahrſcheinlichkeit einer in irgend einer Beziehung fchwereren Beftrafung ge- 
nügende Beranlaffung zur neuerlihen Verfolgung des Verurtheilten darbietet, 
einen freieren Spielraum einräumen will, und kann namentlich bei den Straf- 
folgen die Zuläfigkeit einer Rückſichtnahme auf den Utilitätspunft um fo 
weniger einem Bedenken unterliegen, da auch die Vorſchrift des vorausge- 
gangenen Art, 45 den Willen des Gefeges zu erkennen gibt, daß der Aus- 
jpruch von Straffolgen da, wo derjelbe nur als eine bloße Formalität ohne 
praftiihe Wirkung erjcheint, niemals einen Grund zur Einleitung eines ge- 
richtlichen: Verfahrens abgeben ſoll. 

4. Die Prüfung der Frage, ob ſich das Eingetretenfein einer ſchwereren 
Beitrafung annehmen läßt, iſt im diefjeitigen Bayern regelmäßig zunächft 
immer Sache des zur Führung der Borunterfuhung über die neu entdedte 
ftrafbare Handlung competenten Unterſuchungs richters. Das Gefeg er- 
flärt nämlic für den Fall, daß das Eingetretenfein einer ſchwereren Strafe 
nicht wahrfcheinlich ift, jhon die gerichtliche Verfolgung, d. h. alfo die 
Einleitung einer Unterfuhung wegen der neuerlich entdedten ftrafbaren Hand- 
lung für unzuläffig; nachdem aber durch die Beſtimmungen der Art. 23, 
24 und 31 des Strafprozeßgejeges vom 10. November 1848 die Entjchei- 
dung darüber, ob eine gefeglihe Beranlafjung zur Einleitung einer ftrafrecht- 
lichen Unterfuchung gegeben erjcheint, dem Unterfuchungsrichter überlaſſen ift, 
jo folgt daraus von felbft, daß der Unterfuchungsrichter auch prüfen muß, 
ob der Einleitung einer Unterfuchung wegen der fraglichen Handlung nicht 
der Umftand entgegenfteht, daß eine ſchwerere Beftrafung des bereits Ber- 
urtheilten megen des vorhandenen Zufammenflufjes nicht im Bereiche der 
Wahrfceinlichkeit liegt. Glaubt der Unterfuchungsrichter auf Grund der 
Beftimmung des vorftehenden Artifel3 von einer wiederholten Verfolgung des 
Berurtheilten Umgang nehmen zu milſſen, jo kann der Staatsanwalt am 
Bezirksgerichte in Gemäßheit der angeführten Beftimmungen des Strafpro- 
zeßgeſetzes Bericht über die Sache an den Staatsanwalt am Appellations- 
gerichte erjtatten, um auf diefe Weiſe eine Entjchliegung des Appellations- 
gerichts zu erwirken. ft von dem Unterfuchungsrichter, fei es, weil ex dieß 
ſelbſt für nöthig erachtete, oder fei e8 in Folge einer Entſchließung des Ap- 
pellationsgerichtes, eine meuerliche Unterfuchung eingeleitet und durcchgeführt 
worden, jo bildet diejer Umftand felbftverftändlich in feiner Weife ein Hin- 
derniß für das mit der Beihlußfaffung auf die VBorunterfuchung befaßte Be- 
zirksgericht, die Einftellung des Strafverfahren® zu verfügen, wenn es die 
Borausfegung des vorftehenden Artifel® nicht für gegeben erachtet. 

Eine Ausnahme von der angeführten Berfahrensweife tritt in dem Falle 
ein, wenn ſowohl die bereits abgeurtheilte wie auch die neuerlich entdedte 
ftrafbare Handlung die Natur einer Uebertretung an fich trägt. Hier 
hat nämlich ‚ da eine Vorunterfuhung und Verweiſung bei Mebertretungen 
nicht ftattfindet, in Gemäßheit des Art. 67 des Einführungsgefeges zum 
Straf» und Polizeiftrafgefegbuche zunächft der Staatsanwalt zu prüfen, 
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ob mit Rückſicht auf die Beftimmung des vorftehenden Artitel eine neuer- 
liche Aburtheilung des Berurtheilten geboten erjcheint; ftellt der Staatsan— 
walt einen hierauf gerichteten Antrag, fo ift es dann Sache des Richters, 
entweder diefen Antrag, infoferne er es von vorneherein als unzweifelhaft 
erachtet, daß eine weitere Verfolgung des bereitS Verurtheilten nad) der 
Sadjlage nicht zuläfiig ft, auf Grund deſſen fofort zurückzuweiſen,“) oder 
in dem nach ftattgehabter Verhandlung ergehendem Erkenntniſſe zu entjchei- 
den, ob in Folge der neuerlich abgeurtheilten Uebertretung eine höhere als 
die früher verhängte Strafe auszufprechen ift.?) 

5. Das Gericht hat in dem bei Aburtheilung der menerlich entdedten 
Handlung ergebenden Strafurtheile die für die fonfurrirenden Handlungen 
nach Borjchrift des Art. 84 treffende Geſammtſtrafe auszufprehen. In 
Folge deſſen Fällt zwar durch das fpätere Urtheil die in dem früheren Ur- 
theile erkannte Strafe al3 nummehr in der Gefammtftrafe enthalten von jelbit 
hinweg; dagegen bleiben alle jonftigen Ausſprüche des früheren Strafurtheils, 
alfo namentlih auch der Ausſpruch über den Eintritt von Straffolgen und 
über die Koften der früheren Unterfuchung und des Strafvollzugs in unver— 
änderter Wirkſamkeit fortbeftehen. Das Gejeg räumt nämlich den mit der 
Aburtheilung des neuerlichen Reates betrauten Nichtern dadurch, daß es ihnen 
den Ausspruch der verwirkten Gejanmtftrafe überträgt, in feiner Weije eine 
Eognition über die bereits rechtskräftig abgeurtheilte That ſelbſt ein, und 
wäre auch ein Grund, wodurch das Geſetz hiezu veranlaßt fein könnte, nir— 
gends zu erfehen; diefelben werden vielmehr durch die Funktion des Aus- 
fpruch8 der Gejammtftrafe nur allein zur Prüfung und Entjcheidung darüber 
ermächtigt, ob und immieweit durch das Hinzukommen des neuen Reate eine 
irgendwie ſchwerere Beftrafung des Thäters, als bereit3 gegen .ihn er» 
fannt ift, geboten oder angemefjen erfcheint. Mit Nüdficht hierauf ift vor 
Allem den zur Aburtheilung des neuerlichen Reates berufenen Richtern jede 


!) Der Abg. Dr. Weis batte zwar als Referent über den Strafgefegentwurf 
von 1860 in feinem Vortrage die Aufnahme einer Beſtimmung in das Gefeß bean: 
tragt, daß in allen Fällen, in welchen der Staatsanwalt eine Berbandlung über bie 
neuerlich entdeckte Mebertretung beantragt, eine ſolche jtattfinden müſſſe; allen nach» 
dem diefe Beſtimmung nicht angenommen worden ift, läßt ſich die Berechtigung des 
Einzelmrichters, den Antrag des Staatsanwalts zur Vornahme der Hauptverbandlung 
‚gegebenen Falls auf Grund der Beitimmung des vorjtebenden Artitels zurückzuweiſen, 
wohl um jo weniger bezweifeln, da die Borladung des bereits VBerurtbeilten nad 
Art. 69 des Einführungsgefeges zur Aburtbeilung wegen dev neuerlichen Uebertretung 
jedenfalls ſchon einen Aet der gerichtlichen Verfolgung bildet, in dem vorausgejegten 
Falle aber jede gerichtliche Verfolgung vom Geſetze als unzuläffig erflärt ift. 

?) In ber Pfalz wird die Beurtbeilung darüber, ob die neuerlich entdedte 
ftrafbare Handlung eine ſchwerere Beltrafung des bereits Berurtbeilten annehmen 
läßt, nicht blos in Uebertretungs- ſondern auch im Verbrechens- und Vergebensfällen 
zunächſt Sache der Staatsanwaltſchaft ſein, Da derjelben bortjelbit nadı den 
Beltimmungen bes Code d’instr. cerim, die öffentliche Klage der Regel nad aus: 
ſchließlich zuſteht. Wal. die Anmerkung auf ©. 432, 


' 
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Prüfung ſowohl der That wie auch der Rechtsfrage bezüglich des be- 
reit3 früher abgeurtheilten Reates entrüdt. Was fodann den Strafaus- 
ſpruch im jpäteren Strafurtheile anlangt, fo muß in dem alle, wenn nach 
den Beftimmungen über Beftrafung des Zufammenfluffes die Strafe der ab- 
geurtheilten und die des meuerlichen Neates neben einander zu verhängen 
find, die für das abgeurtheilte Reat ausgefprochene Strafe an fi unverän- 
dert bleiben, und nur allein die für das neuerliche Neat verwirfte Strafe 
damit verbunden werden. Falls dagegen nad) den Negeln über Beftrafung des 
Zufammenflufjes das Abſorbirungsſyſtem Plag zu greifen hat, fo find die 
das neuerliche Reat aburtheilenden Richter dur den Strafausjpruc des 
früheren Strafurtheil3 wenigſtens injoferne gebunden, daß fie unter feinen 
Umftänden eine geringere Geſammtſtrafe aussprechen fünnen, als dem Uebel- 
thäter für die früher abgeurtheilte That allein fchon zuerkannt ift, da es 
bereitS vechtöfräftig feitjteht, daß der Uebelthäter für das letztere Reat die 
hiefür erfannte Strafe verwirkt hat. In der Beurtheilung darüber aber, 
ob und inmieweit das Hinzufommen des nenerlichen Neates nah den Re— 
geln über Beitrafung des Zuſammenfluſſes Beranlaffung zur VBerhängung 
einer die bereit3 erfannte Strafe überfteigenden Geſammtiſtrafe gibt, find die 
das neuerliche Neat aburtheilenden Nichter nicht befchränkt, und bleibt es ihnen 
alfo namentlich auch uhbenommen, für das neuerliche und das früher abgeur- 
theilte Reat zufammen keine höhere Geſammtſtrafe auszusprechen, als ſchon für 
das letztere allein erkannt ift, infoferne fie die für das frühere Neat erkannte 
Strafe auch nach dem Hinzufommen de3 neuen Reates nach den obmaltenden 
Berhältniffen noch als eine hinreichende Beftrafung des Uebelthäters erachten. 

6. Inſoweit der befondere Theil des Geſetzbuchs bei einzelnen Reaten 
fpecielle von den allgemeinen Borjchriften des Art. 84 abweichende Be- 
ftimmungen über die Beftrafung des Zufammenfluffes enthält, muß die aus- 
zufprechende Gefammtftrafe nicht nach den Vorschriften des Art. 84 fondern 
nach den einfchlägigen Specialbeftimmungen bemefjen werden; es ift dieß nur 
eine nothwendige Confequenz des gejeglichen Princips, daß die fuccefjive Ab- 
urtheilung der konkurrirenden ftrafbaren Handlungen feinen Einfluß auf die . 
Größe der vom Uebelthäter filt diefe Handlungen gefeglich vermwirften Strafe 
ausüben fol, und fteht dem namentlich auch nicht der Umftand entgegen, 
daß der vorftehende Artikel den Ausfpruch der nad) den BVBorjchriften des 
Art. 84 treffenden Geſammtſtrafe anordnet, da es ſich ohnehin von felbft 
versteht, daß infoweit, als die Anmwendbarfeit der allgemeinen Vorſchriften 
des Art. 84 durch Specialbeftimmungen ausgefhlofien it, diefe Specialbe- 
ftimmungen aud in dem hier behandelten Falle an Stelle der Vorſchriften 
des Urt. 84 treten müſſen. 

7. Was fchließlid no die Kompetenz zur Aburtheilung der neit- 
erlich entdeckten ftrafbaren Handlung anlangt, jo bringt e8 die Natur der 
Sache mit fi, daß diefe Aburtheilung immer von demjenigen Strafgerichte 
gejhehen muß, welches zur Erkennung der nad Vorſchrift des Geſetzes aus- 
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zufprechenden Geſammtſtrafe zuftändig ift. Iſt alfo 3. B. die bereits 
erfannte Strafe eine Verbrechensſtrafe, jo kann die Aburtheilung des Uebel: 
thäter8 wegen einer neuerlich emtdedten, nur mit einer Bergehens- oder 
Uebertretungsftrafe bedrohten ftrafbaren Handlung gleichfalls nur vor dem 
Schwurgerichte erfolgen, da der Ausſpruch darüber, welchen Einfluß diefe 
Handlung auf die Beitrafung des Uebelthäter8 ausübt, d. 5. alfo, welche 
Gejammtftrafe für das bereit abgeurtheilte Verbrechen in Verbindung 
mit den übrigen konkurrirenden Handlungen feinem Berjchulden angemefjen 
ift, nach den Beftinnmungen des Strafprozeſſes nur allein dem Schmurge- 
richtshofe zufteht. Und es muß diefer Grundjag ſelbſt in jenen Fällen feit- 
gehalten werden, in welchen nach Borjchrift des Art. 84 das Cumulirumgs- 
ſyſtem Plag zu greifen hat, wie z. B. wenn die bereit3 erfannte Strafe 
eine Gefängnißftrafe, die meuerlich zur Aburtheilung kommende Handlung 
aber eine mit Geldftrafe bedrohte Mebertretung ifl; denn die Entjcheidung 
darüber, ob und welche Geldftrafe für eine fonfurrivende Uebertretung mit 
der für ein Vergehen verwirkten Gefängnißjtrafe nah Maßgabe der gejeß- 
fichen Beftimmungen zu verbinden ift, fann immer nur von dem zur Abur« 
theilung von Bergehen zuftändigen Strafgerichte ausgehen. 


Art. 86. 


Wenn bei der nach Art. 85 Abſatz 2 eintretenden fpäteren Aburs 
theilung auf Todes= oder Iebenslängliche Zuchthausftrafe erfannt wird, 
fo bleibt der etwa ſchon vollftändig oder theilweife flattgefundene Voll- 
zug des früheren Strafurtheils außer Berückſichtigung. 

In andern Fällen ift die jpäter erfannte Strafe foweit, als etwa 
das frühere Strafurtheil ſchon vollzogen ift, für bereits erftanden zu 
erklären, wobei eine ſchon vollzogene Gefängniß- oder Arreftjtrafe, a 
an einer noch zu erjtehenden Zuchthausftrafe abzurechnen ift, nur zu 
drei Biertheilen ihrer Dauer in Anſatz gebracht wird und bezüglich ber 
ganz oder theilweife vollzogenen Geldftrafen der im Art. 27 feſtgeſetzte 
Mapftab in Anwendung Fommt. 


Entw. von 1855 Art. 89; Geſetzg. Aush. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 56, 236, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 165, Prot. Bd. ©. 316; Entw, 
von 1860 Art. * uw Ausſch. Verb. von Wr — Abg. K. Abth. J. 
. 140, Abth. U. ©. 16, der Reichsr. K. Prot. Bd. J. 


Eine nothwendige Conſequenz des geſetzlichen Grundſatzes, daß der 
Umſtand, ob die mehreren zuſammentreffenden ſtrafbaren Handlungen gleich— 
zeitig oder fucceffive zur Entdeckung und Aburtheilung kommen, keinen Ein- 
fluß auf die Beftrafung derjelben ausüben fol, bejteht darin, daß in dem 
Falle, wenn zur Zeit der Aburtheilung des fpäter entdedten Reates die für 
das früher abgeurtheilte Heat zuerkannte Strafe bereit? ganz oder theilweife 
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erftanden ift, diefe ſchon erftandene Strafe an der nach Vorſchrift des 
vorhergehenden Artifel3 auszufprechenden Gefammtitrafe in Abrehnung 
gebracht werden muß, infoweit eine foldhe Abrechnung - überhaupt mög- 
ich ift. — 

1. Die Möglichfeit einer Abrechnung der ſchon erftandenen Strafe er- 
jheint durch die Natur der Strafe im dem Falle ausgefchloffen, wenn die 
auszufprechende Gejammiftrafe die Todes- oder lebenslänglihe Zucht— 
hausftrafe ift, und fchreibt deshalb das Geſetz vor, daß hier der jchon 
gänzlich oder theilmeife ftattgefundene Strafvollzug außer Berückſichtigung zu 
bleiben hat. — Was hiebei insbefondere den Fall anlangt, wenn die auszus 
Iprechende Gefammtftrafe die Todesstrafe ift, jo läßt es fich zwar nicht ver- 
fennen, daß diejelben Gründe, welche den Geſetzgeber bewogen haben, im 
Art. 13 bei der wiederholten Aburtheilung eines Uebelthäter in Bayern 
wegen einer bereit3 in Auslande abgenrtheilten Handlung dann, wenn der 
Uebelthäter wegen der fraglichen Handlung im Auslande bereit8 eine Frei- 
heitsftrafe von zwei Jahren oder darüber erjtanden hat, die Ummandlung 
der durch diefe Handlung in Bayern verwirkten Todesftrafe in lebensläng- 
liches Zuchthaus anzuordnen, ganz im gleicher Weife dafür fprechen, daß 
eine folche Ummandlung der Todesftrafe in lebenslänglihe Zuchthausftrafe 
auch in dem Falle Pla greife, wenn ein lebelthäter wegen eines fpäter 
entdedten Verbrechens die Todesftrafe verwirkt, zur Zeit der Aburtheilung 
dieſes Werbrechend aber wegen einer fonfurrivenden andern Handlung im 
Inlande bereits eine Freiheitsftrafe von zwei Jahren oder darüber erjtanden 
hat. Allein da der vorjtehende Artikel eine desfallfige Beftimmung nicht 
enthält, die analoge Anwendung der Vorschrift des Art. 13 zur Ergänzung 
einer Lücke des Gejeges -aber hier, wo es ſich um die Frage handelt, mit 
welher Strafe eine Handlung zu beftrafen ift, nah der auf ©. 46 
zu Art. 3 gegebenen Erörterung unzuläffig erfcheint, jo ift der Richter in 
dein vorausgeſetzten Falle nicht dazu befugt, eine bereits erftandene Freiheits- 
ftrafe won zwei Jahren oder darüber in der angegebenen Weife zu berüd- 
fihtigen, und muß es vielmehr hier dem Wege der Gnade überlaſſen bleiben, 
im Intereſſe der Gerechtigkeit vermittelnd einzugreifen. — 

Iſt die auszufprechende Gejammtftrafe eine andere, als die Todes- 
oder lebenslänglihe Zuchthausftrafe, jo erfcheint die Abrechnung der bereits 
erftandenen Strafe an der Geſammtſtrafe jederzeit möglich, und muß deshalb 
hier die im dem neuerlichen Urtheile erkannte (Geſammt-) Strafe infomweit, 
als das frühere Strafurtheil jchon vollzogen ift, fiir bereit3 erftanden erklärt 
werden. 

2. Was die Art und Weije der Anrechnung der bereit3 erftandenen 
Strafe anlangt, jo verfteht es fich von jelbit, daß im dem Falle, wenn die 
auszuſprechende Gejammtftrafe und die bereit3 erftandene Strafe ganz gleich— 
artig find, die legtere im ihrer vollen Dauer, beziehungsweife inſoweit es 
fih um Geldftrafe handelt, in ihrem vollen Betrage an der Geſammtſtrafe 
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in Abrechnung gebracht werden muß. — Eind dagegen die auszufprechende 
Gejammtftrafe und die bereits erjtandene Strafe ungleidhartig, fo find 
folgende Fälle zu unterjcheiden: 

a. Die zu erfennende Geſammtſtrafe kann Zuchthaus, die bereits 
erftandene Strafe aber gewöhnliche Gefängnißftrafe oder Arreftftrafe 
fein. — Im einem joldhen Falle ift nach Vorſchrift diefes Artikels die er- 
ftandene Strafe nicht in der vollen, jondern blos zu drei Biertheilen 
ihrer Dauer an der Geſammtſtrafe in Abrechnung zu bringen. Die Zucht— 
hausſtrafe ift nämlich nicht allein nach dem Syſteme des Geſetzbuchs ſchon 
an ſich eine viel höhere Strafe, jondern es ſoll diejelbe nach dem Willen 
des Geſetzes auch Hinfichtlich der Art des Vollzuges ein weit intenfiveres 
Uebel fein, wie die Gefängniß- und Arreftjtrafe; wegen dieſes wefentlichen 
Unterfchiedes erachtet es das Geſetz für angemefjen, je vier Tage Gefängniß 
oder Arreft drei Tagen Zuchthaus gleichzuftellen. Die gleiche Behandlung 
der Gefängniß- und Arrejtitrafe findet ihre Erklärung darin, weil bei diejen 
beiden Strafarten ein erheblicher Unterſchied binfichtlih der Intenfivität des 
Bollzugs nicht befteht. — Daß bei der Abrechnung einer bereit3 vollzogenen 
Gefängniß- oder Arreftitrafe an der Zuchthausitrafe die lediglich auf die 
Strafausmefjung Bezug habende Vorſchrift des Art. 22, wornach Bruch— 
theile eines Monats bet der Zuchthausſtrafe außer Anſatz zu laſſen find, 
feine Anwendung findet, wurde bereits bei der Erörterung des Art. 22 er- 
wähnt. — Wenn e8 fi bei der Abrechnung ergibt, daß nach dem gejeg- 
lichen Abrechnungsmaßſtabe Bruchtheile eines Tages der Zuchthausftrafe für 
erftanden zu erklären wären, fo - wird der treffende Tag zu Gunſten des 
Berurtheilten immer ganz in der außzufprechenden Gejammtftrafe in Abzug 
zu bringen fein, jo daß alſo 3.2. in den Falle, wenn der Berurtheilte be- 
reit3 eine dreißigtägige Gefängnißftrafe erftanden hat, nicht blos 22'/, fon- 
dern 23 Tage an der Zuchthausftrafe für erftanden erklärt werden müſſen; 
denn das Geſetz läßt in Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 27 Ab. 4 auch 
bei der Ummandlung eimer Geldftrafe in Gefängniß- oder Arreftitrafe die” 
fich ergebenden Bruchtheile eines Tages dem Berurtheilten zu Gunften : 
rechnen, und erfcheint die analoge Anwendung dieſer Gejegesvorfchrift auf 
den hier erwähnten Fall um jo mehr gerechtfertigt, da bei der Zucht 
hausftrafe eine minutiöſe Rückſichtnahme auf Bruchtheile eines Tages jeden- 
falls noch weit weniger als bei der Gefängniß- oder Arreftftrafe am 
Plage iſt. — 

b. Die auszuſprechende Geſammtſtrafe kann Zuchthaus-, die bereits 
erſtandene aber eine im Zuchthaus zu vollziehende Gefängnißſtrafe 
ſein. — Hier muß die erſtandene Strafe ſtets in ihrer vollen Dauer an 
der zuzuerkennenden Zuchthausſtrafe abgerechnet werden. Da nämlich die im 
Zuchthaus vollzogene efängnißftrafe nach dem bei Art. 18 auf ©, 112 
Gefagten der Zuchthausitrafe rückſichtlich der Intenſivität der Strafe völlig 
gleich jteht, und dem einzigen Hinfichtlih der Straffolgen de3 Art. 31 
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und 32 zwijchen dent wirklichen Zuchthausfträflinge und dem eine Gefäng- 
nißftrafe im Zuchthaufe erftehenden Sträflinge beftehenden Unterfchiede bei 
feiner Geringfügigfeit und weil er mebftden in der Negel ohne alle prac- 
tiiche Bedeutung fein wird, ein bejonderes Gewicht nicht beigelegt werben 
fann, jo liegt vor Allem ein innerer Grund, welcher in dem angeführten Falle 
die Abrechnung von nur drei Viertheilen der erjtandenen Strafe rechtfertigen 
könnte, offenbar nicht vor. Sodann jteht auch der Abrechnung der vollen Dauer 
der im Zuchthaufe erjtandenen Gefüngnißftrafe an der Zuchthausftrafe die Vor— 
Schrift des vorftehenden Artifel3 in feiner Weife entgegen, da das Geſetz, 
wenn e3 die Reducirung einer ſchon „vollzogenen Gefängnißftrafe” anordnet, 
hierunter nur eine „al8 Gefängnißſtrafe“ umd nicht eine „als Zucht- 
hausſtrafe“ vollzogene Gefängnißftrafe im Sinne hat. Was aber endlich 
den Umftand anlangt, daß das Gefeg die im Zuchthaus vollzogene Gefäng- 
nißjtrafe nicht bejonders erwähnt und über die Art und Weife der Abrech— 
nung derjelben an der Zuchthausitrafe überhaupt nichts beftimmt, jo fann 
auch hierin fein Grund gefunden werden, die Richtigkeit des aufgeftellten Satzes 
in Zweifel zu ziehen; denn diefer Umftand findet feine natürliche Erklärung 
darin, weil das Geſetz bei der völlig identifchen VBollzugsart der Zuchthaus- 
ftrafe und der im Zuchthaufe zu erjtehenden Gefängnißftrafe ganz in gleicher 
Weife, mie die auch bezüglich des Verhältniſſes der Oefängnißftrafe zur 
Arreftitrafe geichehen ift, e8 ohnehin als unzweifelhaft und fich von ſelbſt 
verftehend erachtet hat, daß die im Zuchthaus zu erjtehende Gefängnißftrafe 
in ihrer vollen Dauer an der Zuchthausftrafe abgerechnet werden muß. ") 


% 

Y Der aufgeßeifte Sap, daß eine im Zuchthauſe vollzogene Gefängnißitrafe 
in ihrer vollen Dauer an der Zuchthausſtrafe abzurechnen ift, findet auch feine 
Beftätigung in der Entſtehungsgeſchichte des Art. 86 des Geſetzbuchs. Der correspons 
dirende Art. 89 Abf. 2 des früheren Gntwurfs von 1855 batte eine tbeilweife 
andere Faſſung, indem daſelbſt nichts darüber gejagt war, wie es mit der Abrechnung 
einer Arre ſiſtrafe ſowie einer Geldſtrafe an der Zuchthausſtrafe zu halten ſei. Der 
Referent im Geſetzg. Ausſch. der Abg. K. Dr. Weis machte in feinem Bortrage auf 
diefen Mangel aufmerkfam, bob dabei ausdrüdlich hervor, daß begreiflich fein Grund 
vorliege, eine im Zuchthauſe vollzogene Gefängnißſtrafe nur zu drei Biertheilen ihrer 
Dauer an der Zuchthausſtrafe in Anſatz zu bringen, und beantragte, um dieß im 
Geſetze felbit auszudrüden, folgende Faflung: „In andern Fällen iſt die jpäter er— 
fannte Straftjoweit, als etwa das frühere Strafurtbeil ſchon vollzogen ift, für bes 
veits erftanden zu erklären, wobei eine ſchon vollzogene Gefängniß- oder Arreitftrafe, 
welche an einer noch zu erjtehenden Zuchtbausftrafe abzurechnen ift, vorausgejeßt, 
daß fie niht im Zuchthauſe vollzogen wurde, nur zu drei Biertbeilen 
ihrer Dauer in Anfag gebracht wird.‘ Bei der Beratbung im Gejeßg. Ausſch. der 
Abg. K. wurde jedoch damals beſchloſſen, überhaupt jede Gefängniß- und Arreftitrafe in 
ihrer vollen Dauer an der ZJuctbausitrafe abzurechnen und demgemäß dev ganze 
Nachſatz „wobei eine ſchon vollzogene ꝛc. ꝛc.“ geftrichen. 

ALS hierauf die Beſchlüſſe des Geſetzg. Ausſch. der Abg. K. Über den allgemeinen 
Theil des Entwurfs von 1855 in den Gejeßg. Ausich. der Reichsr. K. gelangten, 
trug der Referent daſelbſt Neichsrath von Maurer in jeinem Vortrage darauf an, 
dem fraglichen Artikel die vom Neferenten im Geſetzg. Ausich. der Abg. K. Dr. Weis 

29° 
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c) Die auszufprechende Geſammtſtrafe kann Zucht ha us-, die bereit voll- 
zogene aber Geldſtrafe ſein. — In dieſem Falle iſt die ſchon bezahlte Geld— 
ſtrafe unter Zugrundelegung des im Art. 27 beſtimmten Maßſtabs vorerſt in 
Gefängniß- beziehungsweiſe Arreſtſtrafe umzuwandeln, und ſodann die hienach 
ſich ergebende Gefängniß- beziehungsweiſe Arreſtſtrafe zu drei Viertheilen ihrer 
Dauer an der zuzuerkennenden Zuchthausſtrafe abzurechnen.) 

Hiebei wirft ſich die Frage auf, ob bei der Umwandlung der Geldſtrafe 
in Arreſtſtrafe die Beſtimmung des Art. 27 Abſ. 4 des Geſetzbuchs und 
des Art. 7 Abſ. 3 des Einführungsgeſetzes Anwendung zu finden hat, d. h. 
ob in dem Falle, wenn nach dem Maßſtabe von drei Gulden Geld — einem 
Tage Arreſt die ſich ergebende Arreſtſtraſe die Dauer von zweiundvierzig Ta- 





beantragte Faſſung zu geben, indem er ſich mit deſſen Vorſchlägen durchaus ein 
verftanden erklärte; dabei finden ſich jedoch in der von dem Reichsrathe von 
Maurer reprobueirten Faſſung des Dr. Weis die Worte „vorausgejegt, daß fie 
(die Gefängnißitrafe) nicht im Zuchthauſe vollzogen wurde” „nicht vor. Ein 
Grund für dieſe Auslafjung ift nicht angegeben; es fann aber bei dem Umftande, daß 
Reichsrath von Maurer fich im jeinem Vortrage obne jeden Vorbebalt mit den 
Borichlägen des Dr. Weis einverftanden erklärt batte, die bezeichnete Auslafjung, 
wenn man nicht allenfalls ein blojes Verfeben annehmen wollte, ihren Grund nur 
allein darin haben, weil Neihsratb von Maurer Dasjenige, was durch diejen 
Beiſatz ausdrüdlich ausgeſprochen werden jollte, als ſich von jelbft verſtehend und 
deshalb den Beiſatz für überflüſſig erachtet bat, Bei der Beratbung im Gejeßg- 
Ausich. der Reichsr. K. wiederholte Neihsratb von Maurer, daß er lediglich die 
von dem Referenten in der Abg. K. beantragte Faſſung veproducire, und wurde jodann 
der Artikel, nachdem mod der damalige kgl. Staatsminifter der Juſtiz Dr. von 
Ningelmann erklärt batte, daß ibm der Vorſchlag der beiden Referenten voll: 
fommen begründet jcheine, in der vom Neichsratbe von Maurer proponirten Faſſung, 
alſo ohne den obenerwähnten Beiſatz angenommen. Diefe Faſſung ift dann auch 
wörtlich in den Entwurf von 1860 und in das gegenwärtige Geſetzbuch übergegangen, 
ohne daß weitere Debatten hierüber in den Geſetzgebungsausſchüſſen der beiden Kam— 
mern oder in den beiden Kammern ſelbſt ſtattgefunden haben. 

Die vorſtehende Darlegung der Entſtehungsgeſchichte des Art. 86 des Geſetzbuchs 
läßt wohl einen begründeten Schluß darauf zu, daß die ſämmtlichen drei Geſetzgeb— 
ungsfactoren darüber einig waren und es als in der Natur der Sache liegend be— 
trachteten, daß eine vollzogene Gefängnißſtrafe nur unter der Vorausſetzung, daß 
ſie nicht im Zuchthaufe, ſondern in Wirklichkeit im Gefängniſſe vollzogen wurde, 
blos zu drei Viertheilen ihrer Dauer an der Zuchthausſtrafe abzurechnen iſtz denn 
wäre dieß nicht der Fall geweſen, ſo würde ſicherlich, nachdem einmal dieſer Punkt 
von dem Referenten Dr. Weis angeregt und in dem angeführten Sinne entſchieden 
worden War, von irgend einer Zeite eine Widerlegung der Aufftellung des Dr. Weis 
verfucht worden fein. 

1) Die Abrechnung einer ſchon vollzogenen Geldjtrafe an der Juchtbausitrafe 
kann übrigens jelbjtverftändlich nur in dem alle Platz greifen, wenn die Gelditrafe 
für eine jtrafrechbtliche Webertretung zuerfannt worden iſt; denn bei dem Zuſam— 
menfluſſe eines Verbrechens mit einer mit Geldjtrafe bedrobten polizeilichen Weber: 
tretung muß nadı Vorjchrift des Art. 24 des Polizeiftrafgejeßbuchs (vgl. das eben 
bei Art. 84 auf S. 431 Gefagte) eine Gummlirung der beiden gejeßlich verwirk— 
ten Strafen eintreten. 
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gen beziehungsweiſe von drei Monaten überfteigt, dennoch nur Arreft in Dem 
bezeichneten Daner ald Aequivalent der bezahlten Geldftrafe zu erachten ift — 
— Dieje Frage muß bei richtigem Berftändniffe des Gefeges fiherid ve c— 
neint werden. „Der innere Grund der gefeglichen Beftimmung, dA Ber 
Uebertretungen Die an Stelle der Geldſtrafe tretende Arreftftrafe regelmäßig 
niemal3 die Dauer von zweiundvierzig Tagen beziehungsweife drei Monaterx 
überfteigen darf, beſteht darin, weil das Geſetz nicht will, daß die weg e 
einer blojfen Uebertretung zu einer Geldftrafe Verurtheilten im Fale Hrex- 
Zahlungsunfähigfeit als Zurrogatftrafe eine Freiheitsentziehung von fplangex 
Dauer erleiden, melche in feinem Berhältniffe zu der geringen Straffurfer tz 
der mit Geldftrafe bedrchten Uebertretungen ftehen würde. Iſt aber hiena Ey 
die Beltimmung des rt. 27 Abſ. 4 des Strafgeſetzbuchs und De 
Art. 7 Abſ. 3 des Einführungsgefeges lediglih zu Gunften des zu einen 
Gelditrafe Berurtheilten und nur allein für den Fall gegeben, wnn Die 
Geldftrafe bei vorhandener Unmöglichkeit ihres VBollzugs in rreft- 
ftrafe umgewandelt werden muß, fo folgt daraus von jelbft, dag es grade — 
zu dem Geifte des Geſetzes und der Gerechtigkeit entgegen wäre, wern xx 
man diefe Beltimmung zum Nachtheile des Berurtheilten in dem wejeret_ 
(ich verfchiedenen Falle, wenn aus bejonderen Berhältniffen die Abrechn aa x 
einer ſchon vollzo genen Geldſtrafe an einer Freiheitsſtrafe nothwert D ii 
erſcheint, gleichfalls zur Anwendung bringen wollte. Demgemäß muß ati» 
bei der nah Mafgabe des vorftehenden Artikels erfolgenden Reduction einer 
Geldftrafe in Arreftftrafe jederzeit und unter allen Umftänden die garı ze 
Dauer der nach dem Ummandlungsmaßftabe von drei Gulden Geldſtrafe — 
einem Tage Arreſt ſich berechnenden Arreſtſtrafe als Aequivalent dr GeIm- 
ſtrafe erachtet werden. RE: 

d. Die auszuſprechende Geſammtſtrafe kann eine im 8 uchthauſſe 3 1: 
vollziehende Gefän gnißitrafe, die bereits erftandene Strafe aber eine 
gewöhnlihe Gefän gniß- oder eine Arreftitrafe ſein. — In dieferer 
Falle darf bei der pölligen Identität des Vollzug einer im Zuchthauſe Zır 
vollziehenden Gefängnißitrafe mit der Zuchthausſtrafe die erſtandene Se_ 
fängniß- beziehungsmeife Arreſtſtrafe nur zu drei Viertheilen ihrer Dauer 
an der zuzuerkennenden N — — werben, und Wirk 
in dieſet BR auf das sub lit. eſagte verwieſen. 
De Geſammtſtrafe kann eine — — & en 
fängnißftrafe, und Die bereits erftandene dieſelbe Strafe oder eine 
Arreftftrafe fein. — Was hier den Vollzugsort der Strafe lange, 
jo bringt 8 vor Allenı die Natur der Sache mit ſich, daß in dem Falle, 
wenn der Strafvollzug des bereits erſtandenen Theiles der elant Se_ 
ſammtſtrafe in einer Sefangenanftalt jtattgefunden hat, der noch zu erſtehent De 
Theil dieſer Strafe gleichfalls dortſelbſt zum Vollzuge kommen muß. Da t 
dagegen der Vollzug Des bereits — Deiles ber —— ltr 
Bezirkögerichts- oder Polizeigerichtögefängniffe tatigefunden, ſe May 
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gabe der bei Art. 18 auf ©. 111 gemachten Ausführung nur allein die 
Dauer der noch zu erftehenden Strafzeit für die Entjcheidung der Frage 
maßgebend, ob der fernere Strafvollzug in der Öefangenanftalt oder im Be— 
ziefsgerichtögefängniffe zu geſchehen hat. 

f. Die auszufprechende Gefammtftrafe kann Zuchthaus- oder auch 
Gefängnißftrafe und die bereit3 erjtandene Strafe gleichfalls eine Zuch t— 
haus- beziehungsweife Gefängnißftrafe fein; dabei kann jedoch der Boll- 
zug der erftandenen Strafe zufolge vichterlicher Anordnung in einer Feſt— 
ung ftattgefunden haben, während die auszuſprechende Gejammtftrafe, weil 
das Gericht bei der Aburtheilung der neuerlich entdedten Handlung mit 
Rückſicht auf deren Beichaffenheit die Anordnung des Strafvollzugs in einer 
Feftung nicht für angemefjen erachtet hat, in den gewöhnlichen Straf: 
anftalten,zu vollziehen ift. — In diefem Falle muß die erftandene Strafe 
in ihrer vollen Dauer abgerechnet werden; denn wenn auch nicht zu ver- 
fennen ift, daß hier dem Uebelthäter durch den Vollzug der bereits erftandenen 
Strafe in der Feftung ein umverdienter Vortheil zugegangen ift, jo berechtigt 
doch diefer Umftand nicht dazu, eine Meduction der erftandenen Strafe bei 
ihrer Abrechnung an der Gefammtftrafe vorzunehmen, da eine ſolche Reduf- 
tion im Geſetze nicht vorgefchrieben ift, der Strafpollzug in der Feſtung auch 
nur in einem coordinirten Verhältniffe zu dem Strafvollzuge in den gemöhn- 
lichen Strafanftalten fteht, und zudem nirgends ein Maßſtab zu erfehen wäre, 
nach welchem die in der Feſtung erjtandene Zuchthaus- oder Gefängnißftrafe 
bei ihrer Abrechnung an einer in den gewöhnlichen Strafanftalten zu er- 
ftehenden Strafe verkürzt werden follte. 

g. Der weitere Fall, wenn die wegen der neuerlich abgeurtheiiten Hand- 
fung verwirfte Strafe eine Gefängniß- oder Arreftftrafe, die bereits 
pollzogene Strafe aber eine Geldftrafe it, bietet feine Schwierigkeiten dar, 
indem bier lediglich die Verbindung der für die fonfurrivenden Neate ver- 
wirkten verfchtedenen Strafen auszufprehen und hiebei die ſchon in Vollzug 
geſetzte Geldftrafe als getilgt zu erklären ift. — In ähnlicher Weife verhält 
e8 fih in dem umgefehrten Falle, wenn die Strafe des neuerlichen 
Reates eine Geldftrafe und die des früher abgenrtheilten Reates eine bereits 
ganz oder theilmeife erftandene Gefängniß- oder Arrefttrafe if. Was hie— 
bei insbejondere die Frage anlangt, an welchen Orte die im Falle der Un- 
einbringlichfeit der Geldftrafe an ihre Stelle tretende Surrogatftrafe zu voll- 
ziehen ift, jo muß hier, infoweit dieß nad der Sachlage iiberhaupt möglich 
ift, ganz im derjelben Weife verfahren werden, al3 wenn die Gefängniß- oder 
Arreft- und die Gelditrafe ſchon von Anfang an mit einander verbunden 
gewejen wären, und wird im dieſer Beziehung auf die bei Art. 27 auf 
©. 146 gemachte Ausführung verwiefen. 

3. Es fann auch vorkommen, daß die wegen der zuerſt abgeurtheilten 
Handlung zuerkannte Strafe zur Zeit der Entdeckung und Aburtheilung der 
andern konkurrirenden Handlung im Wege der Gnade entweder gänzlich 


Andere Fälle des Zufammenflufies. Art. 86. 1-5 


erlaffen oder im eine andere nach Dauer oder Gattung geringere Strafe Hber- 
abgejeßt und wielleiht dieſe herabgeſetzte Strafe ſelbſt wieder ganz oder t ũ IL⸗ 
weiſe erſtanden iſt. — In einem ſolchen Falle muß die wegen des zuaft ab- 
geurtheilten Reates zuerfannte Strafe infoweit, als ein Nachlaß darfelber 
im Gnadenwege ftattgefunden hat, für erftanden erachtet werden, wogegen 
im Mebrigen auf die erfolgte Begnadigung eine weitere Rückſicht niht gen o rrı- 
men werden Darf. Hienach ift alfo vor Allen 

a. bei Prüfung der Frage, ob ſich das Eimgetretenfein einer idiwvecexcen 
Beſtrafung fiir Die Fonkurrivenden Reate bei deren gleichzeitigen Aburtheilaurıg 
annehmen läßt, nur allein die fir das bereits abgeurtheilte Reat zuerfan zu te, 
nicht aber die im  Önadenmege herabgejegte Strafe maßgebend, und Deaurf, 
wenn diefe Frage nad) ben obmwaltenden Berhältniffen verneint werden zum ar, 
eine gerichtliche WBerfolgung und Beftrafung des Uebelthäters wegen »-e3 
neuerlich entdeckten Reates nicht ſtattfinden. Denn wenn es auch aller Dĩ zucg3 
möglich iſt, daß in Dem Falle, wenn der Uebelthäter ſchon bei jeiner er ften 
Aburtheilung zugleich auch des neuerlich entdedten Reates ihuldig ve it 
worden wäre, eine Begnadigung desfelben gar nicht oder wenigſtens nicht — 
dem geſchehenen Umfange erfolgt ſein würde, ſo berechtigt doch dieſer MN: 
ftand nicht dazu, von der gefeßlichen Vorſchrift des Art. 85 abi. 1 abz.- 
weichen, und dieß mt fo weniger, da dem Richter eine Cognition darit Ber, 


ob bei erfolgter gleichzeitiger Aburtheilung der konkurrirenden Reate ein 
Begnadigung dennoch eingetreten wäre oder nicht, überhaupt gar Trich 
zufteht. — 


b. Wenn die gefetlihe Vorausſetzung des Art. 85 Abi. 1 zur Wer— 
folgung und Aburtheilung des Uebelthäter3 wegen des neuerlich entde Aten 
Reates gegeben ift, fo muß in dem nenerliden Strafurtheile jeberzeit — 
vom Uebelthäter für die konkurrirenden Reate geſetzlich verwirkte 3 
ſammtſtrafe nach Maßgabe der Beſtimmungen des Art. 84 merFaremt 
werden, ohne daß eine Nücficht darauf genommen werden darf, daß die im 
früheren Strafurtheile für das zuerst abgeurtheilte Reat erkannte Strafe im 
Önadenwege eine Herabſetzung oder Umwandlung erfahren ht. Dame; 
muß gel im neuerlichen Strafurtheile auszuſprechende Gefammtitrafe richt 
blos infomeit, als fie ſchon wirklich vollzogen iſt, ſondern auch inſoweit, als 

hgelaffen murde, für hereit3 erftanden xelärı 


ie im Gnadennre ge na | 
ns foferne an dieſer Geſammiſtrafe nach ihrer Natur die Abrech a ung 
einer andern Strafe iiberhaupt möglich ift; dieß folgt ‚mut Nothwendi Sfeit 


Yrachlak der Strafe im Gnadenwege nach den allgemei, 
eier dem wirklichen Erftehen derſelben in der ir 
ung völlig gleichſteht. —— Wenn aljo 3. B. ein Uebelthäter, welcher we Pr 
eines früher abgeurtheilten Reates zu vier Jahren —— Der, 
aber zu einem Jahre Gefängniß begnadigt wurde, noch vor er 3 feiner 
Strafe wegen eines geuerlich entdedten mit dem früheren fon urrive cn 
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Reates abgeurtheilt und hiebei zu einer Geſammtſtrafe von acht Jahren 
Zuchthaus verurtheilt wird, jo müſſen an diefer Geſammtſtrafe im Straf- 
urtheile drei Jahre und drei Monate als bereits erjtanden erklärt werben ; 
denn da die im Gnadenwege auf ein Jahr Gefängniß herabgefeßte Strafe 
nach dem gefeglichen Maßftabe gleich neun Monaten Zuchthaus ift, fo er- 
fcheinen von der für das zuerft abgeurtheilte Neat erkaunten vierjährigen 
Zuchthausftrafe drei Jahre und drei Monate als im Gnadenwege nachge— 
lafjen, und ift fomit diefer Theil der Strafzeit für beveit3 erſtanden zu er- 
ahten. Waren aber zur Zeit der Aburtheilung des neuerlich entdedten 
Neates an der im Wege der Gnade herabgejegten Strafe von einem Jahre 
Gefängniß 3. B. bereits. acht Monate zum Bollzuge gekommen, fo müſſen, 
da acht Monate Gefängniß gleich ſechs Monaten Zuchthaus find, noch wei- 
tere ſechs Monate der Gefammtjtrafe als erftanden erklärt werden, und 
beträgt alfo hier die Strafzeit, welche an der zuerfannten Zuchthausftrafe von acht 
Jahren als erftanden abzurechnen ift, im Ganzen drei Jahre und neun Monate. 

4. Eine Schwierigkeit entfteht auch in dem Falle, wenn eine Perſon, welche 
wegen einer an ſich nach bayerischen Gefegen jtrafbaren Handlung bereits 
im Auslande abgeurtheilt und beftraft worden ift und aus diefem Grunde 
nad Vorſchrift des Art. 13 wegen diefer Handlung in Bayern nicht mehr 
verfolgt werden darf, noch eine weitere mit der im Auslande abgeurtheilten 
und beftraften fonfurrivende ftrafbare Handlung verübt hat, welche in Bayern ver— 
folgt werden muß. Hier ift es nämlich nicht möglich, in der in diefem und dem 
vorhergehenden Artikel vorgefchriebenen Weife zu verfahren, da in Folge des Um— 
ftandes, daß auf die bereits im Auslande beftrafte Handlung die Beitimmungen 
der bayerischen Strafgefeße feine Anwendung finden können, eine Prüfung darüber, 
ob für beide Handlungen im Falle gleichzeitiger Aburtheilung eine ſchwerere 
Beftrafung (nach bayerifchen Gefegen) eingetreten fein würde, fowie der Aus: 
fpruch der hienad) vermwirkten Gefammtftrafe von felbft ausgefchlofien erjcheint, 
Unter diefen Verhältnijfen bleibt in dem vorausgefegten Falle nur der Weg 
übrig, die noch nicht beftrafte Handlung felbftftändig und ohne Nüdficht auf 
die damit fonfurrivende bereits im Auslande abgenrtheilte Handlung zu ver- 
folgen und zu beftrafen, und ftellt jich diefes Verfahren um fo mehr als ge- 
rechtfertigt dar, weil bei einer Handlung, welche im Inlande nicht mehr ver- 
folgbar und aljo den Beftimmungen der bayerischen Strafgefege überhaupt 
nicht unterworfen ift, der Natur der Sache nach auch die in diefen Geſetzen 
enthaltenen VBorfchriften über die Beftrafung des Zufanmmenfluffes nicht zur 
Anwendung kommen können. Dem Wege der Gnade muß es dan überlafjen 
bleiben, in jenen Fällen, in welchen der Webelthäter in Folge des bezeichne- 
ten Verfahrens für die fonfurrivenden jtrafbaren Handlungen mit Nücdficht 
auf die bereits im Auslande erlittene Beftrafung im Ganzen eine höhere 
Geſammtſtrafe zu erſtehen hat, als ihn nah den bayerifchen Strafgejegen 
hätte treffen fünnen, die durd) die obmaltenden befondern Berhältnifie her— 
vorgerufene Härte auszugleichen. 


vl 
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Art. 87. 


Berübt Jemand, welcher zu einer zeitlich begrenzten Freiheitsftr- u Fe 
rechtsfräftig verurtheilt ift, ‚vor Antritt derfelben oder wihrend Des 
Strafvollzuges neuerdings eine ebenfalls mit zeitlich begrenzter Frei h e 
ſtrafe zu belegende ſtrafbare Handlung und beſteht eine dieſer Strafen 
in Zuchthaus, die andere in Gefängniß oder Arreſt, fo tritt eine Pa or- 
wandlung der Gefängniß- besiehungsweife Arreftitrafe, foweit eTelße 
noch nicht erftanden ift, im Zuchthausftrafe ein, wobei jdoh nur Drei 
Viertheile der Dauer der noch zu erftehenden Gefängniß? oder Arrejt- 
ftrafe in Anfag gebracht werden. 

Deitehen die zufammentreffenden Strafen in Gefängniß- und Au a Tt- 
ftrafe, fo iſt die letztere in derjelben Anftalt zu vollzichen, in welch er 
die Gefängnißftrafe vollzogen wird. 

Entw. don 1855 Art. 90 1. I1; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 bexr Dub, 
K. 2b. I. ©. 57, 238, ber Reider. K. Beil. Bd. ©. 167, Prot. Bd. ©. 319; CS au tan. 


von 1860 Art, 86 u. 3875 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. MY br 5.7 
E. 140, Abthl. IT. S. 16, 89, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 88, Prot. Bd. 5 "5% 


Während die beiden vorhergehenden Artikel von dem Falle harr D ein, 
wenn mehrere ſchon vor dem Zeitpunfte der erfolgten vechtäfräftigen S2TYE- 
urtheilung des Uebelthäters verübte ftrafbare Handlungen fucceffive zur CE nt 
dedung und Aburtheilung fommen, ift im diefem Artikel von dem bievon 
weſentlich verfhiedenen Falle die Rede, wenn ein bereits rehtsfräftig IS e .. 
urtheilter, bevor roch bie gegen ihm erkanute Strafe in Bolzug gefegt 
worden ift, oder wenigſtens vor vollftändiger Erftehung derfelben neuerd i g3 
eine ftrafbare Handlung begeht. Der innere Unterfhied zwifchen dieferr Wei. 
den Fällen beſteht font darin, daß die neuerlich zur richterlichen Cogır ã tion 
tkommende ftrafbare Handlung defjelben Uebelthäters im erfteren Falle on r 
im leßteren aber erft mad erfolgter rechtskräftiger Berurtheilung wegen eirrer 
andern Handlung per übt worden it. — Wenn nun gleich das gen r- 
tige Geſetzbuch, wie dieß die Ueberſchrift des ſiebenten Haupiſtücks und die rar ch 
auf den vorftehenden Artifel Bezug habende Randrubrit des Art. 85 Deut. 
lich entnehmen läßt, Pie Verübung einer neuerlichen ſtrafbaren Handlung von 
Seiten des wegen eimer andern Handlung bereits vechtöfräftig vernttbeilfter, 
aber noch nicht vollſtändig bejtraften Uebelthäters gleichfalls als nen ZZ u 
fammenjluß ftrafbarer Handlungen bezeichnet, indem es nach den m Ei 
gange der Erörterung des Art. 84 Geſagten das Wort „Zuſammenfluſze⸗ änrt 
weiteren Sinne gebraucht, ſo wird es doch durch den materiellen In Alt 
des vorftehenden Artifels aufer Zweifel gejtellt, daß das Geſetz in einem ſoſl ch — 
Falle in Wirklichkeit keinen Zuſammenfluß von ſtrafbaren Handlungen im iger — 
lichen Sinne, auf welchen die in den Art. 34 mit 86 enthaltenen Veftmmunge = 
über die Beſtrafung des Zuſammenfluſſes Anwendung finden — onder,, 
vielmehr in Uebereinſtimmung mit der Lehre der Wiſſenſchaft einen Rück faı L 
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als gegeben erachtet. Unter Rückfall verfteht man nämlich die wiederholte 
Verübung einer ſtrafbaren Handlung von Seiten des bereits wegen einer 
audern ſtrafbaren Handlung Verurtheilten nad eingetretener Recht s— 
kraft des ergangenen Strafurtheils; dabei iſt es für den Begriff des Rück— 
falls gleichgültig, ob der Verurtheilte zur Zeit der Verübung der neuerlichen 


Handlung die ihm vorher rechtskräftig zuerkannte Strafe verbüßt hat oder 


>| 


nicht, ob ferner die neuerlich verübte Handlung von gleicher oder von anderer 
' Art wie die frühere ift. 

Das vorwürfige Geſetzbuch enthält in feinem allgemeinen Theile abge- 
jehen von der Vorjchrift des vorftehenden Artikels feine Beſtimmung über 
den Rückfall und deffen Beftrafung und war auch eine folche nad) der Behandlung, 
welche dafjelbe dem Rückfalle zu Theil werden läßt, nicht veranlaßt. Nach der 
Auffafjung diefes Gefegbuchs kommt nämlich dem Rückfalle eine befondere Wirt: 

sung auf die Größe der für die neuerliche Handlung verwirkten Beftrafung im 
Allgemeinen nicht zu. Der Rückfall bildet nach feiner Anſchauung wohl einen 
die Strafbarfeit des Uebelthäters erhöhenden Umftand, infoferne bei Dem- 
jenigen, welcher fich wiederholt einer Uebertretung der Strafgefege ſchuldig 
macht, auf eine größere Intenfivität des verbrecherifchen Willens geſchloſſen 
werden muß; allein diefer Straferhöhungsgrund kann ebenjo, wie dieß auch 
bei jonftigen Straferhöhungsgrüinden der Fall ift, nur bei der Aus— 
mejjung der auf die neuerlich verübte Handlung gefesten ordentlichen 
Strafe im geeignete Berückſichtigung gezogen werden, feineswegs aber ein 
Hinaußgehen über diefe Strafe der Daner oder der Art nad) rechtfertigen. 
Eine Ausnahme von diefer Behandlungsweie des Nüdfall3 läßt das Gefek 
nur bei einzelnen wenigen ftrafbaren Handlungen wie z. B. beim Diebftahle 
(Art. 276), beim Raube (Art. 301 Ziff. 4), beim Betruge (Art. 319) ꝛc. x. 

eintreten, bei welchen die wiederholte Begehung ſich äls ganz befonders ftraf- 
bar und gemeingefährlich darftellt, und find die näheren Beftimmungen hier- 
über im fpeciellen Theile bei den einjchlägigen Neaten enthalten. Da nun 
das Gejeg die allgemeinen Regeln über die Strafzumefjung und folgemeije 
auch die Bedeutung des Rückfalls als eines die Strafbarfeit erhöhenden Um: 
ftandes bei dem Richter ohnehin als befannt vorausjegt, jo hat es von einer 
allgemeinen Borjchrift über die Behandlung des Rückfalls völlig Umgang 
genommen und fi nur darauf bejchräntt, im vorftehenden Artikel eine An- 
ordnung darüber zu treffen, wie es in dem Falle, wenn ein zu einer zeitlich 
begrängten Freiheitsftrafe vechtsträftig Verurtheilter vor Antritt oder während 
des Vollzugs der Strafe eine mit zeitlicher Freiheitsftrafe vor einer andern 
Gattung bedrohte ftrafbare Handlung verübt, mit dem Vollzuge der 
zufammentreffenden verfchiedenen Strafen gehalten werden foll; denn daß in 
dem bezeichneten Falle die neuerlich verübte Handlung felbftftändig abge- 
urtheilt und die hiefür verwirkte Strafe an die früher erfannte angereiht 
und neben der letzteren von dem Uebelthäter erftanden werden muß, fann 
mit Rückſicht darauf, daß hier dem Dbengefagten zufolge kein Zufanmenfluß 
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im eigentlichen Sinne, fondern vielmehr ein Rückfall gegeben ift, ob xzıehin 
feinem Bmeifel unterliegen. — Wenn fodann das Geſetz fih des AuUSD>rııda 
„während des Strafvollzugs“ bedient, jo ift diefer Ausdrud offen bc als 
gleichbedeutend mit den Worten „vor beendigtem Strafvollzug" gebrauıı cht, 
da das Geſetz Hier überhaupt eine allgemeine Vorſchrift darüber gebent ill, 
wie dann zu- verfahren ift, wenn bei einer Perſon zwei zu aftehende „Trei- 
heitöftrafen von verfchiedener Gattung zufammentreffen, und fällt Tomit 
insbeſondere auch der Fall unter die Beftimmung des vorftehenden Uxrtirfels, 
wenn ein vor polljtändiger Erftehung der Strafe aus der Strafhaft Ent: 
jprungener oder zeitmweije daraus Entlaffener neugrlic eine ftrafbar San Lung 
verübt hat. - 

Im Nachſtehenden jollen num nicht allein die Fälle de3 Zufaanraramıen- 
treffeng zweier zeitlich begrenzten reiheitsftrafen, fondern auch die ax Deren 
vom Gefege mit Stillihweigen übergangenen möglichen Fälle des Zufanuarımıen- 
treffens zweier Strafen, inſoweit diefelben zu Zweifeln Anlaß geben TÆ ⁊ Nen, 
im Einzelnen in's Auge gefaßt werden: 

1. Die rechtskräftig erkannte Strafe kann die Todesſtrafe fein _ In 
dieſem Falle kann Die neuerlich verübte ſtrafbare Handlung eine weitere Be— 
rüdfihtigung nicht finden, da die einzige Strafe, welche neben der SET op: 
ftrafe zum Vollzuge gelangen Könnte, die Geldſtrafe ift, eine Aufpaltauıra 0 068 
Vollzug der Todesſtrafe aber zu dem Zwede, um vorerjt noch anne Ver— 
urtheilung zu einer Geldſtrafe ausſprechen zu können, in feine Beige zu 
rechtfertigen wäre. 

2. Die rechtsfräftig erfannte Strafe fann die lebenslänglihe rucht⸗ 
hausſtrafe ſein. Iſt hier 

a) die neuerlich verübte Handlung mit Todesſtrafe bedroht, To ver— 
ſteht es fih von felbft, daß eine menerliche Abnetheilung des Uebett HH äters 
wegen diefer Handlung eintreten muß. : 

b) Iſt dagegen Die neuerlich. verübte ftrafbare Handlung gleichf a I S mit 
lebenslänglicher Zuchthausſtrafe oder mit irgend einer zeitlich be 
grängten Freiheitäitrafe bedroht, fo erſcheint der Vollzug der fiir Die 
neuerliche Handlung vermirkten neben ber bereit rechtsträftig feſtſte ern En 
Strafe nicht möglich, und muß deshalb in diefem Falle Die gerichtlich e Der. 
folgung und Aburtheilung des Uebelthäters wegen der ueuerlichen Sandy 
imterbleiben; denn „wenn dieß auch im Geſetze nicht — beſtim urnt 
ſo läßt ſich doch aus der Vorſchrift des vorausgegangenen Art. 85 Sy B5_ 
mit voller Klarheit Der allgemeine Grundſatz des Geſetzes entnehmen u Daf 
von der wiederholten Berfolgung und Aburtheilung eines bereits er; 
urtheilten Uebelthäters wegen einer anderweiten Sant 
genommen werden joll, wenn für den Uebelthäte * 
als er ohnehin bereits wegen der ſchon reg 
ı hat, nicht mehr eintreten fann, und erſcheint es 53 
ben bei Art. 3 auf ©. 46 über die Zuläßigfeir Na 


ung 
iſt, 
1 


zu einer Strafe ver 
lung dann Umgang 
weiteres Strafübel, 

Handlung zu exrleider 
Demjenigen, was 0 
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Analogie im Strafrechte gejagt wurde, vollkommen gerechtfertigt, dieſen zu= 
nächſt bei dem Zufammenfluffe (im engeren Wortfinne) ausgefprochenen Grund: 
jag auch beim Niücfalle in Anwendung zu bringen. 

e) Iſt endlich die neuerlich verübte Handlung mit Geldftrafe bedroht, 
jo ift die Möglichkeit, diefe Strafe neben der bereit erfannten zu vollziehen, 
daun gegeben, wenn diefelbe aus dem Vermögen des Uebelthäters beigebradt 
werden kan, und muß deshalb bei dem Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung, 
da eine entgegenftehende Beſtimmung im Gefege nicht enthalten ift, die frag: 
liche Handlung unterfucht und abgeurtheilt werden. Falls dagegen die gänz- 
liche Vermögensloſigkeit des Uebelthäters und folgeweife die Umeinbringlichteit 
einer auszufprechenden Geldſtrafe jhon von vorncherein außer Zweifel fteht, 
ift von der Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens aus dem sub lit. b 
angeführten Grunde Umgang zu nehmen, da hier der Vollzug der gejegli- 
hen Surrogatftrafe für die uneinbringliche Geldftrafe durch die Natur der 
bereis erkannten Strafe ausgejchloffen erjcheint. 

3. Die rechtskräftig erkannte Strafe kann eine zeitlihe Zuchthaus: 
ftrafe fein. Was hier 

a) den Fall anlangt, wenn die neuerlich verübte Handlung mit Todes— 
ftrafe, oder mit lebenslänglicher oder gleichfalls mit zeitlicher Zuchthausftrafe 
bedroht ift, jo bedarf derjelbe feiner weiteren Erörterung und muß nur darauf 
aufmerkſam gemacht werden, daß hier durch das Zufanmentreffen zweier ſich 
an einander veihenden zeitlichen Zuchthausftrafen, welche jucceffive zum Voll- 
zuge zu fommen haben, das gejegliche Marimum der zeitlichen Zuchthaus» 
strafe von zwanzig Jahren überjchritten werden fan, ohne daß hierin eine 
Berlegung des im Art. 16 aufgeftellten gefeglichen Grundfages enthalten ift, 
da hier jede der beiden zujammentreffenden Strafen ſelbſtſtändig fiir jich fteht. 

b) Iſt die neuerlich verübte Handlung mit Gefängniß- oder mit 
Arreftftrafe bedroht, fo muß eine Verwandlung der Gefängniß- beziehungs- 
weiſe Arreftftrafe nach dem bereits im vorhergehenden Artifel bezeichneten 
Maßſtabe von vier Tagen Gefängniß oder Arreft — drei Tagen Zuchthaus 
eintreten. Das Geſetz erachtet es nämlich nicht für paflend, daß ein Ber: 
urtheilter, welcher zu zwei Freiheitsſtrafen von verfchiedener Art verurtheilt 
ift, zur Verbüßung derſelben fucceffive von einer Strafanftalt in die amdere 
verbracht werde, umd ordnet es deshalb für diefen Fall aus unverfennbaren 
Rückſichten der Zweckmäßigkeit eine Verſchmelzung der beiden Strafen an; 
dabei liegt es im der Natur der Sache, daß bei der Verjchmelzung die 
ſchwerere Strafe maßgebend und alfo immer die niedrigere in die ſchwerere 
umzuwandeln ift. Bezüglich der Modalitäten der Ummandlung wird auf das 
zum vorhergehenden Artifel sub Ziff. 2 lit, a Öefagte verwiefen. — Der 
Ausſpruch über die eintretende Verwandlung der Strafe fanıı nicht blos hier, 
fondern auch in den noch weiter zur Eprache fommenden Fällen in der Regel 
am zweckmäßigſten jofort in dem zulegt ergebenden Strafurtheile erfolgen, 
wiewohl nach der Faſſung des Gejeges auch Nichts entgegenfteht, daß dieſer 
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Ausſpruch, Falls er im letzteren Strafurtheile noch nicht enthalten ift _ erſt 
hinterher bei dem Vollzuge der Strafe erlaſſen wird, wie dieß name zıtlid 
bei der Verwandlung einer Geldftrafe gewöhnlih gar nicht auders 1211 D>gld 
fein wird. — 

Wenn für die neuerliche Handlung eine die Dauer von zwei I caDHren 
überfteigende efängnißftrafe zuerfannt wird, fo „ann es auch vorforzz ırıen, 
daß das aburtheilende Gericht nach den obwaltenden Verhältniſſen eS Tchon 
an ſich al3 augemeſſen erachtet, ven Bollzug der verwirften Gefängniß TE x afe 
in Oemäßheit der Vorſchrift des Art. 18 Abſ. 3 im Zuchthauſe <anızı- 
ordıren. Trifft in Diefer Weife eine im Zuchthaufe zu erftehende Gefäixr guif- 
ftrafe mit der Zuchthausſtrafe ſelbſt zufammen, jo hat eine Verwandlixrz der 
Gefängnißftrafe in Zuchthausſtrafe nicht einzutreten; denn der vorher er ıa> &i Hnte 
Grund, weghalb eine Verwandlung der Gefängnißftvafe in Zuhtharz STtrde 
überhaupt vorgefchrieben ift, die Vermeidung der fucceffiven Berbringuure &g des 
Sträflings von einer Strafanftalt in die andere, jeßt e8 außer Zweifel, ' daß 
das Geſetz, wenn es im vorſtehenden Artikel die Verwandlung der Sfãang⸗ 
nißſtrafe in Zuchthausſtrafe vorſchreibt, hierunter nur allein die ge va> hu 
liche Gefängnißftrafe, keineswegs aber auc die ohnehin im UHr Haufe 
zu vollziehende im. Sinne hat, bei welch legterer eine Beranlaffung Zı= einer 
ſolchen Verwandlung in feiner Weife gegeben ift. 

ec. It endlich die neuerlich verübte Handlung mit Gedftra fe be— 
„droht, fo muß, wenn die erkannte Geldftrafe wegen Bahlunggunfihigfeit des 
Berurtheilten nicht in natura zum Bollzuge kommen fann, die an ihre Stelle 
tretende Surrogatftrafe in Zuchthaus verwandelt werden; denn in Diefem 
Falle befteht Die meben der zeitlichen Zuchthausſtrafe zu vollzie hen de Strafe 
thatfächlich in einer Gefängniß- oder Arreſtſtrafe und muß deshalb Hier die 
Vorſchrift des porftehenden Artifels Plag greifen. Die Verwandlarre der 
Geldfirafe in Zuchthausſtrafe wird aber hier in der Regel nicht 1Bon in 
dem ergehenden Leisten Strafurtheile ‚erfolgen fönnen, da zur Sit Der Er⸗ 
laſſung dieſes Strafurtheils gewöhnlich die Uneinbringlichfeit der SeId Strafe 
noch nicht in der im rt. 27 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Weiſe feſtgeſt e + fein 
wird, und ift es deshalb in einem ſolchen Falle Sache des nach Urt 27 
Abk 3 zur Umwandlung ber Geldſtrafe in Gefängniß—⸗ bezie hungeweiſe Wxxeit- 
jtrafe zuftändigent Gerichtes, zu gleicher Zeit auch die wet verwarı Dlyıng 
der Gefängniß = beziehungsweiſe Arreſtſtrafe in Zuchth ausſtrafe zu verfigen 

4. Die bereit, vechtäträftig erfannte Strafe kann eine im ud t & ae 
zu vollziehende Gefängnißftrafe ſein. == Beſteht in dieſen Falle Die 
für die neuerliche Handiung vermirfte Strafe in zeitlicher Zuchthaus ftx a fe 
fo hat dem Bo chergejagten zufolge eine Verwandlung der ohnehin um 3u bt 
hauſe zu vollziehenden Gefängnißſtrafe in Zuchthausſtrafe nicht Plaß a 
greifen. Dagegen muß dam, wenn fr Die neuerliche Handlung u. sem — 
liche Gefängniß- oder eine Arreſtſtrafe verwirkt iſt, eine Berwaut — 
dieſer letzteren Strafe in eine im Zuchthaus zu vollziehende Gefängnigz erafe, 
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und zwar nach dem für die Verwandlung der gewöhnlichen Gefängniß- be- 
ziehungsweife Ürreftftrafe in Zuchthaus aufgeftellten gejeglihen Maßftabe (vgl. 
in diefer Beziehung das zu Art. 86 sub Ziff. 2 lit. b Gefagte) ftattfinden. 
Daß nämlid eine ſolche Verwandlung dem Geifte des Geſetzes gemäß ift, 
folgt daraus, meil außerdem der Verurtheilte zur Erftehung feiner Strafen 
jncceffive von einer Strafanftalt in die andere gebracht werden müßte, was 
das Geſetz vermieden wiſſen will. Es fteht ihr aber auch nicht der Um— 
ftand entgegen, daß der vorftehende Artikel eine ausdrücliche Beftimmung in 
diefer Beziehung nicht enthält; denn diefer Umftand findet feine Erklärung 
darin, weil das Geſetz bei der völligen Gleichartigfeit der im BZuchthaufe zu 
erftehenden Gefängnißftrafe und der Zuchthausftrafe jelbit in Beziehung auf 
den Bollzugsort und die Vollzugsweife e8 ohnehin als ſich von ſelbſt ver- 
jtehend erachtet hat, daß in dem hier vorausgejegten Falle die im Zucht 
hauſe zu vollziehende Gefängnißftrafe in gleicher Weije wie die Zuchthaus- 
ftrafe behandelt werden muß. — Die weiteren möglichen Fälle, wenn die 
neuerlich verwirkte Strafe die Todes-, lebenslängliche Zuchthaus- oder Geld- 
ftrafe ift, bieten feine Schwierigkeiten dar, 

5. Die bereit rechtskräftig erfannte Strafe kann eine gewöhnliche 
Gefängnißitrafe fein. Iſt hier die neuerlich verwirkte Strafe eine Arreit- 
ftrafe, jo muß diefelbe ohne Verkürzung ihrer Dauer in derfelben Anftalt 
zum Bollzuge kommen, wo die Öefängnißftrafe vollzogen wird. Bezüglich 
aller übrigen Fälle wird auf die bisher aufgeftellten Säge verwieſen, welche 
fi auch bei umgefehrter Reihenfolge der zufammentreffenden Strafen gleich) 
bleiben. — 

Was fodann insbefondere noch die Frage anlangt, an welchem Straf- 
orte die gewöhnliche Gefängnißftrafe bei dem Zufammentreffen mit einer 
anderen gleichen Strafe oder mit einer Arreftftrafe zu vollziehen ift, fo bringt 
es die Natur der Sache mit fich, daß diefelbe auch dann in der Gefangen- 
anftalt vollzogen werden muß, wenn zwar jede einzelne Strafe für ſich ge- 
nommen nit Nücficht auf ihre Dauer im Bezirfsgerichtsgefängniffe zu erſtehen 
wäre, aber die Dauer der zufammentreffenden Strafen in ihrer Bereinigung 
nach Vorſchrift des Art. 18 den Vollzug in der Öefangenanftalt erheifcht. 

6. Die bereits rechtskräftig erkannte Strafe kann eine Geldſtrafe fein. 
— Wird hier wegen Zahlungsunfähigkeit des Verurtheilten die Ummandlung 
der Geldftrafe in Gefängniß- beziehungsmeife Arreftftrafe nothmwendig, jo muß 
Alles jo angefehen werden, als ob ſchon urjprünglih auf eine Gefängniß— 
oder Arreftitrafe erfannt gemwejen wäre, und muß aljo namentlich in dem 
Falle, wenn mit einer Geldftrafe für ein Vergehen eine Arreftitrafe zuſam— 
mentrifft, der Bollzug der leßteren gleichfalls in jener Anftalt ftattfinden, in 
welcher die an Stelle der Gelditrafe tretende Gefängnißftrafe nach den geſetz— 
lichen Beftimmungen zum Bollzuge zu fommen hat. 

7. Es fann auch der Fall vorfommen, daß in dem früher ergangenen 
Strafurtheile der Vollzug der bereits rechtskräftig erfannten Zuchthaus- oder 
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Gefängnißftrafe in einer Feftung angeordnet ift, während das die ı% Cıuuer: 
lihe ftrafbare Handlung aburtheilende Gericht 8 nach den obwaltenderr Der: 
hältniſſen nicht für angemeffen erachtet, die hiefür verwirkte Zuchthaus — Dder 
Gefängnißftrafe gleichfalls in der Feſtung vollziehen zu laffen. — In einem 
ſolchen Falle muß die früher erfannte Strafe, infomeit fie zur Zeit der Er Cox Syung 
des neuerlichen Strafurtheild noch unvollzogen ift, gleichfalls in den ge xa> 5 hn 
lich en Strafanftalten vollzogen werden, und wird der Ausspruch dariib ex, 
diefesS zu geichehen habe, am zwedmäßigften fofort in dem neuerlichen traf: 
urtheile felbjt erfolgen. Nachdem nämlich aus dem Inhalte des DO Trehen- 
den Artikels mit voller Klarheit der allgemeine Grundſatz des Gefe Ses zu 
entnehmen ijt, daß bei dem Zuſammentreffen mehrerer zeitlicher Fxreipeits 
ftrafen eine ſucceſſive VBerbringung des Sträflings von einer Strafarr Ttalt in 
die andere zur Erftehung der verfchiedenen Strafen niemals Tlaß reifen 
fol, jo läßt es ſich vor Allen nicht bezweifeln, daß auch in dem Hiex vor- 
ausgeſetzten Falle die beiden zufammentreffenden Strafen an demſelbe Straf- 
orte zum Vollzuge fommen müſſen. Das die neuerliche ftrafbare S <unndlung 
aburtheilende Geridt ift aber der Natur der Sahe nah in finex Weiſe 
berechtigt oder gar verpflichtet, den Vollzug der hiefür verwirkten Strafe in 
einer Feſtung anzuordnen, wenn die im Art. 19 beftimmten gefegli hen Bor- 
ausfegungen biezu nicht gegeben find; es fann fjomit hier der BoOLCL Zug der 
zufammentreffenben Strafen an demfelben Orte nur in der Weife Bewerk— 
ftelligt werden, Daß die Anordnung, wonach der Vollzug der früher exfannten 
Strafe in einer Feſtung zu gejhehen hatte, außer-Wirkſamkeit geTestst und 
diefe Strafe gleichfalls in den gewöhnlichen Strafanftalten vlgpoger mir. 
Man tanır gegen da3 bezeichnete Verfahren auch nicht einwenden, Daf der 
Berurtheilte im Folge des rechtsfräftigen Ausſpruchs im früheren Ste Furetheife 
ein Recht darauf habe, die zuerſt erkannte Strafe in einer Feſtu aut ag zu er— 
ſtehen; denn dieſes Recht wurde eben durch die Verübung einer au SAr Stlichen 
ſtrafbaren Handlung wieder in Frage geftellt, gleichwie auch der re tSkräftig 
zux Gefängnißftrafe Verurtheilte fich bei Verübung einer neuen FR afharen 
Handlung unter Umſtänden die Umwandlung ſeiner Strafe in 3ıı Hthaus- 
Strafe, der zur Arreftftrafe Verurtheilte die Erſtehung derſelben in eirzer Ge— 
fangenanſtalt ſtatt in dem Polizeigerichtsgefängniſſe gefallen laſſen mia ß Ebenſo 
5* aber auch dieſem Verfahren der Mangel einer ausdrücklichen Fe Tegtigen 
Vorſchrift Darliber, wie es in dem vworausgejegten Falle gehalte rg Werden 
fol, nicht entgegen, da hier eine Lücke des Geſetzes vorliegt, deren eusfül. 
ung im Wege der Analogie nad dem ©. 46 — 48 Geſagten zula ig uch 
nothwendig erjceint. u 3 ’ 

Daß fodann bei dem Zufammentreffen einer Arreititrafe Arit einer 
in einer Feftung zu erftehenden Zuchthaus oder Öefängnipitvafe Die Arreft- 
ſtrafe (erfteren Fall nach erfolgter Ummandlung in Buchthausſtr af gleich 
falls im der Feſtung erſtanden werden muß, kann um jo weniger a;,, — 

denten unterliegen, da das Geſetz wenigſtens bezitglich der FE if. 
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ſogar ausdrüdlich vorjchreibt, daß eine damit zufammentreffende Arreftitrafe 
ftet3 in derfelben Anftalt, wie die Öefängnißitrafe vollzogen werden muß. 

8. Wenn die bereits vechtäfräftig zuerkannte Strafe zur Zeit der Ab- 
urtheilung der neuerlichen ftrafbaren Handlung im Gnadenwege in eine 
niedrigere Strafart herabgefegt gewejen ift, jo bringt e8 die Natur der Sache 
mit fich, daß bei Beurtheilung der Frage, ob eine Verwandlung der einen 
von den beiden zufammentreffenden Strafen geboten erjcheint, nicht mehr die 
ursprünglich erkannte, jondern die in Folge der Begnadigung an ihre Stelle 
getvetene Strafe in Betracht zu ziehen ift, da hier die legtere Strafe die- 
jenige ift, welche der Verurtheilte thatfächlich neben ber nenerlih hinzufom- 
menden noch zu erjtehen hat. 


t 


Achtes Hauptſtück. 


Gründe, welche die Strafverfolgung oder den Strafvollzug 
ausfchliehen. 


Art. 88. 


a et In allen Fällen, in welchen das Geſetz die gerichtliche 
ung. Verfolgung einer jtrafbaren Handlung ven der Stellung 
eines bejonderen Antrags abhängig macht, ift die Strafbar- 
feit erlofchen, wenn der zur Antragitellung Berechtigte in 
nerhalb dreier Monate von dem Tage an gerechnet, an 
welchem ihm die Stellung des Antrags möglich war, von 
jeinem Nechte feinen Gebrauch macht oder ſchon früher auf. 
dasjelbe durch ausdrücliche gerichtliche Erflärung verzichtet 
oder den geftellten Antrag vor Ablauf von acht Tagen 
wieder zurückgenommen hat. 
“ 
Entw. von 1855 Art. 66; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856/58 der Abg. R. 
Bd. I. ©. 58, 240, ber Reicher. K. Beil. Bd. ©. 170, Prot. Bd. ©. 325; Entw.* 


von 1860 — 88; Geſetzg. *5 Verh. von — der Abg. K. Abth. J. ©. 140, , 
Abtb. II. ©. 16, "der Reichsr. K. Prot. Bd. J. 


Es iſt gegenwärtig faſt in allen neueren Etagen anerkannt, 
daß einzelne jtrafbare Handlungen ohne Gefährdung des Staatswohls injo- 
lange von gerichtliher Verfolgung freigelaffen werden fünnen, als nicht der 
Berlegte felbft oder ein anderer Betheiligter, welchen das Gejeg aus be= 
jondern Rüdfichten diefem gleichjtellt, durch ausdrüdlichen Antrag die Hilfe 
des Staates aufruft, und wird diefe Anſchauung, welche auch fchon dem 
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» 

Strafgefeßbuche von 1813 wenn gleich in jehr bejchränftem Umfange zu 
Grunde lag, von diefem Gefegbuche gleichfalls getheilt. Wenn aber hie- 
nach das Geſetz manche mit Strafe bedrohte Handlungen nur auf Antrag 
gewiſſer Perfonen gerichtlich verfolgen läßt, jo erfcheint es nur confequent, 
daß diefen Perſonen auch das Recht, auf die Stellung eines desfalligen An— 
trags zu verzichten und den bereits gejtellten Antrag wieder zurüdzu- 
nehneen, eingeräumt und daß eim foldher Verzicht jowie die Zurüdnahme 
eines geftellten Antrags als eim gefegliher Ausihliegungsgrund der 
jtrafrechtlihen Verfolgung der in Frage ftehenden Gejegesübertretung er— 
achtet wird. — 

Die einzelnen ftrafbaren Handlungen, welche nach Maßgabe diejes Ge- 
jegbuch8 nur auf Antrag verfolgbar find, gehören theils zu den jogenannten 
öffentlichen, theil8 aber auch zu den Privatdelicten. Bei den öffent: 
lihen Delicten find «8 politiſche und völferrehtlihe NRücdjichten, 
welche den Gefeggeber bewogen haben, die Berfolgung gemijjer Handlungen 
nicht von Amtswegen eintreten zu laffen, wie dieß 3. B. bei dem Angriffe 
auf auswärtige Staaten und deren Oberhäupter (Art. 114), bei der Be- 
leidigung auswärtiger Regierungen, Behörden oder Beamten (Art. 132—134) 
u. dgl. der Fall ift. Bei den Privatdelicten ift bei den betreffenden Hand» 
lungen die Ausſchließung der Verfolgung von Amtswegen veranlaßt entweder 
durh die Rücficht auf die geringe Strafbarfeit der Handlung und 
die nahe Grenze zwifchen Frimimell ftrafbarer umd blos civilrehtlicher 
Verlegung, wie 5. B. bei der Störung des Hausfriedens nad Art. 157, 
bei geririgen fahrläffigen Körperverlegungen (Art. 239), bei leichteren Eigen» 
thumsbefhädigungen (Art. 346) x. xxc.; oder duch die Rüdjicht auf 
die Perfon des Berlegten, welchem unter Umftänden, wie 3. B. 

. "Bei der Verführung jugendlicher Berfonen (Art. 222), bei der Verlegung 
‘fremder Geheimniffe (Art. 336 — 340), bei der VBerläumdung und Ehren- 
‚ fränfung (Art. 264) ꝛc. ⁊xc. daran liegen kann, daß die ihm zugefügte 
- Berlegung nicht durch die gerichtliche Verfolgung weiter verbreitet werde; 
oder endlih durch die Rüdfiht auf die Schonung des Familienver- 
hältniſſes, wie z. B. beim Ehebruche (Art. 218), bei der Entführung 
(Art. 254), bei der betrüglichen Berleitung zur Ehe (Art. 268) x. ꝛ⁊c., und 
tommt e3 bier namentlich auch vor, daß das Gejeg jelbit jolde Handlungen, 
welche in der Regel von Amtswegen zu verfolgen find, bei dem Borhan- 
denſein gewiffer perfönliher Beziehungen zwifchen dem Berlegten und 
dem Uebelthäter nur auf Antrag verfolgen läßt, wie dieß beim Dieb- 
ftahle, bei der Unterichlagung und beim Betruge innerhalb der Familie 
(Art. 290, 297 und 322) der Fall ift. 

Im Nachitehenden joll nun 

1. da8 Recht der Antragftellung auf gerichtliche Verfolgung, 

ll. der Verzicht auf das Recht der Antragftellung und 


U. die Zurüdnahme eines bereits geftellten Antrags 
Hocheder, Strafgejegbud. J. Br. 30 


466 Verzicht auf firafrechtliche Verfolgung. Art. 88. 


einer nähern Betrachtung unterftellt und dabei auf die verfchiedenen Folger- 
ungen aufmerffam gemacht werden, welche ſich in den angegebenen Bezieh- 
ungen aus den gejeglichen Beitimmungen ergeben. 

ad 1. 

Recht der Antragftellung auf gerichtliche Verfolgung. 

Wenn auch das Gefeg allgemeine Borjchriften über das Recht der An- 
tragftellung auf gerichtliche Berfolgung nirgends aufgeftellt hat, jo lafjen ſich 
doch theils aus der Natur der Sache, theil3 aus den in der zweiten Ab- 
theilung des Geſetzbuchs enthaltenen fpeciellen Beitimmungen über die ein- 
zelnen nur auf Antrag ftrafbaren Handlungen folgende Säge ableiten: 

1. Bei den nur auf Antrag ftrafbaren Handlungen handelt es ſich nicht 
um eine bloße Privatflage und Privatgenugthuung; fie tragen vielmehr ge- 
vade fo, wie die von Amtswegen zu beftrafenden, den Character einer von 
der Strafgewalt des Staated zu verfolgenden mit öffentliher 
Strafe bedrohten Handlung an fich, und befteht bei ihnen blos die Eigen- 
thümlichfeit, daß die Strafgemalt des Staates immer erft auf gegebene be- 
jondere Anregung thätig wird. Wenn aljo das Geſetz eine Handlung nur 
auf Antrag ftrafbar erklärt, fo ift wohl dem zur . Antragſtellung Berechtigten 
die Beftimmung darüber anheimgegeben, ob die gerichtliche Verfolgung der 
Handlung unterbleiben oder ob die Juſtiz ihren Lauf nehmen fol; 
einen Einfluß auf den Gang der Unterfuhung, auf die Vornahme der Ab- 
urtheilung, auf die Berhängung der Strafe ꝛc. zc. kann derjelbe dagegen der 
Negel nah in feiner Weife ausüben und muß vielmehr die Handlung nad) 
einmal geftelltem und nicht vechtzeitig zurückgenommenen Antrage gleich jeder 
andern von Amtswegen zu verfolgenden Handlung unterfuht und abgeurtheilt 
werden. Auch verfteht es fich hienach von felbit, daß der Antrag auf ge- 
richtliche Berfolgung einer ftrafbaren Handlung den Richter (beziehungsmeife 
Staatdanwalt) keineswegs unbedingt, fondern nur in dem Falle zur Ein- 
leitung der Berfolgung verpflichtet, wenn er den. Thatbeftand einer gejelich 
mit Strafe bedrohten Handlung für gegeben erachtet. Eine Ausnahme 
von der angeführten Negel greift blos da Pla, wo das Geſetz ausdrücklich 
etwas Anderes beftimmt, wie dieß bei den Ehrenfränfungen in Ge 
mäßheit der Borfchrift des Art. 61 des Einführungsgefeges zum er und 
Polizeiftrafgefegbuche theilweife der Fall ift. 

2. Die bloße Anzeige der gejchehenen Verübung einer nur auf An⸗ 
trag ſtrafbaren Handlung bei Gericht von Seiten des zur Antragſtellung 
Berechtigten iſt noch nicht genügend, um die Einſchreitung der Strafgewalt 
des Staates zu veranlaſſen; vielmehr wird hiezu, wie dieß der Wortlaut 
des Geſetzes deutlich zu erkennen gibt, die Stellung eines beſondern An— 
trags auf gerichtliche Verfolgung der verübten Handlung erfordert, 
und erſcheint dieß auch um ſo nothwendiger, da eine bloße Anzeige keines— 
wegs mit Sicherheit den Willen des Anzeigers entnehmen läßt, daß eine 
Verfolgung der fraglichen That Platz greifen ſolle, ſondern dieſelbe ebenſo 
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gut aud duch andere Motive, wie 3. B. dur die Meinung des Anzeigers, 
daß er zur Anzeige verpflichtet ſei oder daß er ſich nur auf dieje Weife feine 
ihm gegen den Uebelthäter zuftehenden Entjhädigungsanfprüche fichern könne 
u. dgl., hervorgerufen jein fanı. Da es übrigens bei erfolgender Anzeige 
einer nur auf Antrag ftrafbaren Handlung von Seiten des zur Antrag- 
ftellung Berechtigten dod immer zweifelhaft ift, ob nicht der Anzeiger die 
gerichtliche Berfolgung der Handlung herbeizuführen beabfichtigt, jo wird es 
jedenfalls zwedmäßig fein, wenn in einem folhen Falle der Unterfuhungs- 
vichter (beziehungsmeife Staatsanwalt) den Anzeiger über die Beſtimmungen 
des Geſetzes geeignet belehrt und auf diefe Weife zu einer beftimmten 
Aeußerung feines Willens veranlaßt. 

3. Häufig läßt es fich im Anfange noch gar nicht mit Sicherheit be- 
urtheilen, ob eine von Amtswegen oder eine nur auf Antrag ftrafbare 
Handlung in Frage ift. In folden Fällen muß der Natur der Sache nad) 
die Unterfuhung immer von Amt3mwegen eingeleitet, jedoch fofort wieder 
abgebrochen werden, wenn fich im Laufe derfelben herausgeftellt hat, daß 
eine bloß auf Antrag ftrafbare Handlung vorliegt. Bon der erfolgenden 
Abbrechung der Unterfuhung und der Veranlaſſung hiezu muß aber dem 
zur Antragftellung Berechtigten Kenntniß gegeben werden, damit nicht der— 
felbe in der irrigen Meinung belafjen wird, die Verfolgung der Handlung 
greife von Amtswegen Pla, und auf diefe Weife in Folge eines vom Ge— 
richte ſelbſt herbeigeführten Irrthums eine Antragftellung auf Verfolgung 
unterläßt. 

Was jodann den Fall einer idealen Concurrenz einer nur auf An- 
trag ftrafbaren mit einer von Amtswegen zu verfolgenden Handlung anlangt, 
fo darf hier, wenn ein Antrag auf Verfolgung nicht geftellt wird, die 
Handlung nur infomweit unterfucht und beftraft werden, als darin ein von 
Amtswegen zu verfolgendes Reat enthalten ift, und muß aljo die vorhandene 
ideale Concurrenz der nur auf Antrag jtrafbaren Handlung außer Berüd- 
fihtigung bleiben. 

4. Bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei weldhen das Gejeg die Ber: 
folgung der That überhaupt ohne Rückſicht auf die Perfon des Uebel- 
thäter8 nur auf Antrag eintreten läßt, erjcheint es völlig gleichgültig , ob 
der Berlegte zur Zeit der Antragftellung von der Perfon des Uebelthäters 
Kenntnig hatte oder nicht. Iſt aljo hier einmal die Antragftellung erfolgt 
und die zur Zurücdnahme des Antrags geftattete Friſt abgelaufen, fo fteht 
es niemal® mehr in der Macht des Verlegten, den Antrag aus Rückſicht 
auf die Perjon des Hinterher entdedten Uebelthäters zu widerrufen ; dieß 
folgt mit Nothmwendigfeit daraus, weil hier nicht das beftehende perjönliche 
Berhältmiß zwifchen dem Antragfteller und dem Uebelthäter, fondern die Be- 
Ihaffenheit der Handlung am fich es ift, welche den Gefeßgeber veran- 
laßt hat, die Handlung nur auf Antrag verfolgen zu laſſen. — Anders 
verhält e3 fich dagegen bei denjenigen ftrafbaren Handlungen , bei melden 
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nicht die Verfolgung der That am fich, fondern nur die Berfolgung 
gemwifjer Uebelthäter von Amtswegen ausgeichloffen ift. Hier ift der 
Berlegte erft dan in der Yage, das ihm zuftehende Recht der Antrag: 
ftellung auf gerichtliche Verfolgung der verübten That ausüben zu können, 
wenn er von der Perfon des Webelthäters Kenntniß bat; denn infos 
lange diefe Vorausfegung wicht gegeben ift, erjcheint e8 ihm der Natur der 
Sache nad unmöglich, eine Entfcheidung darüber zu treffen, ob trog der 
zwifchen ihm und den Webelthäter bejtehenden perfönlichen Beziehungen eine 
Berfolgung der That Plaß greifen joll oder nicht, und kann deshalb bei 
den bezeichneten Handlungen der ohne Kenntniß der Perfon des Thäters er- 
folgten Antvagftellung auf Berfolgung der That eine Wirfung überhaupt 
nicht beigelegt werden. Wenn alfo auch 3.2. der A. einen ihm zugefügten 
Diebftahl bei Gericht zur Anzeige gebracht und dabei um Einleitung der 
ohnehin jchon von Amtswegen gebotenen Unterfuhung zur Entdefung und 
Beftrafung der Zchuldigen gebeten hat, fo berechtigt dieſer Umſtand 
noch nicht dazu, den Zohn des A. gerichtlich zu verfolgen und zu .be- 
jtrafen, falls fich derjelbe im Yaufe der Unterfuchung als der Thäter herausftellt; 
vielmehr muß in einem ſolchen Falle mit der Fortführung der Unterfuchung 
innegehalten, dem A. von der Sachlage Nachricht gegeben und vorerft deſſen 
Erklärung erholt werden, ob ev den verübten Diebjtahl auch in der 
Richtung gegen den nunmehr entdedten Thäter gerichtlich verfolgt 
haben will oder nicht. 

5. Eine befondere Beſtimmung darüber, bei welcher Behörde der 
Antrag auf gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung zu ftellen ift, 
ift im Gefege nicht enthalten; allein gerade daraus, weil das Geſetz eine 
Einſchränkung in diefer Beziehung nicht gemacht hat, folgt mit Nothmwendig- 
feit, daß die Antragftellung nicht blos bei den Strafgerichte jelbft, ſon— 
dern überhaupt bei jeder Behörde gejchehen kann, in deren pflichtmäßigen 
Wirkungskreife es liegt, die Unterfuhung der bei ihr zur Kenntniß kommen— 
den jtrafbaren Handlungen zu vermitteln, wie dieß namentlicd) bei den Staats- 
anwaltſchaften und Polizeibehörden, nebftdem aber auch in Gemäßheit der ' 
Vorjchrift des Art. 4 Theil II des Strafgefeßbuchs fogar bei jedem Civil— 
gerichte der Fall iſt). Auch läßt es fich bei dem Mangel einer jpeziellen 
Vorſchrift über die Form der Antragftellung nicht bezweifeln, daß der An— 
trag ebenſowohl mittels Fchriftlicher Eingabe, wie mündlich zu Protofoll 
gejtellt werden fann. 

6b. Das Recht der Antragftellung fteht in der Regel dem durch die 
verübte Handlung VBerlegten (beziehungsmeife Beichädigten), welcher nicht 
bioS eine Privatperfon jondern unter Umftänden (vergl. z. B. die Art. 114 
und 125) auch eine öffentliche Behörde fein kann, oder deſſen geſetz— 


4 Bl. Erkenntniß des oberiten Gerichtshofs vom 7. December 1860 in der, 
Zeitſchrift für Gefeßgebung und Rechtspflege Bd. VII ©. 436. 
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lihen Bertreter zu; bei einzelnen ftrafbaren Handlungen fommt es 
übrigens ausnahmsmweife vor, daß das Geſetz dieſes Hecht aus befonderen 
Gründen nebjtdem auch noch einer andern Perfon (vgl. z. B. Art. 290) 
einräumt, jo daß von dieſer Perſon jelbft gegen den Willen des Ver— 
(egten oder deſſen gejeglichen Vertreters die gerichtliche Verfolgung der ver- 
übten Handlung veranlaßt werden fann. 

AS der VBerlegte im Sinne des Gefeges ericheint nicht blos Derjenige, 
welcher eine wirkliche materielle Beihädigung erlitten hat, jondern insbefon- 
dere auch Jener, melden eine ſolche Beichädigung zuzufügen verfucht wurde, 
da hierin gleichfalls eine Verlegung der Rechte des Andern enthalten ift, 
und ift ſomit das Recht der Antragftellung aucd im Falle eines BETRMER 
Verſuchs der in Frage ftehenden That begründet. 

Wer als der gefegliche Bertreter des Berlegten zu — iſt, 
muß nach den Beſtimmungen des Civilrechts beurtheilt werden. Hiebei 
müſſen jene Fälle, in welchen der Verletzte nach den Grundſätzen des Civil— 
rechts für ſich allein gar keine vollſtändige Rechtsperſönlichkeit beſitzt und 
deshalb in rechtlicher Beziehung nothwendig von einem Andern vertreten 
werden muß, von denjenigen Fällen unterſchieden werden, in welchem der 
Verletzte auch ohne Hinzutritt ſeines geſetzlichen Vertreters handlungsfähig 
iſt. In dem erſteren Falle, welcher bei Unmündigen und Geiſteskran— 
ken gegeben iſt, bringt es nämlich die Natur der Sache mit ſich, daß das 
Recht der Antragſtellung niemals von dem Verletzten ſelbſt, ſondern immer 
nur an Stelle deſſelben von dem geſetzlichen Vertreter ausgeübt werden kann. 
Im letzteren Falle dagegen, bei den Minderjährigen, kann die Antrag— 
ſtellung auf gerichtliche Berfolgung nicht allein von dem Verletzten ſelbſt, 
ſondern auch neben demſelben von deſſen geſetzlichen Vertreter ausgehen, 
und läßt es ſich insbeſondere nicht bezweifeln, daß hier die gerichtliche Ver— 
folgung auch von dem Einen gegen den Willen des Andern beantragt wer— 
den kann; denn das Geſetz räumt überall (vgl. z. B. Art. 157, 222, 290 x.) 
das Necht der Autragftellung dem Berlegten oder jeinem gejeglichen Ver— 
treter ohne weitere Einfchränfung ein, und gibt aljo der Wortlaut des Ge— 
jeges deutlich zu erfennen, daß infoweit, als der Verlegte überhaupt für 
ih allein handlungsfähig ift, jede diefer beiden Perſonen das bezeichnete 
Recht ftelbitftändig ausüben kann!). 


) Die Verhandlungen in den Geſetzgebungsausſchüſſen der beiden Kammern 
geben darüber, wie cs ſich mit dem Nechte dev Antragjtellung bei Unmündigen einer: 
jeits und bei Minderjährigen andererfeits gegenüber ihrem gejeglichen Vertreter ver: 
halten foll, feinen näheren Auffchlußz; denn wenn aud der Abg. Dr. Edel bei den 
Berbandlungen von 1856/58 (Bd. IL S. 112) als Referent über den Diebſtahl ur: 
jprünglich die Aufnahme einer Beſtimmung in das Gefegbuch beantragt batte, daR 
der Familiendiebftabl nur auf Antrag „des Beſchädigten, wenn er volljährig, oder 
feines gejeglichen Vertreters, wenn er minderjährig iſt,“ verfolgt werben jolle, jo 
kann Hierauf doch um deswillen fein weiteres Gewicht gelegt werben, weil derjelbe bei der 
Berathung ohne nähere Angabe von Gründen jelbft den Vorſchlag machte, ſtatt deſſen 
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Ein Uebergang des feiner innern Natur nad höchſt perfönlichen Rech— 
tes, Die gerichtliche Verfolgung einer firafbaren Handlung zu beantragen, 
darauf zu verzichten oder den geftellten Antrag zurüdzunehmen, auf die Er: 
ben des Berlegten findet nicht ftatt. 

7. Die Entfheidung darüber, ob ein dem Geſetze entjprechender An- 
trag auf gerichtliche Verfolgung geftellt wurde oder ob ein rechtsgültiger 
Verzicht auf die Antragftellung in Mitte liegt, fteht in Schwurgerichtsfällen 
dem Shwurgerihtähofe zu; denn die Beurtheilung, ob die Strafbarkeit 
einer Handlung durch das Vorhandenfein eines außerhalb der Verſchuldung 
des Angellagten liegenden Grundes ausgefchloffen erfcheint, gehört nicht zur 
Thatfrage und kann diefelbe deßhalb nicht in das Bereich der Gefchwornen 
fallen ). 

ad 1. 
Verziht auf das Recht der Antragftellung auf gerichtliche Ber- 
folgung. 

Der zur Antragftellung Berechtigte fann auch auf das ihm zuftehende 
Recht entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend in bindender Weife 
verzichten. Nad dem Willen des Geſetzes foll jedoch nur einem ganz 
unzmweideutigen und ernftli gemeinten Verzichte eine Wirkung bei- 
gelegt werden und hat daſſelbe deßhalb, damit nicht jede unbedeutende Hand- 
fung oder Unterlaffung des Berechtigten, woraus ſich möglicher Weife auf 
die Abficht der BVerzeihung fchließen ließe, nicht jedes flüchtig hingeworfene 
Wort, welches ihm viclleicht durch Zudringlichfeit abgenöthigt wurde, einen 


„auf Antrag bes Beſchädigten oder feines gefeglichen Vertreters“ zu fegen, welchem 
Vorlage auch der Gefepgebungsausfhuß fofort beigetreten ift. Dagegen läßt die 
bei dem Vergehen der Verführung jugendlicher Perſonen (Art. 222) enthaltene poſi— 
tive Beſtimmung mit voller Gewißheit erkennen, daß das Geſetz die minderjährigen 
Perjonen auch ſelbſtſtändig neben ihrem gefeglichen Vertreter zur Antragftellung be: 
fähigt erachtet; denn wiewohl bei dieſem Reate der Berlette immer nur eine Perfon 
im Alter von zwölf bis ſechzehn Jahren fein kann, ift hier gleichfalls das Necht 
ber Antragftellung der verführten Perfon oder ihrem gefeglichen Vertreter eingeräumt. 
Uebrigens muß wohl auch bei dem bezeichneten Reate die in der Natur ber Sadıe 
liegende Einſchränkung Platz greifen, daß die verführte Perfon nur dann zur felbft: 
ftändigen Antragftellung berechtigt erſcheint, wenn fie bereits das Alter ber Müns 
digfeit erreicht bat, was bei einer Perfon männlichen Gejchlechts immer erjt nad) 
jurüdgelegtem vierzehnten Lebensjahre der Fall ift. — Gine befondere Hervorhebung 
verdient es noch, daß das preußiiche Strafgefepbuh vom Jahre 1851 im Art. 54 
gleichfalls den Minderjährigenmund berem gefeglichen Vertretern das Recht der Antrag: 
ſtellung felbftitändig neben einander einräumt; jedoch ift bier nicht das Alter 
der Münbigfeit, wie dieß aus den oben entwidelten Gründen in Grmanglung einer 
bejondern Beftimmung nad Maßgabe diefes Geſetzbuchs anzunehmen fein wird, fon: 
bern vielmehr das zurüdgelegte ſechzehnte Lebensjahr ausdrücklich als derjenige Zeit: 
punkt feitgefeßt, von welchem an der Minderjährige zu einer felbftjtändigen Antrag: 
ſtellung neben feinem geſetzlichen Vertreter befugt erjcheint. 

j ) Bgl. oberftrichterliches Erkenntniß vom 24. October 1954 in den Sitzungs⸗ 
berichten der bayeriſchen Strafgerichte Bo. III S. 408. 
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Vorwand für den Uebelthäter darbietet, det gerichtlichen Verfolgung mit der 
Einrede des Verzicht? zu begegnen, genau beftimmt, wann ein zu Necht be- 
ftebender Verzicht al3 gegeben anzunehmen ift. 

1. Der ausdrüdliche PVerziht muß, wenn ihm eine Wirkung zu- 
fommen fol, vor Gericht erklärt werden. Bor welchem’ Gerichte der 
Verzicht erfolgt, erſcheint ſowohl nad der angeführten ratio wie auch nach 
dem Wortlaute des Gefeges, welches feine Einschränkung in diefer Beziehung 
macht, völlig gleichgültig, und wird alfo die ftrafrechtliche Verfolgung einer 
Handlung nicht blos durch die vor einem Strafgerichte, fondern auch 
durch die vor einem Eivilgerichte abgegebene ausdrüdliche Verzichtserklär— 
ung ausgefchloffen. 

Durh melde Motive der Berechtigte zur BVerzichtleiftung bewogen 
wurde, ift für die ftrafrechtliche Wirffamfeit des Berzichts gleichfalls ohne 
Bedeutung; auch der gegen Zahlung oder BVerfprechen einer Summe Geldes 
gefchehene Berzicht fchließt die gemöhnlihe Verfolgung aus, wiewohl der 
desfalls zwifchen dem Uebelthäter und dem zur Antragftelung Berechtigten 
abgejchloffene Vertrag unter Umftänden als ein pactum turpe erjcheinen 
und in Folge deſſen civilrechtlich ummirkfam fein fann; denn das Strafgejeg 
berüdfichtigt nur die Thatfache des in vorgefchriebener Weife erflärten Ber- 
zichts, ohne nach den Beweggründen hiezu und den ciwilrechtlichen Wirkungen 
defjelben zu fragen. 

2. Ein ftillfhweigender Verzicht ift nach Vorfchrift des Geſetzes 
dann als gegeben zu erachten, wenn der Berechtigte drei Monate lang 
von dem Tage an gerechnet, an welchem ihm die Antragftellung möglich 
war, von feinem Rechte feinen Gebrauch gemacht hat. — Die Frage, in 
welchem Zeitpunfte die Möglichkeit der Antragftellung für den Berechtigten 
beginnt, beantwortet fich verjchieden, je nachdem eine ftrafbare Handlung, bei 
welcher die Berfolgung der That an fich ohne Rückſicht auf die Perjon 
des Webelthäters, oder eine von denjenigen Handlungen in Frage ift, bei 
welchen nur die Verfolgung gemwiffer Uebelthäter von einer Antragitell- 
ung abhängig ift. Bei den Handlungen der erfteren Kategorie ift dem Be— 
rechtigten der Natur der Sache nad die Antragftellung regelmäßig jchen 
dann möglich, wenn er Kenntniß von der gejchehenen VBerübung der That 
erlangt bat und ein fonftiges Hinderniß der Antragftellung nicht entgegen- 
fteht, und wird alfo hier eine Kenntniß der Perſon des Uebelthäters in kei— 
ner Weife erfordert; eine Ausnahme hievon greift nur bei den auf Antrag 
ftrafbaren Ehrenfränfungen Plag, indem hier in Folge der fpeciellen Be— 
ftimmungen des Art. 61 des Einführungsgefeges zum Straf- und Polizeis 
ftrafgefeßbuche das Strafgericht erft bei erfolgter Bezeichnung der Perfon 
des Beleidigers in Thätigfeit tritt. Bei den Handlungen der legteren Ka— 
tegorie dagegen beginnt für den Berechtigten die Möglichkeit der Antragitel- 
lung immer erft dann, wenn er von der Perfon des Uebelthäters 
Kenntniß erlangt hat; denn da demjelben Hier das Recht der Antragftellung 
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überhaupt nur in dem Falle zufteht, wenn zwiſchen ihm und dem Uebel- 
thäter ein befonderes perfönliches Verhältniß befteht, während außerdem die 
Berfolgung der That ſchon von Amtswegen zu gejchehen hat, jo folgt daraus 
von ſelbſt, daß infolange, als ihm die Perfon des Uebelthäters nicht be— 
fannt ift, die Möglichkeit einer Einwirkung auf die — der That 
für ihn gar nicht gegeben ift. ') 

Die dreimonatliche Frift zur Antragftellung bildet, wenn fie einmal zu 
(aufen begonnen hat, ein tempus continuum, und fann deshalb feine Rüd- 
fiht darauf genommen werden, ob die Möglichkeit der Antragftellung fir 
den Berechtigten während der ganzen Dauer der Friſt gegeben oder ob die— 
jelbe vielleicht zeitweife durch Krankheit, Abwejenheit oder wie immer unter- 
brochen gemwejen if. Dabei muß jeder Monat nad Vorfchrift des Art. 6 
des Einführungsgefeges zu dreißig Tagen gerechnet werden, der Tag felbit 


!) Bei den Gefeggebungsausihuhverhandlungen der Abg. K. von 1856/58 (Br. 1. 
€. 241) wurde zwar von dem Abg. Dr. Bölf die Aeußerung gemacht, der Art. 66 


(uunmehr Art. 88) bezwede basjelbe, was das preußiſche Strafgeſetzbuch im $. 5U 


mit ben Worten ausdrüde: „Die Frift beginnt mit ber Zeit, zu welcher der zum 


Antrage Berechtigte von den gegen ihn beygangenen Verbrechen oder Vergehen und 


r Perſon des Thäters Kenntniß erbalten bat. Hienach wäre in allen 
Fälle, alfo mamentlih auch bei jenen jtrafbaren Handlungen, bei welchen 
bie Beichafienbeit der That an ſich es iſt, welche den Gejeggeber veran— 
laßt hat, die Verfolgung ohne alle Rückſicht auf die Perfon des Uebelthäters 
nicht von Amtswegen eintreten zu lajjen, die Möglichkeit der Antragitellung 
durch die Kenntiniß der Perſon des Uebelthäters bedingt. Allein eine ſolche An: 
nahme wiirde nach dem Obengejagten nicht nur mit der Natur der Sache und dem 
innern Grunde, jondern nebſtdem auch mit dem Wortlaute des Gefepes im Wider: 
ſpruche jtehen, da dasjelbe nur von der Antragitellung auf gerichtliche Ber: 
folgung ber ftirafbaren Handlung (alje nicht des Mebelthäters) und der Mög: 
lichkeit hiezu fprict und dadurch Har zu erkennen gibt, Daß es im Allgemeinen 
abgejeben von dem ſich ohnehin von ſelbſt verjtebenden Ansnahmsfalle, wenn eine 
in der Negel von Amtswegen und nur in der Richtung gegen gewiſſe Berfonen blos 
auf Antrag ftrajbare Handlung in Frage iſt, lediglih auf die Keuntniß dev ges 
ſchehenen Berübung der That anzufommen bat. Es wird deshalb der bezeichne: 
ten Acußerung ein entſcheidendes Gewicht wohl nicht beigelegt werden Fünnen, und 
dieß um fo weniger, da diefelbe, wie dich Das ummittchbar vorber von dem Abg. 
Dr. Bölf angeführte Beifriel deutlich entnehmen läßt, nur mit Rüdficht auf den 
Familiendiebjtahl (Art. 290) gemacht worden ijt, bei welchem nach dem Oben: 
gefagten die Ausübung des Rechtes der Antragitellung allerdings ohne eine Keuntniß 
der Perſon des Uebelthäters nicht möglich erſcheint. Auch füme man, wenn man 
die Möglichkeit div Antragftellung immer durch die Kenntniß der Perfon des Uebel— 
thäters bedingt erachten wollte, un Gemäßbeit der Beſtimmungen des folgenden 
Art. E9 zu dem Reſultate, Daß bei allen nur auf Antrag ftrafbaren Handlungen, 
fobald fid) im Yaufe der Unterſuchung berausitellen würde, daß außer Demjenigen, 
gegen welchen der Antrag auf gerichtliche Verfolgung gejtellt worden ijt, noch eine 
andere Perſon als Ihäter, Teilnehmer oder Begünftiger der verübten That be: 
theiligt ift, immer wieder ein neuer Antrag in der Nichtung gegen diefe Perfon 
erforderlich wäre und ohne einen jolhen das Strafverfahren gänzlich eingejtellt wer: 
ben müßte, was ficherlich nicht im Willen des Geſetzes gelegen fein kann. 


” 
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aber, an welchem die Möglichfeit der Antragftellung ihren Anfang genom- 
men hat, außer Berüdfichtigung bleiben; denn nachdem das Geſetz im 
Art. 95 bei der Verjährung ausdrücklich vorjchreibt, daß der Tag des Be- 
ginns der Verjährung in die Verjährungsfrist nicht miteinzurechnen jei, fo 
erjcheint es um jo mehr gevcchtjertigt, dieſe Beſtimmung bei der hier im 
. Frage ftehenden Frift, bezüglic deren das Geſetz eine ausdrüdtiche Anord- 
nung über die Art der Berechnung nicht enthält, in analoge Anwendung zu 
bringen, da dieje Frift, durch deren Ablauf das Recht der Antragitel- 
lung auf gerichtliche Verfolgung ausgeſchloſſen wird, im Grunde ge- 
nommen gleichfalls den Charakter einer VBerjährungsfrift an fich trägt. 
ad III. 
Zurädnahme des geftellten Antrages auf gerichtliche 
Berfolgung. 

Nah dem Willen des Gefeges ſoll zwar der vielleicht nur in der 
erften Aufwallung geftellte Antrag auf gerichtliche Berfolgung einer nur auf 
Antrag ftrafbaren That den Antragjteller nicht jofort unmiderruflich binden ; 
allein es joll demjelben auch micht geftattet. jein, vielleicht erjt nach er- 
folgtev Duchführung einer weitläufigen —* auf die Beſtrafung des 
Schuldigen zu verzichten und auf dieſe Weiſe mit dem Gange der Straj, . ° 
rechtöpflege cin willführiiches Spiel zu treiben. Um diefen beiden, Nüdhich- 
ten gerecht zu merden, erklärt das Geſetz eine Zunüdnahme des ge— 
ftellten Antrags auf gerichtliche Verfolgung für zuläflig, jedoch nur innerhalb 
des funzen Zeitraumes von acht Tagen, in welchem einerjeits dem. An- 
tragfteller hinreichende Gelegenheit zur gehörigen UWeberlegung Des gethanen 
Schrittes gegeben iſt, amdererfeits aber die Unterſuchung immer noch in 
ihrem erften Anfange begriffen fein wird, 

1. Die Frift von acht Tagen zur Zurüdnahne des geftellten Antrages 
ift ebenfo wie die dreimonatliche zur Antragftellung ein tempns coutintum 
und darf hier gleichfalls in analoger Anwendung der- Beſtimmung des Art. 
95 diber die Berjährungsfrift der Tag der erfolgten Antragftellung ſelbſt 
nicht im Die Friſt miteingerechnet werden. Die Erklärung der Zurüd: 
nahme wird am zwedmäßigiten bei dem einjchlägigen Unterfuchungsgerichte 
oder bei jener Behörde erfolgen, bei welcher der Antrag auf gerichtliche 
Berfolgung gejtellt worden ift; jedoch fann bei dem Umftande, daß das Öe- 
jeg eine Einjchränfung in dieſer Beziehung nicht gemacht hat, auch einer vor 
einer andern öffentlichen Behörde ertlärten Zurüdnahme die Wirlfamtfeit nicht 
verjagt werden. Auch läßt es fich bei den Mangel jeder Beftimmung über 
die Form der Zurüdnahme nicht bezweifeln, daß diejelbe ebenſowohl mittels 
Ihriftliher Eingabe, wie mündlich zu Protokoll gefchehen kann. 

2. Auf das gefegliche Necht, den geftellten Antrag innerhalb acht Ta— 
gen zurädzunehmen, kann niemals im Borans vechtsgültig verzichtet 
werden; dieß folgt mit Nothwendigfeit darans, weil das Geſetz die Zurück— 
nahme des Antrags lediglich zu dem Zwecke gejtattet, um dem Antragjteller 
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Zeit zur gehörigen Ueberlegung und Widerrufung eines vielleicht in der erften 
Aufwallung gethanen Schrittes zu geben, dieſer Zwed aber geradezu vereitelt 
mwirde, wenn man einen gleichfall8 übereilt erflärten Verzicht auf das Recht 
der Zurüdnahme al3 bindend erachten wollte. 

3. Durch die Zurüdnahme des Antrages mird ebenfo, wie durch einen 
ausdrüdlic erklärten Verzicht vor Gericht die Strafverfolgung der verübten 
Handlung ſofort für immer ausgeſchloſſen, da ineiner ſolchen Zurüdnahme 
eine nicht minder unzmeidentige Willensäußerung des Berechtigten, daß er 
die Handlung nicht verfolgt haben will, enthalten ift. 


Art. 89. 


Sind im Falle des Art. 88 mehrere zur Antragftellung berechtigte 
Perfonen Horhanden, fo finden die Vorſchriften des genannten Artikels 
nur dann Anwendung, wenn alle Berechtigten den Berzicht auf die eine 
oder andere dort bezeichnete Art zu erfennen gegeben haben. 

Doc ift beim Vorhandenjein mehrerer Befchädigter, welche ſämmt⸗ 
lich zur Antragftellung berechtigt find, der nur von einem oder einigen 
derfelben Fundgegebene Verzicht für die Tilgung der Strafbarfeit inſo— 
weit von Einfluß, als die Ießtere nach dem Merthe des Gegenftandes 
oder nad der Größe des amgerichteten Schadens fih bemift. Das 
Gleiche gilt, wenn von mehreren Beichädigten nicht alle zur Antragitell- 
ung berechtigt find und der Verzicht von dem Berechtigten, ober beim 
Borhandenfein mehrerer Berechtigter von diefen oder von einem oder 
einigen derſelben zu erfennen gegeben worden ift. 

Wurde die ftrafbare Handlung von mehreren Perſonen gemeinfchaft- 
lich verübt oder find außer dem Thäter noch Theilnehmer oder Begünft- 
iger vorhanden, fo ift der im Bezug auf eine diefer Perſonen erflärte 
Berzicht auch zu Gunften aller übrigen wirffam. 

Entw. von 1855 Art. 67; Gefeßg. Ausſch. Verb. von 1856/58 ber Abg. K. 
Bb. 1. ©. 58, 241, der Reichsr. K. Beil. Dh. S. 171, Prot. Bd. S. 326; Entw. 


von 1860 Art. 89; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. 
©. 141, Abth. II. ©. 16, der Reichsr. K. Prot. Pb. I. S. 60. 


Im vorftehenden Artikel ftellt das Geſetz ſpecielle VBorfchriften darüber 
auf, wie e3 bei den nur auf Antrag ftrafbaren Handlungen dann zu halten ift, 

I. wenn mehrere zur Antragftellung berechtigte Perſonen vor- 
handen find; 

I. wenn mehrere Bejhädigte vorhanden find, von melden nur 
einer oder einige zur Antragftellung berechtigt find; 

III. wenn die ftrafbare Handlung von mehreren Perfonen gemein» 
Ihaftlich verübt wurde, oder wenn außer dem Thäter noch Theilnehmer 
oder Begünftiger vorhanden find. 
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ad ]. 

Bei den BVorhandenjein mehrerer zur Antragftellung berechtigten Per— 
fonen fann nur ein von den fämmtlichen Berechtigten ausgegangener Ver— 
zicht die Strafbarfeit der Handlung tilgen; dieß ift eine nothwendige Folge 
der untheilbaren Natur der Strafe in Verbindung mit dem Umftande, daß 
jedem einzelnen Berechtigten für fich allein gefeglich die Befugniß zufteht, auf 
Verhängung der durch die verübte Handlung verwirkten Strafe zu dringen. 
Wird alfo nur von einem einzigen der zur Antragftellung Berechtigten die 
gerichtliche Verfolgung beantragt, jo kann der von den übrigen ausdrüdlic 
oder ftilljchweigend geleiftete Verzicht regelmäßig gar keine Wirkung äußern. 

Diefe Regel erleidet jedoch eine in der Natur der Sache liegende Aus— 
nahme bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei welchen die größere oder ge- 
ringere Strafbarfeit von der Größe der zugefügten Befhädigung abhängig 
ft. Hier darf nämlich bei dem Vorhandenſein mehrerer Beſchädigter, von 
welchen der eine auf die gerichtliche Verfolgung verzichtet hat, der andere 
nicht, bei Beurtheilung der Strafbarkeit der Handlung derjenige Schaden, 
welcher die auf die Berfolgung verzichtende Perfon betroffen hat, nicht in 
Betracht gezogen werden, und erjcheint jomit hier der nur von einem oder 
einigen der Berechtigten erfolgte Verzicht infomweit als Tilgungsgrund der 
Strafbarfeit der Handlung, als diefe Strafbarkeit durch den dem Verzichten— 
den zugefügten Schaden erhöht werden wiirde, Wenn alfo 3. B. der Avor- 
ſätzlich durch rechtswidrige Zerftörung einer im Miteigenthume von zwei Per- 
jonen ftehenden fremden Sache einen Schaden von Hundert Gulden verur- 
faht, von den Miteigenthümern aber nur einer die gerichtliche Verfolgung 
der That beantragt hat, fo fann der A nur megen Eigenthunsbefchädigung 
im Betrage von fünfzig Gulden, d. h. alfo wegen einer blofen Uebertretung 
der Eigenthumsbefhädigung nach Art. 342 beftraft werden. — 

Bei manchen ftrafbaren Handlungen räumt das Geſetz das Recht der 
Antragftellung, wie dieß bereits beim vorhergehenden Artifel erwähnt wurde, 
nicht blos dem Beichädigten und dem gejeglichen Vertreter deffelben, fondern 
nebftdem auch einer andern Perſon ein, welche in feiner Weife eine Beſchä— 
digung erlitten hat; fo beftimmt z. B. der Art. 290, daß beim Familien» 
diebftahle außer dem Beſchädigten und deffen gejeglichen Vertreter auch das 
Familienhaupt, welchem der Thäter untergeben ift, die gerichtliche Ver— 
folgung beantragen kann. Wo dieß der Fall ift, da kann bei dem Vorhan— 
denjein mehrerer Beichädigter der von einem oder einigen derfelben geleiftete 
Verzicht blos dann die Strafbarfeit der Handlung theilmeife tilgen, wenn 
die nicht zu den Befchädigten gehörende, aber dennoch zur Antragftellung 
berechtigte Perfon gleichfalls auf die gerichtliche Berfolgung verzichtet hat; 
denn wenn auch diefe Einjchränfung im Gefege nicht ausdrücklich ausgefpro- 
hen ift, jo muß diefelbe doch als fich von felbft verftehend erachtet werden, 
da es unmöglich im Willen des Geſetzes gelegen fein fann, daß der von 
einem cder einigen der Beichädigten geleiftete Verzicht auch jenen Perfonen 
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gegenüber eine Wirkung äußern ſoll, welchen ganz unabhängig von den Be— 
ſchädigten das Recht der Antragftellung zuſteht. 
ad II. 

Bereits beim vorhergehenden Artifel wurde erwähnt, daß nad den 
Beftimmungen diefes Gefegbuches mitunter auch ſolche ftrafbare Handlungen, 
welche der Hegel nah von Amtswegen zu bejtrafen find, bei dem Borhan- 
denſein gewijfer perjönliher Beziehungen zwiſchen dem Uebelthäter und dem 
Beichädigten nur auf Antrag verfolgt werden dürfen. Zind bei einer folchen 
ftrafbaren Handlung mehrere Beihädigte vorhanden, jo fann es vor- 
fommen, daß von dieſen mehreren Beichädigten nur einer oder einige zur 
Antragftellung berechtigt find, während bezüglicd der übrigen die Verfolgung 
der verübten That von Amtsmwegen zu gejchehen hat, wie z. B. wenn mehrere 
Perfonen in einem Zocietätsverhältniffe mit einander jtehen und der Sohn 
des einen Socius an dem gemeinjchaftlichen Zocietätsvermögen einen Dieb- 
ftahl begeht, in welchen Falle blos bezüglich des einen Dammificaten die 
Vorausjegung des Art. 290 gegeben ift, bezüglich der andern aber nicht. 

In einem ſolchen Falle muß der Natur der Sache nad die verübte 
That infomweit, als jie Perfonen betroffen hat, bei welchen die gerichtliche 
Berfolgung nicht von einer Antragitelung abhängig it, unter allen Umftän- 
den von Amtswegen verfolgt werden. Inſoweit dagegen einem oder ein- 
zelnen Beihädigten das Recht der Antragftellung zufteht, muß bier gleich 
fall3 der sub Ziff. I. angeführte Grundjag Plag greifen, daß der von diefen 
zur Antragitellung berechtigten Bejhädigten oder von einem oder einigen der— 
jelben kundgegebene Verzicht auf gerichtliche Verfolgung der verübten Hand- 
(ung die Strafbarleit in dem Maaße tilgt, al3 dieſelbe durch den den ver— 
zichtenden Beſchädigten zugefügten Schaden erhöht werden würde, Wenn 
alfo z. 2. der A von dem feinem Vater und deſſen Affocie zu gleichen 
Theilen gehörenden Gejellihaftsvermögen Gegenftände im Werthe von 1800 fl. 
ohne auszeichnende Momente entwendet und der Vater des A auf die ftraf- 
rechtliche Verfolgung feines Sohnes verzichtet hat, jo muß hier der A zwar 
trogdem wegen des gleichzeitig am dem Affocie feines Vaters begangenen 
Diebftahl3 von Amtswegen verfolgt und beftraft werden; allein es kann der- 
jelbe, da der Werth des dem Aſſocie Entwendeten nicht mehr als 900 fl. 
beträgt, nicht eines Verbrechens des Diebftahls nach Art. 274 Ziff. 6, fon- 
dern nur eines Vergehens des Diebftahl3 nad) Art. 282 Ziff. 1 für jchuldig 
erfannt werden, 

ad 11, 

Im dritten Abjage des vorjtehenden Artikels fchreibt das Geſetz vor, 
daß in dem alle, wenn eine nur auf Antrag jtrafbare Handlung von 
mehreren Perfonen gemeinjhaftlih verübt wurde, oder wenn außer 
dem Thäter auch noch Theilnehmer oder Begünftiger vorhanden find, 
der in Bezug auf eine dieſer Perfonen erklärte Verzicht auch zu Gunften 
aller übrigen wirkſam ift. 
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Diefe gefegliche Beſtimmung ift bei jenen ftrafbaren Handlungen, bei 
melden die ftrafrechtliche Verfolgung der That überhaupt ohne Rück— 
ficht auf die Perfon des Thäters nur auf Antrag zu gefhehen hat, durch 
die Natur der Sache jelbft geboten; denn da hier die Befchaffenheit der 
That am fich es ift, welche die Beſtrafung von Amtswegen ausschließt, fo 
würde das Necht der Antragftellung offenbar den Charakter einer reinen 
j Willführgewalt annehmen, wenn man es bei diefen Handlungen dem Belie- 
ben des Berlegten anheimgeben wollte, den einen Mitfchuldigen der gericht- 
lichen Berfolgung zu unterwerfen, den andern aber nicht. — Aber auch bei 
jenen jtrafbaren Handlungen, bei welchen die Verfolgung in der Regel von 
Amtöwegen, und blos in der Richtung gegen gewiſſe Perfonen wegen der 
zwifchen ihnen und dem Verletzten beftehenden perjönlichen Beziehungen mır 
auf Antrag zu gejchehen hat, erachtet es das Geſetz aus einem zweifachen 
Grunde nicht für zuläffig, daß von den an der That Betheiligten der Eine 
verfolgt, der Andere aber umverfolgt gelaffen wird; einmal nämlich, weil bei 
einer nur gegen einzelne Mitfchuldige eintretenden Verfolgung das wirkliche 
Sachverhältniß häufig nicht genugſam aufgeflärt werden kann und alfo die 
Gerichte auf dieje Weife nicht felten in die Yage verjegt wilden, ihr Urtheil 
nur auf eine unvollftändige Unterfuhung bauen zu können; und danır, weil 
nebftdem auch die Nechtsbegriffe des Volkes verwirrt werden müßten, wenn 
von den mehreren bei derjelben That Betheiligten nur der Eine zur Ber- 
antwortung gezogen, der Andere aber, welcher vielleicht gerade der am meiften 
Schuldige ift, ganz unbehelligt gelaffen wiirde. 

Im Einzelnen ift zu der angeführten gefeglichen Beitimmung Folgen: 
des zu bemerken: 

1. Das Gejeß fchreibt vor, daß der in Bezug auf eine Perſon erflärte 
Verzicht auch zu Gunften aller übrigen wirkſam fein jol. Ob die Perfon, 
in Bezug auf welche der Verzicht erflärt wurde, Thäter oder Theilnehmer 
oder Begünftiger der That ift, erjcheint völlig gleichgültig; fobald einmal 
ein Berziht auf die gerichtliche Verfolgung irgend einer bei der im Frage 
ſtehenden That betheiligten Perſon, fei es auch nur eines blofen Begünftigers, 
vorliegt, ift jede Verfolgung diefer That in der Richtung gegen wen immer 
ausgeſchloſſen. Auch macht es hiebei feinen Unterfchied, ob die Erklärung 
des Verzichts ausdrüdlich oder ftilliehweigend oder durch Zurüdnahme des 
bereit8 geftellten Antrags erfolgt ift; denn nur darauf hat e8 anzufommen, 
daß ein rechtswirkſamer Verzicht nach Maßgabe der Borfchrift des Art. 88 
in Beziehung auf eine Perfon in Mitte liegt. 

2. Wenn das Gefeg im vorftehenden Artikel von Theilnehmern und 
Begünftigern fpricht, fo find hierunter namentlich auch diejenigen Perfonen 
begriffen, welche fich einer jelbftftändig ftrafbaren Anftiftung (Art. 56 
u. 57), einer unterlaffenen Verhinderung jtrafbarer Handlungen (Art. 63) oder 
einer unterlafjenen Anzeige begangener Berbrechen oder Vergehen (Art. 64) 
ſchuldig gemacht haben. Denn wenn auch die vorbezeichneten Reate eine Theilnahme 
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beziehungsweife Begünftigung im ftrengen Sinne des Worted nicht begrün- 
den, fo ift doch aus der Ueberſchrift des fünften Hauptftüds Mar zu ent- 
nehmen, daß das Gefeg im weiteren Sinne unter dem Ausdrude „TIheilnahme 
und Begünftigung“ diefe Reate gleichfalls begreift. Daß aber im vorftehen- 
den Artikel die Worte „Iheilnehmer und Begünftiger“ in diefem weiteren 
Sinne aufgefaßt werden müfjen, läßt fih um deßwillen nicht bezweifeln, weil 
bei dem inmerlichen Zufammenhange, in welchem die jelbjtftändig ftrafbare 
Anfiftung und die unterlaffene Verhinderung ftrafbarer Handlungen mit der 
Theilnahme, die unterlaffene Anzeige begangener Verbrechen und Bergehen 
aber mit der Begünftigung fteht, nirgends ein Grund zu erjehen wäre, 
warum die Beitimmung, melde der vorjtehende Artikel hinfichtlich der Theil- 
nehmer und Begünftiger aufitellt, bei den bezeichneten Reaten nicht in glei: 
her Weife, wie bei der eigentlichen Theilnahme und Begünftigung Plag 
greifen ſollte. Hienac kann aljo z. B. ein öffentlicher Diener, welcher mit 
Außerachtlaſſunng feiner Dienftpflicht eine nur auf Antrag ftrafbare Handlung 
zu verhindern oder anzuzeigen vorfäglich unterlafjen hat, wegen diefer Unter: 
laffung nur dann beftraft werden, wenn die verübte ftrafbare Handlung felbft 
in Folge eines hierauf gerichteten Antrags zur Unterfuhung und Aburtheil- 
ung fommt; denn außerdem muß der Berziht des zur Antragftellung Be- 
rechtigten auch auf diefen Öffentlichen Diener feine Wirkung äußern, da die 
von ihm erfolgte Unterlaffung dem Vorgeſagten zufolge unter den Gefichts- 
punft einer Theilnahme oder Begünftigung an der verübten Handlung fällt. 

Was fodann insbejondere noch die Begünftigung anlangt, jo liegt 
es in der Natur der Sache, daß die Vorfchrift des vorftehenden Artikels 
au da zur Anwendung kommen muß, wo das Geſetz in der zweiten Ab— 
theilung des Geſetzbuchs Specialbeftimmungen über die Beftrafung der 
Begünftigung enthält, wie dieß beim Diebjtahle und bei der Unterfchlagung 
bezüglich der fogenannten Hehlerei (Art. 308) der Fall ift; denn es fchlägt 
bier der obenerwähnte Grund des Gefeges ganz in gleicher Weiſe ein. 

3. Ausnahmen von dem rundfage, daß" der in Bezug auf eine Per- 
fon erflärte Verzicht zu Gunſten aller übrigen wirkſam ift, kennt das Gefeg 
nicht, und muß diefer Grundfag aljo namentlich auch in dem Falle Anwen- 
dung finden, wenn bei einer ftrafbaren Handlung, welche blos bei dem VBorhan- 
denfein gemwiffer perſönlicher Beziehungen zwiſchen dem Beſchädigten und 
dem Mebelthäter nur auf Antrag zu verfolgen ift, zugleich dritte Perjonen 
neben jolchen, bei welchen die angeführte Vorausſetzung gegeben ift, betheiligt 
find, Wenn alfo 3. B. der A einen Diebjtahl an dem B begangen und 
der Sohn des B an diefem Diebftahle Theil genommen oder auch erft 
nah verübter That jich einer Begünſtigung deſſelben ſchuldig gemacht hat, 
jo erfcheint hier, wenn der B auf die Berfolgung feines Sohnes verzichtet, 
die Berfolgung und Beitrafung des A gleichfalls ausgefchloffen, da der von dem 
B zu Gunften feines Sohnes erfolgte Verzicht auch auf den A feine Wirk— 
ung äußert. In Folge deſſen muß der Unterfuhungsrichter, wenn fich bei 
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einem Diebftahle, einer Unterfchlagung oder einem Betruge entweder gleich 
anfänglich oder während des Yaufes der Unterfuchung herausftellt, daß außer 
den von Amtswegen zu verfolgenden Perfonen auch eine Perjon, welche nım 
auf Antrag verfolgt werden kann, als Thäter, Theilnehmer oder Begünjtiger 
der That betheiligt erjcheint, immer beftrebt fein, ſich baldmöglichſt Gewiß— 
beit daritber zu verjchaffen, ob von Seiten der zur Antragftellung Berechtig- 
ten die gerichtliche Verfolgung der nur auf Antrag zu verfolgenden Perfon 
beantragt oder ob hierauf Verzicht geleiftet wird, da im legteren Falle ſich 
auch die Fortführung der Unterfuchung gegen die an fi von Amtswegen 
zu verfolgenden Perfon als ganz und gar zwedlos darjtellt. Diefe Gewiß— 
beit wird fich aber der Unterfuchungsrichter in der Hegel ohne Schwierig- 
feiten dadurch verfchaffen können, daß er die zur Antragftellung Berechtigten 
von der Sachlage in Kenntniß fegt und fie zu einer Erflärung darüber ver- 
anlaßt, ob fie den Antrag auf gerichtliche Verfolgung der nur auf Antrag 
ftrafbaren Perfon ftellen oder hierauf Berzicht leiften wollen; denn wenn 
auch allerdings die zur Antragftellung Berechtigten nicht gegen ihren Willen 
dazu angehalten werden können, eine bejtimmte Erklärung in der einen oder 
andern Weife abzugeben, da fie gefeglich drei Monate lang zur Antragjtell- 
ung berechtigt find und aljo feine Berpflichtung haben, früher einen Ent- 
ſchluß zu fafjen und ihren Willen fundzugeben, fo wird es doch nur in den 
feltenften Fällen vorfommen, daß die Abgabe einer foldhen Erklärung ver- 
weigert wird. Auch fteht ein gefegliches Hinderniß, zur Abjchneidung von 
unnöthigen Unterfuchungshandlungen in der angegebenen Weife zu verfahren, 
nicht entgegen, da nirgends im Geſetze ein Berbot enthalten ift, die zur Antrag- 
ftellung berechtigten Perfonen darüber zu befragen, ob fie ihren Entſchluß 
hinfichtlich des ihnen zuftehenden Rechtes der Antragftellung ſofort zu er- 
flären bereit find. 

4. Zum Schluffe ſoll noch kurz ins Auge gefaßt werden, wie nad) 
Maßgabe der bisher erörterten gejeglichen Beſtimmungen in den nachitehen- 
den Fällen, welche fich in der Praxis ergeben können, zu verfahren ift: 

a) Der zur Antragftellung Berechtigte fann in der irrigen Meimung, 
daß dieſes gejeglich zuläßig fei, von den mehreren ihm befannten Perfonen, 
welche bei der That als Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger betheiligt 
find, nur die Verfolgung des Einen oder Andern beantragen, und da— 
bei den Verzicht auf die Berfolgung der Uebrigen ausdrüdlich erklären. — Hier 
erjcheint e3 der Natur der Sache nach vor Allem geboten, den Berechtigten 
jogleih) auf das Unzuläßige feines Vorhabens aufınerffam zu machen und 
zur Abgabe einer dem Gefege gemäßen Erklärung zu veranlaffen. Wird 
dieß aber verfäumt oder beharrt der Berechtigte ungeachtet erhaltener Be— 
(ehrung auf feinem ungefeglichen Antrage, fo kann eine Verfolgung der That 
überhaupt nicht ftattfinden; denn wenn auch Hier der Berzicht auf die Ver— 
folgung einzelner bei der That betheiligten Perjonen in einem Rechtsirrthume 
erfolgt ift, jo erfcheint trogdem durch diefen Berzicht in Gemäßheit der Vor— 
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fchrift des Art. 88 die Strafbarkeit der That in Beziehung auf diefe Per— 
fonen fofort erlofchen, da das Gefeg blos die Thatſache des Verzicht be- 
rückſichtigt, ohne nach den Motiven zu fragen, und muß ſomit Ddiefer Ver— 
zicht auch auf die übrigen Betheiligten, gegen welche entgegen der im legten 
Abfage des vorjtehenden Artikels enthaltenen Beftimmung die Berfolgung 
beantragt wurde, feine Wirkung äußern. — Ganz in ähnlicher Weife ver- 
hält es ji 

b) in dem Falle, wenn der Berechtigte erflärt, daß er von den mehre- 
ven bei der That betheiligten Perfonen nur den Einen oder Andern ver- 
folgt haben wolle, ohne dabei auf die Verfolgung der Uebrigen ausdrüclich 
zu verzichten, jondern fich vielmehr bezüglich derjelben feine weitere Erffär- 
ung vorbehält. Hier liegt nämlich ein dem Gefege gemäßer Antrag gleid- 
falls nicht vor, da der Berechtigte nur die Berfolgung der That in der 
Richtung gegen alle „dabei Vetheiligten zu verlangen befugt ift, und fann 
deshalb ein folcher blo8 gegen Einzelne gerichteter Antrag feine Berüdfich- 
tigung finden ; dabei verfteht es fich übrigens von ſelbſt, daß hier infolange, 
al8 die dreimonatliche Frift im Yaufe ift, immer noch ein Antrag auf Ber- 
folgung der That gegen die ſämmtlichen Betheiligten geftellt werden Tann. 
»60) Der zur Antragftelung Berechtigte kann zwar die Verfolgung ſämmt— 
fiher bei der That betheiligten Perfonen, infoweit er von denjelben Kennt- 
niß gehabt hat, beantragt haben; allein es kann jich im Laufe der Unter-- 
fuchung herausftellen, daß außer diefen auch noch andere Perjonen als Thä- 
ter, Theilnehmer oder Begünftiger der That betheiligt find. — In einem 
ſolchen Falle muß unterjchieden werden, ob die verübte That überhaupt 
ohne Rüdficht auf die Perfon des Uebelthäters oder ob fie nur bei dem Bor- 
bandenjein gemiffer perfönliher Beziehungen zwijchen den Uebelthäter 
und dem Berlegten auf Antrag jtrafbar if. Erſteren Falld muß die Un- 
terfuchung ohne Weitered auch auf die erft jpäter befannt gewordenen Be- 
theiligten ausgedehnt werden; denn einerfeit3 war bier der geftellte Antrag 
dazu geeignet, die Einfchreitung der Strafgewalt zu veranlafjen, da die Ver— 
folgung der That in der Richtung gegen alle (damals befannten) betheiligten 
Perfonen beantragt geweſen ift; und andererſeits fann der jpäter erfolgten 
Entdeckung der Betheiligung nod anderer als der anfänglich befannten Per- 
fonen eine Bedeutung um deswillen nicht beigelegt werden, weil es bei den 
ohne Nüdficht auf die Perfon des Uebelthäters auf Antrag jtrafbaren Hand- 
lungen, bei welchen ohnehin nicht die Berfolgung der einzelnen betheiligten 
Perfonen, jondern nur die Verfolgung der That überhaupt beantragt zu 
werden braucht, nad; dem vorher bei Art. 88 auf Seite 467 Geſagten 
völlig gleichgültig erfcheint, ob der Berechtigte bei jeiner Antragjtellung von 
der Perfon des Uebelthäters bereits Kenntniß hatte oder nicht. 

Letzteren Falls dagegen kann, wenn ſich hinterher die Betheiligung 
einer weiteren gleichfalls nur auf Antrag ftrafbaren Perfon herausftellt, die 
gerichtliche Verfolgung auf diefe Perfon nur dann erftredt werden, wenn 
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dieß von dem Berechtigten ausdrücklich beantragt wird; gejchieht dieß nicht 
und wird vielmehr von dem Berechtigten auf die Verfolgung der weiteren 
nur auf Antrag ftrafbaren Perfon ausdrüdlih oder ftillfehweigend verzichtet, 
jo muß, da diefer Verzicht auf alle bei der That Betheiligten feine Wirkung 
äußert, die Unterfuchung auch gegen diejenigen Perfonen, deren gerichtliche 
Verfolgung beantragt worden ift, abgebrochen werden; denn eine foldhe Ver— 
zichtleiftung erjcheint hier zweifellos noch zuläffig, da bei den nur in der 
Nihtung gegen gewiffe Perfonen auf Antrag ftrafbaren Handlungen durch 
die erfolgte Antragftellung auf Verfolgung der einen Berfon die Befugniß 
des Berechtigten, nad) erlangter Kenntniß von der Betheiligung einer andern 
nur auf Antrag zu verfolgenden Perfon darüber zu beftimmen, ob diefe Per- 
jon gleichfalls verfolgt werden foll oder nicht, der Natur der Sache nad) 
in feiner Weife beeinträchtigt werden fann. Wenn aljo 3. B. der A zwar 
die gerichtliche Verfolgung feines Sohnes megen eines an ihm verübten Dieb- 
ftahl8 beantragt hat, die eingeleitete Unterfuchung aber ergibt, daß die Ehe- 
frau des A an dieſem Diebftahle Theil genommen hat, jo muß, falls der 
A nicht vechtzeitig einen Antrag auf die Verfolgung feiner Ehefrau ftellt, 
auch das Strafverfahren gegen den Sohn des A eingeftellt werden. 

d. Der Berechtigte kann endlich den bereit3 geftellten Antrag auf ge» 
richtliche Berfolgung innerhalb der achttägigen Frift in der Richtung gegen 
den einen Betheiligten zurüdnehmen, gegen die übrigen aber, da er dieſe be- 
ftraft haben will, beftehen lafjen. Hier ift es natürlich wieder vor Allem 
am Plage, den Berechtigten über das Unzuläffige feines Vorhabens zu be- 
(ehren; w-ird dieß aber verfäumt, oder gibt der Berechtigte demungeachtet 
eine andere Erklärung nicht ab, jo muß die Verfolgung der ſämmtlichen 
bei der That Betheiligten unterbleiben, weil hier ein rechtsgültiger Verzicht 
auf die Verfolgung des einen Mitjchuldigen in Mitte liegt und diefer Ver— 
ziht auch auf alle übrigen Betheiligten feine Wirkung äußert. 


Art. 90. 


run Wer wegen einer ihm zur Laſt gelegten Thatſache 
vechtsfräftig verurtheilt oder freigefprochen worden ift, kann 
wegen derfelben Thatſache nicht nochmals vor Gericht ges 
jtellt und beftraft werden, vorbehaltlich der im Art. 13 
enthaltenen Beftimmungen. 
Entw. von 1855 Art. 68; Gefeßg. Ausſch. Verh. von 1856/58 der Abg. KR. 
Bd. I. ©. 58, 242, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 172, Prot. Bd. ©. 331; Entw. 
von 1860 Art. 90; Gejeßg. Aush. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. 1. 
S. 141, Abtb. II. S. 16, 89, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 40, 63, Prot. Bb. 
l. ©. 60, 94. 
Die im vorftehenden Artikel enthaltene Beſtimmung fteht im innigften 
Zufammenhange mit den Örundprincipien des ſowohl in den dießrheinifchen 
Hocheder, Strafgefegbuch. J. Bo. 31 
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Provinzen des Königreichs wie auch in der Pfalz beftcehenden Strafprozefjes. 
Nach diefen Prinzipien gefchieht nämlich die Nechtfprechung nicht auf den 
Grund fchriftlicher Acten nach einer gejeglich geregelten Beweistheorie, jo daß 
eine Berurtheilung nur dann zuläfjig wäre, wenn eine genau bejtimmte An— 
zahl von Beweismitteln einer gewiſſen Beſchaffenheit vorhanden ift; vielmehr 
haben die über die Thatfrage urtheilenden Gejchwornen und Richter auf 
den Grund gepflogener öffentlicher und miündlicher Verhandlung der Sache 
lediglih nach ihrer innern Ueberzeugung über die Schuld oder Nicht- 
ſchuld des Angeklagten zu entjcheiden. Wo aber Yeßteres der Fall ift, da 
erjcheint eS unumgänglich nothmwendig, daß der Grundfag „non bis in idem‘* 
unbedingte Geltung habe, umd geht es insbejondere nicht an, nach einmal 
erfolgter rechtöfräftiger Aburtheilung auf den Grund nachträglich aufgefun- 
dener weiterer Beweismittel über die Schuld des Angeklagten das Strafver- 
fahren gegen denſelben neuerlich wieder aufzunehmen und alfo auf diefe Weife 
die Richtigkeit ded von dem früheren aburtheilenden Gerichte erlafjenen Urtheils 
einer Prüfung durch das neuerlich mit der Sache befaßte Gericht zu unter- 
ftellen; denn durch ein jolches Verfahren würde das Vertrauen in die von 
den Gejchwornen oder Richtern ergangenen Wahrſprüche nothwendig er- 
fchüttert und folgeweife das Anjehen der Strafgewalt untergraben ‚werden. 
Deßhalb ftellt das Gejeg den Grundſatz auf, daß Derjenige, welcher wegen 
einer ihm zur Laſt gelegten Thatfache rechtskräftig verurtheilt oder frei- 
gefprocden ift, wegen derjelben Thatjache nicht nochmals vor Gericht 
geftellt und bejtraft werden Fann. — Im Einzelnen ift zu dieſem Artikel 
Folgendes zu bemerken: 

1. Die Vorſchrift des Gefeges, daß die rechtäfräftige Freifprehung 
oder BVerurtheilung eines Angeklagten die nochmalige Stellung vor Gericht 
und Beltrafung desſelben megen der nämlichen Thatſache ausfchließt, 
iſt injoweit, al3 die Freilprehung oder Verurtheilung (überhaupt und 
in dem gejchehenen Umfange) materiell gerechtfertigt ift, vein pro— 
ceffualer Natur; denn da hier bei erfolgter Freifprehung eine fteafbare 
Handlung de3 Angeklagten überhaupt nicht vorliegt, bei erfolgter Berurtheilung 
aber denfelben die für feine Handlung verwirkte Strafe trifft, jo ift bier ein 
Fall der Ausjchließung der Verfolgung einer an fich ftrafbaren That in 
Wirklichkeit nicht gegeben. Inſoweit dagegen die Freifprehung materiell nicht 
gerechtfertigt erfcheint oder die Berurtheilung wegen einer geringer ftrafbaren 
That erfolgt ift, ala der Angeklagte wirklich begangen hat, bildet die rechts— 
kräftige Aburtheilung allerdings einen Grund, welcher die gerichtliche Ver— 
folgung einer an fich ftrafbaren That ausſchließt, indem hier durch das 
ergangene Urtheil eine Beſtrafung des Uebelthäters beziehungsweije eine Ver- 
urtheilung desjelben zu der höheren Strafe, welche er eigentlich nach dem 
Geſetze verwirkt hätte, unmöglich gemacht und alfo eine Erlöfhung der an 
fi) vorhandenen Strafbarfeit oder wenigſtens der gefeglich begründeten 
höheren Strafbarkeit der verübten Handlung bewirkt wird. Aus diefer 
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(egteren Rückſicht erfcheint es vollfommen gerechtfertigt, daß das richterliche 
Erkenntniß als ein Grund der Ausſchließung der Strafverfolgung in dem 
Strafgeſetzbuche ſelbſt aufgeführt ift, während in andern Gejeggebungen 
abweichend hievon von dem richterlichen Erfenntniffe und deſſen Wirkungen 
gewöhnlich nur im Strafprocefgejege die Nede zu fein pflegt.'). 

2. Der im vorjtehenden Artikel beſtimmte Ausjhließungsgrund der 
Strafverfolgung fett nothwendig das Vorhandenſein eines rechtskräftigen 
freifprehenden oder verurtheilenden Erfenntnifjes voraus, und kann 
derjelbe alfo mamentlih bei Erfenntnifjen auf Einftellung des Strafver- 
fahrens nicht Plag greifen. Ob dagegen bei erfolgter Freifprehung in dem 
erlaffenen Urtheile die Freifprehung von der erhobenen Anfchuldigung oder 
nur von der Strafe ausgejprochen worden ift, erjcheint völlig gleichgültig; 
denn in dem einen wie in dem andern Falle liegt ein rechtsfräftiger Aus- 
fpruch darüber vor, daß dem Angeklagten ein ftrafbares Verſchulden nicht zur 
Laſt fällt, und muß fomit hier immer der Grundſatz „non bis in idem“* 
zur Anwendung fommten. 

3. Das Geſetz jchreibt vor, daß durch die erfolgte rechtskräftige Ber- 
urtheilung oder Freifprehung des’ Angeklagten deſſen nochmalige Verfolgung 
wegen derfelben Thatſache, melde ihm zur Laft gelegt wurde, aus— 
gefchloffen wird. 

Der Ausdrud „diefelbe Thatfache* ift hier nicht im rechtlicher, fondern 
in faktifcher Beziehung zu nehmen; das Gefeg verfteht hierunter diejenige 
in die Außenwelt getretene Thätigfeit, diejenige Handlung oder Unter- 
laffung, welche deu Gegenjtand der frühern Aburtbeilung gebildet hat. 
Daraus ergibt fich vor Allem, daß bei Prüfung der Frage, ob die dem 
Angeklagten neuerlich zur Laſt gelegte Thatfahe mit der bereits abgeur- 
theilten identifch it, mur allein die faktifhe Grundlage der neuer— 
lichen umd der früheren Anfchuldigung in Betracht gezogen werden darf. 
Was aber diefe faktiſche Grundlage felbft anlangt, fo wäre es durchaus 
irrig, wenn man annehmen wollte, daß eine Identität der neuerlich zur 
Laſt gelegten und der früher abgeurtheilten Thatſache nur allein in dem Falle 
anzunehmen jei, wenn eine vollftändige Uebereinftimmung in allen ein 
zelnen (faftifchen) Momenten der Anfchuldigung befteht; vielmehr liegt eine 
ſolche Jdentität im Sinne des Gefeges immer ſchon dann vor, wenn nur 
die neue Anfchuldigung in ihrer faftifchen Grundlage fih auf denfelben 
thatjählihen Vorgang jtügt, welcher auch Gegenſtand der früheren An— 
Tafbigung RR iſt, und ift alfo namentlich der Umftand, daß bei der neuer- 


) Daß ein rechtsfräftiges freiiprechendes Urtheil eine nochmalige Verfolg⸗ 
ung wegen derſelben That ausſchließt, iſt auch in den beiden in Bayern geltenden 
Strafproceßgeſetzen ausdrücklich ausgeſprochen. Vgl. die Art. 263 und 366 bes 
Strafprozeßgefeßes vom 10. November 1848, die Abänderungen des zweiten Theiles 
des Strafgefeßbuchs von 1813 betreffend, und den Art. 360-des Code d’instruction 
criminelle. 
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lichen Anfchuldigung die Unterftellung gemacht wird, der in Frage ftehende 
thatfächliche Vorgang trage in einzelnen Punkten andere Merkmale und Er- 
ſcheinungen an fi, als bei der früheren Anſchuldigung angenommen wor: 
den war, keineswegs im Stande, die Jdentität zwijchen der neuerlich zur 
Laſt gelegten und der bereits abgenrtheilten Thatjache aufzuheben. 

Daß die Identität der Thatfache, bei deren Vorhandenjein eine noch— 
malige Stellung vor Gericht ausgeſchloſſen erfcheint, in dem angeführten weiteren 
Sinne aufzufajien ift, wird durch den innern Zuſammenhang außer Zweifel 
geftellt, welcher zwifchen der Vorjchrift des vorftehenden Artikels und den 
Beftinmungen des mit Ausnahme der Pfalz im ganzen Umfange des König— 
reiches geltenden Strafprozeßgeſetzes vom 10. November 1845 über das Ver— 
fahren bei der Aburtheilung beſteht. Nach diefen Beftimmungen muß nämlich 
das aburtheilende Gericht die Verſchuldung der vor Gericht geftellten Perſon 
hinfichtlich der den Gegenftand der Auflage bildenden materiellen Thatſache 
nad aller und jeder Beziehung feiner Würdigung unterbreiten; das— 
jelbe ift im feiner Weife am die Aufftellungen gebunden, welche das Ver— 
weiſungserkenntniß im rechtlicher und im factijcher Beziehung gemacht hat, 
fondern es hat vielmehr lediglich mac) jeiner durch das Ergebniß der öffent- 
lichen Verhandlung gewonnenen innern Ueberzeugung darüber zu entjcheiden, 
ob und welche Schuld dem Angeklagten binfichtlih der den Gegenftand 
der Anfhuldigung bildenden materiellen Thatſache überhaupt zur Yaft 
fällt”). Gerade daraus aber, daß das Gericht nicht blos befugt, ſondern ge— 
feglich verpflichtet ift, die Schuld des Angeklagten binfichtlih der den 


!) Bol. die Art. 173 mit 179, dann Art. 320 mit 324 des Geſetzes vom 10. No= 
vember 1848, die Abänderungen des zweiten Theiles des Strafgeſetzbuchs von 1813 
betreffend, jowie von den vielen über den Umfang der richterlichen Würdigung bei 
der Aburtheilung ergangenen oberftrichterlichen Erkenntniſſen insbefondere jene, weldye 
im den „Sißungsberichten der bayeriſchen Strafgerichte“ Bd. I. S. 134, Bd. II. 
©. 288, Bd. IV. ©. 15 und in ber „Zeitjchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege 
bes Königreichs Bayern“ Bo. I. ©. 45, Br. 11. ©. 356 und 509, Bb. VI. &. 222, 
3b. VIII. ©. 44 und 131 veröffentlicht find. Dieſe Erkenntniſſe laſſen namentlich 
entnehmen, daß mac ber conftanten Auffaſſung des oberften Gerichtshofs auch ber 
Umftand, daß die den Gegenſtand der Anklage bildende materielle Thatfache nad 
bem Ergebniſſe der öffentlichen Verhandlung unter einen ganz anderen Gattung ss 
begriff von jtrafbaren Handlungen fällt, als in dem Anklage: oder Berweifungs- 
serfenntnifje angenommen worden ift, der fofortigen Aburtbeilung nicht im Wege ſteht; 
denn wenn auch im einzelnen Fällen vom oberjten Gerichtshofe in den Entjcheidungs: 
gründen die Gleichheit des Gattungsbegriffes desjenigen Verbrechens, wegen defien 
bie Verweifung einerfeits und die Verurtheilung andererſeits erfolgt ift, beſonders 
hervorgehoben wurde, jo ift doch in andern Fällen die Verurtheilung wegen eines 
offenbar unter einen ganz andern’ Gattungsbegriff fallenden Verbrechens, als worauf 
die Anjhuldigung lautete, wie z. B. die Verurtbeilung wegen Raubs bei erfolgter 
Verweifung wegen Mords (Sitz.-Ber. Bd. III. S. 288, Zeitſchr. Bd. VI. ©. 222) 
ober wegen Fäljhung einer Urkunde in einer Unterfuchungsjadhe bei erfolgter Ver: 
weifung wegen Betrugs und Erprefiung (Zeitſchr. Bd. I. ©. 45) gleichfalls als dem 
Geſetze entjprechend erklärt worden. 
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Gegenftand der Anjchuldigung bildenden That nach aller und jeder Bezieh- 
ung zu prüfen und einer endgültigen Entjcheidung zuzuführen, folgt mit 
Nothwendigkeit, daß eine die nochmalige Verfolgung anschließende Jdentität 
zwiſchen der neuerlich zur Paft gelegten und der bereits abgeurtheilten That- 
fache immer fchon dann begründet ift, wenn nur derfelbe thatſächliche 
Vorgang es ift, welcher die factifche Grundlage der neuerlihen und 
der früheren Anfchuldigung bildet, ohne daß es im Uebrigen darauf an« 
fommt, ob die mene Anfchuldigung in allen einzelnen Punkten mit ber 
frühern Anfchuldigung vollftändig übereinftimmt oder ob vielleicht theilmeife 
andere Behauptungen darüber aufgeftellt werden, wie fih der in Frage 
ftehende thatfächliche Vorgang zugetragen haben fol. Denn wie ſchon im 
Eingange der Erläuterung dieſes Artitel bemerkt wurde, beruht der innere 
Grund der Ausfhliegung einer nochmaligen Verfolgung wegen derfelben 
Thatſache nach einmal erfolgter rechtskräftiger Aburtheilung gerade darin, 
weil es das Geſetz für unzuläffig erachtet, daß die Nichtigkeit des rechts— 
kräftig gewordenen Ausſpruchs, welchen das zuerft aburtheilende Gericht 
über die Schuld oder Unschuld des Angeflagten erlafjen hat, einer nochmaligen 
Prüfung durch ein anderes Gericht unterftellt werde. Nun hat aber das zuerft ab» 
urtheilende Gericht, da folches gefeglich die Verpflichtung hatte, jede Verſchuld— 
ung des Angeklagten hinfichtlich der den Gegenftand der Anſchuldigung bildenden 
Thatfache in das Bereich feiner Würdigung zu ziehen und das betreffende 
Strafgefeß hierauf anzuwenden, durch das von ihm ergangene freifprechende oder 
verurtheilende Erfenntniß bereits vechtsfräftig ausgefprodhen, daß bezüglich 
der fraglichen Thatſache dem Angelagten eine Schuld entweder gar nicht 
oder doch nur in dem im Urtheile feftgeftellten Umfange zur Yaft falle; 
in Folge deſſen erjcheint es abjolut unzuläſſig, daß derjenige thatfächliche 
Borgang, welcher bereits bei der erften Aburtheilung der richterlichen Wür— 
digung amterftellt war, nohmals zur Begründung einer neuen Anklage be- 
nügt wird, und wird vielmehr durch die Identität diefes thatfählichen Vor— 
gangs allein fchon die nochmalige Verfolgung ausgejchlofjen. 

Nach Maßgabe der bisher gegebenen Ausführung find alfo, falls nur 
der der Anjchuldigung zu Grunde liegende thatfählihe Vorgang der— 
felbe ift, bloſe Verſchiedenheiten in den nachitehenden Punkten nicht im 
Stande, die Identität der neuerlich zur Laft gelegten Thatſache mit der be- 
veit3 früher abgeurtheilten aufzuheben: 

a, Berjchtedenheiten, welche lediglich die rechtliche Qualififation 
der in Frage ftehenden Thatfache betreffen, ohne die factifchen Beziehungen 
derjelben irgendwie zu berühren. So geht e8 z. B. nit an, wenn es 
zweifelhaft ift, ob die dem A zur Laſt gelegte Thatfache nad) den Beftimm- 
ungen dieſes Geſetzbuchs als Diebftahl oder Betrug, als Raub oder Erpreffung, 
als Unterfchlagung oder Amtsuntreue ꝛc. ꝛc. aufzufaffen ift, den A, nad) 
dem er von der Anfchuldigung wegen Diebftahls, Raubes oder Unter- 
ſchlagung freigefprochen worden ift, nunmehr wegen derfelben That unter der 
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Anklage des Betrugs, der Erprefiung oder Unterſchlagung vor Gericht zu 
ftellen. 

b. Berfchiedenheiten im einzelnen die objective Seite der That, 
d. 5. die äußere Erfcheinung derjelben betreffenden Merkmalen, in Folge 
deren die rechtliche Dualififation der dem Angeklagten neuerlich zur Laſt ge 
legten Thatfache im Gegenhalte zu der früher abgeurtheilten oder doch we— 
nigftens der Grad ihrer Strafbarfeit geändert wird, Segen wir 3. B. den 
Fall, daß der A wegen Mordverſuchs an dem B rechtskräftig verurtheilt 
worden ift, der B aber nad erfolgter Aburtheilung des A ftirbt und ſich 
bei der Section herausftellt, daß die dem B von A in mörderifcher Abficht 
zugefügte Verlegung, welche von den Aerzten nicht als tödtlich erachtet 
worden war, dennoch tödtlich gewejen it und den Tod des B noth- 
wendig herbeiführen mußte, fo fann bier der A nicht mehr wegen vollen: 
deten Mord3 vor Gericht geftellt und beftraft werden; und umgefehrt fann 
auch der von der Anfchuldigung einer vollendeten Nothzucht an der C Frei- 
gefprochene niemals mehr auf Grund derjelben Thathandlung unter der ab- 
weichenden Behauptung, daß die Nothzucht nicht zur Vollendung gefommen 
fei, wegen Verſuchs der Nothzucht an der C procefjirt werden: — In ähn- 
fiher Weife geht es ferner nicht an, gegen denjenigen, welcher wegen Blut: 
ſchande mit jeiner Tochter oder wegen Diebjtahls oder wegen Unterjchlagung 
rechtöfräftig freigefprochen oder verurtheilt worden ift, hinterher unter Zu- 
grundelegung der nämliden Handlung, melche den Gegenftand der früheren 
Aburtheilung bildete, Anklage wegen Nothzucht, Raubes und beziehungsweije 
Amtsuntreue zu erheben, weil die Tochter durch Bedrohung mit dem Tode 
zur Duldung des Beiſchlafs genöthigt, der Diebftahl mittel3 perfönlicher 
Bergewaltigung des Beftohlenen ausgeführt worden, die unterfchlagenen Gel: 
der dem MUebelthäter nur vermöge jeines Dienftverhältniffes als Beamter 
anvertraut gemwejen feien. In allen voraufgeführten Fällen liegt vielmehr 
Identität der neuerlichen und der bereit3 rechtskräftig abgeurtheilten That- 
fahe im Sinne des Geſetzes vor, da hier überall ungeachtet der in einzelnen 
Thatumſtänden beftehenden Berjchiedenheit Doch die eigentliche factiſche Grund— 
lage der neuerlichen und der früheren Anfchuldigung die nämliche it. 

Aus gleicher Rückſicht kann ferner auch bei einer in Fortjegung ver- 
übten ftrafbaren That eine bei der Aburtheilung unberüdfichtigt gebliebene 
einzelne Fortfegungshandlung nad) eingetretener Rechtskraft des ergangenen 
Urtheils nicht mehr zum Gegenftande einer neuen Anfchuldigung gemacht 
werden und muß Ddiefelbe aljo ganz außer Berüdfichtigung bleiben. Wie 
nämlich oben bei Art. 84 auf ©. 422 dargethan wurde, begründen bei der 
Fortjegung die jämmtlichen Fortfegungshandlungen in ihrer Totalität nur 
eine einzige ftrafbare That, und fünnen deshalb die einzelnen Theilhand- 
lungen nicht felbftftändig für fich, fondern nur als Beftandtheile des Ganzen, 
d. h. der vorliegenden einzigen ftrafbaren That in Betracht kommen. Sit 
aber diefe ftrafbare That einmal rechtskräftig abgeurtheilt, fo erſcheint ein 
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nachträgliches Zurüdtommen auf die allenfalls bei der Aburtheilung unbe- 
rückſichtigt gebliebenen Theilhandlungen von ſelbſt ausgefchloffen; denn da 
diefe Theilhandlungen keine eigene ftrafbare That bilden, jondern nur Be- 
ftandtheile der bereits abgeurtheilten That find, fo würde die Aburtheilung 
wegen der fraglichen Theilhandlungen offenbar eine nochmalige Verfolgung 
wegen der bereit3 abgeurtheilten That enthalten und alfo der Beftimmung 
des vorftehenden Artikels geradezu entgegen fein. Hienach geht es 3. 2. 
nicht an, den A, welcher wegen eines in der Wohnung des B mittels Ge— 
brauch von rechtswidrigen Schlüffeln verübten Diebftahls im Betrage von 
80 ft, d.h. alfo wegen VBergehens des Diebftahls vechtsfräftig verurtheilt 
worden ift, neuerlich wegen Verbrechens des Diebftahls nad) Art. 274 
Biff. 2 vor Gericht zu ftellen und zu beftrafen, wenn fich hinterher Verdacht 
ergibt, daß der A den an dem B verübten Diebftahl längere Zeit hindurd) 
fortgefegt hat und der Gefammtbetrag des Entwendeten die Summe von 
100 fi. überfteigt.') 

c. Berfchiedenheiten in den die fubjective Seite der That, d. 5. die 
inneren (Willens-) Beziehungen derfelben betreffenden Merkmalen, durch welche 
eine Aenderung in der Dualification der dem Angeklagten neuerlich zur Yaft 
gelegten Thatſache im Gegenhalte zu der früher abgeurtheilten oder doch 
wenigſtens in dem Grade ihrer Strafbarkeit bewirkt wird. Zu diefen PVer- 
Ichiedenheiten gehört insbejondere die Frage, ob der Angeklagte vorfäglid 
oder fahrläßig, ob er mit oder ohne Ueberlegung gehandelt hat, und 
ob er bei Vornahme der von ihm verübten (äußeren) Handlung dieje oder 
jene Abficht gehabt hat. Segen wir alfo z.B. den Fall, daß der A megen 
fahrläffiger Körperverlegung des B oder wegen eine® an dem C verübten 
Todtſchlags rechtskräftig freigefprochen oder verurtheilt worden ift, jo kann 
„ der A nicht auf Grund derjelben Thathandlung unter der Behauptung, daß 

die Körperverlegung des B von ihm beabfichtigt, die Tödtung des C mit 
Ueberlegung ausgeführt worden fei, neuerlich wegen vorfäglicher Körperver- 
letzung des B beziehungsweife wegen eines an dem C verübten Mordes vor 
Gericht geftellt werden; und ebenjo verhält es fich in umgekehrter Weife in 
dem Falle, wenn die Anfchuldigung bei der erften Aburtheilung auf vor= 
jägliche Körperverlegung beziehungsweiſe auf Mord gerichtet geweſen und 
dabei ein freifprechendes Urtheil erfolgt if. — Ganz dafielbe gilt aber auch 
von der Abjicht, welche dem Angeklagten bei der von ihm vorgenommenen 
Thathandlung innegewohnt hat. Wenn 3. B. der A von der Anjhuldigung, 
den B ermordet oder einen Naubverfuch am der C begangen zu haben, rechts— 
fräftig freigefprochen worden ift, jo erfcheint es durchaus unzuläffig, nunmehr 





N) Daß in einem ſolchen Falle Identität der nenerlich zur Laſt gelegten That: 
fache mit der bereits abgeurtbeilten anzunehmen ſei, hat auch der oberfte Gerichtshof 
in einem Erfenntniffe vom 22. September 1854 (Zeitſchr. f. Gefegg. u. Rechtspfl. 
3b. I, ©. 389) anerkannt. 
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die Anfchuldigung dahin abzuändern, daß der A dem B die tödtliche Wunde, 
welche deijen Leben ein Ende machte, ohme die Abficht zu tödten vorfäglich 
zugefügt, oder daß er bei der bereits in’s Werf gejegten perjönlichen Verge— 
waltigung der C, an deren Fortjegung er durch das Nahen einer dritten 
Perſon gehindert wurde, nicht die Abficht, die C zu berauben, ‚fondern viel: 
mehr „die Abficht, diefelbe zu mothzüchtigen, gehabt habe, und auf Grund 
defien den A nochmals wegen vorjäglicher Körperverletzung des B, beziehungs- 
meife wegen Berfuchs der Nothzucht an der zu verfolgen. — In allen voraufge— 
führten Beifpielen ift es nämlich immer derjelbe thatfählihe Vorgang, 
welcher der neuen und der früheren Anjehuldigung zu Grunde gelegt wird, 
und fteht deshalb der im voritchenden Artikel ausgejprochene Grundfag „non 
bis in idem‘ einer nochmaligen Verfolgung entgegen. 

d. Endlich gehören hieher auch Berjchiedenheiten hinfichtlih der Art 
und Weife, in welcher fich eine Perfon an der in Frage ftehenden That 
betheiligt hat. Nach den im fünften Hauptftüde des Gejegbuches ent- 
haltenen Beftimmungen fann jic ‚eine, Perfon auf dreifahe Art an einer 
ſtrafbaren That betheiligen, näulich entweder als Thäter, oder als Theil- 
nehmer (jei es durch Anftiftung oder durch bloſe Hilfeleiftung) oder endlich 
als Begünftiger. Die Art und Weile der Betheiligung einer Perjon an 
einer ftrafbaren That ift nun allerdimgs auf den Grad ihrer Berfchuldung, 
auf ihre jubjective Strafbarfeit von großem Einflufje, wie dieß namentlich 
bei der Begünftigung gegenüber der Thäterichaft und der Theilnahme am 
meiften hervortritt. Allein die Fdentität der den Gegenftand der Aburtheilung 
bildenden Thatjache wird dadurch, daß bei der neuen Anjchuldigung eine 
andere Art der Betheiligung des Angeflagten an der in Frage ftehenden 
That behauptet wird, als dieß bei der früheren Anjchuldigung der Fall ge- 
wejen ift, nicht aufgehoben; denn wenn auch hiedurch der Grad der Schuld 
des AUngeflagten ein anderer wird, fo ift es doc) in dem einen wie in dem 
‚andern Falle immer die Betheiligung an derfelben That, an der näm— 
lichen Rechtsverlegung, welche die factifche Grundlage der erhobenen An— 
ſchuldigung bilde. Wer alfo z. B. von der Anfchuldigung, einen Diebftahl 
als Thäter verübt zu haben, freigefprochen worden ift, der kann nicht mehr 
wegen Theilnahme oder Begünftigung Hinfichtlic) defielben Diebftahls verfolgt 
merden; und ebenjo ift es auc) nicht zuläffig, den wegen Begünftigung eines 
Raubes rechtskräftig Freigeſprochenen oder Verurtheilten neuerlich als Thäter 
oder als Theilnehmer des nämlichen Raubes "vor Gericht zu ftellen und zu 
beftrafen.') — 

Schlieglih muß noch darauf aufmerkjam gemacht werden, daß ein ficheres 
Kennzeichen dafür, ob Jdentität der neuerlich zur Yaft gelegten Thatſache 
mit der bereit3 früher abgeurtheilten vorliegt, wohl immer aus dem Umftande 








') Der bier aufgeftellten Anficht ftebt auch ein oberftrichterliches Erfenntniß vom 
30. März 1855 (Zeitſchr. f. Geſetzg. u. Rechtspfl. Bo. I. ©. 101) zur Seite. 
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entnommen werden fann, ob nad) den obwaltenden thatjächlichen Verhältniſſen 
die Möglichkeit gegeben ft, daß der Angeklagte auf Grund der früheren und 
der neuerlich erhobenen Anfchuldigung zweier real concurrirender Reate 
für ſchuldig erkannt werden könnte. Da nämlich der reale Zufammenfluß 
jeinent Begriffe nach (vgl. Art. 84 Ziff. 1) nothwendig das BVorhandenfein 
zweier von einander verfchiedenen Handlungen vorausfegt, jo kann der Natur 
der Sache nah in dem Falle, wenn die angeführte Vorausfegung gegeben 
ift, niemals von einer Identität der bereits abgemtheilten und der neuerlich 
‚ zur Yaft gelegten Thatfache die Rede fein. Wenn dagegen die bezeichnete 
Möglichkeit ausgefchloffen erfchelnt‘,- und vielmehr der Angeflagte nach den 
obwaltenden Berhältniffen entweder überhaupt blos eines einzigen (fei es 
nun eines einfachen oder eines in Wortjegung verübten) Neates oder doch 
nur zweier in einem idealen Zufammenfluffe ftehenden Rente ſchuldig fein 
fönnte, fo wird immer Identität der neuerlich zur Yaft gelegten Thatſache 
mit der bereit früher abgenrtheilten vorktegen; denn gevade der Umftand, 
daß die beiden im Frage ftehenden‘ Thatjachen nicht zwei verfchiedene in 
einem realen Zufammenfluffe ftehende ſtrafbare Handlungen in fich‘ enthalten, 
begründet vollftändige Gemwißheit darüber, daß die neuerliche Anfchuldigung, 
menn diefelbe auch vielleicht in einzelnen Punkten von der früheren Anſchul— 
digung abweicht, doch jedenfalls auf diefelbe factiſche Grundlage, d. h. alſo 
auf diefelbe Thatfache im Sinne des Geſetzes gebaut ift.") 


!) In der Pfalz wurden bisher auf Grund ber Beſtimmungen ver bort beſte— 
benden Strafproceßgeſetzgebung andere Anfichten über die Wirkung ber rechtskräftigen 
Aburtbeilung befolgt, wie ſolche auch bei ben franzöfifchen Gerichten in Geltung find 
und die Autorität des franzöſiſchen und des pfälziſchen Gafjationshofes für fich 
baben. 

Schon im älteren franzöfijhen Strafprocefie war in gleicher Weije, wie dieß 
“ and in dem Art. 360 des Code d’instr. erim, ber Fall ift, zunächit für das Schwur— 
gerichtöverfabren der Grundſatz ausgeſprochen, daß ber auf Anklage Freigefprochene 
wegen der nämlichen That (A raison du meme fait) nicht weiter verfolgt wer: 

ben fünne. — 
Val. Art. 426 des Code des délits et des peines vom 3. Brumaire IV, 

(25. October 1795). 

Unter der Herrichaft diefes früheren Strafprocejjes war es num allerdings nicht 
zweifelhaft, daß durch die Vorſchrift des citirten Art. 426 ber Freigeſprochene gegen 
jede weitere Verfolgung wegen derfelben materiellen Thatſache gejhügt war, unter 
welchem ſtrafrechtlichen Gefichtspunfte fie immer aufgefaßt werden mochte, und berubte 
dieß darauf, weil nad) den Bejtimmungen des Gefeges vom 3. Brumaire IV jowohl 
fiir die Anflages wie auch für die Urtheilsjury die Verpflichtung beftand, die ber 
Anklage zu Grunde liegende Thatſache unter allen ftrafrechtlihen Gefichtspunften in 
ibvem ganzen Umfange erihöpfend zu prüfen und zu beurtheilen. 

Bol. die Art. 241, 243—245, 255, 374, 375, 378—380 loc. cit. 

Ansbefondere war zufolge der Vorſchrift des Art. 374 und 380 der Schwur: 
gerichtspräfident unter Strafe der Nichtigkeit angewiefen, an die Gejhwornen außer 
den Hauptfragen über den Beweis ber That und ber Thäterfchaft nah Maßgabe 
des Anklageaftes, der Vertheidigung des Angeflagten, ſowie des Ergebniffes ber 
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4. Der gefegliche Grundſatz, daß der wegen einer ihm zur Yaft gelegten 
Thatſache rechtskräftig Freigefprochene oder Verurtheilte wegen derfelben That 
ſache nicht nochmals vor Gericht geftellt und beftvaft werden kann, muß der 


Öffentlihen Berbandlung noch weitere befonbere Fragen Über die Verſchuldung 
und die größere oder geringere Schwere und Strafbarkeit dev That zu fielen. 

„Viennent ensuite les questions qui, sur Ja moralit& du fait et le plus ou 

le moins de gravite du delit, r&sultent de Pacte d’accusation, de la dofense 

de l’accusse, ou du debat.” . 

Das damals beftandene Syſtem der Frageſtellung wurde jedoch in Frankreich 
wegen ber damit verbundenen Vervielfältigung und Zerjplitterung der Fragen bald 
als unzwedmäßig und dem Anjtitute der Schwurgerichte nicht entiprechend erachtet. 
Es wurde deshalb bei der Einführung bes Code d’instr, erim. diefes Syſtem ver: 
laffen, und ift es der Zwed ber in ben Art. 337—340 des bezeichneten Gejeges ent: 
baltenen jehr einfachen Vorſchriften über die Krageftellung, im ber angegebenen Be: 
ziehung Abbilfe zu gewähren. Zwar wurde demungeachtet in der erjten Zeit nad) 
Einführung des Code d’instr, crim. noch vielfad die Anficht geltend gemacht, daß 
die Beſtimmung des Art. 360 dieſes Geſetzes in demſelben Sinne aufzufaſſen und 
anzuwenden ſei, wie ber Art. 426 bes früheren Geſetzes vom 3. Brumaire IV. 
Allein diefer Anficht traten ſehr bald die gewichtigſten Griminafiften, worunter na— 
mentlih Merlin, entgegen, indem fie auf den Zufammenbang ber fraglichen Be: 
ftimmung mit dem Spiteme des Verfahrens vor den Schwurgerichten und auf die 
in dieſer Beziehung gegenüber dem früheren Syſteme eingetretene höchſt wejentliche 
Aenderung hinwieſen, in Folge deren die in Anklage begriffene That keineswegs 
mebr, wie dieß unter dem Gefeße vom 3. Brumaire IV. der Fall war, unter allen 
ftrafrechtlihen Gefichtspunften der Prüfung der Gejchworenen unterftellt und von 
dieſen nach jeder Beziehung beurtbeilt werden mußte. Mit Rüdjicht bierauf - jtellte 
man für die Anwendung des Art. 360 des Code d’instr. erim. unter Hinweijting 
auf die Vorſchrift der Art. 337—340 loc. cit. ben Grundjag auf, daß die Identität 
der materiellen Thatfache für fich allein nody nicht genüge, um die nochmalige Ber: 
folgung eines bereits rechtskräftig Abgeurtbeilten auszufchließen, daß vielmehr hiezu 
überdieß noch Spentität der Qualification der That und der Anklage erfordert 
werde, indem der im Art. 360 gebrauchte Ausdrud „fait“ nicht die materielle, ſon— 
dern die rechtliche Thatfache ber Auflage, d. b. das nah Maßgabe der Anklage 
und der daraufbin an die Gejdwornen geftellten Fragen abgeurtbeilte Deragegen 
oder Bergeben bezeichne. 

Dieſe Auffafiung liegt allen jpäteren Entjcheidungen ber franzöfifchen Gerichte, 
fowie insbefondere auch den zahlreichen über die hier behandelte Frage von dem fran— 
zöfischen Caſſationshofe erlafjenen Urtheilen zu Grunde, und im gleichen Zinne haben 
auch bie pfälzifchen Gerichte bisher erfannt. So wurde 3. B. bis in die neueſte 
Zeit daran feftgebalten, daß die Freifprechung von der Anklage des Todtjchlags oder 
Kindsmords der fpäteren Verfolgung wegen Tödtung aus Kabrläffigkeit nicht ent: 
gegenjtebe, daß ferner der wegen Berbrechens ber Notbzucht Freigeſprochene zuchtpolis 
zeilihh wegen Vergehens ber öffentlihen GSittenverlegung verfolgt werben fünne u- 
dgl. mehr; jo erfannte der Gaffationshof für die Pfalz, daß gegen den wegen Hoch— 
verraths Freigeſprochenen eine jpätere zuchtpolizeiliche Verfolgung wegen ſolcher That: 
handlungen zuläffig fei, welche zwar zur Begründung der Anklage auf Hocverratb 
gebient hatten, zugleich aber auch ein felbitjtändiges Vergeben enthielten und in Dies 
fer Eigenfchaft bei dem Schwurgerichte feinen Gegenftand der Anklage bildeten. 

Vgl. Teulet et D’Auvilliers, Codes annotes zu Art. 360 des Code d’instr. 
Dictionnaire general etc. par Armand Dalloz jeune. Vbo Chose jugee. 
Art. 2 $. 2, E WE 


>. — 
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Regel nah) aud in dem Falle Anwendung finden, wenn die rechtäfräftige 
Freifprehung oder Verurtheilung von einem ausländiſchen Gerichte erfolgt 
ift; Dieß ergibt ſich nicht allein aus der allgemeinen Faſſung des vorftchen- 


Serini, Andeutungen über Gefeggebung und Rechtspflege in den beutfchen 
Rheinprovinzen. Zweite Abtheilung, ©. 159. 

Es leuchtet wohl ein, daß ber Art. 90 des neuen Strafgefegbuchs im ganzen 
Umfange des Königreichs ungeachtet der BVerfchiedenbeit der Strafpröcehgejeßgebungen 
in gleichmäßiger Weije zur Anwendung fommen muß, und daß es aljo insbejon: 
dere nicht angebt, demjelben für die Pfalz eine andere Bedeutung als für die Dies: 
feitigen Provinzen beizulegen. Wie nun die Verhandlungen der Geſetzgebungsaus— 
ſchüſſe nachweiſen, wurde die jegige Faſſung des Art. 90 zuerſt von dem Reichsrathe 
von Heing in dem Geſetzg. Ausich. der Neiher. K. unter ausbrüdlider 
Bezugnahme auf die dieffeitige Strafprocehgebung proponirt und jchließ: 
lih von den beiden Gejeggebungsausichüjfen angenommen. Nach der dieſſeitigen 
Strafproceßgebung kann aber unter dem im Art. 90 gebrauchten Ausdrude „Thatſache““ 
nur bie materielle Thatfahe in dem im Terte ber Grläuterungen angeführten 
Sinne, d. h. der der Anklage zu Grunde liegende tbatfählihe Vorgang nad 
jeinem ganzen Umfange, infoweit ibm im irgend einer Beziehung eine ftrafrechtliche 
Bedeutung zufommt, gemeint fein, wie bieß auch die von dem Reichsrathe von 
Heing bei der Formulirung des Art. 90 gemachte Auseinanderjeßung erkennen 
läßt; es muß fomit auch für die Pfalz der Ausdrud „Thatſache“ in demjelben Sinne 
genommen werden, ohne daß in diefer Hinfiht aus den Vorſchriflen der pfälzifchen 
Strafprocehgebung, welche für ben Gefeggeber überhaupt nicht maßgebend gewejen 
find, eine Abweichung von dem Grundprincipe des Gefeges über die Wirfung ber 
rechtsfräftigen Aburtbeilung abgeleitet werden fanı. An Folge dejien wird zugleich, 
da das materielle Recht das formelle überwiegt und letzteres fich nothwendig dem 
erjteren anpajfen muß, in Zukunft wohl auch in der Pfalz bei dem Verfahren vor 
ben Schwurgerichten die Frageſtellung nach dem Syſteme des in den diefjeitigen Pro: 
pinzen geltenden Strafprocehgejeges vom 10. November 1748 gejchehen müjjen, wel: 
ches im Wefentlichen vorjchreibt: 

„Art. 173. Die Hauptfrage wird dahin gerichtet, ob fich der Angeklagte des 
Verbrechens, welches den Gegenftand der Anklage bildet, jchuldig gemacht habe. 

Hiebei find alle wejentlihen tbatjächlichen Beziehungen, wie foldhe in der Ans 
klageſchrift enthalten find oder ji bei ber Verhandlung berausgeftellt 
baben, in die Frage mitaufzunehmen. 

Art. 174. War bei einem Verbrechen, von welchem das Strafgeſetz verſchie— 
dene Abftufungen aufjtellt, die Anklage auf den böberen Grab gerichtet, jo find 
ber Hauptfrage für den Fall, daß der Angeklagte von den Geſchwornen des 
böberen Grades nicht für ſchuldig erklärt werben jollte, nah Yage ber Sade 
weitere Fragen bezüglich der geringeren Grade beizufügen. 

Dasjelbe findet ftatt, wenn durch das Hinwegfallen einzelner geſetzlicher 
Merkmale die That unter den Begeifl eines leichteren Berbrechens ober 
eines Vergehens fällt. 

Art. 175. In ‚gleicher Weije if zu verfahren, wenn aus ber Verhandlung 
hervorgeht, daß ein des vollendeten Verbrechens Angeflagter vielleicht nur 
des Verjuches, oder ein als Urbeber Angeklagter nur ber Beihilfe ober 
Begünftigung, oder ein bes vorjäglichen Verbrechens Angeflagter nur ber 
Verübung aus Fahrläßigkeit jchuldig befunden werben könnte.“ 

Und e8 wird um fo weniger einem Bedenken unterliegen, binfichtlih ber Frage: 
ftellung an die Gefjhwornen fünftig auch in der Pfalz in der Weife zu verfahren, 
wie bieß in ben biefjeitigen Provinzen dem Vorgefagten zufolge nothwendig geſchehen 
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den Artifel3, fondern insbefondere auch aus der pofitiven Vorfchrift des 
Art. 13 des Gefegbuches. Allein es greifen bei erfolgter rechtsfräftiger Frei- 
ſprechung oder Verurtheilung durch ein ausländifches Gericht mehrfache Aus- 
nahmen von diefem Grundſatze Platz, bezüglich deren auf die Beſtimmungen 
des erwähnten Art. 13 und die daſelbſt gegebene Erläuterung verwieſen wird. 

Eine weitere Ansnahme- erleidet der bezeichnete Grundſatz aber auch 
noch injoferne, ald3 nad) den Beſtimmungen des Strafprocefje3 bei verur- 
theilenden Erfenntniffen unter gemiffen Vorausſetzungen eine Wieder- 
aufnahme des ÖStrafverfahrens ftattfinden kann; denn daß die deffallfigen 
jpeciellen Beftimmungen des Strafprozefjes durch den im vorftehenden Ar— 
tifel ausgefprochenen allgemeinen Grundſatz nicht berührt werden, bedarf als 
fi) von jelbft verftehend feiner weiteren Begründung. 

5. Das vormwürfige Gefegbuch handelt nur von der Wirfung der erfolgten 
rechtöfräftigen Freifprehung oder Verurtheilungz dagegen enthält es ab- 
mweichend von andern Strafgefeggebungen nirgends eine Beſtimmung darüber, welche 
Wirkung dem Erleiden der Strafe und der erlangten Begnadigung 
zufommt. Dieß hat feinen Grund darin, weil ein Zweifel in der angeges 
benen Beziehung nad den allgemeinen Principien des Strafrechts ohnehin 


muß, da ein joldhes Verfahren nad der Art und Weiſe, wie der Art. 338 bes Code 
d’instr, erim, ausgelegt zu werben pflegt, in Wirklichkeit gar nicht im Widerſpruche 
mit ber pfälzifchen Strafproceßgejeßpgebung ftebt. Das Bebürfniß hat nämlich unter 
ber Herrichaft bes Code d’instr. crim. ſchon ſehr balb nad befien Einführung zu 
einer ausbehnenden Interpretation und Anwendung ber erwähnten Vorſchrift 
geführt, und jowohl in der Wiffenfhaft wie auch in der Praris ber Gerichte bat 
ihon längft die Anficht allgemeine Anerkennung gefunden, daß der Schwurgerichts: 
präfident auf Grund ber Beftimmungen des Art. 337 und 358, obwohl ber letztere 
Artifel nur von erfchwerenden Umſtänden fpricht, doch bazu befugt fei, nah Maß: 
gabe des Ergebnifjes der Verhandlung auch alle fonftigen auf eine Aenderung 
ber Anklage abzielenden Fragen zu ftellen, infoferne biefelben nur feine ganz fremden 
gar nicht in der Anklage begrifienen Thatfahen zum Gegenftande haben. 
Bgl. Teulet et D’Auvilliers, Codes d’annotes zu Art. 337 unb 338 bes 
Code d’instr. ' 
Dictionnaire general etc. par Armand Dalloz jeune. Vbo Cour d’Assises 
Art. 25 $. 2—4, 

Die Vorſchrift des Art. 90 des vorwürfigen Strafgeſetzbuchs zieht jomit nur bie 
Folge nad) ſich, daß bie bezeichnete dem Schmwurgerichtspräfidenten ſchon bisher un: 
beftritten zuftehende Befugniß zu einer unbebingten im Gefeße begründeten Ver— 
pflidtung wird, und daß fomit namentlih auch der Staatsanwaltſchaft in der 
Pfalz künftig die Aufgabe geftellt ift, bei ber Verhandlung vor dem Schwurgerichte 
durch geeignete Anträge darauf hinzuwirken, daß bie in Anklage begriffene mate- 
rielle Thatſache unter allen ftrafrechtlihen Gefichtspunften, zu welchen bie Ver: 
handlung irgendwie Anhaltspunkte barbietet, zur Aburtheilung gelangt. — 

Was jchlieplih bie vor die Zuchtpolizeigerihte und Polizeigericdhte 
. gehörigen Sachen anlangt, jo ift bei ihnen bisher ſchon auch in ber Pfalz eine ſolche 
umfafjende Aburtheilung geboten gewefen, wie bieß bie Beftimmungen ber Art. 159 
—16], 163, 191—195 des Code d’instr. crim. entnehmen laffen, und erfcheint alfo 
in dieſer Beziehung eine Aenderung bes bisherigen Verfahrens ohnehin nicht geboten. 
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nicht beftehen kaun und deßhalb die Aufnahme einer desfallfigen Beftimmung 
in das Gefegbuch nicht für nothwenig erachtet wurde, 

Was nämlih das Erleiden der Strafe betrifft, fo bringt es das 
Wefen der Strafe, welche das begangene Unrecht wieder aufzuheben beftimmt 
ift und das angemefjene Mittel zu diefer Wiederaufhebung bildet, von felbft 
mit fich, daß hiedurch die vollftändige Tilgung der Strafbarfeit der ver- 
übten ftrafbaren Handlung bewirkt wird. Die nämliche Wirkung muß aber 
au der erlangten Begnadigung zufommen, da der Nachlaß der Strafe 
im Wege Der Gnade mit dem Erleiden derfelben auf völlig gleicher Stufe 
fteht. Die Begnadigung hat nämlid ihrer Natur nah da in's Mittel zu 
{veten, wo die Eigenthümlichfeit der obwaltenden Verhältniſſe aus folchen 
Gründen, welche den Richter zu einem Abmweichen von der in den Gejegen 
gedrohten Strafe nicht berechtigen, die Anwendung diefer gejeglihen Strafe 
als unangemeffen erjcheinen läßt. Und zwar kann dieß aus einer zweifach 
verjchiedenen Rückſicht der Fall fein: 


a. In manden Fällen macht es die höhere Rüdficht auf die Erhaltung 
des Staates und das Wohl des Ganzen nothwendig, eine an fi) gerechte 
Strafe nicht seintveten zu laſſen; jo 3. B. wenn eine ganze Provinz fich des 
Aufruhrs schuldig macht, indem hier eine umnachfichtlihe Beſtrafung aller 
Schuldigen den Staat felbit gefährden würde. In diefem Falle pflegt die 
Begnadigung meiſtentheils ſchon vor durchgeführter Unterfuchung und er- 
gangenem Urtheile einzutreten und wird fie dann gewöhnlih Abolition 
oder Amneftie genannt. 


b. E8 kann aber aud eine ftrafbare Handlung mwegen- außerordentlicher 
im Geſetze nicht vorherzufehender Umftände fo befchaffen fein, daß ſelbſt das 
niedrigfte Maaß der gejeglich gedrohten Strafe, bis zu welchem dem Richter 
herabzugehen geftattet it, oder vielleicht jogar jede Strafe ald ungerecht 
und unangemefjen erſcheinen würde. Hier tritt die Vegnadigung regelmäßig 
erft nach erfolgter Berurtheilung entweder noch vor dem Beginne oder wäh— 
vend des Yaufes des Strafvollzugs ein, und diefes ift die eigentliche Be- 
gnadigung im engeren Sinne. 


Die Aufgabe der Begnadigung befteht darin, in den beiden angeführ- 
ten Fällen das Gefeß zu ergänzen, da hier die Strenge des Geſetzes er- 
fteren Falls mit dem Wohle des Ganzen, legteren Falls aber mit der Ge- 
vechtigfeit im Widerfpruche fteht. Wenn aber dem Vorgefagten zufolge die 
Begnadigung grumdfäglich nicht als ein blojer Act der Willführ erſcheint, 
fondern vielmehr immer als ein durch: das Wohl des Ganzen oder durch 
die Gerechtigkeit gebotener Act aufgefaßt werden muß, fo ergibt fich daraus 
von felbft, daß die Wirkfamfeit der Begnadigung niemals davon abhängig 
fein Tann, ob der Vegnadigte die gewährte Gnade annehmen will oder nicht, 
und muß deghalb die mitunter bejtrittene Frage, ob auf die Begnadigung 
mit Erfolg verzichtet werden kann, zweifellos verneint werden. 
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Das Recht, die Begnadigung auszusprechen, kann der Natur der Sache 
nah immer nur dem Dberhaupte des Staates als dem Repräfentanten 
aller Staatsgewalt zuftehen. Im Königreiche Bayern ift über die Ausübung 
diefes Nechtes von Seiten des StaatSoberhauptes in der Berfaffungsurfunde 
vom 26. Mai 1818 Titel VIITS 4 beftimmt: „Der König fann Gnade 
ertheilen, die Strafe mildern oder erlajien, aber in feinem Falle eine 
angefangene Unterfuhung hemmen.” In Folge deffen fann in Bayern 
die DBegnadigung regelmäßig erft nach erfolgtem Urtheilsſpruche eintreten; 
eine Begnadigung von Ceiten des Staatsoberhauptes duch Abolition 
(d. h. vor ergangenem Strafurtheile) erfcheint verfaffungsmäßig nicht zu- 
fäßig. Ergibt fih in Bayern das Bedürfniß, ftrafbare Handlungen in 
einem concreten Falle wegen der obwaltenden befondern Berhältnifie entweder 
von vorneherein gar nicht gerichtlich zu verfolgen oder die desfalls eingeleitete 
Unterfuchung niederzufchlagen, fo fann dieß uur in der Weiſe gefchehen, daf 
durch ein mit dem Landtage vereinbartes eigenes Geſetz die Wirkſamkeit 
der Beftimmungen de3 Strafgeſetzbuchs für diefen concreten Fall aufgehoben 
wird, wie dieß feit dem Beſtehen der Berfaflungsurfunde ſchon mehrmals 
(vgl. das Gefeg vom 15. April 1848, die Ammeftirung betreffend, und 
jenes vom 22. Dezember 1849, die Unterfuchungen wegen politifcher Ver— 
brechen und Vergehen betreffend) vorgekommen iſt. 


Art. 91. 


Tod des Schulbigen. Mit dem Tode desjenigen, welcher fich einer ftrafbaren 
Handlung fchuldig gemacht hat, erlischt deifen Strafbarfeit; 
doch werden Geldftrafen, Ronfisfationen und Unterfuchungs- 
foften, auf welche bereits bei feinen Lebzeiten vechtöfräftig 
erfannt worden ift, an feinem Nachlaffe oder gegen feine 
Erben vollſtreckt. 


Entw. von 1855 Art. 69; Geſetzg. Ausih. Verb. von 1856 58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 58, 244, der Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 173, Prot. Bd. ©. 334; Entw. 
von 1860 Art. 91; Gefeßg. Aush. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. ©. 141, 
Abth. UI. ©. 16, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 65. 


Die Vollziehung der Strafe ift der Natur der Sache nad durch das 
irdiiche Dafein des Uebelthäters bedingt; jobald diefes aufhört, it einer- 
ſeits die phyſiſche Möglichfeit und andererſeits auch die rechtliche Noth- 
wendigfeit der Strafe, deren Weſen in der Wiederaufhebung des begangenen 
Unrechtes durch angemefjene Einwirkung auf die Perfon des Uebelthäters 
bejteht, nicht mehr gegeben. Deshalb fpricht das Gefeg im vorftehenden 
Artikel den von allen Strafgefeßgebungen ütbereinftimmend anerfannten Grund- 
fat aus, daß mit dem Tode desjenigen, welcher fich einer ftrafbaren Hand- 
lung ſchuldig gemacht hat, defien Strafbarfeit erlifcht. 
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1. Nicht blos der Vollzug der bereits rechtsfräftig erfannten Strafe, 
jondern auch ſchon die Einleitung einer Unterfuchung beziehungsmweije die 
Fortführung der bereitS begonnenen Unterfuchung wird durch den Tod des Uebel- 
thäters ausgefchloffen, da hier jede meitere Verfolgung desjelben fih als 
völlig zwedlos darjtellen würde. 

2. Wenn das Geſetz vorfchreibt, daß Geldftrafen, Confiscatio- 
nen und Unterfuchungsfoften, auf welche bereits bei Pebzeiten des Uebel— 
thäter8 vechtsfräftig erkannt worden ift, an feinem Nachlaffe oder gegen 
jeine Erben volljtwect werden, jo ift hierin eine Abweichung von dem allge- 
meinen Grundjage, daß mit dem Tode des Schuldigen deſſen Strafbarteit 
erlifcht, in Feiner Weife enthalten. 


Die Geldftrafe ift nämlich immer jchon mit dem Augenblide der 
Nechtsfraft des Urtheils verfallen; fie bat alſo, falls fie bei Pebzeiten 
rechtskräftig geworden ift, in Wirklichkeit den noch lebenden Webelthäter ge- 
troffen, indem das Vermögen desjelben von dem bezeichneten Momente an 
um den entiprechenden Betrag verringert worden it, und fann deshalb nad) 
den Grundjägen des Civilrecht3 der Nachlaß auch nur nah Abzug der als 
Geldſtrafe verfallenen Summe an die Erben übergehen, ohne daß hiebei dem 
ganz außerweſentlichen Umftande, ob die Erhebung der Geldjtrafe noch bei 
Vebzeiten des Uebelthäters jtattgefunden hat oder nicht, eine meitere Bedeut- 
ung zukommt. 


Die Eonfiscation fodann ımd ebenfo auch die Verbindlichkeit zur 
Tragung der Unterfuhungstoften trägt überhaupt nicht den Charafter 
einer eigentlichen Strafe an fich, jondern fie erjcheint nur als eine Straf- 
folge ; und zwar bildet die Confiscation eine ftrafrehtliche, die Ber- 
bindlichfeit zur Tragung der Unterfuchungsfoften eine proceffuale Folge 
der eingetretenen VBerurtheilung. So wenig aber durch den Tod die That- 
fache der erfolgten Berurtheilung aufgehoben werden kann, ebenſo wenig 
können dadurd die mit der Verurtheilung verbundenen Folgen außer Wirk— 
jamf eit treten, wenn einmal die VBerurtheilung noch bei Yebzeiten des Uebel- 
thäters die Rechtskraft bejchritten hat. 


3. Das Gefeg erklärt nur die bei Yebzeiten des Uebelthäters rechts— 
fräftig erkannten Geldftrafen ꝛc. an deſſen Nachlaffe vollſtreckbar. Daraus 
folgt von felbjt, daß eine Inanſpruchnahme des Nachlafjes dieferhalb nicht 
zuläffig erjcheint, wenn der Uebelthäter zwar erſt nach verfündetem Strafr 
urtheile verjtorben, zur Zeit ſeines Todes aber die gejegliche Frift zur An- 
meldung eines ihm gegen das erlaffene Urteil zuftehenden ordentlichen 
Rechtsmittels noch im Yaufe geweſen ift; denn es ift hier die Vorausfegung 
einer bei Yebzeiten rechtskräftig erfannten Geldftrafe x. x. offenbar nicht ge- 
geben. Ganz dasjelbe gilt aber auch von dem Falle, wenn lediglich ein 
von der Staatsbehörde eingewendetes Rechtsmittel die Veranlafjung geweſen 
ift, welche den Eintritt der Rechtskraft des Urtheils bei Lebzeiten des Uebel- 
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thäter8 gehindert hat; und es läßt fih um jo weniger bezweifeln, daß hier 
gleichfalls der Nachlaß nicht in Anjprud genommen werden kann, da nad 
den Beftimmungen des Strafprocefjes das von der Staatöbehörde eingewen- 
dete Nechtsmittel unter Umftänden auch eine Aenderung des Urtheils zu. 
Gunften des Verurtheilten zur Folge haben fönnte. 

4. Wenn das Gefeg vorjchreibt, daß rechtsfräftig erkannte Geldftra- 
fen x. x. an dem Nachlaſſe des BVerurtheilten oder gegen deſſen Erben 
vollſtreckt werden, fo will es damit nur foviel ausdrüden, daß die Verbind- 
lichfeit zur Entrihtung der Geldftrafen ꝛc. 2c. auf dem Nachlafje des Ber- 
urtheilten haftet. Der Anfprud auf Entrihtung der Geldftrafen x. x. 
trägt die Natur eines Forderungsrehtes an die Nachlaßmaſſe an ſich; 
die Frage aber, ob und inwieweit diefes Forderungsrecht zur Nealifirung 
fommien fann, muß nach civilvechtlihen Grundfägen bemeſſen werden, und 
hängt fomit die Haftbarfeit der Erben immer davon ab, ob fie die Erb- 
Ichaft des Verlebten bedingt oder unbedingt angetreten haben, und ob erfteren 
Falls die Nachlaßmaſſe zur Befriedigung der vorhandenen Paffiven zureichend 
ift oder nicht. 

5. Aus der Beftimmung des vorftehenden Artifels ergibt fi insbe- 
fondere auch, daß die während des Yaufes der Unterfuchung zu Gerichts— 
handen gekommenen Gegenftände, welche dem vor erfolgter rechtskräftiger 
Berurtheilung verftorbenen Webelthäter gehören, in der Negel den Erben 
desfelben wieder hinausgegeben werden müſſen; denn nur allein die bei Leb— 
zeiten des Uebelthäters rechtskräftig erfannten Confisfationen können an deſſen 
Nachlaffe vollitredt werden. 

Diefe Regel erleidet jedoch infomweit eine fich von felbft verftehende Aus- 
nahme, al3 die fraglichen Gegenftände von folcher Beichaffenheit find, daß 
ihr Befig den Erben geſetzlich nicht erlaubt ift, und wird in diefer Beziehung 
auf das, bei Art. 34 auf ©. 166 und 167 Gefagte vermieten. 


Art. 92. 


Berjäßrung. Die gerichtliche Verfolgung wegen einer ftrafbaren Hand- 
lung, ſowie der Vollzug einer rechtsfräftig erfannten Strafe 
wird, vorbehaltlich der in beſonderen Gejegen enthaltenen 
Vorſchriften, durch die nach Maaßgabe der folgenden Be— 
ftimmungen eingetretene Verjährung ausgefchloffen. 

Entw. von 1855 Art. 705 Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. I. ©. 58, 245, ber Reichsr. K. Beil. Bd. ©. 174, Prot. Bd. ©. 336; Entw. 


von 1860 Art. 925. Geſetzg. Ausih. Verb. von 1860/61 ber Abg. K. Abtb. I. ©. 141, 
Abth. II. S. 16, der Reichsr. K. Prot. Bd. I. ©. 65. 


In Gemäßheit der Vorſchrift des vorftehenden Artifel3 ift auch ſchon 
bei Lebzeiten des Uebelthäterd nicht allein die gerichtliche Verfolgung wegen 
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wegen einer ftrafbaren That, fondern auch der Vollzug einer bereits rechtskräftig 
erkannten Strafe in dem Falle ausgefchloffeen, wenn nah Maßgabe der in 
den folgenden Artifeln 93 mit 98 enthaltenen Beftimmungen Verjährung 
eingetreten ift. 

1. Daß der Eintritt der Verjährung die gerihtlihe Berfolgung 
noch nicht rechtskräftig abgeurtheilter ftrafbarer Handlungen ausschließt, ift 
fomwohl in der Doctrin wie auch in allen neueren Geſetzgebungen überein- 
ftimmend anerfannt; dagegen wird die Frage, ob eine Verjährung auch gegen 
bereit3 rechtsfräftig erfannte Strafen zuzulaffen fei, in der Wiffen- 
ſchaft und in den pofitiven Gefeggebungen verjchieden beantwortet. Das 
gegenwärtige Geſetzbuch hat fi für die Bejahung diefer Frage entfchieden, 
und wurde es hiezu namentlich durch den rechtlichen Gefichtspunft beftimmt, 
auf welchen die Aufnahme der Verjährung in das Strafrecht überhaupt ſich 
gründet. Der eigentliche innere Rechtsgrund der Berjährung im Straf: 
rechte beruht nämlich darauf, daß durd) die unendliche Macht der Zeit einerfeits 
das Andenken der verübten That aus dem allgemeinen Nechtsbewußtjein ver- 
ichwindet, andererjeit3 aber au die von dem Thäter geoffenbarte verbre- 
cherifche Geſinnung, infoferne derjelbe feit Berübung der That einen untadel- 
haften Lebenswandel geführt hat, als wieder aufgehoben erachtet werden muß, 
und in Folge defien die Reaction gegen das begangene Unrecht durch die 
Strafe ſowohl in objectiver wie auch im jubjectiver Beziehung ihren 
Zweck völlig verliert. Allerdings find es außer dieſem innern auch noch 
fogenannte UtilitätSgründe, melde das Inſtitut dev Berjährung im Straf« 
vechte als nothwendig oder wenigftens als äußerft zwedmäßig erfcheinen lafjen; 
fo namentlih, daß nad Umfluß einer langen Zeit die Bemweisführung jehr 
fchwierig ift und insbefondere der Bertheidigungsbeweis 3. B. durch Nach» 
weis eines Alibi häufig fchlechterdingd unmöglich wird, daß es ferner im 
Intereſſe des Staates liegt, dem Verbrecher durch die Ausficht auf Ver— 
jährung die Rückkehr zur Ordnung zu erleichtern u. dgl.; allein allen diejen 
jonftigen Gründen fann, wenn fie auch von praktiſchem Werthe find, doch 
eine rechtliche Bedeutung der Natur der Sache nah in feiner Weife bei- 
gelegt werden. — Daß aber der angeführte eigentliche Rechtsgrund der Ver— 
jährung, das durch die Macht der Zeit bewirkte Hinwegfallen des Zweckes 
der Strafe in objectiver und fubjectiver Beziehung, ebenſowohl für die Ver— 
jährung bereits vechtäfräftig erfannter Strafen, wie fir die Verjährung der 
gerichtlichen Verfolgung einer ftrafbaren That ſpricht, ift von jelbft klar, 
und erjcheint aus diefer Nückficht die im dieſem Gefegbuche abweichend von 
dent früheren Strafgefegbuche von 1813 gefchehene Ausdehnung der Ver— 
jährung auf den Vollzug rechtskräftig erfannter Strafen ficherlich gerechtfertigt. 

2. Anlangend die Wirkung der Verjährung, jo wird von der Wirkung 
der Verjährung einer vechtsfräftig erfannten Strafe unten bei Art. 99 
die Rede fein, mofelbft das Gefeg eine fpecielle Beftimmung in diefer Be— 
ziehung enthält. 

Hocheder, Strafgeſetzbuch. J. Br. 32 
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Was aber die Wirfung der Verjährung einer ftrafbareı Handlung 
betrifft, jo befteht diefelbe darin, daß durch die eingetretene Verjährung die 
verübte ftrafbare Handlung ihre ftrafrehtlihe Bedeutung nad aller 
und jeder Beziehung verliert; denn wenn das Geſetz im vorſtehenden 
Artikel vorfchreibt, daß durch den Eintritt der Verjährung die gerichtliche 
Berfolgung megen der ftrafbaren Handlung ausgeſchloſſen wird, fo 
ſpricht es damit von felbjt die gänzliche Entfleidung der Handlung von ihrem 
ftrafrechtlihen Charakter aus, indem durch diefe Vorfchrift die Möglichkeit 
benommen ift, den Webelthäter der fraglichen Handlung (im Gebiete des 
Strafrechts) rechtlich zu überführen. 

Das gefegliche Berbot der gerichtlichen Verfolgung einer verjährten ftraf- 
baren Handlung bringt es vor Allem mit fich, da in dem alle, wenn das 
Borhandenfein der zur Verjährung erforderlichen Momente von vorneherein 
zweifellos ift, wegen der in Frage ftehenden Handlung eine Unterfuchung gar 
nicht eingeleitet werden darf, da hier eine ftrafrechtlih zu ahndende That 
nicht mehr vorliegt. Wurde eine Unterfuhung dennoch eingeleitet, jo muß 
diefelbe fofort abgebrochen werden, fobald ſich herausgeftellt hat, daß die 
fragliche That bereits verjährt ift. Ergibt fi das Vorhandenfein der Ver— 
jährung erjt bei der erfolgenden Aburtheilung, jo muß die Freifprechung des 
Angeklagten (vgl. Art. 202 und 324 des Strafprozefgefeges vom 10. No- 
vember 1848) erfolgen, da bier die verübte That in Folge der im vorjtehen- 
den Artikel enthaltenen gefeglichen Beſtimmung nicht unter das Strafgefeg fällt. 

Eine bereit3 verjährte ftrafbare Handlung kann fodann auch bei der 
Aburtheilung des Uebelthäterd wegen einer fpäter verübten That nicht dazu 
dienen, um der leßteren einen höher ftrafbaren Charakter beizulegen; denn 
nachdem das Geſetz vorfchreibt, daß jede gerichtliche Verfolgung wegen einer 
verjährten ftrafbaren Handlung ausgefchloffen fein fol, und aljo die Ein- 
feitung einer Unterfuchung zu dem Zwede, um den Thäter“ der fraglichen 
Handlung zu überführen, falls die VBorausfegungen der Verjährung vorhan- 
den ımd von Anfang an flar find, gefeglich gar nicht zuläßig ift, jo folgt 
hieraus von felbft, daß eime bereits verjährte ftrafbare Handlung auch in der 
vorerwähnten Beziehung außer Berüdfichtigung bleiben muß. Hienach kann 
alfo 3. B. derjenige, welcher fich dreier Kindsabtreibungen ſchuldig gemacht 

"hat, von denen jedoch die erfte bei Verübung der zweiten bereit verjährt 
"mar, nicht des Verbrechens der gewerbsmäßigen Nindsabtreibung nad) Art. 244, 
fondern nur zweier Vergehen der Kindsabtreibung nad Art. 243 für ſchul— 
dig erkannt werden, da hier die erfte von dem llebelthäter verübte Kinds— 
abtreibung wegen in Mitte liegender Verjährung nicht gerichtlich verfolgt 
werden darf, und alſo auch bei der Beurtheilung der Strafbarfeit defjelben 
nicht in Betracht gezogen werden kann. In ähnlicher Weife erjcheint auch 
bei der Strafausmeſſung innerhalb des gefeglichen Minimums und Mari- 
mums eine Rüdjihtnahme auf eine bereitS verjährte ftrafbare That offenbar 
nicht zuläffig. 
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3. Wenn übrigens auch dem Vorgefagten zufolge eine ftrafbare Hand- 
lung durch den Eintritt der Verjährung ihre ftrafrehtliche Bedeutung nach 
jeder Beziehung verliert, fo werden doch im dieffeitigen Bayern durch dieſe 
Verjährung die aus der verübten Handlung entjpringenden civilrechtlichen 
Anfprüche in feiner Weife berührt; denn es verfteht fich von felbft, daß die 
Wirkungen der criminellen Verjährung, infoweit nicht das Gefeg ausdrücklich 
etwas Anderes feftjest, auf das Strafrecht befchränft bleiben müſſen. 

Anders verhält es fich dagegen in der Pfalz, indem dafelbft bereits 

unter der früheren Gefeßgebung in den von der Verjährung handelnden 
Artikeln 635 — 640 und 643 des Code d’instruction criminelle beftimmt 
war, daß die Berjährung der öffentlichen Klage auch die Verjährung der 
Eivilflage bewirfe, und der die voraufgeführten Artifel aufhebende Art. 19 
des Einführungsgefeged zum Straf» und Polizeiftrafgejegbuche diefe Beftimm- 
ung durch die ausdrücdliche Vorfchrift aufrecht erhält, daß in dem Falle, 
wenn die gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung verjährt ift, der 
durch Ddiefe Handlung Beichädigte auch feine Entjhädigungsflage vor dem 
Eivilgerichte mehr erheben kann. 

4. Haben bei Verübung einer ftrafbaren That mehrere Perfonen zu. 
ſammengewirkt, oder find außer dem Thäter auh Theilnehmer und Begünftiger 
der That vorhanden, jo fann es fehr leicht der Fall fein, daß die gefeglichen 
Borbedingungen der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung, mie ſolche in 
den folgenden Art. 93 mit 96 beftimmt find, bezüglich des einen Thäters, 
Theilnehmers oder Begünftigerd vorliegen, bezüglich der andern aber nidt. 
In einem ſolchen Falle können, wie dieß auch der Art. 65 Abſatz 3 des 
Geſetzes jogar ausdrüdlich vorfchreibt, nur diejenigen Perfonen von der ge— 

. richtlichen Berfolgung frei bleiben, bei welchen die Verjährung als gegeben 
erjcheint, wogegen die übrigen Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger hievon 
ir feiner Weife berührt werden ; denn die Verjährung der gerichtlichen Ber- 

"folgung megen einer ftrafbaren Handlung fann der Natur der Sache nad 
ihre Wirkung immer nur auf diejenigen äußern, im deren Perſon die gejeg- 

lichen Borbedingungen diefer Verjährung erfüllt find. 

j 5. Aus Demjenigen, was oben über das Wefen und den inneren 
Rechtsgrund der Verjährung gejagt wurde, folgt von felbft, daß die That- 

ſache der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung ſowohl wie auch der rechts- 
kräftig erfannten Strafen von den Gerichten immer von Amtswegen berüd- 
fichtigt werden muß, und daß ein Verzicht auf die Verjährung von Seiten 
des Angefchuldigten nicht ftatthaft erfcheint. 


Art. 93. 


Vorbehaltlich der in Art. 94 enthaltenen Beitimmungen tritt die 
Verjährung der gerichtlichen Verfolgung ein: 
32* 
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1) in zwanzig Jahren bei Berbrechen, welche entweder unbedingt 
oder doch im höchften Strafmaße mit Todes oder EN 
Zuchthausftrafe bedroht find; 

2) in fünf Jahren bei den übrigen Verbrechen; 

3) in zwei Jahren bei Vergehen; 

4) in ſechs Monaten bei Webertretungen. 

Entw. von 1855 Art. 71; Geſetzg. Ausſch. Verb. von a 58 ber Abg. K. 
Bd. I. ©. 59, 247, ber Reicher. K. Beil. Bd. ©. 181, Prot. Bb. 338; Entw. 
von 1860 Art. 93; Gefegg. Ausſch. Verb. von 1860,61 der re K. A, 1.&. 141, 
Abth. II, ©. 16, ber Reichsr. K. Beil. Bb. S. 40, Prot. Bd 

Zur Verjährung der gerichtlichen — einer ſtrafbaren Handlung 
wird weiter nichts erfordert, als der Ablauf der in dieſem und dem fol— 
genden Artikel beſtimmten Zeiträume, ohne daß einer der im Art. 96 ſpeziell 
bezeichneten Unterbrehungsgründe der Verjährung in Mitte getreten ift. An 
fonftige Bedingungen ift die Verjährung nicht gefmüpft; namentlich hat es 
in feiner Weife Etwas darauf anzufommen, ob die That und der Thä— 
ter dem Gerichte befannt war oder nicht, ob ein Berfchulden des Gerichts 
in Mitte lag, ob der Thäter durch die Flucht, Berborgenhalten, Verwiſchen 
der Spuren u. dgl. fich felbft dem Arme der Gerechtigkeit entzogen hat oder 
ob er demfelben ohne eigenes Zuthun entgangen ift u. dgl. m. Daß das 
Geſetz auf alle diefe Umftände bei der Verjährung fein weiteres Gewicht legt, 
findet feine Rechtfertigung in Demjenigen, was bei der Erörterung des vor» 
ausgegangenen Artifel® über den inneren Rechtsgrund der Verjährung ge- 
fagt wurde; insbefondere lag auch fein Bedürfniß vor, gegenüber jenen Ber- 
brechern, welche fich durch die Flucht dem Bereiche der Strafgewalt entzogen 
haben, die Verjährung auszufchließen, da gegen flüchtige Verbrecher der Con— 
tumacialmeg offen fteht, durch defien einzelne Handlungen nah den Beftim- 
mungen- de folgenden Art. 96 Ziff. 2 ohnehin eine Unterbrechung der Ber: 
jährung bewirkt wird. 

1. Die Dauer der PVerjährungsfrift ift je nad der Schwere der 
verübten ftrafbaren Handlung verfchieden. Der Hauptunterfchied knüpft fich 
an die Eintheilung der ftrafbaren Handlungen in Berbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen; nebftdem ift aber auch bei den Verbrechen felbjt wieder nad) 
ihrer größeren oder geringeren Strafbarfeit ein Unterfchied gemacht, und er- 
fcheint hier als Unterfcheidungsmerkmal für den Eintritt der längern oder 
kürzeren Berjährungsfrift das jeweilige Strafmarimum, weldes für die 
verübte ftrafbare That geſetzlich angedroht ift. 

Die im vorftehenden Artikel beftimmten vegelmäßigen Berjährungsfriften 
find verhältnigmäßig kurz gegriffen; längere Friften wurden um deßwillen 
nicht für nothwendig erachtet, weil es auch in jenen Fällen, in welchen der 
Mebelthäter dem Gerichte nicht befannt und ſomit die Einleitung des Contu— 
macialverfahrend nicht möglich ift, nach Vorfchrift des folgenden Art. 96 
zu jeder Zeit in der Macht des Unterfuchungsrichters ſowohl wie auch des 
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Staatsanmwaltes fteht, eine Unterbrechung der Verjährung zu bewirken, indem 
diefelben zu diefem Behufe nur die Wiedervorlage der Unterfuchungsakten 
por Ablauf der Verjährungsfrift anzuordnen und fodann noch rechtzeitig ir- 
gend eine Unterfuhungshandlung vorzunehmen brauchen. 

2. Die richtige Beantwortung der Frage, welche von den verfchiedenen 
Berjährungsfriften die zutreffende ift, kann in einzelnen Fällen Schwierigkeiten 
darbieten. Nach dem Vorhergeſagten beftimmt ſich die VBerjährungsfrift vor 
Allem nad) dem Charakter der ftrafbaren Handlung al3 Verbrechen, Ber- 
gehen oder Uebertretung, und inſoweit die Frift bei Verbrechen felbft wieder 
eine verfchiedene ift, erſcheint das Strafmarimum entjcheidend, welches 
für die in Frage ftehende That gefeglich angedroht ift. Dabei muß zum 
richtigen Berftändniffe auf folgende Punkte aufmerffam gemacht werden: 

a) Bei einer Reihe von ftrafbaren Handlungen ftellt das Gefeg mehrere 
Grade der Strafbarfeit mit verfchiedenen Strafen auf; fo richtet fi z. B. 
die Strafe bei der vorfäglichen Körperverlegung nach der Dauer der Arbeits- 
unfähigfeit fowie darnach, ob die That mit oder ohne überlegten Entſchluß 
begangen wurde, beim Diebftahle nad) dem Betrage des Geftohlenen und 
nach den die That begleitenden Umftänden und Merkmalen x. x. Wo dieß 
der Fall ift, da erjcheint für die Beurtheilung der Berjährungsfrift nach der 
Natur der Sache immer der in concreto vorliegende Grad des in Frage 
ftehenden Reates und die für diefen Grad gebrohte Strafe maßgebend; denn 
es ift bier der vorhandene Grad der ftrafbaren Handlung diejenige That, 
welche der Uebelthäter verübt hat, und kann demgemäß auch die Verjährung 
nur nad der für diefe Abftufung des Reates im Gefege gedrohten Strafe 
bemefjen werden. 

b. Bei manden ftrafbaren Handlungen legt das Geſetz dem Zufammen- 
fluffe ausnahmsweife die Wirkung bei, daß für die Gefammtheit der fon- 
furrivenden Reate eine höhere Strafgattung oder wenigſtens ein höherer 
Straffag einzutreten hat, als für jedes einzelne Reat für fich genommen 

„angedroht ift; dieß ift z. DB. der Fall bei der Kindsabtreibung Art. 244, 
beim Diebftahle Art. 275, beim Betruge Art. 320 x. ꝛc. Bei derartigen 
ftrafbaren Handlungen beftimmt ſich vor erfolgter Verübung des legten fir 
-den Eintritt der höheren Strafe entfcheidenden Reates die VBerjährungs- 
frift für die vorausgegangenen Reate nad) der für jedes einzelne Reat an 
fich gedrohten Strafe; wenn aber dann das den Eintritt der höheren Strafe 
bedingende weitere Reat verübt wied, und zur Zeit deffen Verübung die vor- 
ausgegangenen Neate noch nicht verjährt find, fo ift nunmehr von dem Au— 
genblide der erfolgten Verübung des legteren Reates an für die Berjährung 
fämmtliher begangenen Neate nicht mehr die fir jedes einzelne Reat, 
fondern vielmehr die für die Gefammtheit gedrohte Strafe maßgebend. Denn 
da hier das Geſetz die einzelnen konkurrirenden Reate als ein Geſammt— 
reat zufammenfaßt und für diefes Geſammtreat eine felbftftändige Strafe 
droht, fo muß nothwendig von dem Wugenblide an, wo die gefeglichen 
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Merkmale diefes Gefammtreates gegeben find, aud die Berjährungs- 
frift fich nad) der auf das Geſammtreat gefegten Strafe richten. !) 

c. Wie bereit3 bei Art. 2 des Geſetzbuches auf ©. 42 näher erörtert 
wurde, hängt e3 nicht felten lediglich von der dem Richter anheimgegebenen 
Strafausmefjung ab, ob eine ftrafbare That als Verbrechen oder 
Bergehen beziehungsmeife als Vergehen oder Uebertretung zu qualifie 
ciren ift. Da die Verjährungsfrift für die Verbrechen eine andere wie für 
die Vergehen und ebenfo für die Vergehen eine andere wie fiir die Ueber- 
tretungen ift, jo entfteht im folchen Fällen die Frage, welche von dem ver- 
fchiedenen Verjährungsfriften zur Anwendung zu kommen hat? Diefe 
Frage muß- dahin beantwortet werden, daß hier immer ohne Rückſicht dar- 
auf, ob der Richter in concreto auf die höhere oder geringere Strafart zu 
erfennen fir angemefjen erachtet, die höhere Qualification der im Frage 
ftehenden ftrafbaren Handlung für die Dauer der Berjährungsfrift maßgebend 
ift; und zwar ergibt ſich dieß unzweifelhaft aus der Analogie der in Ziff. 1 
des vorftehenden Artikels enthaltenen gejeglichen Beitimmung. Das Geſetz 
ftellt nämlich fir die Verbrechen ſelbſt zwei verjchiedene Verjährungsfriſten 
auf, eine zwanzigjährige, wenn die verübte That mit Todes- oder lebens— 
länglicher Zuchthausftrafe, und eine fünfjährige, wenn fie mit zeitlicher Zucht- 
hausſtrafe bedroht ift; da aber bei vielen Verbrechen, wie 3. B. bei der 
Majeftätsbeleidigung nad) Art. 121, bei der vorjäglichen Brandftiftung nad 
Art. 347 x. ꝛc. es von der richterlichen-Strafausmeffung abhängt, ob fie 
mit Todes- oder lebenslänglicher Zuchthausftrafe oder ob fie blos mit zeit 
licher Zuchthausſtrafe beftraft werden, jo ſchreibt dafjelbe zugleich ausdrüd- 
(ih vor, daß auch bei jenen Verbrechen, welche nicht unbedingt, jondern mur 
im höchſten Maaße mit Todes- oder lebenslänglicher Zuchthausftrafe be— 
droht find, ſtets die längere zmwanzigjährige BVerjährungsfrift zur An- 
wendung fommen muß. Im diefer Vorſchrift jpricht fih mit voller Klarheit 
der allgemeine Grundjag des Geſetzes aus, daß bei denjenigen ftrafbaren 
Handlungen, bei welchen der für die richterlihe Strafausmeffung offenftehende 
Strafrahmen in zwei verfchiedene Berjährunggfriften Hineinfält, ohne alle 
Rücfiht darauf, welche Strafe nad den Berhältnifjen des concreten Falls 
entjprechend erjcheint, ftetS die längere Berjährungsfrift al3 maßgebend 
erachtet werden joll, und muß deshalb der gleiche Grundfag auch im dem 
im Geſetze nicht ausdrücklich entjchiedenen Falle zur Anwendung. kommen, 
mern es lediglih von der richterlichen Strafausmeſſung abhängt, ob eine 
ftrafbare That den Charakter eines Verbrechens oder Vergehens, beziehungs- 
meife eines Vergehens oder einer Uebertretung an fich trägt. Und zwar 


) In biefem Sinne bat fih auch der oberjte Gerichtshof unter der Herrſchaft 
bes Strafgeſetzbuchs von 1813 in einem in der Zeitjchrift für Gefeggebung und 
Rechtspflege des Königreichs Bayern Bd. V. S. 213 veröffentlichten Erkenntniſſe 
vom 15. März 1858 ansgefprocen. 
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muß dies nicht blos da, wo aus befonderen Gründen, wie 3. B. wegen 
Verſuchs (Art. 49), wegen bloſer Theilnahme durch Beihilfe (Art. 55), 
wegen Schadenserjag (Art. 74) u. dgl. ein Herabgehen unter die gebrohte 
ordentliche Strafe geftattet ift, fondern insbejondere auch bei jenen ftrafbaren 
Handlungen gejchehen, bei welchen das Gefeg wie 3. B. beim Todiſchlage 
(Art. 229), bei der Beitehung (Art. 369) ſchon an fich bei dem Vorhan— 
denjein beſonders mildernder Umftände oder eines leichteren Falles eine ge- 
ringere als die außerdem. beflimmte Strafe androht, da hier nad) der 
bereit$ bei Art. 52 auf ©. 243 gegebenen Ausführung doc immer der 
ganze dem richterlichen Ermeffen zu Gebote ftehende Strafrahmen von dem 
Minimum für die leichteren Fälle an bis zu dem feftgefegten Marimum für 
die fjchwereren Fälle al8 die vom Geſetze gedrohte ordentliche Strafe 
erfcheint. 

d) Gewiſſe Milderungsgründe der Strafbarfeit, nämlich die geminderte 
BZurechnungsfähigfeit (Art. 68), die fchuldhafte Ueberjchreitung der Grenzen 
der Nothwehr (Art. 73) und die Jugend (Art. 77) bewirfen nicht blos eine 
Ermeiterung des zuläffigen Minimums, fondern zugleih aud eine Be— 
Ihränfung des zuläßigen Maximums der ordentlichen Strafe; es tritt 
fomit bei deren VBorhandenfein eine andere außerordentliche Strafe an Stelle 
der für die in Frage ftehende Handlung an fich gedrohten ordentlichen Strafe, 
In Folge deſſen erfcheint hier für die Beurtheilung der BVBerjährungsfrift 
nicht mehr die gewöhnliche Strafe der verübten That, fondern vielmehr das 
Marimum jener außerordentlihen Strafe maßgebend, welche diefe That 
unter Berüdfichtigung des vorliegenden Milderungsgrundes der Strafbarkeit 
nach fich ziehen fan. Die Verjährungsfrift hat ſich nämlich nah dem 
Principe, welches den Gefege unverkennbar zu Grunde liegt, immer nad 
dem Marimum jener Strafe zu richten, mit welcher die verübte That nad) 
ihrer objectiven und fubjectiven Erfcheinung, abgefehen von der Strafaus- 
mefjung, bedroht ift; nachdem aber bei dem Vorhandenfein eines von den 
bezeichneten Milderungsgründen eine Herabjegung der gewöhnlichen Strafe 
in der im den Art. 68 und 77 beftimmten Weife nicht blos geftattet, ſon— 
dern gefeglich geboten ift, jo erfcheint hier offenbar nicht mehr die ge— 

*wöhnliche, fondern vielmehr die nah Maßgabe der Art. 68 und 77 herab— 
gefegte Strafe ald diejenige, welche das Gefeg für die in Frage ftehende 
That angedroht hat. Hienach läuft alfo z. B. demjenigen, welcher fich des 
nad Art. 101 mit Todesftrafe bedrohten Verbrechens des Hochverraths im 
Zuftande geminderter Zurechnungsfähigkeit ſchuldig gemacht hat, blos die 
fünfjährige VBerjährungsfrift, weil hier den Thäter nach Vorſchrift des 
Art. 68 Ziff. 1 nur zeitliche Zuchthausftrafe von acht bis zwanzig Jahren 
treffen fanı. In ähnlicher Weife muß ferner in dem Falle, wenn eine noch 
nicht fechszehn Jahre alte criminell zurechnungsfähige Perfon eine objectiv 
ein Verbrechen bildende ftrafbare That begangen hat, immer die für Ber- 
gehen beftimmte Verjährungsfrift von zwei Jahren zur Anwendung kommen, 
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weil hier die verübte Handlung nad Art. 77 Ziff. 1 und 2 ftetS nur Ge- 
fängnißftrafe nach fich ziehen fann und alfo die Natur eines Vergehen an 
fi) trägt. Die für Vergehen beftimmte zweijährige BVerjährungsfrift muß 
aber auch dann Plag greifen, wenn eine jugendliche Perſon unter fechszehn 
Jahren fih eines folhen Vergehens jchuldig gemacht hat, bei welchem es 
nach Borfchrift des Art. 77 Ziff. 3 am Ende dem Richter überlaffen ift, 
ob er auf Öefängnifftrafe oder blos auf Arreftftrafe erfeumen will, und ift 
es nad der vorher sub lit. c gegebenen Erörterung nicht zuläßig, in diefem 
Valle die für Uebertretungen beftimmte Berjährungsfrift von ſechs Monaten 
in Anwendung zu bringen, da hier da3 Marimum der gejeglih gedrohten 
Strafe eine Vergehensſtrafe ift. 

3. Der Umftand, daß die VBerjährungsfrift nah der Schwere der ver- 
übten ftrafbaren Handlung und der hierauf gejegten Strafe verjchieden ift, 
bringt es nothwendig mit fi, daß die Frage, ob eine jtrafbare Handlung 
verjährt ift, jehr Häufig nicht fchon won vorneherein beantwortet werden fann, 
und daß deshalb in vielen Fällen die Einleitung einer Unterfuhung zur 
Ermittlung des Charakters der in Frage ftehenden Handlung nothwendig 
wird, um hienach bemefien zu können, ob mit Rückſicht auf die für dieſe 
Handlung gefeglich gedrohte Strafe die Vorausſetzungen der Verjährung gege— 
ben find oder nicht. Stellt fich jodann im Yaufe der Unterſuchung das 
Borhandenjein der Verjährung heraus, jo muß die Unterfuhung, wie dieß 
bereitö bei der Erörterung des vorhergehenden Artifels bemerft wurde, fofort 
abgebrochen und die Einftellung des Strafverfahrens verfügt werden. 

Hiebei wirft fich namentlich auch die Frage auf, ob in dem Falle, wenn 
die geführte VBorunterfuhung zu den Ergebniffe geführt hat, daß die ver- 
übte ftrafbare Handlung zwar an fi ein im höchſten Strafmaaße mit Todes- 
oder lebenslänglicher Zuchthausſtrafe bedrohtes Verbrechen bildet und hienad) 
Verjährung noch nicht vorliegen würde, daß aber der Verbrecher im Zuftande 
geminderter Zurehnungsjähigfeit oder mit ſchuldhafter Ueberjchreitung der 
Grenzen der Nothwehr!) gehandelt hat und mit Rückſicht hierauf, da in 
Folge deſſen die verübte Handlung nur mit zeitlicher Zuchthausftrafe beftraft 
werden faun, bei bereit3 erfolgtem Ablaufe von fünf Jahren die Voraus- 
jegungen der Verjährung gegeben erſcheinen, ſchon das mit der Beſchluß— 
faffung auf die Vorumterfuchung befaßte Gericht den vorhandenen gefeglichen 
Milderungsgrund der geminderten Zurechnungsfähigkeit beziehungsweiſe ber 
ſchuldhaften Ueberfchreitung der Nothwehr in Betracht zu ziehen und dem— 
gemäß die Einftellung des Strafverfahrens auf Grund vorliegender Ber- 
jährung zu erkennen hat, oder ob dafjelbe die Verweifung der Sache aus» 
Iprechen und die Prüfung darüber, ob der fragliche geſetzliche Milderungs- 
grund der Strafbarfeit gegeben und folgeweife Verjährung eingetreten ift, 
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dem Stadium der Aburtheilung vorbehalten muß? Diefe Frage muß wohl im 
erfteren Sinne entjchieden werden. Daß nämlich das mit der Beichluß- 
faffung auf die Vorunterfuchung befaßte Gericht zur Prüfung darüber, ob 
wegen eingetretener Verjährung die gerichtliche Verfolgung der That ausge 
ſchloſſen erfcheint, befugt und verpflichtet ift, fanın ohnehin einem Zweifel 
nicht unterliegen. Diefe Prüfung bringt e3 aber nothwendig mit fich, daß das 
bezeichnete Gericht auch in Erwägung ziehen muß, mit welcher Strafe die 
dem Uebelthäter zur Yaft liegende That mad) ihrer ganzen Erjcheinung, d. h. 
aljo nach ihren objectiven und fubjectiven Beziehungen gefeglich bedroht 
ift, da fich die Dauer der Verjährungsfrift hienach beftimmt; in Folge deffen 

muß es demfelben auch geſtattet ſein, das Vorhandenſein von ſolchen 
Milderungsgründen der Strafbarkeit zu berückſichtigen, welche die Folge nach 
fi ziehen, daß die verübte Handlung mit einer geringeren als der gejeß- 
lihen ordentlichen Strafe bedroht erfcheint. Man fann hiegegen nicht ein- 
wenden, daß die Berücfichtigung eines vorhandenen Milderungsgrundes der 
Strafbarkeit bei Prüfung der Verjährungsfrage im Stadium der Vor unter— 
ſuchung nicht zuläßig fei und kann eine folche Unzuläßigkeit insbefondere 
auch nicht aus der im Art. 2 des Gefegbuches enthaltenen Vorſchrift 
abgeleitet werden; denn der erwähnte Art. 2 fpricht nur den Grundjag 
des Gefeges aus, daß in jenen Fällen, im welcden es von der richter- 
lihen Ausmeſſung der gefeglih gedrohten Strafe abhängt, ob der 
in Frage ftehenden ftrafbaren That eine höhere oder niedrigere Qualifi— 
cation zufommt, dad Verfahren bei der Aburtheilung ſich nach der 
höheren Qualification richten foll, und kann deshalb hieraus ein Anhalts- 
punft für die Entjcheidung der hier aufgeworfenen Frage tiberhaupt nicht ent- 
nommen werden. And es wird um fo weniger einem Zweifel unterliegen, 
daß Die angeregte Frage in dem angeführten Sinne entichieden werden muß, 
da es ficherlich nicht im Willen des Gefeges gelegen fein kann, daß Jemand 
wegen einer Handlung in Anklageftand verfegt und abgeurtheilt wird, von 
welcher es bereitS im Stadium der Borunterfuhung als feititehend erachtet 
wird, daß eime gerichtliche Verfolgung dieſerhalb geſetzlich ausgefchloffen er- 
ſcheint. 

4. In Folge der Verſchiedenheit der Friſten, welche das Geſetz für die 
Verjährung der gerichtlichen Verfolgung aufſtellt, kann es auch vorkommen, 
daß im Falle eines idealen Zuſammenfluſſes die verübte ſtrafbare Handlung 
in der einen Beziehung bereits verjährt iſt, während nach der anderen Be— 
ziehung die Vorbedingungen der Verjährung noch nicht erfüllt find, wie z. B. 
wenn fich Jemand einer Widerfegung gegen einen öffentlichen Diener mittels 
förperlicher eine mehr als jechszigtägige Arbeitsunfähigfeit nach ſich ziehen- 
den Mißhandlung defjelben jchuldig macht, in welchem Falle das ein Ber- 
brechen bildende Neat der vorfäglichen Körperverlegung (Art. 234 Abj. 1) 
in fünf Jahren, das damit ideal fonfurrirende Reat des VBergehens der Wider- 
ſetzung (Art. 137 Abſ. 1) aber ſchon im zwei Jahren verjährt. Wenn in 
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Dffenbar wäre es aber weder billig noch auch zwedmäßig, wenn man 
wegen eines Preßerzeugniffes, deſſen Inhalt zur Zeit der Veröffentlichung 
von den Organen des Staates jelbit nicht fträflich befunden wurde, hinterher 
nach Umfluß eines längeren Zeitraumes, nachdem inzwifchen die Anſchauung 
der Zeit eine ganz andere geworden ift, eine gerichtliche Verfolgung eintreten 
laſſen wollte. 

Die voraufgeführten bei der Preſſe obmwaltenden bejondern Berhältnifie 
haben den Gejeggeber bewogen, die VBerjährungsfrift für die durch Preßer- 
zeugniffe verübten Vergehen und Uebertretungen im Uebereinftimmung 
mit der bereits bisher beftehenden Preßgeſetzgebung (vgl. die durch Art. 2 
Ziff. 3 des Einführungsgejeges zum Straf» und Polizeigeſetzbuche außer 
Wirkſamkeit getretenen Beſtimmungen der Art. 5 und 49 des Gefeges vom 
17.März 1850 zum Schuge gegen den Mißbrauch der Preffe) in der im vor- 
ftehenden Artikel beftimmten kürzeren Dauer fejtzufegen. Was dagegen die durd) Die 
Prefie verübten Berbrehen anlangt, jo enthält das Gejeß feine bejonderen 
Beftimmungen über deren Berjährung und müſſen deshalb bei‘ ihnen die 
allgemeinen Berjährungsfriften zur Anwendung fommen. Das gegenwärtige 
Geſetzbuch fennt nämlich überhaupt nur eine einzige Gattung von Prefver- 
brechen, nämlich die mit Erfolg verbundene Aufforderung zur Verübung 
eines (beftimmten) Verbrechens nad Art. 57; die Aufforderungen diefer Art 
fallen aber unter den allgemeinen Begriff der Theilnahme (Art. 54 
Ziff. 1) und ift deshalb offenbar fein Grund gegeben, für fie eine Aus- 
nahmsbejtimmung feitzufegen und auf diefe Weife für denjenigen Theilnehmer, 
welcher die That durd Aufforderung mittels eines Preferzeugnifjes angeftiftet 
hat, eine fürzere Berjährungsfrift, wie für den Thäter und die übrigen 
Theilnehmer des Verbrechens laufen zu lafjen. 


Art. 95. 


Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung beginnt von dem Tage 
der begangenen That und bei fortgefegten ftrafbaren Handlungen von 
dem Tage der legten Kortjegungsbandlung. Iſt der Gegenftand der ge— 
richtlichen Verfolgung ein Preßerzeugniß, welches der Beſtimmung des 
Art. 44 Abi. 1 des Geſetzes zum Schutze gegen den Mißbrauch der 
Preſſe vom 17. März 1850 unterliegt, jo beginnt die Verjährung von 
dem Zage der dort vorgefchriebenen Hinterlegung. Der Tag des Begin- 
nes der Verjährung wird in die Verjährungsfrift nicht mit eingerechnet. 

Die Verjährung ift vollendet mit Ablauf des letzten Tages der ge— 
feglich beftimmten Frift. 

Entw. von 1555 Art. 725 Geſetzg. Ausjch. Verb. von 1856/58 der Aby. R. 
Bd. I. S. 60, 249, 257, der Neihsr. K. Beil. Bd. S. 183, Prot. Bd. ©. 340; 
Entw. von 1860 Art. 95; Gefeßg. Ausich. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth.1. 
S. 141, Abth. II. ©. 16, der Reichsr. K. Prot. Bo. I. ©. 68. 
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(Anftifter wie Gehilfe) erfcheint nach den Grundfägen dieſes Gefegbuches 
infolange, als nicht der Thäter zur Ausführung der That geichritten ift, 
noch völlig ſtraflos, und erft mit dem Augenblide, in welchem der Thäter 
eine ftrafbare Handlung vorgenommen hat, tritt auch die Strafbarfeit des 
Theilnehmer8 und feine ftrafrechtlihe Mitverantwortlichfeit für die vom 
Thäter begangene That in's Yeben. Gerade der Umftand aber, daß die 
Theilnahme immer erft durch die Begehung der ftrafbaren That von Seiten 
des Thäters den Charafter der Strafbarfeit annimmt, bringt es nothwendig 
mit fi, daß bei derfelben die Frift für die Verjährung ihrer Strafbarfeit 
vor diefem Zeitpunkte niemals zu laufen beginnen kann. 

Eine Ausnahme von der angeführten Negel greift blos infoferne Platz, 
als das Geſetz in den Art. 56 und 57 gewiffe Arten der Anftiftung an 
fih ohne Nüdfiht auf die Handlungen des Thäters als ein felbitftän- 
diges Neat erflärt und mit eigener Strafe bedroht hat; hier erjcheint näm- 
lich der Natur der Sache nach für diefes jelbitftändige Reat fchon 
der Tag, an welchem die in Frage ftehende Theilnahmehandlung vorge 
nommen wurde, ald der Tag der begangenen That, und muß aljo auch für 
diefes Reat der Yauf der BVBerjährungsfrift von da an jeinen Anfang 
uehmen. 

2. Bei fortgejegten ftrafbaren Handlungen beftimmt das Geje als 
Anfangspunft der Berjährungsfrift den Tag der legten Fortfegungs: 
handlung, und findet diefe Beftimmung ihre innere Nechtfertigung darin, 
weil bei einer fortgejegten ftrafbaren Handlung nad) der oben bei Art. 84 
©. 422 gegebenen Erörterung des Begriffs der Fortjegung die einzelnen 
verbrecherifhen Acte nicht eine Mehrheit von ftrafbaren Handlungen, jon- 
dern vielmehr in Wirklichkeit nur eine einzige That bilden. Won jelbft 
verfteht es fich hiebei, daß die fragliche Geſetzesvorſchrift ſich ebenſowohl auf 
die Portfegung des Verſuchs, wie auf die Fortfegung der zur Bollend- 
ung gefommenen ftrafbaren Handlungen bezieht. 

Verſchieden von den fortgefegten ftrafbaren Handlungen find die ſoge— 
nannten Fortdauernden ftrafbaren Handlungen. Hierunter verfteht man 
nänılich alle diejenigen Handlungen, bei welchen ihrer Natur nach auch nach ein- 
getretener Vollendung dev verbreherifhe Act ſelbſt (alſo nicht blos 
die Folgen der verübten Handlung, was bei den meiften Neaten der Fall 
ift) immer noch fortwährt. Hieher gehört die mehrfache Ehe (Art. 219), 
der Menfchenraub (Art. 251), die Entführung (Art. 253) und die mwider- 
rechtliche Gefangenhaltung (Art. 255). Ueber den Beginn der Verjährungs- 
frift bei derartigen ftrafbaren Handlungen enthält das Geſetz in feinem be- 
fonderen Theile (Art. 219 und 256) Specialbeftimmungen; daſſelbe ift 
ferner auch bei einigen anderen ftrafbaren Handlungen, nämlich bei der 
betrüglichen Berleitung zur Ehe (Art. 268) und unter Umftänden bei den 
ftrafbaren Handlungen in Bezug auf Eid, Handgelöbnig und unbejchworenes 
Zeugniß (Art. 203) der Fall, indem bier aus bejondern Gründen ſchon 
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Ber den ‚übrigen der Vorfchrift des Art. 44 Abſ. 1 des Geſetzes 
zum Schutze gegen den Mißbrauch der. Prefie nicht umterworfenen Prep- 
erzeugniffen nimmt die Verjährung immer an dem Tage der geichehe- 
nen Beröffentlihung ihren Anfang. Es folgt dies aus der in Ge— 
mäßheit des Art. 3 Ziff. 8 des Einführungsgefeßes zum Straf» umd 
Polizeiftrafgefegbuche noch zu Recht beftehenden Vorſchrift des Art. 1 
Ab. 1 des Gefeges zum Schutze gegen den Mißbrauch der Preffe, wornach 
die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit für den Inhalt einer Schrift erft dann 
eintritt, wenn die Schrift veröffentlicht, ausgeftellt, ausgegeben oder fonft in 
Umlauf gefegt ift; denn da hienach bei Preßerzeugniffen überhaupt vor 
erfolgter Veröffentlichung eine ftrafbare Handlung noch nicht gegeben ift, fo 
erfcheint hier immer der Tag der gejchehenen Veröffentlihung als der Tag 
der begangenen That umd ſomit als derjenige Tag, auf welchen nad 
der Beſtimmung des vorftehenden Artifel$ der regelmäßige Beginn der Ber- 
jährung feſtgeſetzt üt. 

5. Hinfichtlih der Berehnung der Verjährungsfrift ift beftimmt, daß 
einerfeit3 der Tag des Beginns der Verjährung in die Frift nicht ein- 
gerechnet werden darf, und andererſeits die Vollendung der Verjährung erjt 
mit dem erfolgten Ablaufe des letzten Tages der Frift, (alfo um die Mit- 
ternachtsftunde) gegeben ift. — Eine Beſtimmung darüber, in welcher Weife 
bei der Verjährungsfrift das Jahr zu berechnen ift, ift zwar im Geſetze 
nicht enthalten; allein e8 läßt fich demungeachtet nicht bezweifeln, daß Diele 
Berechnung nad dem Kalender ftattfinden muß. Das Gefeg gibt nämlich 
an einer andern Stelle, in dem von der Berechnung der Freiheitsſtrafen 
handelnden Art. 22 feinen Willen zu erfennen, daß das Jahr nach dem 
Kalender gerechnet werden ſoll, und erjcheint es um fo mehr gerechtfertigt, 
diefe Veftimmung hier in analoge Anwendung zu bringen, da der innere 
Grund derfelben, das Mißverhältniß, in welchem die gefonderte Berechnung 
der ohnehin nur alle fünf Jahre wiederkehrenden Schalttage zu der Dauer 
eines nach Jahren zu berechnenden Zeitraumes ftehen würde, ganz in gleicher 
Weiſe auch bei der Berjährungsfrift einfchlägt. — Was dagegen den Monat 
anlangt, jo muß derjelbe in Gemäßheit der allgemeinen Borfchrift des Art. 6 
des Einführungsgejeged zum Straf- umd Polizeiftrafgefegbuche auch bei der 
Berjährungsfrift ftets zu dreißig Tagen gerechnet werden. 

6. Die Berjährungsfrift ift ihrer Natur nad ein tempus continuum, 
d. h. es muß immer der ganze in die Berjährungsperiode fallende Zeit- 
raum gerechnet und hienach der Ablauf der Frift bemefjen werden. Bon 
diefer Negel kennt das Gefeg nur eine einzige Ausnahme. Bei dem mur 
auf Antrag ftrafbaren Vergehen des Ehebruchs (Art. 218) ift nämlich be- 
ftimmt, daß der Antrag auf gerichtliche Verfolgung erſt nach erfolgter rechts— 
fräftiger Scheidung oder Trennung der Ehe geftellt werden fann, daß aber 
während des auf Scheidung oder Trennung gerichteten Verfahrens die Ver- 
jährung der ftrafrechtlichen Verfolgung ruhen jol, In Folge defjen tritt 
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Wenn Hiebei das Geſetz nur von Verbrechen und vorfäglichen Vergehen 
fpricht, deren ſich der Thäter ſchuldig macht, fo verfteht es fich von felbft, 
daß der Ausdruck „Ihäter”, wie dieß an mehreren Stellen des Geſetzbuchs 
der Ball ift, nicht im dem engeren Sinne des Art. 52 als unmittelbarer 
Thäter, jondern in der weiteren Bedeutung al3 Webelthäter gebraucht ift, fo 
daß alfo Hierunter namentlich aud die Theilnehmer und Begünftiger einer 
jtrafbaren Handlung begriffen find. 

Da das Gefeg bei manchen Reaten, wie 3. B. beim Zweikampfe Art. 
163, bei der Beftehung Art. 369 ꝛc. ꝛc. beftimmt, daß in leichteren Fällen 
oder bei befonders mildernden Umftänden jtatt der an fich gedrohten Ge— 
fängnißftrafe auf Arreſtſtrafe erkannt werden kann, und da nebſtdem auch) 
der Art. 77 Ziff. 3 den Gerichten die Befugniß einräumt, bei Perfonen 
unter fechzehn Jahren unter Umftänden ſtatt der Gefängnißſtrafe eine ent- 
iprechende Arreftftrafe zu verhängen, jo wird es mitunter vorkommen, daß 
die Qualifikation einer begangenen ftrafbaren That als Vergehen oder Ue— 
bertretung davon abhängt, ob das aburtheilende Gericht nach den Umftänden 
des fonfreten Falles eine Gefängniß- oder Arreftitrafe zu verhängen fir an— 
gemefjen findet. In folchen Fällen ift die vom aburtheilenden Gerichte er» ' 
folgende Uualififation der begangenen That auch für die Frage der Unter: 
brehung der Verjährung entfcheidend, und liegt alfo hier dann, wenn das 
Gericht den Uebelthäter nur einer Uebertretung für fchuldig erkennt, eine 
. Unterbrechung dev Verjährung nicht vor. Denn zur Unterbrechung der Ber: 
jährung wird erfordert, daß fich der Thäter vor Ablauf der VBerjährungsfrift 
eines vorfäglihen Bergehens jchuldig gemacht habe; diefe Vorausſetz— 
ung ift aber offenbar nicht gegeben, wenn derfeibe mit Rückſicht auf die ob- 
jective und fubjective Befchaffenheit der in Frage ftehenden ftrafbaren Hand» 

(ung nur einer Uebertretung für ſchuldig erkannt wird. 

2. Ob die neue efegesverlegung im Inlande oder im Auslande 
verübt wurde, ift an ſich gleichgültig, infoferne fie nur überhaupt in Bayern 
jtrafbar erſcheint. Dagegen find folche Gefegesverlegungen, welche nad) Bor: 
ichrift des Art. 10 Abf. 2 umd Art. 12 in Bayer gar nicht gerichtlich 
verfolgt werden fünnen, auch nicht im Stande, eine Unterbrechung der Vers 
jährung zu bewirken; denn e8 liegt in der Natur der Sache, daß Hand» 
(ungen, welche aus was immer für einem Grunde in Bayern nad) den befteh- 
enden Geſetzen überhaupt nicht jtrafbar find, auch bezüglich der Frage 
der Unterbrehung der Berjährung eine jtrafrechtlihe Bedeutung nicht haben 
fünnen. — 

In Gemäßheit der VBorfchrift des Art. 13 des Geſetzbuchs kann es 
aber auch vorfommen, daß wegen einer nach den bayerischen Gefegen traf: 
baren Handlung in Bayern fein gerichtliches Verfahren mehr jtattfinden darf, 
weil der Uebelthäter bereits im Auslaude abgeurtheilt und beftraft worden 
ift. In einen folhen Falle, in welchem ein von dem vorher erwähnten völ« 


(ig verfchiedenes Verhältniß obwaltet, indem Hier in Wirklichkeit eine nach 
Hocheder, Strafgeſetzbuch. I. Wo. 33 
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BDerjährung in Frage fommen kann; denn einerjeit3 will in einem folchen 
Falle das Gejeg nah dem oben bei Art. 13 auf Geite 90 Gefagten 
das im Wuslande ergangene Urtheil auh in Bayern rejpeftirt wiſſen, 
und andererjeitS wäre hier in Folge des BVerbotes des Art. 13 eine 
Ueberführung des Uebelthäter8 wegen der fraglichen Handlung gar nicht 
möglich). 

3° In Folge der BVerfchiedenheit der Verjährungsfriften kann es fom- 
men, daß dasjenige Verbrechen oder vorjäglihe Vergehen, welches der Uebel— 
thäter während des Yaufes der Verjährungsfrift bezüglich einer andern ftraf- 
baren Handlung begangen hat, zu der Zeit, in welcher derjelbe wegen der 
zuerft verübten (einer längeren VBerjährungsfrift unterworfenen) Handlung in 
Unterfuchung gezogen wird, felbjt wieder verjährt erfcheint; wie z. B. wenn 
der A zuerſt ein Verbrechen des Mords, (Art. 228), fodann nach zehn 
Fahren ein Verbrechen des Meineids (Art. 192) begeht, und jodann nad 
Verlauf von meitern zehn Fahren die beiden voraufgeführten ftrafbaren Hand- 
(ungen zur Entdefung gelangen. Hier erfcheint das Verbrechen des Meineids 
bereits als verjährt; ebenfo iſt aber auch die Berjährungsfrift wegen des 
Verbrechens des Mordes, falls eine Unterbrehung derjelben nicht gegeben 
ift, vollftändig abgelaufen, und entjteht deshalb hier die practifch wich— 
tige Frage, ob das bereit3 verjährte Verbrechen des Meineides als Unter: 
brehungsgrund der Verjährung des Mordes in Betracht gezogen werden 
Darf. — Dieſe Frage muß unbedenklich verneint werden. Einerfeits hat näm- 
(ich eine bereit3 verjährte ftrafbare Handlung nah dem oben bei Art. 92 
auf ©. 498 Geſagten ihre ftrafrechtliche Bedeutung nach jeder Beziehung 
völlig verloren; fie ift ftrafrechtlich als nicht mehr vorhanden zu betrachten 
und darf alfo, wenn fie gleich an ſich eine Unterbrechung der Verjährung 
der früher verübten Handlung zu begründen geeignet war, doc jest nicht 
mehr dazu benügt werden, um das Vorhandenfein einer Unterbrechung der 
Berjährung diefer legteren Handlung darzuthun. Andererfeits ift e8 auch 
in Folge des im Art. 92 ausgeſprochenen Berbots der gerichtlichen Ber- 
folgung einer verjährten ftrafbaren Handlung factiſch unmöglich, die ge— 
fchehene Verübung der fraglichen Handlung durch den MUebelthäter vedht- 
(ih nachzuweiſen; ohne vollftändigen Beweis darüber, daß der Uebel— 
thäter vor Ablauf der Verjährungsfrift ſich eimes Verbrechens oder vor— 
ſätzlichen Vergehens jchuldig gemacht hat, kann aber der Natur der Sache 
nach eine Unterbrehung der Verjährung niemals als gegeben erachtet 
werben. 

Zur Unterftägung der Nichtigkeit des hier aufgeftellten Sages wird es 
auch dienen, wenn man die Confequenzen ins Auge faßt, zu melden eine 
Entjcheidung der aufgemorfenen Frage im entgegengejegten Sinne führen würde. 
Die Wirdigung darüber, ob Verjährung oder überhaupt ein fonftiger die 
Strafverfolgung ausſchließender Grund vorliegt, fteht nämlid bei den mit 
Zuziehung von Gejhwornen abzuurtheilenden Verbrechen, wie dieß auch der 
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oberfie Gerichtshof ſchon in mehrfachen Erkenntniſſen ) ausgeſprochen hat, 
nad) den Beitimmungen des Strafproceſſes nicht der Geſchwornenbank, jondern 
dem SchwurgerichtShofe zu. 

Wollte man alfo in dem oben angegebenen Beifpiele das Berbrechen 
des Mords wegen erfolgter Unterbrehung der Verjährung nicht als verjährt 
erachten, und demgemäß ungeachtet der Beſtimmung des Art. 92 bei der 
Aburtheilung diefes Verbrechens auch alle erforderlichen Erhebungen-über die 
gefchehene Verübung des bereits verjährten und deshalb von der gerichtlichen 
Berfolgung ausgefchlofjenen Verbrechens des Meineides pflegen, um das Vor- 
handenſein einer Unterbredung der Verjährung des Mordes darzuthun, jo 
müßte der Shwurgerihtshof thatfähhli einen Ausſpruch darüber er- 
(affen, ob der Angeklagte ſich des (beveits verjährten) Verbrechens des 
Meineides ſchuldig gemacht habe; denn von der Schuld oder Nicht: 
Schuld des Angeflagten in der angegebenen Beziehung hängt die Beantwortung 
“der zur Competenz des Schwurgerichtshofes gehörenden Frage ab, ob das 
Berbrechen des Mordes verjährt oder in Folge eingetretener Unterbredung 
der Verjährung nicht verjährt erjcheint. 

Ein ſolches Berfahren würde aber mit Nüdjicht auf die Beitimmungen 
des Strafprocefjes, daß bei Verbrechen über die Schuldfrage mur allein 
die Gejhwornen zu enticheiden haben, eine Verlegung des allgemeinen 
Grundjages, dag Niemand feinem rechtmäßigen Richter entzogen werden darf, 
und fomit eine wejentliche Beeinträchtigung der Rechte des Angeflagten 
enthalten. 

4. In ähnlicher Weife können ferner auch die nur auf Antrag ftraf- 
baren Handlungen als Unterbrehungsgrund der Verjährung in dem Falle 
nicht in Betracht fommen, wenn ein Antrag auf gerichtliche Verfolgung det 
felben von der berechtigten Perſon innerhalb der gefeglichen Frift nicht ger 
ftellt worden ift. Dieß folgt vor Allem jchon daraus, weil bei einer mur . 
auf Antrag ftrafbaren Handlung ohne erfolgte rechtzeitige Antragftellung 
ein ftrafrechtlich verfolgbares Neat jhon von Anfang an gar nicht gegeben 
ift. Und es kann dieß um fo weniger bezweifelt werden, wenn man erwägt, 
daß bei vielen Reaten, wie z. B. beim Diebftahle unter Verwandten, beim 
Ehebruche u. dgl. gerade die Nüdjichtnahme auf die perfönlichen Beziehungen 
des Berlegten und die Echonung des Familienverhältniſſes es ift, welche den 
Gefeßgeber bewogen hat, die gerichtliche Verfolgung von der Stellung eines 
Antrages des BVerlegten abhängig zu machen; denn diefe im Willen des 
Geſetzes gelegene Rüdfichtnahme würde gänzlich außer Acht gelaffen, wenn 
man eine nur auf Antrag ftrafbare Handlung ungeachtet unterlafjener- An- 
tragftellung auf deren gerichtliche Berfolgung als Unterbrehungsgrund der 


-— 





') Bgl. Grfenntniß vom 11. Januar 1851, veröffentlicht in den Sitzungsberich— 
ten der bayerifchen Strafgerichte Bd. II. S. 9 und Erkenntniß vom 23, März 
1854, veröffentlicht in der Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege Bd. I. S. 145, 
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Verjährung einer andern ftrafbaren Handlung in Betracht ziehen und dem— 
gemäß nicht blos in der Vorunterfuchung, fondern auch bei der in öffent» 
liher Sitzung erfolgenden Aburtheilung der leßteren Handlung, um das 
Borhandenfein einer Unterbrehung der Verjährung darzuthun, Erhebungen 
über Die gefchehene Verübung der blos auf Antrag flrafbaren Handlung 
pflegen mollte. 

9. Bei manden Handlungen läßt es das Gefeg ausnahmsweiſe zu, 
daß diefelben unter beftimmten VBorausfegungen auch nach bereits gejchehener 
Vollendung wieder den Charakter der Strafbarkeit verlieren, mie dieß 
3. B. bei den Vorbereitungen zum Hochverrathe Art. 107, bei dem Meineide 
Art. 196 der Fall ift. Derartige Handlungen fünnen der Natur der Sache 
nach dann, wenn die Vorausfegungen, unter welchen fie ftraflos bleiben 
müſſen, wirklich eingetreten find, auc; feinen Unterbrehungsgrund der Ber: 
jährung einer andern ftrafbaren Handlung bilden; denn es hat hier nach den 
pofitiven Beſtimmungen des Geſetzes die vom MUebelthäter geübte thätige 


. Reue, feine Umkehr von dem betretenen verbrecherifhen Wege die Wirkung 


zur Folge, daß die objective Strafbarkeit der in Frage ftehenden Handlung 

wieder hinmegfällt, und liegt alfo in diefem Falle ganz in ähnlicher Weife, 

wie Dieß bei dem freimillig aufgegebenen Berfuche (vgl. das bei Art. 47 auf 

S. 202 Gejagte) der Fall ift, eine ftrafbare Handlung überhaupt nicht vor. 
II. 

Einen meitern Unterbrehungsgrund der Verjährung der gerichtlichen 
Verfolgung bildet die Einfchreitung der Strafgemwalt. In diefer Be- 
ziehung fchreibt das Geſetz vor, daß duch jede die Unterfuhung der 
That oder die Verfolgung oder Aburtheilung des Thäters be- 


‚zwedende Handlung des Richters oder des Staatsanmaltes bie 


Berjährung unterbrochen werde. Dur die Einfchreitung der Strafgewalt 


-  beziehungsmeife der diefelbe ausübenden Organe wird nämlich die verlibte 


» 


Handlung der Alles begrabenden Macht der Zeit entzogen; deßhalb Tann 
auch die Verjährung der gerichtlichen Berfolgung einer ftrafbaren Handlung 


inſolange nicht laufen, als diefe Handlung auf irgend eine Weife den Gegen- 


ftand gerichtlicher oder ſtaatsanwaltſchaftlicher Thätigkeit bildet. 
1. Das Geſetz legt nur allein den Handlungen der eigentlichen zur Aus» 


ubung der Strafgewalt aufgeftellten Organe, nämlich des Richters und des 


* 


Staatsanwaltes, die Wirkung einer Unterbrechung der Verjährung bei, wobei 
ſelbſtverſtändlich in erſterer Beziehung ein Unterſchied zwiſchen dem Unter— 
fuchungs- und dent aburtheilenden Richter nicht beſteht; Handlungen 
anderer Behörden dagegen, wie z. B. der Disciplinarbehörde, der Polizei— 
und Adminiftrativbehörden find nicht im Stande, die Verjährung zu unter— 
brechen. 

Die ausdrücliche Vorſchrift des Gefeges, daß nur Handlungen des 
Richters oder Staatsanwaltes die Verjährung unterbrechen, ftellt es ins— 
befondere auch außer Zweifel, daß die Stellung eines Antrages von Sei— 
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. ten des Perlegten auf gerichtliche Verfolgung einer nur auf Antrag ftraf- 
baren Handlung für ſich allein niemals im Stande ift, eine Unterbrechung 
der Verjährung zu bewirken. 

2. Daß die Handlung von dem zuftändigen Richter oder Staat3- 
anmalte vorgenommen worden fei, wird nicht erfordert und wird jomit durch 
die Handlungen des zur Unterfuchung und Aburtheilung der Uebertretungen 
aufgeftellten Richters auc eine Unterbrehung der Verjährung einer den Cha- 
rafter eines Verbrechens oder Vergehens an ſich tragenden ftrafbaren That 
bewirkt; dieß folgt nicht allein aus dem Wortlaute des Geſetzes, welches 
nur von Handlungen des Richters oder Staatsanmwaltes überhaupt fpricht, 
ohne das Erforderniß der AZuftändigfeit beizufügen, fondern es wird dieß 
noch mehr durch den obenangeführten Grund des Geſetzes außer Zweifel 
geftellt, da hienacy die bloje Ihatfahe der Einſchreitung der Straf— 
gemalt das enticheidende Moment fitr die Unterbrechung der Berjährung 
bildet, ohne daß auf die Frage der Zuſtändigkeit des handelnden Richters 
oder Staatdanwaltes nad) den beftehenden Gompetenzverhältniffen irgend 
Etwas anzulommen hat. Dabei bringt e3 übrigens die Natur der Sache 
mit fih, daß eine Unterbrehung der Verjährung nur allein durch die Hand- 
lungen eines bayerifchen Richters oder Staatsanmwaltes bewirkt werben 
fann; denn den Acten einer ausländifchen Strafgewalt fommt im Inlande, 
infomeit nicht in gewiſſen Beziehungen aus befonderen Gründen ausdrüdlic 
etwas Anderes beftimmt ift, eine Wirkſamkeit überhaupt nicht zu. 

3. Anlangend die Frage, welche Handlungen des Richters oder Staats- 
anmwalt3 eine Unterbrechung der Verjährung bewirken, fo erklärt das Gejeg 
jede Handlung dazu geeignet, weldye die Unterfuchung der That oder die 
Verfolgung oder Aburtheilung des Thäters bezwedt. Nach Maßgabe diejer 
geſetzlichen Beftimmung erjcheint e3 völlig gleichgültig, ob die Handlung eine 
rein objective lediglich auf die Erhebung des TIhatbeftandes abzielende 
oder ob fie eine fubjective Nichtung gegen die Perfon des Thäters hat, 
ob ferner legteren Falls die Handlung gegen eine beftimmte Perfon gerichtet 
iſt oder ob fie nur im Allgemeinen die Sammlung von VBerdachtsgründen 
zur Entdedung des noch gänzlih unbefannten Thäters betrifft; entjcheidend 
ift nur allein der Umftand, daß die Handlung die gerichtliche VBerfolg- 
ung der That oder des Thäters überhaupt zum Gegenſtande hat. 

IH. 

Mit jeder Unterbrehung beginnt nach Vorjchrift des Geſetzes eine 
neue Berjährung der gerichtlichen Berfolgung einer ftrafbaren Handlung 
und findet diefe Beftimmung ihre innere Rechtfertigung darin, weil auch nad) 
erfolgter Unterbrechung die Alles begrabende Macht der Zeit wieder von 
Neuem zu wirfen beginnt. Im Einzelnen iſt hieriiber Folgendes zu be 
merfen: 

1. Für die neue Verjährung ift es völlig gleichgültig, wieviel Zeit von 
der por eingetretener Unterbrehung laufenden Verjährungsfrift im Zeitpunfte 
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der ftattgehabten Unterbrechung bereitS abgelaufen war; denn es darf dieſe 
Zeit nicht in die neue Berjährung eingerechnet werden und wird vielmehr 
für die neue Verjährung der vollftändige Ablauf der gefeglihen Verjähr— 
ungsfrift vom Zeitpunfte der beendigten Unterbrechung an gerechnet erfordert. 

2. Der Beginn einer nenen Verjährung der gerichtlichen Verfolgung 
einer jtrafbaren Handlung ift der Natur der Sache nach nur infolange mög» 
ich, als nicht ein rechtsfräftiges freifprechendes oder verurtheilendes Er- 
kenntniß im der Sache ergangen iſt; denn im Falle rechtskräftig erfolgter 
Freifprechung des Angefchuldigten erfcheint nad Vorfchrift des vorausge— 
gangenen Art. 90 überhaupt jede weitere gerichtliche Verfolgung deſſelben 
wegen der in Frage ftehenden ftrafbaren Handlung ohnehin ausgeſchloſſen, 
und im Falle rechtskräftig erfolgter Verurtheilung deffelben kann nicht mehr 
die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung, fondern nur die Verjährung 
der rechtskräftig erfannten Strafe (Art. 97) Platz greifen. 

3. Hinfihtlih der Frage, in welhem Zeitpunfte einerfeit8 die 
Unterbrehung der Verjährung eintritt und andererfeit3 die neue Verjährung 
zu laufen beginnt, ift im Einzelnen Folgendes zu bemerken: 

a. Bei der Unterbrehung durch Berübung einer neuen Geſetzesver— 
legung tritt die Unterbrechung der Natur der Sache nach in dem Momente 
ein, in welchen der Webelthäter in feiner neuerlichen verbreherifhen Thätig- 
feit jo meit vorgefchritten ift, daß bereit3 eine als Verbrechen oder als (vor- 
ſätzliches) Vergehen ftrafbare Handlung defjelben vorliegt. — Bezüglich des 
Beginnes der neuen Verjährung müfjen die Beſtimmungen des worausgehen- 
den Art. 95 analog angewendet werden; in Folge deſſen nimmt die neue 
Verjährung regelmäßig ihren Anfang am Tage der begangenen neuen Ge— 
fegesverlegung, ohne daß jedoch diefer Tag ſelbſt miteingerechnet werden darf, 
und fällt alſo der Anfangspunft der neuen Verjährung der früheren Hand- 
lung mit dem Anfangspunfte der Verjährung der neuen Gefegesverlegung 
vollftändig zufammen. Ob die neuerliche Gefegesverlegung zur Unterfuchung 
fonımt oder nicht, ift für die neue Verjährung der früheren That ohne allen 
Belang und lauft diefe neue Verjährung felbft dann fort, wenn der Uebel» 
thäter wegen der neuerlichen Oejegesverlegung verurtheilt und zur Erftehung 
der Strafe in einen Strafort verbracht wird. — Was fodann insbefondere 
noch den Fall anlangt, wenn die neue Oefegesverlegung eine von den foge- 
nannten fortdauernden ftrafbaren Handlungen ift, bei welchen das Gefek 
nad) dem bei der Erörterung des vorausgehenden Art. 95 auf ©. 509 Ge- 
fagten zufolge bejonderer Beftimmung den Beginn der Verjährung nicht auf 
den Tag der begangenen That, fondern auf einen fpäteren Zeitpunkt feftjegt, 
wie dieß 3. B. beim Menfchenraube (Art. 251) der Fall ift, fo fann hier 
die neue Verjährung der früher verübten Handlung gleichfalls erft in jenem 
fpäteren Zeitpunfte ihren Anfang nehmen. Denn der innere Grund, 
warum das Geſetz bei diefen ftrafbaren Handlungen die Verjährung aus- 
nahmsweiſe nicht ſchon am Tage der begangenen That fondern erſt in einem 
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fpäteren Zeitpunfte beginnen läßt, befteht eben darin, weil bei ihnen bis zu 
dem feftgefegten Zeitpunfte eine im jedem Momente wiederkehrende bejtän- 
dige Erneuerung des verbrecherifchen Actes gegeben ift; wenn aber hienad) 
die eine Unterbrechung der Berjährung bewirfende Öejegesverlegung bis zu 
dem beftimmten Zeitpunkte nach der Anſchauung des Gefeges bejtändig 
erneuert wird, jo folgt daraus von felbft, daß durch diefe Gefegesverlegung 
auch eine fortwährende Unterbrehung der Verjährung bewirft werden muß, 
und kann deshalb die neue Verjährung der friiher verübten ftrafbaren Hand— 
lung gleichfalls erft mit den Eintritte jenes Zeitpunktes beginnen, in welchem 
die Verjährung der neuen efegesverlegung ihren Anfang nimmt. — Oanz 
in ähnlicher Weife muß ferner in dem Falle, wenn Jemand erjt nad erfolgter 
Berübung einer fortdauernden ftrafbaren Handlung, aber noch vor dem Ein- 
tritte des Beitpunktes, in welchem die Verjährung dieſes Reates beginnt, 
eine andermweite ftrafbare That begeht, die Verjährung diefer legteren That 
wegen Borhandenfeins eines fortwährenden Unterbrehungsgrundes der Ber» 
jährung infolange ausgeſetzt bleiben, bis die vorher verübte Handlung fort- 
zudauern aufgehört hat und alfo aud für fie der Yauf der Verjährung feinen 
Anfang nimmt, 

Was im BVorftehenden von den jogenannten fortdauernden ftrafbaren 
Handlungen gejagt worden ift, muß wohl in gleicher Weife auch bei jenen 
Reaten Anwendung finden, bei welchen das Geſetz, ohne daß eine beftändige - 
Erneuerung des verbrecherifchen Aktes jelbft vorliegt, aus befondern Gründen 
ihon wegen der blejen Fortdauer der Folgen der Handlung den Beginn 
der Verjährung auf einen fpäteren Zeitpunkt hinausfest, wie dieß 3. B. in 
Gemäßheit der Vorſchrift des Art. 203 unter Umftänden beim Meineide 
(Art. 192) der Fall ift; denn nachdem einmal das Geſetz bei den bezeich- 
neten Reaten die Fortdauer der Folgen ausdrüdlich als einen fortwährenden 
Ausfhliegungsgrund der Verjährung erklärt und fie auf diefe Weiſe vermöge 
jpecieller Borfchrift mit den eigentlichen fortdauernden ftrafbaren Handlungen 
auf gleiche Stufe ftellt, fo müſſen diefelben nothwendig auch in der hier in 
Frage ftehenden Beziehung den legteren gleichgeachtet werden. 

b) Bei der Unterbrehung durh Einfhreitung der Strafgemwalt 
erfolgt die Unterbrehung im Momente der Vornahme der die Verfolgung 
der That oder des Thäters bezwedenden Handlung des Nichfers oder Staats- 
anmwalts; dabei verjteht es fich jedoch von ſelbſt, daß die fragliche Handlung 
nicht blos beabfichtigt geweſen fein darf, jondern auch wirklich gefchehen fein 
muß. So kann es beifpielsweife zum Eintritte einer Unterbrehung der Ver— 
jährung nicht genügen, wenn der Unterfuchungsrichter eine Requifition an 
einen anderen Unterfuchungsrichter zur Vornahme einer Unterfuchungshand: 
lung, der Staatsanwalt einen Antrag für die geheime Sigung, der Senats: 
vorftand des aburtheilenden Gerichts erfter Inſtanz den Borlageberiht an 
das Appellationsgericht wegen eingelegter Berufung lediglich aufgejegt hat, 
ohne daß die fragliche Requifition wirklich erlaſſen, der Antrag für die ge- 
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heime Sitzung an das Gericht abgegeben, die Vorlage der Aften an das 
Appellationsgericht wirklich bethätigt worden ift; denn in allen diefen Fällen hat der 
Nihter oder Staatsanwalt zwar fein Vorhaben, eine die Unterbredung der 
Verjährung bewirkende Handlung vorzunehmen, zu erfennen gegeben, Diele 
Handlung felbft aber in Wirklichkeit nicht vorgenommen, und liegt jomit hier 
auch eine Unterbrehung der Verjährung nicht vor. 

Das Eude der Unterbrehung durch Einfchreitung der Strafgewalt und 
der Beginn einer neuen Verjährung tritt fodann jederzeit in demjenigen 
Momente ein, in weldem die betreffende Thätigfeit des Richters oder Staats» 
anwalts zur Berfolgung der That oder des Thäters ihr Ende erreiht hat; 
dabei darf jedod) der Tag des Beginns der neuen Berjährung zufolge der 
Vorſchrift des vorhergehenden Art. 95 auch hier in die Verjährungsfrift nicht 
eingerechnet werden. 


Art. 97. 


Zur Berjährung rechtsfräftig erfannter Strafen wird erfordert: 
1) wenn auf zeitliche Zuchthausftrafe über zwölf Jahre erfannt ift, 
der Ablauf von dreißig Jahren; 
2) wenn auf Zuchthausftrafe nicht über zwolf Jahre erfannt ift, der 
Ablauf von zwanzig Jahren; 
3) wenn eine Vergehensftrafe ausgefprochen ift, der Ablauf von zehn 
Jahren; 
4) wenn eine Webertretungsftrafe ausgejprochen ift, der Ablauf von 
zwei Jahren, , 

Die Berechnung diefer Friften beginnt von dem Tage des Straf: 
erfenntniffes oder, wenn ein Nechtsmittel ausgeführt wurde, vom Tage 
des hierüber ergangenen Erkenntniſſes. 

Im Falle der Unterbrechung eines bereits begonnenen Strafvollzuges 
läuft von dem Tage der Unterbrechung an eine neue VBerjährungsfrift. 

Im Uebrigen richtet fich die Berechnung der Friften nach den in 
Art. 95 gegebenen Borjchriften. 

Entw. von 1855 Art. 74; Geſetzg. Ausſch. Verb. von 1856/58 der Abg. K. 
Bd. 1. ©. 60, 253, ber Reicher. K. Beil. Bd. S. 190, Prot. Bd. ©. 350; Entw. 


er 1860 Art. 97; Gefegg. Ausſch. Verh. von 1860/61 der Abg. K. Abıh. 1. 
. 16, der Reichsr K. Prot. Bd. I. S. BB. 


Gleichwie zur Verjährung der gerichtlichen Verfolgung, ſo wird auch 
zur Verjährung der rechtskräftig erfannten Strafen nichts weiter er— 
fordert, . al3 der Ablauf der im Geſetze beftimmten Friſt, ohne daß einer 
der im folgenden Artikel aufgeführten Unterbrehungsgründe diefer Verjährung 
in Mitte getreten ift. Dabei bringt es jedoch die Natur der Sache mit 
fih, daß für die Verjährung rechtskräftig erfannter Strafen längere Friften 
beftimmt fein müſſen, wie für die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung. 
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Auf der einen Seite erlifcht nämlich da, wo ein feierlich gefältes und ver- 
fündetes Straferfeimtniß in Mitte liegt, die Erinnerung an die verlibte That 
und das allgemeine Intereſſe am Strafvollzuge weit ſchwerer und langfanıer, 
als da, wo es gar nicht zur Aburtheilung gefommen, fohin überhaupt un- 
gewiß geblieben ift, ob der Angefchuldigte auch wirklich der zur Yaft gelegten 
That hätte überwiefen werden fünnen. Auf der andern Seite erſcheint es 
aber auch unbedingt nothwendig, daß die Verjährungszeit durchgängig weit 
höher geftellt fein muß, als die zu verjährende Strafe;. denn fonft würde 
dem auf freiem Fuße proceffirten oder flüchtig gewordenen Verbrecher gemilfer- 
maßen die Wahl frei gelaffen fein, ob er die ihm zuerfannte Stvafzeit im 
Straforte abbüßen oder in einem freigemählten Exile zubringen will. 

Im Einzelnen geben die Beſtimmungen des vorftehenden Artifeld zu 
folgenden Bemerkungen Anlaß: 

1. Die Strafverjährung jegt immer eine rechtsfräftig erfannte Strafe 
voraus; demgemäß greift aljo namentlich dann, wenn ein bereits ergangenes 
Strafurtheil in Folge eines eingemendeten Rechtsmittels die Rechtskraft nicht 
befchritten hat und nunmehr die Sache liegen bleibt, nicht die Strafverjähr- 
ung, fondern immer noch die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung Plag. 
Gleichgültig ift e8, ob das ergangene Strafurtheil im ordentlichen oder im 
Eontumacialverfahren erlaflen wurde; denn auch ein im Contumacialmege 
erlaffenes Urtheil ift nach den Beſtimmungen des Strafprocefies der Rechts— 
kraft fähig und vollſtreckbar, wenngleich daffelbe unter Umftänden nachträglich 
außer Wirkſamkeit treten kann’). 

2. Die Frift, welche für die Strafverjährung erforderlich ift, richtet ſich 
immer nad) der Größe und beziehungsweife nach der Art der erfannten 
Strafe. In Folge deffen ift alfo namentlih in dem Falle, wenn im Straf: 
urtheile in Gemäßheit der Vorfchrift des Art. 13 oder 83 ein Theil der 
Strafe als bereit3 erftanden erklärt wird, feineswegs der nad) Abzug 
des für erftanden erklärten Theiles verbleibende Net, ſondern vielmehr die- 
jenige Strafe, in welche der Webelthäter verurteilt wurde, für die Verjähr- 
ungsfrift maßgebend; denn es erfcheint hier offenbar die ausgefprochene Ge- 
fammtftrafe als die vom Richter erkannte Strafe. — Eine Frift für die 
Berjährung der Todesftrafe und der lebenslänglihen Zuchthausftrafe 
ift im vorftehenden Artikel nicht feftgefegt, weil bei diefen Strafen nad) Vor— 
fhrift des folgenden Art. 100 die Berjährung überhaupt ausgeſchloſſen ift. 
— Da fodann das Gefeß für die Verjährung von Vergehenzftrafen immer 
nur den Ablauf von zehn Jahren erfordert, fo kann es in jenen wenigen 
Fällen, in welchen vermöge befonderer gefeglicher Beftimmung (Art. 77, 164 


) Bol. die Art. 291, 300, 348 und 358 des Strafproceßgefeges vom 10. Novem: 
ber 1848, die Abänderungen bes zweiten Theiles des Strafgefegbuchs von 1813 be: 


5** und bie Art. 149, 150, 186—188 und 465 ss. des Code d’instruction cri- 
minelle. 
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und 167) die Zumeffung der Gefängnißftrafe bi8 zur Dauer von zehn Jahren 
geftattet ift, ausnahmsweiſe vorfommen, daß die Verjährungszeit für die 
erfannte Strafe nicht größer ift, wie die Dauer diefer Strafe felbt. 

3. Die Friften der Verjährung müſſen nach Vorſchrift des Geſetzes 
nicht exit vom Tage der eingetretenen Nechtsfraft, ſondern jchon vom Tage 
der gefchehenen Erlaſſung des (nachher rechtskräftig gewordenen) Straf: 
erfenntnmiffes und beziehungsweife, falls ein Nechtsmtttel gegen das er: 
laſſene Erfenntnig ausgeführt wurde, vom Tage des über das fragliche 
Rechtsmittel ergangenen Ertenntniffes an gerechnet werden. — Daraus, daß 
das Geſetz nur für den Fall der Ausführung eines Rechtsmittels gegen , 
das ergangene Straferfenntniß einen fpäteren Anfangstermin für die Ber- 
jährungsfrift beſtimmt, folgt von jelbit, daß in dem Falle, wenn zwar ein 
Rechtsmittel gegen das Straferfenntniß anfänglich angemeldet wurde, jolches 
aber in Folge nachträglich erflärten Verzichts nicht zur Entfcheidung gefonmen 
ift, die Verjährungsfrift gleichfalls Schon vom Tage der Erlaffung des recht3- 
fräftig gewordenen Straferfenntniffes an zu rechnen iſt. — Ob das ergan- 
gene Straferfenninig jofort zum Bollzuge gebracht werden fanıı oder nicht, 
ericheint fiir den Anfang der Berjährungsfrift völlig gleichgültig; der Yauf 
diefer Frift beginnt auch in dem Falle fchon von Tage des Erfenntniffes 
an, wenn wegen Krankheit des (auf freiem Fuße proceffirten) Verurtheilten 
der Bollzug der zuerfannten Freiheitsftrafe zu jener Zeit gar nicht thunlich 
erfcheint. — Aus der Schlußbeftimmung des vorftehenden Artifels ergibt 
fi jodanın, daß einerfeits der Tag des Beginns der Verjährung, d. h. alfo 
der Tag der Erlaffung des maßgebenden Erfenntniffes in die Verjährungs- 
friſt nicht miteingerechnet werden darf, und daß andererjeits die Vollendung 
der Verjährung erft mit dem erfolgten Ablaufe des legten Tages der ge- 
jegtich beftimmten Frift eintritt. 

4. Die Strafverjährung greift der Natur der, Sache nach nicht blos 
in dem Falle, wenn die erfannte Strafe überhaupt nicht zum Bollzuge 
kommt, jondern im gleicher Weife auch dann Platz, wenn der bereit be . 
gonnene Strafvollzug nachträglich unterbrochen wird. Zur Befeitigung jeden 
Zweifels fchreibt deßhalb das Gefeg ausdrüdlich vor, daß im alle der 
Unterbrehung eines bereits begonnenen Strafvollzugs vom Tage der Unter 
brechung an eine neue Verjährung beginnt, wobei jedoch nach der Vorſchrift 
des Art. 95 der Tag der Unterbrechung jelbft nicht in die Verjährungsfrift 
eingerechnet werden darf. — Ob die Unterbrechung des Strafvollzugs durch 
Flucht des Sträflings oder durch freiwillige Entlafjung dejjelben aus der 
Strafanftalt bemirft wurde, erfcheint hiebei ohne Belang; in dem einen tie 
in dem andern Falle beginnt vom Tage der Unterbrechung an der Yauf 
einer neuen Verjährung. Dabei erjcheint jedoch, da nad) Vorfchrift des 
Geſetzes die Verjährungsfrift fi immer nad der erfannten Strafe be- 
ftimmt, auch für die nach erfolgter Unterbrechung laufende neue Berjährungs- 
frift nicht der noch unerftandene Reſt der Strafe, fondern vielmehr die ganze 
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gegen den Uebelthäter ausgefprochene Strafe maßgebend und verjährt dem- 
gemäß 3. DB. in dem Falle, wenn der zu dreizehnjähriger Zuchthausftrafe 
Berurtheilte nach Umfluß von zwölf Jahren aus der Strafanftalt entflicht, 
der noch zu erjtehende Strafreft von einem Jahre nach Borfchrift der Ziff. 1 
des. vorftehenden Artikels erft in dreißig Jahren vom Tage der Unterbrechung 
des Strafpollzugd an gerechnet. 

5. Die Frage, wen die Entjcheidung darüber zufteht, ob die Boraus- 
jegungen der Steafoerjährung gegeben find, wird bei dem nächſten Artikel 
erörtert werden. 


Art. 98. 


Die Verjährung der erfannten Strafe wird unterbrochen: 

1) durch jedes Verbrechen oder vorfägliche Vergeben, deifen ſich der 
Thäter vor Ablauf der Berjührungszeit ſchuldig macht; 

2) durch theilweifen Strafvollzug für den Reft der Strafe; 

3) bei Freiheitsftrafen durch die Verhaftung des Berurtheilten zum 
Zwede des Strafvollzuges; 

4) bei Geldftrafen durch die vorgefeßte oder verlängerte Zahlungsfrift. 
Nach jeder eingetretenen Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


Entw. von 1855 Art, 75; Geſetzg. —— Verh. von 1856/58 der Abg. R. 
Bd. J. ©. 61, 255, ber Reiher. K. Beil. Bd. ©. 192, Prot. Bd. ©. 351; Entw. 
von 1860 At 98; Geſetzg. Ausich. Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abth. 1. < „141, 
Abtb. I. ©. 16, der Neiher. K. Prot. Pb. I. ©. 68. 


Auch bei der Strafverjährung wird neben dem Ablaufe der Verjähr— 
ungsfrift noch weiter erfordert, daß feiner der im vorftehenden Artifel näher 
beftimmten Unterbrehungsgründe der Verjährung dazwiſchen getreten ift. 

1. Als Unterbrechungsgrund bezeichnet das Geſetz vor Allem die Ver: 
übung eines Verbrechens oder vorfäglidhen Vergehens vor Ablauf 
der Berjährungsfrift. Da diefer Unterbrehungsgrund ganz in gleicher Weife 
auch bei der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung Plag greift, fo wird 
zur Erläuterung deſſelben auf dasjenige verwiefen, mas oben bei Art. 96 
auf ©. 512 hierüber gejagt wurde, 

2. In der Natur der Sache liegt es, daß infolange, als der Ver— 
urtheilte in der Erftehung feiner Strafe begriffen ift, eine Verjährung diefer 
Strafe nicht laufen kann, und fchreibt deshalb das Gefeg vor, daß durch 
theilmweifen Strafvollzug eine Unterbrechung der Verjährung für den 
Neft der Strafe bewirkt wird, 

3. Einen weiteren Unterbrehungsgrund der Strafverjährung bildet bei 
Freiheitsftrafen die Verhaftung des Berurtheilten zum Zwede des 
Strafvollzugs. Und zwar muß die Verhaftung, wenn fie eine Unter- 
bredung der Berjährung bewirken fol, nothwendig den Vollzug derjenigen 
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Strafe betreffen, deren Verjährumg gerade in Frage ift, und liegt alſo 3. B. 
in dem Falle, wenn ein bereits vechtöfräftig zu 'einer Gefängnißftrafe Ver- 
urtheilter von einem andern Gerichte, welches von der bezeichneten Verur- 
theilung gar feine Kenntniß hat, wegen einer anderweiten ftrafbaren Hand- 
lung zu einer Arreſtſtrafe verurtheilt und lediglich zum Zwecke der Er- 
ftehung Diefer Strafe verhaftet und in das Polizeigerichtsgefängniß verbracht 
wird, eine Unterbrechung der Verjährung der vechtsfräftig zuerkannten Ge— 
fängnißftrafe nicht vor. Daß das Geſetz in diefer Weife ausgelegt werden 
muß, ergibt fich nicht allein aus deſſen Wortlaute, da daffelbe blos die Ver- 
haftung zum Zwecke des (d. h. alfo nicht irgend eines, fondern des be- 
treffenden) Strafoollzugs als einen Unterbrehungsgrund der Verjährung 
erflärt, fondern es wird dieß namentlich auch durch die immere ratio des 
Geſetzes außer Zweifel geftellt ; denn diefelbe geht offenbar dahin, daß nur 
das Einfchreiten der Strafgemalt in Beziehung auf die in der Ber- 
Jährung begriffene Strafe durch Verhaftung des PVerurtheilten den 
Yauf Der Berjährung unterbrechen fol, und folgt hieraus von jelbft, daß jede 
aus einem andern Grunde erfolgte Verhaftung oder Fefthaltung des Ver— 
urtheilten , welche nicht zugleich auch den (jofortigen oder fpäteren) Vollzug 
der in Berjährung begriffenen Strafe zum Gegenftande hat, eine Unter» 
brehung Der Verjährung diefer Strafe nicht bewirken kann. 

Die bloſe ftebrieflihe Verfolgung des flüchtig gegangenen Ver— 
urtheilten, um die erfannte Strafe an ihm vollziehen zu fünnen, kann eben- 
jowenig wie die durch Krankheit herbeigeführte factifche Unmöglichkeit des 
Strafpollzugs oder die im Gnadenwege gewährte Suspenfion bdeffelben 
einen Unterbredungsgrund der Strafverjährung bilden, da nach der außdrüd- 
lihen Beftimmung des Geſetzes diefe Wirkung mur allein der Verhaftung 
des Berurtheilten zum Zwede des Strafvollzugs zufommt. 

Was das Gefeg hier bezüglich der Freiheitsftrafen vorfchreibt, muß 
der Natur der Sache nad) auch auf die nach Mafgabe des Art. 27 in 
Gefängniß- beziehungsweife Arreftftvafe umgewandelte Geldftrafe Anwendung 
finden. 

4. Bei Öeldftrafen wird die Verjährung auch durch die vorgefegte oder 
verlängerte Zahlungsfrift unterbrochen. Wohl zu beachten ift hiebei, daß 
das Geſetz nicht etwa blos die Borjegung oder Verlängerung der Zahlungs« 
frift, ſondern vielmehr die vorgefegte oder verlängerte Friſt ſelbſt als Unter— 
brechungsgrund der Verjährung erklärt; denn hieraus iſt klar der Wille des 
Geſetzes zu entnehmen, daß während der ganzen Dauer der vorgeſetzten oder 
verlängerten Zahlungsfriſt die Verjährung als unterbrochen erachtet werben muß. 

5. Bei der Strafverjährung beginnt gleichfalls nad) jeder eingetretenen 
Unterbrechung eine neue Verjährung, und muß die nene Verjä hrungsperiode 
immer wieder den ganzen Zeitraum der gejeglichen Berjährungsfrift umfaſſen, 
ohne daß hiebei die vor erfolgter Unterbrechung bereits abgelaufene Zeit in 
Betracht gezogen werden kann. Was den Anfangs und Endpunft der Unter- 
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bredung anlangt, jo wird bezüglich der Unterbrehung dur Verübung einer 
neuen ©efeßesverlegung auf das bei Art. 96 auf ©. 519 Geſagte ver- 
wiefen. — Die Unterbrehung durch theilmeifen Strafvollzug und durch Ver- 
baftung zum Zwecke des Strafvollzugs beginnt der Natur der Sache nad) 
in dem Augenblide, in welchem der Strafvollzug feinen Anfang nimmt, be- 
ziehungsweife die Verhaftung erfolgt if. Das Ende der Unterbrechung umd 
der Anfang einer neuen Verjährung tritt aber an dem Tage ein, an melden 
der Verurtheilte wieder den Händen der Strafgewalt entzogen ijt, mobei 
diefer Tag felbjt nach Vorſchrift des Art. 95 nicht in die neue Verjährungs- 
frift eingerechnet werden darf. Hienach kann alfo insbejondere der Yauf einer 
neuen Berjährung nicht fchon dann als gegeben erachtet werden, wenn der 
Berurtheilte wegen einer neuerlih von ihm verübten jtrafbaren Handlung 
aus dem Straforte in ein Unterfuchungsgefängniß verbracht wird; denn da 
in einem ſolchen Falle die Feithaltung des Verurtheilten auch zum Zmede 
der Fortjegung des Strafvollzugs gejchieht und ihm jogar der Aufenthalt 
im Unterfuchungsgefängniffe nah der zu Art. 23 auf ©. 129 gegebenen 
Erörterung felbft als Strafzeit anzurechnen fein wird, fo, liegt hier jeden- 
falls fortwährend der Unterbrehungsgrund der Verhaftung beziehungsmeife 
Fefthaltung zum Zwecke des Strafvollzugs vor. — Was .endlid die Unter: 
brechung durch die vorgejegte oder verlängerte Zahlungsfrift bei Geldftrafen 
anlangt, jo tritt hier der Beginn der Verjährung mit dem Akte der Vor— 
fegung oder Berlängerung der Zahlungsfrift, das Ende derjelben und der 
Beginn einer neuen Verjährung aber mit dem erfolgten Ablaufe des legten 
Tages der vorgefegten, beziehungsweife verlängerten Frift ein. 

6. Ueber die Frage, wem die Entjheidung darüber zufteht, 
ob eine rechtöfräftig erkannte Strafe verjährt ift oder nicht, enthält das Ge— 
feg zwar feine ausdrüdliche Beftimmung; demungeachtet wird es wohl feinen 
Bedenken unterliegen fünnen, daß die Entjcheidung hierüber regelmäßig von 
demjenigen Gerichte zu erfolgen hat, welchem der Bollzug des fraglichen 
Strafurtheils obliegt. Denn die Frage, ob Verjährung der erfannten Strafe 
vorliegt, muß bei der Anordnung des Strafvollzug nad dem oben bei 
Art. 92 auf ©. 499 Gejagten ftet3 von Amtswegen in Betracht gezogen 
werden; die Prifung hierüber gehört deßhalb nothwendig zur Competenz 
desjenigen Gerichts, welches nad) den beftehenden gefeglichen Beftinnmungen 
mit dem Bollzuge der Strafe überhaupt befaßt ift. h 

Nah den Beitimmungen des im dieffeitigen Bayern beftehenden Straf: 
prozeſſes!) hat die Vollſtreckung der verurtheilenden Erfenntniffe in Straf 


) Bol. die Art. 218 und 303 des Strafprocehgefeßes vom 10. November 
1548, die Abänderungen des zweiten Theiles des Strafgefegbudhs von 1813 betreff: 
end, und Art. 67 des Einführungsgefeßes zum Straf: und Polizeiftrafgejegbuche. — 
In der Pfalz ſteht zwar der Strafvollzug in Gemäßheit der Beltimmung der 
Art. 165, 197 und 376 des Code d’instr. erim, der Staatsanwaltichaft au; 
allein es läßt ſich demungeachtet wohl nicht bezweifeln, daß auch dort die Entſcheidung 


‘ 
* 
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fachen auf Betreiben des Staatsanmwaltes durch dasjenige Bezirfsgericht be- 
ziehungsweiſe durch denjenigen Einzelnrichter zu gefchehen, bei welchen die 
Aburtheilung des Verurtheilten in erſter Inſtanz erfolgt ift; diefem Be— 
zirfSgerichte beziehungsweife Einzelmrichter fteht demgemäß auch die Entfchei- 
dung über das Vorhandenſein der Strafverjährung zu. Dabei bringt e8 die 
organijche Einrichtung des Strafverfahrens von felbft mit fich, daß der rich- 
terlichen Entjcheidung immer die Vernehmung des Staatsanmwaltes mit feinen 
Anträgen vorhergehen muß, und daß diefelbe bei Bezirksgerichten nur in ge- 
heimer Sitzung durch einen Senat von drei Mitgliedern erlaffen werden 
kann.“) Auch kann der Natur der Sache nach in dem Falle, wenn eine Unter- 
brehung. Der Berjährung durch Begehung einer neuen Gejeßesverlegung 
in Frage ift, das mit dem Strafoollzuge befaßte Gericht nicht fofort darüber 
aburtheilen, ob ſich der Verurtheilte der in Frage ftehenden neuen Geſetzes— 
verlegung ſchuldig gemacht hat; vielmehr muß bier das gerichtliche Verfahren 
wegen der imbdicirten ftrafbaren Handlung ganz in gewöhnlicher Weife durch 
geführt und infolange, bis entweder die Einftellung des Strafverfahrens ver- 
fügt oder ein freijprechende8 oder verurtheilendes Erkenntniß dieferhalb er— 
folgt ift, Die Entjcheidung darüber, ob Strafverjährung vorliegt, ausgeſetzt 
bleiben. Segen die Entfcheidung, welche das mit dem Strafvollzuge befaßte 
Gericht über die Frage der Strafverjährung erläßt, fteht jomohl dem Staat3- 
anmwalte, wie auch dem PVerurtheilten das Nechtsmittel der Berufung zu; 
und ebenfo fann aud der in zweiter Inftanz ergangene Ausjpruch zweifellos 








darüber, ob Strafverjährung gegeben tft oder nicht, nur von dem betreffenden Ge: 
rihte ausgeben kann, und wird im dieſer Beziehung auf das bereits bei Art. 28 
auf S. 131 Gefagte verwiefen. 

2) Es Fünnte fi fragen, ob nicht der Ausipruch über den Eintritt der Strafs 
verjäbrung nach vorgängiger öffentlicher und mündlicher Verhandlung unter Zuzieh— 
ung bes VBerurtheilten von demjenigen Gerichte (erjter Inftanz) zu erfolgen hat, 
von welchem das fragliche Strafurtbeit erlaffen worden it. Dieſe Frage dürfte jedoch 
zu verneinen ſein. Zwar iſt es richtig, daß nach den allgemeinen Grundſätzen des 
Strafprozeſſes die Abänderung eines im öffentlichen Verfahren ergangenen Straf⸗ 
urtHeils auch nur in demſelben Verfahren geſchehen kaun. Allein dieſer Umſtand 
t der Entſcheidung über die Strafverjährung in geheimer Sitzung wohl nicht ent: 


“Ateh — 2 
gegen, weil durch den Ausſpruch des Gintritts der Verjährung das ergangene Urtheil 
r fondern dadurch in Äbnlicher Weife wie bei der Begnadigung nur 


nicht abgeänbert, n äh 
bewirft wird, daß die erfannte Safe nit mehr zum Bollzuge kommt. Auch kann 


man nicht fagen, daß das Intereſſe des Verurtheilten verletzt werde, wenn nicht über 
den Eintritt der Verjährung in Öffentlicher Sitzung verhandelt wird. Werden die 
Voraus ſetzungen der Verjährung nicht als gegeben erachtet, jo kann es ohnehin zu 
einer Verhandlung hierüber in öffentlicher Sißung nicht kommen, da in dieſem Falle 
das allen fallſige Verlangen bes Verurtheilten, den Strafvollzug auf Grund einge: 
tretener Verjährung zu unterlaſſen, ſofort zurüdgewiefen werben muß. Wird aber 
das Vorhandenfein der Verjährung angenommen und folgeweife De Strafe nicht 
um Vollzuge gebracht, jo iſt eime weitere Verhandlung über bie Verjährungsfrage 
* öffentlicher Situng offenbar unnöthig und nicht mehr im Intereſſe Des Verur— 


theilten gelegen. 
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von beiden Theilen mit dem Rechtsmittel der Nichtigleitsbeſchwerde angefoch⸗ 
ten werden.!) 

Eine ſich von ſelbſt verſtehende Ausnahme von dem aufgeſtellten Satze, 
daß die Entſcheidung über das Vorhandenſein der Strafverjährung von dem 
mit dem Strafvollzuge befaßten Gerichte zu geſchehen hat, tritt nur in dem 
Falle ein, wenn der PVerurtheilte wegen einer neuerlich verübten ftrafbaren 
Handlung wirklich vor Gericht geftellt und verurtheilt wird, und dabei in 
den jpäteren Strafurtheile nah Maßgabe der Beftimmungen des voransge- 
gangenen Art. 87 die früher zuerfannte Strafe in Berüdfihtigung gezogen 


werden muß. Denn da im einem foldhen Falle das über die neuerlich in» 


Frage ftehende ftrafbare Handlung aburtheilende Gericht prüfen muß, ob und 
welchen Einfluß die bereits früher zuerfaunte Strafe auf die wegen . der 
neuerlichen Handlung verwirfte Strafe auszuüben im Stande ft, jo muß 
dafjelbe nothwendig auch die Frage in den Kreis feiner Erwägung ziehen, 
ob allenfalls die früher zuerfannte Strafe bereits verjährt und aus diefem 
Grunde nicht weiter in Betracht zu ziehen ift. 


Art. 99. 


« ‚Die Verjährung der erfannten Strafe hebt nur den Vollzug der 
legteren auf, nicht aber die mit der Strafe geieklich oder nach richter- 
lichem Ausſpruche verbundenen Folgen. 

Entw. von 1855 Art. 76; Geſetzg. Ausſch. Verh. von 18 —J * der Abg. K. 
Bd. J. ©. 61, 255, der Reichsr. K. Beil. Bd. S. 193, Prot. Bd. ©. 353; Entw. 


von 1860 Art. 99; Geſetzg. Ausſch. — von 1860/61 ber Aa. R. Abtb. II. 
©. 16, ber Reichsr. R. Prot. Bd. I. ©. 68 


Die Verjährung der erfannten Strafe zieht nach der ausdrüdlichen 
Beftimmung des vorftehenden Artikels nur allein die Wirkung nach ſich, daß 
der Bollzug der Strafe aufgehoben wird; dagegen bleiben die Fol- 
gen, welche die erfolgte Verurtheilung zu, der in Frage ftehenden Strafe 


ſchon fraft des Geſetzes nach fich zieht, oder welche der Richter im Straf- 


urtheile ausdrüdlich gegen den Berurtheilten ausgefprochen hat, aucd nad) 
eingetretener Strafperjährung unverändert fortbeftehen. 

1. Da das Gefeg feinen Unterfchied zwifchen den einzelnen Straf- 
folgen macht, jo müſſen nothwendig die ſämmtlichen mit der erfannten 
Strafe verbundenen Folgen, infoweit nicht einzelne derfelben, wie z. B. die 


— — 





) Daß nach dem Strafproceßgeſetze vom 10. November 1818 gegen die Ent— 


jheidungen des mit dem Etrafvollzuge befaßten Gerichtes über die bei Gelegenheit * 


des Strafvollzuges fi ergebenden Incidentpunkte das Nechtsntittel der Berufung 


und Nichtigkeitsbeſchwerde zuläffig ift, bat der oberfte Gerichtshof thatſächlich aner- F 


kannt in einem in der Zeitjchrift für Gefeggebung und Rechtspflege Bo. IV. S. 47 
veröffentlichten Erfenntnifje vom 30, Januar 1857. 
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Beſchränkung der Bermögensrechte (Art. 32), die Suspenfion vom Amte und 
Gehalte (Art. 33), mit dem Vollzuge der Strafe ſelbſt zufammenhängen, nad) 
eingetretener Strafverjährung als fortdauernd erachtet werden. In Folge 
defjen kann fomit namentlich auch ungeachtet der Strafverjährung gegen den 
Berurtheilten die Stellung unter Polizeiaufficht und die Verwahrung in einer 
Polizeianftalt von der einfchlägigen Polizeibehörde verfügt werden, wenn die 
Berhängung dieſer Straffolge im Strafurtheile für zuläßig erklärt iſt. 
Nur kann Hiebei die Stellung unter Polizeiauffiht beziehungsweiſe die Ver— 
wahrung in einer Polizeianftalt der Natur der Sache nad) fidh nicht, wie 
dieß in Den Art. 37 und 40 des Geſetzbuches beftimmt ift, an die Ber- 
. büßung der Strafe anfhliegen, fondern e8 muß vielmehr bier derjenige 
Zeitpunkt, im welchem ein vehtsfräftiger Ausfpruch darüber vorliegt, daß 
der Bollzug der Strafe durch eingetretene Verjährung ausgefchloffen it, als 
gleichbedeutend mit dem Zeitpunfte der erfolgten Strafverbüßung erachtet 
werden, da von da an die Einwirkung der Strafgewalt auf den Berurtheil- 
ten ihr Ende erreicht hat. 

2. .Die Vorfchrift des Gefeges, daß die Strafverjährung nur den 
Bollzug Der Strafe aufhebt, ſetzt es ferner außer Zweifel, daß durch dieſelbe 
der Begriff und die Bedeutung des Nüdfalles für die Beurtheilung der 
 Strafbarfeit der von dem Verurtheilten neuerlich verübten ftrafbaren Hand- 
lungen nicht aufgehoben wird. Die Berjchiedenheit, melde. in: dieſer Bes 
ziehung nach den bei Art. 92 auf 9.498 Gefagten zwifchen der Strafver- 
jährung und der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung befteht, findet ihre 
innere Mechtfertigung darin, daß durch die Strafverjährung, wenn aud der 
Strafvollzug hiedurch befeitigt wird, die verübte ftrafbare Handlung doch in 
feiner Weiſe ihre ftrafrechtliche Bedeutung verliert, wie dieß bei der Ber- 
jährung ber gerichtlichen Verfolgung der Fall ift. 

3. Die im Ötrafurtheile ausgeſprochene Verbindlichkeit des Verurtheil— 
tem zur Tragung der Unterfuhungsfoften wird durd die Berjährung 
gleichfalls nicht berührt; denn die Verurtheilung zur Tragung dieſer Koſten 
iſt kein Beſtandtheil der Strafe, ſondern nad den Beſtimmungen des 
Strafproceſſes lediglich eine Folge der ſtattgehabten Verurtheilung in der 
vauptſache. TE TERN 

A. Aus der Borfchrift des vorftehenden Artifels läßt ji endlich auch 
entnehmen, wie die im Gefegbuche nicht näher berührte Frage entjchieden 
werden muß, ob die den Gerichten im Art. 45 eingeräumte Befugnig, auf 
Antrag Des StaatSanmwaltes gegen einen im Auslande beftraften bayeri« 
ſchen Staatsangehörigen jene Folgen auszuſprechen, welche nach den bayeri— 
ſchen Geſetzen mit der auf die verübte That geſetzten Strafe nothwendig ver⸗ 

ſind, gleichfalls einer Verjährung unterliegt? Dieſe Frage muß 


bunden ET: 
hienach offenbar verneint werden. Auf der einen Seite können nämlich 
auf das Verfahren, welches der Art. 45 bezüglich des Ausſpruches der durch 


ine im Auslande erlittene Strafe in Bayern verwirkten Folgen vorjchreibt, 
en Strafgelegbud. 1. Bd. 34 


gomepder 
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die gefeglichen Beftimmungen über Verjährung der gerichtlichen Verfolgung 
feine Anwendung finden; denn es handelt fich hier nicht um die gerichtliche 
Verfolgung einer ftrafbaren Handlung, jondern lediglih um die gefeglichen 
Folgen der für eine (bereit verfolgte) ftrafbare Handlung erlittenen Strafe, 
und erjiheint hiebei der Umftand, daß die Verfolgung und Beftrafung der 
fraglichen Handlung im Auslande jtattgefunden hat, um deßwillen ohne wei— 
tere Bedeutung, weil hier das Gefeg das ausländische Urtheil geradefo wie 
ein im Inlande ergangenes vejpectirt wiffen will und ihm diefelbe Wirkung, 
den Ausſchluß einer nochmaligen gerichtlichen Verfolgung und Beftrafung 
wegen der nämlichen That beilegt. Auf der andern Seite find auch die 
Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährung der Strafen auf das bezeich- 
nete Verfahren nicht anwendbar, weil durch die Strafverjährung die Folgen 
. der erfannten Strafe grundjäglich gar nicht berührt werden. Somit fann 
aljo eine Berjährung des im Art. 45 beftimmten Verfahrens hinfichtlich der 
Folgen einer im Auslande erlittenen Beftrafung niemals Pla greifen. 


Art. 100. 


GErfenntniffe auf Todes- oder lebenslängliche Zuchthausftrafe unter- 
liegen feiner Verjährung; jedoch wird nach Ablauf von zwanzig Jahren 
die erfannte Todesftrafe in lebenslänglihe Zuchthausftrafe verwandelt. 

Entw. von 1855 Art. 775 Geſetzg. Ausich. Verb. von 1856 /58 der Abg. K. 
Bd. J. S. 61,255, der Reichsr. 'K. Beil. Bd. ©. 194, Prot. Bd. ©. 354; Entw. von 
1860 Art. 100; Geſetzg. MR Verb. von 1860/61 der Abg. K. Abtb. I. ©. 16, 
ber Reichsr. R. Brot. Bd. 1. 68. 

Daß das Geſetz bei der Todes- und der lebenslänglichen Zudt- 
hausſtrafe eine Verjährung der erfannten Strafe nicht zuläßt, findet feine 
innere Rechtfertigung in dem Charakter diefer beiden Strafen; denn ein Ber- 
brecher, welcher überhaupt jein ganzes irdifches Dafein oder wenigſtens feine 
Freiheit fiir die ganze Dauer feines Yebens gefeglich verwirft hat, kann 
feinen Anspruch mehr davanf machen, daß er nach Umfluß einer beftimmten 
Frift ftraffrei in der menjchlichen Gefellichaft belaffen werde. Uebrigens 
trägt nach dem Inhalte des vorftehenden Artikels das Gejeß bei der To- 
deöftrafe dem verfühnenden Einfluffe der Zeit doch inſoweit Rechnung, daß 
nah Ablauf von zwanzig Jahren die erkannte Todesitrafe nicht mehr voll- 
ftredt werden darf und an Stelle derjelben lebenslängliche Zuchthausftrafe 
zu treten hat. Was nun 

I. die Berechnung der für die Verwandlung der Todeitrafe in le: 
benslängliche Zuchthausftrafe fetgefegten Frift anlangt, fo müſſen hier bei 
der inneren Verwandtſchaft diefer Frift mit den gewöhnlichen Strafverjähr- 
ungsfriften die gefeglichen Beftimmumngen über die Berechnung der legtbenann= 
ten Friften zur Anwendung fommen, wie ſolche im Art. 97 und beziehungs- 
weiſe im Art. 95 enthalten find. 
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. 2. Nah Art. 291 des Strafprozefgefeges vom 10. November 1848 
iſt im Dieffeitigen Bayern ein im Contumacialwege erlaſſenes Urtheil auf 
Todesſtrafe zwar an ſich vollſtreckbar; allein es ſteht dem im Contumacial- 
verfahren Verurtheilten nach Art. 293 des beſagten Geſetzes im Falle ſeiner 
Betretung auch frei, ſich dem Contumacialurtheile nicht zu unterwerfen, fon- 
dern ein neues ordentliches Verfahren zu verlangen, und wird nach Art. 295 
loc. cit. durch das ergehende neue Urtheil das früher erlaſſene von Rechts— 
wegen außer Wirkſamkeit gefekt. 

In der Pfalz kann fodann nach Art. 476 des Code d’instruction cri- 
minelle die dur ein Contumacialurtheil ausgefprochene Todesftrafe iiberhaupt 
niemals zum Bollzuge fommen, da hier die Einleitung eines neuen Berfah- 
ren gegen den im Contumacialwege Verurtheilten bei deſſen Ergreifung in 
allen Fällen gejeglic geboten ift. 

Die Frage, ob in dem Falle, wenn ein im Contumacialmege zum Tode 
Berurtheilter nah Ablauf von zwanzig Jahren ergriffen wird und in Ge— 
mäßbeit der angeführten procefiualen Beſtimmungen eine neue Verhandlung 
über Die ihm zur Laft gelegte That ftattfindet, bei welcher neuerdings die 
Todesstrafe ausgejprochen wird, auf diefes neue Urtheil die Beftimmung des 
Geſetzes über Verwandlung der Todesftrafe in lebenslängliche Zuchthausftrafe 
nach WUblauf von zwanzig Jahren Anwendung zu finden hat, muß ficherlich 
bejaht werden. Denn wenn auch allerdings das vor zwanzig Jahren er- 
laffene Urtheil formell nicht mehr exiftirt und feit Exlafjung des neuen 
Urtheils feine zwanzig Jahre verflofien find, fo enthält doch hier das neue 
Urtbeil feinem materiellen Inhalt nad) lediglich eine Wiederholung des 
früheren Urtheils, und muß deghalb, nachdem einmal bei dem früheren Ur- 
theile Die Berwandlung der Todesjtrafe in lebenslängliche Zuchthausftrafe 
geſetzlich eintreten mußte, diefe Verwandlung auch bei dem meuen am die 
Stelle des früheren getretenen und mit demfelben gleichlantenden Urtheile 
Plaß greifen. 

3. Zur Verwandlung der Todesftrafe in lebenslängliche Zuchthausftrafe 
wird Michts weiter erfordert, als der erfolgte Ablauf von zwanzig Jahren; 
die im Mt. 98 beftimmten Unterbrehungsgründe der gewöhnlichen Straf: 
verjährung, Begehung einer neuen Oejegesverlegung oder Verhaftung des 
Angefchuldigten zum Zwecke des Strafvollzugs, können bier nicht Plag grei- 
fen, und muß vielmehr die Verwandlung ohne weitere Rüdfichtnahme hierauf 
immrer dann eintreten, wenn die Todestrafe nicht innerhalb zwanzig Jahren 
vom DBeginne des Yaufes der Frift am gerechnet (vgl. das sub Ziff. 1 Ge- 
fagte) vollſtreckt worden: ift. 

A. Der Ausfprucd über die Verwandlung der Todesftrafe in lebens- 
längliche Zuchthausſtrafe fteht nad dem oben bei Art, 98 auf S. 526 Ge- 
fagten, mas in gleicher Weife auch hieher Anwendung findet, regelmäßig dem 
mit Dem Strafvollzuge befaßten Bezirksgerichte in geheimer Sigung nad 
Anhörung des Staatsanmaltes zu; dieß wird um fo weniger einem Be— 
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denken unterliegen können, da bier feine Abänderung des ergangenen "Straf- 
urtheil3, fondern nur eine gefeglich gebotene Ummandlung der darin aus— 
gefprochenen Strafe in Frage ift, und da nach der ausdrüdlichen Vorſchrift 
des Art. 27 des Geſetzbuchs die Umwandlung einer für ein Vergehen zu- 
erkannten uneinbringlihen Geldftrafe in Gefängnißftrafe gleichfalls in geheimer 
Sigung ohne weiteres Verfahren zu gejchehen hat. Eine Ausnahıne greift 
blos in dem Falle Plag, wenn die Verurtheilung zur Todesjtrafe im Con- 
tumacialwege gefchehen ift und eine neue Verhandlung über die in Frage 
ftehende ftrafbare That ftattfindet, indem bier bei miederholt erfolgender 
Erkennung der Todesftrafe fofort in dem „ergebenden neuerlichen Strafurtheile 
die Verwandlung der Strafe in lebenslängliche Zuchthausſtrafe auszufprechen 
fein wird. 


Alphabetiſches Regiſter — 
zum erſten Baude des Strafgeſetzbuchs. 


A. 
Aberratio ©, 212 j 
Abfjonbderung jugendliher Sträflinge von den andern 5. 400. 
Aburtbeilung ftrafbarer Handlungen im Auslande, deren Wirkung S. 89. 
Adel, Berluft desjelben und ber davon abhängenden Rechte, ſowie der Fähigkeit zu 
Defien Erwerb als Folge der Berurtheilung S. 153 
Aboption, Berüdfihtigung der hiedurc begründeten künſtlichen Verwandtihaft im . 
Strafredte S. 66. 
Affekt als Ausjhließungsgrund der Strafbarkeit ©. 326. 
Alter, jugendliches, defjen Einfluß auf die Strafbarkeit &.378 und 388; fiehe auch 
Jugend. 
Amt, Verluſt desſelben und der davon abhängenden Rechte, ſowie der Fähigleit zum 
Erwerbe eines ſolchen als Folge der Verurtheilung S. 154; Suspenſion ber 
- Staatöbeamten und öffentliden Diener von demfelben während bes Vollzugs 
einer zuerfaunten Gefängnißftrafe S. 163, 
Arialogie, inwieweit fie im Strafrechte ausgefchlojjes und inwieweit fie zuläffig ift 
S. 46. 
Anfang der Ausführung einer firafbaren That S. 198, 
Anrechnung ber Unterfuhungshaft als Strafe ©. 404 
Anftiftung ©. 235; regelmäßiger Beginn der Strafbarfeit des Anftifterse S. 245; 
jelbftitändig jirafbare Anftiftung durch Dingen um Lohn, Gewalt oder Drohung 
S. 277; durch Aufforderung vor einer Menfhenmenge oder mittels eines Preß« 
erzeugnijjes S. 284; Anftiftung eines bereits zur Ausführung ber That Ent: 
jchlojienen ©. 261; Rücktritt des Anftifters ©. 262; fiehe er Theilnahme. 
Antragauf gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung € . 464; Recht ber 
... S. 466; ausbrüdlicher oder ſiuſchweigender Verzicht hierauf 
470; Zurüdnahme des geftellten Antrags auf gerichtliche Verfolgung S. 473; 
fiebe auch Berzicht auf ftrafrechtliche Verfolgung. 
Anzeige, unterlaffene, begangener Verbrechen und Vergehen ©. 305, 
Arreftiirafe, zuläffige Dauer derſelben S. 118; Art ber Androhung S. 119; Voll 
zugsort S. 120; Erftehung in einer poligeifichen Verwahrungsanftalt &. S. 118; 
bärfung ber er Ürreftftrafe S. 120; Beihäftigung ber Arreitfträflinge S. 134; 
fiehe aud Freiheitsftrafen. 
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Ausland, Begriff S. 75; Anwendung ber baverijchen Strafgefeße auf die im Aus— 
lande beyangenen ftrafbaren Handlungen der Inländer ©. 79, der Ausländer 
©. 83; Wirfung der Aburtbeilung im Auslande S. 52 

Ausländer, Begriff S. 75; Anwendung ber ——— Strafgeſetze auf fie S. 81; 
deren Ausweiſung als Folge der BVerurtbeilung S. 182; Ablieferung ungutedhe 
nungsfäbiger ausländijcher Verbrecher unter Sec Sa Jabren an ihre Obrigkeit 
©. 386. 

Auslegung der Strafyefeße, Aufgabe berjelben S. 48; rejtriktive und ertenjive 

Auslieferung von Inländern an ausländiſche Behörden, deren Unzuläffigfeit 
©. 76. 

Außereheliche Verwandiſchaft, inwieweit ſie der ehelichen gleichjteht S. 66. 

Ausweiſung der Ausländer als Folge der Verurtbeilung S. 182, 

Auszeichnungen, Verluſt derfelben und dev davon abbängenden Nechte, fowic ber 
Fähigkeit zu ihrem Erwerbe als Kolge der Verurtbeilung ©. 15L 


B. 

Bande ©. 271, 

Befehl als Ausſchließzungsgrund der Strafbarkeit S. 

Begnadigung ©. 492; Nichtberückſichtigung der im Auslande erfolgten ©. DE —_ 

Begünftigung ©. 285; Begriffsbeftimmung berjelben ©. 289; ibre Beltrafung 
©. 292; Zuläffigfeit von Straffolgen ©. 294; Straflofigfeit der nächſten Ans 
gehörigen des Webeltbäters wegen Beginjtigungsbandlungen ©. 295. 

Beibilfg zu einer frafbaren Dandlung S.236; Zurüdnabme dev bereits geleifteten 
Beihilfe S. 265; fiche auch Theilnahme. 

Beiſtand, gerichtficher,, Verluſt der Fähigleit biezu als Folge der Verurtheilrung 
©. 156. 

Berehnung der Kreibeitsitrafen S. 21 und 124; der Berjährungsfriiten S. 507 
unb D2L 

Befhäftigung und jenjtige Behandlung der Sträflinge 5.132; der in einer Po— 
fizetanftalt Verwahrten ©. 180. 

Betrunfenbeit als Ausſchließungsgrund der Strafbarkeit ©. 325, 

Beweggrund zu einer ftrafbaren Handlung, deſſen Einfluß auf bie Strafbarfeit 
©. 55 und 343, 

Bezirfsgerichtsgefängniffe als Ort des Bollzugs der Gefängnißftrafe S. 110; 
Beſchäftigung und ſonſtige Bebandlung der Sträflinge daſelbſt S. 132, 

Blödjinn als Ausichließungsgrund der Strafbarkeit S. 224, 


©. 
Civilrechtliche Anſprüche aus einer ftrafbaren Handlung, deren Berührung ©. 499, 
Eomplott ©. 267. 
Eonfisfation als Folge der Verurtbeilung ©. 165. 
Culpa, fiche Fabrläffigfeit; culpa dolo determinata ©. GL 
Gurator, Beitellung eines joldhen zur Berwaltung des Vermögens der Zuchthaus— 
jträflinge ©. 163. 





D. 


Dienſt, öffentlicher, Verluſt desſelben und ber davon abhängenden Rechte, ſowie der 
Fähigkeit zur Erlangung eines ſolchen als Folge dev Verurtheilung S. 154. 
Disciplinareinjchreitung, Nichtausſchließüng derſelben durch die jtrafgericht: 

liche Verfolgung ©. 192, 
Disciplinarftrafmittel in den Strafanjtalten ©. 135; in den polizeilichen Ber: 
wahrungsanftalten ©. 181. 


Alpbabetifches Regifter. 535 


Diftrictspolizeibebörde, deren Bejugnifie binfichtlich der Stellung unter Poli- 
jeiauffiht <. 172, 174 und 175; binfichtlich "der Verwahrung im einer Polizei: 
anjtalt ©. 177 und 131; bei der Unmöglichkeit des Vollzugs dev vom Gerichte 
ausgejprochenen Ausweifung eines Ausländers ©. 185, 

Dolus, ſiehe Vorſatz. 

Drobung als Ausſchließungsgrund dev Strafbarkeit S. 20 

Dunkelarreſt bei der Arreſtſtrafe ©. 120. 


€. 
Ehegatten, Aufhebung des durch die Ebe begründeten Verbältnifjes S. 205, 
GFidesjähigfeit, Aufhebung derjelben als Folge der Verurtheilung S. 150. 
Ginführungsgejeg zum Strafe und Polizeiftrafgefeßbuche S. 17, 
Einkindſchaftung, Berüdfihtigung der dadurch begründeten fünftlichen Berwandts 
ſchaft im Strafrechte S. 66. 
Eintheilung der ſtrafbaren Handlungen ©. 35, 
Endzwed einer jtrafbaren Handlung, deſſen Einfluß auf die Strafbarfeit S. 56 und 343, 
Entſtehungsgeſchichte des Strafgefeßbudhs ©. L 
Erben, Vollſtreckung ber rechtskräftig erfannten Geldjtrafen, Gonfisfationen und 
Unterfuchungsfoften gegen die Erben des Berurtbeilten Z. 494, 
Erkenntniß, richterliches, als Ausjchließungsgrund der Strafverfolgung S. 481. 
Erſatz des durch eine jirafbare Handlung zugefügten Schadens als Milderungsgrund 
ber Strafbarfeit ©. 36 
Error, fiehe Irrthum. 


Erceß der Nothwehr ©. 355; Strafbarfeit desjelben Z. 362, - - 
Erterritorialität S. BZ 
F. 


Fahrläſſigkeit, Behandlung derſelben in dieſem Geſetzbuche S. 53, 65; Begriffs: 
beſtimmung und Eintheilung in bewußte und unbewußte S. 63, 

Familienrath, Verluſt der Fähigkeit, Mitglied desſelben zu fein, als Folge ber 
Berurtbeilung ©. AXL 

Feſſelung der Sträflinge und der in einer Polizcianftalt Berwahrten nur als Dis— 
ciplinarftrafmittel zuläjfin ©. 134 und 180. 

Feſtung, Vollzug dev Zuchthaus: und Gefängnißſtrafe dafelbft Z. 115, 

Folgen der Berurtbeilung in eine Verbrechensſtrafe S. 151; in eine Vergebensjtrafe 
S. 157; in eine Webertretungsfirafe S. 158; Felgen einer im Auslande erlit- 
tenen Strafe 5. 187 

Rortdanernde ftrafbare Handlungen S. 509; Unterbredung der Verjährung durch 
diejelben ©. 520, 

Fortgeſetzte ftrafbare Handlungen ©. 422; tbeils im Anlande, tbeils im Auslande 
begangene S. 85; Verjährung derſelben S. 

Freiheit der Willensbeftimmung, Mangel bieran als Ausjcdließungsgrund ber 
Strafbarfeit 5. 328, 

Freiheitsitrafen, beren Theilbarkeit bei der Ausmejiung S. 122; Berechnung ber 
zuerfannten S. 123; Anfang der Strafzeit S. 125; Auftändigfeit zur Entſcheid— 

- ung von Zweifelsfragen über die Berechnung der Strafzeit S. 130. 


G. 

Gefängnißſtrafe, zuläfige Dauer derjelben S. 107; Art ber Androhung ©. 108; 
Unzuläffigkeit äußerer Schärfungen S. 112; Vollzug in den Gefangenanftalten 
und Bezirksgerichtsgefängnifien S. 110; im Zuchthauſe S. 112; im einer Feſt— 
ung ©. 115; Beſchäftigung und fonftige Behandlung der Sträflinge ©. 152; 
ſiehe auch Freibeitsftrafen. 
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Gehalt, Suspenfion der Staatsbeamten und öffentlichen Diener bievon während 
bes Vollzugs einer zuerfannten Gefängnißſtraſe <. lei 

Gebilfe, fiche Beibilfe. 

Geiſteskrankheiten als Ausichliefungsgrund der Strafbarfeit <. 327 

Geldftrafe, deren Gharafter ald Vergehens- oder Nebertretungsftrafe ©. 41; zu: 
läffiger Betrag berfelben E. 135; Art der Androhung S. 136; Umwandlung 
in Gefängniß- und Arreitjtrafe S. 139; in Zuchthausſtrafe S. 140, 461; theil- 
weije Uneinbringlichfeit der Geldſtrafe S. 142; Verfahren bei der Umwandlung 
in Gefängniß- oder Arreftftrafe ©. 144; Bollzugsert der an die Stelle tretenden 
Freibeitsftrafe ©. 145. 

Geminderte Zurehnungsfäbigfeit ale Milderungsgrund der Straibarfeit 
€. 331, 

Gewalt als Ausichließungsarund der Strafbarfeit S. 329, 


BD. 
Handgelöbnif an Kidesjtatt, Aufhebung ber Fähigkeit zur Ablegung eines ſolchen 
als Folge der Berurtbeilung ©. 159. 
Handlung, ftrafbare, in welchem Sinne diefer Ausdrud im Geſetzbuche gebraucht 
ift ©. 50. 
Heilanftalt, Einrechnung des Aufenthaltes daſelbſt in die Strafzeit ©. 128, 
Hilfeleiftung zu einer ftrafbaren Handlung ©. 236; fiche auch Theilnahme. 
Hinderung, unterlajfene, jtrafbarer Handlungen, fiebe Verbinderung. 
Hinrihtung, Vorſchriften hierüber ©. 99, 


a: 

Jahr, deſſen Berechnung bei Rreibeitsjtrafen ©. 123. 

Identität zwijchen der bereits abgeurtbeilten und der neuerlich zur Laſt gelegten 
Handiung E. 48h, 

Inland, Begriff S. 75; Anwendung der bayerifhen Strafgejege auf die von Aus: 
ländern im Inlande begangenen ftrafbaren Handlungen ©. 81, 

Inländer, Begriff ©. 75; Beſtrafung derfelben wegen der im Auslande begangenen 
jtrafbaren Handlungen S. 79; Unzuläffigfeit ihrer Auslieferung an ausländische 
Behörden S. 

Irrthum in Thatumjtänden S. 339; insbejondere in dem Objekte der ftrafbaren 
Handlung ©. 213; Redtsirrthbum ©. 343, 

Jugend als Ausjchliefungsgrund der Strafbarkeit Z. 324 und 375; Unterbringung 
unzurchnungsfäbiger jugendlicher Miſſethäter in einer Erziehungsanſtalt 5. 382; 
Ablieferung unzurehnungsfäbiger jugendlicher Ausländer am ibre Obrigkeit 
E. 386; jugendlices Alter als Milderungsgrund der Ztrafbarfeit ©. 388; 
Straffolgen biebei S. 396; Verfahren binfichtlich der Unterfuhung und Abur: 
theilung ©. 398; Vollzug der gegen jugendliche Perſonen erkannten Strafen 
©. 400, 

K. 


Kompetenz zur Entfcheidung von Zweifelsfragen binfichtlid der Berechnung der 
Strafzeit S. 130; zur Entſcheidung über das Vorhandenfein der Strafverjübr: 
ung ©. 526, 

Komplott S. 267. 

Konfisfation als Folge dev Verurtbeilung ©. 165, 

Konkurrenz, fiehe Jufammenfluß. 

Koften der Unterfuhung, folidarifche Haftbarfeit der Thäter und Theilnehmer einer 
jtrafbaren Handlung biefür S. 319; der Unterhaltung jugendlicher Miffethäter 
in einer Grziehungsanftalt ©, BZ 
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8. 
Landesverweiſung ber Ausländer als Folge der Berurtheilung ©. 182, 


M. 

Mangel an Celbftbeftimmungsfäbigkeit, Urtbeilsfraft oder freier Willensbeftimmung 
ale Ausihliefungsgrund der Strafbarfeit S. 321, 

Mehrere, Bedeutung des Ausorudes S. 74. 

Menjhenmenge, Bedeutung des Ausdrudes ©. 285. 

Milderungsgründe der Strafbarfeit S. 331, 362, 365 und 388; Straffolgen 
biebei ©. 374 und 396, u 

Minderjährige über ſechzehn Jahre, beren Unterbringung in Gefangenanftalten 
für jugendliche Perfonen ©. 402; Unzuläffigfeit der Erfennung der Todesftrafe 
gegen biefelben S. 403. 

Mitjhuldige, deren folidarifche Haftung für Koften und Schadenserſatz S. 319, 

Monat, Berechnung desſelben ©. 124, 472, 


N. 


Nachlaß, Vollſtreckung von Geldſtrafen, Confiskationen und Unterſuchungskoſten 
gegen denſelben ©. 494. 

Nebenvormund, fiehbe Vormunbd. 

Nihtanzeige begangener Verbrechen und Vergehen S. 305. 

Nihtverhinderung jtrafbarer Handlungen S.297; von Zeiten ber Beamten unb 
öffentlichen Diener S. 302, s i 

Non bis in idem ©. 481. 

Nothſtand als Ausſchließungsgrund der Strafbarfeit S. 330, 

Nothwehr ©. 350; deren Bedingungen S. 351; Wirfung derſelben ©. 356; 
Ucherjchreitung ihrer Grenzen ©. 358; Folgen einer folchen Ueberſchreitung 

O. 

Deffentliche Aufforderung zur Verübung einer ſtrafbaren That S. 284. 

Deffentliche Ausjtellung, Auflegung x. von Schriften ©. 72, 2 

Orden, Berluft berfelben und der Fähigkeit zu deren Erwerbung als Folge der 
Berurtbeilung ©. 154. 


P. 
Penſionen, Verluſt derſelben als Folge der Verurtheilung ©. 155. 
Polizeianftalt, Verwahrung in einer jolhen als Folge der Verurtheilung S. 176, 
Polizeiauffiht als Folge der Verurtheilung S. 170; zuläffige Maßregeln gegen 
den unter Polizeiaufficht Geftellten S. 174; Dauer der Polizeiaufſicht S. 173 
und 
Polizeibehörde, fiehe Diftriftspolizeibehörbe. 
Polizeigerichtsgefängniſſe als Ort des Vollzugs der Arreſtſtrafe ©. 120; Be: 
Ihäftigung und fonftige Behandlung der Sträflinge bafeldft S. 132 
Preßerzeugniffe, Begriff ©. 70; Unterbrüdung und Vernichtung derſelben als 
Folge ber Verurtheilung ©. 168; Aufforderung zur Verübung einer ftrafbaren 
That mittels eines Preßerzeugnijies E. 2834. _ 
Preffe, Verjährung der durch diefelbe verübten Vergeben und Webertretungen ©. O6, 


N. 





Kehtsirrtbum 5, 343. — 
Rechtskräftige Aburtheilung als Ausſchließungsgrund nochmaliger gerichtlicher 
Verfolgung S. 481 


- 
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Retorfion gegenüber auswärtigen Staaten und beren Unterthanen ©. 98, 

Rihterlihes Erkenntniß als Ausjhließungsgrund der gerichtlihen Verfolgung 
S. 481. 

Rüdfall, Behandlung desjelben in dieſem Geſetzbuche S. 457, 

Rückwirkende Kraft der Strafgejeße ©. 49. 


Schadenserfag als Milderungsgrund der Strafbarfeit ©. 365; ſolidariſche Haft: 
ung ber Thäter und Theilnehmer einer ftrafbaren Handlung biefür 5. 319, 

Schärfung der Arreititrafe S. 120, 

Schwägerſchaftsverhältniß, außerebelihes ©. 70, 

Seelenftörungen ale Ausfhließungsgrund der Strafbarfeit 5. 326 und 327, 

Selbftbeftimmungsfäbigfeit, Mangel bieran als — der 
Strafbarkeit ©. 321, 

Solidariſche Haftung der Thäter und Theilnehmer einer ftrafbaren That für 
Schadenserfag und Koften ©. 319, 

Strafanftalten, Beihäftigung und fonftige Behandlung der Steäflinge daſelbſt 5.132, 

Strafart und Strafmaaß als Grundlage ber Eintheilung der ftrafbaren Handlungen 
©. 35. 

Strafbare Handlung, jtrafbare That, Bebeutung bes Ausdruds S. 50. 

Strafbare Unterlaffungen, Anwendung ber Borfchriften des Geſetzbuchs über ftraf: 
bare Handlungen bierauf ©. BL 

Straffolgen, fiche Folgen der Beruribeilung. 

Strafvollzug in einer Feſtung S . 115. 

Strafzeit, beren Berehnung ©. 193; Anfang derſelben &. 125, 

Suspenfion ber Staatsbeamten und öffentlihen Diener vom Amte und Gehalte 
während des Bollzugs einer Gefängnißitrafe S. 163, 


T. 


Tag, Berechnung desſelben S. 14. 

Taubſtummheit als Ausſchließungsgrund der Strafbarkeit ©. 324. 

Thäter, Begriff S. 229, 

Theilbarfeit ber Freibeitsftrafen bei ihrer Ausmeflung S. 122, 

Theilnabme ©. 226; Begriff derfelben S. 253; Theilnahme durch Anſtiftung 
S. 235; durch Beihilfe S.236; Unmöglichkeit einer Theilnahme an fabrläffigen 
Rechtsverlegungen S. 233; eines ftrafbaren Verſuchs der Theilnahme ©. 245; 
Beftrafung der Theilnahme S. 242; Befugniß zur Strafberabfegung bei ber 
Theilnahme durch Beihilfe S. 274; Irrthum des Theilmehmers über die Be: 
Iihaffenheit der vom Thäter verübten That S. 246; Abweichung des Thäters 
vom Willen des Theilnehmers S. 247; Beweis über die Abfiht des Theil: 
nehmers S. 258; Einfluß der perfönlichen Beziehungen und Verhältniſſe eines 
Thäters, Ibeilnehmers oder Begünftigers auf die übrigen Thäter, Theilnehmer 
oder Begünjtiger S. 308. 

Tod bes Echuldigen als Erlöfhungsgrund der Strafbarkeit S. 494, 

Todesftrafe S. 99; Art und Weife ihres Vollzugs S. 101; Unzuläſſigkeit der— 
jelben bei Minderjährigen ©. 403, 

Trunfenbeit als Ausjchließungsgrund der Strafbarfeit ©. 325, 


u. 


Webertretungen, Begriff S S. 35; ſtrafrechtliche und polizetlihe S. 39, 

Umwandlung ber uneinbringlichen Geldſtrafe in Freibeitsftrafe Z. 138, 

Unterbredung der Verjährung ber gerichtlichen Verfolgung ©. 512; ber Straf: 
verjährung ©. 524, 
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Unterbringung unzurehnungsfähiger jugendlicher Perfonen unter ſechzehn Jahren 
in einer Grziehungsanftalt S. 382; Koften des Unterbaltes ©. 387, 

Unterdrüdung von Preßerzeugniffen S. 168. | 

Unterlafjene Anzeige begangener Verbrehen und Bergeben S. 305. 

Unterlaffene Verhinderung jtrafbarer Handlungen S. 297; von Seiten ber 
zur Verhinderung verpflichteten Beamten und öffentlihen Diener S. 302, 

Unterfaf jungen, ftrafbare, Anwendung ber Borfchriften des Geſetzbuchs hierauf 
©. 

Unterfudungsbaft, unverfchuldete, deren Anrechnung als Strafe S. 404, 

Unterjuhungsfoften, deren Bezahlung aus dem Nachlaſſe Verftorbener S. 494: 
ſolidariſche Haftbarfeit der mehreren Thäter und Theilnehmer biefür ©. 319, 

Unwiffenbeit, deren Einfluß auf die Strafbarkeit 5. 339 und 343, 

Unzurehnungsfäbigfeit ©. 321; aus Gründen in der Perfon des Hanbelnden 
S. 322; aus Gründen außerhalb der Perfon desſelben S. 328, 

Urheber, unmittelbarer ©. 229; mittelbarer (intellectueller) fiche Anftiftung. 

Urtheilsfraft, Mangel hieran als Ausſchließungsgrund der Strafbarkeit S, 321 


V. 

Verbrechen, Begriff ©. 35, 

Verfolgung, ftrafrechtliche, Verzicht hierauf ©. 464. 

Vergeben, Begriff S. 35 

Verhinderung, unterlaffene, ftrafbarer Handlungen ©. 297 und 302, 

Verjährung ©. 496; ber gerichtlichen Verfolgung S. 498; ber rechtskräftig er— 
fannten Strafe ©. 528 und 530; Unterbrehung ber Verjährung S. 512 und 524. 

Verjähbrungsfriften der gerichtlichen Verfolgung S. 499; bei Vergeben und 
Uebertretungen durch die Preſſe S. 506; Beredinung der Friften S. 507; Friſten 
für die Verjährung der Strafen S. W 

Berluft von Aemtern, Dienften, Würden, Auszeihnungen und allgemeinen Rechten 
als Folge der Verurtheilung in eine Verbrechensjtrafe ©. 151; in eine Bergebenss 
ftrafe ©. 157. bu 

Vermögensrehte, deren Beihränfung als Folge ber Verurtheilung ©. 162, 

Vernichtung von Preßerzeugnijfen ©. 168, 

Verfhwägerte außer der Ehe ©. ZU, 

Berſuch ©. 193; Anfang der Ausführung S. 198; freiwilliger Abſtand S. 202; 
Verſuch mit abjolut untauglichen Mitteln S. 208; mit unzulänglichen Mitteln 
S. 211; am einem untauglicen Objefte S. 210; Strafbarfeit des Verſuchs bei 
Vergehen und Mebertretungen &. 215; Unmöglichkeit eines Verſuchs bei einzel- 
nen Verbrechen S. 216; Beftrafung des Verfuhs S. 219 und 222, 

Verurtbeilung, deren Folgen, fiche Folgen der Berurtbeilung. 

Berwahrung in einer Polizeianftalt S. 176; Behandlung ber Verwahrten S. 180; 
Abkürzung und Berlängerung der Verwahrung ©. 181 

Verwandlung des Charakters einer ftrafbaren Handlung in Folge mildernder Im: 
fände oder vorhandener Strafmilderungsgründe S. 42; Zeitpunft des Eintritts 
der Berwandlung ©. 1 

Verwandte, wer darunter zu verjteben S. 66. : 

Verzicht auf ftrafrechtliche Verfolgung S. 464; ausdrüdlicher und ſtillſchweigender 
5. 471; bei dem Vorbandenfein mebrerer Berechtigten oder Beſchädigten ©. 475; 
Einfluß des zu Gunften eines Thäters, Theilnehmers oder Begünſtigers gelei— 
ſteten Verzichts auf die übrigen Z. 476. 

Völkerrecht, deſſen Einfluß auf die Bejtrafung der Ausländer S. 82. 

Vollendung einer ftrafbaren That S. 193, 

Vorbereitungshandlungen zur Verübung einer ftrafbaren That S. 199; beren 
Straflofigteit S. 223; Ausnahmen bievon ©. 224, 
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Rormund, Verluft der Fäbigfeit hiezu als Folge der Berurtheilung S. 156, 
Vorſatz ©. 53; Begriff S. 55; mit und ohne Vorbedacht gefaßt ©. 58; beftimm- 
ter und unbeftimmter (alternativer, eventueller) ©. 59; Beweis des Vorſatzes 
28. 
MWildbeit als Ausfchließungsgrund der Strafbarfeit ©. 324. 
Willensbeftimmung, freie, Mangel bieran als Ausichließungsgrund der Strafbar: 
feit 5. 328, 
Würden, Berlujt derfelben und der Fähigkeit zu deren Erwerbung als Folge ber 
Berurtbeilung &. 14. 
3. 


Zorn als Ausjchließungsgrund der Strafbarkeit ©. 326. 

Zuchthausſtrafe ©. 102; zeitliche und [ebenslängliche S. 103; Berwanblung in 
Gefängnißftrafe ‚bei rfolgender Zumefjung unter vier Jahren ©. 104; Art der 
Androhung ©. 105; Beihäftigung und fonftige Behandlung ber et Sträflinge 
S. 132; Bollzug in in einer Feſtung S. 115; fiehe auch Freibeitsftrafen. 

Zur ehnungsfähigkeit &.322; geminberte S. 331; Herabjegung der orbentlichen 
Strafe in diefem Falle ©. 334; Zufammentreffen mehrerer Gründe geminberter 
Zurehnungsfäbigfeit ©. 332. 

Zurüdnahme des Antrags auf gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung 
S. 

Zujammenffuß jtrafbarer Handlungen ©. 413; realer und idealer ©. 414; Be: 
Nanblung des Zufammenfluffes in diefem Gejegbuche ©. 415; Fälle eines blos 
iheinbaren Aufammenflujjes S. 421; Zujammenfluß eines Verbrechens, Ber: 
gehens oder einer ftrafrechtlichen Webertretung mit einer polizeilich ftrafbaren 
(oder fiskaliſchen) Uebertretung S. 429; Kompetenz zur Aburtbeilung ber zu: 
fammentreffenden ftrafbaren Handlungen ©. 437; Zufammenfluß einer erſt 
jpäter entdedten mit einer bereits abfeurtbeilten jtrafbaren Handlung S. 442 
und 448; Zujammenfluß einer rechtskräftig abgeurtbeilten aber noch nicht voll: 
ftändig beftraften Handlung mit einer neuerlich verübten ©. 457, 

Zufammengefeßte firafbare That ©. 424 


Drud von 6 R. Schurich in Müncben. 


Drucffehler. 


Seite VI Zeile 7 von oben ftatt „verfucht“ lies „verſucht wird“, 

.5 3. 15 von unten ftatt „demſelben“ lies „denjelben“. 

. 14 Note 138. 1v. o. ftatt „Beil. Bd. TI” lies „Beil. Bd. III”. 

.65 3.4 v. o. ftatt „I)“ Ties „2)*. 

. 134 3. 24 v. o. ftatt „find“ lies „jo find“, 

. 136 in ber Weberjchrift jtatt „Arreftitrafe“ lies „Geldſtrafe“. 

142 3. 1 v. o. find die Worte „aljo dem Beruribeilten die Befugniß ein* zu 

ftreichen. 

©. 144 3.2 v. o. ftatt „?)" lies „“. 

©. 146 3. 13 v. o. ftatt „Beftimmungen“ lies „Beftimmung“. 

©. 220 3. 13 v. u. ftatt „Geldſchmuck“ Ties „Goldihmud“. 

©. 223 und 224 in ber Ueberſchrift ftatt „Verſuch“ lies „Vorbereitende Handlungen“. 

©. 228 3. 8 v. u. ſtatt „jedes“ lies „jeder“. 

€. 237 3. 23 v. o. ftatt „Entſcheidungen“ lies „Unterjcheidungen“. 

©. 238 3. 3 v. u. ftatt „welcher“ Ties „welchen“. 

©. 241 3. 18 v. u. follte mit den Worten „Ziff. 4“ ein neuer Abfag beginn 

©. 244 3.5 v. o. ftatt „)“ Ties „Y“. 

©. 256 3. 12 v. u. ftatt „in Voraus“ lies „im Voraus“. 

S. 280 3. 13 v. u. ftatt „dem B“ lies „ben B*. 

©. 281 3. 22 v. o. ftatt „ſtrafbarer“ lies „ftrafbar“. 

©. 282 3.5 v. o. find bie Worte „Anftifter der“ zu fireichen. 

S. 350 in der Note 3. 2 v. u. ftatt „in dem neuen Gejeßentwurfe“ Ties „in ben 
neuen Gefegentwurf“. 

©. 357 3.2 v. o. ftatt „all Ties „alle“. 

S. 372 3. 7». 0. ftatt „Nachtheile“ lies „Nacheile“. 

©. 378 in ber Note 3. 4 v. o. ftatt „wenn“ Ties „als wenn”, und 3. 5 v. u. ftatt 
„bleibt mir“ Ties „bleibt nur“. 

©. 431 3. 16 v. o. ftatt „— 30 Tagen” Ties „— 30 Tagen“. 

©. 447 3.4 v. o. ftatt „die Strafe der“ lied „die Strafe des". 

S. 472 in ber Note 3. 5 v. o. ftatt „von ben“ lies „von bem“. 

©. 479 3. 10 v. o. ftatt „Perſon“ lies „Perſonen“. 

©. 497 3. 1 v. o. ftatt „wegen einer” lies „einer“. 
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